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I. Bommentar zum Bürgerlichen Gefeßbude. 


Allgemeiner Theil von Geh. Juſtizrath Dr. C. Gareis, Königsberg. M. 7, 
geb. M. 8. 

Recht der Schuldverhältnifie von Prof. Dr. P. Derimann. M. 14, geb. M. 15, 

Sachenrecht von Prof. Dr. I. Biermann in Gießen. M. 7, geb. M. 8. 

Familienrecht von Profeſſor Dr. ®. von Blume in Königsberg und Dr. D. Opet, 
Privatdozent in Stiel. 

Erbredt von Dr. ©. Frommhold, ord Prof. der Rechte in Greifswald. M.T, 
geb. M. 8. 

Einführungsgefeg von A. Niedner, Landrichter in Meiningen. 2. Aufl. M. 10, 
geb. M. 11. 


I. Rommentar zu den Mebengefeken. 


Handelögejegbuh von Dr. 8. Lehmann, ord. Profefjor der Rechte in Roſtoch, 
und 3, Ning, Hammergerichtsrath in Berlin, I. Theil. M. 7. II. Theil (bis 
$.275) M.4. 11. Band M. 10, geb. M. 12,50. 

Givilprogefordnung von A. Förjter, Geh. Dber-Regierungsrath in Berlin, und 
9. Engelmann, Oberlandesgeridytsrath in Breslau. 

Konkursorduung von Dr. von Sarwey und Dr. ©. Boßert, Landgerichtsrath 
in Stuttgart. M. 16, geb. M. 18,50. 

Grundbuchordnung von C. Predari, Kammergerichtsrath in Berlin. I. Theil M. 3,60.' 

"Die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtöbarkeit von R. Schulge-Görlig, 
Kammergerichtsrath, und Dr. H. Dberned, Redtsanmwalt. I. Theil! Das 
Reichsgeſetz. M. 10, geb. M. 12,50. 1. Das Preußiiche Geſetz M.9, geb. 
M. 11,50. 

\ Bwangsverfteigerungsgejeg von Oberlandesgerichts-Rath Dr. Th. Wolff. Ausgabe 
für das Neid. 2. Aufl. M. 10, geb, M. 12,50. Ausgabe für Preußen. 
M. 12, geb. M. 14. 


II. Bommentar zu dem Preußiſchen Ausführungsgefet. 


Ausführungsgefeg für Preußen von Dr. Grufen und G. Müller, Amtsrichtern. 
I. Theil M. 7. 


Juni 1901. 
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Vorwort zur erfien Auflage. 


Der vorliegende erfte Verſuch einer umfangreicheren Bearbeitung 
des gelammten Einführungsgejeges will als — materiell völlig ſelbſtän— 
diger — Theil eines großen Sammelwerfes die durch die Anlage bes 
Ganzen gebotene Einheitlichkeit in der formellen Anordnung des Stoffes 
wahren. — Immerhin gebietet die Eigenart gerade diejes Theiles ber 
großen Eodification gewiffe Abweichungen. Das gilt insbejondere auch 
hinſichtlich der bei Bearbeitung der einzelnen Abſchnitte jelbjt einzuhals 
tenden Methode. Gleihmäßig zwar waren überall die Materialien des 
Geſetzes ſelbſt als die zunächſt werthvollſten Interpretationsmittel zu bes 
rückſichtigen. Dagegen mußte bei der Auslegungsarbeit im Uebrigen den 
‚ ohne Weiteres in die Augen ſpringenden weſentlichen Verſchiedenheiten der 
einzelnen Abſchnitte des Geſetzes unter ih gebührend Rechnung getragen 
- werden, damit die durch bie Eigenart eines jeden Theile bedingten, 
- feinem Berftändniß fich entgegenftellenden, bejonderen Hindernifje mit einiger 
“ ZTrefffiherheit aufgefunden und foweit möglich aus dem Wege geräumt 
werden fonnten. 

Hierbei erſchien es als geboten, für den I. und III. Abjchnitt eine 
möglich}t klare Leberficht über den durch das Verhältniß der verſchiedenen 
Gejege zu einander nunmehr gegebenen Nechtszuftand zu liefern, wobei 
natürlich nicht daran gedacht werben Eonnte, die ungeheure Zahl der ein- 
zelnen partifulären Beftimmungen erſchöpfend aufzuführen. Bei ben im 
I. und IV. Abjchnitt ſich findenden mehr von prinzipiellen Geſichtspunkten 
getragenen Beftimmungen erſchien es geboten, bie Ergebnifje der bis» 
berigen Theorie und Praris nit aus dem Auge zu laffen, vor Allem 
aber die hier (namentlich auf dem Gebiet des internationalen Privat: 


1.157003 


VI Vorwort. 


rechts ſchon ziemlih umfangreihe Litteratur zu dem neuen Geſetze 
eingehend zu verwerthen und zu ben gerade in ben prinzipielljten 
Punkten bereit3 Hervorgetretenen zahlreichen Streitfragen ſelbſt Stellung 
zu nehmen. 


Meiningen im Juni 1899. 


Alerander Niedner. 


Vorwort zur zweiten Auflage. 


Bei diefer Auflage find die inzwiſchen erichienene reichhaltige 
Ritteratur und Judikatur, vor Allem aber die Ausführungsgejege ſämmt— 
Iiher Bundesstaaten berüdfichtigt. 

Das hierbei zu verarbeitende Material gebot Hierbei eine fajt 
völlige Umgeftaliung der Haupitheile des IV. Abſchnitts (Uebergangs- 
beftimmungen). 


Meiningen im Juni 1901. 


Alerander Niedner. 


Ginleitung. 


A. Das Einführungsgejeß enthält die Normen über den Anwendungs- 
bereich des B.G.B. im Verhältniß zu anderen Rechtsquellen. Es regelt: 


Abſchnitt I (Art. 7-31) das Verhältniß zu den ausländiſchen 
Gefegen: örtliche Kollifionsnormen (internationales Privatredt). 


Abſchnitt II (Art. 32—54) das Verhältniß ß 
zu den Spezial-Reichsgeſetzen fachliche (generijche, 


dynamiſche) Kolli- 
Abſchnitt III (Met. 55—152) das Verhältniß ſionsnormen. 
zu den Spezial-Landesgeſetzen 


Abſchnitt IV. (Art. 153—218) das Verhältniß zu ben bisherigen 
Gejegen: zeitliche Kollifionsnormen (Uebergangsbeitimmungen). 
Daneben enthält das E.®. in den Art. 1—6 einige für das 

B.G. B. und das E.G. allgemeingeltenden Erläuterungsbejtimmungen, 

nämlid: 

Artikel 1: über den Zeitpunkt des Ankrafttretens des B. G. B. 

Artilel 2: über die Bedeutung des Wortes „Geſetz“. 

Artifel 3: über die Tragweite der Vorbehalte zu Sunften der Landes— 
eleBe- 

Artikel 4: a die Ergänzung des Reichs- und Yandesipezialrechts 
durh das B. G. B. 

Artikel 5: über den Begriff Bundesſtaat (umfaßt auch Elſaß-Lothringen). 

Artikel 6: über die Zujtändigkeit des Neichsgerichts für alle Rechts— 
ftreitigfeiten aus dem B.G.B. 

Die in dem E.G. enthaltenen Normen find ihrer Natur nad nicht 
materielles, jondern formelles Recht. Sie enthalten die Zuftändigfeits- 
beftimmungen für das anzumwendende materielle Recht. Sie konnten 
daher in den lediglich das materielle Recht regelnden Borfchriften des 
B.G. B. keine Stelle finden. Dieſe gejeßgeberiihe Behandlung enthält 
einen bedeutfamen geſetztechniſchen Fortſchritt gegenüber den bisherigen 
Kodififationen, weldhe die in unjerem E.G. geregelten Materien in dem 


VIII Einleitung. 


Allgemeinen Theil des Haupigeſetzes ſelbſt abzuhandeln pflegten, vgl. 
Einleitung zum Pr. A. L. R., Code eciv. titre préliminaire ꝛc., Deſter⸗ 
reich. B. G.B. 8.1—13. Bayriſch. Landrecht, Theil 1 Kap. 1 u. 2. — 

Die Vorſtellungsweiſe, daß die Anwendungsgrenze eines Geſetzes 
gewiſſermaßen ein Annex des Geſetzes ſelbſt iſt, rechtfertigt die Regelung 
der Anwendungsnormen in dem als Annex des B. G.B. ſich darſtellenden 
Einführungsgeſetze. Die Bedeutung des letzteren Geſetzes als einer dem 
B. G.B. völlig gleichberechtigt gegenüber ſtehenden prinzipalen Rechts— 
quelle darf damit nicht in Frage geſtellt werden. 

Wie das B. G. B. enthält auch das E.G. abgeſehen von den oben 
erwähnten Einleitungsbeſtimmungen keine allgemeinen Beſtimmungen über 
die Geſetzesquellen (insbeſ. Gewohnheitsrecht) Geſetzesanwendung linsbeſ. 
Analogie) und Geſetzesauslegung, vgl. Entw. I $.1 u. 2 ſowie ähnliche 
allgemeine Vorſchriften, wie fie die bisherigen Kodififationen in ihren all 
gemeinen Theilen enthalten. 

Eine Abänderung gegenüber den Vorentwürfen hat das E.G. in 
feiner äußeren Geftalt dadurch erhalten, daß einerjeit3 die Art. 11—15 
des Entw. I, melde die Aenderung der Civilprozeß- und Konkurs— 
ordnung und den Einführungsgejegen zu dieſen Gefefegen enthielten, aus— 
geſchieden und in befondere Geſetze verwiejen find und als andererjeits 
die in den Entwürfen I u. II des EG. nicht geregelten Bejtimmungen 
über das internationale Privatredht aus dem Hauptgeje (vgl. 88. 2236 
bis 2265 Entw. II des B. ©.B.) in das E.G. übernommen find. 


B. An Rechtsquellen neben dem B. G.B., welche den Anwendungs 
bereich deſſelben einjchränfen fommen in Gemäßheit des E.G. zum 
B. G. B. hiernach in Betracht: 

Abſchnitt I. 88. 7—31. Die ausländiſchen Geſetze. Cine Dar: 
jtellung, in wie weit diejelben geeignet find den Anwendungsbereich des 
inländifchen Rechts einzufchränfen, findet fih in der Vorbemerkung zu 
Art. 7ff. des 1. Abſchnitts. Eine Ueberfiht auch nur der wichtigften Kodi— 
fifationen des Auslandes fann an diejer Stelle nicht gegeben werden. 
Ueber Zufammenjtellungen von ausländijchen Collifionsnormen vgl. S. 10 
und ©. 19 

Abfıtmitt U. Die Neichsfpecialgejege. Diejelben bleiben nad 
dem Grundfaß des Art. 32 von dem B.G.B. unberührt. Inwieweit 
ausnahmsmeile das B. GB. in ihren Anwendungsbereich eingreift, ijt in 
den Art. 33 ff. dargeftellt. Eine UWeberfiht über die hauptfſächlichſten 
Reichsgeſetze privatrechtlichen Inhalts giebt Neumann, Handausgabe zum 
B.G. B. S. 1550— 1667 nad) der Legalordnung der Neichsverfaflung. 


Einleitung. IX 


Abfıhnitt III. Die Landesipezialgefekgebung. Die Landes» 
gefege treten nad dem Grundjaß des Art. 55 außer Kraft. In wieweit 
ausnahmsweiſe Die Landesſpezialgeſetzgebung aufrechterhalten ift, ergiebt fich 
aus ben Art. 5öff. bes II. Abſchnitts, ſowie aus einigen in dem B.G.B. 
jelbft enthaltenen Vorbehalten, vgl. S. 118. ALS Erfenntnißquelle des hier: 
nach aufrechterhaltenen Landesprivatrechts kommen insbejondere in Betradht: 


a) 


für das ſchon vor dem 1.1.1900 beftehende Recht: Die 
Lehrbücher des deutichen Privatrehts3 von „von Roth” Syſtem 
bes D. Pr. 3 Bände, Tübingen 1880—86, Stobbe Handb. des 
Deutſch. Priv.:R. 5 Bände 1882 — 1885 und die Neubear: 
beitung: Stobber-Lehmann Band II—-IV 1896—1900, Gierke 
Deutſch. Privatreht I Band Leipzig 1895, (Fortfegung in Bor: 
bereitung); ferner die einzelnen Sammlungen landesgejeßlicher 
Beftimmungen über verjchiedene Rechtsmaterien von Neubauer, 
Berlin, v. Deder’3 Verlag. 


b) für die nad dem 1.1. 1900 erlafjenen Gefeße: Becher: Die 


Ausführungsgefege zum B. G.B.: „Sammlung der von den 
Bundesjtaaten zur Ausführung des B. ©.B. und feiner Neben 
gejege erlaffenen Gefege und aus Geſetzeskraft verjehenen Ber: 
ordnungen, Münden, Schweißer 1899 — 1900. 


Die widtigften Ausführungsgefege und Verordnungen 


jind fo 


Igende: 


1. Sönigreich Preußen. 


1 


Be “ © 


DD 1 wi 


. Ausführungsgeieh zum Bürgerlihen Gejegbudhe vom 20. Sep— 
tember 1899. 


2. Preußiihes Geſetz über Die freiwillige Gerichtsbarfeit vom 21. Sep— 


tember 1899, . 
. Ausführungsgeieß zum Neichsgeiege vom 17. Mai 1898, betreffend Aen« 
derungen der Givilprogchordnung vom 22. September 1899, 


. Ausführungsgeieg zum Neichsgeiege über die Zwangeverſteigerung und die 


Awangsverwaltung vom 23. September 1899. 


. Ausführungsgeieß zum Handelsgejegbude vom 24. September 1899. 


. Ausführungsgejeg zur Grundbucdordnung vom 26. September 1899. 
. Verordnung, betr. das Grundbuchweien, vom 13. November 1599. 


. Verordnung, betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen »Beitrei- 


bung von Geldbeträgen, vom 15. November 1599. 
. Verordnung zur Ausführung des VBürgerlihen Geſetzbuchs, vom 16. No» 
vember 1899. 


. Zerordnung, betreffend die Anlegung der Grundbücher im Gebiete des vor— 


maligen Herzogthums Naffau, vom 11. Dezember 1899. 


. Verordnung, betreffend den Güteritand beitehender Chen, vom 20. De- 


zember 1899. 


. Verordnung über die Ortsgerichte in den Tberlandesgerichtsbezirken Frank— 


furt und Gafjel vom 20. Dezember 1899. 


. Verordnung, betreffend die Anlegung des Grundbudys für die Inſel Hel— 


goland, vom 10. April 1900. 


.Geſetz über die Fürſorgeerziehung Minderjähriger, vom 2. Ault 1900. 
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Einleitung. 


2. Königreich Bayern. 
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. Gejeh, das Unſchädlichkeitszeugniß betreffend, vom 15. Juni 1898. 
. Gejeg, die Vorbereitung der Anlegung des Grundbudhs in den Landes— 


theilen rechts des Nheins betreffend, vom 18. Juni 1898. 


.Geſetz über das Liegenihaftsreht in der Pfalz vom 1. Juli 1898. 
. Königlih Allerhödjte Verordnung, die vom Buchungszwange befreiten 


Grundſtücke betreffend, vom 1. Juli 1898. 


. Königlich Allerhöcdjite Verordnung, die Anlegung des Grundbuchs in den 


Yandestheilen rechts des Nheins betr., vom 23. Juli 1898, 


. Königlich Allerhöchite Verordnung, die Anlegung des Grundbuchs in der 


Pfalz betreffend, vom 28. Augujt 1898. 


. Ausführungsgeiceh zum Bürgerlihen Geſetzbuche vom 9. Juni 1899. 
. Gejeg, Uebergangsvorſchriften zum Bürgerlihen Gefegbude 


betreffend, vom 9. Juni 1899. 


. Ausführungsgefeg zu der Grundbuchordnung und zu dem Geſetz über die 


Ywangsverjteigerung und die Amwangsverwaltung vom 9. Juni 1899. 


i Notariatsgeiek vom 9. Juni 1899, 
Königlich Allerhöchſte Verordnung, das gerichtliche Hinterlegungsmweien be= 


trefiend (Hinterlegungsordnung) vom 18. Dezember 1599. 


. Königlich Allerhböchite Verordnung zur Ausführung des Bürgerlichen Geſetz— 


buchs und feiner Nebengeſetze (Zujtändigfeitsverordnung) vom 24. Dezember 
1849. 


3. Königreich Sachen. 


—1. 


9. 


Geſeßz, die ig ir des "Bürgerlihen Geſetzbuchs vom 
18. Auguft 1896 und des Ginführungsgeiehes zum Bürger- 
lihen Geſetzbuch von demielben Tage betreffend, vom 18. Juni 
1898. 


. Verordnung zur Ausführung des Bürgerlichen Geſetzbuchs und Der zu 


dejien Eins und Ausführung ergangenen Geſetze vom 6. Juli 1899. 


. Verordnung zur Ausführung einiger mit dem Bürgerlichen Geiegbuche zu— 


jammenbhängender Reichsgeſetze vom 24. Juli 1899. 


. Verordnung zur Ausführung der geieglihen Beitimmungen über die An— 


gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und des Hinterlegungsweſens 
vom 25. Juli 1899. 


. Verordnung zur Ausführung der Grundbuhordnung vom 26. Juli 1899. 
. Verordnung zur Ausführung des Handelsaeiegbuds, des Binnenſchiffahrts— 


geſetzes und des Frlöhereigeieges vom 10. November 1599. 


. Verordnung zur Ausführung der Givilprozchordnung und der Konkurs 


ordnung vom 20. November 1899. 


. Verordnung, die Zwangsvollitredung in das unbeiwegliche Termögen be= 


treitend, vom 5. Dezember 1899. 
Geſetz, die Anlegung von Miündelgeld betreffend, vom 22. Tezember 1899. 


4. Königreich Württemberg. 


1. 


2. 
3. 


Ausführungsgeiehk zum Bürgerlichen Geſetzbuch und zu bejien 
Nebengeſetzen, vom 28. Juli 1849. 

Königliche Verordnung, betreffend das Grundbuchmweien, vom 30. Juli 1899. 
Geſetz, betreffend die Zwangserziehung Minderjähriger, vom 9. Des 
zember 1899, 


5. Grofherzogthum Baden. 


1. 


De 


Sandesherrlicdhe Verordnung, die Führung der Grund- und der Piandbücher 
betreffend, vom 11. September 1897. 


. Zandesherrlihe Verordnung, die Beireiung gemiffer Grundjtüde von dem 


Buchungszwang betreffend, vom 22. Oftober 1897. 


.Geſetz, die Vereinigung der Grund» und Unterpfandsbücher betreffend, vom 


14. April 1808, 


. Gejeg, die Gintragung des Gigenthums im Grundbuch betreffend, vom 


14. April 1898. 


12. 
18. 


14. 
15. 


Einleitung. XI 


.Geſetz, die Abänderung des Jagdgeſetzes vom 2. Dezember 1850 und die 


Aufhebung des Wildſchadengeſetzes vom 31. Dftober 1833 betreffend, vom 
9. Auguſt 1898. j 


.Geſetz, die geichlofienen Hofgüter betreffend, vom 20. Auguft 1898. 
. Gejeg, die Abänderung des Geſetzes vom 3. Februar 1868 über die Nechts- 


verhältniffe der Dienjtboten betreffend, vom 20. Auguſt 1898. 


. Gejeß, die Zwangsvollſtreckung wegen öffentlicherechtlicher Geldforderungen 


betreffend, vom 12. April 1899. 


. Geieg, die Ausführung des Bürgerlichen Gefegbudhs betreffend, 


vom 17. Juni 1899. 


. Gefeß, die freiwillige Gerichtsbarkeit und das Notariat betreffend, vom 


17. Junt 1899 (Nedhtspolizeigeieß). 


. Geje vom 18. Juni 1899, die Ausführung des Reichsgeſetzes über Die 


Zmangsverjteigerung und die Amangsverwaltung und der Civilprozeß— 
ordnung betreffend. 

Ausführungsgeieß zur Grundbuhordnung vom 19. Juni 1899. 
Landesherrlihe Verordnung, die Ausführung des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
und damit zufammenhängender Geſetze betreffend (Allgemeine Ausführungs- 
verordnung), vom 11. November 1899. 

Geich, die Untheilbarkteit der Grundjtüde betreffend, vom 16. Auguſt 1900, 
Geſetz, die Zwangserziehung und die Bevormundung durch Beamte der 
Armenverwaltung betreffend, vom 16. Augujt 1900, 


6. Großherzogthum Heffen. 


1. 
2. 
8. 
4. 


5. 


Geſetz, das Notariat betreffend, vom 15. März 1899. 

Geſetz, die Anlegung des Grundbuchs betreffend, vom 16. März 1899. 
Geſetz, die Ausführung des Bürgerlihen Geſetzbuchs betreffend, 
vom 17. Nuli 1899. 

Geſetz, die Ausführung des Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit betreffend, vom 18. Juli 1899. 

Geſetz, betreffend die Ergänzung und Aenderung des Geſetzes, den Gerichts- 
ftand und das gerichtliche Verfahren in Anjehung des Yandesherrn und 
der Mitglieder des Großherzoglicheu Haufes betreffend, vom 7. Juni 1879, 
vom 19. Juli 1899. 


.Geſetz, die Ausführung des Handelsgejegbucdhs und der Wechſelordnung be— 


treffend, vom 20. Juli 1899. 


. Gejeß, betreffend Menderungen des Geſetzes, die Ausführung der deutichen 


Givilprozekordnung und Konkursordnung betreffend, vom 4. Juni 1879, 
vom 21. Juli 1899. 


.Geſetz, die Ausführung der Grundbuchordnung betreffend, vom 22. Juli 1899, 
.Geſetz, die Ausführung des Geſetzes über die Zwangsverſteigerung und Die 


Bmwangsverwaltung betreffend, vom 23. Juli 1899. 


. Gejeg, die Umwandlung und Ablöjung von Neallajten und Dienjtbarfeiten 


betreffend, vom 24 Auli 1899. 


. Verordnung, die Drtsgerichte betreffend, vom 2. Auguſt 1899. 
. Verordnung, die Behandlung von Fundſachen betreffend, vom 9. Auguſt 


1899, 


. Zerordnung, die gerichtlichen Hinterlegungen betreffend, vom 19. Auguſt 1899. 
. Verordnung zur Ausführung des Artikel 2 Abi. 3 des Geleges, Die Aus— 


führung des Bürgerlichen Geſetzbuchs betreffend, vom 17. Juli 1899, vom 
14. Dftober 1899. 


. Verordnung vom 23. Dezember 1899 über das Verfahren bei Berufungen 


nad Artifel 6 des Geſetzes, Die Ausführung des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
betreffend, vom 17. Juli 1899. 


. Verordnung, die Anlegung des Grundbuchs und Die Ausführung der 


Grundbuchordnung betreffend, vom 13. Januar 1900. 


. Verordnung, die Gintragung der Grunddienjtbarteiten betreffend, vom 


20. Juni 1900. 


. Gejeg, Die Legitimation durch nachfolgende Ehe betreffend, vom 7. Juli 1900. 
. Gejeg, die Fortführung der Grundbuchkarten und der bisherigen Grund» 


büder betreffend, vom 14. Juli 1900. 


Au 


Ginleitung. 


7. Groſtherzogthum Medlenburg- Schwerin. 


L. 


to 


10. 
11. 


12, 
13. 
14. 


Verordnung vom 15. Februar 1598, betreffend die landesüblihen Zahlungs» 
termine. 


‚ Verordnung vom 9. April 1899 zur Ausführung des Bürger» 


lichen Geiegbuds. 


. Verordnung vom 9. April 1899 zur Ausführung der Grundbuchordnung. 
. Verordnung vom 9. April 1899, betreffend das Verfahren in Vereinsſachen. 
. Zerordnung vom 9. April 1839, betreffend die Zwangserziehung Mindere 


jähriger. 


. Verordnung vom 9 April 1899 zur Ausführung des Geſetzes über die An— 


BORN der freiwilligen Gerichtsbarfeit. 
erordnung vom 9. April 1899 zur Ausführung des Gefeges über Die 
Zmwangsveriteigerung und die Zwangsverwaltung. 


. Xerordnung vom 9. April 1899 zur Ausführung der Givilprozekordnung. 


Verordnung vom 9. April 1599 zur Ausführung der Konfursordnung. 
Verordnung vom 9. April 1899 zur Ausführung des Handelsgeſetzbuchs. 
Verordnung vom 9. April 1899, betrefiend das Hinterlegungsweſen (Dinter- 
legungsordnnung). 

Rerordnung vom 9. April 1899, betreffend den Erjag von Wildichaden. 
Gefindeordnung vom 9. April 1899. 

Verordnung vom 9. April 1599, betreffend das Verfahren bei der Zwangs— 
volljiredung im Verwaltungswege. 


8. Großherzugthum Medlenburg:Strelig. 


J 
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Verordnung zur Ausführung des Bürgerlichen Geſetzbuchs vom 
9 April 1899, 


. Verordnung zur Ausführung der Grundbudordnung vom 9. April 1899. 
. Verordnung, betreffend das Lerfahren in Vereinsſachen, vom 9. April 1899, 
. Verordnung, betreffend die Zwangserziehung Minderjähriger, vom 


9. April 1599. 


. Verordnung zur Ausführung des Geſetzes über die Zwangsverſteigerung 


und Ywangsverwaltung vom 9 April 1849, 


. Verordnung zur Ausführung des Geſetzes über die Angelegenheiten der 


freiwilligen Gerichtsbarfeit vom 9. April 1849, 


. Berordnung zur Ausführung der Goncursordnung vom 9. April 1899, 

. Verordnung zur Musjführung der Givilprozehordnung vom 9. April 1899. 
! eg vom 9. April 1849. 

. Verordnung, be 


treffend das Hinterlegungsweien (Hinterlegungsordnung) 
von 9. April 1899, 


. Verordnung zur Ausführung des Handelsgeſetzbuches vom 9. April 1899. 
. Verordnung, betreffend den Griag von Wildichaden, vom 18. Dezember 1899. 


9. Großherzogthum Sachſen-Weimar-Eiſenach. 


1, 


IX 


Geſetz vom 29. März 1899, betreffend Menderungen des Geſetzes vom 
20. März 1879 zur Ausführung des Deutichen Gerichtsverfaljungsgefeßes 
vom 27. Januar 1877. 

weiter Nadıtrag zu dem Gelee vom 9. März 1875, betreffend die Ein— 
führung von ‚sriedensrichtern, vom 1. April 159%. 


. Ausführungsgeſetz zum Bürgerlihen Gefegbuh vom 5. April 1899, 
. Ausfiibrungsgefeg zur Givilprozekordnung umd zur Konfursordnung, vom 


8. April 1899, 


. Ausjührungsgeieß zum Handelsgeſetzbuch, vom 10. April 1899. 
. Geſeß vom 12, April 1899, die Ausführung des Neichsacietes über Die 


Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarteit vom 17. Vai 1898 bes 
treffend. 


. Geſindeordnung für das Großherzogthum Sachſen, vom 11. Dftober 1899. 
: Hinterlegungs ordnung vom 29. November 1809. 
. Gefeg über die Zwangsvollſtreckung in das unbeweglidye Vermögen vom 


6. Tezember 1899. 


Geſetz über die Jwangsvollitredung im Verwaltungswege vom 8. Dezember 
1849, 
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10. Großherzogthum Oldenburg. 


1: 
2. 
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.n un - Herzogthum Didenburg, betreffend das Grunderbredt, vom 
. Apri i 

Geſetz für das Herzogthbum Didenburg, betreffend das nutzbare Eigenthum 
an Grunditüden, vom 25. April 1899. 


. Sejeg für das Herzogthbum Dldenburg zur Ausführung des 


a Wer Geſetzbuchs und des Handelsgejekbuds vom 
15 at 1899. 


: Gejeß für das Herzogthum Dldenburg zur Ausführung der Civilprozeh- 


ordnung und des Gejeges über die Zmangsverjteigerung und die Zwangs— 
verwaltung vom 15. Mat 1899. 


k .. für das Herzogthum Dldenburg vom 15. Mai 1899 zur Ausführung 


der Grundbuchordnung vom 24. März 1897, 


. Verordnung für das Herzogthum Didenburg vom 15. Mat 1899 zur Aus» 


führung der Grundbuhordnung vom 24. März 1897. 


. Gejet für das een Birkenfeld zur Ausführung des 


Bürgerlihen Geſetzbuchs vom 15. Mat 1899. 


. Gejeg für das Fürjtenthum Birkenfeld zur Ausführung der Eivilprozeh- 


ordnung und des Geſetzes über die Ziwangsverfteigerung und die Zwangs— 
verwaltung vom 15. Mai 1899. 


: Mel Am das Fürſtenthum Birkenfeld vom 13. Oktober 1899 zur Ausführung 


der Grundbuchordnung vom 24. März 1897. 


. Verordnung für das Fürſtenthum Birkenfeld vom 13. Dftober 1899 zur 


Ausführung der Grundbudhordnung vom 24. März 1897. 


. Gejeg für das Fürſtenthum Lübeck zur Ausführung des Bürger- 


lihen Gejegbudhs vom 15. Mat 1899. 

Bejeg für das Fürſtenthum Lübeck zur Ausführung der Civilprozeßordnung 
und des Gejeges über die Zwangsverfteigerung und die Zwangsverwaltung 
vom 15. Mai 1899. 


.Geſetz für das Fürſtenthum Lübeck zur Ausführung der Grundbucdordnung 


vom 24. März 1897, vom 15. Mai 1889. 


» Verordnung für das Fürſtenthum Lübeck zur Ausführung der Grundbuch— 


ordnung vom 24. März 1897 vom 15. Mai 1899. 


.Geſetz für das Fürſtenthum Yübed, betreffend das nußbare Eigenthum an 


Grunditüden, vom 25. April 1899. 


- Gejeg für das Fürſtenthum Yübed, betreffend das Grunderbredht, vom 


14. Juni 1899. 


. Geieg für das Großherzogthum Dldenburg zur Ausführung der Gelege 


über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 15. Mai 1599. 


. Gejeß für das Großherzogthum Tldenburg, betreffend eine Gejindeordnung 


für das Großberjogtbum Oldenburg, vom 15. Mai 1899. 


. Verordnung für das Großberzogtbum Didenburg zur Ausführung Des 


Bürgerlichen Geſetzbuchs vom 1. Tezember 1899. 


11. Serzogthum Braunſchweig. 


1. 


x 


Ausiührungsgeiet zum Bürgerlihen Gejetbude vom 12. Juni 
1899, 


2. Ausführungsgeieg zur Neihsgrundbudhordnung (vom 24. Marz 1897) vom 


12. Juni 1899. 


. Ausführungsgeieg zum Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen 


Gerichtsbarfeit vom 12. Jumt 1809. 


. Ausführungsgeieg zu dem Reichsgeſetze über die Zwangsverſteigerung und 


Zwangsverwaltung (vom 24. März 1897) vom 12. Juni 1849, 


Geſetz über das Hinterlegungsiveilen vom 12. Juni 1899. 
. Ausführungsgeieg zum Handelsgejegbuce vom 12. Juni 1899. 
. Gejeg, betreffend Acnderungen des Geſetzes, Die Ausführung der deutichen 


Prozegordnnungen betreffend, vom 1. April 1579 Ar. 12 vom 12. Juni 1349. 


. Gejep, betreffend die Abändernug des Heieges über das Verwaltungszwangs— 


verfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen vom 9. April 1888 Nr. 15 
vom 12. Jumt 189%, 


AIV 
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Geſetz, betreffend Abänderung des Berggeiehes vom 15. April 1867 Nr. 28 


vom 12. Juni 1899, 


.Geſetz wegen Abänderung der Gefindeordnung vom 12. Junt 1899, 
. Gefeß, beireffend die Jmangserziehung Minderjäbriger, vom 12. Juni 1899, 
3 Verordnung, betreffend die Ausführung der Reichs— Srundbuchordnung ſo⸗ 


wie die Anlegung der Grundbücher, vom 12. Juni 1899. 
Verordnung, betreffend die Ausführung des Bürgerlichen Geſetzbuchs, vom 
1. Auguft 1899. 


12. Herzogthum Sachfen-Meiningen. 


1. 


IN ai 


— 


9. 
—10. 
11. 
12. 


Ausführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch vom 9. Auguſt 
1849, 
Geiek vom 10. Auguft 1899, über das Chegüterredt. 


.Geſetz vom 12. Auguſt 1899, betreffend die öffentlichen Laſten. 
. Geieg vom 13. Auguſt 1899 zur Ausführung des Handelsgeſetzbuchs. 
. Gejeg vom 14. Auqujt 1849 zur Ausführung der Reihsgrundbudhordnung 


vom 24. März 1897, 

Beleg vom 15. Auguſt 1899 über die freiwillige Gerichtsbarkeit. 

Geſetz vom 16. Auguſt 1899 zur Ausführung des Neichsgefeges vom 17. Mat 
1898, betreffend Nenderungen der Givilprozekordnung. 


. Gejeg vom 17. Auguſt 1899 zur Musführung des Neichsgeieges über Die 


Zwangsverjteigerung und die Zwangsverwaltung. 

(sejeg von 18. Auguſt 1899, betreffend Die religiöje Erziehung. 
Geſetz vom 19. Auguſt 1599, betreifend die Senangeergiehang. 
Verordnung vom 16. Dezember 1839, betreffend Das Grundbuch. 
Geſetz vom 27. Dezember 1899, betrefiend das Dinterlegungsmeien. 


13. un... Sachſen-Altenburg. 


1. Ausführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſeßbuche vom 4. Mai 
1899. 


. Austührungsgefeg zur Civilprogehordnung vom 4. Mat 1899 

. Ausfübrungsgeieg zur Konfursordnung vom 4. Mai 1509, 
Ausführungsgeſetz zur Grundbuchordnung vom 4. Mai 1899. 
.Ausführungsgeſetz zum Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung und Die 


Zwaängsverwaltung vom 4. Mai 1849. 


. Austührumgsgeieg zum Neichsgeieg über die Angelegenheiten der freiwilligen 


Serichtsbarfeit vom 4. Mai 1849, 


. Hochjte Verordnung zur Ausführung des Vürgerlichen Geſetzbuchs und feiner 


Nebengeiege vom 24. Juni 1844. 
Höchſte Verordnung zur Ausführung der Grundbuchordnung vom 5. Sep- 
tember 1849. 


. Geſetz, den Erſatz von Wildſchaden betreffend, vom 20. Tezember 1899. 


14. Serzogthum Eachien:Soburg und Gotha. 


.Geſetz, betreffend Die Nenderung des Ausführungsgeieges zum Deutſchen 


Gerichtsverfaſſungsgeſeße vom 7. April 1879, vom 23. Cltober 1899, 


.Ausführungsgeſeß zur Civilprozehordnung, vom 23. Oktober 1849. 
. Notartatsordiiung vom 23, Throber Ist. 
. Koburg =» Botbaiiches Beleg uber Die freiwillige Gericdhtsbarfeit vom 


23, Ottober Ist, 


5. Hinterlegungsordnung vom 23. Tftober 1899. 

. Ausiichrungsgeieg zum Handelsgeſeßbuche, vom 23. Oltober 1894. 
Ausführungsgeſetz zur Grundbuchordnung, vom 23. Uftober 1899. 

. NAusführungsgeieg zum Bürgerlichen Geſetzbuche, vom 20. No— 


vember 180%, 


. Nustührungsaeleg zum Neicdhsgeiek über die Aıvangsveriteigerung und Die 


Zwangsverwaltung vom 20. November 18494. 


. benmdeordnung vom N. Tezember 18194. 
. Verordnung zur Ausſführung der Hrumdbuchordiung, vom 1. Dezember 1899. 


Verordnung, beiveriend Die Ausführung des BVürgerlichen Geſetzbuchs und 
einer Nebengeiege, vom 28. Tesember 1894, 
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15. Herzogthum Anhalt. 


DB Nu 


2 


m 


—A 


.Geſetz, betreffend das Pfandleihgewerbe, vom 17. März 1899. 
Geſetz, betreffend die Zwangserziehung Minderjähriger, vom 21. März 1899. 
— zum Bürgerlichen Geſeßbuche vom 18. April 


&usfüßrungspee zum PENDEL. über die Angelegenheiten der freiwilligen 


Gerichtsbarkeit vom 18. April 1 


.Geſetz vom 20. April 1899 zur Ausfüßrun des — —— betr. Aende⸗ 
Mai ı 


rungen der Givilprozekordnung, vom 17. 


. Ausführungsgejeg zum Beiegefee über Die ———— und die 


en ee vom 20. April 1899. 
usführungsgeieß zum Handelsgeſetzbuche vom 20. April 1899. 


. Ausführungsgeieß zur Grundbuhordnung vom 20. April 1899. 
. Gefindeordnung vom 21. April 1899. 
10. 


Geſetz, den Erjaß von Wildſchaden betreffend, vom 21. April 1899, 


16. FürftenthHum Schwarzburg-Rudolftadt. 


* [eg ei nn 


. Gejeß, den Erſatz von Wildſchaden betreffend, vom 11. Juli 1899. 
. Ausführungsgeießzum Bürgerlihen Geſetzbuche vom 11. Juli 1899. 
. Ausführungsgeieg zum Reichsgeſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen 


Gerichtsbarkeit vom 11. Juli 1899, 


. Gejeß, betreffend die Ausführung der Givilprozekordnung und der Konkurs— 


ordnung vom 11. Juli 1899. 


5. Geſetz vom 11. Juli 1899, betreffend die Ausführung des Handelsgejegbuds 


10. % 
11. 
12, 


vom 10, Mai 1897. 


j — — vom 11. Dezember 1899. 
Geſetz ü 


er die Awangsvollitredung in das unbemwegliche Vermögen vom 
11. Dezember 1899. 


. Gejeg vom 21. Dezember 1899, über das Berwaltungszwangsverfahren 


wegen Beitreibung von Geldbeträgen. 


. Ausführungsgeieg zum Neichsgeiege über die Zwangsverjteigerung und die 
1900, 


wangsverwaltung vom 28. Februar 

usführungsgeieß zur Grundbuchordnung vom 28. Februar 1900, 
Gefindeordnung vom 28. Februar 1900, 
Verordnung vom 11. April 1900, betreffend die Eintragung von Namens» 
änderungen in die Standesregijter. 


17. Fürſtenthum Schwarzburg:Sonderöhnufen. 


1. 
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TOEIRDRANGESPICS zum Bürgerlihen Gejegbude vom 19. Juli 


A Geleh, en — der Civilprozeßordnung und Konkursordnung 


vom 19. Juli 1 


3. Geſetz über das J vom 19. Juli 1899. 
4. 


Ausführungsgeieh zum Neichsgejeg über Die Swangsverfteigerung und 
gen Sverwaltung vom 19. Juli 1899, 

Husfü rungegefeß zum — über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtöbarfeit vom 29. Juli 1899, 


. Enteignungsgeieg vom 29. Juli 1899. 

. Gejeg, betrefiend Drtsichäger und Handelsmäfler, vom 29. Auli 1899. 
. Gefindeordnung vom 29. Juli 1899. 

s yrangserziehungsgeich vom 29. Juli 1899. 


usführungsgejeg zur Reichsgrundbuchordnung vom 29. Juli 1899. 


. Hinterlegungsordnung vom 29. Juli 1899. 
. Notariatsordnung vom 29. Juli 1899. 
.Geſetz, betreffend Errichtung einer Handelsfammer, vom 30. Juli 1899. 


18. Fürftentbum Walded: Pyrmont. 


1: 
2, 


Ausführungsgejeg zum Bürgerlichen Gejegbuhe vom 11. De 
zember 1899, 
Waldeckiſches Geſetz über die freimillige Gerichtsbarkeit vom 11. De— 
zember 1899. 
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9. 


. Ausfü 
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,‚ Ausführungsgeieg zur Grundbuchordnung vom 11. Tezember 1899. 
. Ausführungsgeieg zum NReichsgejek über die Zwangsverfteigerung und Die 


Zmwangsverwaltung vom 11. Dezember 1899. s 
lach zum Reichsgeſetze vom 17, Mai 1898, betreffend Aende— 
rungen der Givilprozebordnung vom 11. Dezember 1899, 


,‚ Ausführungsgefeg zum Handelsgeiegbuche vom 11. Dezember 1899, 
. Gefeg über das Hinterlegungsweien vom 11. Tezember 1899. 
i a and zur Ausführung des Bürgerlichen Geſetzbuchs und der Artifel 4 


des Ausführungsgejeges zum Handelsgefegbudh in den Fürſtenthümern 
Walded und Pyrmont vom 20. Dezember 1599. 
Verordnung, betreffend das Grundbuchweien, vom 20. Dezember 1899. 


19, Fürftenthum Reuß Aelterer Linie, 
1 


10. 


20. Für 
1. 


Belek vom 26. Dftober 1899, die Ausführung des Bürgerlichen 
Geſeßbuchs vom 18. Auguſt 1896 und des Ginführungsgeichkes 
von dDemfelben Tage betreffend. 


. Gejeg vom 27. Dftober 1899 zur Ausführung des Neichsgeieges über die 


Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarteit vom 17. Mai 1898. 


. Gejeß vom 28. Dftober 1899 zur Ausführung der Grundbuhordnung vom 


24. März 1897. 


.Geſetz vom 30. Oktober 1899 zur Ausführung des Neichsgejepes vom 


24. März 1897 über die Zwwangsveriteigerung und Zwangsverwaltung. 


. Gele vom 1. November 1899 zur Ausführung der Neidyscivilprogeordnung. 
. Gefeg vom 2. November 1899 zur Ausführung der Konfursordnung für 


das Deutſche Neid). 


. Gefeg vom 3. November 1899, die a re wegen gemiiier 


Geld» umd Naturalleiitungen im Bertvaltungsivege betreffend. 


. Gejeg vom 4. November 1896 zur Musführung des Handelsgeiegbuchs vom 


10. Mai 1897, 


.Geſetz vom 6. November 189%, betreffend das gerichtlihe Hinterlegungs- 


weſen (Hinterlegungsordnung). u 
Yandesherrlihe Verordnung vom 6. Tezember 1899 zur Ausführung der 
Grundbuchordnung für das Deutiche Reich vom 24, März 1897. 


ſtenthum Reuß jüngerer Linie. 
Geſetz vom 10. Auguſt 1899, die Ausführung des Bürgerliden 


Geſetzbuches vom 18. Auguſt 1896 und des Ginführungsgeiches 
dazu von demielben Tage betreiiend. 


. Gejeg vom 10. Auguſt 1899 zur Ausführung des Neichsgeieges über die 


Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarfeit. 


. Notariatsordnung vom 10, Auguſt 1899. 
. Hinterlegungsordnung vom 10. Auguſt 1899, 
. Gele vom 10. Auguſt 1899 zur Ausführung der Civilprozeßordnung. 


Geſetz vom 10. Augujt 1899 zur Musführung der Konfursordnung. 


: ihr Para 10. Auguſt 1899 zur Ausführung des Handelsgeiegbudhs vom 


10, Mai 1897, 


. Gele vom 10. Auguſt 1899 zur Ausführung des Neichsgeleges über die 


Zwangsverjteigerung und Zwangsverwaltung. 


. Geſetz vom 10. Auguſt 1899 zur Musführung der Grundbucordnung. 
.Geſetz vom 10. Auguſt 189%, die Zwangsvollitredung im Verwaltungse 


wege betreffend. 


. Landesherrlihe Verordnung vom 30. November 1899, die Drtsgerichts- 


perionen — Amtsichuljen — betreffend. 


21. Fürftenthbum Schaumburg:tippe. 


1. 


2 


. 


3 


Geſetz, betreffend die Ertheilung von Unihädlichkeitszengniiien, vom 4. Mat 
1899. 


Geſetz, betreffend die Hinterlegungsordnung, vom 20, Juni 1899. 


. Beleg, betreffend die Ausſührung des Reichsgeſeßzes über die Zwangsver— 


ſteigerung und die Zwangsverwaltung vom 24. März 1897, vom 23. Juni 
1849, 
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.Geſetz, betreffend die Zwangserziehung Minderjähriger, vom 30. Juni 1899. 
.Geſetz vom 5. Juli 1889 zur Ausführung des Reichsgeſetzes, betreffend 


Henderungen der Civilprozegordnung, vom 17. Mat 1898. 


. Gejeß, betreffend die Gefindeordnung für das Fürjtentfum Schaumburg- 


Lippe, vom 14. Auguſt 1899. 


. Ausführungsgejeg vom 16. Auguſt 1899 zum Reichsgeſetze iiber die Ange— 


legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898. 


.Geſetz vom 19. Auguſt 1899, betreffend die Musführung der Grundbud)- 


ordnung für das Deutiche Neih vom 24. März 1897. 


. Gejeg zur Musführung des Bürgerliden Geſetzbuchs vom 


23. Auguſt 1898. 


. Landesherrliche Verordnung, betreffend die Ausführung der Grundbuch— 


ordnung für das Deutjche Neich vom 24. März 1897, ſowie die Anlegung 
der Grimdbücher, vom 2. Dezember 1899. 

Verordnung vom 11. September 1899 über Abänderung der Verordnung 
von 20. September 1879, betreffend die 88 7 und 55 des NAusführungs- 
geiehes von 30. Juni 1879. 


22. Fürſtenthum Lippe, 


1. 


2 
3 
4, 
5 
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10. 


Ausführumngsgejeß zum Bürgerlihen Gejegbudhe, vom 17.No- 
vember 1899, 


. Geieh vom 17. November 1899 zur Ausführung des Reichsgeſetzes über 


die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarfeit vom 17. Mai 1898. 


. Gejeg vom 17. November 1899, zur Ausführung des Neichsgeiehes, betreifend 


Aenderungen der Givilprozehordnung, vom 17. Mai 1898. . 
Geſetz vom 17. November 1899, zur Ausführung des Reichsgeſetzes über 
die Zıvangsverjteigerung und die Zwangsverwaltung, vom 24. Marz 1897, 


. Geſetz vom 27. November 1899, zur Ausführung des Handelsgeſetzbuchs 


vom 10. Mai 1897. 


. Gefeß vom 17. November 1899, zur Ausführung der Grundbuchordnung, 


vom 24. März 1897. 


. Gefindeordnung vom 17. November 1899. 
. Verordnung zur Musführung des $ 18322 des Bürgerlichen Geſetzbuches, 


vom 2. Dezember 1899. 


. Verichtigung eines Drudjehlers im $ 21 Abi. 1 des Ausführungsacießes 


zum Vürgerlichen Gejegbuche vom 17. November 1899 (Nr. 29 der Geſetz— 
Sammlung). 

Geſetz, Abanderungen des Ansführungsgeieges zum Bürgerlichen Geſetzbuche 
betreffend, vom 15. März 1900, 


23. Freie und Hanfeitadt Lübeck. 


. Gefindeordnung vom 19. Juli 1899, 
. Gejeß, betreffend die Zwangsvollſtreckung im Verwaltungswege, vom 


20. März 1899. 


. Hinterlegungsordnung. 
.Ausführungsgeſetz zur Civilprozeßordnung. 
.Ausführungsgeſetz zum Reichsgeſeße vom 17. Mai 1898 über die Angelegen— 


heiten der freiwilligen Serichtsbarfeit. 


. Ausführungsgeieß zum Bürgerlihen Geſetzbuche, zum Handels« 


———— und zur Wechſelordnung. Vom 30. Oktober 1899. 
Leihhausordnung. 


. Geſetz, betreffend das Pſandleihgewerbe. 

. Verordnung, betreffend das Piandleihgewerbe. 

. Ausführungsgeieg zur Grundbuchordnung. 

. Ausführungsgeieg zum Neichsgejege über die Zıvangsverfteigerung und Die 


Awangsperwaltung. 


. Verordnung über die Einrichtung der Grundbücher und über andere der 


Sandesjujtizverwaltung durch die Grundbuchordnung vorbebaltene Gegen- 
ſtände vom 24. Januar 1900, 


. Jagdgeiez. 
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Verordnung, betreffend den Zeitpunkt für das Ankrafttreten des Aus— 
in von 18. Dezember 1899 zur Grundbuhordnung, vom 
17. März 1900. 

Nachtrag zum Ausführungsgejege zur Grundbuchordnung vom 18./22. Des 
zember 1899. 

Notariatsordnnung. 


24. Freie Hanfeftadt Bremen. 


. Ausführungsgeiet zum Bürgerlidhen Gejegbuh vom 18. Juli 


1899, 


. Gejeß, betreffend den Süteritand der vor dem AÄnfraittreten des 


Vürgerlihen Geſetzbuchs geſchloſſenen Ehen, vom 18. Juli 1899. 


„ Beleg, betreffend Die durd die Einführung des Bürgerlichen Geſetzbuchs 


und anderer Neichsgeiepe veranlaften Aenderungen verichiedener Bremiicher 
Gelege, vom 18. Juli 1899, 


. Hinterlegungsordiung von 18. Juli 1899. 
. Seleg, betrefiend Die Jwangserziehung jugendlicher Rerjonen, vom 18. Juli 


1899. 


. Ausführungsgeieg zur Grundbuchordmung vom 18. Juli 1899. 
. Ausführungsgaeleg zu dem Neichsgeieg vom 24. März 1897, betreffend die 


Zwangsverjieigerung und die Zwangsperwaltung, vom 18. Juli 1899. 


.Geſetz, betreffend die Ausführung des Neichsgeiekes über Die Angelegen= 


heiten der freiwilligen Gerichtsbarfeit, vom 18. Juli 1899. 


. Ausführungsgeieg zur Givilprozehordnung vom 18. Juli 1899. 
. Ausführungsgeſetz zum Dandelsgeiepgbude vom 18. Juli 1849. 


Verordnung, betreiiend Die in den Geſchäftsräumen einer Bremiſchen Bes 
hörde oder einer Berfehrsanitalt aefundenen Sachen, vom 18. Juli 1899, 


. Verordnung des Senats zur Nusführung des Bürgerlichen Geſetzbuches, 


vom 18. Juli 189%, 


. Verordnung, betreffend die Einrichtung der Grundbücher, vom 19. De» 


zember 1849. 


. Verordnung, betretiend die Einrichtung und Führung des BVereinsregiiters 


und des Gitterrechtsregiiters vom 19. Tezember 184%. 


. Verordnung, betreffend 1. die Ginridtung und Führung des Flurbuchs, 


2. Die Anlegung Des Grundbuchs, 3. die vom Buchungszwang befreiten 
Grundſtücke, vom 19. Dezember 1899. 


25. Freie und Hanfeftadt Hamburg. 


1. 


2, 


11. 


Geſeß, betreffend Ausführung des Bürgerlihen Gefjegbuds, 
vom 14. Juli 1899. 

Gejet, betreffend den Süteritand der vor dem Inkrafttreten 
des Pürgerlidhen Geſetzbuchs geichlotienen Eben, vom 14. Juli 
1809, 


.Geſetz, betreffend die Yormundichaftsbehörde, von 14. Juli 1899. 
. Geleg, betrefiend Ausführung der Grundbuchordnung, vom 14. Juli 1899. 
. Geſetz, betreffend Ausſührung des Neichsgeleges iiber die Zwangsverſteige— 


rung und Zwangsverwaltiung, vom 14. Kult 1899, 


. Hinterlegungsordnung vom 14. Kult 1849, 
. Verordnung des Zenats zur Ausführung des Bürgerlichen Geſetzbuchs vom 


l. Dezember 180%, 


. Geſetz, betreffend Ausführung der abgeanderten Givilprozegordnung, vom 


22. Tezember 1899. 

Geſetz, betreffend Ausſührung des Handelsaclekbuds, vom 20. Tezember 1899, 
(Sejep, betreffend das Notariat, vom 29. Dezember 1899. 

Hamburgiſches Geſetz über Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarfeit, 
von 2%. Tezember 15399. 


26. Eliah-Yothringen. 


—1. 


Geſetßz, betreffend die Ausſührung des Bürgerlichen Geſeßbuchs 
in Elſaß-Lothringen, vom 17. April 1809. 


. Gejeß, 
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.Geſetz, betreffend die Ausführung des Neichsgeießes über die Angelegen- 


beiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, vom 6. November 1899. 


. Gefeg, betreffend die Ausführung der Grundbuchordnung vom 24. März 


1897, vom 6. November 1899. 


. Gejeg, betreffend das Hinterlegungsmwejen und den Geichäftsfreis der 
99 


Staatödepofitenverwaltung, vom 1. November 1899, 


. Gejeß, betreffend die Ausführung der Givilprozehordnung und der Konkurs— 


— ſowie das Rechtsmittel der Kaſſation, vom 13. November 1899. 
etreffend die Ausführung des Neichögeleges über die Zwangsver— 
fteigerung und die Amangsverwaltung, vom 13. November 1899, 


. Berordnung, betreffend die Regelung der Zuftändigkeit in den Fällen der 


$$ 1723, 1745, 1322 des Bürgerlichen Gejfegbuchs, vom 1. November 1899. 


. Gejeß, betreffend die Aufhebung von Yandesgeiegen, vom 29. November 1899. 
. Verordnung, betreffend die Vereine und die Stiftungen, vom 6. Dezember 
1899, 


. Verordnung, betreffend die vom Buchungszwange befreiten Grundftüde, vom 


11. Dezember 1899. 


. Verordnung, betreffend die Anlegung von Grundbücdern, vom 18. April 


1900. 


. Verordnung, betreffend den Güterftand der vor dem Inkrafttreten des 


ae 


Bürgerlichen Geſetzbuchs geſchloſſenen Ehen, vom 2. Mai 1900, 
— Bol. Beer a. 0.0. S.ı— XV. — 


Abſchnitt IV. Die bisherigen Geſetze. In wie weit der Anz 
wendungsbereid des B. G. B. durch diefe eingejchräntt it, ergiebt ſich aus 
der Einleitung zum IV. Abſchnitt (S. 288 ff). 


Eine Ueberfiht des bisher in Deutjhland geltenden 


Rechts 


Das 


1. 


ergiebt ſich nach der Denkſchrift zum B. G. B. wie folgt: 
A. Gemeines Recht. 
Gemeine Recht galt 


in folgenden Preußiſchen Gebietstheilen: 

a) Regierungsbezirk Stralſund; 

b) —— Schleswig-Holſtein mit Ausnahme einiger vormals Jütiſcher 

ezirke; 

ce) Provinz Hannover mit Ausnahme des Negierungsbezirts Aurich ſow 
der Kreiſe Lingen und Duderſtadt; 

d) Kreiſe Wetzlar, Neumied, Altenkirchen und Meijenheim im Regierungs— 
bezirfe Koblenz; 

e) Provinz Heſſen-Naſſau; 

f) Negierungsbezirt Sigmaringen. 


. in Bayern mit Ausnahme der Fürſtenthümer Ansbad und Bayreuth, 


einiger Orte im Amtsgeridhtsbezirfe Waldjafjen und des Marktes Redwitz 
ſowie der Pfalz. 


‚in Bürttemberg. 


in Hefjen mit Ausnahme der Provinz Rheinheiien. 


‚in Medlenburge Schwerin. 


in Sachſen-Weimar mit Ausnahme der früher Erfurter Gebietstheile. 


. in Medlenburg-Strelig. 

. in Didenburg mit Ausnahme des Fürſtenthums Birkenfeld 
. in Braunfchweig. 

‚in Sadhjen-Meiningen. 

‚in Sadjen-Altenburg. 

‚in Sachſen-Koburg-Gotha. 

. in Anhalt. 

‚in Shwarzburg-Rudoljtadt. 
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15. in Shwarzburg:Sondershaujen. 
16. in Balded. 

17. in Neuß älterer Linie. 

18. in Neuß jüngerer Linie. 

19. in Shaumburg=-tippe. 

20. in Yippe. 

21. in Zübed. 

22, in Bremen. 

23. in Hamburg. 


In den vorſtehend bezeichneten Gebieten des Gemeinen Rechtes galten außerdem 
von widhtigeren Partitularrechten die folgenden: 
1. Lübiſches Recht. 
2. Rüttich Yom (1240, 1590), 
3. Frieſiſches Recht (Nordſtrander Landrecht 1572). 
4. Sachſenſpiegel. 
5. Eiderſtädter Landrecht (1591). 
6. Land» und Marſchrecht (Gewohnheitsrecht in einzelnen Theilen der Provinz 
Schleswig-Holſtein). 
7. Neumünſieriſche Kirchſpielgebräuche. 
8. Dithmarſches Landrecht. 
9. Hamburger Stadtrecht (1603). 
10. Bremer Stadtrecht (1433, 1459, 1534). 
11. Recht des vormaligen Fürſtenthums Isnabrüd. 
12. Miünfteriiche Bolizeiordnung (1740). 
13. Shaumburgtiche Polizeiordnung (1615). 
14. Solmier Gerichtse und Yandesordnung (1571). 
15. Kapenelnbogener Yandrecht (1591). 
16. Kurpfälziſches Yandrecht (1610). 
17. Naflausstagenelnbogenihe Yandesordnung (1616). 
18. Kurklölniſche Rechtsordnung (1665). 
19. Kurtrierer Yandredıt (1713). 
20. Mainzer Pandredyt (1755). 
21. Recht des Bisthums Aulda. 
22, Frankfurter Neformation (1578, 1611). 
23, Bayeriſches Yandredit (Codex Maximilianens Bavarieus eivilis 1756). 
24. Bamberger Yandrecht (1769). 
25. Landrecht der Graſſchaft Erbach und Herrichaft Vreuberg. 
26. Würzburger GFränkiſche) Yandgerichtsordnung (161). 
27. Nürnberger Netormatton (164). 
28. Wordervnerreichtiches Recht (Geſetzbuch Joſephs I. 1787). 
29, Württembergiſches Yandredit (1610. 
30, Sogenanntes gemeines Suchlenredt. 
Die Einwohnerzahl der gemeinrechtlichen Gebicte betrug etwa 16 500 000, 


BB. Sächſiſches Bürgerliche® Gefenbuch (156%). 


Das Geſetzbuch galt ausichliehlid im Königreich Sachſen für eine Einwohner 
zahl von etwa 3 5uo une, 


©. Preußiſches Allgemeines Yandrecht (1794). 
Das Allgemeine TYandredit galt . 
1. in folgenden Preußiſchen Gebietstheilen: 
a) Provinz Djtpreuben; 
b) Provinz Wejtpreußen; 
ce) Provinz Poſen; 
d) Provinz Schleſien; 
e) Provinz Brandenburg; 
f) Provinz Pommern mit Ausnahme des Negierungsbeziris Stralfund; 
g) Provinz Sadjen; 
bh) Provinz Wejtfalen; 


Jitized by \ ‚oogle 
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i) Provinz Hannover: 
Negierungsbezirt Aurich), 
Kreis Lingen des NRegierungsbezirls Osnabrück, 
Kreis Duderftadt des Negierungsbezirts Hildesheim; 
k) Rheinprovinz: 
Kreife Duisburg Stadt, Mülheim a. d. Nuhr, Eſſen Stadt, Eſſen 
Land, Ruhrort und Nees des Negierungsbezirts Düffeldorf. 
2. innerhalb Bayerns 
in den vormaligen fränkischen Fürſtenthümern Ansbah und Bayreuth; 
3. innerhalb Sadhjen-Weimars 
in ee mit dem Großherzogthume vereinigten Erfurter Gebiets» 
theilen. 
In den Gebieten des Allgemeinen Landrechts galten an wichtigeren Partikular— 
rechten noch folgende: 
1. Ditpreußiiches Provinzialredht (1801). 
2. Weſtpreußiſches Provinzialrecht (1844). 
3. Märkiſches Nedht. 

4. Magdeburgiiches Provinzialredt. 

5. Oberlaujiger Provinzialrecht. 

6. Niederlaujiger PBrovinzialredt. 

7. Altpommeriches Provinzialredt. 

8. Lübiſches Recht. 

9. Erfurter Provinzialrecht. 

10. Provinzialrecht des vormaligen Herzogthums Sachſen. 

11. Recht des Fürſtenthums Dsnabrüd. 

12. PBartifularreht des vormaligen Herzogthums Weitialen, des vormaligen 
Fürſtenthums Siegen mit den Memtern Burbach und Neuenkirchen und der 
vormaligen Grafſchaften Wittgenftein. 

13. Lingenſches Landrecht (1639). 

14. Münjterifche Polizetordnung (1740). 

15. Ansbacher Provinzialredht. 

16. Bayreuther Provinzialredht. 


Die Einwohnerzahl der Gebiete des Allgemeinen Yandredts betrug etwa 
21 200 000, 


D. Rheinifches Recht. 


Im Gebiete des Rheinischen Rechts galt theils Franzöſiſches Recht, theils das 
Badiſche Landrecht. 


I. Franzöſiſches Recht (Code civil 1804) 


galt in folgenden Gebietstheilen: 
a) in der Preußiſchen Rheinprovinz mit Ausnahme der oben unter A 
und C aufgeführten Theile. 
b) im Bayeriſchen Negierumgsbezirt Pialz. 
e) in der Heſſiſchen Provinz Rheinheſſen. 
d) im Dldenburgiihen Fürſtenthum Birkenfeld. 
e) in Elſaß-Lothringen. 


Diefe Gebiete umfahten eine Einwohnerzahl von etwa 6 710 000. 


II. Badiſches Landrecht (1808, 1509) 
galt ausichlieglih im Großherzogthum Baden mit einer Einwohnerzahl von etwa 
1 700 000. 


FE. Däniſches Necht 
(Geſetzbuch Ehrijtians V. von Tänemarf 1683) 


alt in einigen vormals zu Jütland gehörigen Theilen der Provinz Schleswig: 
Holftein mit einer Einwohnerzahl von etwa 15 000, 
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F. Ocfterreichifches allgemeines Bürgerliches Geſetzbuch (1811) 


galt in einigen Drten des Amtsgerichtsbezirts Waldjaffen im Bayerifhen Re 
gierungsbezirt Oberpfalz und im Markt Redwitz (bei Wunfiedel) im Bayeriſchen 
Regierungsbezirt Oberfranken mit einer Einwohnerzahl von etwa 2500, 


©. Die materielle Bedeutung des Einführungsgeieges ift nicht 
zu unterf[häßen. Indem es den beicheidenen Namen feinen Vorgängern 
auf den Gebieten der Strafe und Auftisgefeßgebung erborgt, erfüllt es 
eine NRiejenaufgabe, mit welcher fih die Aufgaben jener kleineren Gefeße 
auch nicht im entfernteften meſſen können. In nah an hundert Artifeln — 
von den llebergangsnormen abgeſehen — wird ein Blanquet für Die 
bundesftaatlihe Sondergejeggebung gegeben und damit der Aufbau von 
Godificationen gemwährlciftet, die in ihrer Gejammtheit nicht alzumeit 
hinter der Godification des Hauptgeſetzes an Bedeutung zurüdbleiben. 
Die Gefährdung der mit dem Hauptgeſetz bezielten Nechtseinheit, welche 
dadurd unmittelbar gegeben ift, fann in ihrer Tragweite nicht abgejchen 
werden, umjomweniger als die Landesgefehgebung es in der Hand hat, 
auch die grundlegenden Nechtsnormen des B. G.B. wenn aud nur zum 
Zweck der Regelung jogenannter „Sonderrechtsmaterien“ abzuändern. 
Tamit aber wird zugleich der Wiſſenſchaſt und Praxis die Möglichkeit 
eröffnet, au auf jenem der NechtSeinheit in erjter Linie refervirten 
Gebieten mehr oder weniger centrifugale Nichtungen zu verfolgen. Als 
„eine Verlujtliite des deutichen Einheitsgedankens“ hat man diefe Hundert 
Faragraphen de3 E.G. bezeichnet. Demgegenüber wird in einer beadhtens= 
werihen Abhandlung*) ausgeführt, daß jene Auffaſſung den redis- 
geihichtlidhen Grundlagen nicht gerecht werde, daß vielmehr ein günftiges 
Geſchick die gewaltiame Uniformirung, wie fie der Code civil, das öfter: 
reihiihe B. G.B. und auch das preuß. A. L.N. vornahmen, vom deutfchen 
Rechtsſyſtem fern gehalten Habe, dab aus dem „im überreihen E.G. 
Icheinbar liegenden Wideriprud jo recht eigentlih ein ruhmreiches 
Denkmal werde deutichen Gelehrtenfleiges und deuticher Ehrfurcht gegen 
über den befeftigten Nechten des deutichen Einzelſtaales“. Dieſen Aus: 
führungen wird nur mit Einfchränfungen beigepflichtet werden können. 
Die nachfolgende Darftelung der bundesitaatlidden Ausführungsgejeß- 
gebung Ichrt, daß eine ganze Neihe von Vorbehalten für die Landes 
gejeßgebung recht eigentlich überflüfjig war, und daß eine Neihe anderer 
Vorbehalte in ihrer Faſſnung der Watrifulargelepgebung einen unnöthig 

*) Tas Würgerliche Geſetzbuch und der Geſeßgebungsapparat des Teutichen 
Reiches von Felix Stoerk; Feſtgabe der Greifswalder Juriſtenfacultät fir Ernſt 
Imanuel Becker-Greiſſwald 1899 bei Abel. — 
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weiten auch durch die rechtsgeſchichtliche und wirthſchaftliche Entwickelung 
nicht gerechtfertigten Spielraum giebt. 

Ob es gelingen wird in dem Parallelogramm der divergirenden 
Kräfte die vermittelnde Diagonale zu ziehen? Die Zukunft wird es 
lehren. Wir fürchten: Das geht „über unſere Kraſt“! 


D. Materialien. 


a) Erſte Leſung. 

Entwurf eines Etnführungsgeſetzes zum B.G. B. für das Deutſche Reich. Erſte 
Leſung. Ausgearbeitet durch die von dem Bundesrathe berufene Kommifjion. 
Nebſt Motiven. Amtliche Ausgabe. Berlin und Leipzig, J. Guttentag, 1888. 
(X, [1], 314 ©.) 

b) Zweite Lefung. 

Zujammenftellung der Vorichriften des Entwurfs eines Einführungsgeſetzes zum 
B.G. B. nad; den bei der zweiten Leſung des Entwurfs eines B.9.B. in erjter 
Berathung gefahten Beichhlüffen. Vorlage des Referenten (Albert) Gebhard, 
Berlin, 1895 

Tie zweite Lejung des Entwurfs eines Ginführungsgelekes zum B.G.B. für das 
Deutihe Neid. (Bericht über die Verhandlungen und Abdrud des Tertes der 
vorläufigen Formulirung der Grgebnifje der Verhandlungen der Kommiſſion 
für die zweite Leſung des Entwurfs.) Bon (Martin) Greiff. (Conrads 
Jahrb. 66. B. 1896. ©. 407—438. 

Neap (Carl Ferdinand): Die zweite Leſung des Entwurjs eines Einführungsgeießes 
zum B.G.B. unter Gegenüberjtellung der erſten Leſung. Im Auftrage des Vor— 
jtandes des Deutichen Amwaltvereins dargeitellt und aus den Protofollen der 
zweiten Leſung erläutert. Berlin, E. Heymanns Verlag, 1896. 

Entwurf eines B.G.B. und eines zugehörigen Ginführungsgejeßes fowie eines 
Gejeges, betreffend Aenderungen des Gerichtsverfajjungsgeleges, der Civilprozeß— 
ordnung, der Konfursordnung und der Einführungsgejege zur Civilprozeßordnung 
und zur Sonkursordnung In der Faſſung der Bundesrathsvorlagen. Auf 
amtliche Beranlaffung. Berlin, 3. Guttentag, 1898. 


ec) Reichstagsvorlage. 


Entwurf eines Einführungsgeießes zum B.G.B. (Sammlung ſämmtlicher Drud- 
fachen des Neichsiagnes. 9. Leg.“Per. IV, Seſſion. 1895 —1896. B. 11. Wr. 874. 
41 S. — Unlagen B. I. Nr. STa. S. T91— 807.) 

Materialien zu dem Dritten Abichnitte des Entwurfes eines Ginführungsgeiches 
um B.G.B. (Verhältnig des Bürgerlichen Gejegbuchs zu den LZandesgejegen.) 
Auszüge aus den Motiven des Entiwurfes eriter Yelung und aus den Protofollen 
zweiter Leſung. (Drudiahen B. II. Zu Nr. 87a. 102, XII S. — Anlagen B.1. 
Zu Nr. 87a. ©. 808—854.) 

Entwurf eines Einführungsgeiehes zum B.G. B. in der Faſſung der dem Reichstag 
gemadten Vorlage. Berlin, I. Guttentag, 1896. 

Materialien zu dem dritten Abjchnitte des Gntwurfes eines Ginführungsgejeßes 
zum B.G.B. (Verhältniß des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu den Yandesgejegen.) 
Auszüge aus den Motiven des Entwurfes eriter Yejung und aus den Protofollen 
zweiter Leſung. Yerlin, 3. Outtentag, 1896. 

Entwurf eines Ginführungsgeieges zum BGB. Nebit den Materialien zu dem 
dritten Abjchnitt des Entwurfs. Dem Neichstage vorgelegt in der vierten Seſſion 
der neunten Legislaturperiode. Grjte bis fünfte Nuflage. Berlin, Carl Heymanns 
Berlag, 1896. 

Entwurf eines Ginführungsgejeßes zum B.G. B. nebit den Materialien zu dem 
dritten Abjchnitt des Entwurſs. Dem Neichstage vorgelegt in der vierten 
Seſſion der neunten Legislaturpertode. (Bejondere Beilage Ü zu den Beiträgen 
zur Erläuterung des deutihen Rechts... Begründet von 3.9. Gruchot.) Berlin, 
Verlag von F. Vahlen, 1896. 
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Bericht über den Entwurf eines Einführungsgeſetzes zum B. O2. Rerichteritatter: 
(Hugo) Schroeder. (Druckſſachen. B. V. Nr. 440d. 25 S. — Anlagen B. IU. 
440d. ©. 2108-2119.) 
sun En eines Ginführungsgeleßes zum B.G. B. nad den Beihlüffen des Reichs— 
tages 2 dritter Beraihung. Vom 1. Juli 1896. (Trudiadden. B.V. ad 
Nr. 523a 
— Vgl. Maas Bibliographie des 2. G.B., Berlin 1899, — 


E. Litteratur zum Einf.Gef.: In Betradht fommen: 

1. Die Kommentare zum E.G. nad der Reihenfolge des Er— 
ſcheinens: 

A. Niedner: Das Einſührungsgeſetz. J. Auflage Juni 1899, 
Berlin, Carl Heymanns Verlag. 

J. Wagner: Einführungsgeſetz. 1899, München bei Schweitzer. 
(Theil des Staudinger'ſchen Kommentars.) 

Dr. M. Scherer: Einſführungsgeſetz z. B. G.B. 1900, Gr: 
langen bei Palm & Enle. (Theil feines Geſammtkommentars 
3. B. G. B.) 

Planck: Das Einführungsgeſetz. Band VI des Kommentars, 
noch unvollitändig (reicht bis Art. 111 Abſchn. IIT E.G.). 
1901, Berlin bei utientag. 

2. Die größeren Handausgaben. Ansbejondere: 

Neumann: Handausgabe des B. G. B. Ill. Band, Berlin 1900 
bei Vahlen. 

Kuhlenbed: Das Einführungsgefeß 3. B. G.B. Berlin 1901. 
Carl Heymanns Verlag. 

3. Die Heinen Handausgaben und Tertausgaben des B. G. B. 
Hervorzuheben ijt vor Allem die Handausgabe von Fiſcher & Henle. 
IV. Aufl., München 1800. 

4. Die Lehrbüher zum B. G.B., melde in ihren Allgemeinen 
Theilen mehr oder weniger ausführlih die Grundjäge des E.G. behandeln. 

5. Einzelabhandlungen zum E.G. vor Allem die umfangreiche Dar: 
jtelung de8 Uebergangsredites von Habicht: Die Einwirkung des B. G. B. 
auf zuvor entjtandene Nechtsverhältniiie. III. Aufl, Jena 1901, und 
Niemeyer: Das internationale Privatredt d. B. G.B. Berlin 1901 bei 
Guttentag. 

Bon den Beitichriften bietet die bei weitem reihhaltigite Litteratur 
zum E.G. die Zeitichrift das „Recht“, Hannover bei Helwing (Heraus— 
geber Dr. H. Th. Soergel). 

Die übrigen in Betracht kommenden GEinzelabhandlungen find bei 
den einzelnen einschlägigen Artikeln angeführt. 


6. Die Kommentare und Handausgaben zu den Ausführungsgefegen 
zum B. G.B.: 
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Für Preußen: 

Kommentar v. Stranz & Gerhard, Berlin bei Liebmann. 

Kommentar v. Hodler, Berlin bei H. W. Müller. 

Kommentar v. Erujen- Müller (Berlin, Carl Heymanns Verlag). 
Der letztere Kommentar ijt der umfangreichſte. Er ift ein 
Theil des „großen Kommentars”, von welchem auch der vor— 
liegende Kommentar ein Theil ift. 

Bayern: Handausgabe v. Henle & Schneider, Münden 
1900 bei Bed. Kommentar v. Böhm-Klein, München 1900 
bei Schweißer. 

Sachſen: Ausgabe v. Breit, Leipzig 1899. 

Württemberg: Handausgabe v. Nieder (bei Heß, Ellwangen) 
und Pfizer (bei D. Maier, Ravensburg). 

Baden: Ausgabe v. Dorner (bei Braun, Karlsruhe). 

Heljen: Kommentar v. Beſt (Mainz 1900). 

Medlenburg: Langfeld: Medi. Ausführungsverordn. 3. 
B. G.B. Leipzig, Berlin, Roſtock 1900. 

Didenburg: Ruhſtrat: Das oldenb. Landesprivatredht (bei 
Stalling, Didenburg). 

Braunfhweig: Ausführ.Geſ. z. B. G.B. u. Nebengeſetze 
(Braunſchweig 1900). 

Thüringiſche Staaten (S-Weimar, S.-Meiningen, S.Alten⸗ 
burg, S.:Coburg Gotha, Schw.-Sondershauſen, Schw.-Rudol⸗ 
jtadt, Neuß ä.L, Neuß j.2): Unger, Die Ausf.-Gej. in 
vergleichender ſyſtematiſcher Darſtellung. Blätt. f. Rechtspfl. 
i. Thür. 47 ©. 22-76, 215—226. 

Anhalt: Handausgabe v. Bannier (bei Schettler, Köthen). 

Hamburg: Ritter: Hamb. Ausf.Gef. u. Verordn. (bei Meißner, 
Hamburg). 

Eljaß - Lothringen: Handausgabe v. Aron (bei Heinrich, 
Straßburg) und Molitor (bei Trübner, Straßburg). 
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v. 9. Juni 1899. 

Die Entwürfe I. und II. Leſung des EG. find mit E. J. u. E. II, die Reichs— 
tagsvorlage mit R. V. citirt. 

Prot. bedeutet die metallographirten Protofolle der 2. Kommiifion. 
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Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Vorſchriften. 


Der erfte Abſchnitt enthält außer einigen einleitenden Beſtimmungen Art. 1-6 
in der Hauptiahe die Borichriften über den örtlihen Geltungsbereih des B.G. B., 
das jogenannte Internationale Privatreht Art. 7--31, Vgl. die Lleberficht Art. 1 Note 4. 

Die Art. 2—5 finden entiprehende Anwendung gegenüber dem Zwangs— 
veriteigerungägeies (E.G. $ 1 Abf. 2), der Grundbuhordnung ($ 82) und dem Geſetz 
über die freiwillige Gerichtsbarfeit ($ 185). 


Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 
Artikel 1. 


Das Bürgerliche Gejegbuch tritt am 1. Januar 1900 gleichzeitig mit 
einem Gejete, betreffend Aenderungen des Gerichtsverfajiungsgejeges, der 
Eivilprozegordnung und der Stonfursordnung, einem Gejeg über die Zwangs- 
verjteigerung und die Zivangsverwaltung, einer Grundbuchordnung und einem 
Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit in Kraft. 


E. 11;3 E. 11; R.V. 1; Mot. zu 1 S.63; Brot. S. 8768, 8769 (VI S. 358, 359); 
Reihst.Komm.Ber. V. S. 1; Reichst.Sitz. Prot. S. 3023, 3096, 

1. Die in dem Artifel bezeichneten Geſetze, deren gleichzeitiges Inkrafttreten mit 
dem B.G. B. angeordnet ift, find inzwiichen erlaſſen und zwar in ſechs getrennten 
Geſetzen: a) Gejek über die Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung vom 24. März 
1897, R.G.BL S. 97, nebſt Ginführungsgeleß, ebenda ©. 135; — b) Grundbud: 
—— von demſelben Tage, R.G.Bl. S. 139; — ec) Geſetz über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Mat 1898, R.G. Bl. S. 189; — d) Geſetz, 
betreffend Aenderungen der Konkursordnung von demſelben Tage, RG.vBl. ©. 230, 
nebit Finführungsgeieß ©. 2483 — e) Geſetz betreffend Aenderungen des Gerichts— 
verfaffungsgefeßes und der Strafprozekordnung von dbemielben Tage, R.G. Bl., S. 252; 

fi Geſetz betreffend Aenderungen der Civilprozeßordnung vom gleiben Tage, 
R.G.Bl. S. 256, nebit Einführungsgeieß, ©. 232. Gemäß einer (durch Geſetz vom 
17. Mai 1898, R.G.Bl. S. 342) vom Neichsfanzler ertbeilten Ermädtigung ift der 
Tert dieſer verjchiedenen Geſetze in endgültiger Faſſung durch die Verordnung vom 
20. Mai 1898, R.G. Bl. Nr. 25, befannt gemacht G.B.G. S. 371, ER.O. ©. 410, 


Niedner, Einführungsgefeg zum B.G.B. 2. Aufl. 1 
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KO. S. 612, Geſetz über Jwangäverit. S. 713, 750, &.B.O.S. 754, Freiw. G. G. S. 771). 
leihreitin. mit dem BOB. und dieien Gefehen tritt das Handelsgeſetzbuch vom 
10. Mai 1897, R. G.Bl. ©. 219, nebſt Einführungsgeſetz, S. 437, in Kraft (mit Aus— 
nabme bes 6. "Abichnittes, welcher abgejeben von S 65 ichon am 1. Januar 1808 in 
Kraft getreten ift, Art. 1 Einf. 3. H.G.B.). In Folge der durch obine Geſetze und 
diejes letztere Gefeh getroffenen Aenderungen ſind auch die Texte einer Reihe weiterer 
Geſetze in ihrer endgültigen Faſſung durch die obige Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 
mitgetbeilt:_ Gerichtskoſtengeſetz, N.G.BL. S. 659; Gebührenordnung für Gericts- 
vollzieher ©. 683, — für Zeugen und Sacverftändige ©. 659, — tür Redtsanmwälte 
©. 692; Geſetz, betreffend die Anfechtung von Redtsbandlungen eines Schuldners 
außerhalb des Konfursverfabrens S. 709; Geſetz, betreffend die Erwerbs: und Wirth: 
Ihaftsgenoffenidaiten Z S. 810; Geſetz, betreffend die Geſellſchaften mit beichränfter 
Haftung S. 846 und Geſetz, betreffend die privatrechtlihen Verhältniſſe der Binnen: 
ſchifffahrt vð 868. 
. Die Bedeutung des Inkrafttretens iſt eine doppelte: 

EN in räumlicher Hinficht enthält fih das Geſetz einer Vorichrift, wie fie E.G. 
um St. G. B., zum G. V. G., zur EP.O., zur St. P.O. zur 8.O.$1 und andere Geſetze 
ahin enthalten, daß das BOB. „um ganzen Umfange des Reichs“ in Kraft tritt. 
Man bielt dieſe Worte für jelbitveritändlich, andererieits im Hinblid darauf, daß das 
BGB. in dem bezeichneten Zeitpunft auch in den Konſulargerichtsbezirken in Kraft 
treten müſſe, für zu eng. Ausgeſchloſſen follte durd die Foſſung des Artikels das 
Mißverſtändniß werden, als ob das B.G. B. etwa nemäh_S S 47 des Geſetzes über die 
Konjulargerichtsbarfeit vom 10. Juli 1879, R. G. Bl. S. 179, in den Konſulargerichts— 
bezirfen jhon nad Ablauf von 4 Monaten seit der Verfündung in Kraft treten würde, 
Mot. 63; mit dem gleichen Zeitpunft tritt das Bürgerliche Geſetzbuch auch in den 
deutſchen Schußgebteten in Kraft, vgl. $ 2 des Geſetzes über bie Schußgebiete vom 
9. März 1888 Gedoch nicht, wenigitens vorläufig nicht, für Gingeborene), vol. 
v. Stengel, Deutſche Ktolon.:Ztg. Nr. 41 (1898) S. 370 ff. An die Stelle des alten 
Sonfulargerichtsbarfeitsgeiehes iſt jet das Gefeß über die Konjulargerichtöbarfeit vom 
7. April 1900, an die Stelle des alten Schutzgebietsgeſetzes jekt das Schutzgebietsgeſetz 
vom 10, September 1900 getreten, diefe Geſetze find (gemäß der Kaiſerlichen Wer: 
ordnung vom 25. Oftober 1900 und 9. November 1900) am 1. Januar 11 in Krait 
etreten. Dieſe Geſetze enthalten mehrfache Mopdififationen des B.G.B. für ihren 
uftändigfeitöbereich. 


Der räumliche Geltungsbereich verſteht ſich nur unbeichadet der Vorſchriften 
über das Internationale Privatrecht vgl. Art. 7 ff. E.G. 


b) in zeitliher Hinſicht foll der 1. Januar 1900 maßgebend jein. Dieier 
Grundſatz geitattet feine Ausnahme. 


a) Das B.G.B. kann auch rückſichtlich einzelner feiner Beſtimmungen nicht vor 
dem 1. Januar 1900 in Kraft treten. Mit Rückſicht darauf, daß die Vorſchriften bes 
Handelögejeßbuches über Handlungsgehülfen und Handlungslebrlinge, SS 59—83 (ab⸗ 
geieben von $ 65), bereits am 1. Januar 1898 in Kraft treten und in ibrem Tert 
vielfah auf die Borichriften des BGB. Bezug nebmen, baben fich binfichtlich des- 
Einfluſſes diefer Thatfahe auf den vorliegenden Art. 1 E.G. vier verichiedene An— 
fihten gebildet. Nach der einen Ansicht joll das B.G. B. in Anſehung feiner ſämmt— 
lichen Vorſchriften, ſoweit diefelben auf das Rechtsverhältniß der Handlungsgehülfen :c. 
von Bezug fein Fönnen, ebenjalld bereits am 1. Januar 1898 in straft getreten fein, 
ef. E.N. Wolff, Mon. für Hand. VI. ©. 234, 355 u a.; Andere wollen die ſämmt— 
lichen in den bezeichneten Baragrapben in Bezug genommenen Borichriiten des B.G. B. 
vorzeitig zur Geltung bringen, cf. Specht, Deutihe Jur. Ztg. 11 S. 1 ua. Die 
Mebrzabl wollte nur die in $ 62 Abi. 3 5.9.2. in Berug genommenen SS 842-— >46 
BER. Früher in a treten lajjen, ef. vor Allem Bappenbeim, 3. 1. d. geſ. H.R. 
XLVI ©. 377 Anm. 3; insbefondere auh Gruchot, Beitr. 42 ©. 309 ff.; Staub, 
Deutiche Jur Zig. II ©. 333; GCojad, Lehrbuch des Handelsrechts S. 769 u. a. 
Einige dagegen lafien den Art. 16.6. zum 9.8.8. überbaupt nicht von Ginfluß 
ein auf den vorliegenden Artikel. Cs ſollen vielmehr auch die im 8 62 Abi. 3 
H.G. B. in Bezug genommenen SS 842845 B. G. B. nicht mit dem 1. Januar 1898 
an Kraft getreten fein, jondern dur die Borichriiten des bisherigen Rechts bis zum 

Januar 1900 erießt werden, val. Gareis 9.6.8. vom 10, Mai 1897 Anm. 4 zu 
— 62, Kahn, Deutſche Jur 8tg. I ©. 400 ff. Der letzteren Anſicht iſt der Vorzug 
zu geben. Die Nichtigkeit derielben ergiebt jih in finngemäßer Anwendung der 


Ip 
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unter Art. 4 entwidelten Grundſätze. Die Verweiſung des $ 62 Abi. 3 H. G. B. eit. iſt 
feine inbaltlihe Hebernahme ber SS 842-846 in das H. G. B. ald Sonderredt, 
jondern eine Verweiſung auf das allgemeine bürgerliche Recht. Es wird alio das 
H.G. B. von dem jeweils geltenden bürgerliden Recht ergänzt. Dies entipricht 
auch der Abjicht des Geſetzes, nah welcher nur die Wohlthaten des neu geichaffenen 
Spezialrebts jener Kategorie von Perfonen alsbald zu Theil werden jollten; ins= 
beiondere aber au der bei Gruchot a.a. ©. mitgetbeilten Entjtehungsgeichichte des 
Art. 1 EG. zum H.G. B, wonach der gleichfalls eine Bezugnahme auf das B.G.B. 
entbaltende $ 65 9.6.8. von dem aläbaldigen Inkrafttreten ausgenommen wurde, 
nachdem der Vertreter des Bundesraths auf den vorliegenden Art. 1 des Reichs-E. G. 
bingewiejen hatte. Der Umſtand aber, daß damals lediglich nur der $ 65 auögenommen 
wurde und nicht auch die übrigen eine Berwetiung auf das 83.8.8, enthaltenden 
Vorſchriften des jechöten Abichnittes des H.G.B., erflärt fih zur Genüge damit, daß 
die übrigen Verweilungen in ſolchen Baragrapben enthalten find, die in erfter Yinte 
andere Vorſchriften enthalten, während der $ 65 eit. lediglich eine Verweifung enthält; 
vgl. im Uebrigen Pappenheim a.a. DO. bei Gruchot, insbeiondere auch die dort 
mit Recht befämpfte Anfiht Staub's, wonach auch der Art. 171 E.G. aläbald vom 
l. Januar 1898 an auf die zu der Zeit beitehenden Nectöverhältnifie der Handlungs: 
gebülfen Anwendung gefunden bat. 


3) Das BGB. kann auch rüdjichtlih einzelner jeiner Beitimmungen Mangels 
pofitiver Beitimmung nicht nad dem 1. Januar 1900 in Kraft treten. Cine pofitive 
Ausnahme ergiebt ſich jedoch, falls man diefelbe nicht beſſer als Konfequenz der Grund: 
jäße über bie zeitliche Kolliſion der Geſetze auffaßt, aus Art. 189, 191 E.G., wonad 
die dinglihe Rechtsänderung beit Grundftüden (bez. der Befitesihug von Prädial: 
fervituten) bis zur Anlenung eines Grundbuchblatts im Sinne des B. G. B. (Art. 186 
(&.&.) nad den bisherigen Geſetzen ſich richten foll, vgl. die entiprechenden Beitimmungen 
des $ 1 EG. 3. Zw.Verft.G., Art. 86 G.B.O. 


Die zeitlihe Geltung des B.G.B. verſteht fih nur unbeichadet der Vorichriiten 
über die zeitliche Wirkſamkeit der Geſetze: Uebergangsbeitimmungen vgl. Art. 153 ff. E.G. 


3. Der Artikel beitimmt nichts über den Zeitpunft des Inkrafttretens des 
Einführungsgeieges ſelbſt. Gemäß Art. 2 der Neichöverfaflung ift es daher bereits 
nad) Ablauf des 14. Tages Seit feiner Verkündung formell in Geltung getreten, vgl. 
Mot. zum Entwurf einer Grundbudordnung von 1889 ©. 121 (vgl. aber bierzu 
K. Lehmann, Mon. f. Hand. VII S. 2ff., und gegen diefen mit Recht Bappenbeim 
bei Grudot 42 ©. 309 Anm. 1). Ebenfo wie bier auch Planck Bem. 1 zu Art. I. 
Die vorzeitige Geltung des Ginführungsgeießes felbit bat infofern Bedeutung, als 
beiſpielsweiſe die der bumbdesjtaatlihen Anordnung in Art. 186 E.G. überlafienen 
Maßnahmen für die Cinrihtung der Grundbücher bereit8 vor dem 1. Januar 1900 
erlaiien werden fonnten und damit für viele Nechtägebiete das alöbaldige Inkrafttreten 
des B. G. B. auch binfichtlich der in Art. 189 E. G. bezeichneten Vorſchriften ermöglicht 
wird. Im Uebrigen ergiebt die Natur der im Einführungsgefeß enthaltenen Bor: 
ichriften, daß fie erit mit dem Zeitpunfte des \nfrajttretens der Vorſchriften des B.G. B. 
felbft materiell zur Geltung gelangen. 


4. Die Vorichrift Des Artikels, da das B.G. B. im ganzen Neichsgebiet am 

1. Januar 1900 in Kraft tritt, verſteht fih nur für Die biclem räumlichen und 

zeitlihen Geltungsgebiet angehörigen Rechtsverhältniſſe und nur, ſoweit nicht 
eihsipezinlreht oder vorbehaltenes Landesſpezialrecht Play greift. 


Gehört ein Rechtsverhältnißz nicht dem Neichsgebiet an, jo ift das entiprechende 
maßgebliche Auslandredbt anzuwenden. Weber dieje Grundſätze des jog. internationalen 
Privatrehts beftimmen die Art. 7—31 diejes I. Abichnitts. 


Gebört ein Rechtöverhältnig nicht dem am 1. Januar 1900 beginnenden Zeit: 
raum an, To iſt das bisherige Recht maßgebend. Darüber bejtimmen die „Ueber: 
gangsbeitimmungen” im IV. Abichnitt des Einführungsgeſetzes. 

Gehört ein Rechtsverhältniß einer durch ein Spezialreichsgeſetz geregelten 
Materie an, jo greiit letzteres Pla. Darüber beitimmt der II. Abichnitt des 
Einführungsgeſetzes. 

Gehört endlich ein Rechtsverhältniß einer durch ſpeziellen Vorbehalt geſchützten, 
durch Landesſpezialrecht geregelten Materie an, ſo greift das bezügliche Landesgeſetz 
Platz. Darüber beſtimmt der III. Abſchnitt des Einführungsgeſetzes. 
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Bedeutung des Wortes Gefeh. 
Artikel 2. 

Geſetz im Sinne des Bürgerlichen Gejegbuchs und dieſes Gejeges iſt 
jede Rechtsnorm. 

E. 12; E. 112; R.V. 2; Mot. zu 2 ©. 64; Prot. S. 8769, 8770 (VI ©. 359). 

Die Vorihrift iſt den gleihlautenden Beitimmungen des E.G. zur C. P.O. 8 12, 
K.O. 852, StP.O.$7 (vgl. dazu Verordnung, betreffend die Begründung der Revtfion 
vom 28. September 1879, R.G.Bl. ©. 299 $ 13) nachgebildet. Sie bedeutet ein 
doppeltes: 

I. Geſetz nah dem Sprachgebrauch bes B.6.B. und E.G. ift nicht bloß das 
B.G. B. und E.G, jelbit, fondern jedes andere, ſei es Öffentlichsrechtliche, bezw. prozeß— 
rechtliche, fei es privatrechtliche Geſetz. Vgl. 8 134 B. G. B.: „geſetzliches Verbot“, 
$ 845: „kraft Geſetzes“ u. a. 

II. Geſetz nach dem Sprachgebrauch des B.G.B. und E. G. iſt nicht nur „Geſetz 
tm techniſchen Sinne”, d. h. ein „im Wege der Geſetzgebung“ vollzogener Staatsakt, 
fondern „Geſetz im materiellen Sinne“, mag deiien Quelle Geſetz im formellen Sinne, 
Verordnung, Autonomie, Staatövertrag jein, mag es gneichrieben oder ungeichrieben 
er fein. Grforderlib tft nur, daß es fih um Satzung von Recht 
banbelt. 

. 1.68 gebören alfo bierber zwar regelmäßig Gejege im techniſchen Sinne. 
Dieje aber dann nicht, wenn fie inbaltlih reine VBerwaltungsafte find (Auf: 
jtellung des Etats, Aufnahme einer Anleihe). 


2. Es gehören hierher die geiekmäßig zu Stande gefommenen Verordnungen 
der Verwaltungsorgane fomweit fie fih als „NRechtsverordnungen“ darjtellen. Seuff. 
XXXVIII Nr. 187, Die Zuftändigfeit zum Erlaß folcher Verordnungen beftimmt ich 
nah dem Reichs- bezw. Yandesitaatsreht. In vielen Fällen tit die Auftändigfeit 
durch das B.G. B. und das E.G. fraft befonderer Ermächtigung normirt. So jollen 
gemäß 8 482 B. G. B. die Gewährfriiten beim Viehfauf durch „Kaiſerliche Verordnung 
(mit Zuſtimmung des Bundesratbs)“ beftimmt werben. Gemäß $ 1807 Wr. 4 fol 
der „Bundesrath”“ die zur Anlegung von Mündelgeld geeigneten Wertbpapiere be— 
ftimmen. In 88 1322 Abi. 3, 1723, 1745 B. G. B. ift an die Landesregierungen 
belegirt, in $ 1558 B. G. B. an die Yandesjuftiguerwaltung, in Art. 186, 188 E. G. u. a. 
an die landesberrliche Verordnung. Das bundesftaatlihe Verordnungsrecht iſt außer: 
ordentlich verichieden geitaltet. Wo das Berordnungsrecht auf gewiſſe Bebörben 
belegirt it, find auch deren Verordnungen bierber gebörig. So Polizeiverordnungen 
u.a.m. in privatrechtliher Hinficht ift das Verordnungsreht der Bunbesftaaten 
gemäß Art. 55 von nun ab auf die vorbehaltenen Gebiete beihränft. Die Prüfung, 
ob die Kompetenz im Ginzelfalle eingebalten ift, wird dem Richter nicht verwehrt 
werben fünnen. 


Nicht hierher gebören: a) jogenannte bloße Verwaltungäverordnungen, 
die eine generelle Verwaltungsmahregel verfügen. Entſch. d. R.G, Bd. 8 Nr. 61, 
22 Nr. 51 ©. 354, 31 Nr. 24, Gierfe l ©. 129; — b) inftruftionelle Be— 
ftimmungen ber Behörden, die nicht auf geietlihe oder verfafliungsmäßige Gr: 
mädtigung zurücdzuführen find, 3. B. Vorfchritten über Bebandlung und Beihaffung 
des Schreibwerfs, Seuff. AXXIX 232; — e) die lediglich im Gewande der Verordnung 
erlaffenen „VBertragsnormen“, 2.8. die Poltordnungen in Bayern und Württem: 
berg, cf. Art. 55 Note 3a, die Giienbabnbetriebäreglements, RO.H.G. AIX ©. 184 
(nah R.G. bei Gruchot 30 ©. 1075 find letztere Nechtönormen); d) nicht verfaffungs: 
mäßig au Stande gefommene Verordnungen, wie 3. B. preuß. Kabinetsordres aus 
früherer Zeit, ſoweit fte nicht publisirt find, Gierke J S. 130. 

3. 65 gehören ferner bierber die autonomiihen Satzungen der regierenden und 
fouveränen Hauser, der Kirche, der Gemeinden und übrigen fommunalen Verbände, 
endlih die übrigen öffentlich-rechtlichen Ktorporationen, foweit Die geienliche Kompetenz 
reicht, Gierke 1 S. 150, gl. binfichtlich der Kirchen Entſch. d. R.G. 23 ©. 26 ff., 
binfichtlih der Gemeinden ıc. RG. bei Gruchot 31 ©. 425 ff., binfichtlih der übrigen 
öffentlich:rechtlihen sörperichaften, 3. B. der Statuten der Waſſergenoſſenſchaften, 
Entſch. d. R.G. 31 ©. 235, der Knappichaſtskaſſen 38 ©. 126, Nicht bierber gebören: 
— a) Satungen und Statuten bloß privater Mörperichalten. Dieſelben treten alio 
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insbeiondere auch nicht am 1. Januar 1900 gemäk Art. 55 E.G. außer Kraft. Das 
ergiebt fich Schon Arg. Art. 163 E. G., der fih nur für den Fall einer nicht vorhandenen 
Vereinsſatzung verſteht. Entic. d. R.G. 9 Nr. 70, Stobbe, Deutiches Priv. I 160 ff., 
vgl. aber Gierfe, Deutiches Priv. IS. 151; — b) Die in den Statuten und bezüg: 
liben Reglements ber Körperichaften enthaltenen bloßen „Vertragsnormen“, ef. zu 2e, 
d. b. die generellen Vertragsbedingungen, unter denen die Körperſchaft Rechtsgeſchäfte 
mit Dritten anbietet. So die Reglements der Feuerſozietäten, auch wenn ſie in einer 
offiziellen mean publizirt find. R.®. bei Gruchot 35 ©. 1129, 30 ©. 1145, 
Entſch. d. R.G. 16 ©. 371. (Abweichend hinſichtlich des Feuerſozietäts- Reglements für 
Berlin und Breslau Gntich. d.R.8.13 ©. 215, 28 ©. 300.) 


4. Es gebören ferner hierher die Beitimmungen der „Staatsverträge“ (Art. 56), 
vgl. Entid. d. R.G. XXVI ©. 118, 

5. Endlich ift wahre Rechtsnorm das Gewohnheitsredht, mag e3 ſich als Reichs: 
aewohnbeitörecht (gemeines Gemwohnheitsreht im modernen Sinne) oder Landes— 
newohnbeitsrecht bezw. gemeine Gemwohnbeitsreht im bisherigen Sinne entwideln 
oder entwickelt haben. Es gehört alio hierher: 

a) das Reichsgewohnheitsrecht. Beitehendes wird jelten jein Geiſpiele bei 
Coſack, Bürg. Recht I ©. 39); 

Wichtig aber ift, daß das Reichsgewohnheitsrecht in Zukunft fih bilden kann 
und war 

a) als ergänzendes, 

9) als —————— (derogatoriſches). Das war zwar nicht die Auffaſſung 
des Entw. J, ef. Mot. 1 S. ?2ff., wohl aber in der &t der jpäteren Entwürfe, vgl. 
Brot. 8770-8775. a if auch gegenwärtig in der Litteratur übertviegende Anficht, 
ef. Gierke IS 22, derjelbe in Goldichm. Zeitichr. 45 ©. 446, Coſack I 39, Pland, 
Komm. Borbem. 34 u.a. (Endemann, Einf., will nur ergängendes Reihsgewohn: 
beitsredt anerfennen), vgl. bier auh Munf bei Gruchot 40, 698. Bei der Aus— 
dehnung des deutichen Hechtögebiets, der Verichiedenhbeit der Stammeseigenthümlich— 
feiten, der Mannigfaltigfeit der VBerfehrögeitaltungen und dem Widerftreit der Intereſſen 
wird Bildung gemeinen Gewohnheitsrechts fünftig nur jelten fein, Mot. J ©. 8, 
Es fommt hinzu, daß es regelmäßig als ſchwächer ſich erweifen wird alö das geichriebene 
Recht, mit Rückſicht darauf, daß es trotz $ 293 C. P.O. praftiih von dem Partei— 
nachweiſe abhängt und daß bier regelmäßig ignorantia juris non nocet, Entſch. b. 
RG. XVII Nr. 54. Einen ſchöpferiſchen Born gemeinen Gewohnheilsrechis wird 
aber in Zukunft jedenfalls die „Praxis“ des Reichsgerichts bilden, mag man nun dieſe 
als unmittelbare Quelle des Gewohnheitsrechts auffaſſen, Gierfe a. a. D., oder nur 
die von diefer Praxis beeinflußte Rechtsanſchauung des Volkes. 

b) das partifuläre (Randes:)Gewohnheitsredt. Dieſes kommt jeboch nur 
infoweit in Betracht, alö es ſich um die der Landesgeſetzgebung vorbehaltenen 
Gebiete, Art. 56 ff, handelt. Gegenüber dem Reichsgeſetzesrecht fann es nicht auf— 
fommen, weder als "wiberftreitendes noch als ergänzendes. Diefes folgt unmittelbar 
aus Art. 55, welder die privatrechtlihen Beitimmungen der Landesgeſetze aufbebt 
in Verbindung mit Art. 2, welcher als Geje im Sinne aud des E.G. „jede Rechtsnorm“, 
alio auch (ef. oben zu 5) das Gewohnheitsrecht erklärt. Es folgt aber richtiger Anficht 
nad ſchon aus Art. 2 der Reichsverfaſſung, wonach Reichsrecht den Landesrecht vorgeht. 
Diejes iſt auch die überwiegende Auffaſſung der Yitteratur (ef, zu a). Abweichend 
will Gojad a. a. D. auch partifuläres Gewohnheitsrecht grundjäglich nicht ausichließen, 
weil die Kraft des Gewohnheitsrechts in feinem thatſächlichen Wirfen liege, gegenüber 
welchem die dafielbe ausfchliegende Entſcheidung des Geſetzgebers nicht in Betracht 
füme, da berjelbe inſoweit feine Zuftändigfeit überjchritten habe. Die Frage iſt aus 
Rüdficht auf die leichtgegebene Möglichkeit der Bildung gewohnheitsmäßiger abweichender 
partifulärer Redhtsüberzeugungen, namentlib im Anſchluß an die bisherigen Rechts— 
auftände, außerordentlich wichtig. 

Als partifuläres Gewohnbeitsreht ift auch das geſammte fog. gemeine Recht 
vom 1. Januar 1900 an gemäß Art. 55 E.®. bejeitigt. Auf den vorbebaltenen 
Gebieten wird dagegen auch Fünftig die Bildung partifulären Gewohnheitsrechts 
unbeihränft zuläflig fein. Hinsichtlich joldher Gebiete, in denen die Bildung des 
Semwohnbeitsrehts landesgeieklih ausgeſchloſſen ift (jo in den Nechtögebieten 
des ſächſiſchen, franzöfiichen und badischen Rechts), wird fie daber Fünftig jedenfalls 
zuläfiig fein. Bezüglich beſtehender Gewohnheitörechte wird eö darauf anfommen, 
ob nach dem betreffenden Landesgeieh das Verbot des Gewohnheitsrechts fih auch auf 
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diejes eritredt (vgl. zu Art. 164 Bem. zu 33). Nah Cojad a. a. DO. mühte auch 
dieies wieder aufleben. Soweit die Vorbebalte reiben, gelten auc die jogenannten 
echten Obiervanzen, das tft das ftatutariihe Gewohnheitsrecht, als wabre Rechtsnormen. 
e) Nein Gewohnheitsrecht, alio feine Rechtsnormen, find die jogenannten 
Uſancen, die ımeigentlichen Obiervanzen, Herfommen, Gebräuche, Gewohnbeiten, 
Nerfebröfitte, Ortsüblidhfeit, ef. SS 97, 242, 157, 06 B. G. B. 


Tragweite der Vorbehalte zu Gunflen der Landesgefeke. 
Artifel 3. 


Soweit in dem Bürgerlichen Gejegbuch oder in dieſem Gejete Die 
Negelung den Landesgejegen vorbehalten oder bejtimmt ilt, daß landes 
gejegliche Vorſchriften unberührt bleiben oder erlajien werden fünnen, bleiben 
die bejtehenden landesgejeglichen Borjchriften in Nraft und fönnen neue 
landesgeiegliche Vorſchriften erlajien werden. 

6.13; € II 3; RB. 3; Mot. zu 3 S. 64; Prot. ©. 8775 (VI ©. 362), 

1. Der Artifel entbalt eine autbentiiche Anterpretation. Cr ftellt die Bedeutung 
der Formeln flar, welde im E.G. und im 3.6». bei Aufitellung der Borbebalte 
für die Yandesgeleke verwendet find. Es follen alio auf den der Yandesgeiehnebung 
vorbehaltenen Necdhtsgebieten nicht nur die am 1. Januar 1900 beitebenden Vorſchriften 
der Landesgeſetze aufrecht erhalten bleiben, jondern es ſoll der Landesgeſetzgebung auch 
freifteben, in Zufunft neue Vorichriiten zu erlaſſen. Dies gleichgültig, ob der Vorbebalt 
feinem Wortlaut nad nur auf die Vergangenheit gerichtet it („Unberübrt bleiben“) 
oder nur auf die Zufunft („landesgeſetzliche Vorſchriften können erlaſſen werden“). 
Sleichgültig ferner, ob der Vorbehalt ein ftillichweinender oder mit welchen Worten 
er ſonſt ausgedrüdt ift. Anders ausgedrüdt: Jedes Rechtsverhältniß, weldes 
einem vorbebaltenen Yandesipezialrebt angebört, ift dvemielben in Ans 
ſehung aller, fei es bejtebender oder zufünftig zu erlafiender Geſetze 
unterworfen. gl. Entſch. d.R.&. VII ©. 348, 399. Eine Ausnahme dieies 
Grundſatzes muß aber dann ftattfinden, wenn die Faſſung eines Vorbebalts unzwei— 
deutig das Gegentbeil erfennen läßt. Das ift der Fall nah Art. 56: „Nur die am 
1. Januar 1900 bereits abaeichlofienen Staatsverträge follen binfichtlih ihrer privat: 
rechtlichen Beitimmungen aufrecht erhalten bleiben.“ 


2. Die Vorbehalte für die Landesgeieke finden fib zum Theil im B.G. B. felbit 
und zwar bier meiltens als ftillfichweigende, vgl. Vorbem. IV zu Art. 55, in der 
Hauptiabe im Ill. Abſchnitt dieies Geſetzes bier regelmäßig in der Formel 
„Unberübrt bleiben“. Gine andere Faſſung baben nur die Vorbehalte der Art. 126, 
141, 145 (146) 148 (151). 

3, Der allgemeine Vorbehalt des Art. 32 für die Reichsſpezialgeſetzgebung ift 
natürlich ebenfalls dabin auszulegen, daß die Reichsgeſetzgebung auch für die Zukunft 
freie Hand zum Grlaß von Vorſchriften bat. Celbitverftändlih Fönnen die Neichs- 
fpezialgeiege durch die vorbehaltenen Yandesgefeke nicht durchbrochen werden (Art. 2 
der Neihsverf.). Der dem vorliegenden Artikel zu Grunde liegende Art. 3 E. I ſprach 
das in Sab 2 beionders aus. 


4, Nah der Wortiaflung des vorliegenden Artikels, welcher die Beitimmungen 
des ganzen E.8. in Berg nimmt, muß, auch wenn im IV, Abjchnitt in den 
Uebergangsbeitimmungen bezüglich eines am 1. Januar 1900 beitchenden Rechts— 
verhältniſſes ausgeiprocen tft, daß die auf daſſelbe bezüglichen Tandesgeieklihen Vor: 
ichriiten in Kraſft bleiben bezw. unberührt bleiben (vgl. Art. 104 u. a.), ebenfalld der 
Yandesgeiepgebung die Regelung eines ſolchen Nechtsperbältniiies auch für die Jufunft 
zuiteben. Dies aber iſt eine Inkonſequenz gegenüber dem den Vorjchriiten über bie 
zeitliche Wirkſamkeit der Gelege zu Grunde liegenden Prinzip. Denn die in jenen 
Uebernangsbeitinimungen erjolgte Unterordnung beitimmter Nechtsverbältnifie unter 
das bisherige Recht versteht fich eben nur für das bisherige Nedt, alſo die am 
1. Januar 110 beitchenden landesgeſeßzlichen Borichriiten. Dennoch fprict Art. 218 
dieſe Inkonſequenz ausdrudlich no einmal aus und zwar aus praftiichen Erwägungen. 
Selbitverftändlih verftebt fich Art. 218 nur für bereits beitebende Rechtsverhältniſſe. 
gl. Anm. dort. 


Grgänzung des Reichs- und Yandesipezialrehts durh das B.G.B. (Art. 4). 7 


Ergänzung des Reichs- und Landesfpezialrehts durch das Bürgerliche 
Geſchbuch. 
Artikel 4. 

Soweit in Reichsgeſetzen oder in Landesgeſetzen auf Vorſchriften ver— 
wieſen iſt, welche durch das Bürgerliche Geſetzbuch oder durch dieſes Geſetz 
außer Kraft geſetzt werden, treten an deren Stelle die entſprechenden Vor— 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs oder dieſes Geſetzes. 

E. 14; E. I 4; RB. 4; Mot. zu 4 S. 64—25. Prot. S. 8775, 8876, 
9185—9186 (VI S. 363, 599 600), 

I. Der Artikel berubt auf der allgemeinen Rechtswahrheit, daß das neben dem 
B.6.2. künftig fortbejtebende Reihs: und Yandesipezialreht gegenüber dem B.G.B. 
feine andere Stellung einnehmen fann, alö gegenüber dem bisherigen jus commune, 
daß es vielmehr wie früher aus diejen fo jetzt aus dem B.G.B. feine nothwendige 
Ergänzung findet, ſoweit eben eine Spezialregelung nicht erfolgt iſt. Der Artikel 
ftellt nun klar, daß dieſe Rechtswahrheit auch dann Platz greifen muß, wenn das 
Spezialrecht bei Aufſtellung ſeiner Normen auf das allgemeine bisherige Recht verweiſt. 
Er bezieht ſich gleichmãßig auf das in Art. 32 allgemein aufrechterhaltene Reichs— 
ipezialreht, wie auf das in den Art. Döff. in den einzelnen Vorbehalten geſchützte 
Yandesprivatredt. (Ball. die ähnliche Beitimmung in 83 E. G. 3. St. G.B. $ 111 


Seemannsordnung v. 27, Dezember 1872,) 
2 


2. Erforderlih für die Anwendung des Artifels tft nit, daß eine 
formelle Verweiſung vorliegt. Dieſelbe fann entweder ausdrücklich oder ftill- 
ſchweigend ausgeiprohen fein, jie fann auch in einer Wiederholung der dem jus 
commune angebörigen Beitimmungen gefunden werden. 


a) Eine ausdrüdlihe Verweiſung enthält 3. B. der $ 20 Abi. 3 des R.G. 
vom 11. Juni 1870, wo binfichtlich der Erjaßverbindlichfeiten der „übrigen Theilnehmer“ 
am Nachdruck auf die allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften hingewieſen wird. Val. auch 
$ 16 R.G. vom 3. Januar 1876, SING. vom 11 Januar 1876, ferner $ 11 des 
Preuß. G. vom 20. Juli 1883, wo binfichtlih der Form eines von Taubjtummen, 
Blinden und Analpbabeten geftellten Antrags auf die für ſolche Perfonen vorgeichriebene 
Form bingewiefen wird. Bol. auh 88 125 II 10, 8 508 J, 18 LER. SS 61—63 
&efinbeordnung vom 8. November 1810 u. a. 2 


b) Eine ftillihweignende Verweiſung findet fih 3. B. in $ 95 Abi. 2 
R.Unfallverj.G. vom 6. Juli 1854, wo der Umfang der nad den beitehenden geſetzlichen 
Vorſchriften zu zablenden Entihädigung vorausgejeßt wird, in $ 627 code eivil, wo 
auf den Begriff des guten Hausvaters abgeitellt wird; ef. auch $ 198 L, 12 AR. 
$1 Preuß. G. über das Feuerverfiherungsweien von 8. Mai 1837 (gemeiner Wertb) u.a.m. 

ce) Eine Wiederholung des jus commune findet fih 3. B. in $ 36 Preuß. 
Enteig.®. vom 11, Juni 1874, wo angeordnet iſt, daß der Zinsſatz für die zu zablende 
Entibädigung fünf Prozent betragen joll, u. a. m. 

3. Grfordernii der Anwendung des Artifels ift aber jedenfalls, daß materiell 
eine wahre Verweiſung vorliegt. Cine ſolche liegt nicht vor, wenn die Verweilung 
{mag diejelbe num ausdrüdlich, ftillichweigend oder durch Wiederholung erfolgt fein, 
cf. zu 2) die Bedeutung bat, daß der in Bezug genommene Sat einen Beitandtbeil 
des betreffenden Spezialrehts bilden joll. Die Motive ©. 64 halten das für ſelbſt— 
veritändlich, ſtehen aber amfcheinend auf dem Standpunft, daß dieſe Einfchränfung 
nur bei landesgeſetzlichen Verweiſungen zuläſſig und geboten iſt; ef. auch ©. 147 
Abſ. 2. Allein was für landesgeſetzliche Verweiſungen gilt, muß ebenſo für reichs— 
— Verweiſungen wahr ſein. Auch bier kommt alſo Art. 4 nicht zur Anwendung, 
wenn durch die Verweijung auf einen Satz des allgemeinen partifulären Privatrechts 
der letztere inhaltlih in das Reihsipezialreht übernommen ift; vgl. Brot. zu Art. 32 
S. 9118, 9119. Es wird in der Yitteratur, ef. Weißler, Preuß. Yandesprivatredt, 
Leipzig 1897 ©. IV, geltend gemadt, daß dieſe von den Motiven beigegebene Ein 
ichränfung des Art. 4 feine Geltung beanipruchen fünne, da fie {m Geſetz nicht zum 
Ausdruck gekommen ſei. Allerdings hatte man ſich bei der 2. Yelung, Prot. 8776, 
dabin geeinigt, dat die Einſchränkung aud im Gejeh zum Ausdruck gebracdt werden 
folle und es wurde ein entiprechender Antrag der Redaktionskommiſſion überwieien; 
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cf. auch Prot. 9186. Die Redaktionskommiſſion legte aber demnädjt den Artikel in 
der uriprüngliden Faffung wieder vor. Zu Unrecht folgert unſeres Gradtens 
Weißler daraus, dab der Geſetzgeber die beabjichtigte Einſchränkung ipäter babe 
wieder fallen laſſen wollen. Es handelte fich vielmehr lediglich um eine rein redaktionelle 
Frage, die eben deshalb auch der Redaktionsfommiffion zur jelbjtändigen Prüfung 
überlaffen wurde. „Sadlih — heißt es Seite 9186 — war man alljeitig darüber 
einverstanden, daß, wenn auf das allgemeine Necht nur verwieien ift, in dem Sinne, 
daß es als ſolches nicht als eine Beſonderheit des betreffenden Gejeges zur Anwendung 
fommen ſoll, das B.G.B. an die Stelle tritt, und daß, wenn das Yandesgejek eine 
dem allgemeinen Recht entnommene bejondere Beitimmung bat, e8 Auslegungsfrage 
ift, ob die Beitimmung unter allen Umftänden, oder nur weil jie Allgemeines Red 
it, gelten joll, in welch letzterem alle fie durch das B.G.B. erjegt wird.“ Damit 
ftimmen denn auch die Ausführungen der Brot. zu Art. 32 (9118, 9119) vollfommen 
überein und find diefe Erwägungen insbejondere auch für die Faſſung des Art. 32 
nicht ohne Bedeutung gemweien. In der That ift eine Einichränfung bezw. Verdeut— 
lihung des Art. 4 bei deſſen Anwendung unbedingt geboten. Dies erbellt ſchon obne 
Meiteres für ſolche Fälle, wo in den vorbehaltenen Yandesgeiegen auf ſolche Rechts: 
nftitute verwielen wird, welche durh das B.G.B. überhaupt aufgehoben find. So 
fann es nicht zweifelbaft fein, daß, wenn in vorbehaltenen Gefegen — man denfe 
3. B. an Waffergefeße — auf das Inſtitut der unvordenflihen Berjähbrung SS 656 ff. 
II MALER. verwieien wird, diefe Verweilung als Spezialrecht bejteben bleibt und 
nicht deshalb, weil das B.G.B. eine mmemorialpraeicription nicht mehr fennt, etwa 
gegenitandslos wird, ef. Vorbem. zu Art. 55. 

Die Abgrenzung zwiihen ſolchen unechten und echten Verweiſungen wird 
freilich im Ginzelnen häufig ichwierig fein. | 

a) Beifpiele der ehten Verweiſung bieten die Mehrzahl der oben zu 2 
bervorgebobenen Fälle. Es werden aljo, wenn in jolden Reichs- oder Yandesgejeken 
bezüglich der Entſchädigungsfriſt auf die allgemeinen geſetzlichen Borichriften bingewieien 
wird, bei einem in Preußen fich ereignenden Schadensfall nicht die Borichriften der 
88 1ff. I6 A.L. R. fondern diejenigen der SS 823 ff. B.G.B. Anwendung finden. 

b) Beiipiele unechter Verweiſung bieten abgeleben von einem ſchon oben 
genannten, der $ 508 I 15 Preuß. A.L.R., wonach der Yehnsfolger mit dem Allodial: 
erben des Lehnsbeſitzers fih nad den beim Niehbrauh I 21 ALR. aufgeitellten 
Srundjägen auseinanderjeßen fol. Es greifen alſo bier nach wie vor die landrecht— 
lihen Grundſätze Platz. Das ift auch ganz angemejlen, wenn man erwägt, daß bier 
regelmäßig nur jolche Nechtöverhältniffe in Frage fommen können, die am 1. Januar 
1900 bereits beitehen. Auf einen beftehenden Nießbrauch finden aber die Borichriften 
des Titel [21 A.L.R. gemäß Art. 184 E.G. nad wie vor Anwendung Ginen Fall 
unechter Verweilung enthält ferner $ 98 der Gefindeordnung vom 8. November 1810, 
infofern er die einen Theil des Gejindeipezialrechts behandelnden SS 61—63, 67—68 
IH AER. über die erweiterte Haftung der Dienſtherrſchaft in Bezug nimmt. An fich 
aufrechterhalten find aus gleihem Grunde die Vorichriften des auf Art. 89 gejtüßten 
$ % Abi. 3 Nr. 2 des Preuß. Feld: und Forſtpolizeigeſetzes, ſoweit dielelben auf die 
allgemeinen Grundiäge des Yandrechts verweilen, vgl. ferner $ 146 LE ALNR.: SS 1 
bis 12 1 18 AL.R. mit den Vorfchriften über Lehen, $ 198 122 A.L.R. mit den 
Vorichriften des Landrechts über Miteigenthum u. a. m. Unechte Verweifungen werden 
fih namentlih in Form ftillichweigender Anbezugnahme ferner in vielen Reichsgeſetzen 
finden. Wenn beiipieldweiie verichiedene Geſetze (Verfiherungd: und Beamtengeiete) 
eine öffentlihe Fürforge für die ehbelihen Kinder eines Verftorbenen oder Ber: 
legten vorjehen, jo wird fich für das Gebiet des Preuß. Rechts diefe Fürforge auch 
fünftig nicht auf die adoptirten Kinder erftreden, obwohl gemäß 8 1757 B.G.B. die 
adoptirten Kinder vorbebaltlih der jpäteren Einſchränkungen den ehelichen Kindern 
gleichgeftellt find. Denn nah dem Preuß. APR. II 2 8 681 hat die Adoption nur 
die Wirkung, daß fie zwiichen dem Vater und dem Kinde die Nechte und Pflichten 
wie zwiſchen leiblihen Eltern und deren Kindern begründet. Den Beariff der Ebe: 
lichfeit eines Kindes, wie ihn das Yandredt aufitellt, Haben aber offenbar die be: 
treffenden Spezialgeieße fih zu eigen gemacht und daher die adoptirten Kinder aus— 
geſchloſſen. (Ausdrüdlih ausgeiprohen ift diefe Nichtgleichitellung im S 2 des RG. 
über den Erwerb und Berluft der Staatdangebörigfeit vom 1. Juni 1870.) Someit 
es ſich freilich bei der Ehelichfeit um deren eigene Vorausſetzungen, namentlih alfo 
um die Empfängnißzeit handelt, wird anzunehmen jein, daß das bezüglice Speztal- 
geieb in dieſem Punkte eine reine Verweiſung auf das allgemeine bürgerliche Geſetz 
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enthält, inſoweit aljo den ergänzenden Borjchriften des B.G.B. Raum giebt. Val. 
Prot. fr 9119 zu Art. 32. 


Eine Reihe von Fällen, in denen die Frage, ob eine reine Inbezugnahme oder 
inbaltlihe Uebernabme allgemeiner Vorſchriften vorliegt, zweifelhaft ift, hat übrigens 
bad E.G. in den Art. 33 ff. Har geitellt (vgl. Bemerf. dort). SHervorzubeben ift ins: 
befondere der jebt reichögeiehlih vorgeiehene Erſatz des in vielen Reichögefeken in 
Bezug genommenen Begriffs der „väterlihen Gewalt” durch die „elterlihde Gewalt”. 
Den bundesjtaatlihen Ausführungsgejegen ift die Aufgabe zugefallen, die gleiche 
Klarftellung bezüglich der Yandeögeieße, in denen fich vielfach die gleichen und ähnlichen 
Verweiſungen finden (vgl. 3.8.59 Preuß. ©., betr. das Staatsihuldbud, vom 20. Juli 
1883, G.S. ©. er ss 85a—h des Preuß. Berggeiekes vom 24, Juni 1865, G. S. 
©. 705, mit Art, I u. Art. 37 IV des Preuß. Ausf.:Gei. 3. B. G. B.). 

4, Die wann eine entiprehende Vorſchrift des B.G.B. vorliegt, wird 
zuweilen zweifelhaft fein, wenn das B.G. B. einen Begriff mit anderem Inhalt ein: 
führt, 3. B. „geießliche Vertreter“ u. a. m. Auch injomweit tragen einzelne fpezielle 
Regelungen in den Art. 33 ff. zur Klärung bei. 

5. Geſetz auch im Sinne diejed Artikels ift gemäß Art. 2 jede Rechtsnorm. 
Hervorzubeben ift, daß der Artikel auch auf die in Staatöverträgen vielfah enthaltenen 
Verweilungen auf das allgemeine Recht Anwendung findet. Es wird fich bier, foweit 
fih die Negelung über die Materie des internationalen Privatrechts hinaus eritredt, 
— „um echte Verweiſungen im Sinne dieſes Artifels handeln; cf. Bem. 
unter Art. 56. 


Elfaß-Lothringen als Bundesſtaat. 
Artikel 5. 

Als Bundesitaat im Sinne des Bürgerlichen Gejegbuchs und dieſes 
Gejeges gilt auch das Neihsland Eljah-Lothringen. 

6.15; €. 115; R.V. 5; Mot. zu5 ©. 65. Prot. S. 8776 (VI ©. 363), 

Die biöherigen Reichägejeke tragen dem zwiſchen dem Reichslande Elſaß— 
Lothringen und den Bunbesftaaten beftehenden jtaatörechtlichen Unterſchiede nur ver: 
einzelt Rechnung; vgl. R.sranf.VBerj.G. vom 15. Juni 1883 $ 40 Abf. 4 (R.G.BL. ©. 73). 


Ro dies nicht geicheben, war man daher bislang genötbigt, den Weg der Analogie zu 
Hülfe zu nehmen. Diefen Umweg foll der vorliegende Artifel eriparen. Mot. a.a. O 


Zuſtändigkeit des Reichsgerichts für alle Redhtsftreitigkeiten aus dem 
Bürgerlichen GHefehbud. 
Artifel 6. 

In bürgerlichen Nechtsjtreitigfeiten, in welchen durch Klage oder 
Widerflage ein Anjpruch auf Grund des Bürgerlichen Gejegbuchs geltend 
gemacht it, wird die Berhandlung und Entjcheidung letter Inſtanz im 
Sinne des $ 8 des Einführungsgejeges zum Gerichtsverfafjungsgejege dem 
Neichsgerichte zugewieſen. 

Reichst.Sitz. Brot. 3024, 3096, 

1. Der Artikel iſt von beionderer Wichtigkeit. Nah $8 E. G. z. G. V. G. kann 
durch die Geſetzgebung eines Bunbdesitaates, in welhem mehrere Oberlandeösgerichte 
errichtet werden, die Verhandlung und Enticheidung der zur Zuftändigfeit des Reichs: 
gericht nebörenden Revifionen und Beihwerden (abgeieben von der Ausnahme des 
S 8 Abi. 2) in allen bürgerlichen Rectöftreitigfeiten einem oberſten Landesgeridhte 
zugemwiejen werden. Dieſes Nejervatrecht bejeitigt der vorliegende Artikel für diejenigen 
bürgerlihen Rechtsſtreitigkeiten, welde eine durh das B.G. B. geregelte Materie 
betreffen, aljo für die überwiegende Mebrzabl der bürgerlihen Rectsitreitigfeiten. 
Vorausgeſetzt ift aber, daß der Nechtöftreit durch Klage oder Widerflage anbängig 


gemacht iſt. Der Artikel iſt vornehmlid für Bayern von Bedeutung, weldes allein 
(A.G. 3. G.V. G. v. 23, Februar 1879 Art. 42) ein oberites Yandesgericht eingerichtet 


10 Einführungsgeleß zum B.G.B. I. Abfchnitt. Allgemeine Vorichriiten. 


bat. Der Artikel iſt bei der zweiten Beratbung im Plenum des Neichdtaged auf 
Antrag ded Abgeordneten Yieber und mit Zuſtimmung des bayerischen Geſandten 
eingeichaltet worden, Sten.Ber. d. R.T. ©. 3024. Cine entiprehende Vorſchrift trifft 
Art. VIIL des E.G. zu dem G. betr. Aenderungen der 8.0. vom 17. Mai 1898 für 
Redtsitreitigkeiten über Anfechtungsanſprüche nach der K.O. oder dem Anfechtungsgeſetze. 

2, Nur die auf Grund des Bürgerlichen Geſetzbuchs geltend gemachten Anſprüche 
find der Kompetenz des oberiten Yandesgerichts entzogen. Dieſelbe bleibt alio, abgeieben 
von den vorbebaltenen Materien, in$beiondere auch begründet für die in Gemäßheit 
des Internationalen Privatrehts Art. T—31 nab Auslandsrecht und die in 
Gemäßheit der Uebergangsbeitinmmungen (Abichnitt IV) nah dem bisherigen Recht 
zu beurtbeilenden Rechtsverhältniſſe. Tas iſt wichtig im Hinblif auf ST EG. 3. 
E.P.O., wonach im Fall einer bei dem oberiten Yandesgericht eingelegten Reviſion 
und Beſchwerde das lettere über die fachliche Zuſtändigkeit endgültig enticheidet, alio 
inſoweit in der Yage iſt, in Ameifelsjällen den Anmwendungsbereihb des B.G. B. zu 
Gunſten des eigenen Landesrechts in fouveräner Meile einzuichränfen, cf. Borbem. 
zu Art. 51 2a6€ — 


Berhältnik des Bürgerlihen Gefebduds zu den ausländifhen 
Sefeben. Internationales Privatredt. 


Borbemerfung. 


I. Die Artifel 7—31 behandeln in formeller Parallele mit dem II. und 
II. Abſchnitt des E.G., indeß obne beiondere Ueberichrift, im Geſetzestext das Verhältniß 
des B.G. B. zu den ausländischen Sefegen [das internationale Privatrecht, die örtliche 
Kollifion der Geſetze, den Anmwendungsbereih des ausländiihen Rechts oder wie ſonſt 
die allgemeinen Bezeihnungen lauten). Für die Kollifionsnormen des B.G. B. iit, 
was vorauszuſchicken it, fein Raum: 


1. Soweit eine internationale Gleichheit Des materiellen Privatrehts ſchon 
beſteht. Gine ſolche ift nur aum geringen Theil vorbanden, 3. B. auf dem Gebiet des 
Urbeberredt3, cf. Berner Uebereinfunit vom 9, September 1896 R.G. Bl. 1887 
©. 493 ff, auf dem Gebiet des Poſt- und Telegrapbenweiens, 3. B. Weltpoftvertrag 
vom 1. Juli 1878, RG.Bl. 1879 ©. 83 bezw. 1886 ©, 82ff., des Eifenbabnredts, 
Uebereinfommen vom 14, Oftober 180 N.G.BL. 1892 ff. Auf anderen Gebieten, ins- 
bejondere dem Handels und Wechielrecht, ift ſolche Einheit im Werden begriffen, ef. 
= . old, nen Rechtseinheit auf dem Gebiet des Privatredhts, Böhm Zeitichrift 
2. V ©. 477ff. 

2. Soweit eine internationale Gleichheit des internationalen Privatredhts, der 
Kollifionsnormen ſelbſt, ſchon beiteht. Eine folche ift zum Theil vorhanden in dem 
durch zahlreihe Staats:, Handels:, See: und Sciffahrtsverträne geregelten Verkehr 
der einzelnen Staaten zu einander, vgl. u. a. Staudinger Sammlung von Staats: 
verträgen I. und Il, Bd. Münden 1805. [Gin allgemeines internationales Ueber— 
einfommen auf dem Gebiet der Kollijionsnormen ift bisber nicht vorhanden, wohl aber 
vorbereitet a) durch eine zahlreihe Yitteratur des In- und Auslands, mitgetheilt 
von v. Bar, Theorie 1 S. XXIX ff, vehrb. S. XIIff.; Felir Stoerk: Litteratur 
des nt. Nechts von 1854 bis 1844; Gierfe, Deutiches Priv.R, I S. 209; bierzu 
neuerdings Niemeyer, Vorihläge und Materialien zur Kodifikation des Int. Priv.R., 
Leipzig 1895; Neumann, Int. Priv.R., Berlin 1896; Niemeyer, das Int. Priv R. 
im Entw. eines B. G. B. in Seit VIL der Sanımlung von Vorträgen über das B.G.B., 
Berlin 1896; Barazetti, das Ant. Priv. im B.G. B., Hannover 1807 und vor 
allem das umfaſſende Werf von Jitelmann, Ant. Priv.R., Leipzig 1808 Bd. Lund II, 
endlich mehrere Aufiäke in den bei Gierke a.a. O., Arm. I Abi. 2 angegebenen Zeit: 
ihrijten, vor allem Böhm, Zeitſchrift 1897, 1900; Ihering Jahrbüch 1897, 1900 
(bei den einzelnen Baragrapben im Folgenden des Näheren citirt und beiproden, 
ef. auch Yitteraturbericht von Dr. H. Neumann in Beiträgen sur Erl. des Deutich. R. 
von Raſſow umd winkel XLIL 1808} 180-192, Revue d. droit intern. I 30 
Nr. 2 (Etude Allemande). — Speziell die folgenden Artifel behandelt das neuerdings 
erichienene Werk von Niemener: Das Anternationale Brivatredıt des B.G.B. Berlin 
Guttentag 1901. — bj durd eine Reihe Privatgefeggebungsvorihläge; Meili, 
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Kodififation des int. Civil: und Handelörehtö, Leipzig 1891, ©. 77 bis 88. Hervor— 
zubeben find bier insbefondere auch die auf den verfchiedenen Kongreifen des Institut 
de droit international gefaßten Beſchlüſſe, mitgetheilt im Annuaire de l’institut, ſeit 
1877 ericheinend; e) durch pofitive geietzlihe Beitimmungen des In: und Auslandes: 
Umſaſſende Zujammenftellungen bei Meili eit., ferner Niemeyer, Poſitives intern. 
Priv. R. Yeipzig 1894 und zwar Theil I, das in Deutichland bisher geltende Ant. Priv.R., 
Theil II, deſſen Gricheinen noch bevorjtebt, das im Ausland geltende Int. Priv.R. 
65 finden fich ferner praftiiche für jede einzelne im E.G. geregelte Kollijionsnorm 
erfolgte Zufammenftellungen bet Neumann Int. Priv.R. Berlin 1896 ©. 150 bis 278 
und Niemeyer Borichläge und Materialien zur od. des int. Priv.R. II. Theil 
I bis 140, Yeipzig 185095; d) durch Uebereinfommen und Geiegentwürfe auf den 
internationalen Konferenzen der einzelnen Staaten, 3. B. Vertragsentwürfe der ſüd— 
amerifanifhen Staaten von 1875 und 1889, Meili, 1. e. 91ff.; die Haager Konferenz 
insbefondere 1893 und 1894; mitgetbeilt von Cahn, Zeitihr. von Böhm, 1894 
S. If. 1895 ©. Iff.; Journal du droit int. priv., 1895 S. 466 ımd ©, 734.) 

3. Soweit es fih um reihsgeielide Kollifionsnormen bezüglich folder 
Materien handelt, welde im B.G.B. nicht geregelt find; 3. B. des Handel: und 
Seerechts, cf. aber SS 1259 ff. B.G.B., des Wechſelrechts, ch, Art. 84, 55 W.O., des 
Prozeß: und stonfursredts, und zwar auch das jogenannte materielle Prozeß- und 
Konkursrecht, 3. B. die Vorfchriften über den Beweis des ausländiihen Rechts. 
C. P.O. 8 295, die Wirkung des Prozehbeginns, die Wirfungen vollitredbarer Urtheile 
des Auslandes, SS 722, 723 EPO. An dem fogenannten Gebhard'ihen Entwurf 
SS 36, 37 war bie Regelung der Wirkungen des Prozepbeginns und des Urtheils 
für die Stodififation des intern. Priv.R. vorgeieben. Unberührt bleiben gemäß 
Art. 32 aud die Beitimmungen der Reichs-Staatsverträge. 

4. Soweit es fih um Kollifionsnormen auf ſolchen Gebieten des Yandesredhts 
bandelt, deren Regelung in Abjchnitt III des E.G. den Landeögeiehgebungen aus: 
drüdlich vorbehalten ift. Und zwar bleiben bier nicht bloß bie bejtehenden Kollifion®: 
normen aufredht erhalten. Es fünnen fich auch neue bilden. Es gilt diefe Aufrecht- 
erbaltung jener nicht nur im Werbältniffe der Einzeljtaaten untereinander, fondern 
auch im Berhältniffe derfelben zum Auslande (Militärfonventionen, Staatöverträge ꝛc.). 
Wenn alſo beifpieläweife die gemäß Art. 134 zuftändige Landesgeſetzgebung den Anz 
wendungäbereih bes Geſetzes nach dem Wohnſitz des Vaters beitimmte, würde diejer, 
nicht die gemäß Art. 19 EG. zuftändige Staatsangehörigfeit maßgeblich fein. Wenn 
nad der eigen des hohen Adels binfichtlih der Geichäftsfähigfeit dad forum 
domieilii, binfihtlih der Form der Nechtsafte das forum loci actus ausschließliche 
Geltung baben, greifen diefe Kollifionsnormen, nicht diejenigen des Art. 7 und Art. 11 
E.G. Platz. Immerhin ift in jedem Einzelfall zu prüfen, ob die tollifionsnorm einen 
Beitandtbeil des betreffenden Spezialrehts bildet. Anderenfalld wird fie gemäß Art. 4 
E.G. durd die entiprehende Kollifionsnorm des B.G.B. erſetzt; vgl. Bem. zu Art. 4. 
Es nimmt daher beiipieldweife audy der Entw. des Preuß. Ausf.G. Art. 87 feinen 
Anstand, die jormelle Aufhebung der SS 22--45 Einl. Preuß. AL.R. über die Kollijion 
der Privatrehtsnormen in Rorihlag zu bringen. Abweichend zum Tbeil u. a. 
Coſack, Lehrbuch IS. 46, ef. aber Deutihe Nur. Ztg. 1898 13 ©. 266, wo aber 
die Kompetenz der Landesgeſetze wiederum nicht Icharf genug begrenzt iſt. Hinſichtlich 
der landesrechtlichen Staatöverträge beitimmt jedoch pofitiv Art. 56, daß die bereits 
am 1. Sanuar 1900 abgeſchloſſenen Verträge binfichtlich ihrer fämmtlichen international: 
privatredhtlihen (und privatrectlichen) Beitimmungen alfo nicht nur in Anſehung der 
vorbehaltenen Materien aufrecht erhalten bleiben follen, ſoweit es fih um Staats— 
verträge mit ausländischen Staaten handelt. 


5. Soweit es ſich um Thatbeitände handelt, die fid) vor dem Jnfrafttreten 
des B.G. B. vollzogen haben, Abſchnitt IV des E.G. Uebergangsvorichriiten, kann die 
Frage, inwieweit bier die bisherigen landesgeleßlihen Normen aufrechterhalten find 
und inwieweit auf Grund etwa des Art. 218 E. G. die Landesgeſetze beiugt find, die 
beitehenden Vorſchriften zu ändern, äußerſt zweifelhaft ericheinen. Gine eingebende 
Rebandlung der frage findet ſich in der Einleitung zum IV. Abjchnitt des E.G. 


I. Geſetzgeberiſche Borarbeiten. Dieſelben weiſen nicht die den übrigen 
Theilen des Geſetzbuchs eigene Kontinuität auf. Der Kommiſſionsentwurf I enthält 
überhaupt feine Beitimmungen über intern. Briv.R. Der Nedaktor Dr. Gebhard 
batte als Theil des Allgemeinen Theils, SS 5—40, Beitimmungen über intern. Priv.R. 
nebft Motiven und Abänderungsvorichlägen ausgearbeitet. Diejer Entwurf — im 
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Folgenden mit G.E. als fogenannter Gebhard'ſcher Entwurf bezeichnet - — ift mit 
den Abänderungdvorichlägen u. a. miigetbeilt bei Meili, Geihichte und Syſtem des 
intern. Priv.R., Yeipzig 1892, S. 198 ff, re Ai Vorſchlãge und Materialien 
zur Kod. d. intern. Prio.R, Yeipzig 1805, ©. 4-256. Auf Grund dieſer Vorarbeiten 
hatte die Kommiſſion einen Separatentwuri über die „örtlichen Grenzen der Rechts— 
normen“ in 26 Artifeln ausgearbeitet. Derfelbe ift mitgetbeilt ald Anlage zu dem 
Protofolle Il. Yefung der 401. Sikung, ©. 8175 (VI ©. 5—12). Auch diejer Ent: 
wurf ift nicht veröffentlicht, bildet aber die Grundlage der Berathungen für Die 
II. Leſung, Brot. 8163 --8312. Aus ihnen iſt das VI. Buch des II. Kommiſſions— 
entwurfes SS 2236 — 2265 unter der Ueberſchrift: „Anwendung ausländiicher Geſetze“ 
hervorgegangen. An der Reihdtagsvorlage vom 17. Januar 1896 ift das VI. Bud 
fortgefallen und anjtatt deijen im Entw. zum E. G. in Art. 6-30 ohne Weberichrift 
eine Reihe internationalsprivatredtlicher Beltimmungen gegeben. Diejelben find mit 
den gegenwärtig zum Geſetz gewordenen Art. 7—31 im Wejentlichen identifch. Ter 
Werdegang des Geſetzes iſt jür fein Verſtändniß nicht ohne Bedeutung. Der VI. Theil 
des Entwürfes II enthielt in Uebereinſtimmung mit feinen vorbezeichneten Vorentwürten 
in Anjebung der einzelnen Rechtöverhältniiie eine weit erichöpfendere Regelung der 
Kollifionsnormen und regelte nicht nur den Anmwendungsbereih des inländiichen, 
fondern in gleihem Maße denjenigen des ausländiihen Rechts. Dieſer lektere 
Standpunft wurde Schon bei den Beratbungen der Kommiſſion Brot. II, 8164 S1HH 
lebhaft befämpft. Man hatte eingewendet, daR dieje Negelung gegen die Grundiäre 
des Wölferrehts verſtoße und in die Souveränitätsrechte der ausländiichen Staaten 
eingreife, daß auc der inländiiche Geſetzgeber gar nicht die Fähigkeit babe, mangels 
genügender Kenntniß des ausländiiben Rechts deifen Anmwendungsbereih zu regeln, 
daß auch dieie Regelung gegen die Grundſätze über woblerworbene Rechte und der 
zeitlichen Wirfiamfeit der Geſetze veritoße, daft endlich in allen Fällen, wo inländtiches 
Recht als Follidirend nicht in Frage fäne, überhaupt jedes Intereſſe an Aufitellung 
einer Kolliſionsnorm im Inlande fehle u. a. m. Dieje Bedenfen wurden aus vor: 
wiegend praftiichen Gründen nicht für, durchſchlagend erachtet. Dieſelben find aber 
demnäcit wieder von maßgebender Fedeutung geworden. Denn das gegenwärtige 
Geier, welches fih im Weientlihen darauf beichränft, den Anmwendungsbereidh des 
inländiſchen Rechts zu regeln, wird ihnen in ber Hauptſach⸗ gerecht. Val. Bem. ILL, 2 


III. Inhaltsüberfiht. Das Geſetz regelt nur einige wenige Normen des — 
nationalen Privatrechts auf dem Gebiet des Allgemeinen Theils Art. 7—10, des 
Obligationenrechts Art. 11-12, des Familienrechts Art. 13-23, des Erbredts Art. 24 
bis 26, fowie einige allgemeine Grundjäße des intern. Priv.R. in Art. 27—31; das 
Geſetz regelt jerner die wenigen Kollifionsnormen nur unvollftändig. Unvollitändig: 


1. in Anfehung der Nechtsverhältnifle, für welde die Anmwendungsnorm 
neneben wird. Während einige Kollifionsnormen den Anmwendungsbereih der Rechts— 
jäße für ein beitimmtes Nectsverbältniß, ſowohl nad ſeinen Vorausſetzungen, als 
feinen Wirfungen, beitimmen, ef. Art. 22— 24, regeln andere nur die Wirfungen 
beilelben, Art. 14, 12, 19, 20, 21, oder nur die VBorausiekungen, ef. Art. 13, 8,9, 
oder auch nur ein Thatbeſtandsmoment diefer Norausiegungen, Art. 7, 10, 11. Die 
Vorausſetzungen werden geregelt, entweder nur nach der materiellen Seite, ef. Art. 13 
Di, an auch zugleich nach ihrer formellen Seite, ef. Art. 8, 9, 23, vgl. Jitelmann 
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2. In Anjehung der Anwendungsnorm jelbit, ihrer internationalsprivatredhtlichen 
Tragweite. Insoweit find die Kollifionsnormen einzutbeilen: 


a) in zweiſeitige (vollfommene), welde den ar des Ans 
lands und Auslandsrehts gleichmäßig regeln, Art. 7 Abi. 1. Art. 11 Abſ. 1 Sas 2 
(Abi. 1 iſt nur Scheinbar vollfommen), Art. 17 Abi, J Art. ai Halbiab 1; 

b) inunvollftändigzmwetjeitige, welde zwar auch den Anwendungsbereich 
des Inlands- und Auslandsrecdts regeln, aber nur für den all, dak eine gewiſſe 
Beriebung zum Inlande vorliegt, 3 B. Wohnſitz, Yage der Sache, Anländerqualität 
eines der Betbeiligten, Art. 13 Abſ. 1, Art. 15 Abi. 2, Art. 25 Zap 1; 

e) in einseitige, welde lediglihb den Anmwendungsbereih des Teutichen 
Rechts beitimmen, Art. 14, 18, 19, 22 Abi. 1 Art. 15 Abi. I, Art. 24 Abi. 1 nur 
fcheinbar, ef. Art. 15 Abi. 2 und Art. 25 Abi. I). Tie eimieitigen Kollifionsnormen 
fann man wiederum eintbeilen: 


_, a) in „prinsipale stollifionsnormen“, welche die regelmäßige Amvendungsnorm 
bejtimmen, ef. 3. B. Art. 14 u. a. m, 
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B) in „Ausnabmeftatuten” (finguläre Kollifionänormen), welche ald Zuſätze, fei 
es zu zweijeitigen, jet es zu einjeitigen prinzipiellen Kollifionsnormen, den Anwendung: 
bereih entweder des eigenen oder des fremden Nechts der Regel — erweitern 
beim. „infchränfen, cf. Art. 7 Abf. 2, 3, Art. 8, 9, 10, 12, 13 Abi. : Art. 14 
Abi. 2, Art. 16, 17 Abf. 3, * Art. 22 Abf. 2: vgl. au allem BE ee 
Rorträge ©. 11, insbejondere Zitelmann II S. 213 ff. 


IV. Es fragt fih, wie die Ausfüllung der Lüden des Gejeges zu erfolgen hat, 
ei es, dab für ein Rechtsverhältniß überhaupt feine Kollifionsnorm Eonjtirt, 3. B. 
für das ganze Gebiet des_vertragsmäßigen Obligationenredhts, ef. zu III 1, jet es, 
daß die vorhandenen Kollifionsnormen unvollftändig find, ef. zu III 2, 


Die Löſung des Problems fest in erjter Linie die Beantwortung der höchſt 
jtrittigen Vorfrage voraus, ob und inwieweit die Grundjäge und bezw. Normen des 
intern, Priv.R. einen Theil des einheimischen Rechts bilden. 


In diefer Hinficht haben fich in der neueren Fitteratur des intern. Priv.R. vier 
von einander grundſätzlich verichtedene Anfichten herausgebildet. 
i Die erite Rihtung Niemeyer ©. 5; Gierfe, Deutiches Priv.R. IS, 213; 
Kahn in Iherings Jahrb. 30 S. 1—143; Barazetti ©. 10ff.) läßt ald Quelle des 
intern. Priv.R. lediglih das einheimische Recht gelten. 
| Die zweite Anfiht (Schnell in Böhms Zeitihr. 5 ©. 337; v. Bar in 
Böhms Zeitihr. VII ©. 178, 179; Seidel, Böhms Zeitihr., daſ. S. 228 FF.) läßt 
diefe Quelle nur inſoweit gelten, als es ſich um die Beſtimmung der Zuftändigfeit 
des einheimiſchen Rechts handelt, während für die Beitimmung der pofitiven Zu: 
ftändigfeit des fremden Rechts diejes allein Rechtsquelle ift. 


Nach einer dritten Ansicht ift zwar das einheimische Necht an ſich Fompetent, 
gleihmäßig den Anmwendungdbereih des inländiishen und ausländifchen Rechts zu 
beitimmen, allein beides nur unter der Borausjegung des Vorliegend beftimmter 
Anlandsbeziehungen. Diefes mit großem Scarffinn von Neumann, intern. Priv.R., 
Berlin 1896, deögl. in feinem Gutachten zum 24. Deutichen Aurtitentag, Berbandlungen I 
©. 498, IV 6& 1 04 ff., vertretene Prinzip der fogenannten „Kompetenzerörterung” 
(Deutihe Jur.Ztg. 1898 ©. 372) ift deshalb beſonders beachtenswerth, weil die Faflung 
einzelner Artikel des Gejeges, ef. 3. B. Art. 15 Abj. 2, Art. 13 Abi. 1, darauf hin: 
deutet, daß der Geſetzgeber dieſes Iru ſich wenigitens zum Theil zu eigen gemacht 
bat. Der Auriftentag bat eö aber reprobirt, cf. Verhandl. IV ©. 125 ff. (freilich ging 
der storreferent wohl von der irrthümlichen Meinung aus, daß die Neumann’ichen 
zen es — —— des Rück- und Weiterverweilungsprinzips hinaus: 
iefen, a. a. 


Die vierte ia (um Theil — wenn auch nicht bewußt — inauguriri 
ihon von Anderen, jeßt fonfequent vertreten von Zitelmann I ©. 36ff.) läßt wie 
die erite Richtung das intern. Priv.R. auf einheimischer Rechtsquelle beruhen, aber 
nur prinzipiell, während fie ſubſidiär daneben als jelbftändige Rechtsquelle das 
Völkerrecht binftellt. (Zitelmann a. a. DO. nennt diejes Völferrecht „Ueberjtaatliches 
internationaled Privatrecht”, die innerftaatlihen Anwendungsnormen gehören, eodem 
©. 199 7f., dem öffentlichen Recht an. Nach den Grundfägen des überftaatlihen intern. 
Priv.R. unterliegt ein Rechtöverhältnik der Rechtsordnung desjenigen Staates, welder 
die völferrechtlich anerfannte Macht hat, die Wirkungen des Rechtsverhältniſſes zu 
regeln, S. 91ff. Hiernach gilt im Allgemeinen: Alle Sachenrechte find nah dem 
Sadjtatut, alle Obligationen ſexe. Delikte] nad dem Perjonalitatut des Schuldners, 
alle Berföntichfeitsrechte [(Immaterial:Güterredte] nad dem Gebietsjtatut zu beurtheilen 
I ©. 1%6,) Die letztgedachte Anficht ergiebt in ibren Konſequenzen in ber bier zur 
Entideidung ftehenden Frage vielleicht die befriedigenditen Reſultate. Allein fie wird 
u. E. nicht adoptirt werden können, da die enorme Verſchiedenheit der beftehenben, 
innerjtaatlihen Kollifionsnormen und die nur fpärlichen Einbeitsbeitrebungen ſeitens 
vereinzelter Staaten zur Zeit dad Vorhandenſein einer jelbjtändigen völferredhtlichen 
Quelle wohl faum erfennen laſſen; vgl. biezu neuerdings von Bar: Neue Prinzipien 
und Methoden bes nt. Priv. in Archiv f. öffentl. N. XV (1900) ©. 149; — 
Marcuſen: Orientirung über neueſte Theorien, Böhms Zeitſchrift X (1901) ©. 257 ff.; 
Zitelmann: Oertliche und zeitl. Anwendungsnormen, Ihrings Jaͤhrb (1901) S. 1900ff. 

Dagegen verdient u. E. die vorgedachte zweite Richtung den Vorzug vor der 
eritgedadhten. Die Borjchriften des intern, Priv.R. find ihrer Natur nad nicht 
materielles, fondern formales Redt, ef. Zitelmann ©. 199ff. Sie find nichtö weiter 
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als ne la für die Geſetzgebung des einzelnen Staates, 
von Bar in Böhms Zeitichr. VIII S. 178. Sie ordnen analog den Zuftändigfeirs- 
vorichriiten der Prozeßgeſetze nur negativ an, daß, ſoweit die deutichen Geſetze micht 
Platz greifen, die ausländiichen Gefeke Anwendung finden fönnen, aber fie beitimmen 
nicht pofitiv, welches von den verichiedenen nunmehr in Betradht fommenden aus: 
ländischen Geſetzen gelten ſoll. Einheimiſche Juftändigfeitsbeitimmungen jür das mar: 
gebende Auslandörecht greifen in die Souveränität der fremden Staaten unberechtigt 
ein, und zwar in deren Perjonalbobeit und Gebietshoheit, je nahdem fie eine fremde 
Staatsangebörigfeit oder die Zugehörigkeit der Nechtsverbältnifie au einem fremden 
Staatögebiet als mafgebenden Anknüpfungsbegriff des Nectsverbältnifies normiren. 
Sie enthalten zugleih eine unzuläffige Negelung des materiellen Auslandsrechts ielbit, 
indem fie bei Rechtsverhältniſſen mit verschiedenen perfonellen und zeitlichen Beziebungen, 
wo die Frage der mahgeblihen Beziebung aus dem materiellen Recht und den Bor: 
ichriiten über die zeitlihe Wirkiamfeit der Geſetze zu beantworten it (4. B. bei den 
Fragen des ehelichen Güterrechts), entgegen den Beitimmungen des Auslandrecdts die 
maßgebende Beziehung einseitig normiren und dadurch wohlerworbene Rechte verlegen, 
vgl. Schnell a. a. O. ©. 338ff. Allerdings könnte gegenüber der Betonung dieier 
legteren Konſequenz darauf bingemieien werden, daß aucd die einfeitigen, d. b. die 
lediglih den Anwendungsbereich des deutichen Rechts regelnden Kollifionsnormen jolde 
Konfequenzen zeitigen können, da fie ja mit der pofitiven Negelung des Anwendungs 
bereih3 des deutihen Rechts negativ die Anwendung der ausländiihen Geſetze aus: 
ſchließen. Allein inſoweit laſſen ſich Konflifte beim Mangel völferrechtlicer Einheit 
der Kolliiionsnormen nicht vermeiden, 


Die Nichtigkeit der hier vertretenen Anficht ergiebt u. &. aber auch dor Allem 
ein Vergleich mit den durchaus analogen Zuitändigfeitsbeitimmungen der zeitlichen 
Wirffamfeit der Geſetze. Auch dieie beichränfen jih darauf, negativ zu beitimmen, 
daß in ben Fällen, wo nicht das geltende Net zur Anwendung fommt, das bisherige 
Recht Pla greifen folle. Sie beftimmen aber nicht pofitiv, weldes der verichiedenen 
möglicherweiie in Betracht fommenden, in den vorangegangenen Zeitepodhen geltenden 
Geſetze anzumenden ſei. So beitimmt beiſpielsweiſe Art. 159 E.G. nicht pofitiv, dak 
bis zum 1, Oftober 1872 das in Preußen bis zu dieſem Zeitpunft geltende Necht für 
den Gigentbumserwerb gelten ſoll, überläßt die Juftändigfeitäbeitimmung vielmehr 
dem nach diefem Zeitpunkt geltenden bisherigen Recht — vgl. nn Ben. 3b zu Art. 27. 


Dieien richtigen Grundſätzen entiprehend, bat fih auch unſer Geſetz — was 
ohne Grund getadelt wird — darauf beichränft, prinzipiell nur einfeitige, lediglich 
den Anwendungsbereih des deutſchen Nechts regelnde Kolliſionsnormen aufzustellen, 
und den Anwendungsbereih des ausländiihen Rechts positiv nur ausnabmsweile 
geregelt, und zwar in bewuhtem Gegenſatz zum Entwurf II, welder dad umgefebrte 
Prinzip verfolgte; vgl. Bem. II. Welche Gründe für die ausnahmsweiſe Normirung 
der vollitändigen Kolliiionsnormen maßgebend neweien find, ift bei der Geheimhaltung 
der bezüglihen Materialien ichwer zu jagen. Bermutblich ift die praftiibe Erwägung 
maßgebend geweſen, den Richtern in den erſahrungsgemäß am bäufigiten die deutichen 
Gerichte beichäftigenden Nechtsiragen, bei denen auch am bäufigiten deutiche Anterejienten 
betheiligt find, eine positive Fnticheidung an die Hand zu geben, dieſe Entſcheidung 
aber bei denjenigen Recdtsverbältniiien, für welche das Bedürfniß nach einer jolden 
Regelung nur bei beitimmten fonfreten Beziehungen zum Anlande bervortritt, ef. oben 
III 2b, nur auf diefen Bedürfnißfall zu befchränfen. 


Niemeyer bat in feinem neuen Werf Int. Priv. Berlin 1901 gegenüber unferer 
Auffaffung feinen oben wiedergegebenen abweichenden Standpunft eingebend vertreten. 
3 möge in dem Rahmen diefes Kommentars bier genügen, auf die vorftebenden 
rörterungen und die nachſtehend zu 1 Zuſatz wiedergegebenen Koniequenzen dieſer 
Auffaffung binzumetien, 

Die Thatiabe kann Niemeyer jedenfalls nicht ans der Welt fchaffen, daß 
unſer Gejeß grundfäßlid auf dem Standpunft jteht, nur den Anmwendungsbereih des 
deutichen Rechts zu beitimmen, dagegen die Abgrenzung ber verichiedenen Auslands: 
geſetze unter ſich zu unterlaflen. Das wird von der Wiehrjabl der Lehrbücher und 
insbeſ. neuerdings auch von Bar: Arch. f. öffentl. R. AV S. 25; Neumann 
Dandausg. 3. B.G.B. S. 1336ff. Pland SE. 22 Bem. 3 Abi. 2 anerfannt. Niemever 
verſucht zwar, auch dieſen grundſätzlichen Standpunft des E.G. in Abrede zu stellen. 
Er behauptet einerjeits, daß fih aus der Art der Bebandlumg, wie fie den Beſtimmungen 
des E.G. durch den Bundesratb zu Theil geworden ſei, ein Prinzip überhaupt nicht 
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berausleien lafie, daß dieſe Arbeit des Bundesratbs „ein aus Kompromiſſen hervor: 
gegangenes und schlechthin mangelhaftes Stüchwerf jei, binter deſſen fragwürdiger 
Geſtalt man vergeblih einen tiefen Sinn ꝛc. juche”. Allein der Beweis für dieſe 
Behauptung ift ihm nicht gelungen, Die von ihm wiedergegebenen Daten der 
Entitebungsgeihichte des Geſetzes ergeben allerdings nichts für die Gründe, welde 
den Bundesrath beftimmt haben bei der Negelung der Art. 13—25 EG. $ 9 den 
grundjäßlihen Standpunkt des Kommilfionsentwurfs zu verlaflen. Allein die von 
uns oben zu II mitgetbeilte Thatiadhe, dab aus dem Scoofe der 2. Kommiſſion 
bei den Berathungen unseres E.G. im meientlichen diejenige Faſſung der Kollifions: 
normen als erwünſcht bezeichnet wurde, welche jett Geſetz geworden tit, läht doch gewiß 
die Annahme nicht ungerecdhtiertigt ericheinen, daß der Bundesrath dieien Wünfchen 
der Gegner Redinung getragen bat. Daß aber die Gegner des Kommiſſionsentwurfs 
einen prinzipiellen Standpunft verfochten haben, nämlich den von uns vertretenen 
v. Bar, Schnell’ihen Standpunft, ſteht feit. Nicht wegzuleugnen iſt die Thatjache, 
dab das Geſetz nur in drei Fällen ausnahbmsweile den Anmwendungsbereih des aus: 
ländiihen Rechts vollfommen geregelt bat. Und wenn das Geſetz daneben im einigen 
Artifeln eine pofitive Regelung des Anwendungsbereihs ausländischer Rechtsnormen 
ipeztell für den Fall beitimmter Anlandöbeziehungen (vgl. oben III, 2) vorgenommen 
bat, jo beitätigt das gewiß die Regel grundſätzlicher Entbaltung von einer Abgrenzung 
ausländiiher Rechtsnormen untereinander. 

Wie hat nun nach diefer Beantwortung der eingangs erwähnten Vorjrage die 
Yusfüllung der Lüden des Geſetzes zu erfolgen ? 


1. Beim Vorliegen unvollitändig zweifeitiger und der einfeitigen Kollifions- 
normen: Die Antwort lautet: Findet der Nichter, daß ein Nechtöverbältuiß nad der 
Kollifionsnorm des Geſetzes nicht dem deutichen Recht unterjtebt, jo hat er zunächſt 
zu prüfen, welde verichtedenen Auslandsredhte vermöge der vorliegenden jtaatlichen 
Beziehungsfälle des Nechtsverhältniffes möglicherweiſe in Betracht kommen fönnen. 
Er bat dieje Rechte dann daraufhin zu unterfuchen, ob fie ihrerſeits ausdrüdliche oder 
ſtillſchweigende Kollifionönormen enthalten. 

Iſt dies der Fall und jtimmen die Kollifionsnormen der jämmtlihen in 
Betracht fommenden Auslandsrehte in Der reg | des maßgeblichen materiellen 
Rechts überein, jo hat er das hiernach mahgeblihe Recht anzumenden. 

Iſt Dies nicht der Fall, jo ift die einheimiſche Kollifionsnorm (nicht 
das einheimiſche materielle Recht) zur analogen Anwendung zu ver: 
wertben, ef. Schnell a. a. D. ©. 340ff., ebenfo Keidel in Böhms eithr. vo 
S. 244, Steht alio beifpielsweije eine güterrechtliche Nechtöfrage bezüglich der Ebe 
eineö bei Begründung ber Ehe im Gongoftaat anfäfligen ichmweizeriihen Ehepaars vor 
unferen Gerichten zur Entſcheidung, jo bat der deutiche Richter das Recht des Congo: 
ftaates, welches nah den infomweit übereinftimmenden Kollifionsnormen der beiden 
allein in Betracht fommenden Staaten (Schweiz:Gongoftaat) maßgebend ift, anzuwenden. 
Haben dieje Ehegatten aber ihren Wohnſitz in den ruffiihen Diftjeeprovinzen, fo liegt 
eine Uebereinftimmung der Kollifionsnorm nicht vor, da nad Eſt- und Yivländiichem 
Recht das jeweilige Domizil enticheidend ift. (Die verichiedenen Geſetzesbeläge bei 
Neumann ©. 254, 237.) In diefem Fall müßte in analoger Anwendung der ein: 
heimiſchen Kollifionsnorm, Art. 15 E.G., dad Schweizeriiche Recht enticheidend jein. 
(Bielleiht würde es noch richtiger jein, im Fall der Nichtübereinftimmung der fremden 
Statuten, eine finngemäße Anwendung der einheimiihen Kollifionsnorm vorerſt 
infoweit vorzunehmen, als von den verschiedenen in Betracht fommenden Beziehungs- 
fällen die nah Anſchauung des einheimiſchen Geſetzes wichtigite Beziehung ermittelt 
würde, was in unſerm Beifpiel dazu führen würde, auch in dem letztgedachten Fall 
die Mafgeblichfeit des Nechtes des Congoitaates als des eriten Ehedomizils zu jtatuiren, 
Allein diele letztere Behandlung iſt alö unpraftifabel auszuſcheiden.) 


Die Ermittelung der mahgebenden ausländiichen Juftändigfeitönormen hat nad 
denielben Grundiäßen zu erfolgen, wie diejenige des mahgeblichen materiellen Aus: 
landsrechts, $ 293 E.P.O. Mit Rüdficht darauf, daß dem inländiihen Nichter regel: 
mäßig eine Kenntniß der verjchiedenen ausländischen Kollifionsnormen noch weniger 
zugemutbet werden fann, alö die Kenntniß des materiellen Auslandörehts, wird der 
Richter mangels Parteinahweis in der Negel mit Fug für die Lebereinftimmung der 
ausländiihen und inländischen Kollifionsnorm prälumiren fönnen. Die Auiftellung 
der vorgedachten Grundſätze ift aber notbwendig. Sie iſt u. E. ſchon deshalb geboten, 
weil nur auf dieſer Grundlage die befannte Streitfrage nah der Zuläſſigkeit der 
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fogenannten Rück- und Weiterverweilung einer beiriedigenden Löſung entgegenzufübren 
iit, ef. Ben. zu Art. 7 ©. 77 u. 79. 

Niemeyer und die oben bervorgebobenen Vertreter der pofitiviftiihen Metbode 
des intern. Priv. R, deögl. aber vor Allen (troß jeines völkerrechtlichen Standpunftes) 
Zitelmann 1 ©. 228, 235, ef. aub Silberihmidt in Böhm's Zeitichr. VILI 
S. 98, wollen auch beim Vorliegen übereinftimmenber, abweichender Kolliiionsnormen 
der Auslandsrechte ohne Weiteres die beutichen tollifionsnormen analog anwenden 
bezw. alle unvolljtändigen und eimfeitigen Kolliiionsnormen zu vollfommenen zwei: 
jeitigen Kolliſionsnormen vervollitändigen; ef. biergegen neuerdings aub Gdelmann 
„Der grundiägliche Standpunft bes deutſchen B.G. B. im intern. Briv.R.“, in Böhm's 
Zeitſchr. VIII (1898) S. 295, welcher aber zu weit gebt, wenn er den Standbpunft 
des deutichen E. G. bei Regelung des intern. Priv. R. ganz allgemein dabin harafterifirt, 
daß das Atriterium für die Negelung bes Anmwendungsbereihes von Rechtsſätzen offen: 
fichtlich das ipezifiich inländische Intereſſe geweien fei, was lehtlih darauf binauslaufen 
würde, das feit Savigny überwundene Erflufivitätsprinzip des intern. Priv.R. wieder 
zur Geltung zu bringen. 

Neuerdings hat Niemeyer Ynt. Priv. 1901 (vgl. S. 10) insbefondere ©. 44 ff. 
das vorjtehbend vorgeihlagnene Verfahren zur Ausfüllung der Lücken als unfiher und 
infonjequent bezeichnet. Unſicher inioiern, als es nicht möglich fei, die verichiedenen in 
Betracht fommenden Beziehungsfälle eines Rechtsverhältniſſes feitzuitellen, infonfequent 
iniofern, als die Analogie, wenn überhaupt zugelaſſen, nicht in subsidium, fondern 
fofort verwendet werden müjle. Gegenüber dem eriteren Vorwurf ift auf uniere 
obigen Ausführungen zu verweilen, wonadh bei der Gnticheidung des praftifchen 
Rechtsfalles der Richter regelmäßig in der Yage fein wird, die Webereinitimmung 
ber in= und ausländiihen Kollifionsnormen zu präfumiren (als eine maßgebliche Be- 
ziehung wird nad den Grundiäßen aller civilifirter Staaten bierbei regelmäßig bie 
iormelle Zuftändigfeit bes inländiichen Forums, 3.8. in folge Einlaſſung, Entiheidung 
der Rechtsfrage als einer Präjudizialfrage oder der bloße Aufenthalt nicht in Betracht 
fommen). Gegenüber bem Vorwurf infonjequenter Verwertbung bes Rechtsbehelfs der 
Analogie iſt zu erwidern, daß auch die analoge Anwendung inländiicher materiell: 
rehtliher Beitimmungen infofern immer erft in subsidium eintreten fann, als pojitive 
Gejegesbeitimmungen einer analogen Anwendung entgegenfteben. Als folche pofitiven 
Geſetzesbeſtimmungen betrachten wir aber auf dem Gebiet des internationalen Privat: 
rechts im internationalen Rechtsverkehr die ausländiichen pofitiven Kollifionsnormen, 
ſoweit fie unter einander übereinftimmen, 


Mir icheint das bier vorgeichlagene Verfahren in feinen Konfequenzen jedenfall 
annehmbarer, als das Niemeyer'ſche, was bejonders in dem all klar bervortritt, 
wenn die verichiedenen in Betracht kommenden Auslandöftaaten in der Normirung 
ihrer Kollifionsnormen völlig übereinitimmen. Nah Niemeyer mühte in dem oben 
angeführten Beiſpiel: bei Entſcheidung ber güterrechtlichen Streitfrage bezüglich ber 
(She eines bei Begründung der Ehe im Kongoſtaat anſäſſigen Schweizerifhen Ebepaars, 
dad Schweizer:Neht als das Nationalgejeh der Eheleute Anwendung finden, obmwobl 
dieje beiden Staaten übereinftimmend das Geſetz des „eriten” Ehbedomizils, alio des 
Kongoftaats, für maßgebend erflären und obwohl dieſe Fbeleute (abgefeben davon, daß 
zufällig 3. B. als Präjudizialfrage die Enticheidung der Rechtsfrage vor unfer Forum 
gelangt iſt) nicht die geringite Beziehung zum Inland haben. Nah Niemeyer müßten 
zwei ausländiiche Nupturtenten, von denen der eine dem Staate A mit Domizilpringip, 
der andere dem Staate B mit Domizilprinzip angebört und die im Staate Ü mit 
Tomtzilprinzip wohnen und dort die Ehe eingeben und die zu feinem anderen Staate 
als diejen drei Staaten irgend eine örtliche oder perionelle Beziehung baben, gemäß 
unjerer Kolliiionsnorm (Art. 13) bei uns ein jeder nad feinem Nationalgeieß beurtbeilt 
werden, alfo der eine nah dem Recht des Staates A, der andere nah dem Recht des 
Ztaates B, obwohl die Geſetze aller drei Staaten darin übereinitimmen, dab das 
Recht des Staates C (ald Toomizil) allein maßgeblich ift. — 

Auf weitere Ktonjequenzen der gegneriſchen Anschauung bier einzugeben, verbietet 
der Naum. Es genügt, auf die allgemeinen Ausführungen oben S. 14 binzumeiien. — 
Dit der von uns vorgeſchlagenen Ausfüllung der Lücken im Fall der Uebereinftimmung 
ausländischer Kollifionsnormen itimmen überein: von Bar: Arc. f. öff. R. XV 1900 
S. 24 unten; Neumann Handausg. ©. 1337 Bem. 3a. 

Abweichend Hit die von Neumann vorgeichlanene Ausfüllung der Lücken, wenn 
die ausländischen Kollifionsnormen nicht uberitimmen. Für dieſen „Konfliktsfall“ lehrt 
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er (in Konſequenz der von ihm eingeführten Methode der Kompetenzerörterung vgl. 
oben IV) Folgendes (S. 1338): „Wenn bei einem Thatbejtande diejenige Beziehung 
zum Inlande, von welder die Anwendbarkeit der deutihen internationalen Privat: 
rechtsſätze abhängig tft, nicht vorliegt, jo iſt für die Beſtimmung des maßgebenden 
Rechts das internationale Privatrecht desjenigen Gebiets zuftändig, für welches bie 
Beziehung vorliegt”. 

Neumann erläutert diejen Grundjag an der Hand des Art. 18 E. G. wie folgt: 
„Art. 18 beitimmt: die eheliche Abftammung eines Kindes wird nah den beutichen 
Geſetzen beurtbeilt, wenn der Ehemann der Mutter zur Zeit der Geburt des Kindes 
ein Deuticher it. 

Hierdurh wird zum Ausdruck gebradt: 

.. a) ber deutſche Gejeßgeber nimmt für fi die Zuftändigfeit in Anſpruch, zu 
beitimmen, nah welchem Geſetze die ehelihe Abſtammung von deutihen Staats: 
angebörigen zu beurtbeilen ift; 

h) der deutiche Geſetzgeber beitimmt ferner, daß die ebeliche Abftammung von 
deutiben Staatsangebörigen unter allen Umftänden, auch wenn es fih um Deutiche 
banbelt, die im Ausland ihren Wohnſitz oder Aufenthalt haben, nach deutichen Gejegen 
zu beurtbeilen ift. 

Die diejen Sägen (zu a und b) nah dem Prinzip der Gleichberehtigung aller 
Geſetzgebungen und dem Standbpunft, daß, was der deutiche Gefeßgeber für ſich in Anz 
iprud nimmt, er au den anderen Staaten zuerfennt, zu entnehmenden Folgeſätze find: 

) der Geſetzgeber des Staates, dem eine Perſon angebört (Heimatbsftaat), iſt 
zuftändig für die Beitimmung, nah welchem Geſetze die ebelihe Abjtammung von 
dieier Perſon zu beurtbeilen iſt; 

b) die ehelihe Abitanımung eines Ausländers ift nah demjenigen Rechte zu 
beurtbeilen, welches von der Gejehgebung des Heimathsftaats als hierfür maßgebend 
erklärt wird“. 


Das Unbeiriedigende ded Neumann'ihen Löſungsverſuchs beitebt darin, daß 
von den mehreren in Betracht kommenden Auslandsftaaten der eine vor den übrigen 
ſtets unbedingt bevorzugt wird auf Grund einfeitiger ZJuftändigfeitsvertbeilung des 
deutſchen Geſetzgebers. Wenn Niemeyer dieje Juftändigfeitsvertheilung damtit recht: 
fertigt, daß der deutiche Geſetzgeber das, was er für fih in Anſpruch nimmt, auc 
anderen Staaten zuerfennen müſſe, jo iſt dem entgegenzubalten, daß bei einem 
Konflikt zwiichen den Kollifionsnormen der anderen Staaten dieje „Juerfennung” nur 
immer einem dieſer Staaten gegenüber als eine Konzeſſion auf der Bafis völfer: 
rechtliher Gleihberehtigung aufgefaßt werden fann, während fie von dem anderen 
Staate als eine völferrehtswidrige Anmaßung empfunden werben wird, indem dielem 
Staat etwas aufgedrängt wird, was er eben nicht haben will. Es ift auch nicht 
zutreffend, wenn Neumann ©. 13538 Bem. 4 Abi. 3 vorträgt, es ergebe fich gerade 
aus Art. 27, daß jeine Yöjung dem Gelege entiprehe. Allerdings ift in Art. 27 — 
mwenigitens für den Fall der Rückverweiſung auf das deutiche Recht — die Berück— 
fichtigung der ausländischen Kollifionsnorm im Sinne der eben vorgetragenen Ansicht 
Neumann'’s erfolgt, aber — wohl gemerkt — nachdem die Zuſtändigkeit des aus: 
ländiichen Rechts in den dort in Bezug genommenen Ktollifionsnormen jchlechtbin ſeitens 
bes deutichen Geſetzgebers beitimmt tft, alfo nicht bloß für den Konfliftsfall, ſondern 
auch obne einen ſolchen. (Bal. unten zu Art. 27 ©. 78.) Und nur wenn fich vom 
Stanbpunft des hiernach pofitiv zur Anwendung vorgeichriebenen Auslandsrehts ein 
negativer stonflift mit dem deutichen Necht ergiebt, wird die Berüdfichtigung der 
ausländiſchen Ktollifionsnorm zugelafien. 

Die von uns vorgeihlagene Yölung, wonach im Fall des Ktonflifts der 
in Betradbt fommenden ausländiihen Kolliiionsnormen die analoge An: 
wendung der einbeimiichen Kolliſionsnormen angezeigt ericheint, enthält feine ungerecht: 
fertigte Bevorzugung eines der ftreitenden Theile. Sie findet ihre Berechtigung darin, 
dar das Vorliegen widerftreitender ausländiicher Kollifionsnormen dem Mangel jeder 
pojitiven Kolliſionsnorm ſchlechterdings gleichzuftellen iit (vgl. die analoge Yölung des 
Konflikts beim Borbandenjein mehrerer wideritreitender Anknüpfungsbegriffe von 
Kolliiionsnormen Bem. 3 33 zu Art. 29 ©. 54), daft in dieſem Fall die Yöfung nur nad 
den Ergebniſſen der Miflenichaft und Praris des internationalen Privatrechts möglich 
ift ımd da, wie angenommen werden fann, die Negelung des internationalen Privat: 
rechts in unferem Geſetz zwar nur für den Zuſtändigkeitsbereich des deutichen Nects, 
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aber unter Berüdfichtigung der im internationalen Verkehr berricbenden Grundiäge 
und auf dem Boden jener Ergebniſſe eriolgt iſt. Ueber das Verhältniß der bier vor: 
ae enen Methode der AJuftändigfeitsbeitimmung zu dem Rück- und Weiter: 
berwei * Ben des Art. 27 vgl. unten Bem. zu Art. 27 ©. 77 u. 79, 

eim Borliegen einjeitiger Nolliiionsnormen, infofern fie Ausnahmen von 
—— Kolliſtonsnormen find, ef. oben zu III 2,3. Nah Zitelmann ©, 234 
und Kabn, Abering, Nabrb. 30 S. 29, tft bier eine entiprechend analoge Aus: 
Dehnung wie bei den prinzipalen Kolliſionsnormen nicht zuläſſig, weil die analoge 
Ausdehnung der bedingungslofen Faſſung der Regel wibderiprehen würde. Tem iſt 
in jedem Fall, ſoweit diefe Kollifionsnormen fih ald Ausnabmebeitimmungen von 
vollitändigen Kolliiionsnormen daritellen, cf. 3. B. Art. 7 Abi. 3, im Prinzip bei: 
zutreten. Es iſt jedoch zu beachten, daß die bier in Frage fommenden Beitimmungen 
zum Theil ſich nur ſcheinbar als Ausnahmen von prinzipalen Kollijionsnormen bin 
jtellen, indem fie entweder eine der vorangeitellten Prinzipalnorm nebengeordnete 
anderweite Prinzipalnorm enthalten, oder aber indem die vorangeſtellte Prinzipalnorm 
ſelbſt nur eine ſcheinbare Prinzipalnorm iſt, zu welcher eine übergeordnete Regelnorm 
wiederum zu fubintelligiren iſt; ef. unten zu Art. 7 Nr. 5, Art. 8 Ar, 2, Art. ANr. 2, 
Art. 22 Nr. 3a u.a. m. Im Uebrigen fann eine für alle Fälle zutreffende Ent— 
jcheidung an dieſer Stelle nicht gegeben werden. 

3. Beim Mangel jeglicher Nollifionsnormen. Wie der Geſetzgeber, jo iſt auch 
der Richter nur fompetent, die Juitändigfeitsnorm für die Anwendung des ein: 
heimischen Rechts au bejtimmen. Findet er nah dem Ergebniß jeiner Unterſuchung, 
daß das bdeutiche Recht nicht Platz zu greifen bat, fo bat er bemnädjft genau fo zu 
verfahren, wie bei Ausfüllung der neben der pofitiven einfeitigen tollifionsnorm ver: 
bleibenden Lücke bes Geſetzes, ef. oben zu 1. Nah welhen Grundſätzen aber 
bat er die AZuftändigfeitsnorm für das einbeimiidhe Recht zu be: 
ftimmen? Sind die pofitiven Kollifionsnormen des biäberigen Rechts ald unmittels 
bare Quelle zu verwertben? Die Frage ift nicht ohne Weiteres zweifelirei, wenn man 
mit Zitelmann a. a. DO. u. a. die Vorichriften des intern. Priv.R. als öffentliches 
Recht auffaht. Denn gemäh Art. 55 E. G. treten nur die privatredtlichen Vorſchriften 
der Yandeögeieke außer Kraft. Allein die Frage ift aus den Gedanken des Geſetzgebers 
beraus zu verneinen, ef. Niemeyer, Vortrag ©. 43. Die Ergebniffe der bisherigen 
Praris werden nur infomweit weiter zu verwertben fein, als jie Sich nicht an der Hand 
folder partifularer Kolliſionsnormen entwidelt baben, die gegenüber dem Standpunkt 
der jetzigen privatinternationalrectlichen Wiffenichaft veraltet ericheinen. Soweit die 
positiven Kollifionsnormen des neuen Geſetzes ſelbſt nicht einen Anhalt für die Nor— 
mirung weiterer Kollifionsnormen für andere Nectsverbältnifie gewähren, ef. z. 8. 
Art. 28, wird der Praftifer mehr als früber zur jelbitändigen Durchdringung der 
Grundfäße des intern, Priv.R, Veranlafiung haben, Niemever a.a. O. wobei ihm 
einerſeits die meueiten beachtenswertben Errungenichaiten der Wiſſenſchaft und Praxis 
des intern. Priv.R., andererieitö die pofitiven Beitimmungen des ausländiichen Inter— 
nationalprivatrechtes, wie fie in den oben bervorgebobenen verdienitvollen Sammlungen 
zufammengeftellt find, zur Seite ftehen werden. Nicht mehr zureichend fein wird u. €. 
jedenfallö die Savigny'ſche Lehre vom Sik der Necdtsverbältnifie im Raume, nachdem 
durh das B.G.B. das Staatsangebörignfeitäprinzip, wenn aud nur für beitimmte 
Rechtöverhältniiie, in den Vordergrund gerüdt ift. Als leitendes Prinzip aber wird 
man jet (mit Enneccerus, Berb. des 24. Nuriftentages IV S. 98) aufitellen 
fönnen: „Dasjenige Recht ift anwendbar, deilen periönliche oder gebietlihe Herrichaft 
die Rechtsfrage am ftärfiten berührt.“ Und es wird bei der Auffindung dieſes Schwer— 
punftes in perfoneller und bezw. räumlicher Beziehung der Richter das Rechtsverhältniß 
nicht engberzig nach einbeimiihen Anfichauungen, vielmebr fo zu würdigen baben, wie 
es im internationalen Verfehr bezw. im Nabmen der internationalen Wirthſchafts— und 
Lebensgemeinſchaft zu wirfen beſtimmt ift. Diele Geſichtspunkte waren auch bei den 
vorerwähnten Verhandlungen des Juriſtentages mahnebend für die Auffindung der 
von dem B. G. B. nicht geregelten Kolliſionsnorm in Anſehung der Vertragsobligationen; 
ef. Art. I1 Anm. 1. 

V. Beweis des ausländifhen Rechts. Der Nichter bat das fremde Recht da, 
wo es bingebört, von Amtswegen anzumenden; Gierke, ©. 216 R.O.H.G. VIII 12, 
XXIV 15ff, XXV 53,R.6, XXIII Nr. 6. Gr bat dajielbe von Amtswegen zu er: 
forſchen, und nur wo diele Ihätigfeit nicht zum Siele führt, ift er auf den Beweis von 
Seiten ber Parteien verwielen, E.B.O. 8 293 (265). Fehlt der Richter in der Ans 
wendung des maßgeblichen Statuts, jo iſt die Reviſion gemäß $ 549 C.P.O. begründet. 
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Wendet er jedoch dad nah dem mahgeblihen Statut anzumendende Auslandsrecht 
fehlſam an, jo it die Reviſion gemäß $ 549 C. P.O. ausgeſchloſſen. — Wie tft es, 
wenn bie Erkenntniß des ausländiichen Rechts weder von Amtöwegen noch auf Grund 
des Parteibeweiſes möglich ift? R.O.H.G. AXV 53 will bier die dem ausländiichen 
Recht unterliegende Stlage abweiſen. Allein es muß bier die Uebereinitimmung mit 
dem inländischen Recht präfumirt werden; ef. Niemeyer, Vorſchläge und Materialien, 
Leipzig 1895, ©. 77. Der Gebhard’ihe Entwurf beftimmt in $ 38 gleichfalls bie 
Anwendung diefer Präfumtion. A. Meinung Pland S. 25 Bem. 7. 

VI. Zwingendes und nadgiebiges Recht. Auf dem Gebiet des legteren ift den 
Parteien geltattet, zu vereinbaren, daß anftatt des an ſich maßgeblichen Rechts ein 
anderes Recht zur Anwendung fommt; cf. Gebhard'ſchen Entwurf $ 34. 

YII. ®ofitive internationalredhtlide Beitimmungen 

a) ausländiiher Geſetzgebungen: Code civil, Frankreich, Art. 3, 6, 11, 
726. Defterreichiihes Civilgeſetzbuch 1811, $$ 4, 34, 35, 36, 37. Italien, codice eivile 
1865, Disposizioni ete., Art. 6—12, Niederländiiches Geſetz, betreffend die allgemeinen 
Vorſchriften über die Gejehgebung, Wet houdende Algemeene Bepalingen van 
Wetgeving 1829, Art. 6--10. Niederländijches Geſetzbuch 1833, Art. 982, 992, Yivz, 
Eſt- und Kurländiſches Privatredt (1864), Art. 27—36. Spaniſches Civilgeſetzbuch 
1889, Art. 8-11. Schweizeriſches Bundesgeſetz vom 22. Brachmonat 1881, Art. 10 
und vom 25. Juni 189] Nr. 22—27, Kanton Zürich 1854, 88 1—7, im Uebrigen 
ef. Meili, Kobdififation des intern. Giv.: und Hand.:R., Yeipzig 1891. 

b) der deutihen Einzelftaaten: Preuß. ALR. Einl., $$ 23-27, 38—32, 
34, 35, ferner Th. I 5, 88 111-115 und 148, Bayerifhes Recht: Codex Maxim. 
1756, Th. 1 ap. 2, $ 17, Tb. 3 Kap. 12, 81. — Gerichtäordnung 1753, XIV 7 
Nr. 8 und dazu die Verordnung vom 11. Juni 1816 13. BGB. von Sadien 
(1863): 88 6—19, Baden: Badiſches Landrecht (1809), Sak 3, 6, 11, 110, 999, 
1000, 1001, 1159, 2123. Konftitutionsedift 4. Juni 1808. Verordnung vom 16. Juni 
1818. Bab. Einf.G. 6. Auguft 1862, Geſetz vom 4. Juni 1864, im Webrigen cf. 
Niemeyer, Das in Deutihland geltende intern. Priv. R., Leipzig 1894. 

e) des Reichsrechts: Wechſelordnung Art. 84, 85. Handelsgeſetzbuch Art. 729. 
Givilprogeßordnung $$ 52, 53, 293, 722. Konfursordnung $$ 5, 50, 56, 237, 238; 
ef. im Uebrigen Niemeyer a. a. O. 


VII. Anfnüpfungsbegriffe. Darunter jind zu verjtehen die perjonellen oder 
örtlihen Beziehungen eines beftimmten Rechtsverhältniſſes zu einer beftimmten Rechts: 
ordnung, welche nah den Kollifionsnormen des Geſetzes für die Unterordnung jener 
Rechtsverhältniſſe unter diefe Rechtsordnung maßgeblich find. 


a) Staatsangehörigkeit. Das Geſetz bat die in den nachfolgenden Artikeln 
enthaltenen Kollifionsnormen, abgejehen von Art. I1 und 12, alfo bie jämmtlichen die 
Geſchäftsfähigkeit und das Familien- und Erbrecht betreffenden Kollifionsnormen, nach 
dem Perfonalitätsprinzip geregelt und bat entſprechend dem 1886er Beichluß deö 
deutihen Juriſtentags das bisher in Deutichland vorwiegend geltende Wohnſitzprinzip 
nah dem Vorgang des Sächſ. B.G.B. und ber meiften Auslandsftaaten durch das 
Staatöangebörigfeitöpringip erſetzt. Reichsgeſetzliche Vorgänge: Bundesgeſetz vom 
4. Mai 1870, betreffend die Eheſchließung von Bundesangehörigen im Ausland, 8 8 
des Geſetzes vom 1. Juni 1870, 88 61, 62 R. G. 11. Juni 1870, R.G. vom 9. Januar 
1876, Art. A WO,S 53 6C. P.O. ef. auch die bei Niemeyer (das in Deutihland 
geltende intern. Priv.R., 5.30, 70) abgedrudten Staatsverträge und Dlilitärfonventionen. 
— Dad MWohnfigpringip gilt gegenwärtig no in Däncmarf, Norwegen, England, 
Bereinigten Staaten, Ruffiiben Oſtſeeprovinzen, Argentiniiche Nepublif, z. Th. Schweiz. 
Der Begriff der Staatöangebörigfeit iſt nach dem jemweiligen Territorialredht zu be= 
ftimmen. Für Deutfchland Reihsgeiek vom 1. Juni 1870, B. G. Bl. ©. 355, über den 
Erwerb und Berluit der Bundes: und Staatsangebörigfeit nebit Abänderungen im 
E.G. Art. 41 I—IV, 


Erwerb der Staatöangebörigfeit: $S 2 1. e. Abitammung, Yegitimation, 
Verbeiratbung, Naturaliiation, Gebietsabtretung. Verlust der Staatsangebörigfeit: 
l. ce. $ 13 Zehnjähriger Aufentbalt i. A., Yegitimation, Verbeiratbung, Entlaſſung bezw. 
Ausſpruch der Behörde; cf. R.G. betreffend die Rechtsverhältniſſe in den bdeutichen 
Schußgebieten, 15. März 1888, R.G.Bl. ©. 71 ff. — Die besüglihen Geſetze aus— 
ländiiher Staaten find zujammengeitellt bei Gabn, Kommentar 1896 zum cit. Geſetz 
vom 1. Juni 1870 ©. 451—470, 274. Die Grumdjäge über den Erwerb und Verlujt 
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der Staatsangebörigfeit find in den verichiedenen Staaten weientlich verſchieden geregelt. 
Bezüglich des Erwerbes der Staatsangebörigfeit ftebt die Mebrzabl der Staaten auf 
dem Prinzip der Abitammung. Die jüdamerifaniichen Staaten baben dasjenige der 
Geburt; England und die Bereinigten Staaten wahlweiſe das eine oder andere; 
Franfreih: Abjtammung, jedoh auch Geburt, ſofern der Vater in Frankreich geboren 
it und auch Sonst nicht die Bedingungen der Ablehnung erfüllt find. Geſetz vom 
26, Juni 1889, Durch einen formellen Aft fann jedoch ausländiihe Staatsangebörig: 
feit gewahrt werden. Uneheliche Kinder richten ſich in Frankreich nah dem Xater, 
wenn dieier fie anerfennt. Ebenſo verichieden find die Beitimmungen der einzelnen 
Etaaten über die Borausickungen der Naturaliiation und den Verluſt der Staatsanz 
nebörigfeit. Der Berlujt tritt bei uns ein durch bloße Entlaſſungsurkunde, F 15 
Abi. 1 1. e., ef. aber Schlußſatz. Anders beiipielsweile im franzöjiihen Nedt. Hier 
wird Erwerb einer anderen Staatsangebörigfeit vorausgeſetzt (abgeſehen vom all der 
Heirath), Der Sak, daß Erwerb einer neuen Staatsangebörigfeit gleich Verluſt der 
bisherigen iſt, wur in Frankreich, Holland, Spanien, Türfei, Griedenland, Brasilien, 
ef. v. Bar a. a. O. S. 2W, Vertrag Nordamerifas mit Norddeutibem Bund S. 208. 
Folgen die Ehefrau und die Kinder der Staatsangebörigfeit des Mannes, wenn der: 
ſelbe fie nad Abichluß der Heirath willfürlih ändert? Nah deutibem und engliſchem 
Recht grundiärlich zu bejaben, nah eininen anderen Necten ganz oder tbeilweile zu 
verneinen. Wach franzöſiſchem Necht früber zu verneinen, ef. v. Bar a. a. O. S. 253, 
jest Geſetz vom 26. Juni 1889 bei v. Bar Lehrb. S. 40, Erwerb durch Waturaliiation 
ſetzt bei uns Dispofitionsfäbigfeit nah den Geſetzen des Herfunftsitaates voraus, nad 
anderem Rechte wiederum nicht u. a. m.; ef. Cahn a. a. O. 

In Folge diefer Verichiedenbeiten der territorialen Normen über den Begriff 
der Staatsangebörigfeit als Anfnüpfungsbegriff der Kolliſionsnormen entitebt die Noth— 
wendigfeit einer dieſe Vericbiedenbeiten internationalrechtlich enticheidenden Kolliſions— 
norm für diefe Anfnüpfungsbegriffe ſelbſt; ef. bierzu Art. 29 und Bem. Gine arund: 
fäglihe Unteriuhung über das Verbältnik der ſtaatlichen Perſonalhoheit zur Gebiets⸗ 
hoheit und die Konflikte zwiſchen beiden findet ſich bei Zitelmann IS. 82 ft. 

2. Der Bohnfig. Der Wohnſitz wird als Anfnüpfungsbegriff in den Artifeln 
s, 16, 24 und 23 6.6. verwertbet. Hinſichtlich des Begriffes des Wohnſitzes und den 
Erwerb und den Berluit dejjelben it auf die Grörterungen von Gareis in dieſem 
Sammelwerk 8 7 zu verweiſen Val. auch dort über die Möglichkeit eines mehr— 
fachen Wohnſitzes. Da der Wohnſitz ein Rechtsbegriff iſt, ergiebt ſich die Möglichkeit 
verſchiedener Auffaſſung dieſes Begriffs von den Geſetzen der verſchiedenen Staaten. 
Es ergiebt ſich alſo auch bier wie ſür die Staatsangehörigkeit die Vorfrage, welches 
Recht für die Feſtſtellung dieſes Anknüpfungsbegriffs maßgebend iſt. Vgl. darüber 
Art. 29 und Bem, 6 dort. 

3. Aufenthaltsort. Tieier Anfnüpfungsbegriff ift im internationalprivatrect: 
lichen Verkehr regelmäßig von feiner prinzipiellen Bedeutung. Ueber jeine jubiidiäre 
Lerwendung vgl. Art. 29 und Bem, dort. 

4. Ort der Vornahme eines Rechtsgeſchäfts (lovus acti): Dieier Anfnüpfungs- 
begriff ift regelmäßig als facultativer zugelaſſen: Art. 11. Won prinzipieller und aus— 
ſchließlicher Bedeutung it er für die Kollifionsnorm des Art. 13 Abiat 3, maßgebend 
iſt er ferner für die Gollifionsnorm des Art. 7 Abſatz >. 

5. Ort der beiegenen Sache (ros sitay: Als regelmäßiger Anknüpfungsbegriff 
it er nicht normirt. Seine Mahgeblichteit für dinglice Nechte ergiebt jih arg. aus 
Art. 28. Bal. ferner Art. 9 Abi. 2: Ort des Vermögens. 


Geldjäftsfähigkeit. 
Artikel 7. 

Die Gejchäftsfäbigfeit einer Perlon wird nach den Gejeten des Staates 
beurtbeilt, dem die Perſon angehört. 

Erwirbt ein Ausländer, der volljährig iſt oder die rechtliche Stellung 
eines Volljährigen bat, die Neichsangebörigfeit, To bebält er die rechtliche 
Stellung eines Volljährigen, auch wenn er nach den deutichen Geſetzen nicht 
volljährig it. 
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Nimmt ein Ausländer im Inland ein NRechtsgejchäft vor, für das er 
geichäftsunfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit bejchränft ijt, jo gilt er für 
diejes Rechtsgeichäft injoweit als geichäftsfähig, als er nach den deutjchen 
Geſetzen geichäftsfähig fein würde Auf familienrechtlihe und erbrechtliche 
Nechtsgeichäfte jowie auf Nechtsgeichäfte, durch die über ein ausländiiches 
Grundſtück verfügt wird, findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung. 

E. II 2238. R.V. 6. Prot. S. 8209-8411, 8226, 8227, 8228. (VIE. 28, 
29, 37, 38) 

I. Rechtsfähigkeit. Das Geſetz enthält feine Kollifionsnorm über die Rechts— 
fähigfeit, und zwar weder über die allgemeine Rechtsfähigkeit, d. h. die Fähigkeit, 
Träger von Rechten überhaupt, noch die jpezielle Rechtsfähigkeit, d. b. die Fähigfeit, 
Subjeft beitimmter Rechtsverhältniſſe zu fein. 

a) Die allgemeine Recdtsfähigfeit, die Frage nad dem Stande, Titel, Namen, 
bürgerlicher Ehre, Sflaverei, Yeibeigenichaft, bürgerlibem Tod, ift nach dem Recht der 
Staatsangebörigfeit zu beurtheilen, ef. R.G. Bd. 32 ©. 173, wo die Parteiunfähigfeit 
einer bei uns Flagenden Nonne, ſoweit jolde das Auslandsrecht jtatuirt, grundſätzlich 
anerfannt wird. Art. 30 EG, greift mobdifizirend ein, ſoweit die guten Sitten und 
ber Zwed des deutichen Geſetzes entgegenjteben. Solange daber Sflaven im Inlande 
verweilen, gelten fie als rechtsfähig, ek. Preuß. G. vom 9. März; 1857, 6.5. ©. 160, 
Sebbard, Entw. $ 33. Sit hiermit obige R.G.Enticheidung zu vereinigen? cf. Neu— 
mann, BR. 1876 ©. 59. Die Möglichkeit der Beihränfung von Religioſen iſt 
in Art. 86, 87 E. G. der Yandesgejehgebung vorbehalten. — 

b) Die fpezielle Rectsiähigfeit bejtimmt fih nad) den Geſetzen, welde für 
das Rechtsverhältniß, bei dem fie in Frage kommt, enticheiden, ef. Gebhard, Entw. 
$5. Alſo nicht das Verfonalitatut der Staatdangebörigfeit, fondern das Statut der 
Erbicaft, des Orts der belegenen Sade, der Vormundichaft u. ſ. w. Auf diejem im 
aeg Privatrecht bisherig ftreitigen Standpunft, cf. von Bar a. a. O. I 

393, ſteht offenbar das Geſetz, da es mit Nücdjicht auf die von ihm vorgeiebene 
—— — Regelung der einzelnen Rechtsverhältniſſe einen abweichenden 
Standpunkt hätte hervorheben müſſen, ef. Niemeyer SS 148 ff., Zitelmann II 
©. 82 ff. — letzterer behandelt die allgemeine und bejondere Rechtsfähigkeit gleich, ihm 
folgt Bland ©. 29, vergl. aber wie bier Niemeyer Int. Priv.k. ©. 117, 118. — 

Nie ſteht es, wenn die Rechtsunfähigkeit kraft Geſetz dadurch eintritt, daß an 
Stelle des an ſich Berechtigten ein Dritter erwerbsfähig ift? Auch bier gilt das gleiche 
Statut: „Wenn aljo 3. B. das Erbftatut erbrechtliche Incapacität fennt, jo beitimmt 
es nicht nur, ob dieje Berfon incapax ift, ſondern aud, an wen ftatt ihn das caducum 
fällt.“ Anders aber, wenn der Erwerb des Dritten lediglich darauf beruht, daß ein 
Gewaltsverhältniß zwiichen dem Dritten und dem eigentlich Berechtiaten beiteht. Hier 
iit das Perjonalftatut des Gemwaltunterworfenen (Hausfind und stlofterperion) ent— 
Icheidend, Zitelmann a. a. ©. ©. 86, Nach dem Statut des konkreten Rechtsver— 
hältniſſes richtet ſich auch noch die Frage nah Beginn und Ende der natürlichen 
Perfönlicfeit (SS 1 und 20 B. G. B), da dieje Vorſchriften überhaupt nur praftiich find 
für diejenigen rechtlichen Beziehungen, welche fib an jene Tbatbeitandsmomente an— 
fnüpfen, ef. Niemeyer ©. 33, Barazetti S. 30. Ein zwar lebendgeborenes, aber 
nicht lebensfähiges franzöfiiches Kind würde daber in Beziehung auf den Nachlaß eines 
Deutihen mit Rückſicht auf das für die Erbſchaft nah Art. 24 E.G. maßgebliche 
deutihe Recht ($ 1, $ 1923 B. G. B) Erbe geworden fein troß des Grfordernifjes der 
Vitalität, weldhes Code eivil 725 und 906 aufitellt. Die gleiche internationalredht= 
liche Behandlung gilt binfichtlih der Lebensvermutbung (SS 19, 20) und der Todes 
erklärung (SS 15ff.). — letzterer läßt allerdings Art. d' Abi. 1 das Perſonal⸗ 
ſtatut entſcheiden, ef. darüber unten Anmerkung zu Art. 9. 

2. Handlungsfühigleit. Auch für dieſe, d. h. die Fähigkeit, ein rechtlich wirk— 
ſames Wollen zu haben, iſt eine allgemeine Kolliſionsnorm nicht gegeben, wohl aber für 

a) die ————— higkeit, d. h. die rechtsgeſchäftliche Handlungsfähigkeit 
in dieſem Art. Tas Geſetz normirt als maßgebliches Statut das Perſonalſtatut 
in Nebereinftinmung mit einem auf dem europäiſchen Kontinent geltenden Gewohn— 
heitsrecht (im Gegenſatz zu England und Nordamerifa, wo der Ort der Geſchäftsver— 
rihtung maßgebend ift). Als Perfonalitatut gilt nicht wie bisher in den erwähnten 
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deutihen Staaten das Wohnfisitatut, Sondern dasjenige der Staatöangebörigfeit. Die 
Vorfrage nad dem Begriff der Geichäftsiäbigfeit it aus dem B.G. B. zu beantworten, 
SS 104 ff. Aus dem Auslandsrehbt kann die Antwort nicht entnommen werden, 
et. Zitelmann Il ©. 10 ff, 72 ff. Die Geichäftsiäbigfeit fommt in Frage, gleich— 
viel, ob es fih um vermögensrechtlihe Geſchäfte im eigentlichen Sinne oder Rechts— 
bandlungen im Allgemeinen, wie Befiterwerb, bindende Offerte, Ehefoniens, Wobn: 
jigbegründung 2c., handelt, ferner gleichviel, ob Nechtsbandlungen auf dem Gebiete des 
Obligationenrebts oder Familien- und Erbrechts in Frage fteben, 3. ®. Fähigkeit zur 
Fheichliefung, ef. auch Art. 13 Abſ. 1, Yegitimation, Adoption, Erbicaftsantritt. 
Dieje Auslegung ergiebt jih ohne Weiteres arg. e. c. aus Abſ. 3 des Art. 7, wo 
dieje leßteren Rechtshandlungen dur die dort ftatuirte Ausnahmevorſchrift als nicht 
betroffen bezeichnet find. Die Negelung der Kollifionsnorm für die Geihäftsfähigfeit 
nah dem Perſonalſtatut bewirkt, daß, wenn fonfret die Gültigkeit eines Rechts: 
geichäftes in ‚Frage ſteht, verichiedene Rechtsordnungen Plas greifen können, je nad: 
dem die Sültigfeit aus dem Mangel der Seichäitsfäbigfeit oder aus dem Mangel 
anderer den Inhalt und Gegenſtand des Geichäfts betreffender Rechtsthatſachen (Arrtbum, 
Nicht: Ernötlichfeit, Betrug, Unmöglichkeit ıc.) in Frage geitellt wird. So ift beiſpiels— 
weile bei ſachenrechtlichen Rechtsgeſchäften binfichtlich dieſer letzteren Thatſachen das 
forum rei sitae (Art. 25) maßgebend. Dieſe Regelung bewirkt ein Gleiches ferner bei 
Rechtsverhältniſſen mit verihiedenen perionellen Beziehungen. So fann ein anderes 
Recht für den Gläubiger und den Schuldner einer Obligation maßgebend fein u.a. m. 
(ef. den Angriff von Zitelmann Il S. 72 ff,, welder das einbeitlihe „Wirkungs— 
ſtatut“ als das richtigere mit Recht vorichlägt). 

b) Nicht geregelt ift in Art. 7 die Deliktsfähigkeit. Dieſe richtet ſich nach dem 
Ort ber begangenen That, ef. Art. 12. — Zweifel ergeben ſich binfichtlich der 

ce) Zeitirfähigkeit. Nach Art. 24 Abſ. 1 Soll ein Deutſcher nach deutichen Ge— 
jegen beerbt werden, aud wenn er im Ausland wohnt, und nad Abf. 3 dort foll die 
Errichtung eines Zejtaments ſeitens eines Ausländers nah dem Leitpunft ber 
Tejtamentderrichtung beurtbeilt werden, wenn der Ausländer ipäter Deuticher wird. 
Aus dem Umſtande, daß bier ausdrüdlich für die Teftirfäbigfeit ded Ausländer das 
Perſonalſtatut zur Zeit der Geihäftsvornahme, nicht das Statut der Erbfolge zur Zeit 
feines Todes beftimmt iſt, Fönnte man das Vorliegen einer Ausnahmebeitimmung 
folgern, welche für Deutiche nicht in gleihem Maaße zutrifft, jo daß binfichtlich eines 
Deutichen, der ſpäter die Neichdangehörigfeit verliert, die Frage der Teſtirfähigkeit 
nad dem PBerfonalitatut zur Zeit feines Todes beurtbeilt werben muß, entiprechend 
dem Standpunkt, welchen das Reichsgericht (Entſch. Bd. 31 ©. 154) eingenommen 
bat. Allein diefe Argumentation würde nur dann gerechtfertigt jein, wenn in Art. 24 
eine vollfommene Kollifionsnorm gleihbmäßig für Aus- und Anländer enthalten wäre. 
Es fpriht auch die Entitehungsgeichichte des Geſetzes dagegen. Bei der Berathung 
des entiprehenden Artikels im Entwurf II Brot. 8259 ff. tft der Antrag, die Teftir- 
fähigfeit abweihend von der allgemeinen Geichäftsiäbigfeit au regeln — wie das 
allerdings der herrichenden Anficht entiprocdhen bätte — ausdrüdlich reprobirt worben. 
63 ergiebt fih aus dieſer Regelung die Mißhelligkeit, daß dadurch die Wirk— 
famfeit des für die Erbfolge, alio namentlich die Inteſtaterbfolge maßgebenden Statuts 
illuſoriſch gemacht werden fan; ef. Art. 24 Anm. 6. Das Gejeh bezieht fih auf die 
Minderung der Geſchäftsfähigkeit im Allgemeinen als auch zu fpeziellen Nectsaften. 
Das Perſonalſtatut iſt anmendbar auf die Abftufungen der Handlungsfäbigfeit in 
Folge Kindesalters, Minderjährigfeit, Verschwendung, Geiftesfranfheit, Trunfjucht 
und zwar ſowohl in Folge natürliden Zuſtandes als auch in Folge Ausſpruchs der 
Staatögemwalt. 

d) Die Grofjähbrigfeitserflärung und die Entmündigung des Aus— 
landes find baber auch bei uns anzuerfennen. Hinfichtlih der Großjährigkeitserklärung 
wurde die beantragte Aufnahme einer ausdrüdlien Beitimmung nah Brot. II 5212 
ausdrüdlich abgelehnt. Bezüglih der Entmündigung erhebt jich die frage, ob bei 
uns die ausländische Entmündigung und Snterdiftion wegen folder Umftände an: 
erfannt werden muß, die bei uns die Möglichkeit einer Entmündigung nicht begründen. 
Die Frage it zu bejaben. Anders, wenn der Gntmündigte in Ueberiebung feiner 
nad dem Herfingtsitaat begründeten Dispofitionsunfäbigfeit etwa die Neihsangebörigfeit 
erworben haben würde. Fraglich fann auch fein, ob der entmiündigte Deutiche, der 
fpäter eine fremde Staatsangehörigkeit erwirbt, nah wie vor bei und als geichäfts: 
unfähig au behandeln tit. Much dieſe Frage iſt zu bejaben; ef. zu Art. 8. Von partiellen 
Beihränfungen der Geſchäftsſähigkeit kommen in Betracht: 
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e) die Beihränfung der Ehefrau in Folge ehbemännlider Gewalt, 
Diefelbe ift in ihrer Allgemeinheit den B.G.B. fremd, ef. aber $S 1358, 1395, 1398 
unten. An Betraht kommen bier S. C. Velleianum, die Autentica siqua mulier, da 
wo dieſe Rechtöinftitute noch beſtehen, R.G. VI S. 39, Seuffert 31 Nr. 2, 28 
Nr. 1585, R.O.H.G. 22 Nr. 67, R.G. 32 Nr. 45. Bei all diefen Beihränfungen iſt 
jedoch zu unterjcheiden, ob es fih nicht um eine bloße Formvorſchrift handelt, gleich: 
viel ob diejelbe im Intereſſe der Nichtbenachtheiligung gegeben ift oder nicht, R.G. IX 
Nr. 43, Seuffert XVII Nr. 1. Es ift auch zu prüfen, ob nicht Art. 30 Plaß greift, 
Barazetti db. Streng zu unterjheiden von den Dispofitionsbeichränfungen in Folge 
Handlungsunfäbigfeit find diejenigen, welche lediglich in Folge des mangelnden eigenen 
Rechtes bezw. des entgenenitehenden Rechts Dritter eintreten. Someit es ſich daber 
um Beichränfungen der Ehefrau in Folge des ebemännlihen Ginipruchsrechts bei 
Berpflihtungen für ihre Perſon handelt, 8 1358, greift das Statut des Art. 14 Plab, 
ef. unten zu Art. 14. Sofern eine Beihränfung der Eheirau in Folge des ehelichen 
Güterrechts in Frage ftebt, B.G.B. 8$ 1395, 1398, greift das für diefe maßgebliche 
Statut des Art. 15 — Staatdangehörigfeit zur Zeit der Eheſchließung — Platz; ef. Anm. 
u dieſem Artikel. Ebenſo find auch die Beichränfungen der Hauskinder binfichtlich 

er Adventitien und die Beichränfungen des Konkursſchuldners von der Beihränfung 
der Geihäftsjäbigfeit jtreng zu fondern. Vgl. auch die Dispofittionsbeihränfungen 
der SS 876, 1071 B. G. B. — Nach dem Perfonalitatut muß fih auch fonfequent: 

f) in integrum restitutio wegen Minberjährigfeit richten. Im lebrigen 
wird diefer Rechtsbehelf, ſoweit er aus anderen Urjahen im Gefeb, 3. B. im 
Dbligationenreht, Prozeß u. f. w. gegeben ift, nad dem Statut des qu. Rechtsverhält— 
niſſes ſich richten müflen, ef. von Bar a. a. DO. 

3. Die Kollifionsnorm des Artikels iſt eine vollfommene, welche gleihmäßig 
ben Anwendungsbereich des in: und ausländiichen Rechts regelt. Maßgebend für das 
anzuwendende Recht ift alfo die jeweilige Staatdangehörigkeit. (Ueber den Begriff 
vgl. Vorbem. VIII und Art. 29 Bem. daf.) Dieſes Prinzip wird jeboh zunächſt 
durch die allgemeinen Ausnahmebeitimmungen ber Art. 27 und 30 durchbrochen. 

a) Gemäß Art. 27 (Rüdvermweifung) foll das in dem vorliegenden Abj. 1 
für maßgeblich erflärte materielle Auslandsrecht nicht Pla greifen, wenn das Ausland 
nach feinen internationalrehtlihden Beitimmungen das deutiche Recht für anwendbar 
erflärt. Wenn alſo beiſpielsweiſe die Geichäftsiähigfeit eines bei und wohnhaften 
Engländers in Frage fteht, foll nicht das nach dem vorliegenden Artikel an fih maß— 
gebliche engliihe Recht, fondern -— weil England das Domizil für maßgeblid erflärt 
— das beutiche Recht zur Anwendung fommen. Staaten, gegenüber denen die Rüd: 
verweifung praktiſch wird, find England, Norbamerifa, Rußland, Dänemarf, Norwegen, 
Argentinien; ef. Bem. zu Art. 27, 

b) Gemäß Art. 30 wird das ausländiihe Recht ausgeſchloſſen, wenn jeine 
Anwendung den guten Sitten oder dem Zwecke des deutſchen Rechts widerjtrebt. 
Man denfe an Dispofitionsbeihränfung in Folge Glaubenäbefenntnifies u. a. m. 
Keinen Einfluß bat dagegen die allgemeine Ausnabmebeitimmung des Art. 28. Auch 
wenn es jih um im Auslande belegene Grunditüde handelt, wird daher die Geſchäfts— 
fähigkeit eines Deutihen bezüglich diefer nad deutichen Geſetzen beurtbeilt. 

4, Spezielle Ausnahmen des Prinzips des Abſ. 1 enthalten die folgenden 
Abi. 1 und 2 des Art. 7: 

a) Abjat 1 dahin, daß die deutiche Staatsangehörigkeit nicht enticheiden ſoll, 
falls der Reihdangebörige unter der Herrſchaft einer früheren Staatsangebörigfeit die 
Grofjährigfeit bereits erreicht hatte. Gr bleibt großjährig. Von Staaten, welde die 
Großiährigkeit vor dem 21. Jahr eintreten laffen, fommen in Betradt: 3. B. Türfei 
(16 Jahre), Schweiz (20), Japan (20). An Staaten, welche die Grofjährigfeit in 
Folge Heirath eintreten lafien, 3. B. Holland, Ungarn. Niemeyer Ant. Priv. ©. 126. 

b) Abſatz 2 dahin, das die ausländiihe Staatöangebörigfeit nicht enticheiben 
fol, wenn der Ausländer im Inlande ein Nechtsgeichäft vornimmt, für das er nad 
Inlandsrecht geihäftsiäbig fein würde. Ueber eine weitere Ausnahme ef. den Art. 8. 
Beide Ausnahmen find im Intereſſe der Verfehrsficherheit gegeben. Beide entipredhen 
aud der bislang in Deutichland geübten Praris. Hinfichtlich der Ausnahmen des Abi. 1, 
ef. Koh, Komm. 3. Preuß. AL.R.$23 Einl. Ueber andere Beläge Neumann ©. 18. 
Diefelbe ift auch im Hinblid auf S 8 des R.G. vom 1. Juni 1870 gerechtfertigt, da 
der Erwerb der Staatöangebörigfeit Dispoſitionsfähigkeit nah dem Rechte des Her: 
funftsftaates vorausiegt (Niemeyer S. 171). Der Abjak 2 bat bereits einen reis: 
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geieglihen Vorgang in 5384 WO. und $ 53 C. P.O. Die Ausnahme berubt auf der 
Erwägung, daß es dem Anländer nicht zugemutbet werben fann, die Auslandsqualität 
und die dort geltenden Gefehe bei Vornahme von Rechtsgeſchäften im eigenen Yande 
bezüglich jeiner Mitfontrabenten zu prüfen. Sie iſt eine Konſequenz des allgemeinen 
Grundſatzes bezüglich der Berüdfichtigung des Dolus generalis. Sie fann allerdings 
in Beziebung auf das Ausland zu der mißlichen Konſequenz fübren, daß Ausländer 
in fraudem legis ihres Heimatböftaats bei uns Geichäfte führen. Nach franzöſiſchem 
Recht ailt der hbandlungsunfäbige Ausländer in Frankreich nur dann als bandlungs= 
fäbig, wenn dem Mitfontrahenten fein Berichulden zur Yait fällt. In England und 
Nordamerifa gilt überbaupt die lex fori als lex locı contractus. Ta die Ausnahme 
bes Abi. 2 im Intereſſe der Verfehröiicherbeit gegeben iſt, findet fie nach der aus— 
drüdliben Beitimmung des Sat 3 Des Abi. 1 naturgemäß feine Anwendung auf 
ſolche Rechtsverhältniſſe, welche ibren Schwerpunft in dauernden, dem geichäjtlicher 
Verkehr regelmäßig nicht unterworienen Beztebungen baben, alio auf familienrectlice, 
erbrectlihe und ſolche über ausländische Grundſtücke. Für letztgedachte iſt das für 
diefe maßgebende Statut, alfo für Grunditüde das forum rei sitae mahgebend. — 

5, Tragweite der Ausnahmebeitimmungen des Abſ. 2 und 3. Diefelben 
charakteriſiren ſich als „einſeitige“ Kolliiionsnormen. Es fragt fi, ob eine Bervoll- 
ftändigung derjelben zu zwetleitigen Kollifionsnormen im Wege analoger Ausdehnung 
zuläſſig iſt. 

a) Für die Ausnahmebeſtimmung des Abſ.s iſt dies zu verneinen. 
Diefelbe jtellt ih als ein Anmwendungsjall des Art. 50 dar und ift gegeben lediglich 
im Intereſſe der Schußbedüritigfeit inländifcher Verkehrsintereſſen. Die bei der 
Berathung vorgeichlagene Beichränfung auf den Fall, daß inländische Rechtsverhält— 
niſſe in Frage fteben, ift lediglih mit Rüdficht auf das feltene Vorkommen anders= 
nearteter Fälle nicht aufgenommen. Brot. a. a. DO. zuftimmend Kublenbed E.®. 
©. 24 Bem. 6. Zweifelnd von Bar Arc. f. öffentl. R. XV (1900) ©. 29. 

b) Anders ftebt e8 u. E. mit der Musnabmebeitimmung des Abi. 2, 
Diejelbe iſt nur jcheinbar eine Ausnahmebeftimmung. Thatſächlich bringt fie ein dem 
Abſ. I nebengeordnnetes neues Prinzip zum Ausdrude, nämlich, daß der Wechiel der 
Statuten auf die einmal erworbene Grofjährigfeit feinen Einfluß baben joll, ef. 
Vorbem. IV Nr. 2. Das Geſetz ſpricht diefe Kolliiionsnorm lediglich deshalb für den 
ipeziellen Fall des Erwerbs der inländiichen Staatsangebörigfeit aus, weil es fih nur 
für diefen Fall zum Erlaß der sKollifionsnorm für fompetent bielt. Cine Nichtauss 
dehnung auf den Fall des Erwerbed einer fremden Staatsangebörigfeit feitens eines 
großjährigen Deutihen würde auf eine Beichränfung des Geltungsbereihs des deut: 
ſchen Rechts binauslaufen, die ficher nad der ganzen Tendenz des Geſetzes nicht 
gewollt iſt. Zitelmann II S. 63, 67, 1 ©. 267 erblidt in Abi. 2 feine eigentliche 
Kollifionsnorm, jondern eine rein matertellrechtlihe Beitimmung („materiellrechtlichen 
Verweiſungsſatz“), welche unter der Borausjekung, daß nah Abi. 1 das deutiche Recht 
maßgebend ift, den Begriff der Geſchäftsfähigkeit zufäßlih zu F2 BGB. näber definirt 
(analog behandelt 3. ben $ 24 Abi. 3 Sat 2). Hiernach iſt arundfäßlid die Aus: 
dehnung verboten, ef. II S. 235, und nur, wenn das Auslandsreht einen gleichen 
materiellrechtlichen Verweiſungsſatz enthält, geitattet, eodem ©. 263 ff. ebenjo wie 
UBER auh Pland S. 30 Bem. be, dagegen wie bier Niemeyer Ant. Priv. 
S. 126, — 

Als vollitändige Kollifionsnorm iſt unſer Abi. 2 behandelt, abgeieben von den 
‚eititellungen der Praris, (ef, Niemever, Vorichläge und Dlaterialien S. 176), in dem 
Geſetz von Argentinien Art. 138, 139 bet Niemeyer a. a. O. und dem Vertrag von 
Diontevideo 1589 Art. 2 bei Neumann ©. 181. — 


Entmiündigung. 
Artikel 8. 
Ein Ausländer fann im Inlande nach den deutichen Gejegen ent 
mündigt werden, wenn er jeinen Wohnfig oder, falls er feinen Wohnitg bat, 


jeinen Aufenthalt im Inlande bat. 
E. II $ 2239. Reichöt.Vorl. 7 Komm.BProt. 8213—8215 (VI S. 29— 32). 
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1. Wllgemeines: Der vorliegende Artikel enthält eine weitere Ausnahme bon 
dem Prinzip Des Abi, 1 des vorigen Art 7 (ef. dort Note 4). Nach jenem Prinzip 
it die Geſchäftsunfähigkeit einer Perfon, gleichviel ob diejer Juftand ein natürlicher 
iſt oder auf einem behördlichen Akt berubt, ſowohl nad jeinen Vorausfegungen, als 
nab jeinen Wirfungen nah dem Heimathöreht der in Frage fommenden Perjon 
zu beurtbeilen. Zum Verſtändniß der Frage, inwieweit bieies Prinzip durch die vor: 
liegende Ausnahmebeitimmung durchbrochen wird, iſt zunächſt Folgendes vorauszuſchicken: 

a) während regelmäßig die Nechtsfrage, für welde die internationalredhtliche 
Anmwendungsnorm zu beitimmen ift, nach ihren Vorausſetzungen eine rein materiell: 
rechtliche ift, haben eine Reihe von Rechtsverhältniſſen zu ihrer Entftehbung ein Außer: 
ih jormales Moment, die Mitwirkung eines behördlichen Aftes, zur Vor: 
ausjeßung. Es find dies in unſerem E. G. die Rectsinftitute der Entmündigung 
Art. 8, der Zodeserflärung Art. 9, der Eheſcheidung Art. 17, der Untervormunbd: 
ichaftsitellung Art. 23, ef, Zitelmann IS, 211 Anm. 7. Die Anwendungsnorm 
bat jich mit Nückficht hierauf bei dieſen Rectöverhältniffen auch auf die Zulaffigfeit 
dieſes bebördlihen Aftes felbft zu erftreden, d. b. auf die Zuſtändigkeit und das 
formelle (prozefjuale) Verfabren. Während diefe ragen bei anderen Rechtsverhält— 
niſſen, to, jomeit die Thätigfeit des Nichterd in Frage fommt, diejelbe nur eine 
deflaratoriiche iit, in die Civilprozeßordnung gnebören, find dieſelben bei den vor= 
liegenden Nectöverhältniffen, wo die Thätigfeit des Richters eine Fonjtitutive ift, 
prinzipgemäß ald materielle Thatbejtandsvorausiekungen in dem materiellen Inter— 
nationalprivatrecbt jelbjt abzubandeln. Dieſe Differenzirung ift im bisherigen Recht 
nicht klar durdgeführt. So regelt beiipieläweije die alte E.B.O. in $ 594 Abi. 1 
die Juftändigfeit der deutichen Gerichte anicheinend für An: und Ausländer gleich- 
mäßig, ſofern fie nur ihren allgemeinen Gerichtäftand in Deutichland haben. Allein, 
daß damit in lebereinitimmung mit dem Prinzip der 88 13, 18 C. P.O. die Zus 
ftändigfeit — auch für Ausländer anerkannt werden ſollte, iſt mit Recht ange— 
zweifelt worden, cf, bei Wilmowski-Levy, Anm. 2 zu 8 594. Auch die neue 
C.P.O. bat den S 594 Abi. 1 als $ 648 Abi. 1 zwar wieder aufgenommen und 
ebenio läßt $ 961 Sab 1 nah feinem Wortlaut die gleihmähige Geltung für ns 
und Ausländer zu (cf, auch $ 606 Abi. 1, 642, Halbiaß 1, $ 36 Abf. 1 freim. Ger.®.). 
Die dieſen Geſetzbeſtimmungen beigegebenen Motive lafjen aber auch deutlich erfennen, 
dak der Geſetzgeber die Zuftändigfeitsirage lediglih im Hinblick auf das materielle 
Internationalrecht bat regeln wollen, cf, Mat. zu d. Reichs. Juſt. G. I S. 192, 273 
Denfichr. zum E. 3. freiw. Ger. G. S. 43. Es iſt deshalb die Zuftändigfeit der deutichen 
Gerichte in allen dieſen Beitimmungen infoweit erweiternd normirt, als das 
materielle deutſche Recht fih auf Deutihe und Ausländer erjtredt, welche im In— 
land feinen allgemeinen Gerichtsitand haben. — Was nun fpeziell das vorliegende 
Recdtsinititut der Entmündigung anbelangt, jo fann die Kollifionsnorm für das 
formelle Entmündigungsredt füglih nicht anders lauten, als diejenige für das 
materielle Entmündigungäredt. Die Zuftändigfeit der deutichen Gerichte begründet, 
ohne daß es eines dieöbezüglichen Gejeßausipruches bedarf, von jelbjt die Anwen— 
dung der deutihen Verfahrensvorſchriſten. Die legteren bängen aber auf das Engite 
mit dem materiellen Entmündigungsrecht zufammen, bezw. haben daſſelbe in jich auf: 
genommen, cf. z. B. $ 646 C. P.O. (Legitimation zur — — 8661 (Wirf- 
ſamkeitsbeginn der Entmündigung), $ 613 Abi. 2 der alten E.P.O. jetzt $ 115 B. G. B. 
(Wirfung der Aufhebung des Gntmündigungsbeichlufies). Es ift daher nur fonie= 
quent, daß die formellen und materiellen VBorausjeungen, ſowie die Wirfungen der 
Fntmündigung bem gleihen Statut unterworfen werden. 

Hieraus ergiebt fich: Art. 8 regelt den Anwendungsbereich des deutihen Rechts 
binfichtlib der bei uns wohnbaiten oder aufentbältlichen Ausländer: 


«) für die formellen Borausiegungen (Juftändigfeit, Verfahren) ; 


3) für bie materiellen Borausjegungen (melde Entmündigungsgründe 
iind zuläſſig? Wie müſſen fie beichaffen fein ?); 

y) für ihre Wirfungen (vollfommene oder partielle Geihäftsunfäbigfeit, 
Nichtigfeit oder Anfechtbarfeit der vorgenommenen Redtsbandlung.) — Ueber die 
Konſequenzen diejes Ergebniſſes, ef. Ann. 2. 


b) Der Artikel regelt nad feiner Wortiaffung prinzipaliter die Anwendungs: 
norm für die formalen Vorausſetzungen der Entmündigung eines Ausländers und 
beitimmt den Anmwendungsbereich des deutihben Rechts nur fafultativ., 
Hieraus folgt in Verbindung mit den Grörterungen zu a: Der Gerichtsitand des 
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deutihen Rechts ijt für Ausländer weber formell noch materiell ein ausichliehlicher. 
Ueber bie Konſequenzen diejes Ergebnijjes ef, unten Anm. 2. 


2, Internationairedhtlide Tragweite. Die Kolliſionsnorm iſt eine unvoll— 
ftändige, einseitige, melde lediglih für den Anmwendungsbereih des beutichen 
Rechts eine Norm giebt. 63 erbeben fih im Ginzelnen folgende Fragen: 


a) it die Entmündigung eines im Ausland wohnenden bezw. aufbältlichen 
Deutichen nach deutichen Geießen zuläffig und bezw. bei uns anzuerkennen? Die Frage 
it ohne Weiteres aus dem Prinzip des Art. 7 zu bejaben. Die Zuſtändigkeit der 
deutſchen Gerichte iſt auch für ſolche Deutſche — obwohl fie bei uns feinen allge- 
meinen Gerichtöitand haben — gemäß ausdrücklicher Vorichrift des $ 648 Abi. 2 
($ 15 Abi. 1 Satz ? und 3) C. P.O. begründet. — 

b) Iſt die Entmündigung eines Ausländers im Ausland nad den ausländischen 
Geſetzen bei uns anzuerkennen? Auch dieſe Frage iſt mit Rückſicht auf das Prinzip 
des Art. 7 zu bejahen und zwar, gleichviel ob der Ausländer im Auslande oder im 
Iulande wohnt bezw. aujenthältlich it; cf. Niemener, Vortrag ©. 16. Iſt jedoch 
in letzterem Fall die Entmündigung von unſeren Gerichten vermöge unſerer Zu— 
ſtändigleit bereits vorher ausgeſprochen, jo iſt die deutſche —— maßgebend. 
Zum Theil ift diefe Frage durch internationale Verträge geregelt, 3. B. zwiſchen 
Deiterreich und Rußland, ef. aub Preuß. AR. vom 11. Dezember 1860, J.M.Bl. 
S. 459. Ueber die Zuziehung ruſſiſcher Geſandtſchafts- oder Konfjulardelegirter zu 
den Gntmünbigungsverbandlungen gegen ruffische Untertbanen Neumann S. 132. 


ec) Iſt die nad ausländischen Geſetzen erfolgte Entmündigung eines im Ausland 
wohnenden bezw. aufenthältlihen Deutſchen bei uns anzuerfennen? Die Frage würde 
mit Rüdjiht auf das Prinzip des Art. 7 Abi. 1 zu verneinen fein. So auch 
Zitelmann I ©. 103, I 26ff., Darazetti ©. 4b, — Ant. Priv. ©. 124, 
ef, auch oben zu Vorbem. IV, S. 2, anderer Ansicht Coſack I S. 75. Allen der 
letzteren Anſicht wird beizutreten fein. Es ift zu berüdjichtigen, daß die Ausnahme— 
—— des vorliegenden Art. 8 nicht in gleicher Weiſe, wie die Ausnahme— 
beſtimmungen des Art. 7 Abi. 2 und 3 ihren Grund allein in der Schutzbedürftigkeit 
der inländischen Verfehräinterejien bat, daß diejelbe vielmehr und zwar im Weſent— 
lihen noch auf anderen Gründen berubt und zwar: 

a) auf dem Zuſammenhang der Verfahrensvorſchriften, alio des öffentlichen 
Rechts mit dem materiellen Entmündigungsrect. ef. oben zu 1; 

3) auf der Thatſache, daß die fraft der in: und bezw. ausländiihen Zuftänbig- 
feit ausgeſprochene Entmündigung felbit einen öffentlichrechtlichen Aft barjtellt, der 
— der ausländiſche pn Anerkennung im Inlande erheiſcht, arg. $ 325 

EBD. (Art. 8 iſt in $ 328 Nr. 3 nicht mit aufgeführt!), und zwar ohne daß es der 
befonberen VBorausfegungen der SS 722,723 EROD. bedari; ef. auch Barazetti ©. 46; 


y) auf der Thatſache, daß der Entmünbigungsjwed ſelbſt dem öffentlihen Recht 
BROT LA fann: Unterbringung des wirthſchaftlich Hilfloſen und Gemeingefährlichen 
in eine rrenanftalt. — 

Aus den Motiven des Geſetzes iſt für die Enticheidung der Frage nichts zu 
entnehmen. Zwar ift der eine und andere Grund der Ausnahmebeftimmung bei der 
Berathung bervorgeboben. Allein für die ichliehlibe Aufnahme der Beitimmung war 
lediglich die Nüdiicht auf das inländische Verfebrsinterefle maßgebend. Man jcheint 
die dort ausdrüdlich offen gelaſſene Frage nah der anologen Ausdehnung des Art. 8 
eber haben verneinen als bejaben wollen; cf. Brot. K213ff., 8217, 8218. Die Rückſicht 
auf die — Zuſtändigkeit der deutſchen Gerichte kann im Hinblick auf SS 648 
Abſ. 2 EPO. freilih für die analoge Ausdehnung nicht ins Feld geführt werden. 

d) Iſt bezw. inwieweit ift ein im Auslande entmündigter Deutiher oder Aus: 
länder gemäß Art 7 Abi. 3 Sab I bei uns als geicäftstäbig zu behandeln? Die 
Trage iſt unjeres Erachtens in der Weiſe zu enticheiden, daß bie Vorausſetzungen der 
ausländiſchen Entmündigung und dieſe ſelbſt bei uns nicht mehr in Frage geſtellt 
werden können (ef. zu b und e), daß jedoch das deutſche Recht Anwendung findet, 
wenn es an den gleichen Aft mindere Wirkungen in Anſehung der Beſchränkung der 
Geſchäftsfähigkeit knüpft. 

e) Wie aber iſt zu entſcheiden, wenn ein gleicher behördlicher Akt dem deutſchen 
Recht unbekannt it? Wenn die ausländiiche Entmündigung auf einem uns unbes 
fannten Entmündigungsarund berubt (4. B. Gebredylichfeit, Taubitummpbeit), wenn 
alio das deutiche Recht auch Wirfungen eines ſolchen Aftes überbaupt nicht Fennt? 


Todeserflärung (Art. 9). 97 


An dieſem Fall kann unſeres Erachtens gemäß Art. 7 Abſ. 3, ſoweit die Vornahme 
eines Rechtsgeſchäfts im Inlande in Frage ſteht, die auslänbifce Entmündigung jelbit 
nicht anerfannt werben, ba bie ort auf den Schuß inländiſcher Intereſſen 
entgegenftebt, ebenio Pland ©. 33 Bem. 5 

f) Im Uebrigen wird auch die auf einem uns unbekannten Entmündigungs: 
grunde berubende ausländiihe Entmünbigung bei uns anzuerkennen fein, jelbit wenn 
es jih um die VBerwirflihung inländiiher Rechtsverhältniffe handelt. Art. 30 E.®. 
wird nur injomweit Anwendung finden fönnen, als es fihb um Gntmündigungsgründe 
banbdelt, die vom Standpunft unferes Rechts nad den Geboten der Sittlichfeit und 
öffentlichen Ordnung abjolut verwerflih find, 3. B. Entmündigung unverbeiratheter 
Weiber jchlehthin, nicht aber betjpielsweife die Gntmündigung von Gebredlichen, 
denn auch das deutiche Recht erfennt ja * ee Bet folder Perfonen in 
gewiſſem Grade an, $ 1910 BGB, $ 10 EG. z. C. P.O. Der in Art. 30 €.®. 
bervorgebobene Zwed des beutichen Gefetzes iſt — Art, 7 Abi. 3, dadurd, daß ber 
Schutz der inländiihen Antereffen auf die Vornahme des Rechtsgeſchäfts im 
Inlande ſelbſt abgeſtellt iſt, erſchöpfend individualiſirt. 

3. Nach den deutſchen Geſetzen, d. h. nad den Vorſchriften des B.G.B. über 
die en ($ 6) und die Wirfungen der Entmündigung (SS 114, 115, 1418, 

1425, 1428, 1885, 1896 B. G. B.; Art. 155, 156 E. G.; bezügli der Zuftändigfeit und 
des prozefiualen Verfahrens vgl. sg 645-687 C. P.O J Der im Inlande entmündigte 
Ausländer kann gemäß Art. 23 E. G. ohne Weiteres unter Vormundſchaft und Pfleg— 
ichaft geitellt werden. 

4. Wohnfitz (B.G.B. 88 T—11 und die Bemerkungen zu diefen Beitimmungen). 
Weldes Recht it für die Auffindung dieſes Anfnüpfungsbegriffs maßgebend? Das 
Reichsgericht (Juriſt. Wochenſchr. 1854 ©. 28 Nr. 30) läßt für die frage, ob ber bis— 
berige Wohnſitz aufgegeben iſt, das an _ biefem Orte geltende Recht enticheiden und 
prüft die Frage, ob ein neuer Wohnfis an einem bejtimmten Ort begründet ift, nad 
dem an lesterem Ort geltenden Recht, ef. Neumann ©. 50; Kahn im Iherings 
Sahrbüher AXX ©. 76 (cf. auch unten zu Art. 29). 


Codeserklärung. 
Artikel 9. 


Ein Verjchollener fann im Inlande nach den deutjchen Gejegen für 
todt erflärt werden, wenn er bei dem Beginne der Berjchollenheit ein 
Deutjcher war. 

Sehörte der Verjchollene bei dem Beginne der Verjchollenheit einem 
fremden Stante an, fo fann er im Inlande nach den deutjchen Gejeten mit 
Wirkung für diejenigen Nechtsverhältnijie, welche fich nach den deutjchen 
Gejegen bejtimmen, jowie mit Wirkung für das im nlande befindliche 
Bermögen für todt erklärt werden; die Vorjchriften des $ 2369 Abſ. 2 des 
Bürgerlichen Gejegbuchs finden entiprechende Anwendung. 

Hatte ein verjchollener ausländischer Ehemann jeinen legten Wohnſitz 
im Inland und ijt die im Inlande zurücgebliebene oder dahin zurüd- 
gefehrte Ehefrau Deutſche oder bis zu ihrer Verheirathung mit dem 
Verichollenen Deutjche gewejen, jo fann auf ihren Antrag der Verjchollene 
im Inlande nach den deutſchen Gejegen ohne die im Abj. 2 bejtimmte Be- 
ichränfung für todt erflärt werden. 

6 185. € I $ 2236. Reichst. Vorl. 8. Komm. Prot. 8172— 8174, 8185, 
s197 bis 8201 (VI ©. 6—8, 12—17, %—22, auh I S. 10—11), 


1. Allgemeines. Der Artikel regelt einen Spezialfall des oben Art. 7 Anm. 1 
behandelten allgemeinen Statut3 der Nechtöperfönlichfeit. Gr beitimmt den Anz 
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wendungäbereich derjenigen Rechtsſätße, welche für die Fiktion der Beendigung der 
natürlichen Perſönlichkeit in Folge Verſchollenheit maßgebend find. 


a) Die maßgebenden Rechtsſätze find bei der Todeserflärung theilö formaler 
Natur, infoweit fie die AJuftändigfeit der Behörden und das von dieſen au 
beobachtende Berfahren, theils materieller Natur, iniofern fie die materiellen 
Vorausjegungen und Wirkungen der Todeserflärung regeln. Allein ein ver: 
fchiedenes Statut für dieſe beiden Seiten des Rechtsverhältniſſes ift nicht denfbar. 
Jene formalen Vorausiegungen der Todeserflärung find nod weniger wie bei der 
Sntmündigung vom materiellen Recht zu trennen, ef. 3. B. $$ 92, HM 6. P.O. 
Ss 14, 18 BGB. Die lex fori hat bier eine andere Bedeutung wie beim civil: 
progefiualiihen Urtbeil, ef. Niemeyer, Vorſchläge ©. 135. Das B.G. B. fand auch 
daher bier eine die Juitändigfeit der Gerichte regelnde Beitimmung in der bisherigen 
C.P.O. nit vor. Die Zuftändigfeitäfrage war für die bisherigen Landesgeſetze aus 
deren materiellem Recht zu beantworten, ef. Preuß. A.G. zur C.P.O.$ 22, und wurde 
dahin beantwortet, daß die AZuftändigfeit der inländiichen Gerichte nur infomeit 
gegeben war, als das materielle Recht der Todeserflärung des bez. Bundesitaates 
mahgebend war. Demgemäß wurde auch in Preußen troß der allgemeinen Faſſung 
des Art. 23 Einl. z. AR. die Zuſtändigkeit inländiicher Gerichte für Ausländer ver: 
neint, Mot. I S. 37, während in anderen Bundesftaaten diefe Zuftändigfeit inſoweit 
bezw. nur inſoweit anerfannt wurde, als es fih um inländiiche Rechtsverhältniſſe 
bandelte, ef. Sadi.-Dtein. Gef. v. 11. Mai 1835 Art. 12, 19 Abi. 2, Mot. La. a. O. 
Auch die neue E.P.O. regelt das jormale Verfahren und die Zuftändigfeit nur im 
Hinblid und für das materielle deutiche Recht. Allerdings beitimmt S 1 EBPO. 
allgemein: „Zuſtändig tit das Gericht, in deſſen Bezirf der Verichollene den letzten 
inlandiihen Wohnfiß hatte. An Grmangelung eines ſolchen Wohnſitzes wird das 
zuftändige Gericht für Angehörige eines Bundesitaates von der Yandesjuitigverwaltung 
durch allgemeine Anordnung, für andere Berihollene von dem Reichsfanzler durch 
allgemeine Anordnung beitimmt.“ Allein, daß damit nicht die Juftändigfeit auch für 
Ausländer allgemein abmweihend von Art. 9 vieles Geſetzes ausgeiprohen werden 
follte, ergiebt der Sat 2 des $ 961 eit., welcher eine durch das materielle Geſetz ge: 
botene Direftive für die Verwaltungsbehörde vorausjegt. — Hieraus gebt hervor, daß 
der vorliegende Art. 9 den Anmwendungsbereich der Rechtsſätze beitimmt, ſowohl ſoweit 
fie die formalen als die materiellen Borausfeßungen der Todeserflärung regeln. 
Der Artifel regelt nah feinem Wortlaut nur diefe Vorausſetzungen allein, die 
Kolliſionsnorm für die Wirfungen der Todeserflärung tit damit ebenfalls unmittelbar 
gegeben, vgl. Bem. 1 zu Art 8. 


b) Welches ift das maßgebliche Statut für jene formellen bezw, materiellen 
Vorausfegungen und Wirkungen der Todeserflärung ? die Beendigung der Perſönlichkeit 
in Folge bebördlihen Aktes (Todeserflärung) fann in Anfehung ihrer Wirfungen 
nicht anders behandelt werden, als die Beendigung in folge natürlichen Greignifies 
(Tod), ef. Art. 7 Anm. 1 am Schluß. — Es muß alſo dasjenige Statut maßgebend 
jein, welchem die an den Thatbejtand der Todeserflärung anfnüpfenden Rechtsverhältniſſe 
unterworfen find, Neumann 5, 62, ef. u. a. jegt Jitelmann ©. 104ff. Dieſen 
Grundſatz führt der vorliegende Art. 9 infoweit durd, als er in jedem Fall das 
deutsche Recht enticheidend jein läht fürallenadh Anlandörehtzubeurtbeilenden 
Rechtsverhältniſſe und awar ſowohl für verichollene Inländer (Abi. 1) als auch 
für verichollene Ausländer (Abi. 2). Abi. 1 beitimmt aber darüber hinaus, dab das 
deutſche Recht für verichollene Deutihe allgemein anzumenden ift, alſo nicht bloß 
binfichtlich der nach inländiichem echt, fondern auc der an fih nad ausländischen 
Recht zu beurtheilenden Rechtsverhältniſſe, 3. B. wenn es fih darum bandelt, ob ein 
verichollener Deuticher den Erbfall binter einem ausländiihen Grblafier (Art. 24) 
erlebt bat. Dieje grundſatzwidrige Ausdehnung des deutichen Rechts rechtfertigt ſich 
aus Zweckmäßigkeitsrückſichten, weil in vielen Staaten das Inſtitut der Todeserflärung 
unbefannt bezw. vermöge der beionderen formalen Borfchriiten nur ſchwer durchzuführen 
tft. Man denfe an den Kal, daß in dem obigen Beiipiel der Staat, welchem ber 
Erblaſſer angehört, die Todeserflärung des veribollenen Deutichen erfordert, aber fich 
jelbit für die Todeserflärung nicht zuftändig erachtet, weil der verichollene Deutiche 
bei uns oder in einem anderen Staate, der das Anititut der Todeserflärung nicht 
kennt, feinen legten Wohnſitz gebabt hat. — 

Eine Ausnahme von dem Prinzip enthält auch Abf. 3, darüber Anm. 6. 


2, Tragweite der Beſtimmung. Die Ktollifionsnorm tft ſowohl in Abf. 1 als 
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auch in Abi. 2 und 3 eine unvollftändige. Sie regelt einjeitig ben An: 
wendungsbereich des deutſchen Rechts. Es erheben fich folgende ragen: 

a) Iſt die Todeserklärung eines Deutſchen im Ausland bei uns an— 
zuerkennen? Die Frage iſt für den Fall, daß lediglich aus ländiſche Rechtsverhält— 
niſſe in Frage ſtehen, zu bejahen; cf. Prot. II 8173 ff, Coſack I ©. 68, anderer 
Meinung Niemeyer ©. 33ff. Barazetti ©. 32ff., Ritelmann ©. 109, Dieſe 
letzteren Schriftſteller geben davon aus, daß durch den Abi. 1 des Art. 9 ald Prinzip 
das Perjonalftatut ald das für die Todeserflärung maßgebliche bingeftellt jet und 
daß Abi. 2 eine grundjaßwidrige und deshalb nicht analog ausdehnbare Ausnahme 
daritellt. Allein, daß Abi. 1 das Prinzip wieder role, fann nicht anerfannt werben, 
ef. oben zu 1b, Allerdings ergeben die Prot. Il a. a. D., daß bei den Berathungen 
dieſes Artikels das Perfonalitatut ald maßgebliches erachtet wurde. Allein dieſe 
Ausführungen geben von der nicht richtigen Auffaſſung aus, daß für die Frage der 
Rechtsfähigkeit allgemein das Perjonaljtatut maßgebend fei, eine Auffafiung, die 
bei den jpäteren Berathungen II 8210 nicht aufrecht erhalten iſt. Die Frage nad 
der Mafgeblichkeit des einen oder anderen der beiden bier behandelnden Statuten 
wird übrigens nur in den Fällen praftiich fein, wo in Streit ftebt, ob der Verichollene 
felbit Erbe oder Rechtsnachfolger einer beftimmten Perſon geworden ift. Denn wenn 
es ſich um bie Erbſchaft hinter einem VBerfchollenen handelt, werden beide Statuten 
gemäß Art. 24 E. G. zufammenjallen. Die Bejabung unferer obigen Frage ericheint 
ſchon deshalb zuläfiig, weil Abi. I auch nad feinem Wortlaut nicht die ausſchließ— 
liche ZJuftändigfeit des deutichen Rechts ftatuirt, vielmehr nur die Möglichkeit 
der Anwendung deutihen Rechts eröffnet. Niemeyera.a D. wendet fi zwar auch 
gegen dieſe Auslegung. Allein, daß dieſe Auslegung richtig iſt, ergiebt u. E. ein 
Vergleich des Art. 9 Abi. 1 mit 88 Gebhard'ſcher Entw., zu welchem Jich unſer 
Artikel offenbar in bewußten Gegenſatz ſtellt. Auch Zitelmann a. a. O. ©. 110 
würdigt wenigſtens die Bedeutung des Wortes „kann“ in Abſ. 2 in dieſem Sinne. 
Das Ergebniß ift auch nicht widerfinnig, wie Barazetti a. a. O. vorträgt, denn 
auch bei Anerkennung des Perſonalſtatuts des Verihollenen iſt eö möglich, daß 
mebrere Erben binfichtlich eines und deſſelben Verſchollenen verichiedene Statuten 
geltend machen fünnen; ef. Bar, Theorie I ©. 374 Anm. 2. Cofad ©. 68 geht 
andererfeit3 zu weit, wenn er Abſ. 1 einfchränfend dahin interpretirt, daß Deutiche 
aub im Inland lediglich hinſichtlich deutiher Rechtsverhältniſſe für todt erflärt 
werden fönnen. — 

b) Sit die Todeserkflärung eines Ausländerd im Ausland mit 
Wirfung für deutihe Rechtsverhältniſſe anzuerfennen? Auch dieje Frage wird 
von Niemener, Barazetti, ferner von Coſack a. a. DO. verneint, während Sitel: 
mann sie bejabt, ebenio James Breit im ſächſ. Arc. f. Bürg. R. 1898, ©. 593, 
Nah unjerem Prinzip müßte die Frage verneint werben. Dennoh möchten wir für 
eine Bejabung der Frage auch bier eintreten. Denn bie frait der ausländiihen Ju: 
ſtändigkeit ausgeſprochene Todeserklärung ftellt einen öffentlih rechtlichen Aft 
dar, der wie das auslänbiiche Urtheil Anerfennung im Inland erheiſcht, arg. S 328 
GH. ©. (Art. 9 Abi. 1 und 2 iſt in $ 325 Nr. 3 nicht mit aufgezäblt), ef. Art. 8 
Note 2e/, und der Gerichtoſtand des deutſchen Rechts iſt für Ausländer auch nach 
der Faſſung des Abi. 2 fein ausſchließlicher. In jedem Fall würde jedoch eine 
zuvor gemäß der Ermächtigung des Art. 9 Abf. 2 erlafiene deutiche Todeserflärung 
der Ausländiihen vorgeben. Und feinenfalls find bei uns bie ohne jormelle 
Todeserflärungen nah Auslandsreht eintretenden gefeglihen Fiktionen und 
Vermutbungen binfihtlih inländischer Rechtsverhältniſſe anzuerkennen. 


3. Berjchollenheit iiber den Begriff ef. $ 13 B.G.B. Vgl. Bem. bort. Todes: 
erflärung: Das Inſtitut ijt vielen Yändern unbefannt, z. B. in Gngland. In 
Frankreich beiteht das Inſtitut des jugement de dee laration d’absence C. e. Art. 112ff. 
In Amerifa tritt in einigen Unionftaaten die Todesprälumtion bei 6 bis 7 jähriger 
Abwejenbeit ohne beionderes Urtheil ein; ef. u. a. Niemeyer, Vorſchläge S. 139 ff. 
Beginn der Berihhollenbeit: Die Staatsangebörigfeit in diefem Zeitpunkt ift 
enticheidend, weil bei der in Folge der Verichollenbeit eintretenden Unficherbeit darüber 
fein Aufſchluß möglich ift, ob der Verſchollene inzwiſchen feine Staatsangebörigfeit 
gewechſelt bat. 

4. Rechtsverhältniſſe. Die wichtigiten in Betracht fommenden Nechtöverbältnifie 
iind die erbredbtlihen, und zwar ſowohl foldhe, welche an die Perſon des Ver: 
ihollenen als Erblajjer anknüpfen, alö diejenigen, welche die Frage nach dem Griftent: 
werden von Erbanſprüchen des Verichollenen ſelbſt betreifen. 
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Als weitere fommen familienrehtliche Verhältniſſe in Betracht, 3. B. Auf— 
löſung der Ehe des Verſchollenen B.G.B. $ 1348, Beendigung der ehemännlichen 
Nutznießung und Verwaltung $ 1420, Beendigung der elterlihen Gewalt $ 1679, 
Beendigung der Vormundſchaft SS 1884, 1855. Auch für die Gebiete des Obligationen: 
rebt3 und Sachenrechts kann die Verichollenbeit von Bedeutung fein, 3. B. Be: 
endigung und bezw. Entitebung eines Lebensverſicherungsanſpruchs, einer Perſonal— 
jervitut u. dal. 


5. Vermögen. Die Mafgneblichfeit der deutichen Todeserflärung binfichtlich des 
im Inlande befindliden Bermögens eines Ausländers iſt prinzipgemäß, ſoweit 
diefes Vermögen von einem inländiihen Rechtsverhältniß beberricht wird. 
Soweit diejes jedoch nicht der Fall, z. B. wenn dieſes Vermögen Beitandtbeil der 
Nachlaßmaſſe eines verihollenen Ausländers ift, liegt eine Ausnahme vom Prinzip 
vor. Beftimmt freilich in foldhen Fällen das Auslandsrecht jelbit dad forum rei sitae, 
3. B. das engliihe Nect, jo ergiebt fih die Anwendung des deutihen Rechts obne 
befondere Normirung. Im Uebrigen erbebt fich die Frage, ob die Maßgeblichkeit des 
deutihen Rechts gleichmäßig Platz greiit, jei eö, daß der Antrag auf Todeserflärung 
von deutihen Erbintereiienten ausgebt, jei «8, daß die Erben Ausländer 
find. Für die Entiheidung iſt beitimmend, daß die bier getroffene Ausnahme lediglich 
aus der praftiihen Erwägung bervorgegangen ift, daß es für Inländer oft ichwer 
ift, die Bedingungen, welche des Auslandsreht für die Fiktion des Todes aufitellt, 
zu erfüllen, Brot. II 8200. Dieſe Argumentation entjällt binfihtlib ausländiicer 
Erbintereiienten, jofern nur das Auslandsreht an fich die Möglichkeit eröffnet, 
die außerhalb feines Gebiets liegenden Güter dem nah Auslandsreht mahgeblichen 
Rechtsverhältniß unterzuordnen. Cine einichränfende Auslegung eridheint demnach 
bier wohl geboten. Soweit es fihb um andermweite Rechtsverhältniſſe banbdelt, wird 
der vom Geſetzgeber bier beabfichtigte Zweck auch in leichterer Weife erreicht werden 
fönnen, 3. B. durd das im $ 11703 SB. zugelajiene Aufgebotöverfabren unbefannter 
Hppothefengläubiger. 

Die Frage, welches Vermögen als im Inlande befindlich zu betrachten iſt, regelt 
der in Bezug genommene $ 2369 Abi. 2. Hiernah gilt ald im Inland befindliches 
Vermögen: 

„ein Gegenstand, für den von einer beutihen Behörde ein zur Eintragung 
des Berechtigten beitimmtes Buch oder Negiiter geführt wird, und ein Ans 
ſpruch, wenn für die Klage ein deutiches Gericht zuftändig iſt.“ 

Wenn bier von einer „entiprehenden” Anwendung bes $ 2369 Abi. 2 die Nede 
tft, fo ift das Wort „entſprechend“ überflüffig. Eher fünnte von einer entſprechenden 
Anwendung bes Abi. 1 eit. gefproden werden. In der That werden inländiſche Erb- 
interefienten nur einen Erbichein bezüglich des im Inlande befindlichen Vermögens 
erhalten fönnen. 


6. Deutiche Intereffenten. Ob die Anterefienten an der Todeserflärung Deutiche 

find ober in Deutichland wohnen, iſt im Allgemeinen gleihgültig für dad bier maß— 
eblihe Statut. Dieje Konfequenz führt zu Härten, wenn eine folde Antereflentin 

Shefran des Verſchollenen ift und das Intereſſe derjelben an der Todeserflärung ihres 
Ehemannes auf die Feititellung der Auflöjung diefer Ebe zum Zwecke ibrer 
Wiederverbeiratbung beitebt. Iſt nun ihr verichollener Ehemann Ausländer 
geweien, fo iſt, da das Rechtsverhältniß der Auflöfung der alten Ehe fih nah aus— 
ländiſchem Recht beitimmt (arg. Art. 17, cf. Bem. Wr. 1 zu demielben), gemäß dem 
Prinzip des ausländiihen Rechts aud bier die Todeserflärung an fih maßgebend, 
und wird dadurdh ber im Anland wohnenden Ehefrau die Möglichkeit einer Wieder: 
verheiratbung u. U. erheblich erjchwert. Es iſt deshalb vom Bundesrath Abſatz 3 des 
Art. 9 eingeitellt, wonach, wenn eine in Deutichland wohnbafte deutihe Ebefrau 
Intereſſentin ift, das deutſche Recht auch bezüglih der nah Auslandsrecht zu 
beurtbeilenden Nechtsverhältniife maßgebend iſt, jedoch nur unter der Vorausſetzung, 
daß ihr ausländiiher Ehemann feinen lebten Wohnſitz im Anlande 
hatte. Der deutichen Ehefrau gleichgeitellt ift diejenige, welhe bis zu ihrer Ver: 
heiratbung Deutiche war. 

Hat die Ehefrau auf diefem Wege die Todeserflärung ihres Mannes erwirft, 
jo fann fie gemäß Art. 13 Abi. 2 auch nad den deutichen Geſetzen eine neue Ehe 
eingeben, da die deutiche Todeserflärung die Nuflöfung der alten Ehe herbeigeführt 
hat. Das deutiche Necht ift für fie dann maßgeblich, auch wenn fie nach ihrer Ver— 
heiratbung Ausländerin geworden wäre, ef. unten zu Art. 13 Wr. 3. 
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Die Wiederverheirathung im Falle der Todeserklärung regeln SS 1348 bis 
1352 B. G. B. 


Zuſtändiges Gericht $ 961 EPO., ef. oben Anm. 14. 


Redhtsfähigkeit ausländifher Vereine. 
Artikel 10. 

Ein einem fremden Staate angehörender und nach deſſen Geſetzen 
rechtsfähiger Verein, der die Nechtsfähigkeit im Inlande nur nach den Vor— 
ichriften der 88 21, 22 des Bürgerlichen Gejegbuchs erlangen könnte, ailt 
als rechtsfähig, wenn jeine Nechtsfähigkeit durch Beichluß des Bundesraths 
anerfannt it. Auf nicht anerfannte ausländiiche Vereine der bezeichneten 
Art finden die Vorjchriften über die Gejellichaft jowie die Vorfchrift des 
8 54 Sat 2 des Bürgerlichen Gejegbuchs Anwendung. 


@. II $ 2237. Reichst.Borl. 9. Komm.Prot. 8201—8209. (VI S. 2—28.) 

1, WUllgemeines: Das Geſetz enthält feine allgemeine Kollifionsnorm über den 
Status der juriftiihen Berfonen in Anfehung ihrer Rechts- und Hand- 
lungsjäbigfeit, im Gegenfat zum G.E. und E. IL, welche wenigftens eine ſolche 
binfichtlih der Rechtsfähigkeit enthielten. Nach der Prarid der oberiten Gerichtshöfe 
it das Perjonalftatut, welches bier nicht durch die Staatsangehörigkeit, fondern das 
Domizil, „ben Sit des Verbandes“, beftimmt wird, das maßgebliche R.O.H.G. 22 
©. 147, R.G. 6 ©. 138, 7 ©. 70. 

Im Auslande herrſchen nicht überall die gleichen Grundfäße; v. Bar, Theorie I 
S. 307. Man bat wohl aus biefen Gründen den Anmwendungäbereih des aus: 
ländifhen Rechts nicht allgemein bier geregelt. Aber auch eine einfeitige Kolliftons: 
norm für das beutiche Recht ift vermieden. 


Man muß behufs Auffindung des mafgebenden Statuts auch bier zwiichen 
allgemeiner Rechtsperſönlichkeit und jpezieller Rechtsfähigkeit unter: 
iheiden. Für bie eritere (Vorausſetzung ihrer Entftehung, Verfaffung, Organifation, 
Vorausfegung ihrer Beendigung) ift das Perfonalitatut maßgebend, u. a. Entic. 
d. R.G. Bolze I Nr. 42, ef. oben Art. 7 Nr. 1, für die lestere bas für das 
in Frage fommende Rechtsverhältniß maßgeblide Statut. 


Darum find ausländiiche Korporationen auch bei Anerfennung ihrer allgemeinen 
Rechtsfähigfeit den Beihränfungen unterworfen, welche die gemäß Art. 86 E. G. auf: 
rebt erhaltenen Landesgeſetze Hinfichtlih des Ermwerbes von Rechten, insbeſondere 
Erbſchaften jtatuiren. Auch können fie binfichtlich derjenigen Rechtöverhältniffe, die fich 
nah unſerem Recht beftimmen, die nad ihrem einheimifhen Perjonalitatut ihnen 
etwa zuftehenden Privilegien nicht ausüben, ef. u.a. v. Bar, Theorie I S. 314, Bitel: 
mann Il S. 125 (welcher im Uebrigen auch bier die allgemeine Rechtsſfähigkeit und 
die bejondere Rechtsfähigkeit nach denjelben Grundjäßen behandelt). 

Die Geſchäftsfähigkeit der juriftiihen Perjonen ift, als eine Rechtsfolge 
der Berjaflung und Organifation der jurtftiichen Perſon, von der allgemeinen 
Rechtsfähigkeit nicht unterfchiedlih zu bebandeln, R.G. 14 ©. 417. Für Die 
Deliftsfähigfeit muß jedoch auch hier gemäß Art. 12 das forum delicti commissi 
maßgebend jein. Es fommt auf den Ort an, wo das Organ handelt; ef. Zitel: 
mann II ©, 126 ff. 

Die Prozeßfähigkeit und Parteifähigkeit der juriftiihen ‘Berionen be— 
ftimmt fih nad der lex fori; ef. Zitelmann a. a. ©. ©. 123, 16. Hinſichtlich der 
Barteifäbigfeit beitimmt $ 50 E.P.O.: „Parteifähig ift, wer rechtöfähig it. Ein Ver: 
ein, der nicht rechtsfäbig ift, kann verklagt werden; in dem Nectsftreit bat der Ver— 
ein die Stellung eines rechtsfähigen Vereins.” 8 735: „Zur Zwangsvollſtreckung in 
das Vermögen eines nicht rechtsfähigen Vereins genügt ein gegen den Verein ergangenes 
Urtheil.“ — Der vorliegende Artikel enthält nun von den vorstehend entwidelten all: 
gemeinen Grundſätzen infofern eine Ausnahme, als er für die Anerfennung der Rechts— 
täbigfeit der hier bezeichneten ausländiichen juriftiichen Perſonen noch ein beionderes 
Requiſit aufitellt; ef. zu 3. — 
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2. Juriftiihe Perionen. Der Artikel eritredt fich nicht auf jämmtliche Gebilde 
dieſer Art, und zwar ſpeziell nicht: 

a) auf die öffentlich-rechtlichen SEI BGB, Die Anerfennung des Per— 
fonalftatutö berubt bier auf HR EI en Grundſätzen; ef. Denkſchrift IV; 

b) auf Stiftungen SS 8 

e) auf die in fpeziellen landen geregelten KXorporationen; 
ef. Bem. zu SS 21. B. G. B.; 

d) auf die der Landesgeiehgebung vorbebaltenen, dem Agrar-, 
MWaffer:, Deich-, Wald:, Forit-, Bera:, Jagd: und Fiſchereirecht (Art. 5, 
164— 167 E.8.) angebörigen KXorporationen; 

e) auf diejenigen Geſellſchaften, bezüglich deren die Regelung durch bejondere 
Staatöverträge erfolgt iſt (aufgezählt bei Niemeyer, das in Deutſchland geltende 
Int. Priv. ©. 69 $ 105, 88 56, 65, 74, 78, 70). 


3. Vereine. Der Artikel erftredt jich vielmehr nur auf die im B.G.B, SS 21 
und 22 geregelten Korporationen und zwar beitimmt er, daß die diefen Ver 
einen gleichgearieten Korporationen mit idealen und wirtbichaftlien Zweden, welde 
im Auslande ihren Sitz baben und dort juriftiihe Perſönlichkeit geniehen, dieſe 
Rechtsſtellung auch bei uns baben jollen, wenn ſie fih den Beihränfungen unter: 
werien, weldhe im Inlande für den Grwerb der juriſtiſchen Perſönlichkeit beiteben, 
jedob mit der Maßgabe, dak an Stelle der „Eintragung“ des S 21 und der „Ber: 
leihung“ des 8 22 die Anerfennung ibrer Nechtsfäbigfeit dur die Reichs— 
Gentralbebörde (Bundesratb) erfolgt. 


4. Anerkennung: Dieſe Beihränfung ericheint nicht durchweg gleichwerthig 
mit den für Inlandsvereine ftatuirten Beichränfungen. Gegenüber derjenigen des S 21 
(ideale Bereine) ericheint fie läftiger, als infojern die Anerfennung für inländische 
Vereine eine nur ftillicbweigende (bei nicht erbobenem oder beieitigtem Einſpruch SS 61 
bis 63) iſt, während ste für die ausländiichen eine ausdrüdliche fein muß. Sie er. 
icheint aber als eine erleichterte gegenüber der „Verleihung“ des S 22 (binfichtlich 
der wirtbichaftliben WBereine), da die „WVerleibung“ einen Fonftitutiven, die Aner: 
fennung diefes Artifels aber einen deflarativen Charakter bat. Letzteres ericheint frei: 
lich nicht zweifelfrei: Soll es Aufgabe der Richter fein, troß der Anerfennung dur 
den Bundesrath jelbitändig die Lorfrage zu prüfen, ob der Verein auch nach aus— 
ländiſchem Recht Rechtsfähigkeit befigt? Niemeyer ©. uff. und Barazetti ©. 537, 
Sitelmann U ©. 118 nebmen dies an. Allein u bieraus leicht reiultirende 
Möglichkeit von Disfrepanzen zwiichen den Gnticheidungen ber Gerichte und der Ver: 
waltungsbebörde einerjeits, und zwiſchen den Entſcheidungen der einzelnen Gerichte 
andererieits läßt diefe Auffaſſung bedenflih ericheinen. Es ift hierbei nicht unberüd: 
fichtigt zu laſſen, daß die Beitimmung des Artikels, wonach die Entiheidung über 
die Anerfennung der Neichs:Gentralbebörde und nicht wie nah Entwurf 118 2257 
Abi. 3 normirt, den einzelnen Bundesitaaten zugemwieien it, aus der Erwägung 
hervorging, die ausländiichen Vereine möglicit nach einheitliden Grundjäßgen im 
Anlande zu behandeln, zuſtimmend Predari Kommentar zur G. B.O. ©. 160, dagegen 
aber wieder PBland 6.8. 5.39, — Im Uebrigen ift Art. 10 nicht 7% zu veriteben, 
daß der deutiche Richter jedesmal, wenn er ber die Nectsfäbigfeit eines aus: 
ländiichen Vereins zu urtbeilen bätte, daS Nequifit der inländiichen Anerfennung 
prüfen müßte. _Tieje Prüfungspflicht liegt ibm nicht ob, wenn e8 ſich um Hand— 
lungen der juriftiichen Berfon im Ausland handelt, welche lediglich für ausländiiche 
Rechtsverhältniſſe von Wirkſamkeit find; ef. Jitelmann a. a. ©. ©. 119, 


5. Widerruf und Verſagung. Wie die Neichsbehörde die Anerfennung fom: 
petirt, jo fommt ihr allein zweitellos die Bejugnik zu, diejelbe zurüdzunebmen. Ber: 
jagung, Anerfennung und Widerruf werden regelmäkig nad den gleihen Grundfäßen 
eriolgen, nach welchen der Einſpruch gemäß S 61 Abi. 2 erfolgt, alio wenn er nad 
unferem inländifchen und öffentlichen Vereinsrecht unerlaubt oder verboten iſt, oder 
wenn er einen politiichen, fozialpolitiihen oder wirtbichaftlichen Zweck verfolgt. 


6. Staatsangehörigkeit. Gine eigentliche Staatsangebörigfeit eines Vereins 
De es nicht; ef. Yaband im Marguardiden Handbuch des öffentlichen Rechts II 
32. Ein Verein gehört demjenigen Staate an, in deſſen Gebiet er ſeinen Sitz 
bat, und das ift im Zweifel der Urt, wo bie Verwaltung geiührt wird, $S24 B. G. B. 
Zweiſelhaft ericheint das Verhältniß dieſes Artikels m 8 23 und 8 80 

Sat ? BG». 
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Nah 8 23 fol einem Vereine, der feinen Sit nicht in einem Bundesſtaate hat, 
die Rechtsfähigkeit durch Beichluß des Bundesraths verliehen werden fönnen, und 
nah 8 80 Sat 2 foll eine Stiftung, die ihren Sit nicht in einem Bundesſtaat hat, 
der Genehmigung des Bundesrath3 bedürjen. Dieje Beitinnnungen finden fich nicht 
in den Vorentwürfen, fie find vom Bundesrath eingeitellt. Enthalten fie inhaltlich 
Normen des internationalen Privatrehts, jo iſt es ſchon aus formellen Gründen 
nicht erjichtlih, warum fie nicht dem E.G. zugemwielen find. Pland, Komm. 1897 
©. 51 und neuerdings Pland E.G. ©. 30, Niemeyer Int. Priv. S. 130 beziehen 
den $ 23 auf ausländische Vereine, Niemeyer ©. 37 den $80 ©. 2 auf foldhe aus: 
ländiihe Stiftungen, welde auf einem inländiihen Stiftungsgeihäft beruhen. Allein 
dieie Beitimmungen haben wohl ausländiihe Bereine und Stiftungen überhaupt nicht 
im Auge, fondern ſolche Korporationen, die in deutichen Konfular: und Schußgebieten 
ihren Sig haben, cf. Riedel, Gejtaltung der jurtitiihen Perfonen des B.G.B,, 
Berlin 1897 ©. 8, Rehbein ©. 42; Zitelmann II S. 111 Anm. 59 Sab 2 läßt 
die Frage offen. — 

’. Rihtanerkannte ausländische Vereine. Auf dieje findet noh Sat 2 bes 
Artikels des 5 54 B.G.B. Anwendung. Derjelbe lautet: „Auf Vereine, die nicht 
rechtsfähig find, finden die Borfchriften über die Gejellfhaft Anwendung. Aus 
einem Rechtsgeſchäft, das im Namen eines folhen Vereins einem Dritten gegenüber 
vorgenommen wird, haftet der Handelnde perfönlid. Haften Mehrere, jo haften fie 
als Gejammtichuldner.” (Niemeyer Int. Priv. S. 132 hält „meine Auffaffung“ 
für einen Feblariff, er meint wohl „die gejegliche Beitimmung”!) 

Die Vorjhriften über die Gejellihaft jind in SS 705, 740 B.G.B. enthalten. 
Die Verſagung der juriftiihen Perfönlichkeit für ſolche ausländiihen Vereine ſchließt 
aber deren Parteifähigfeit im Inlande nit aus; cf. $ 50, 8 7355 C.P.O. Das 
Requifit der inländiihen Anerfennung verbindert mit dem Zweck, die Privilegirung 
ausländiiher Vereine auf Koften der inländiichen zu vermeiden, auch die Möglichkeit, 
dat inländiiche Vereine in fraudem der inländiichen Gefeßgebung durch jcheinbare Ver: 
legung ihres Gißes in das Ausland die erleichterten Bedingungen des letzteren für 
die Erlangung der juriftiihen Perfönlichfeit auönugen können. 


Form der Reditsgefdjäfte. 
Artikel 11. 

Die Form eines Nechtsgeichäfts bejtimmt fich nach den Gejegen, welche 
für das den Gegenjtand des Rechtsgejchäfts bildende Nechtsverhältnig maß— 
gebend jind. Es genügt jedoch die Beobachtung der Gejege des Ortes, an 
dem das Nechtögejchäft vorgenommen wird. 

Die Vorichrift des Abi. 1 Sag 2 findet feine Amvendung auf ein 
Nechtsgeichäft, durch das ein Recht an einer Sache begründet oder über ein 
folches Necht verfügt wird. 


E. II SS 2240, 2241 Abi. 2, Reichst. Vorl. 10. Komm.Prot. 8118 bis 8227 
wI ©. 32-37.) 

1. Allgemeines. Das Gejet beitimmt in dem vorliegenden Artikel lediglich eine 
Kollifionsnorm für die Form der Rechtsgeſchäfte. Eine beiondere Kolliſions— 
norm für den materiellen Inhalt der Rechtsgeſchäfte ift im Geſetz nicht ent: 
balten. Die maßgebende Kollifionsnorm für den letzteren tft identiſch mit derjenigen, 
welche für das Nedhtöverhältni gegeben ift, welches jeweild den Gegenitand des 
Rechtsgeſchäfts bildet. So ift für güterrechtlihe Verträge unter Ghegatten und 
andere güterrehtlihe Akte das Statut des Art. 15, für die Auseinanderſetzung des 
parens mit jeinen Sindern dasjenige des Art. 19, für die Legitimation, Adoption 
Art. 22, für Teftamente, Grbverträge Art. 24, für fachenrechtlihe Rechtsgeſchäfte 
(Eigentbumsübertragung, Begründung, Veräußerung, Berpfändung dingliher Rechte) 
das forum rei sitae (Art. 25) maßgebend. Für obligatortiihe Rechtsverhält— 
nifie fehlt eine pofitive Kollifionänorm, ef. Vorbem. IV Nr. 3. Entw. II $ 2242 
beitimmte: „Dad Schuldverhältniß aus einem Rechtsgeſchäft unter Lebenden wird 
nah den Geſetzen des Ortes beurtheilt, an welchem das Rechtsgeſchäft zum Abſchluß 
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aelangt iſt. Iſt nach den Umitänden des alles anzunehmen, daß von ben Be 
tbeiligten die Anwendung der Gefehe eines anderen Ortes vorausgejegt jein muR, jo 
iind die Geſetze dieſes Orted maßgebend.” 

Vergl. über das mahgebende Statut für VBertragsobligationen 
Neumann, Berbandl. des XXIV. Deutihen Juriſtentages Bd. 1 S. 169ff. Seeler 
daf. Bd. ITS. 33 ff. Von dem Gutachter war als mahgebliches Recht vorgeihlagen: 
das Recht des Wohnſitzes, welchen der Schuldner zur Zeit des Vertrags— 
ichlufies inne batte — ſofern nicht eine andere Parteiabſicht ausgedrüdt oder 
erkennbar ift. (Das joll nur gelten bei im Inlande geichloffenen Berträgen.) 


Die Mehrheit ſtimmte dagegen den Vorichlägen des Referenten (Enneccerus) 
bei; wonach das Recht des Erfullungsortes enticheidend fein Toll, jofern nicht 
eine andere Abfiht der Parteien erhellt. Alſo übereinitimmend mit der auch bisher, 
wenigitens in Deutfchland, berrfhenden Theorie und Praris. Bal. über das margebliche 
Statut bei Geifionen R.G. VII S. 230, XVII Nr. 47, bei der Ktompenjationseinrede 
RG. V ©. 130, XXVI ©, 67. Verjährung R.G. ©. 216, IX S. 225, Kublenbed 
E.G. S. 29. 

2 


Der vorliegende Artikel beſtimmt nun, daß die vorſtehenden für den materiellen 
Inhalt der Nehtsgeihäfte maßgebenden Kolliiionsnormen aud für Die Form Der 
Rechtsgeſchüfte prineipaliter maßgebend jein jollen. Gr ftellt jedoh in Sak ? des 
Abi. 1 neben diefe prinzipale lex contractus als fafultative Kollifionsnorm 
das Geſetz des Crrichtungsortes, die lex loci actus auf. Die Zurmwahlitellung dieſer 
beiden Statuten entipricht der Mehrzahl der bisherigen Rechtsordnungen, AUR. I, 
5 8 111, Cod. eiv. Art. 47, 99, Sädi. B.G.B. $ 9 WO. Art. 55, Rechtshülfe— 
verträge bei Niemeyer, Vorfhläge S. 73ff., RG. I Nr. 119, XVIII Nr. 8, XXVIL 
Nr. 42. Neu ift jedoh, dak im Gegenja zu den bisherigen Redtsordnungen, in 
welchen die lex loei aetus als die prinzipale und die lex contractus als die fafultative 
bingeftellt ift, in diefem Artikel Die Regel umgefehrt ift. Diele Umfehrung entipricht 
der in der Wiſſenſchaft des internationalen Privatredhts jetzt herrſchenden Anſicht, dag 
die Zulaffung der lex loci actus eine lediglich aus praftiiben Gründen gerechtiertigte 
Ausnahme darftellt, ef. u. A. Zitelmann II ©. 143 ff. Die Zuläffigfeit der lex loci 
actus ergiebt fich mit Nüdficht darauf, dak es in vielen Fällen Inländern überbaupt 
nicht möglich fein wird, im Ausland den inländiihen Formvorſchriften zu genügen, 
4. B. weil das bez. Auslandsrecht die Einrichtung der inländiichen freiwilligen Gerichts— 
barkeit nicht fennt oder die bezüglichen Behörden anders geartet find, ſowie mit 
Rückſicht darauf, daß die Parteien bei Abjchluß des Geichäfts regelmäßig den Willen 
haben werden, die Form des Grrictungsortes zu beobachten. 


Die dem Richter nach Art. 11 zuſtehende Befugniß, bei Beurtbeilung der 
Gültigkeit eines Rechtsgeſchäfts ſtels die mildere Norm der lex contractus bezw. lex 
loei aetus zu Grunde zu legen, wird nicht immer Plaß greifen fönnen. Die Auswahl 
des letztgedachten Statuts wird ausgeihloffen fein, wenn die Parteien überein= 
ſtimmend die Form der lex eontraetus gewollt haben, Zitelmann II 
S. 153. Wird ferner ein Nectögeihäft im Ausland in öffentlicher Form unter 
Zuziehung eines ausländiichen Beamten oder Notars abgeichloiien, fo find für die von 
diefem Beamten vorzunebmenden Handlungen lediglib die Norichriften ſeines Rechts 
maßgebend. Fiſcher u. Henle Art. 11 Anm. I. Ginichränfungen ergeben ſich ferner 
nah Maßgabe der unten zu 7 zu beiprechenden Nusnabmen. 


3. Tragweite der Kollifionsnorm. Die Kollifionsnorm des Art. 11 ijt ibrer 
äußeren Form nad eine bollitändige, welche ſowohl den Anmwendungsbereih des 
inländiichen als des ausländiihen Rechts regelt. Thatſächlich bat fie jedoch dieſe 
Tragweite nur, infoweit fie die lex loci actus als die mahgebende ftatuirt, ef. 
Vorbem. III 2a. 

Die prinzipale Kollifionsnorm des Abi. 1 Sab 1 iſt infomweit unvollitändig, 
als die von ihr in Bezug genommenen Kollifionsnornen über die materiellen Rechts— 
verbältnifie unvolljtändig find, Das gilt alſo 3. B. für güterrechtliche Verträge unter 
Ehegatten Art. 15, Teitamente, Erbverträge Art. 24 u. ſ. w. Die Vervollitändigung bat 
bier nach den oben Seite 15 ff. entwidelten Grundſätzen zu erfolgen. Someit die Kollifions- 
norm des Abi. 1 Satz I auf die im Art. 27 aufgeführten Kolliiionsnormen, 3. B. 
Art. 25, Bezug nimmt, bezw. ſoweit die Staatsangehörigfeit als Anfnüpfungsbegriff 
für die Kolliſionsnorm enticheidend ift, greift alſo auch Art. 27 6.G. Platz, obwohl 
derielbe den Art. 11 micht ausdrüdlich erwähnt, So wird beiipielsweile das im 
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Argentinien errichtete Teitament eines mit deutichem Domizil verftorbenen Argentinier, 
welches nad ben argentinischen Formvorſchriften ungültig_ift, dennod bei uns als 
gültig anerfannt werben müfjen, wenn es den beutichen Formvorſchriften entſpricht. 
Denn es iſt zwar ſowohl gemäß der prinzipalen Regel des Art. 11 in Verbindung mit 
Art. 25 als auch nad der fakultativen Norm des Art. 11 an ſich argentiniſches Recht 
maßgebend. Allein das argentiniiche Recht, welches das letzte Domizil des Erblaſſers 
wahlweiſe neben der lex loei actus entjcheidend fein läßt (cf. Geſetzesbelege Nr, 216, 
447 bei Neumann ©, 494, 261), verweiſt dadurch gemäß Art. 27 auf das deutiche Necht. 


4. Form des Nehtsgeihäfts. Der Unterichted zwiichen Formoorſchriften und 
materiellrebtlihen Vorſchriften wird nicht immer zweifellos fein. Reine Form: 
vorjchriiten enthalten ficherlih SS 125 ff. B.G,B., ef. aber zu $S 126 Mot. I ©. 187 
Abi. 1. Wo die behördliche Mitwirkung eine fachliche tft, 5 NS 1358, 1643 B. G. B., 
liegt feine Formvorſchrift vor. Eine Formvorſchrift iſt auch die, daß Teſtamente in 
gemeinſchaftlicher Urkunde errichtet werden können, $ 2265, Gin bei uns gemäß $ 2265 
errichtetes Teftament franzöſiſcher Ehegatten ift alio troß Art. 968 Cod. eiv. bei uns 
anzuerfennen, Zitelmann II ©. 154. Steine Formvorſchriften find dagegen diejenigen 
über die Annahme: und Gmpfangsbebürftigfeit von Willenserflärungen 8 130 ff., 
über die Art der Anfechtung, ob durch einfache Erflärung ober Klage, $ 143 Abi. 1, 
Zitelmann a. a. O, ef. ferner $$ 318, 336, 1205, 1207 B. G. B. Niemeyer, Vor: 
ihläge S. 96 Anm. 2. 


Nah dem Statut, weldes die Form der Rechtsgeſchäfte beberricht, richtet jich 
auch die frage nah ben Wirfungen der verabjäumten Form, ob Nichtigkeit 
oder Anfechtbarkeit. Dasjenige Statut, welches die mildere MWirfung androht, it 
enticheibend. (Anders, wenn es fih um ein bloß obli atoriihes Widerrufsrecht handelt, 
Zitelmann II S, 161.) 4. Meinung Niemeyer Int Priv. ©. 114 mit bem Hinweis 
darauf, daß Sa 2 des Abſ. 1 eine Ausnahmevorichrift fei, welche ftrift zu interpretiren 
ift. Allein die von und gegebene Auslegung verbleibt völlig in dem Rahmen des 
Wortlaut3 und ber oben Bem. 2 wiedergegebenen ratio des Ausnahmeſtatuts der lex 
loei actus, Wenn die Parteien ein Rechtsgeſchäft formlos an einem Orte fchließen 
wo die VBerabjäumung der Form bloß Anfjechtbarfeit begründet oder im Fall der aud 
nur einſeitigen Realerfüllung unſchädlich iſt, ſo thun ſie das vielfach im Vertrauen 
auf die Kreditwürdigkeit des anderen Theils im völligen Bewußtſein der eg 
des für fie beim Abjchluß maßgebenden Geſetzes. Der Zweck des Satz 2 Abi. 
(favor negotii) würde aber doch nur ſehr unvollflommen erreicht werden, wenn an 
die Parteien in ſolchem Wall den Rechtsfolgen der lex contractus, welche an die 
Verabfäumung der Form vielleiht abfolute Nichtigkeit fnüpft, unbedingt unterwerfen 
wollte, obwohl beide Parteien an diefe Rechtsfolgen auch nit im entjernteften 
gedacht haben. — 


Nach demſelben Statut richtet fich auch die Frage, ob ein in gemwiflen erleichterten 
Formen errichtetes Rechtsgeſchäft (Notbteftament) auf Zeit und wie lange gilt, 
Sitelmann a. a. O 


5. Nechtsgeihäfte. Hierunter fallen nit nur obligatorifche, fondern aud) 
familienrechtliche, dingliche, erbrechtliche Nechtögeihäite und Verträge, ef. oben zu 1. 
63 fallen darunter aber auch allgemein alle Rechtsakte, 3. B. Zuftellungen $ 132 
B.G. B., jede obrigfeitlihe Genehmigung und Beitätigung, Ergänzung, Abänderung 
unb Widerruf von Rechtsgeihäften, Jitelmann ©. 158, 159. 


6, Ort der Bornahme des Rechtsgeſchäfts iſt derjenige, wo der Erflärende im 
Augenblid der Abgabe der Erfärung jich befindet. Das gilt auch für empfangsbebürftige 
Willenserflärungen (58 130ff.). Bei Willenserflärungen durch Stellvertreter fommt 
einerfeits der Ort, wo die Vollmacht ertbeilt, anderjeitS der Ort, wo die Erflärung 
der Stellvertreter abgegeben iſt, in Betracht, Jitelmann a. a. O. Ueber zweijeitige 
Verträge und Verträge unter Abwejenden ef. Anm. 7, 8. 


7. Ausnahmen von Art. 11 Abi. 1 ergeben fih nach drei Ridhtungen, indem 
für gewiſſe Fälle 
a) die ausſchließliche Geltung der lex contractus, d. b. des für den Gegen: 


jtand des Rechtsgeſchäfts maßgebenden Geſetzes beftimmt it, mag dasijelbe \nlands: 
oder Auslandsredht jein; 


b) die ausichliehliche Geltung des inländischen Rechts jtatuirt wird, und zwar 


3* 
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a) nur für den Fall, dab das Inlandsrecht als lex loci actus in 
Betracht fommt; 

A) aub abgeſehen von dieſem Kalle. 

Die Ausnahme zu a enthält Abſatz 2 des vorliegenden Art. 11 für Rechts— 
geſchäfte, durch welche ein Recht an einer Sache (beweglichen oder unbeweglichen) 
begründet wird, oder durch welches über den Inhalt eines ſolchen Rechts durch Ueber— 
tragung, Aufbebung Belaſtung oder anderweite Veränderung verfügt wird. Hier tit 
das für Diele materiellen Rectöverbältniiie maßgebliche Statut mit Ausihluß der 
lex loci actus ausialichlid zuftändig. Daſſelbe iſt nach anerfannten Grundiäßen bie 
lex rei sitae; arg. Art. 

Eine ———— im Sinne vonba entbält Abi. 3 des Art. 13, wonach 
die Form einer in Deutichland geichloffenen Ehe, wenngleih das materielle Rechts: 
verbältniß der Eheeingehung fih nad ausländiichem Nect beitimmt, ftetö nach deutſchem 
Recht zu beurtbeilen ift. 

Zweifelhaft ericheint, ob und inwieweit auh Ausnahmen im Sinne von b 2 
mit Rüdficht auf Art. 30 E.G. zuzulaſſen find: „wenn das ausländiiche Geſetz den guten 
Sitten oder dem Zweck eines deutihen Geſetzes zuwiderläuft“. Die Maßgeblichfeit des 
ausländiihen Rechts kann an fich gegeben fein als lex loei actus und als lex loci 
contractus oder durch den einen oder anderen diejer Anknüpfungsbegriffe. Es wird 
in biefen Fällen grundiäßlich die NAusnabmebeitimmung des Art. 30 nicht ausgeſchloſſen 
werden können. Kür den Kal, daß die Parteien auf das Auslandsrecht ri bie 
lex loei actus zurüdgreiien, wollen Fiſcher u. Henle, Anm. 1 zu Art. den 
Art. 30 ausichliehen, da Abi. 2 die lex loci netus für ganz beftimmte Siehisgelhäfte 
ausichließe, für alle übrigen alio beitätige. Dieſe Argumentation ift zutreffend. Der 
Abi. 2 ift gewillermaßen ein Anwendungsfall des Art. 30 und beiien Anwendung 
bamit erichöpfend individualifirt. Vergl. Bem. zu Art. 30, Am €. U $ 2241 Abi. 2 
findet jich freilich die gleiche Beitimmung wie in Abi. 2 des Art. 11, obwohl €. II 
in 5 2230 das AZurüdgreiien auf die ausländiiche lex ‚loci actus allgemein davon 
abhängig madt, daß bie len Geſetze nicht entgegenſtehen. A.M. Niemeyer 
Int. Priv. ©. 116 und Planck ©. 42, 

8. Zweifeitige Verträge müſſen, wenn die Parteien nicht auf die lex loci actus 
zurüdgreifen, der lex contractus jedes der Kontrabenten entipreben, Schenfungen 
jedoh nur derjenigen des Verpflichteten, cf, Gierke, Deutihes Priv.R. ©. 231. 
Sofern die lex eontraetus auch bei aweifeitigen Berhägen eine einheitliche ift, hat es 
bierbei fein Bemwenben. 

9. Verträge unter Abweſenden (Brief, Telegramm, Telepbon) müflen, da bier 
auch die lex loei actus feine einheitliche zu fein braucht, in allen Fällen gleihmäßsig dem 
Statut der Abjendung und Rückäußerung entipreben. Seuffert 35 Ar. 89, von Bar, 
Theorie I _S. 361, Barazetti 5. 58. Hierfür fpricht auch der Wortlaut des Ge- 
feßed: „Ort der Vornahme“, nicht Ort des Geichäftsabichlufies, ef. De MAL, II 
©. 163; ef. aber R.G. 21 ©. 206, Rebbein IS. 160. Nah Pr. AR. 15 8 113 
entichieb das Geſetz, nach dem das Geſchäſt am beiten bejteben fann. 

10. Umgehung. Wenn die Barteien ſich behufs Bedienung der leichteren Form— 
vorjehriften ins Ausland begeben, jo liegt eine Handlung in fraudem legis nicht vor, 
da nur von einem beitebenden Auswahlreht Gebrauch gemacht wird, ef. Gierke, 
Priv.R. 15. 230. Ueber die entgegenftebenden Grundiäße einiger Auslandsgeſetze 
ef. Jitelmann Il ©. 152 und bie —* Anm. 89 Gitirten. Ueber Rechtsgeſchäfte vor 
ee und ann ef. von Bar ©. 359 und die dort citirten Staatsverträge. 
J G 7 103. 

11. Nüdverweifung. Art. 27 findet feine Anwendung, ſoweit die lex loei 
actus in Betradt kommt (val. Bem. I 32 zu Art. 27, S.79). Wenn alfo die Barteien 
auf das ausländiiche Recht als die lex loci actus zurücdgreifen, fo findet diefe Anmen- 
dung, auch wenn nah dem internationalen Recht des betreffenden Auslanditaates das 
deutiche Necht als die lex loci contractus anzumenden wäre. 

12. Beurtheilung der Form der Redtsgeihäfte im Kalle Statutenwedjels. 
63 gilt der Grundfaß tempus regit actum; arg. Art. 170, 198, 214 E. G,Rebbein 
©. 160. Wie ift es bei jchwebenden Rechtsgeſchäften, wenn die zur Bollwirkiamteit 
erforderlihde Schlußtbatfahhe noch ausitebt, 3. B. Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts bei Eigenthumsübertragungen Minderjähriger? Auch bier wird es auf den 
Seitpunft der Erklärung anfommen müsien: („Ort der Vornabme”), ef. aber die 
eingebenden Unterſuchungen bei Zitelmann IL ©. 105 ff. 
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Anfprüdye ans unerlaubten Handlungen. 
Artifel 12. 


Aus einer im Auslande begangenen unerlaubten Handlung fönnen 
gegen einen Deutjchen nicht weitergehende Anjprüche geltend gemacht werden, 


als nad den deutjchen Geſetzen begründet find, 

E. II 8 2243. Reichöt.Vorl. $ 11. Komm.Prot. 8235—8241 (VI ©. 4243), 

1. Allgemeines. Der Artifel enthält feine allgemeine Kollifionsnorm über 
Delifte. Nah der biöher berrihenden und durch abweichende Beitimmungen im 
B. G. B. nicht alterirten Anficht wird dad forum delieti commissi enticheidend fein. 
R.G. VII Nr. 116, XVII Nr. 7, XIX Wr. 73, XXI Nr. 5, ROSS. XXIU 
S. 174ff., v. Bar, Theorie I ©. 114ff, Gierfe IS. 534, Zitelmann I ©. 126, 
Es wäre verfehlt, aus der Ausnahmebeftimmung dieſes Artikels ein Prinzip zu 
Gunften der lex fori zu ftatuiren. 

2, Ausnahmen ergeben fih nad zwei Nichtungen: 

a) poſitiv infofern, als in gewiffen fällen der Machtbereih des inländischen 
Rechts auch auf die im Ausland begangenen Delikte erweitert wird, Fälle diefer Art 
behandeln R.G. XVIU ©. 28, wo die Grundſätze der Entihädigungspflicht aus dem 
deutihen Marfenihußgefege auch für die im Ausland erfolgte Benußung eines 
Maarenzeihens für anwendbar erflärt wird, und R.G. Bolze 2 Wr. 27, wo die 
Haftpfliht des deutichen Imternehbmers für im Auslande erfolgte Beſchädigungen 
feiner Beamten im Dienjt nad deutihen Gejegen beurtbeilt wird; 

b) negatid infofern, als die Mafgeblichkeit des ausländischen Rechts eingeſchränkt 
wird. Eine Ausnahme in diefem Sinne enthält der vorliegende Art. 12. Er ergiebt 
fih aus der Erwägung, daß die Vorichriften, welche die Grenzen der Haitpflicht aus 
Deliften jtatuiren, vorwiegend einem „ordre social“ und „public“ entiprehen, und 
es ftellt demnach diefer Artifel lediglich einen Anwendungsfall des Art. 30 dar, ef. 
unten zu diefem Artifel. Hiernach find ausländische Geſetze, welche an ein begangenes 
Delift Rechtsfolgen fnüpfen, die einen friminellen Charakter an fich tragen, z. B. 
Zuerfennung einer Privatitrafe, bei uns nicht anwendbar. 

3. Forum delieti commissi. Es müffen diefelben Grundſätze wie im Straf— 
recht gelten, ef. Löwe, Komm. 3. StPO, 4. Aufl. 1884 ©. 808, 

4, Deliftsähnliche Chligationen und andere ein Schuldverhältnik begründende 
geſetzliche Thatbeitände. Bezuͤglich diefer fahte der in das Gejeh nicht aufgenommene 
$ 2244 des E. II B. G. B. die Kollifionsnorm zutreffend dahin: 

„Ein Schuldverhältniß, das auf einem anderen Grunde als auf einem 
Rechtsgeſchäft unter Yebenden oder einer unlauteren Handlung berubt, wird 
nah den Gejeten des Ortes beurtheilt, an welchem der für die Entjtehung 
bes Sculdverhältniifes in Betracht kommende Thatbeitand ſich verwirklicht 
bat (jojern fich nicht nach den deutichen Geſetzen ein Anderes ergtebt)“. 

ef, hierzu Gierfe, Deutihes Priv.R. I ©. 234 Anm. 85 und die dort citirten 
Entſcheidungen, ef. auch unten zu Art. 30, 


Moatericlle und formelle Voransfchungen der Eheſchließung. 
Artikel 13. 

Die Eingehung der Ehe wird, jofern auch nur einer der Verlobten 
ein Deutjcher ift, in Anjehung eines jeden der Verlobten nach den Geſetzen 
des Staates beurtheilt, dem er angehört. Das Gleiche gilt für Ausländer, 
die im Inland eine Ehe eingehen. 

In Anjehung der Ehefrau eines nach Artikel 9 Ab}. 3 für todt erklärten 
Ausländers wird die Eingehung der Ehe nach den deutichen Geſetzen beurtheilt. 

Die Form einer Ehe, die im Inlande gejchloffen wird, beſtimmt jich 
ausschließlich nad) den deutichen Gejegen. 
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E. ITS 2245. Neichst.Borl. 12. Komm. Prot. 8241-—-8248, 8276. VIE, 46 
bis 51, 67); Sten. B. ©. 3024, 3096, 

1, Allgemeines. Die Artikel 13 bis 17 enthalten das internationale Privat- 
recht für das Berhältnik der Eye. 

Art. 13 ipricht in Abi. 1 und 2 von den materiellen Vorausſetzungen, 
in Abi. 3 von der Form der Eheſchließung. Art. 14 und 15 bezw. 16 be— 
bandeln die Wirkungen der Eheſchließung, und zwar Art. ld in periön= 
liher Beziehung, Art. 15 und 16 in Anſehung des Güterrechts, Mrt. 17 
behandelt die Auflöjung der Ehe ipeziell durch Scheidung. 

Der vorliegende Artifel itatuirt eine den Anmwendungsbereih des inlänbiichen 
und ausländiihen Rechts gleichmäßig umfaiiende bolllommene Kolliiionsnorm mur 
für den Fall daß, 

a) beide oder einer der Nupturienten die Reichsangehörigkeit be- 
jißen oder 

b) dak die Ehe im Anlande geihlojien wird. 

Sind dieſe Vorausſetzungen gegeben, jo iſt die Staatögebörigfeit jedes der 
Nupturienten enticheidend. Sind dieſe Vorausſetzungen nicht gegeben, jo beitimmt ſich 
das maßgebliche Statut nah allgemeinen Grundfägen; ef. Vorb. IV S.13 ff. 

2. @ingehung der Ehe. 

a) Keine Kollifionsnorm fonitirt bezüglich des Werlöbnifles. Für 
dieſes jind Hinsichtlich der Fähigkeit zum Abichluß Art. 7, binfichtlih der Form Art. 11 
maßgebend. Für die übrigen materiellen Vorausjegungen und Wirfungen lie R.G. 
Entſch. 20 ©. 333 das Nedt des Erfüllungsortes mahgebend fein. Dies war 
mit Nüdficht darauf, daß das bisherige Net, das preukiiche und gemeine Recht, vor: 
wiegend auf dem Standpunkt eines obligationrechtliben Verhältniſſes ſteht, gerecht= 
fertigt. Vom Standpunft des B.G.B,, welches das Verlöbniß als ein weſentlich 
familienrechtliches Gebilde auffaßt und aucd die Klage auf Schadenserfah wegen Rüd: 
tritts aus dem Gefichtspunft eined auferfontraftliben Werbältnifjes nimmt (ef. 
Mot. IV ©. 1 ff. zu 88 1297 ff.), wird das Berfonalijtatut jedes der Verlobten 
maßgebend fein müffen, bei einer Kollifion beider Statuten aber dasjenige des In— 
anfprubgenommenen. Gl. Anficht Gierke, Priv.R. 1 ©. 235, Barazetti ©. 57, 
Pland S. 45. Yebterer weicht aber injofern ab, als er für die Klage aus $ 1301 
die für ein Schuldverbältniß lex lege maßgebenden Gejege enticheidend fein läht. — 

b) Die materiellen Borausiegungen der Eheichlieung werden beftimmt durch 
die Vorichriften über die Ehefähignfeit, Ehbemündigfeit $ 1303 (für bieje tft 
ihon in Art. 7 die mahgebende Norm enthalten). Ferner dur die Vorſchriften über 
Zwang, Irrthum und Schein $S 116-124 B. G. B, endlich dur die Vorichriften 
über Ehehinderniffe B.G.B. 88 1305— 1315, ſei es, daß fie Nichtigkeit $S 1323—1329, 
jet es, daß fie nur Anfechtbarkeit SS 1330—1340 bewirken. Hiermit ift eine bisher ftrittige 
frage, ob bezüglich der impedimenta publica das Perfonaljtatut zu Gunſten der lex 
fori ausgeichloffen ift, ef,v. Bar, Theorie S. 440 ff., im verneinenden Sinne enticieden. 
Allerdings ift zu beachten, daß auch bier Art. 30 E.G. von Bedeutung fein kann. Es 
wird daher den Ausländern nicht freilteben, im Inlande eine Ehe einzugeben, die nad 
unferen Geſetzen als eine bigamifche oder inceftuoie, SS 1326, 1327, 1328B. G. B. ſich 
daritellen würde, Die Gültigfeit einer ſolchen Ehe wird aber, falls fie einmal ge— 
ſchloſſen ift, au im Hinblid auf Art. 30 E. G. nicht ohne Weiteres in Frage geitellt 
werden fönnen; ef, unten zu Art. 30. Nm Uebrigen unterliegt e8 feinem Bebenfen, 
inftruftionelle Vorjchriften für die Standesbeamten, welde die Möglichkeit 
folder Eheichließungen im Inlande verhindern, zu erlaſſen. 

Eine nadı ausländischen Hecht ungültige Ebe wird von dem Standesbeamten 
jtetS gemäß 8 1309 B.G. B. zu behandeln fein. Sie bildet daber, auch wenn die 
Ehe nach ausländiihem Recht ohne weiteres nichtig iſt, gemäß Art. 30 E.G. bei und 
jolange ein aufichiebendes Hinderniß für die neue She, bis ſie durch gerichtliches Urtbeil 
für ungültig erflärt it. Val. Niemeyer Int Priv... ©. 136. — 

e) Hinsichtlich diefer ſämmtlichen materiellen Borausieungen ift das VBerjonal- 
jtatut Der Staatsangehörigfeit jedes der Nupturienten entideidend, d. b. die Ehe 
tft nur dann gültig, wenn diele Erjordernilje der Gültigkeit bei beiden Eheleuten gleich: 
mäßig vorliegen, wie die Brot. II ©. 8242 gegemüber der allerdings nicht zweifels— 
freten Faſſung des Geſetzes, ef. Niemener ©. 35, ausdrüdlih klar ftellen. Da es 
ſich in diefem Artifel um die Vorausieungen, die Vorbedingungen des Eheabichlufies 
handelt, fo iſt folgerichtig nicht, wie in Art. 14—17, das Perjonalitatut des 
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GChemannd allein enticeidend. Der von der bisherigen Praris in Deutichland, 
R.G. bei Seuffert, 42 Nr. 214, R.G. 33 ©. 332, 27 ©. 229, eingenommene Stand: 
punft iſt jomit verlafien. Es entipricht der jetzige Standpunft dem bereit3 nah $ 3 
des Bundg. vom 4. Mai 1870, B. G. Bl. S. 199 (mit Abänderung Art. 40 E. G) für 
Bundesangehörige im Auslande neltenden Recht und barmonirt auch mit 88 des R.G. 
vom 1. Juni 1870, injofern auch dort für die Durch Heirath begründete Staatsangehörig: 
feit jeitens bes einheirathenden Ehegatten Dispofitionsfähigfeit nad Auslandsrecht 
verlangt wird. Ueber die Art und Weile, wie dem Standesbeamten der Nachweis ber 
nah dem maßgebliben Auslandsrecht zu erfüllenden materiellen Vorausſetzungen der 
Eheſchließung zu erbringen ift (ef. unten Anm. 9), ef. auh Sicherer, Komm. zum 
R.G. vom 6. Februar 1875 $ 45 ©. 286, 

3, Nüdverweilung. Das nah Abi. 1 an ſich mahgeblihe Auslandsrecht ift 
nicht anzuwenden, wenn es nad jeinem internationalen Privatrebt dem Rechtäver: 
bältniß einen Sit im Deutſchen Reich giebt. Es werden baber, da in Nordamerika, 
Schweiz und Argentinien dad forum loci actus auch für die materiellen Voraus: 
Teßungen der Eheihließung gilt, die Angehörigen diefer Staaten, wenn fie bei uns 
eine Ehe eingehen, gemäß Art. 27 E.®. Tediglich nad deutichem Recht zu beurtheilen 
jein. Mit der Unteritellung der Kollijionsnorm unter das Nüdverweifungsprinzip 
des Art. 27 ijt der Artikel dem Vorbehalt, welhen Art. 1 der Haager Konferenzen 
1894 pofitiv normirt (sauf à tenir compte soit de la loi du domicile soit de la loi 
du lieu de la eelöbration, si la loi national le permet), gerecht geworben. 


4. Eine Ausnahme ftatuirt Abi. 2 hinſichtlich der Ehefrau eines nad) Art. 9 
Ubi. 3 für todt erflärten Ausländers. Da für die Todeserflärung eines ſolchen 
Ausländers die deutihen Gejege maßgebend find und damit für die Wirfungen diefer 
Zodeserflärung in Anjehung der Auflöfung der alten Ehe mit dem Verjchollenen, ef, 
Bem. Pr. 6 zu Art. 9, jo muß folgerichtig auch der Rechtsbeſtand der neu eingegangenen 
Ehe für den Fall der Rüdfehr des verichollenen erjten Ehegatten oder der Wieder: 
aufbebung der Todeserflärung in Folge Anfechtung, cf. $ 1348 B. G. B, nad deutfchen 
Geſetzen beurtheilt werben. 

Ganz Eonjequent mit der in Art. 9 Abi. 3 ftatuirten Ausnahme ift denn aud 
durch den gleihfalls vom Bundesrath eingeftellten Abſ. 2 diejes Artifeld die aus: 
ſchließliche Mahgeblichfeit des deutichen Rechts ftatuirt. Abf. 2 eit. bedeutet eine Aus— 
nabme im Uebrigen nur für den Fall, daß die Ehefrau des Verichollenen Nusländerin 
ift bezw. geworden tft. Darüber, dab Abi. 2 eit. nur die eben erwähnten or: 
ausjeßungen der Eheeingebung binfichtlih des Verſchollenenrechts, nicht auch die 
jonftigen materiellen Borausfehungen im Auge bat, vergleihe Niemeyer 
Vorträge ©. 39, Barazetti S. 61, Biberfeld, Böhms Zeitihr. VIII S. 219 Ff., 
Mariolle eodem ©, 456 ff. IX ©. 104 ff. 300 ff, Meyeromwit eodem X ©. 1 ff. — 

5. Form der Ehe. Abi. 3 enthält eine Ausnahme von dem Grundfaß 
des Art. 11 injofern, als die lex loei actus für die im Inland geſchloſſenen 
Ehen von In- und Ausländern zur ausfhlichlihen Norm erhoben ift, 
cf, Bem. Nr. Tba zu Art. 11. Dies entipricht dem $ 41 des mit der Mopififation 
des Art. d6 EG. in Kraft bleibenden R.G. vom 6, Februar 1875, 

Zuftändig zur Eheichliefung ift der Standesbeamte, in deſſen Bezirk einer der 
Berlobten jeinen Wohnfit oder jeinen gewöhnlichen Aufenthalt bat. 

Hat feiner der Verlobten feinen Wohnfiß oder jeinen gewöhnlichen Aufenthalt 
im Inland und iſt auch nur einer von ihnen ein Deuticher, jo wird der zuitändige 
Standeöbeamte von der oberiten Auffichtsbehörde des Bundesjtaats, dem der Deutiche 
angebört, und wenn biejer feinem Bundesitaat angehört, von dem Neichsfanzler 
beitimmt ($ 1320 B.G.B. Ab. 2 und 3). 

Eheſchließungen vor diplomatiihen und fonfularifhen Vertretern 
des Deutihen Reichs find nah dem mit der Maßgabe des Art. 40 E. G. aufrecht 
erhaltenen Bundesgefes vom 4. Mat 1870 G.G. Bl. S. 599) in den dort vor: 
geichriebenen Formen auch ferner gültig, Barazetti ©. 60, Niemeyer ©. 40. Ueber 
die Anwendung des Gef. v. 4. Mai 1870 in den Schußgebieten verhalten ſich die Geſetze 
vom 17. April 1886 u. 15. März 1858, Wal. ferner über die Eheſchließung in Kon: 
julargerichtsbezirfen den $ 36 des Geſetzes, betreffend die Konjulargerichtsbarfeit vom 
7. April 1900, — 

Für von Deutihen oder Ausländern im Ausland gneihloffene Ehen ift im 
Uebrigen Art. 11 maßgebend, d. b. es müſſen die Borausiegungen des Heimathsrechts 
beider Nupturienten gemäß Abi. 1 dieies Artikel oder diejenigen deö Ortes der Ehe— 
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eingebung vorliegen. Grundſätzlich anerfannt müſſen auch bei uns die von Ausländern 
im Ausland von ihren diplomatiichen Vertretern und Konjuln in Gemäßbeit der dieien 
gegebenen Anitruftionen geichloffenen Ehen gelten, nicht dagegen, wenn ber Eheabſchluß 
mit diejer Maßgabe in Deutichland erfolgt. Hier fann nur durd Staatöverträge ab— 
gebolfen werden, ef. Fiiher u. Henle, Komm. 3. B.G.B. Anm. 2. 

Eheſchließungen vor auswärtigen Konſuln find (wenn die Verlobten beide dem— 
felben Staate angebören) zugelaflen durch folgende Staatäverträge: Brafilien v. 10. 
Januar 1882 (XGbl. ©. 69) Art. 14. — Hamai v. 25. März u. 19. September 1879 
(RGbl. 1850 ©. 121) Art. 2. — Italien v. 4. Mai 1891 (RGEbl. 1591 ©. 113). — 
Japan 4. April 1896 (RXGbl. S. 732) Art. 11.— Paraguay v. 21, Juli 1857 (RGbl. 
1858 ©, 178) Art. 3. — Salvador v. 13. Juni 1870 u. 12, Januar 1888 (XGbl. 
1872 ©. 377, 1889 ©. 191) Art. 8. — Serbien v. 6. Nanuar 1883 (RGEbl. 1566) 
Art. 10. — Südafrikaniſche Republik v. 22. Januar 1885 (RGbL 1856 S. 20) Art. 16. 
— Bol. Neumanns 9. Ausgabe S. 1357 Bem. 2a, — 

Um Gheichliefungen bei uns durd Ausländer in fraudem legis ihres Heimaths— 
ftaateö zu verhindern, ericheinen auch bier entiprechende Anftruftionen für die Standes: 
beamten im Berwaltungswege, 3. B. das Erforderniß einer Garantie für die künftige 
Nachholung der Formworichriften des Auslandes, zuläſſig und angebradt. Gegen die 
Umgebung der materiellen Grforderniffe des Auslandsrehts iſt die Beitimmung des 
8 1315 Abſ. 2 BGB. gerichtet, ef. zu Nr. 9. 


6. Nah dem Statut des vorliegenden Artikels richtet fih auch die Auflöſung 
der Ehe in Folge Nichtigkeit und Anfechtbarkeit, SS 1323 bis 1352 B.G.B. Denn 
dasjelbe Geſetz, weldes über die Vorausſetzung und Form der Eheſchließung ent- 
fcheidet, muß prinzipgemäh auch über die Folgen der Nichtachtung diejer feiner Bor: 
fchriiten entiheiden, cf. Keidel in Böhms Zeitihr. VII S. 225, 4. Mariolle 

g: 


— 


eod. VIII S. 133. 


Hinſichtlich der Vorausſetzungen iſt alſo das Nationalgeſetz jedes der Nupturienten 
entſcheidend, binfichtlich der Form aber das Statut des Abi. 3. A. M. binfichtlih der 


Form A. Mariolle aa. ©. ©. 134, 135 

7. Zuftändiges Gericht für die Nichtigkeits- und Anfechtbarfeitsflage iſt aus— 
ichließlih das Yandgericht, in welchem der Ehemann feinen allgemeinen Gerichtsſtand 
bat, S 606 Abi. 1 EP.O. 

Dieje formale Zuftändigfeit ftimmt mit der durch den vorliegenden Artikel 
geſchaffenen Zuſtändigkeit des materiellen Rechts infomweit nicht überein, ald hiernach 
ein Gerichtsſtand nicht neichaffen ift einerjeits für die Anfechtungsflage beider Ehe— 
gatten, wenn ein allgemeiner Serichtsitand des deutichen Ehemannes, andererjeits für 
die Anfechtungsflage der beutichen Ehefrau, wenn ein allgemeiner Gerichtsitand des 
ausländischen Shemannnes im Anlande nicht begründet ift. Um auch für dieje Fälle 
einen Serichtsftand zu ſchaffen, bejtimmt Abi. 2 des $ 606, daß im eriteren Falle der 
letzte Wohnfig des Ehemannes, im leßteren Kalle der legte Wohnſitz der Ehefrau im 
Inlande, event. in beiden Fällen nad näherer Maßgabe des $ 15 Abi. 1 Cab 2, 3 
die Hauptitadt des Heimatbsitaates auftändig fein ſoll. 

Im Hinblid darauf, daß gemäß der umfaſſenden Zuftändigfeitsbeftimmung des 
$ 606 EB.O. aud eine ausländiiche Frau, fofern — nur früher reichsangehörig 
war, vor unſeren Gerichten die Ungültigkeit ihrer Ehe durchzuſetzen vermag, kann mit 
Rückſicht auf Art. 13 Abi. 1 des vorliegenden Artikels das eigenthümliche Ergebniß 
eintreten, daß unſere Gerichte bei Beurtheilung der Eingehung einer neuen Ehe die 
frühere Ungültigkeitserklärung — ſoweit ſie vom Ausland nicht anerkannt iſt — auch 
ihrerjeits nicht anerkennen dürſen. Val. Mariolle, Böhm's Zeitſchrift IX ©. 104 ff. 
— Niemeyer, Int. Priv. S. 139 glaubt dieſe Konſequenz nicht ziehen zu müſſen. 
Nah ſeiner Anſicht liegt in der Nichtausichaltung dieſes Falles lediglich ein offenbares, 
bei der Anwendung des Geſetzes im Geiſte deſſelben ohne Weiteres zu beſeitigendes 
Redaktionsverſehen vor. Dem dürfte nicht beigetreten werden können. — 


8. Die Anerkennung ausländiſcher Urtheile auf Nichtigkeit und Anfechtbarkeit 
iſt im Inland gemäß $ 325 6. P.O. ausgeſchloſſen, wenn die Gerichte gemäß $ 606 
C.P.O. nicht zuftändig waren, wenn das angewendete materielle Recht gemäß dem 
vorliegenden Artifel Abſ. I, 2, 3 bezw. in Gemäßbeit diejes Artifels in Verbindung 
mit Art. 27 6,6. nicht zuſtändig war, wenn die Anerkennung gegen die guten Sitten 
oder den Zweck ber deutichen Geſetze veritoken würde. (Nicht erfordert ift dagegen, 
daß die Gegenjeitigfeit verbürgt iſt, $ 328 Schlußſatz.) 
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9. In 8 1315 Abſ. 2 B. G. B. find die Landesgeſetze aufrecht erhalten, welche 
für Ausländer zur Eingehung von Ehen eine Grlaubnig oder ein Zeugniß bes 
Heimatbsitaated erfordern. 

Das Preußiſche Ausführungsgeieh enthält in Art. 43 zu dieſem Paragraphen, 
jowie zu dem vorliegenden Artifel folgende Ausführungsbeitimmung: 

„Ss 1. Wollen Ausländer oder Ausländerinnen in Preußen eine Ehe eingehen, 
fo baben jie ein Zeugniß der zujtändigen Behörde des Staates, dem fie angehören, 
darüber beizubringen, daß der Behörde ein nach den Geſetzen dieſes Staates beitehendes 
Ehehinderniß nicht befannt geworden iſt. 

Ausländer haben außerdem ein Zeugnik der zuftändigen Behörde des Staates, 
dem fie angehören, darüber beizubringen, daß fie nach den Geſetzen dieſes Staates 
ihre Staatöangebörigfeit nicht durch die Eheichliehung verlieren, fondern auf ihre 
Ehefrau und ihre ehelihen oder durch die nadfolgende Ehe legitimirten Kinder 
übertragen.” 

Val. hierzu Min.Erl. v. 16. Oftober 1899 (M.Bl. f. inn. Verw. ©. 188). 
Aehnliche Vorſchriften finden jih in den Ausführungsgeießen von Bayern Art. 34 
(Heimathögef. v. 16. April 1868) — Württemberg Art. 257 — Baden Art. 32 

- Hefien Art. 104 — Medlenburg: Schw. $ 207, Str. $ 05 — S.-Weimar 
ss 175—181 — ©.:Meiningen Art. 22 88 2ff. — S.:Coburg:-Gotha Art. 40, 
41 — Anbalt $56 — Schw.:Sonderöhaujen Art. 47 — Reuß j. L. 8 93 — 
Damburg $ 67. 

Durh den Weg gegenfeitiger Uebereinkunft feitens des Neihs iſt jedoch auf 
Beibringung von Trauerlaubnißſcheinen verzichtet im Berhältnif zu $talten (3. Degember 
1874 Gentr.Bl. 1875 ©. 155) — Belgien (8. Oktober 1875 Gentr.Bl. S. 719) — 
Schweiz (4. Juni 1886 Gentr.Bl. ©. 232), vgl. Neumann a. a. O. ©. 1357, — 


Wirkungen der Ehe in Aufehung der perfönlicdien Beziehung der Ehegatten. 
Artikel 14. 

Die perjönlichen Nechtsbeziehungen deuticher Ehegatten zu einander 
werden nach den deutſchen Gejeten beurtheilt, auch wenn die Ehegatten ihren 
Wohnfig im Auslande haben. 

Die deutichen Gejege finden aud Anwendung, wenn der Mann die 
Neichsangehörigfeit verloren, die rau fie aber behalten hat. 

E. II $ 2246. Reichst. Vorl. $ 13. Prot. S. 8248 (VI ©. 51, 62). 

I. Allgemeines. Der Artikel enthält eine Kollifionsnorm für die Wirkungen 
des Eheabſchluſſes in Anſehung der perſönlichen Beziehungen der Eheleute zu ein— 
ander und erflärt als maßgebendes Recht dasjenige der jeweiligen gemeinſchäaftlichen 
Stantsangehörigfeit. Ueber die Wirkungen des Eheabſchluſſes in Anfehung der 
güterrechtlihen Beziehungen der Ghegatten zu einander cf. Art. 15. Ueber bie 
Wirfungen der perlönlihen und güterrechtlichen Beziehungen im Verhältniß zu Dritten 
ef. Art. 16. 

a) Mafgebend ift die jeweilige Staatdangebörigfeit, d. b. die Staatdangebörigfeit, 
welche die Eheleute in den Augenblide haben, in welchem bie Beurtbeilung der bier 
in Rede ftehbenden Nechtöverhältniffe in Frage kommt. Nicht maßgebend ift, wie in 
Art. 13 und 15, das Perfonalftatut zur Zeit des Eheabſchluſſes. Denn die perjönlichen 
Beziehungen find fich ſtets ermeuernde, welche nicht wie die güterrechtlichen fich als 
Fortwirfungen eines unmwandelbar begründeten Rechtsverhältniſſes daritellen. 

b) Maßgebend iſt ferner ein einheitlihes Perſonalſtatut für beide Eheleute, 
nicht wie in Art. 13 ein für jeden Ehegatten gelondertes, da die einmal begründete 
Ehe prinzipiell die Beurtbeilung nah einem einheitlihen Statut verlangt. 

c) Maßgebend iſt endlich als einheitliches Perjonalitatut, nicht wie in Art. 15 
und 17 das ‘Berionalitatut des Chemannes allein, jondern das gemeinihaftlice 
Perfonalftatut beider Eheleute. Dies ift eine Abweichung von dem bisher und in 
faſt fämmtlihen Auslandsitaaten geltenden internationalen Privatrebt. Die Be: 
urtbeilung nah dem Perſonalſtatut des Ehemannes allein fann nur gerechtfertigt 
werden aus der führenden Stellung des Mannes ald Haupt der Familte und der 
daraus auch für das öffentlihe Necht regelmäßig gezogenen Stonfequenz, daß die 
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Ehefrau regelmäßig der Staatsangebörigfeit des Mannes folgt. Allein dieſe Konſequenz 
wird für das öffentliche Necht nicht rein gezogen, ef. zu 2, und auch auf dem Gebiete 
des materiellen Givilrechts iſt jet durch das B.G. B. mit der Aufbebung der ehe— 
männlihen Gewalt gerade in Aniebung der perlönliben Beziehungen der maßgebende 
Einfluß des Ehemannes erhbeblih abgeſchwächt. Damit ericheint die Abweichung 
gerechtiertigt. 

d) Maßgebend iſt die gemeinichaftlie Staatsangebörigfeit nur, wenn fie eine 
Deutiche it („Deutiche Ehegatten“). Die Frage, ob die Ehegatten gleichzeitig 
Deutihe find, fann nur aus dem öffentlichen, und zwar dem einheimiſchen 
öfjentlihen Recht beantwortet werden. Maßgebend it das Bundesgeiek vom 
I. Junt 1870, B.G.B. S. 355, mit den dur Art. 41 E.G. getroffenen Abänderungen. 
Hiernach iſt die Ehefrau regelmähig eine Deutiche, wenn nur der Gbemann ein 
Deutiher ift. Denn fie erwirbt die deutihe Staatsangebörigfeit, wenn fie einen 
Teutichen beiratbet, $5 1. e., oder wenn ihr Ehemann die deutiche Staatsangebörigfeit 
erwirbt, $ Ill. e., und fie verliert die deutiche Staatsangebörigfeit regelmäßig nur, 
wenn ihr Ehemann derielben verluftig gebt, SS 19, 21 Abi. 2, SS 20,221.e, Gabn, 
Komm. zu $ 20 ©. 143 Anm. 2 und zu $ 21 ©. 140 Anm. 6. 

Ausnahmen treten jedoch ein: 

a) wenn der Ehemann die deutihe Staatsangebörigfeit erwirbt 
oder verliert, obne die Frau nachzuziehen. Tas fann geicheben: 

a) wenn der Ehemann die * Staatsangehörigkeit erwirbt und er oder 
die Behörde die Ehefrau bei der Naturaliſation ausdrücklich ausnimmt, $ 11 1. ec, 
Art. 41 I E.G.; 

3) wenn der Ehemann oder die Behörde bei der Entlafjung die Ehefrau aus: 
drüdlih ausnimmt, $ 19 1, e,, Art. 41 Nr. III E.G.; 

y) wenn die Bebörde bei dem Ausſchluß des Ehemannes von ber Staats: 
angebörigfeit die Ehefrau ausdrüdlih ausnimmt, Gabn a. a. O.; 

d) wenn bei zehnjährigem ununterbrochenen Aufenthalte des Ehemannes im 
Ausland die Frau in Deutihland zurücbleibt oder ſich wenigitens nicht bei dem 
Ehemann befindet, $ 21 1. c. Art 41 Nr. IV E.G.; 

e) wenn bei der Rücknaturaliſation oder Rückaufnahme eines cebemaligen 
Deutihen, $ 21 1, ce. Abf. 4 und 5, die Ehefrau ausdrüdlich ausgenommen wird. — 

b) wenn die Ehefrau obne ihren Ehemann die Neihsangebörigfeit 
erwirbt oder verliert. Das fann geicheben: 

a) wenn bie Ehefrau mit Genehmigung ihres Mannes — und wenn fie nad 
dem betreffenden Auslandsrecht hinsichtlich ihrer Statutärechte jelbitändig diäpofitions- 
fähig ift, auch obne Genehmigung ded Mannes — die deutiche Staatsangehörigkeit 
durch Naturaliiation erwirbt und der Mann Ausländer bleibt, Gabn ©. 79; 

3) wem die Ehefrau mit Senehmigung ihres Mannes obne Dielen aus der 
deutſchen Stantsangebörigfeit entlaiien wird, Cahn S. 141. 

2. Musnahmebejtimmung des Ubi. 2. Das Prinzip des Abi. 1 führt zu Un: 
billigfeiten gegen die Ehefrau, wenn der Mann, von der ibm öffentlich-rechtlich zu— 
ftehenden Befugniß Gebrauch machend, gegen den Willen der rau eine von ibr 
aelonderte fremde Staatsangebörigfeit erwirbt oder wenigitens allein die beutiche 
Staatsangebörigfeit aufgiebt. Es läht daber der Abi. 2 bier ausnabmsweile das 
Perfonalitatut der Frau allein enticheiden. Ueber die bier in Betracht fommenden 
Fälle fiehe oben 1 3—Jd, Die Ausnahme entipriht dem Art. 3 der Beſchlüſſe der 
Haager Konferenz, 1894, bei Neumann S. il. 

3. Internationalrechtliche Tragweite. Die Ktollifionsnorn diefes Artikels ift 
eine einjeitige, welche lediglihb den Anmwendungsbereich des deutſchen Rechts 
regelt, ef. oben Vorbem. 111, 2 &. 12, Es erbeben ſich folgende Fragen: Wie ijt 
au enticheiden: 

a) wenn beide Eheleute die deutiche Staatsangehörigkeit verloren baben, obne 
eine neue zu erwerben? Hier giebt Art. 29 die Gnticheidungsnorm Das deutſche 
Recht bleibt maßgebend; 

b) wenn beide Ehelente eine fremde Staatsangehörigkeit beiten? Hier iſt nach 
den oben Xorbem. IV ©. 15 entwidelten Grundſätzen zu enticheiden; 

e) wenn nur ein Ehegatte die deutiche Staatsangebörigfeit befigt und die Aus— 
nabhmebeitimmung des bi. I unferes Artifels nicht vorliegt, alſo wenn nur der Ehe— 
mann oder nur die Ehefrau die Neichsangehörtafeit erwirbt, oder wenn nur Die 
Fheirau durch Erwerb einer fremden Staatsangehörigfeit die Neichsangebörigfeit 
verliert (oben 1 a« und be und 3); ferner wenn beide Eheleute die deutiche Staats= 
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angebörigfeit verloren haben und nur einer von ihnen eine fremde Staatdangebörig: 
feit erwirbt. In allen diefen Fällen wird u. &. die Geltendmachung der Rechte und 
Pflibten der Eheleute gegeneinander bei uns nur zuläffig fein, wenn ſowohl das 
Berionaljtatut des einen mie dasjenige des anderen Ehegatten diefe Geltendmachung 
zulafien. Nah Niemever, Vortrag ©. 1ff. und Barazetti ©. 71 foll ſolchenfalls 
das Perionalitatut des Ehemanns enticheiden. Aber dann hätte ja Art. 14 allgemein 
das ebemännliche Perjonalitatut entfcheidend fein laffen fönnen. Zitelmann ©. 231 ff. 
will anfcheinend foldenfalld das deutiche Necht überhaupt ausſchließen, während Andere, 
ef. Edelmann in Böhms Zeitihr. S. 300, das völlig freie Ermeſſen des Nichters 
walten lajien wollen. Yu beachten tft bier übrigens, daß in den Fällen, wo nur ein 
Ehegatte Deuticher it, die Eheleute eine gemeinichaftliche fremde Staatsangehörigfeit 
beiigen fönnen. Gegen unjere Anſicht neueſtens Niemeyer nt, Priv. S. 143. Mit 
uns übereinftimmend aber Pland ©. 48, 


4. Materiellvehtlihe Tragweite. Der Artikel beitimmt das maßgebende Recht 
für diejenigen Wirkungen des Eheabichlufies, welche in den 88 1353 bis 1362 B. G. B. 
unter der Ueberſchrift „Wirkungen der Ehe im Allgemeinen” zulammengefaßt find. 
Es gehören alfo hierher „die gegenseitige Verpilihtung zur Xebensgemein: 
ſchaft, 88 1353, 1561, Die maßgeblidhe Stellung des Ehemannes al5 Haupt 
der Familie, das Einſpruchsſsrecht des Mannes gegen Verpflidtungen 
der Frau für ihre Perſon, $ 1358, die Präftirung gegenjeitiger Sorg— 
ialt, $ 1359, die gegenjeitige Unterbaltspflit, S 1360, das Nedt und 
die Pflicht zu Leiftungen bei Führung des Haushalts, S14 6, die Schlüſſel— 
gewalt, $ 1357, und die Präsumtio Muciana, $ 1362, Niemeyer ©. 21 und 
ihm folgend Barazetti S S. 70 wollen lediglich die SS 1353 bis 1356 hierher beziehen, 
die Vorſchriften der SS 1357 bis 1362 aber arundfäglib dem Statut des Art. 15 
unterordnen. Allein das erfcheint nicht zutreffend, da jedenfalld nad den Grund: 
ſätzen des B.G.B. auch die lekteren Veftimmungen im Wefentlihen in der perjönlichen 
Fhegemeinichaft ihren Grund haben. Es wäre auch wenig ſachgemäß für die gegen: 
jeitige Unterbaltungspflicht des $ 1360, abmweichend von den allgemeinen Grundjäßen 
über Verwandtenalimentation (Arg. Art. 19), dad Perjonaljtatut zur Zeit bes Che: 
abichluffes, ef. Art. 15, enticheiden zu lafien. Ebenſowenig fann jened Statut zwed: 
mäßig ericheinen bei den Verpflihtungen ber Ehefrau für ihre Perjon ($ 1358), was 
Barazetti übrigens auch anerkennt. Aus Art. 16 Abi. 2 ift gegen die — 
der $S 1357, 1362 unter das Statut dieſes Artikels mit Niemeyer a. a. O. 
Argument zu entnehmen. Die Regelung diefer Bejtimmungen, foweit fie das Net: 
verbältniß zu Dritten orbnen, in Art. 16 Abi. 2, findet darin feine Erklärung, daß 
dort lediglih der Anwendungsbereich des ausländifchen Rechts eingeichränft wird, 
dies ausländiihe Recht aber allerdings jene Fragen bäufig im Zuſammenhang mit 
dem beim. als Ausflüſſe des ehelichen Güterrechts behandelt. Auch in dem ent: 
ſprechenden Artifel der Lebergangäbeitimmungen (Art. 199) find jene von Niemeyer 
ausgeſchiedenen Vorſchriften den „perſönlichen Beziehungen“ der Eheleute unterzu— 
ordnen, wie die Mot. S. 280 erkennen laſſen. Auch das Verbot der Schenkungen 
umter Ehegatten, fomeit es nach dem maßgebenden Auslandsrecht gilt, gebört bierber 
vgl. Brot. 1S. 11534. — PBland S. 49 Abi. 3 ſchließt ih Niemeyer a. a. O 
in ſoweit an, als er den $ 1362 (Präsumtio Muciana) ald eine „vermögensredt: 
liche Vorihrijt“ bier ebenfalls ausscheiden will. Neueitens bat aber Niemeyer 
Ant. Priv. S. 144 jeine frühere Anficht jelbft aufgegeben. An der That fommt es 
auf den „vermögensrechtlihen Charakter“ der Vorschrift für die Enticheidung dieſer 
Frage überhaupt nicht an, ſondern darauf, ob die Borichrift ein Ausfluß des perfönlichen 
NRechtöverbältnifies (der hausherrlichen Gewalt des Ehemannes) oder des Güterrechts 
iſt. Beide Auffaflungen find an fih möglich. Daß fie aber von dem Geſetzgeber im 
eriteren Sinne aufgefaßt ift, kann doch nach der Stellung des $ 1362 im Syſtem nicht 
zweifelhaft jein. Es kann aud bieran der Umftand allein nichts ändern, daß die 
urivrünglih auch im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander geltende Präſumtion des 
Abi. 1 vom Reichstag lediglihb im Verhältniß zu den Gläubigern beibehalten ift. 
Bal. auch Habicht ©. 510 Bem. 2, — 

Die perſönlichen Beziehungen der Eheleute find, ſoweit fie nicht rein fittlicher 
Natur find, im Wege der Klage auf Heritellung des ebelihen Lebens geltend 
zu machen. Sie können aber auch im Scheidungsprozeſſe zur hehe, gebracht 
werden, bezw. in einem nah erfolgter Scheidung anhängigen Verfahren, Art. 17. 

Zujtändig für Die Klage auf Heritellung des ehelichen Yebens ift gemäß $ 606 
EC. P.O. ausichlieglih das Yandgericht, wo der Ehemann feinen allgemeinen 
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Gerihtsitand (SS 13ff. EP.O.) bat. Hat er im Inland feinen allgemeinen Ge: 
richtöftand, ift zuftändig das Gericht des letzten Wohnſitzes im Inlande, jofern der 
Ehemann Deutſcher ift oder (Abi. 2 unferes Artifeld) die Reichsangebörigfeit allein 
verloren bat oder nach beiderieitigem Verluſt der Reichsangehörigkeit feine neue 
Staatsangehörigfeit erworben hat (Art. 29); bat er im Jnlande auch feinen letzten 
Wohnſitz, jo fann für einen folhen Ehemann das zuftändige Gericht gemäß S 15 
Abi. 1 Sat 2, 3 beftimmt werden; $ 606 Abi. 2 EBD. 


Wirkungen der Ehe in Anfehung des chelihen Güterrechts. 
Artifel 15. 

Das eheliche Güterreht wird nach den deutichen Gejegen beurtbeilt, 
wenn der Ehemann zur Zeit der Ehejchliegung ein Deutjcher war. 

Erwirbt der Ehemann nach der Eingehung der Ehe die Weichs- 
angehörigfeit oder haben ausländische Ehegatten ihren Wohnjig im Inlande, 
jo find für das eheliche Güterrecht die Gejege des Staated maßgebend, 
dem der Mann zur Zeit der Eingehung der Ehe angehörte; die Ehegatten 
fönnen jedoch einen Ehevertrag jchließen, auch wenn er nach diejen Gejeten 
unzuläjlig jein wiirde. 

E. II 2250. Reichst. Vorl. 14. Brot, S. 8258—8263, 8287, 8288, 8293— 8295 
(VI ©. 57—60, 73—80), 

1. Allgemeines. Der Artikel enthält eine Kollifionsnorm für die Wirkungen 
der Ehe in Anjchung Des ehelichen Güterrechts und zwar in Anſehung aller in diejes 
Geſammtrechtsverhältniß einichlagenden einzelnen Rechtsverhältnifje, in Anjehung aller 
diefem Nechtsverhältniß eigenen Beziehungen, ſei es im Verhältniß der Ehe— 
gatten zu einander, jei es zu Dritten. Er bejtimmt (in jeiner international: 
rechtlichen Tragweite freilich unbejtimmt, ef. zu 2) abweichend von Art. 14 aber über: 
einftimmend mit Art. 13 als maßgebende Beziehung des anzumendenden Rechts die 
Staatsangehörigfeit zur Zeit der Eheſchließung, läßt aber abweichend von Art. 13 
die Staatsangebörigfeit des Ehemanns allein enticheiden und abweichend von 
Art. 14 ohne Rückſicht darauf, ob die Ehefrau die Staatsangebörigfeit des Ehemanns 
theilt. Ueber den Vergleich der Kollifionsnormen für das Chereht mit den Be- 
ihlüflen des Institut de droit international, Yaufanne, 5. September 1888 einerfeits 
und den Beichlüjien des Haager Kongreſſes andererjeits ef. Keidel in Böhms 
Zeitihr. VII S. 228, 

2. Internationalrehtlidhe Tragweite. Die Kollifionsnorm regelt in Abj. 1 
lediglich einfeitig den Anwendungsbereich des deutihen Rechts; in Abſ. 2 zweijeitig, 
auh den Anmwendungsbereih des ausländiihen Rechts, aber nur unbollitändig, 
nämlih für den Fall des Vorliegens beitimmter Inlandsbeziehungen. 
Diefe find: 

a) der Erwerb der ipäteren NReihsangehörigfeit ſeitens des Ehe— 
mannö; 

b) der Wohnſitz beider Ehegatten im Inlande. 

Eine allgemeine Regelung des Anwendungsbereihs des ausländiihen Rechts 
ift vermieden, offenbar weil gerade bei diefem Nechtsverbältnig eine folde Regelung 
eine unzulällige Regelung des materiellen Auslandrechts ſelbſt involviren würde, 
injofern die Kolliſionsnorm auf den zum Theil aus dem materiellen Recht und den 
Beftimmungen über die zeitliche Wirkſamkeit des Gejehes zu entnehmenden Grund- 
jüßen, des mahgebenden Einfluſſes des Ehemanns als Haupt der Familie, der Uns 
wandelbarfeit des einmal begründeten Güterftandes und der Ginbeit des güterrecht— 
lihen Bermögens berubt. Die Ausfüllung der Lücken bat nah den oben Vorbem. 
zu IV ©. 15 dargelegten Grumdjägen zu erfolgen. Nicht ohne Weiteres ift daher die 
unvolljtändige stolliiionsnorm im Wege der Analogie zu einer vollftändigen aus: 
zumweiten, anderer Meinung Niemeyer ©. 22, Zitelmann 1S. 225, 555 u. a. 
(Barazetti ©. 74 ftatwirt irrtbümlich für die erſte Alternative des Abi. 2 die Ma: 
neblichfeit des deutichen Rechts ©. 73 Nr. 2). 
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Andererſeits darf die Zuftändigfeitänorm, ſoweit jie thatfächlich reicht, nicht 
eingeihränft werden: Alſo das gemäß Abi. 4 zuftändige deutihe Recht ergreift 
auch Ausländer, fofern dieielben nur bei | Eingebung ber Ehe Deutiche geweien find. 
AM. Schnell in Böhm Zeitichr. VII S. 116, der hier das ausländiihe Recht ent: 
icheiden läßt, und Silberihmidt VIII ©. 102; legterer aber nur für den Yall, 
wenn der Auslandsſtaat pofitiv die Geltung feines eigenen Güterreht3 (wegen bes 
zwingenden Charakters diefer Norm) vorichreibt. 

Ebenſo muß das gemäß Abi. 2 zuftändige Auslandäreht unbedingt angewendet 
werden. Die Zuftändigfeit des Auslandsrehts für dieſen Fall n * blos zugelaſſen. 
Anderer Meinung anſcheinend v. Bar in Böhms Zeitſchr. VIII ©. 184. Cine Aus: 
nabme jtatuirt nur Art. 27, ef. unten zu da. Hasler, Eheliches Güterrecht 1897 
S. 75 will bei „Kollifion zwiichen Staatdangebörigfeits: und Unmwanbdelbarfeitöprinzip“, 
;. B. wenn das ausländiiche Recht dad erfte Ehedomizil enticheidend fein läßt, zu 
Gunften der Unmwandelbarfeit das Recht des eriten Domizild anwenden. Allein die 
Unwandelbarkeit verſteht jich nach der Pofitive unferes Artifeld nur für den Fall der 
lex patriae — 

3. Durd die Statuirung der Maäßgeblichkeit der chemännlihen Staatsan— 
gchörigfeit werden vier Kardinalftreitfragen der Anternationalredtö= 
wiſſenſchaft für den in Art. 15 u. 16 geregelten Zuſtändigkeitsbereich erledigt: 

a) ob das Domizil, die lex rei sitae oder die Staatsangehörigfeit ent= 
icheidend fein foll (Brot. II &. 8259, v. Bar ©. 507, R.®. 23 ©. 332), im Sinne ber 
Staatsangehörigfeit. Diele Frage wird zum Theil in der Wiffenihaft und Geſetz— 
gebung gerade bei dieſem Rechtsverhältniß troß grundiäßlicher Annahme des Staats— 
angehörigfeitsprinzips im Sinne des MWohnfikprinzips entichieden; ef, Schweiz. 
Bund.G. vom 25. Juni 1891 Art. 19—21, Sächſ. B.G.B. $ 14. Im Uebrigen haben 
das Mohnfisprinzip der Kongoftaat, Vertrag von Montevideo (früher Preuß. AL.R. LI 
188 347, 350—355), Liv-, Eſt- und Kurländiiches Privatredt, Neumann ©. 234 
bis 237. Das Wohnſihprinzip ſtatuiren auch die Beſchlüſſe des Institut de droit 
international vom 5. September 1888, Keidel in Böhms Zeitichr. VII ©. 228, Die 
lex rei sitae jtatuiren im MWefentlihen die franzöfiiche und die englifchnordamerifanifche 
Praris. Hasler ©. 4dff. — Ausnahme c.da,c,d; 

b) ob das eheliche Güterreht in Folge des Wewſels der Staatsange— 
hörigkeit wandelbar iſt oder nicht (ef. u.a. R.G. VI S. 223, 394 ALNR. II, 
1 ©. 352, im Uebrigen Litteratur und Praris bei Niemeyer, Borichläge ©. 202 
Anm. 1); im Sinne der Unwandelbarfeit. Die MWanbdelbarfeitötheorie tit geltend in der 
Praris der nordamerifantihen Staaten, Vertragdentwurf von Lima (1878) und nad 
Liv-, Eft: und Kurländiihem Privatredt, Neumann a. a. O. ge wre 
welche Unmandelbarfeit nur beichränft, 3. B. bis zum maßgeblihen Wechiel der 
Staatöangebörigfeit bezw. nur im Verhältniß der Gatten zu einander jtatuiren, gelten 
in Argentinien und der Schweiz. Belege bet Hasler S. 66. — Ausnahme ef.5 b; 

e) ob dad Güterrechtävermögen internationalrehtlih ald Einheit aufzufaffen, 
oder ob für einzelne zum Giüterrechtövermögen gehörige Gegenitände, inäbejondere 
Inmobilien das Spezialforum der, lex rei sitae zu ftatuiren iſt; ef. v. Bar 
S. 512 Niemeyer S. 06, Böhm Beitihr. VIII S. 101 im Sinne der Einheit 
des Vermögens. — Ausnahme ef. Be; 

d) ob das bertragsmäßige und das geſetzliche ehelihe Güterrecht nad 
dem gleihen oder voneinander abweichenden Statut unterworfen find; ef. Hasler 
S. 89 ff. im eriteren Sinne. Cine abweichende Behandlung findet statt in England 
und NRorbamerifa, Hasler a.a. O. S. 9. 

4. Materiellrehtlihe Tragweite. Die Kollifionsnorm erftredt ſich auf bie 
ſämmtlichen materiellrechtlihen Vorausfeßungen und Wirkungen des ehelihen Güter: 
rechts, alſo insbejondere: 

a) auf ben Inhalt der Eheverträge. Für die Form derjelben ift zwar pringis 
paliter auch die vorliegende Kolliſionsnorm maßgebend, wahlweiſe daneben aber gemäß 
Art. 11 Abi. 1 Satz 2 der Ort des Vertragsſchluſſes. Nach Barazetti ©. 77 und 
Silberihmidt in Böhms Zeitſchr. VIII S. 104, III S. 139 foll jedoh Art. 30 E. G. 
mobdifizirend eingreifen, indem die Formvorſchrift des $ 1434 B. G. B. (gerichtlicher oder 
notarieller Abſchluß) eine zwingende ift. Dem ift nicht beizutreten. Die Anwendun 
des Art. 30 auf Art. 11 ift durch Abi. 2, ſowie durch Art. 13 Abi. 3 "erichöpfenb 
geregelt. Eine Ausnahme zu Gunften der Ausichließlichkeit der inländiihen Form: 
vorihriiten analog dem rt. 13 Abi. 3 zu Schaffen, tft in der Kommiifion II 
Brot. RIFF. ausdrüdlich abgelehnt; 
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b) auf die Dispofitionsbeihränfungen der Ehegatten in Folge Güterrects, 
z. B. $ 13985 B. G. B, nicht aber auf die Dispofitionsbeihränfungen in Folge der 
perjönlichen Beziehungen der Ehegatten zu einander, SS 1355 —1362; cf. Anm. 3 zu 
Art. 14. (Dorthin gehören würde auch, da wo es beiteht, das Verbot der Schenfungen 
unter Ehegatten und der Widerruf der Schenfung wegen nachgeborener Kinder. 
Böhms Zeitihr. VIII S. 140.) Dagegen nicht auch auf die jonitigen allgemeinen 
Beihränfungen der Handlungsfähigfeit, für welche Art. 7 maßgebend iſt. 

Someit aber wiederum nah dem mahgeblihen Auslandsreht auch die Be: 
ichränfung der Geſchäftsfähigkeit als ſolcher fich lediglich als ein Ausfluß des Güteritandes 
darstellt, wird wiederum die Norm des vorliegenden Artikels maßgebend jein müſſen, 
arg. Art. 200 Abf. 3. — 

Im Uebrigen ift auch die Beichränfung der Teitirfäbigfeit, jomweit fie in Folge 
Güterrechts eintritt, 3. B. Verbot des Teftirens des einen Ehegatten ohne den anderen, 
dort wo es beiteht (ef. ferner SS 1509 ff. B.G.B.), nit nah Art. 7 oder Art. 4 
Abi. 3, jondern nach dem vorliegenden Art. 15 zu beurtbeilen; 


ce) auf die Wirkungen des ehelichen Güterrehts in Folge Auflöjung der Ehe 
im all der Nichtigkeit, Scheidung oder Tod eines Ehegatten. Nicht greifen bier 
die für die übrigen Wirfungen jener Auflöjungstbatiahen maßgebenden 
Kollifionsnormen der Art. 13, bezw. 17, bezw. 24 E. G. Platz. Sofern es fih jedod 
im Fall der Scheidung um jelbjtändige Scheidungdftrafen (3. B. Abfindung des 
Unſchuldigen) und um die Alimentation des Geſchiedenen handelt, fommt die Kolli- 
jionsnorm des Art. 17 in Frage; ef. Seuffert, Ardiv 43, Nr. 196, 45 Nr. 192, 
R.G. 38 S. 96. Nicht als Scheidungsitrafen find jedoch die Nachtheile bei der Aus 
einanderjeßung, wie fie fich für den Schuldigen im Allgemeinen erheben, zu behandeln, 
$ 1478; cf. Art. 17 Note 4, Art. 201 Note 3e. Desgleihen fommt, jomweit nicht 
rein güterrechtliche oder wenigſtens nicht aus dem Güterjtande fich entwidelnde erb— 
rechtliche Wirfungen in Frage fommen, die Wirfungen des Todes vielmehr lediglich 
rein erbredtliche find, die Kollifionsnorm des Art. 24 zur Anwendung. Welche 
Wirkungen als rein erbrechtliche hier auszuſcheiden haben, iſt nah den bisherigen 
Rechten und vielen Auslandsrechten oft ſchwer zu unterfcheiden; cf. hierüber die Ab: 
bandlungen von Silberfhmidt in Böhms Zeitſchr. III 133—154, insbefondere 
neuerdings Bd. VIII (1898) 98—117, vgl. ferner unten Bem. zu Art. 200. Hiernach 
gehören alle Fragen, welche die Auseinanderjegung der Ehegatten be: 
treffen, zum Güterrecht. Die Auseinanderiegung kann in der Weije erfolgen, dak 
alsbald die Abtheilung erfolgt, fie kann aber auch er eihoben werden; es fann an 
Stelle der Abfindung ein Erbrecht oder ein Wahlrecht wollen Abtheilung und Erbredt 
gewährt werden. Grit wenn in diefer Weile die Nuseinanderfeßung nach dem für dasjelbe 
nach Art. 15 maßgebenden Statut erfolgt ift, fan in Frage fommen, ob dem ab- 
neichichteten Ehegatten allein oder in Berbindung mit Abfömmlingen noch ein Erb: 
anſpruch an dem übrigbleibenden Vermögen des Verftorbenen in Gemäßbeit der 
Kolliſionsnorm des Art. 24 zuiteht, a. a. DO. S. 108. Dementiprehend iſt auch im 
B.G. B. die Scheidung zwiichen den güterrechtlihen Anſprüchen und den erbrectlichen 
Aniprücen des überlebenden — durch die Regelung der erſteren in SS 1482, 
1483, 1490, 1497 und 1546 des IV. Buches und der legteren in den SS 1931 ff. des 
V. Buches ftreng durdgeführt. Zweiſel können fich aber auch bei dieſer Scheidung 
ergeben, wenn das hiernach mahgeblibe ausländiiche Erbitatut noch Elemente der 
Auseinanderjegung enthält, a. a. ©. ©. 114; ferner, wenn der an fih gemäß $ 1931 
ala reines Erbrecht fich charafterifirende Anſpruch als unabänderlih durch güterrect- 
lihen Vertrag erworben wurde a. a. O. ©. 116. Aus der Praris des Reihögerichts 
ef. Seuffert, Ardhiv 43 Nr. 196, Jur. Wocenihr. 1895 S. 610, R.G. 36 ©. 205, 
36 S. 331. Bet der zeitlihen Kollifionsnorm des Art. 200 E. G. iſt die Jugebörigfeit 
der „erbrechtlichen Wirkungen“ des Güterſtandes zu den güterrehtlihen Wirfungen im 
Allgemeinen ausdrüdlich ausgeiprocen ; ef. hierüber Anm. zu Art.200 E. G. Hinfichtlich 
der aus Art. 15 im Vergleich mit Art. 200, Art. 1 und 218 fich ergebenden Kolli— 
jionen ef. Silberihmidt a. a. ©. ©. 116. 


Ueber die räumlidhe Herrihaft der landesrehtlihen Vorſchriften, 
die den Güteritand der vor dem 1. Januar 1900 abgeichloflenen Eben 
in das Güterredt des B.G. B. überleiten, jpeziell in Anfebung der bier zu ce 
behandelten Fragen, ef. von Schnell in Böhms Zeitihr. VIII S. 292--294, 

d) Welches Statut iſt maßgebend für die Wirfungen des ehelichen Güterrechts 
im Fall der Wiederverheiratbung? Tas Statut der eriten Ehe oder dasjenige 
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der zweiten Ehe? Auch bier if zwiſchen eigentlichen Fortwirfungen des erjten 
ehelichen G&üterrehts und den jelbitändigen Strafen der Wiederverbeirathbung zu 
untericheiden. Im erjteren Falle ift das erite, im legten Fall das zweite Statut maß: 
gebend. v. Bar ©. 530 und Barazetti S. 83 wollen im zweiten Wall unter: 
icheiden, ob jich die Strafen als Modifikationen des früheren VBermögenserwerbs dar: 
ftellen und dann Art. 24, 25 zur Anwendung bringen, oder ob es fih um Anſprüche 
der Kinder eriter Ehe an dem Vermögen des zweiten Ehegatten bezw. um die Aniprüce 
des zweiten Ehegatten an dem Vermögen des parens binubus handelt; vergleiche 
indeh gegen dieje Unterſcheidung Silberfhmidt in Böhms Zeitichr. III S. 152 und 
die dort angezogenen Erfenntnijfe: Entih. des Ober:Trib. 25 ©. 373; Seuffert 
Ardiv Bd. 8 Wr. 6 mit dem Vorbehalt jedoch der unter dem früheren Nechte wohl: 
erworbenen Redte, Bolze 12 Nr. 8a. a. DO. Die praftiihe Bedeutung der Frage 
ift jeßt weientlich eingeengt, da das B.G.B. weder Fortwirfungen der Gütergemeins 
ihaft im Fall der Wiederverbeiratbung (insbejondere Einfindichaft) Fennt, F 1493, 
noch jelbitändige Rechte der Wiederverheiratbung aufgenommen bat, die leßteren im 
Uebrigen auch unjeren Nachbarftaaten im Wejentlihen unbefannt find; ef. Mot. IV 
S. 559 ff. — 
5. Yusnahmen des Prinzips ftatuiren: 


a) von dem Prinzip der Maßgeblichkeit der ehemännlichen Stontsangehörig> 
feit zur Zeit der Eheichliefung (3a), Der Art. 27 (Rüdverweiiung) dahin, daß das 
deutihe Recht Anwendung findet, wenn das Nationalgeieh ded Ehemannes jeinerjeits 
das deutſche Recht für zuftändig erklärt, jei es als MWohnfigredt zur Zeit der Ehe: 
ihließung, ſei ed ald Recht des er Wohnſitzes oder der jeweiligen Staats: 
angehörigfeit, jei es alö lex rei sitae. elhen Staaten dad Rüdverweiiungsprinzip 
gegenüber praftiich wird, darüber ef. Note 3a. Nicht beachtlich ift die Rückverweiſung, 
joweit Art. 28 zur Anmendung fommt; 


b) bon dem Prinzip der Unwandelbarkeit (3b), ber Sat 2 des Abi. 2 unjeres 
Artifeld dahin, daß das trog Einwechſelung der inländiichen Staatdangebörigfeit fort: 
beftebende ausländifhe Güterrecht inſoweit nicht Platz greifen foll, als es den Abichluß 
von Eheverträgen und bezw. die vertragämäßige Abänderung des uriprünglichen Güter: 
jtandes verbietet; 


e) von dem Prinzip der Staatsangehörigfeit überhaupt, berfelbe Sa 2 bes 
Abj. 2 dabin, daß das gemäß dieſem Prinzip für ausländiiche Eheleute geltende aus: 
ländiſche Güterrecht ebenfalls, joweit es den Abſchluß von Cheverträgen verbietet, 
auch dann nicht Plab greifen foll, wenn die Eheleute im Inland ihren Wohnſitz 
baben, ſei e3, daß fie ihn von Anfang an im Inland haben, ſei es, daß fie ihn erft 
ipäter dort aufichlugen. 

Die Redtfertigungsgründe für bie Ausnahmen zu b und e ſind 
grundſätzlich verſchieden, was für die internationalrechtlihe Tragweite der Be- 
ftimmungen nicht ohne Werth ift. Die Ausnahme zu b ift in erfter Yinie aus Rückſicht 
auf die Billigfeit im Intereſſe der Eheleute felbft geichaffen. Ste entipricht 
einem allgemein internationalrehtlihen Grundſatz, daß die Fähigkeit der Gheleute 
zum Abſchluß von Eheverträgen nad deren Perjonaljtatut zur Seit des Abjchlufies 
der Eheverträge zu beurtheilen ift (ef. v. Bar I S. 524, Brot. Il ©. 8248, ef. aber 
Dagegen Brot. II S. 8262). Es war diefe Ausnahme demgemäß aud im &. II $ 2250 
Abi. 1 Sat 2 Halbſatz 2 alö zweiſeitige Kollifiondnorm geregelt, und dürfte daher 
einer analogen Ausdehnung, joweit diejelbe nad ben allgemeinen Grundjägen oben 
Vorbem. IV ©. 14 zuläffig tit, für den Fall gleichgelagerter Beziehungen im Auslande 
nicht3 im Wege fteben. A. Meinung Pland ©. 53 Bem. 6, dagegen wie bier 
Niemever Int. Priv. ©. 145. — 

Die Ausnahme zu © dagegen redhtiertigt fih im Intereſſe nicht der Eheleute 
jelbit, jondern der inländiihen Gläubiger. Dieſe Ausnahme ijt im E. II nicht 
erhalten. Sie iſt offenbar aus den gleihen Erwägungen geihaffen, wie die Ausnahme 
des folgenden Art. 16. Sie ftellt einen Anmwendungsjall des Art. 30 dar zu Gunften 
des Anmwendungsbereichs, lediglich des inländiihen Rechts und ift deshalb auf den 
Fall gleichgelagerter Beziehungen im Auslande nicht auödehnbar. AM. Barazetti, 
welcher a. a. O. ©. 78 anſcheinend überjiebt, daß Sak 2 in Abi. 2 nicht bloß bei 
inländiihem Wohnſitz der Ghegatten, jondern auch beim Erwerb der inlänbiichen 
Staatsangehörigfeit Anwendung findet; 


d) weitere Ausnahmen vom Staatsangehörigfeitsprinzip Art. 16 Abſ. 1 und ?, 
ef. Anm. zu diefem Artikel; 
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e) von dem Prinzip der Einheit des güterrechtlihen Vermögens (3e): 

a) Art. 28 dahin, daß dad nah Abi. 1 maßgebliche deutihe Net auf Gegen: 
jtände, die im Auslande ſich befinden, dann nicht Pla greift, wenn der qu. Aus: 
lanböftaat jeinerfeits das güterrehtlihde Vermögen nicht als Einbeit 
auffaßt, vielmehr für den Grwerb, die Uebertragung und Berluit der einzelnen 
dazu gehörigen Gegenſtände bejondere Vorichriften enthält, welche ald jachenrechtliche, 
dem ausfchliefliben Forum der lex rei sitae zu unterwerfen find, ef. Anm. zu Art. 25, 

8) Art. 30 dahin, dab das nah Abi. 2 mahgeblihe Auslandsrecht dann nidt 
Play greift, wenn es dem Zwed bes dbeutihen Rechts widerftrebt. wofür 
al3 ein Hauptanwendungsfall die Kollifion mit den inländiihen Einrichtungen der 
Grund: und Hnpothefenbücher hervorzuheben ift, ef. Niemeyer, Borjhläge S. 07. 

f) Eine weitere Yusnahme vom Prinzip ftatuirt der $ 1433 des B. G. B. 
dahin, daß er die gemäß Art. 15 Abf. 1 nach deutichem Güterrecht lebenden Deutichen 
dann von dem Verbot des 8 1433 Abi. I (vertragsmäßige Regelung des Güteritandes 
dur Verweiſung auf ein ausländiiches Geſetz) berreit, wenn fie im Auslande wohnen. 
Die gleiche Befugniß wirb mit Rüdjiht auf Art. 30 aud Ausländern, die bei uns 
wohnen, einzuräumen fein, infomweit wenigftens, als fie die Verweifung auf unferen 
einheimischen Güterjtand vornehmen, auch wenn dad Auslandsrecht eine ſolche Ber: 
weifung verbietet. 

6. Ueber die räumliche Herricaft ber in den Ausführungsgeiegen enthaltenen 
Vorichriiten, welche die altrehtlichen Güterftände in die Güterftände des B.G.B. über: 
leiten, vgl. Bem. zu Art. 200. — 

+ 


Artifel 16, 

Haben ausländiiche Ehegatten oder Ehegatten, die nad) der Ein- 
gehung der Ehe die Neichsangehörigfeit erwerben, den Wohnjig im Inlande, 
jo finden die Vorjchriften des $ 1435 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ent- 
jprechende Anwendung; der ausländische gejegliche Güterjtand jteht einem 
vertragsmäßigen gleich. 

Die Vorjchriften der $$ 1357, 1362, 1405 des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs finden Anwendung, joweit jie Dritten günftiger find als die aus- 
ländiſchen Gejete. 

E. II $ 2251. Reihst.Borl. $ 15. Prot. S. 8263, 8267 (VI ©. 60--62). 


1. Allgemeines. Das in dem vorhergehenden Artifel auch für Auslandsehen 
ftatuirte Prinzip der unwandelbaren Maßgeblichfeit des erjten Perſonalſtatuts ift für 
diejenigen Borfchriften des ehelichen Güterrechts bezw. der Wirkungen des Eheabſchluſſes 
in vermögensrechtliher Beziehung nicht durchzuführen, welche im Wefentlihen bie 
Rechtöbeziehungen im Verhältniß zu Dritten, ipeziell den Gläubigern der Ehegatten, 
regeln. Dieſe Vorſchriften find im Weſentlichen darauf berechnet, daß die Ebe 
dauernd ihre vermögensrehtlihen Wirkungen im Inlande bethätigt 
und damit dauernd die Intereſſenſphäre der im Inlande wohnenden Gläubiger 
berührt. Die Erkenntniß diefer Thatſache, welche zum Theil in ber Theorie der 
Internationalrechtswiſſenſchaft und in den Gejeßgebungen der Staaten dahin geführt 
bat, überhaupt das Prinzip ber unmandelbaren lex patriae zu Gunſten der lex 
domieilii aufzugeben, nötbigt in jedem Falle, jenes Prinzip zu Guniten der lex 
domieilii für die bier in Betracht fommenden redhtlihen Beziehungen zu durchbrechen. 
Das thut der vorliegende Artikel 16, indem er für die in dieſem Artifel fpeziell hervor: 
gehobenen Vorſchriften die Mafgeblichfeit des jeweiligen Wohnfites ber Ehegatten 
im Inlande ftatuirt. 

2, Internationalrehtlihe Tragweite. Die Kollifiondnorm ift eine undollftändige. 
Sie beftimmt lediglih einfeitig den Anwendungäbereih bes deutſchen 
Rechts und nur für den Fall, daß die ausländiihe Ehe oder die jpäter 
beutih gewordene Ehe im Inlande bomizilirt ift. Daß das Gleiche auch 
für die von Anfang an deutihe Ehe gilt, verfteht fih nad Art. 15 Abf. 1 von jelbit. 
Im Uebrigen verbietet fich eine analoge Ausdehnung diejer Kollifionsnorm auf die 
Fälle gleichgelagerter Beziehungen zum Auslande. Denn es liegt eine Ausnahme: 
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beitimmung zu Gunſten des Anmwendungäbereihs des deutihen Rechts vor; ein Anz 
wendungsiall des Art. 30 E. G, ef. Anm. de zu Art. 15 und Bem. zu Art. 30. 
Andererjeitö tft zu beachten, daß eine weitere Berücfichtigung der inländiichen Ber: 
febröintereffen, etwa die völlige Innorirung ausländiiher Eheverträge, oder Die 
Anwendung der in diefem Artifel bezeichneten Vorichriften, ſchon bei inländiſchem 
Aufenthalt nicht erfolgen fann, da ähnlich wie bei Art. 7 Abſ. 3 der gemäß Art. 30 
berüdjichtigungsbedürftige Zweck des deutichen Geſetzes durch die pojitive Normirung 
des Art. 16 (bezw. Art. 15 Abſ. 2 Sat 2) erihöpfend individualifirt iſt. AM. bei 
inländiihem Aufenthalt der Ehegatten Barazetti ©. 82, ef. aber Silberſchmidt 
in Böhm's Zeitihr. VIII ©. 104. 


3. Bon den Borichriften des B.G.B., welche hiernach auch auf ausländifche 
Ghegatten Anwendung finden, hebt 


a) Abſ. 1 hervor den $ 1435. Es iſt alio jeder vertragsmäßige ausländijche 
Güteritand, welher von dem gefeglihen des B.G.B, abweicht, genau jo wie der ab- 
weichende inländifche vertragsmäßige Güteritand gutgläubigen Dritten gegenüber nur 
wirfiam, wenn er in das gemäß S 1558 zuftändige Güterrechtsregiiter des ehemänn— 
lichen Wohnſitzes eingetragen ift. Da Abweichungen von dem inländischen geleglichen 
Güterftande bei ausländtihen Ehegatten auch dadurch vorfommen fönnen, daß fie 
nach einem im Auslande anerfannten abweichenden gejeslihen Güterftand leben, 
jo ift in Satz 2 Abi. 1 and die Gintragungspflidt für letztere vorgeichrieben, und 
zwar gleichviel, ob er, wie die ausländiihen Güterftände der allgemeinen oder 
partifulären Gütergemeinſchaft, den Gläubigern regelmäßig günftiger iſt als ber 
inländifhe Güterjtand der Verwaltungsgemeinfchaft oder nicht. 


b) bj. 2 hebt hervor die SS 1357, 1862 und 1405. Das find Vorſchriften 
bezuglihd Vermutbungen, welde au Gunften der Gläubiger ohne NRüdficht 
auf das zwiſchen den Gbeleuten bejtehende perjönliche, vertragliche oder güterrechtliche 
Verhältniß aufgeftellt find. Es gilt alſo auch gemäß $ 1357 Abi. 1 gegenüber einer 
nah ausländiihem Güterftand lebenden Ehefrau die Vermuthung, daß die innerhalb 
ihres bäuslihen Wirfungsfreifes vorgenommenen Rectsgeichäfte ald im Namen des 
Mannes vorgenommen find. Es gilt ferner gemäß $ 1405 gegenüber einer jolchen 
Frau, wenn fie mit Wifjen und ohne Einipruc des Mannes ein Erwerbsgeſchäft be: 
treibt, die hier unwiderlegliche Vermuthung, daß alle Rechtsgeſchäfte und Rechts— 
ftreitigfeiten, welche der Betrieb mit ſich bringt, ald mit Genehmigung ded Mannes 
abgeichloiien gelten. Es gilt endlih zu Guniten der Gläubiger des Ehemannes einer 
folhen Ehe gemäß $ 1362 die Vermuthung, daß die im Belit eines der Ehegatten 
oder beider Ghegatten befindlichen beweglihen Sahen dem Manne gehören, was fidh 
insbefondere auch auf Anbaberpapiere und mit Blanfoindoffament verfebene Orbre: 
papiere bezieht. 


63 gelten 
a) die Bermutbungen des $ 1362 ſchlachthin, 


3) die Vermutbungen der 88 1357 und 1405, ſoweit nicht die Beichränfung 
und Ausichliegung der Machtbefugnifie der Ehefrau gemäß $ 1357 Abi. 2 Sab 3 und 
der Einſpruch bezw. Widerruf der Einwilligung in den Gejchäftöbetrieb der Ehefrau 
in das gemäß $ 1558 zuftändige Güterredhtäregifiter des ehemännlichen Wohn— 
fines eingetragen find, 

y) die ſämmtlichen Vorſchriften nur als VBermutbungen zu Gunften 
des gutgläubigen Dritten. Das zwiſchen den Gheleuten felbit be= 
ftebende Rechtsverhältniß, 3.8. ob die rau gemäß $ 1405 Abi. 1 ohne Ge: 
nehmigung des Mannes derartige Geſchäfte und Prozefie führen fann, wird dadurd 
nicht berührt, 

9) die ſämmtlichen Vorſchriften endlich nur foweit, als fie Dritten 
günftiger jind. Wenn aljo beiſpielsweiſe der ausländiihe Ehemann nad dem für 
ihn prinzipiell maßgebenden Auslandäreht über die Vermutbung des $ 1357 Abi. 1 
zu für die Haushaltungsgeihäfte der Frau fchlechtbin haftet, hat es dabei jein 

ewenden. . 


4. Ueber die Anwendbarkeit des $ 1405 für ausländiiche Ehefrauen, welche im 
Inlande Gewerbe oder Handel treiben, vgl. $ 11a der Gewerb.Ordn. in der Faſſung 
des Art. 36 und Bem. dort, jowie E.G. z. H.G. B. Art. 4. 
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Eheſcheidung. 
Artikel 17. 

Für die Scheidung der Ehe ſind die Geſetze des Staates maßgebend, 
dem der Ehemann zur Zeit der Erhebung der Klage angehört, 

Eine Thatjache, die jich ereignet hat, während der Mann einem anderen 
Staate angehörte, fann ald Scheidungsgrund nur geltend gemacht werden, 
wenn die Thatjache auch nach den Gejegen dieſes Staates ein Scheidungs- 
grund oder ein Trennungsgrund it. 

St zur Zeit der Erhebung der Klage die Reichsangehörigkeit Des 
Mannes erlojchen, die Frau aber Deutjche, jo finden die deutjchen Gejete 
Anwendung. 

Auf Scheidung jowie auf Aufhebung der ehelichen Gemeinjchaft kann 
auf Grund eines ausländiichen Gejeges im Inlande nur erfannt werden, 
wenn jowohl nach dem ausländischen Gejege ald nach den deutjchen Geſetzen 
die Scheidung zuläflig jein würde. 


ẽ. II 2247—49, Neichöt.Vorl. 16. Brot. S. 9249-8253, 8256— 8258 
(VI S. M-—57) Reichsſt. Komm. Ber. V ©. 33 NReihst.Sik.Prot. S. 3024, 3096, 


1. Allgemeines. Der Artikel jtellt die Kollifionsnorm für die Scheidung, d. b- 
den wichtigſten Fall der Auflöfung einer Ehe feit. Die Nichtigkeit und Ungültig— 
feit unterftehen bereit dem für die Vorausſetzungen eines gültigen Ebeabichlufies. 
maßgeblichen Statut des Art. 13. cf. Anm. zu Art. 13. Für die Auflöfung im Fall 
des Todes und der Todederflärung bedarf es feiner beionderen Kollifionsnorm. 
Hier wird im Allgemeinen das Recht zur Anwendung fommen müffen, welchem der 
Ehemann zur Zeit der Berwirflihung des die Auflöjfung begründenden Thatbejtandes 
angehört hat. Brot. II S. 8250, cf. aber auch Niemeyer, Vorihläge S. 15—217. 
Eine Abweichung von bem hiernach maßgeblichen Statut enthält Art. 9 Abi. 3; cf. Anm. 
dort. Als maßgebendes Statut ftellt der Artikel, analog Art. 14, das jeweilige 
Perjonalitatut der Staatsangehörigfeit zur Zeit des die Auflöfung verwirklichenden 
Thatbeitandes auf. Mit Rüdfiht auf die MWefenseigenthümlichfeit des Prozefjes ift 
diefer maßgebende Zeitpunft nicht derjenige der Urtheilsrechtskraft, ſondern der Zeit- 
punkt der Klageerhebung. Maßgebend ijt ferner nicht wie in Art. 14 die gemeinichaft: 
lihe Staatsangebörigfeit, jondern die Staatsangehörigfeit de3 Ehemanns allein. 

2. Das Prinzip der Mafgeblihfeit der ebemännlihen Staats— 
angebörigfeit zur Zeit der Klageerbebung 

erleidet folgende Ausnahmen: 


a) nad Art. 27 it, fall das mahgeblibe Auslandsrecht auf das deutiche 
Net verweift, indem es dad Domizil oder die lex fori enticheidend jein läßt, das 
deutiche Recht anzuwenden. Die Rückverweiſung wird aber bier nur jelten praftiich 
werden, da die meiften Staaten, insbejondere Frankreich, Italien, Defterreih, Schweiz, 
Belgien ꝛc. im weientlichen auf dem Standpunft des Staatdangehörigfeitöpringips jteben, 
andere Staaten zwar auf dem Standpunft der lex fori, indeffen nur einfeitig bezüglich 
der eigenen Gerichte; vgl. hierzu Entſch. d. R.G. vom 30. April 1900, SA. ©. 318. 
Praktiſch wird die Rücvermweifung fein gegenüber England und Nordamerifa, welche 
dem Domizilprinzip buldigen, vgl. Niemeyer Int.Priv. ©. 151; 

b) nad) Art. 30 iſt das ausländische Necht nicht anzuwenden, wenn es den 
guten Sitten wiberftrebt (eine zweite polygamifhe Che wird bei uns nicht ge 
Ichieden werben fönnen, da die Bolygamie im Inlande als nichteriftirend zu behandeln 
it) und ferner, wenn es dem Zweck eines deutihen Geſetzes widerftrebt. (WU. Meinung 
Pland S.59 oben, aber mit dem nicht zutreffenden Hinweis darauf, daß durch Abi. 4 
die Anwendung ded Art. 30 erichöpiend geregelt jei, vgl. das Folgende) Aus diejen 
Gründen wird eine zeitweilige Trennung bon Tiih und Bett bei uns micht 
ausgeiproden werben fünnen. Die Frage iſt zweifelhaft. Aus Abi. 4 unferes Artikels 
dürfte, wie Kifher und Henle Anm. 3 und Neumann, Handausg. S. 1362 Ben. 2 
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meinen, jür die Beantwortung der Frage nichts zu entnehmen ſein, denn bier iſt bloß 
davon die Rede, dab die lage auf Aufhebung der ehelichen Gemeinichaft im Inland 
nur beim Borliegen eines in: und ausländiihen Scheidungägrundes 
angejtellt werden fann. Ob aber die Klage auf zeitweilige Aufbebung dieſer 
Gemeinſchaft beim Vorliegen folder Scheidungsgründe im Inlande angeftellt werden 
fann, ſteht dahin. Bei den Beratbungen der I. Kommiſſion Prot. 8251 ff. ging 
man von der Zuläjfigfeit einer jolhen Klage auf Grund eines ausländiihen Geſetzes 
aus, obwohl der Entwurf II die im Entwurf 1 anerfannte einftweilige Trennung 
von Tiih und Bett nach deutichem Geſetze abgelehnt hatte, und es liegt nahe, nachdem 
dad B.G.B. die bejtändige Trennung von Tiſch und Bett in der Form der Aufhebung 
der ehelihen Gemeinſchaft wieder eingeführt hat, umſomehr auc der Klage auf zeit: 
weilige Trennung von Tiih und Bett, ſoweit ſie nach ausländiſchem Recht begründet 
iſt, im Inlande ſtatt zu geben, ſofern nur ein Scheidungsgrund an ſich gegeben iſt. 
Wir glauben aber dennoch, F— die Zuläſſigkeit einer ſolchen Klage dem Umſtand 
entgegenſteht, daß die R.EP.O. ein beſonderes Verfahren ienger, für den Erlaß eines 
Urtheils mit Friſtſetzung insbeſondere nicht kennt. Der $ 592 der früheren E. BD, 
welder die Klage auf zeitweilige Trennung erwähnte, ift "erfesst durch $ 639 C. P.O 
welcher nur die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft, die Klage auf dauernde Trennung 
von Tiih und Bett, anfüuhrt. Dem Bedürfniß, welches für die Zulaffung der Klage 
auf einjtweilige Trennung von Tiſch und Bett für Ausländer jpräce, iſt einerjeits 
durch bie erweiterte Ausdehnung, welche der $ 580 der früheren C.P.O. durd die 88 
620, 621 der neuen C. P.O. erhalten hat (Ausfegung des Verfahrens), andererſeits durch 
die Möglichfeit der ——— Trennung im Wege einſtweiliger Verfügung 8 627 
C. P.O. genügt; ef. hierzu Brot. II ©, 5697 ff. | 

N. Meinung Scherer S. 37, Oſthelder im „Redt“ 1900 ©. 58, dagegen 
wie bier Erler Recht 1900 95, Niemeyer Int.Priv. 154, Planck S. 60. 

Einer nach ausländiichem Recht begründeten Klage auf beitändige Trennung 
von Tifh und Bett (separatio a mensa et thoro; sep. de corps) ift — beim Bor: 
liegen der Vorausfegungen des Abi. 4 — durd ein Urtheil auf Aufhebung der ebelichen 
Gemeinschaft ftattzugeben; ebenjo Barazetti, Intern. Priv.R. ©. 69. Erlera. a. O 
Kublenbed ©. 42, a. Meinung bier Pland ©. 60. Allein wenn aud die im B.G.B. 
$ 1575 zugelaffene lage auf Aufbebung ber ehelihen Gemeinſchaft fich durch das in 

Ss 1576 8.6.8. geregelte Recht von der biäherigen Klage auf beftändige Trennung 
unterfcheibet, jo jpricht das doc keineswegs gegen die Zulafjung der abweichenden 
ausländifchen Klage. Die gegen die Zulafjung der Klage auf zeitweilige Trennung 
* 2b vorgeführten Gründe treffen gegenüber der ‚Kloge auf Trennung nicht 

Damit find die Entſcheidungen d. Reichs-G. III ©. 27, XI ©. 29, welde bie 
beftänbige- Trennung von Tifh und Bett im Inlande, geſtützt auf S 77 des ReichsG. 
vom 6. Februar 1875, ausſchloſſen und an Stelle deſſen die Scheidung ausipraden, 
gegenitandslos geworden. Keinenfalls möglich ift nach Art. 30 bei uns bie Scheidung 
ohne gerichtliches Urtheil, ſoweit dies etwa 3. B. nah türfiibem Recht (ef. Neumann 
S. 118) möglid ift. 

e) Abſ. 3 des Artikels enthält eine Ausnahme von dem Prinzip der alleinigen 
Maßgeblichkeit der Staatsangehörigfeit des Ehemannes, infoweit als die 
—— der Ehefrau entſcheiden ſoll, wenn der Ehemann 
die Reichsangehörigkeit verloren bat, ohne bie Frau nachzuziehen; ef, 
die forreipondirenden ann des Art. 14 Abſ. 2, Art. 19 Sab 2. Ueber die 
Fälle, in melden ſolche verichiedene Staatsangebörigfeit der Eheleute möglich iſt, 
ef. Anm. zu Art. 14. Die Ausnahme des Abſ. 3 iſt nur für den Fall nothwendig, 
wenn der Ehemann nad Verluſt der bisherigen Reichsangebörigfeit eine neue Staats: 
angebörigfeit begründet hat. it Yebteres nicht der Fall, fo bleibt das deutihe Recht 
ſchon gemäß Art. 29 in Kraft. 

d) Abſ. 2 enthält eine Ausnahme von dem Prinzip der Mafgeblichfeit der 
Staatsangehörigkeit zur Zeit der Klageerbebung, injofern als der Zeitpunkt 
der Entitchung des Scheidungsgrundes injoweit für maßgeblich erflärt wird, als 
die als Scheidungsgrund verwerthete Thatjahe nah dem dermaligen 
Rerionalfjtatut des Ehemannes die Bedeutung eines Scheidungsgrundes 
nicht bat. Die Ausnahme ift durd die Erwägung gerechtiertigt, daß das, was ein 
Ehegatte nad dem bisherigen Perjonalitatut ſich gefallen laſſen muß, für die Ehe 
jurittiich feine Griftenz bat, v. Bar, Lehrb. ©. 78, Die Ausnahme bezwedt gleich: 
zeitig die in fraudem legis des Heimathsſtaats herbeigeführten Scheidungen zu vereiteln; 
ef. RG. bei Bolze 3 Nr. 24. Anderer Anfiht war bisher dad Reichsgericht, 


j* 
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Entih. 16 ©. 155, wonach auch in diefem Fall lediglich das Necht zur Zeit der en 
erhebung enticheidend fein foll; ef. aber Seuffert51 ©. 368 in Böhms Zeitichr. V 
S.500, Das Wort Scheidungsgrund iſt nicht abitraft, jondern fonfret zu nehmen. 
Iſt alfo der den Sceidungsgrund bildenden Thatſache unter der Herrichaft des maß— 
geblihen Auslandsrechtes dieſe Eigenschaft wiederum durch eine andere Thatſache 
(3. B. Verzeibung, Kompenjation mit Ehebruch des anderen Theils, Friitablauf :c.) 
entzogen, jo bildet fie auch feinen Scheidungsgrund mehr (vgl. die analogen Aus: 
führungen zu Art. 201 Bem. 2). 

Nah Kublenbed EG. S. 41 foll der Scheidungsarund des S 1569 B. G. B 
(wegen Geiſteskrankheit) „offenbar“ nicht unter Art. 17 Abi. 2 jallen. Wir balten 
das Gegentheil für richtig. Allerdings ift die Geiſteskrankheit ein fortdauernder 
Zuftand. Allein, wenn fie unter der Herrichaft des bisherigen Auslandsrechts ein- 
getreten ift, jo beruht fie eben auf einer Thatſache, die ſich unter jener Herricait 
„ereignet“ bat. Hätte der Geſetzgeber den Scheidungsgrund der Geiftesfranfheit bier 
ausnehmen wollen, jo bätte er es jagen müſſen, wie das bezeichnender Weile bei der 
analogen Beftimmung des Art. 201 Abi. 2 E.G. thatſächlich geicheben iſt. 

Irennungsgrund. Es joll alio ein Grund, der nad dem Recht der bisherigen 
Staatsangebörigfeit eine zeitweilige oder beitändige Trennung herbeizuführen geeignet 
ift, genügen. Die Beitimmung it notbwendig, weil fonft, falls das Hecht der bisherigen 
Staatsangebörigfeit die Eheicheidung überhaupt nicht fennt, andererjeitS aber von uns 
nur nad jenem Recht zuläffige Sceidungsgründe anerfannt würden, die Möglichkeit, 
eine Scheidung zu erreichen, auch für Anlander unter Umftänden ausgeſchloſſen jein 
würde. Die Beltimmung ift alſo nicht, wie Fiſcher und Henle Bem. 2 zu Art. 17 
meinen, aus einem Nedaftionsverfehen ftehen geblieben. Sie ſteht mit dem Grundias 
des Abi. 4 des vorliegenden Artifels nicht in Widerſpruch, da es fich in jenem Abſatz 
um eine Beichränfung des Geltungsbereihes des prinzipiell maßgebliden Auslands: 
rechts, in Abi. 2 aber umgefehrt um eine Beihränfung des Geltungsbereihs des 
a ie maßgeblihen Inlandsrechts handelt. AZuftimmend: Niemeyer Int. Priv. 
©. 153, 

e) Abi. 4 endlich enthält eine Ausnahme von dem Prinzip der Staatsangebörigfeit 
zu Guniten der lex fori, indem er die prinzipielle Maßgeblichkeit des ausländiichen 
Rechts dahin einichränft, daß auch im Fall der Anwendbarkeit dejielben auf Scheidung, 
jowie auf Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft von einem deutichen Gerichte nur 
erfannt werden fann, wenn und jomweit die Klage jowohl nad Auslandsrecht 
als aub nah deutihem Recht begründet iſt. Die Ausnahme ftellt einen 
Anwendungsfall des Art. 30 dar. Sie jchränft das Prinzip des Abſ. 1 weientlid 
ein. Daſſelbe iſt hiernach nur noch inſoweit aufrechterhalten, ald es ih um die An- 
erfennung bereits vollgogener Scheidungen handelt und als die Berüdiichtigung deifelben 
neben der lex fori verlangt wird, infoweit es derjelben nicht widerjpridt. Die Berüd: 
fihtigung der lex fori, wenn es fih um die Vornahme des Rechtsakftes der Scheidung 
im Inland handelt, ift damit gerechtiertigt, daß das Scheidungsurtbeil ähnlich wie die 
Entmündigung, die Todeserflärung und die Untervormundicaftsitellung einen 
fonftitutiven rechtsbegründenden Akt jelbit darstellt und daber feine materiellen Voraus: 
feßungen mit feinen formalen, prozeßrechtlichen, lediglich nach Inlandsrecht zu beurtbeilenden 
Vorausjegungen im innigen Zuſammenhang fteben, weshalb auch nach dem bisherigen 
Recht ähnlich bei den vorſtehend genannten anderen Rechtsakten die lex fori bier vielfach, 
ef. v. Bar, Yehrb. S. 78, überhaupt zu enticheidender Norm erhoben iſt. Die Berüd: 
fihtigung des Perfonalitatutö der Staatöangehörigfeit neben der lex fori rechtfertigt 
fih aber andererjeits damit, daß das Scheidungsurtbeil, abgejeben von feinem 
fonftitutiven Gharafter, daneben auch einen bdeflaratorischen (Rechte Flaritellenden) 
Charakter an ſich trägt; ef. oben Art. 8 Anm. 1, Art. I Anm. la. Im Einzelnen 
ergiebt ſich: 

a) Die nah dem mahgebliden ausländiihen Recht geredtfiertigte 
Scheidung iſt nur zuläſſig, wenn zugleib nah deutihem Redt ein 
Scheidungsgrund vorliegt. Die Frage, ob ein dem Auslandsreht entiprechender 
Scheidungsgrund zugleih nad deutſchem Necht gegeben ift, wird, wie in Brot. 8253 
mit Recht hervorgehoben, oft Schtwierigfeiten machen. 

3) Die nah dem mahgeblihen ausländiihen Recht gerehtiertigte 
lage auf dauernde Trennung von Tiih und Bett bezw. Aufbebung ber 
ebelihen Gemeinschaft ift nur zuläſſig, wenn 


««a) ſowohl nach deutichen Necht ein Scheidungsgrund, 
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38) gleichzeitig aber auch nach ausländiſchem Recht ein Scheibungägrund gegeben 
it. Das lebtere ift nun nicht der Fall, wenn einerjeit5 das ausländiiche Necht die 
Möglichkeit einer Scheidung vom Bande überhaupt nicht anerkennt, andererjeits, wenn 
eö eine ſolche Möglichkeit zwar anerkennt, im gegebenen Falle aber entweder nur ein 
Grund zur dauernden Trennung von Tiſch und Bett oder nur ein Grund zur zeit: 
mweiligen Trennung von Tiih und Bett, oder nur der eine oder andere diefer Gründe, 
oder endlich weder ein Scheidungsgrund noch ein Trennungsgrund gegeben ift. 

Anders legt Keidel in Böhms Zeitichr. VII ©. 243 den Abf. 4 aus, infofern 
er der nach dem maßgebenden Auslandsreht gerechtiertigten Klage auf Aufhebung 
der ehelichen Gemeinschaft im Inland auch ftattgeben will, wenn die nach dem inländiichen 
Recht einen Scheidungsgrund bildende Thatiahe wenigitens nah ausländiihem Recht 
einen Trennungsgrund bildet. Das ftimmt zwar mit dem Ergebniß der Berathungen 
II. Kommiſſion Prot. 8253, 8254 und ebenmäßig mit den Beichlüffen der Haager 
Konferenz 1594 Art. 3, 4 überein. Es jteht diejer Auffaffung aber der Wortlaut des 
Ab. 4, der ausdrüdlich einen „Scheidungsgrund” nach ausländischen Necht erfordert, 
terner aber der Umitand entgegen, daß die im Inland erfolgte Aufhebung der ehe: 
lihen Gemeinſchaft gemäß $ 1576 B.G.B. mit Yeichtigfeit in eine Scheidung vom 
Bande verwandelt werden fann, und daß gemäß S 1575 Sat 2 dortielbft der andere 
Ehegatte der Klage auf Aufhebung der ebelihen Gemeinichaft ftets den Antrag auf 
Scheidung entgegenftellen fann. Dieſe lettere Thatiache will allerdings Keidel a. a. O. 
bezüglich einer nach ausländischen Necht erfolgten Aufhebung der ehelichen Gemeinfchait 
nicht anerfennen. 

Soweit nab Vorſtehendem die Stlage auf Aufhebung der ebelihen Gemeinichait 
auf Grund eined ausländischen Geſetzes überhaupt zuläffig iſt, kann der inländiiche 
Richter nicht entgegen dem Willen der Parteien die Scheidung ausſprechen, ef. oben 
zu 2b. Vergl. auch dort über die frage, ob und inwieweit eine Klage auf zeitweilige 
Trennung von Tiih und Bett auf Grund eines ausländischen Gejeges im Inland 
zuläſſig ift. 

3. Internationalreditlicde Tragweite. Die Regel des Abſ. 1 und die Ausnahme 
des Abi. 2 jind vollitändige Kollifionsnormen, weldhe gleichmäßig den Anwendungs: 
bereich des inländiihen und ausländiihen Rechts regeln. 

Dagegen find die Ausnahmen des Abi. 3 und Abi, 4 als einfeitige, lediglich 
den Anmwendungsbereich des inländischen Rechts regelnde Kollifionsnormen aufgeftellt. 
Fine Ausdehnung diejer einjeitigen Kollifionsnormen zu vollftändigen Kollifionsnormen 
wird, da es fih um Ausnahmen vom Prinzip lediglich zu Gunsten des Anwendungs: 
bereihs des deutichen Rechts handelt, nah den oben Worbem. IV Nr. 2 ©. 15 
entwidelten Grundſätzen nicht erfolgen fünnen. 


4, Materiellrehtlihe Tragweite, Der Artikel ftellt die maßgebende Kollifions- 
norm für die jämmtlichen Borfchriiten des B.G.B. über die Eheicheidung und, wie 
man bei Gleichheit der Borausfegungen auch annehmen muß, für die Aufbebung der 
ebelihen Gemeinſchaft auf, $S 1564—1587 B. G. B, und zwar für beide Nechtöinititute 
binfihtlih der Borausiehungen als auch der Wirfungen. Alio: 

a) hinjichtlich der Unterhaltspflicht SS 1578— 1583. Es iſt hier nicht das Statut 
des Art. 14, ef. Anm. 4 dortielbit, binfichtlich der Unterhaltspflicht auch nicht Art. 15 
6.6, maßgebend, jondern das vorliegende Statut. Denn bezüglich diefer ciwilrechtlichen 
Folge iſt es insbeſondere von Belang, ob dem einen oder anderen Ehegatten ein 
Verſchulden zur Yaft fällt, und darüber enticheidet allein das zur Zeit der Klageerbebung 
maßgebende Statut; ef. Seuffert 32 Nr. 205, 33 Nr. 97; Bolze (1898) 23 Wr. 19; 
Seufiert 2 Nr. 138. Die Unterbaltspflibt muß dem vorliegenden Statut unter 
liegen, mag fie im Geſetz alö eine befondere Eheicheidungsitraie ausgeſtaltet oder im 
Urtbeil ausgeiproden jein, oder fich ala Rechtsfolge der Eheiheidung ohne Weiteres 
veriteben; ef. Entſch. d. R. G. 35 ©. 198. Anderer Meinung mit Beichränfung auf 
willfürliche Ebeitrafen bisher v. Bar J ©. 529 ff, ef. auch R.G.5 ©. 195 ff., 19 ©. 309, 

Nah dem B.G.R. 1577 ff. iſt die Unterhaltspflicht, wenn auch nicht aus 
dem Geſichtspunkt der Gheicheidungsftrafe, dennoch als „Wirkung der Eheſcheidung“ 
geordnet, in Gegenſatz 3. B. zu $ 1655, 1478; ef. Art. 201 Note 5a, 

b) Ebenfo richten ſich nad dem Statut unſeres Artifels und nicht nach Art. 14 
die Wirfungen der Eheſcheidung binfichtlih der übrigen perjönlichen Beziehungen: 
Recht der Namensführung S 1577, Widerruf von Schenkungen $ 1554, ef, Art. 201 
Note 3a. 
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e) Hinfichtlich der Auseinanderſetzung geihiedener Ehegatten in vermögens— 
rechtlicher Beziehung greiit das Statut unjeres Artifels nicht Platz, auch wenn es ſich 
um die beionderen Nedtsiolgen der Sculdigerflärung des einen oder anderen Ebe- 
gatten handelt, $ 1478 B.©.B. In Anjehung dieler vermögensrechtlichen Wirkungen 
iit vielmehr das Statut des Art. 15 maßgebend, da nicht ſpezielle Wirkungen der 
Scheidung, jondern der Auflöfung der Ehe im Allgemeinen regelmäßig in Frage iteben, 
ef, Art. 201 Note 3e. 

d) Hinſichtlich Rechtsberhältniſſe zu den gemeinichaftlihen Kindern greift das 
Statut unferes Artikels infoweit jedenfalls Platz, als es ſich «) um die Sorge für Die 
Perſon derielben bandelt, $ 1635. Alſo insbejondere binfichtlih des Nectes zur 
Kindererziebung, arg. Art. 206, ef. u.a. Seuffert XXXVIINr. 1, XV Wr. 203, 
ef, aber Anm. zu Art. 19 Bem. da, ferner Art. 201 Note 3b. N. Mein. Pland 
S. 58. Mllein wenn auch das B.G.B den $ 1635 nicht fpeziell in dem Adichnitt 
über Scheidung abbandelt, fo gebt doch aus Art. 206 E. G. bervor, daß der Geſetzgeber 
diefe Wirfungen als jelbjtändige Wirkungen der Scheidung bebandeln will. Denn 
für die Uebergangszeit werden fie ausdrüdlih dem für die Scheidung maßgebenden 
zeitlihen Statut untergeordnet. Wie bier aub Niemever Ant Priv. S. 155. 
F) Nicht dagegen greift das vorliegende Statut Plab, ſoweit es ſich um die Unter- 
haltspflict gegenüber diejen Kindern, SS 1601 bis 1603, handelt. Denn dieſe tit 
nicht ein Ausfluß der Ehe und bezw, Eheſcheidung, ſondern der Verwandtichaft, cf. 
Dot. IV 6285-630. Gbenfo nicht binfichtlih der vermögensrectlichen Beziebungen 
zu den Mindern, da auch dieſe dur die Sceidung nicht alterirt werden. Hier it 
alfentbalben das Statut des Art. 19 maßgebend. Someit aber ireilih nah dem 
Berjonalftatut zur Zeit der Gheicheidungsflage auch diefe Wirfungen als ipezielle 
Wirkungen der Ebeiheidung bebandelt werden, ef. 3.8. das franzöfiiche Necht, Mor. IV 
S. 622 ff., ef, jerner $ 1555 B.G. B. wird auch bier das Statut des Art. 17 vor: 
geben müſſen, cf, Art. 201 Note 3b, 

e) Hinfihtli der Fähigkeit zur Wiederverheirathung it ebenfalls das Statut 
des vorliegenden Artifels maßgebend. Dies folgt ion aus der Anerfennung der 
ausländiihen Scheidungsurtbeile. Die Frage tft im Uebrigen beftritten, ef. Gierfel 
S. 237 Anm. 9. Das Statut des Art. 13 wird aber jedenfalls injoiern maßgebend 
jein müfien, al$ den Inländern, welche unter der Herrſchaft eines früheren Perſonal— 
ſtatuts nur die Trennung von Tiih und Bett erlangt haben, geitattet fein muß, das 
Trennungsurteil in Gemäßbeit des $ 1576 in ein Scheidungsurtbeil umzumandeln, 
cf, v. Bar, Lehrb. S. 80. 


5. Zuitändiges Eheiheidungsgericht iit gemäß $ 606 Abſ. 1 C.P.O. aus: 
ſchließlich das Yandgericht, bei welchem der Ehemann jeinen allgemeinen Gerichtsftand 
hat, und zwar gleihmäßig für An: und Ausländer, Hiervon enthält eine Ausnahme: 


a) Abi. 2 des $ 606 dahin, daß, injoweit als nach dem vorliegenden Art. 17 
das deutiche Eheſcheidungsrecht darüber binaus materiell zuftändig tit (alio wenn der 
deutihe Ehemann JAbſ. 1] feinen allgemeinen Gerichtsitand im Inlande bat, wenn 
nur der Ehemann die Neichsangebörigfeit verloren hat [Abf. 3], wenn beide Ehe— 
gatten die Neihsangebörigfeit verloren baben und der Ehemann feine neue Staats: 
angebörigfeit begründet bat |Art. 29]), ein inländiicher Gerichtsitand eröffnet wird, 
wenn auch nicht als ausichließlicher, nämlich der letzte Wohnfik bezw. nach näberer 
Maßgabe des $ 15 Abi. 1 Sat 2, 3 die Hauptitadt des Heimatbitaates. 


b) Abi. 4 des $ 606 dahin, daß der gemäß Abi. 1 im Inlande au für Aus: 
länder begründete Gerichtsſtand nur Platz greitt, wenn diefe Juftändigfeit auch nad 
ausländiihem Prozeßrecht begründet iſt. Diele lektere Beitimmung iſt aeibaffen, um 
den aus der Nichtanerfennung inländiiher Scheidungsurtbeile im Auslande rejultis 
renden Unzuträglichfeiten zu ſteuern. 


6. Anerkennung ausländiiher Scheidungsurtheile. Die Anerkennung eines 
ausländiihen Scheidungsurtbeils ift gemäß 8 328 6. P.O. im Anlande ausgeſchloſſen, 
wenn das ausländiiche Gericht gemäß $ 606 Abi. 1 C. P.O. nicht zuitändig war, 
wenn das angewandte materielle Necht gemäß dem Grundſatz des Ben ir 17 
nicht zuftändig war, wenn die Anerkennung gegen die auten Sitten oder den Zweck 
des deutichen Gefches verjtoßen würde. (Nicht erforderlich tit die verbürgte Gegen: 
feitigfeit: Schlußla des $ 328, ef, aber Art. 31 6.65.) Hinfichtlih der Grundjäße, 
welbe in unſeren Nachbaritaaten für die Anerfennung ausländischer Scheidung: 
urtheile gelten, ef, A. Mariolle in Böhms Zeitichr. VII (1808) ©. 138 ff. 
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7. Ueber den Konflift der örtlichen Kollifionsnorm des vorliegenden Artikels 
mit der zeitlihen Kollifionsnorm des Art. 201 vgl. Entſch. d. L.G. Meiningen in 
Naumb. 9.3. 1900 ©. 58: Die örtliche Kollifion ift zuerſt zu löjen; vgl. Näheres 
unten Ginleit. zum IV. Abichnitt. 


Ehelidie Abſtammung. 
Artikel 18. 

Die eheliche Abſtammung eines Kindes wird nach den Deutjchen 
Gelesen beurtheilt, wenn der Ehemann der Mutter zur Zeit der Geburt des 
Kindes Deuticher it oder; falls er vor der Geburt des Kindes gejtorben 
ilt, zuletzt Deuticher war. 

E. 11 8 2252; Reihst.Borl. $ 17; Brot. S. 82367. (VI ©. 62, 227, 2283.) 

1. Wllgemeines. Art. 15 giebt eine Kollifionsnorm für die Vorausſetzungen 
der Entitehung des natürlihen Familienverbandes zwiſchen Eltern und Kind, 
Art. 19 für die Wirfungen; Art. 22 regelt die Kollijionsnorm für die 
fünjtlihe Begründung des yamilienverbandes, und zwar gleichzeitig 
nach feinen Vorausjegungen und Wirfungen. Dieje Kollifionsnormen be: 
ftimmen grundfäglih, wie diejenigen über die Vorausfeßungen und Wirkungen ber 
Eheſchließung, Art. 13, 14 und 15, nur den Anmwendungsbereich des beutichen Rechts. 
Auch bier würde eine allgemeine Beitimmung über die Tragweite des ausländiichen 
Rechts einen Fingriff in deſſen öffentlich-rechtliche und materiellsrechtliche Vorſchriften 
entbalten, ef. Vorbem. IV 5. 14 oben. 

Grundiäglih müßte für Art. 18 und 22, analog Art. 13, da die Begründung 
des familienrechtlichen Verbandes erjt in Frage ſteht, das Perjonaljtatut jedes ber 
Betbeiligten, Eltern bezw. Vater und Sind, enticheidend fein, für Art. 19 aber analog 
Art. 15, 14 das Perjonalftatut des Vaters ald des in dem Familienverbande domi- 
nirenden Theils. Allein auch in Art. 18 und 22 ift lediglich das Perſonal— 
ftatut des Vaters (adboptirenden) zur Zeit des den Jamilienverband 
bearündenden Aftes (Geburt, Legitimation, Adoption) entſcheidend. Hinfichtlich 
des vorliegenden Art. 15 rechtfertigt fihb das damit, daß das Perfonalitatut des 
Baters regelmäßig identiich ift mit dem des Kindes. Praftiih wird die Abweichung 
im Falle mehrfacher Staatdangebörigfeit des Kindes gegemüber einfeitiger Staats: 
angebörigfeit des Vaters, 3. B. bezüglih eines in Argentinien bei vorübergehenden 
Aufenthalt eines Deutichen dortielbit geborenen Kindes. 


2, Geburt. Der Zeitpunkt der Geburt ift zwar nicht der naturgemäße, aber 
praftiich gewählte. Der Zeitpunft der Zeugung würde mit Rüdjicht auf die in den 
verichiedenen Ländern beitebenden abweichenden Vorſchriften über die Konzeptionsfrift 
leicht zu Berwidelungen führen. 


Nur wenn der Vater vor der Geburt ftirbt, iſt nah Sat 2 der Zeitpunft 
jeines Todes enticheidend. 


3. Eheliche Abitammung, SS 1591 ff. B.G.B. Nah dem Statut des Artikels 
regeln fih die materiellen Vorſchriften über die Anfechtbarkeit, insbejondere die Wirf- 
famfeit der für den Beweis der Vaterichaft beſtehenden Präjumtionen, die Wirffamfeit 
der Anerkennung bezw. deren Anfechtbarfeit, 88 1592 bis 1600 B. G. B. Cine be: 
fondere Kolliiionsnorm für die rechtlihe Stellung der Kinder aus ungültigen und 
nichtigen, ſowie geſchiedenen Ehen iſt nicht aufgeitellt. Es wird auch bier das Statut 
des vorliegenden Artikels, nicht etwa dasjenige des Art. 13 und bezw. Art. 17 maß: 
gebend jein müſſen. 

4, Form der Anfechtung und Anerkennung, SS 1597, 1598, Für diefelbe ift in 
Gemäßheit diejes Artifels in Verbindung mit Art. 11 Abj. 1 Satz 1 principaliter das 
Statut des vorliegenden Artikels, fafultativ gemäß Art. 11 Abi. 1 Sab 2 aud die 
Form des Errichtungsortes maßgebend. Bei Yebzeiten des Kindes kann die Anfechtung 
feitend des deutichen Vaters jedoh nur durch Antehtungsflage ($ 1596) erfolgen, 
weil es ſich inſoweit nicht um eine äußere Form des Anichtungsaftes handelt; 
ef. Mariolle in Seuff.Bl. f. RA. 1898 ©. 310ff. Nah Pland S. 62 foll aud 
die Vorſchrift des S 1597, wonach die Anfechtungserflärung gegenüber dem Naclaf: 
gericht abzugeben it, feine Formvorſchrift fein, alſo die lex loci actus nicht berüdjichtigt 
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werden dürfen. Das trifft nicht zu. Die Vorichriiten, dak eine beitimmte Grflärung 
einer beitimmten Behörde gegenüber abzugeben ift, müſſen fo lange als reine Form— 
vorichriiten gelten, als nicht die Behörde ſelbſt an dem Nechtsaft fachlich betheiliat iſt, 
wenn aljo beiipielsweile die Entgegennahme verjagt werden fönnte. Die Stellung 
der Bebörde ift infoweit wejentlich verfchieden von der Nectsitellung desienigen, 
dem gegenüber eine jogen. empfangsbebüritige Willenserflärung abzugeben iſt; val. 
Zitelmann Il S. 154 Wr. 3. Die Planck'ſche Anſicht würde auch im Hinblick 
auf die abweichende Bebördenorgantiation des Auslands den internationalen Rechts— 
verfebr erbeblich erichweren. 

5. Zuitändiges Gericht für die Filigations- und die Anfechtungsflage iſt dasjenige, 
wo der Beflagte feinen allgemeinen Gerichtsſtand bat, SS 12, 16 6. P.O. Um den Bes 
tbeiligten aber auch die Mlöglichfeit zu geben, in anderen Fällen das in Gemäßheit 
des vorliegenden Artifels antwendbare deutiche Necht zur Geltung zu bringen, beitimmt 
$ 642 E. P. O., analog $ 606 Abi. 2: 

„Iſt in den Fällen der SS 640, 641 (se. bei Erhebung der Filiations— 
oder Anfehtungsflage) der Bellagte ein Deutſcher und bat er im Inlande 
feinen allgemeinen Gerichtsitand, jo kann die Klage bei dem Yandgerichte 
erboben werden, in deilen Bezirk er den lebten Wohnſitz im Anlande hatte, 
in Grmangelung eines jolben Wohnfites finden die Norichriiten des S 15 
Abi. 1 Sat 2, 3 entiprehende Anwendung. Tas Gleiche gilt, ſofern der 
Beklagte im Inlande feinen allgemeinen Gerichtsſtand bat, in dem Walle, 
daß der Beflagte die Heihsangebörigfeit verloren, der Kläger fie aber bebalten 
bat, oder daß beide Parteien die Reichsangehörigkeit verloren baben, der 
Beklagte aber eine andere Staatsangebörigfeit nicht erworben bat.“ 

Der Schlußſatz des Paragrapben ift mir Nüdjicht auf $ 29 E. G. gerechtiertigt. Es 
it Mar, daß die Abjicht der G.P.O., den Betheiligten in allen Källen, wo das deutiche 
Recht gemäß Art. 18 Anwendung findet, einen inländiichen Gerichtsitand zu ſchaffen, 
nit vollfommen verwirklicht ift. Denn nah dem vorliegenden Artifel finden Die 
deutichen Geiete auch Anwendung, wenn der Beklagte, oder wenn felbjt beide Parteien 
nah Verluſt der Neihsangebörigfeit eine jremde Staatsanaebörigfeit erworben baben. 

Gemäß $ 1597 B. G. B. erfolgt die Anfechtung nach dem Tode des Kindes durch 
eine dem Naclahgericht gepenüber abzugebende —— Tas zuſtändige Nachlaß— 
gericht beſtimmt ſich nach dem Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge— 
richtöbarfeit, ef. Anm. zu Art. 24 Schluß. Auch bier find die formalen Vorſchriften 
mit der materiellen Kolliiionsnorm des vorliegenden Artifels in Ginflang gebradt, 
aber wie in der G.B.O,. nur unvollfommen. 

6. Die Anerkennung eines ausländischen Anfechtungsurtheils iſt gemäß S 32> 
C.P.O. ausgeichloifen, wenn das ausländische Gericht gemäk 8 642 CB.O. und das 
angewendete ausländiiche Necht gemäß dem vorliegenden Artikel nicht zuitändig war, 
endlih wenn die Anerfennung gegen die quten Zitten oder negen den Zweck eines 
beutichen Geſetzes verſtoßen würde. (Nicht erfordert iſt die verbürgte Gegenſeitigkeit, 
ei. Schlußſatz des $ 328.) 


Redtsverhältuiß zwifchen Eltern und chelidien Kindern. 
Artifel 19. 


Das Nechtsverbältniß zwiichen den Eltern und einem ehelichen Ninde 
wird nach den deutichen Geſetzen beurtbheilt, wenn der Water und, falls der 
Vater geitorben ift, die Mutter die Neichsangebörigfeit beſitzt. Das Gleiche 
gilt, wenn die Neichsangehörigfeit des Waters oder der Mutter erlojchen, 
die Neichsangehörigfeit des Nindes aber beiteben geblieben tft. 

E. II $ 2225; Reichst. Vorl $ 18; Prot. S. 8267. (VIE. 62, 227, 228.) 

I. Allgemeines. Ter Artifel enthält die Kollifionsnorm für die Wirkungen 
des zwiſchen den Eltern und dem Ninde eriitent gewordenen Verbandes, und zwar 
gleichmäßig tür Die perſönlichen Nechtsbezichungen, ſowohl im „Allgemeinen“ als 
auc hinsichtlich der „elterlichen Gewalt”, SS 1616 bis 1625, 1626 bis 1637, und für 
die vermögensrechtlichen Beziehungen (stindesvermögen), SS 1038ff. B. G. B. 
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Der Artikel erklärt als maßgebendes Statut das jeweilige Perjonaljtatut der 
StaatSangebörigfeit des Vaters. Das iſt eine Abweichung von dem Prinzip des 
Art. 14, injofern nicht dad PBerjonaljtatut des Vaters und des Kindes nleihmäßig 
berückfichtigt wird, vielmehr nur dasjenige des Vaters, und hinfichtlich der vermögens: 
rechtlichen Beziehungen eine Abweichung von dem Prinzip des Art. 15, inſofern nicht 
das Perſonalſtatut zur Zeit der Geburt, fondern das jeweilige Perfonaljtatut ent: 
iheidend iſt. Die eritere Abweichung erklärt fih mit Rückſicht auf die dominirende 
Stellung des Baters, welche derielbe in Gemäßheit des materiellen Rechts, insbeſondere 
mit Rückſicht auf die väterliche (elterlibe) Gewalt bat; die lettere Abweichung ift 
damit begründet, daß die Nectsverhältniffe am sindesvermögen nicht in gleicher 
Weiſe, wie diejenigen am Ehegut, dem Prinzip der Unmwandelbarfeit zu unterwerfen 
iind. Denn die elterlihe Gewalt it eine zeitlich begrenzte, und das Atorreftiv gegen 
die Unmwandelbarfeit, wie es durch die Freiheit zum Abichluß von Eheverträgen geboten 
wird, feblt bier, ef. auch v. Bar, Theorie II S. 552. Tie Maßgeblichfeit des 
jeweiligen Berfonalftatuts bewirft, daß es auch auf das Statut zur Zeit des Erwerbs 
eines beitinnmten Wermögensitandes nicht anfommt, und entipricht der bisherigen 
Braris, ef. R.®. bei Bolze I Nr. 45 ©. 10, A. Meinung biöher v. Bar, Theorie 
a.a. O. ©. 553. Es muß alfo beiipielsweile dad von dem Sohne eines Gngländers 
erworbene Kapital dem väterliben Niekbrauch unterworfen werden, jobald der Bater 
die Neihsangebörigfeit erwirbt, obwohl das zur Zeit des Erwerbs maßgebende englische 
Recht (ef. v. Bar a. a. O. ©. 551 Anm, 1) den väterlihen Nießbrauch nicht Fennt. 

Tas Perionalitatut des Vaters und basjenige des Kindes iſt nad 
den Grundſätzen des deutihen Indigenatsgeſetzes regelmäßig dafjelbe. 
Ausnahmen fünnen aus ähnlichen Gründen eintreten, wie fie bei Art. 14 Anm. 1d 
dargeftellt find, ef. Fahn, Komm. 3. R.G. vom 1. Juni 1870, insbefondere Anm. zu 
SS 11 und 19 1.e. Es fann aber auch eine mehrfahe Staatsangehörigfeit des Kindes 
eines deutichen Waters begründet fein, 3. B. wenn das ind in einem Staate geboren 
wird (Argentinien), in welchen das tus soli gilt, ef. Art. 29 Anm. 3. 

Hatte die elterlihe Gewalt ihr Ende erreicht, weil das Kind grofjährig geworden 
war, ſo kann jte nicht wieder aufleben, wenn auch der Vater nachträglich die Reichs— 
angebörigfeit erwirbt und das Kind nach deutſchem Geſetze noch feiner Gewalt unter: 
worfen wäre, Mariolle in Seuff.Bl. ſ. R.A. 1895 ©. 312, 313. 

2, Ausnahmen des Sat 1 Halbjag 2 und des Sat, 2: 


a) wenn der Vater geitorben it. Dann tritt, entiprechend dem bisherigen 
Recht, hauptiächlich aber entiprechend den Grundſätzen des B.G.B. über die elterliche 
Gewalt, die Ztantsangehörigfeit der Mutter als maßgebliche an die Stelle; 


b) wenn der Vater, oder für den Tall zu a die Mutter, die Neihsangebörigfeit 
verloren bat, obne daß damit für das Kind der Verluſt der Reihsangebörigkeit ver: 
fnüpft iſt. Dann tritt als maßgeblihe Staatsangebörigfeit die Staatsangehörigkeit 
des Kindes an die Stelle. Auch dies entipricht dem bisherigen Net. Man gebt 
davon aus, daß die elterliche Gewalt in erjter Yinie ein Schußmittel für das Kind 
und erit in zweiter Yinie eine forrelate Berechtigung der Eltern daritellt, ef. die 
analoge Ausnahme in Art. 14 Abi. 2, Hat der Vater die Neihsangebörigfeit ver: 
loren, obne eine neue Staatsangebörigfeit zu begründen, jo ergiebt ſich die Maß: 
aeblichfeit des deutihen Rechts ſchon gemäß Art. 29. Hat umgefehrt das Kind 
jelbitändig unter Werluft der Neihsangebörigfeit eine fremde Staatsangebörigfeit 
erworben (mit Genehmigung des Waters und Bormundichaitsgerichts), jo bleiben 
natürlib ebenfalls die deutichen Geſetze beiteben (im Prinzip früher anders 
Seuffert 24 Wr. 2). 

Ueber Fälle, in welchen der Verluft der Neichsangehörigfeit der Eltern eintreten 
fann, obne daß die Kinder die —— —— verlieren, ef. 58 19, 21 Abſ. 2 des 
R.G. vom 3. Junt 1870, B. G. Bl. 355 in der Faſſung des Art. i, III, IV Es. 

3. Internationalrechtliche Tragmeite. Der Artifel entbält eine unvolfftändige, 
nur einjeitige Nollifionsnorm. Gr regelt lediglich den Anmwendungsbereich des deutichen 
Rechts. Ueber die Beitimmung des Anwendungsbereihs des ausländiichen Rechts 
ci, oben Borm. IV Seite 14, (Ueber die Anwendung der SS 1666ff., 1650 3.6.2, 
auf Ausländer vgl. Mariolle in Seuff.Bl. F. RA. 1895 ©. 315.) 

Ginihränfungen des Anmwendungsbereihs des deutſchen Rechts können fich 
ergeben 

a) aus Art. 25 dahin, daß das deutiche Necht für Nechtsverbältmiffe, welche 
an im Auslande belegenen Grundſtücken begründet find, nicht Platz greift, wenn das 
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Auslandöreht binfichtlih der einzelnen zum Kindesvermögen gehörigen Gegenitände 
bejondere Grundſätze binfichtlih des Erwerbes und _Verluftes aufftellt und damit für 
dieielben ein beionderes forum rei sitae ftatuirt. So das engliich-amerifaniiche Recht 
bezüglich der Immobilien, v. Bar, Yebrb. S. 9; } 


b) daraus, dak in Art. 134, 135 E.G. den Yandesgeießen vorbehalten ift, be- 
fondere Vorſchriften binfichtlib der religiöfen Erziebung und Swangserziebung der 
Kinder zu erlaſſen, wodurd ihnen die Möglichfeit gegeben tft, auch eine abweichende 
KRollifionsnorm zu ftatuiren. 


4. Materiellrechtliche Tragweite. Dem Statut diejes Artifels find die oben 
zu 1 angeführten VBorichriiten des B.G. B. unbeichränft unterworfen. 


a) Nie ftebt es aber mit den Vorjchriften des $ 1635 über die Erziehung der 
Kinder aus geihiedenen Ehen? VBerneinend für den bisherigen Rechtszuſtand Seuffert 
32 Nr. 203, 33 Nr. 97, 38 Nr. 1, 40 Wr. 2, Gierke lS. 237. Hiernach ſoll das 
Statut des Art. 17, aiſo das Verjonalitatut des Vaters zur Zeit der Grbebung der 
Eheſcheidungsklage, "maßgebend fein. Für den Wall, daß die Erziehungsfrage im 
ausländiſchen Urtheil ſelbſt geregelt iſt, wird man die Maßgeblichkeit des Scheidungs⸗ 
Kent jedenfalls unbedingt anerfennen müſſen, ebenijo Niemeyer Ant. Priv. ©. 157. 

A. Meinung Pland S. 64 mit dem Hinweis darauf, dak das die Rechtsverhältniſſe 
wiſchen den Ehegatten regelnde Urtheil nicht das Rechtsverhältniß zu den Kindern 
beſtimmen könne, welches in den SS 1635, 1636 weſentlich im Intereſſe dieſer geregelt 
ſei. Allein es iſt nicht abzuſehen, warum, wenn die Regelung dieſes nicht zum wenigſten 
das öffentliche Intereſſe berührenden Nectöverbältnifies im Ausland durch eine andere 
Webörde als den Vormundicaitsrichter zuftändig erfolgt, diefer Regelung bei uns die 
Anerfennung verjagt werden jolle. — In, jedem alle aber wird das deutiche Vor: 
mundichaftsgericht gemäh $ 1635 Sat 2 — ſein, eine abweichende Anordnung 
au treffen, ef. Art. 17 Note 4d, Art. M Note 36 

b) Wie jteht es mit der Beendigung Der eltertichen Gewalt im Falle der 
Berheirathung? Hier fann ein Konflift mit den Statuten der Art. 14 und 15 ein: 
treten. Die Beendigung der elterliben Gewalt muß bier anerfannt werden, wenn 
fie nur nach einem der betheiligten Perjonalitatute eintritt, ef. Niemeyer, Vorichläge 
©. 213 ff., v. Bar, Lehrb. ©. 89, 

c) Wie ſteht es mit der Witerhattspflicht, 88 1601 ff. B.G. B.? Im Verbältnik 
des Vaters negenüber dem Kinde fann ein Zweifel nicht obwalten. Umgefehrt fann 
aber nicht das Statut des vorliegenden Artikels, fondern nur dasjenige des Kindes 
maßgebend jein. 


d) Form der Nechtsafte, z. B. Verzicht auf väterlibe Nußniehung, $ 1662. 
Hier iſt gemäß Art. I1 Abi. 1 Ep t in Verbindung mit dem vorliegenden Artikel 
das Statut dieſes Artikels prinzipiell maßgebend. Es genügt jedoh auch gemäß 
Art. 11 Abi. I Sab 2 die form des Grrichtungsortes. 


. Zultändiges Gericht für einen Nechtsitreit, der die Keititellung des Beitebens 
oder Nichtbeitebens eines Eltern- oder Kindesverhältniſſes zwiſchen den Parteien oder 
die Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbeitebens der elterliben Gewalt der einen 
Partei über die andere zum Gegenitande bat, it gemäß SS 12, 13, 16 C. P.O. der 
allgemeine Gerichtsſtand des Beklagten. Eutſprechend dem „erweiterten materiellen Zus 
ftändigfeitsbereih des vorliegenden Artifels iſt aber in S 642 6. P. O. aud die for: 
melle Zuftändigfeit erweitert, ef. darüber Art. 18 legte Note. Für den vorliegenden 
Artikel ijt durch dieſe Regelung die Möglichkeit einer vollfommenen Durchführung des 
deutſchen Rechts gewährleiitet. 

Ueber das zuſtändige Bormundichaftsaerict, ſoweit daſſelbe bier in Funktion 
zu treten bat, ef. Art. 23. 


6. Keine Kolliſionsnorm beitebt für das Nectsverbältnik der Verwandten zu 
einander im Allgemeinen, insbejondere für die neiegliche Unterbaltspflidt 
88 1601ff. B. G.B. - Entwurf IS 12 (und ILS 2258, ILS 2377) — beitimmte, darüber, 
daß fir Die geießliche Unterbaltspflicht der "Berwanbten umbeichadet der über die 
rechtliche Stellung der Eltern und Kinder gnenebenen Borichriiten) die Geſetze des 
Staats maßgebend fein follen, welchem die Berwandten zu der für die Unterbalts: 
pflidht in Betracht fommenden Zeit angehören. Gehören die Verwandten zu bieier 
Zeit verschiedenen Staaten an, fo foll die Unterhaltspflicht mur infomeit beiteben, als 
fie nach den Geſetzen jedes der beiden Staaten begründet it. Dieſe Grundſätze werden 
als richtig anerfannt werden fönnen, auch wenn fie nicht geltendes Geſetz geworden 
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find. Für deutſche Verbältniife fommt bier nur in Betraht dad Verbältnik zwiſchen 
Voreltern und entfernteren Abfömmlingen, fowie zwiſchen dem unebelihen Kinde und 
einem Verwandten der Mutter, vgl. Bem. 3 zu Art. 20, 


Redhtsverhältuiß zwiſchen einem nuchelihen Kiude und defen Mutter. 
Artikel 20, 


Das Nechtsverhältnig zwiſchen einem unebelihen Kinde und deſſen 
Mutter wird nach den deutſchen Geſetzen beurtheilt, wenn die Mutter eine 
Deutiche it. Das Gleiche gilt, wenn die Neichsangehörigfeit der Mutter 
erlojchen, die Neichsangehörigfeit des Kindes aber —— geblieben iſt. 

— 11 $ 2256; Reichst. Vorl. $ 19; Komm.Prot. S. 8267. (VI ©. 68.) 

. Der Artikel regelt die Kolliſionsnorm Besüglich | des Rechtsverhältniſſes des 
unchelien Kindes zu feiner Mutter, und zwar ſowohl binfichtlich jeiner Entjtebung 
als auch jeiner Wirfungen, ef. $$ 1705 bis 1707. 

2. Er regelt dieſe Kolliſionsnorm entiprechend den beiden vorbergebenden Artikeln 
einjeitig durch Bejtimmung des Anwendungsbereihs des deutichen Rechts. 
Die Kollifionsnorm ift die gleiche, wie binfichtlich des ehelichen Kindes einer deutichen 
Mutter, deren Ehemann geitorben ift, Art. 19 Sat 2 

3. Keine Kollifionsnorm wird aufgeftellt binfichtlih des im $ 1705 B. G. B. 
geregelten VBerbältnifies zu den Verwandten der Mutter. Es muß bier das 
tür die weitere Verwandtichaft im Allgemeinen gültige Statut maßgebend jein, vgl. 
Bem. 6 zu Art. 19. 

Ueber Anmwendungsfälle des Sat 2 diefes Artifeld ef. Art. 19 Bem. 1 u. 2. 

4, Planck E. G. ©. 67 erörtert die Frage, ob dur das nach vorliegendem Artikel 
maßgebliche Statut, wonach jeweilige Staatsangebörigfeit der Mutter enticheiden fol, 
im all des Wechſels der Staatsangehörigfeit auch das unter ber Herrichait des 
jrüberen Gejeged erworbene Recht auf einen andern Namen alö den der Mutter 
verloren geben kann, und verneint dieſe Frage. Wäre dieje Enticheidung richtig, jo 
müßte fie jedenfalls für die Fälle der Art. 14 und 19 in entiprehend gleihem Sinne 
ausfallen, wenn das bisher maßgebliche Auslandsreht andere Grundſätze über bie 
Namenführung auch in diefen Fällen enthält. Das aber würde zu wenig annehmbaren 
Ergebnifjen führen. Hätte der Geſetzbeber die Regelung im Planck'ſchen Sinne 
gewollt, jo hätte ed doch nahe gelegen mit Rückſicht auf die in Art. 208 Abi. 1 für 
die Uebergangszeit gegebene Vorſchrift, die gleiche poſitive Vorſchrift auc bier zu 
treffen, um to mehr, alö das Analogon des Art. 17 Abi. 2 für eine ſolche Regelung 
vorbildlich fein fonnte. 


Rechtsverhältniß des unchelihen Kindes zu feinem Vater. 
Artikel 21. 


Die Unterhaltspflicht des Baters gegenüber dem unehelichen Kinde 
und jeine Verpflichtung, der Mutter die Koſten der Schwangerjchaft, der 
Entbindung und des Unterhalts zu erjegen, wird nach den Gejeten des 
Staates beurtheilt, dem die Mutter zur Zeit der Geburt des Kindes angehört; 
es fünnen jedoch nicht weitergehende Anjprüche geltend gemacht werden, als 
nad den deutichen Gejegen begründet jind. 

E. II 8 2257; Reichst. Vorl. $ 20; Brot. S. 8220—8277 (VI ©. 68), KB. 2109, 
Sten.B. 3024. 

1, Allgemeines. Die Kolliiionsnormen der verschiedenen Länder bezüglich des 
vorliegenden Recdtöverbältnijies find außerordentlich verichieden geftaltet. Für das 
3.8.8. fonnte die Alimentationspfliht des unebelichen Erzeugers alö einer Abart 
der allgemeinen familienredtlihen Alimentationspflicht nicht mehr in Frage fommen, 
da nad $ 1589 Nbi. 2 des B.G.B. das uneheliche Kind mit feinem Vater nicht ver: 
wandt tft. 
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Während alio die aus der VBerwandtichait entipringende Alimen: 
tations= und Dotationspfliht nah dem Berjonalftatut des Verpflichteten 
fich beurtbeilt, ef. von Bar, Theorie IS. 555, Bolze, Praris 4 Nr. 15, Entſch. d. R.G. 
17 ©. 227, richtet fih die vorliegende Alimentationspfliht nah dem Berionalitatnt 
deö Berechtigten, indem die Staatsangebörigfeit der Mutter zur Zeit der Ge 
burt enticheidend ift. Dies entipricht der berricenden Meinung und auch der älteren 
Praris des größten Bundesitaates, ef. Rehbein, Entih. I S. 77, nur mit der Maß— 
gabe, dak jett an Stelle des Tomizils die Staatsangebörigfeit getreten ift. Tie 
eigenartige Behandlung dieſer Kolliftionsnorm it begründet mit Rückſicht auf die 
zwingende Natur der territorialen Borichriften über dieſes Rechtsverhältniß, das 
Intereſſe des Staates binfichtlih der Armenpflege und endlib mit Rüdficht darauf, 
daß die Unterhaltspflicht des umebelihen Vaters nicht in dem Make wie diejenige der 
Verwandten zu einander eine jich ſtets ermeuernde (S 1614) iit, da fie — Genehmigung 
des Vormundichaftsgerihts vorausgeieht — durch eine einmalige Abfindung zu be 
feitigen ift, S 1714 B. G. B, ef. Neumann, Intern. Priv.R., Berlin 1896, S. 12h, 
Barazetti ©. 8. 

2, SInternationalredhtlihe Tragweite. Die Kollifionsnorm tft eine bell: 
ſtündige. Sie regelt qleihmähig den Anmwendungsbereich des In- und Auslandsredts, 
und zwar bier mit Ausſchluß der Rückverweiſungsmöglichkeit. Denn Art. ?i 
nimmt auf diefen Art. 21 feinen Bezug. Wenn alio das unebelihe ind einer Aus: 
länderin, nad deren Recht der Girundiaß la recherche de la paternite est interdite 
gilt — wie im Code eivil — bei einem deutſchen Gericht den deutichen Water auf 
Alimente verflagt, jo iit es abzuweiſen, auch wenn das internationale Privatrecht ibres 
Yandes den fraglichen Nechtsiall dem deutichen Recht als der lex fori unterftellt, bier: 
nach alio die Klage zulällig wäre, ebenio Niemever S. 161 Bem. 1. N. Meinung 
Barazetti&. 91 und Kublenbed S. 45 (welder lekterer aber feinen Gewährsmann 
Niemeyer mißverſteht und fich jelbit S. 55 wideripridt); ef. Näheres Bem. Wr. 3ca« 
zu Art. 27 6,68. 

3. Unterhaltspfliht dem Kinde, und Eriagpflict der Mutter gegenüber. Ter 
Artifel stellt nur für diejenigen Verbindlichfeiten des Vaters gegenüber dem Kinde 
und deſſen Mutter eine NRolliiionsnorm auf, welche in SS 17085 bis 1716 B. G. B. 
geregelt find. Er jtellt feine Kolliiionsnorm auf 

a) hinfichtlih der Präjudizialfragen des Unterhaltsanipruds als freiwillige und 
erzwungene Anerkennung der Vaterſchaft. Hier ift das gleihe Statut mahgebend, 
arg. Art. 208 6,8. ; 

b) über das Verhältniß zu den Verwandten des Vaters, ſoweit ein Unterbalts- 
aniprud gegen diefe nah Auslandsrechten gegeben iſt. Hier ift das Perſonalſtatut 
des Verpflichteten enticheidend nad allgemeinen Grundſätzen, ef. von Bar, Theorie I 
©. 562, Seuffert 30 Nr. 222, 31 Ar. 1, Entſch. d. Ob.Trib. XX ©. 300 ff. Nicht 
bierber gebört die Unterbaltspflicht der Erben des Waters S 1762. Diele unterliegt 
vielmehr dem Statut des vorliegenden Artikels, wie ich abweichend von der 1. Aufl. 
und Enneccerus:tebmann Bürg.R.S. 35 nunmehr mit Niemeyer Int.Priv. 
S. 162 u. Pland ©. 65 Bem. 3a annehmen möchte; 

e) hinsichtlich der Schadenserſatzverbindlichkeiten, die in Folge Herbeiführung 
der Beimohnung durch Hinterliit, Drobung oder Mißbrauch eines Abbängigfeitöver: 
hältniſſes, $ 825, oder aus Deflorationsaniprücden oder endlih nad den allgemeinen 
Grundſätzen des 25. Titel erwachſen. Hier ift lediglich bie Kollifionsnorm des 
Art. 12 maßgebend, welche übrigens binfichtlih des Umianges der Verpflichtungen 
des inländiichen Schuldners die gleihe Norm aufitellt; 

d) abgejeben von der Norm des Satz ?, binfichtlih der weitergehenden Anz 
ai welche das ausländische Necht bezüglich Ausftattung von Brautfindern u. f.w. 
aufitellt; 

e) hinsichtlich der erbredtlihen Anſprüche der unebelichen Kinder. Sole find 
zwar nah B.G. B. ausgeichlojien, SS 1705, 1589 Abf. ?. Die maßgeblihe Kolliiions: 
norm aber für deutiche und ausländiiche Kinder gegenüber dem ausländtichen Water 
it aus Art. 24, 25 E. G. zu entnehmen, 

Ausnahme. Fine Ausnahme von der prinzipiellen Kollifionsnorm enthält Sag 2 
dahin, daß genen einen deutichen Erzeuger nicht weitergebende Anſprüche aeltend ge: 
macht werden können, als nad den deutichen Geſetzen begründet find, ef. die analoge 
Beltimmung des Art. 12, Nur die Einklagung und Beitreibung der bier in Mede 
ftebenden Anſprüche im Inlande it ausgeſchloſſen. Im Uebrigen it deren Berüd: 
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Nichtigung, 3- 3. B. als Präjudizialfrage in einem anderweiten Rechtsſtreit nicht unterjagt. 
Sat 2 fleili einen Anwendungsfall des in Art. 30 niedergelegten Grundſatzes dar und 
unterliegt daber derielben rechtlihen Beurtbeilung wie diefer, cf. Bem. dort, 

4. Ehwangerihaft. Die Beitimmung bezüglich der Koſten der Schwangerichaft 
it vom Reichstage hineingeießt, Sten. Ber. ©. 3024, 

Zeitpunft der Geburt, nicht derjenige der Konzeption, wie die neuere 
Praxis des Preuß. Ober-Tribunals ftatuirte, ef. Nebbein, Entid. I ©. 77. Es fann 
alio die Mutter in der Zwilchenzeit dur den Wechſel ihrer Staatsangebörigfeit An: 
ſprüche ihres Kindes eriltent machen, 

Auf den Zeitpunkt der Konzeption will Barazetti S. 90 abitellen, wenn eine 
vorläufige Vorſorge für einen unebelihen Foetus, $ 1716, in Frage ftebt. Richtiger 
aber wird es jein, den Zeitpunft des Erlaſſes der einitweiligen Verfügung entſcheiden 
zu laifen, Stellt fich nachträglich bei der Geburt heraus, daß die Mutter in dieſem Zeit— 
punkt keine Deutſche mehr iſt, ſo wird — falls nicht gemäß Art. 29 dennoch die deut: 
ſchen Gejege Anwendung finden — die einftweilige Verfügung ev. aufzuheben jein, vgl. 
Niemener Int. Priv. S. 163 und Pland ©. 68. 

6, Ueber den Honflift der örtlichen Kolliſionsnorm des vorl. Art. mit der zeit: 
lichen Kolliiionsnorm des Art. 208 vgl. Einleit. zum IV, Abſchn. und Bem. zu Art. 208. 


Lroitimation uud Adoption. 
Artikel 22, 

Die Yegitimation eines unebelichen Kindes jowie die Annahme an 
Ktindesitatt beſtimmt fich, wenn der Vater zur Zeit der Legitimation oder 
der Annehmende zur Zeit der Annahme die Neichsangehörigkeit beiigt, nach 
den deutſchen Geſetzen. 

Gehört der Vater oder der Annehmende einem fremden Staate an, 
während das Kind die Reichsangehörigkeit beſitzt, ſo iſt die Legitimation 
oder die Annahme unwirkſam, wenn die nach den deutſchen Geſetzen erforder 
liche Einwilligung des Kindes oder eines Dritten, zu dem das Kind in 
einem familienrechtlichen Verhältniſſe ſteht, nicht erfolgt iſt. 

E. II 88 2253, 2254; Reichst. Vorl. $ 21; Prot. S. 8269-8274 (VI S. 63—67). 

1. Allgemeines. Der Artifel enthält eine Kollifionsnorm für die Borausjegungen 
des durch die Legitimation und Adoption fünftlih geihaffenen Fami— 
ltienverbandes, und zwar jowohl für die VBorausjegungen der Begrün— 
dungsafte ſelbſt als auh für deren Wirkungen in Anfehbung des zu 
ihaffenden Familienverbandes. Ueber die Nechtswirfung des Familienver— 
bandes jelbjt enticheidet, was das Verhältniß zwiſchen Vater und sind anbelangt, 
das Statut des Art. 19. Was das Verhältniß zu den Verwandten des Baterö an: 
belangt, 3. B. die gegenseitige Unterbaltspflicht, jo das hierfür allgemein maß: 
gebende Statut anzuwenden, vgl. Ben. 6 zu Art. 19. 

a) Der Artikel erklärt für maßgeblich das Verfonalitatut der Stantsangehörigfeit 
des Baters (Ndoptirenden) zur Zeit der Bornahme des Rechtsaktes. Die Beitimmung 
des maßgeblichen Zeitpunftes ſtimmt überein mit den Statuten der Art. 13 und 18 
und ift prinzipgemäß. An Stelle der „Geburt“ des Art. 18 tritt hier der entiprechende, 
den Familienverband ſchaffende Begründungsaft. Dies entipriht dem bisherigen 
Recht, v. Bar, Lehrb. ©. 88. Die Beitimmung der Staatsangebörigfeit des Vaters 
(Adoptirenden) als maßgeblide ftimmt in Abmweihung von Art. 13 überein mit 
Art. 18 und fit nerechtfertigt binfichtlih der Yegitimation damit, daß das Kind als 
außerebeliches ſchon in einem natürlichen Verbande zum Vater ftebt, binfichtlich beider 
Nechtöafte der Legitimation und Adoption aber ferner damit, daß die beichränfenden 
Vorſchriften über die Yegitimation und Adoption vorwiegend im Intereſſe des Vaters, 
um dieſen vor Lebereilung ꝛc. zu ſchützen, und bezw. im Intereſſe von deſſen Ber: 
wandten gegeben find. Nah dem bisherigen Recht galt überwiegend bezüglich der 
ne das a —— jedes der Betheiligten, v. Bar ©. 534, 547, ef. aber 
(sierfe 
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b) Der Artifel enthält feine Kolliiionsnorm für den all, dat der Vater oder 
Annebmende zur Zeit der Yegitimation oder Adoption bereits geitorben iſt. Nach 
Niemeyer, Borihläge S. 226 ſoll bier die Staatsangebörigfeit des Veritorbenen 
gleichfalls enticheidend fein. Dem it beisuftimmen, zumal da foldenfall die Legiti— 
mation und Adoption nur zuläffig iſt, wenn die vorbereiteten Schritte bereits vor 
dem Tode getban find, SS 1733, 1753, B. G. B. 

2, Internationalredtlidge Tragweite. Die Kollifionsnorm des Abi. 1 iſt eine 
einjeitige, welche lediglib den Anmwendungsbereih des deutihen Rechts renelt. 
Auh im Abi. 2 ift über den Anmwendungsbereih des ausländiihen Rechts pojirio 
nichts normirt. Es ift dort nur der Wall, daß irgend ein Auslandsrecdt die Frage 
nah der Wirfiamfeit einer Yegitimation oder Adoption enticheidet, zum Zweck der 
Normirung der inländiichen Kolliiionsnorm in Berüdfihtigung gezogen. Tie Regelung 
des Anmwendungsbereihs des ausländiihen Rechts ift bier wohl insbejondere um des— 
willen vermieden, weil die Nectsafte der Legitimation und Adoption zum Theil um 
Ausland umbefannt find; jo ift dem engliichzamerifaniihen common law und dem 
ruffiiben Recht die Yegitimation unbefannt, und das franzöfiiche Recht und ein Tbeil 
der Schweizer Rechte fennen feine Yegitimationen durch Ehbelichfeitserflärung (Auf: 
zäblung bei Cahn, Komm. S. 111), Zudem hängen dieſe Nectsafte vielfach mit dem 
öffentlichen Recht zufammen, infofern von ihnen der Erwerb und Berluft der Staats 
angebörigfeit abhängig iſt. Nah dem deutſchen Indigenatsgeſetz SS 2, 4, 13 bat 
wenigitens die ———— dieſe Wirkung. Die Ausfüllung der Lücken hat nach den 
oben Vorbem. VI entwickelten Grundſätzen zu erfolgen. 


3. Ausnahmen von dem Prinzip des Sat 1 ftatuirt 


a) Ubi. 2 des Artikels dabin, daß bei verfhiedener Staatdangebörig: 
feit des Vaters (Annehmenden) und bes Kindes, für den Fall, daß das 
Kind die dbeutihe Staatdangebörigfeit bat, die deutihe Staats— 
angebörigfeit des Kindes infomweit entiheidend jein foll, als es fih um 
die ipeziellen in den $$ 1726, 1728, 1729, 1746, 1748, 1751 B. G. B. geregelten 
Schusvorichriften (Einwilligung des Kindes, geſetzlichen Vertreters, 
VBormundihaftsgerihts, Eltern, Ehegatten) für das Kind bezw. deſſen 
Familie handelt. Das entſpricht in jedem Fall den Grundſätzen des bisherigen 
Rechts und ift auch infofern angemejien, als gemäß $ 13 des Geſetzes vom 1. Juni 
1870 mit der ausländiichen Yegitimation die Neichsangebörigfeit erliiht. Darüber 
hinaus darf aber eine Berüdfichtigung des Perjonalitatutes des Kindes nicht erfolgen. 
Auch die Ausnahme des Abi. 2 it als einfeitige Kollifionsnorm geregelt, welche über 
das Prinzip hinaus lediglih den Anmwendungäbereih das deutſchen Rechts erweitert. 
An dem entiprehenden Sat 2 des $ 2253 E. II war diefe Ausnahme als vollitändige 
Kollifionsnorm dahin geregelt: „Das Erforderniß der Cinwilligung des Kindes oder 
der Einwilligung Dritter, in denen das Kind in einen familtenrechtlihen Verbältnifie 
ſteht, beitimmt ſich nach den Gleichen des Staates, welchem das Kind zur Zeit der 
Yegitimation angehört.” Wir glauben, daß eine entiprechende Ausdehnung unserer 
Kollifionsnorm, jofern nur das ausländiihe Recht äbnlibe Schukvoridhriften für das 
Kind enthält wie das deutiche Geſetz, wird erfolgen müſſen, bezw. daß der Abi. ? 
nur äußerlih eine Ausnabme ftatuirt, tbatiächlib ein dem Abi. 1 nebengeordnetes- 
Prinzip wiedergiebt, ef. oben Vorbem IV 2&, 15, 4. Meinung Pland ©. 75, 
dagegen im Grgebnik übereinjtimmend mit uns Niemeyer Int Priv. ©. 158. 

An jedem Fall dürfte ein deutiches Vormundſchaftsgericht bei Nichterfüllung 
der bezüglichen ausländiihen Vorſchriften im Fall des $ 1741 B. G. B. die Beſtätigung 
verfagen fünnen und müflen. 

Die Ausnahme des Abi. 2 eritredt fih nur auf die Annahme an Kindesitatt, 
nicht auch auf die Aufhebung der Adoption, SS 1768. B. G. B. 

b) Fraglich ericheint, ob auch Art. 25 bier Anwendung finden muß, wenn bie 
lex rei sitae die Legitimation nicht anerkennt, 3. B. das engliihe Recht für die Erb— 
folge in engliihen Jmmobiliarbefig, ef. v. Bar, Lehrb. S. 88. Mit Rüdfiht darauf, 
day Art. 28 den vorliegenden Artifel nicht in Bezug nimmt, wird biefe Trage aber 
zu verneinen jein. 

4. Materiellrehtlihe Tragweite. Der Artikel eritredt ſich auf die ſämmtlichen 
Rorichriiten des B.G. B. über die Legitimation, SS 1723 bis 1740, und die Mdoption 
bezw. Arrogation, SS 1741 bis 1772 B. G. B. ef. zu I, alſo insbefondere auf die 

a) Borausfeungen der Legitimation und Adoption. Wie fteht es aber mit 
der Präjudizialfrage der Abjtammung vom Vater, der Präſumtion bezw. Anerkennung, 
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S 1720? Hier wird u. E. das Statut des Art. 21 maRgebend jein müſſen. Die 
Entſcheidung dieier Präjudizialfrage erbeiicht die Beantwortung nah einem einheitlichen 
Statut. Im lebrigen ift die Yegitimation eines Kindes aus inceftuofer Ehe gemäß 
8 1732 B. G. B. bei uns nicht zuläſſig, wenn auch das Kind nach Auslandsrecht dieſe 
Fähigkeit haben würde. Dagegen können adulterini, welche nach Auslandsrecht nicht 
legitimirt werden können (ef. Code eivil art. 331, 335 und die bei Cahn a.a. O. 
S. 117 aufgeführten fremden Geſetze), bei und legitimirt werden. 


b) Wirkungen der Legitimation und Adoption, cf. oben zu 1. Weber die Frage, 
ob die deutſche Yegitimation und Adoption auch die bejonderen Standesprivilegien 
überträgt, wenn das urſprüngliche Berjonalitatut des Vaters die Yegitimation und 
Adoption nicht anerkennt bezw. ihr wenigitend nicht derartige Wirkungen beimißt, 
ef. v. Bar, Theorie I S. 540, 

€) Form der Legitimation und Adoption. Auch dieje ift prinzipiell dem vor: 
liegenden Statut unterworfen, Art. 22 in Verbindung mit Art. 11 Sat 1. Daneben 
gilt jedoch zur Auswahl die Form des Errichtungsortes gemäß Art. 11 Abi. 1 Satz 2. 
Zu beachten ift jedoch bezüglich der Legitimation, daß die Form des Errihtungsortes 
tür die im Inlande erfolgte Yegitimation per subsequens matrimonium gemäß Art. 13 
Abi. 3 eine ausſchließliche iſt und daß auch für die Yenitimation durch Ehelichkeits— 
erflärung das Statut des vorliegenden Artikel infofern ein ausfchließliches ift, als 
dielelbe von Seiten des deutichen Vaters nur bei der deutihen Behörde nachgeſucht 
werden fanı. Nur für die Form des Antrags und der Ginmilligungs: 
erflärung, $ 1730, fommt die Regel locus regit actum in ihrer fafultativen Bedeutung 
* Geltung. Unbedingt zur Anwendung kommt dagegen Art. 11 bei der Adoption. 
tur iſt zu beachten, daß das Griorderniß der Beitätigung in 8 1741 B. G. B. feine 
Formvorſchrift tit, denn die Frage nach der Form dieler Rechtsakte war bisher lebhait 
bejtritten, namentlich bezüglich der Yegitimation; (während v. Bar a.a.D. ©. 58 
u. A. die Regel locus regit actum bier ohne Weiteres zuließen, wollten Andere, u. A. 
Niemeyer, Borihläge ©. 267, bie Form des Heimathsgeſetzes ausſchließlich gelten 
laſſen, ef. auch Gebh. Entw. I $ 22 Abi. 2). Abweichend von uns will Niemeyer 
Int. Priv. auch für bie Formvoriehriften der SS 1730 u. 1750 die fafultative lex 
loei actus ausſchließen. Ebenſo wie wir aber Pland S. 71 Bem. 4. — 

d) Aufbebung des durd die Adoption begründeten Rechtsverhältniſſes; (ebenfo 
Planck S. 71 Bem. d, der uns mit Unrecht ald Gegner ſ. Ani. aufführt). Nur 
die re bes Abi. 2 erjtredt ſich nicht auf Die Aufhebung der Adoption, val. 
Bem. 3a a. ©. - 

5. Ueber das zuitändige Bormundichaftsgeriht cf. Art. 23 E.G. 

6. Das zuftändige Prozeßgericht beitimmen SS 640, 641 C. P.O. 

7. Nah $ 328 C.P.O. iſt Die Anerkennung eines ausländiihen Urtheils bei 
uns ausgeichloflen, wenn das ausländiiche Gericht gemäß SS 640, 641 nicht zuftändig 
war ($ 323 Nr. 1), wenn das gemäß dem vorliegenden Art. 22 maßgebende materielle 
Recht nicht angewendet ift ($ 328 Nr. 3), ferner wenn die Anerfennung gegen die 
auten Sitten oder gegen den Zweck eines deutichen Geſetzes verſtoßen würde (Nr. 3). 
Nicht erfordert iſt die verbürgte Gegenjeitigfeit, $ 328 Schlußſatz. 


Vormundschaft und Pflegfchaft. 
Artikel 23. 


Eine Bormundichaft oder eine Pflegichaft fann im Inland auch über 
einen Ausländer, jofern der Staat, dem er angehört, die Fürſorge nicht 
übernimmt, angeordnet werden, wenn der Nusländer nach den Gejeten diejes 
Staates der Fürſorge bedarf oder im Inland entmündigt iſt. 

Das deutjche Vormundjchaftsgericht kann vorläufige Mapregeln treffen, 
jolange eine Vormundichaft oder Pflegichaft nicht angeordnet iſt. 

E. II S$ 2259, 2360; Reichst. Vorl. $ 22; Komm, Prot. S. 8279 bis 8253 
(WI S 08--72). 

1. Allgemeines. Gine allgemeine Kollifionsnorm darüber, nach welchem Nect 
jih das formelle und materielle Bormundichaftsrecht, das leitere nach feinen Borauss 
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jeßungen und Wirfungen, regelt, ftellt das Geſetz nicht auf. Es ift aber aus der 
Faſſung des Geſetzes, ef. Prot. II S. 8279, zu entnehmen, daß das Perionalitatut 
der Staatsangehörigkeit des Mündels die enticheidende Norm abgeben muk (4 
entipricht dies auch der bisherigen Theorie und Praris und dem in eimer Reide 
von Staatsverträgen des Deutſchen Reichs (ufammengeitellt bei Niemever, Tas w 
Deutihland geltende intern. Briv.R., Leipzig 1704, SS 51, 53, 57,59, 00, TE, Sr) 
“und IS) niedergelegten Grundſatz. Dort, wo nad beitebendem Partifularredt das 
Wohnſitzprinzip entiheidend oder wenigitens in gewiſſem Sinne noch enticheidend it, | 
wie nad SS 2 bis 6 preuß. Bormundicaitsordnung, muß dajielbe als beieitigt gelten. | 

a) Die Staatsangebörigfeit des Mündels ijt entiheidend bins, 
fichtlich des gefammten beweglihen und unbewegliben Vermögens, aud 
wenn dafielbe im Auslande belegen iſt. Gs müſſen daber auch diejenigen 
partifularrecbtliben Beltimmungen, 3. B. des Sächſ. B. G. B. $ 1875, welde in 
inländische Grundſtücke von Ausländern die Beſtellung beionderer Bormünder erfordern, 
als bejeitigt gelten. Iſt jedoh nad dem mahgebliben Auslandsreht ein beionderis 
Statut hinſichtlich ſolcher Grundſtücke auch im Vormundſchaftsrecht begründet (fo nad 
öſterreichiſchem Recht, $ 225 B. G. B. und dem Rechte der Vereinigten Staaten, « 
Böhm, Handbuch S. 46; über engliſche Praxis ef. ebenda S. 253), fo wird Art. ?* 
6.8, analog zur Anwendung fommen müſſen; el. aber v. Bar, Yebrb. S. 92 

An Kraft bleiben jerner gemäß Art. 6 E.&. die in diejer Beziebung, v. Bar | 
S. 565, abweihenden Beftimmungen der Staatöverträge. 
. b) Iſt dem Perjonalitatut des Mündels entiprehend eine Vormundichait cin: 
geleitet, jo giebt das am Sin der Normundichattsbehörde geltende Recht für all 
tormellen und materiellen Kragen des Normundichaitsrechts die enticheidende Norm 
ab. Nach ihm richten fih Anordnung und Führung der Bormundichaft, die Fürſorge 
und Aufsicht der Bormundichattsbebörde, die Fäbigfeit zur Uebernahme 
der Bormundichait, die Verbindlihfeiten zwiihen Bormund und Mündel, 
die Verpflichtung des Bormunds zur Inventur und NRebnungslegungsce:. 

e) Für die Berpflidtung zur Uebernahme der Vormundſchaft (Exkuſations— 
Bo fann jedoh nicht das Perionalftatut des Mündels, vielmehr nur dasjeniae 

es Vormunds enticheidend fein, ef. v. Bar, Theorie IS. 554. Es beitimmt daher aud 

8 1785 B. G. B die Verpflichtung lediglich für deutſche Vormünder. 


2. Daſſelbe, was für die Bormundicait gilt, muß auch auf die Pflegſchaäaft 
Anwendung finden, ſoweit dieſelbe in Rückſicht auf die Schußbedürftigfeit einer beſtimmten 
‘Berfon eingeleitet wird. 

Hinsichtlich jolcher Kuratelen, welche erit im Intereſſe eines noch zu ermittelmden 
Nectsiubjeftes eingeleitet werden, 3. B. cura heriditatis jacentis, B. G. B. SS 1915, 
1960, 1962, eura ventris nomine, $ 1912, wird das für das entiprechende Rechts— 
verbältnik mahgebende Recht enticheidend fein müſſen, ef. v. Bar, Theorie IS. 50, 
alio bei der cura heriditatis dasjenige des Art. 24 E. G. 


3. Ausnahmen. Für Ausländer greift nach Boritebendem das deutſche Vor— 
mundſchafts- und Pflenichaitsrecht weder tormell noch materiell Plag. Ausnahmen 
ftatuirt der vorliegende Art. 23 jedoch nach zwei Nichtungen: 

a) imjofern, als die materiellen Vorausſetzungen der Schupbedürftigfeit nad 
dem an fi maßgeblichen Auslandsredht nicht vorzuliegen brauchen, wenn der Aus» 
länder im Inlande entmündigt iit, 

b) iniofern, als unter der Borausietung, daß die Shukßbedüritigfeit 
nah Auslandsredbt und besw. dem ad a mahgeblidben Inlandsrecht ge: 
neben ift, die Zuftändigfeit der deutihen Gerichte für den Fall Plak greift, dat; das 
Ausland die Uebernahme der VBormundichaft abichnt. 

Die Ausnahme zu a rechtiertigt ſich mit Rückſicht darauf, daß gemäß Art. 5 
EG. ein auch nad feinem Hecht nicht ſchußbedürftiger Ausländer beit uns entmündigt 
werden kann, wenn er feinen Wohniig oder feinen Aufenthalt im Inlande bat. Die: 
ſelben Erwägungen, welde dazu führten, dort ausnahmsweiſe das Inlandsrecht als 
maßgeblich zu erflären, müſſen auch bier ausichlaggebend fein. Ein in Gemäßheit 
des Art. 8 entmündigter Ausländer ift daber in feinem alle ohne Vertreter bey uns 
bandlungsfäbig. Kine vom Auslande über denielben eingeleitete VBormundichaft it 
jedoch bei uns anzuerfennen. u 

Tie obige Ausnahme zu b it im Intereſſe eines geſicherten Verfen% 
unbedingt aeboten. Daß Fälle denfbar iind, wo die zuftändige ausländiihe Behörde 
die Vormundichatt ablehnt, Liegt bezüglich des Falles, wo die im Anlande erfolgte 
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Gntmündigung die Vorausſetzung der Schußbebürftigfeit bildet, an jih flar. Aber 
auch ſonſt ift die Möglichkeit eines negativen Konflifts gegeben, 3. B. wenn die 
Kolliiionsnorm des Auslandes nicht die Staatsangebörigfeit, jondern den Wohnſitz 
oder die lex fori oder, wie das engliihe Recht, das forum rei sitae enticheidend fein 
läßt, wenn die Staatsangebörigfeit nicht feftiteht oder jonft Zweifel über die Zuftändig: 
feit obwalten, wenn unverhältnigmäßige Koften oder jonftige Unannehmlichfeiten die 
Uebernabme erihweren. 

Die Auffaffung von Fiſcher u. Henle (vgl. auch Kublenbed ©. 47), da 
binfichtlih der bei uns nicht entmündigten Ausländer Vorausjegung fein muß, daß 
fie im Inlande wohnen oder fih aufhalten, iſt nicht zu billigen. Dieſe Beihränfung 
war im E. II $ 2259 enthalten, ift aber jhon in der Reichst.Vorl. Art. 22 gejtrichen. 
Allerdings wird für die Bormundichaft über einen Ausländer ein zuftändiges 
Gericht im Inland nah RFreiw.Geſ. $ 36 regelmäßig (vgl. aber $ 36 Abi. 3) nur er: 
öffnet, wenn er im Inland Wohnfig oder in dejlen Ermangelung Aufenthalt bat. 
Allein für die Pflegſchaft über einen Ausländer beitimmt $ 37 Abi. 2, 38, 39 
R.Freiw. Geſ., aud ein zuitändiges Vormundichaftsgeriht im Inland, wenn Wobnfi 
und Aufenthalt im Inland auch nicht vorliegen. (Die Weglaffung des im Entwurf I 
& 2259 für den vorliegenden Artifel normirten Erforderniffes ift daher nicht, wie Pland 
Bem. ?a ©. 74 annimmt, ohne praftiihe Bedeutung.) 

4. Die Zuftändigfeit der inländiihen Vormundichaitsgerichte für die nad 
Maßgabe des B.G.B. über Inländer und nah Maßgabe des vorliegenden Artikels 
über Ausländer zu eröffnenden Vormundichaften oder Pflegſchaften wird im Reichs: 
neieß über die Freiwillige Gerihtsbarfeit näher beitimmt. Und zwar 
it zuſtändig 

a) für die Yormundichaftseröffnung gemäß $ 36 Freiw.G.G. dasjenige 
Gericht, in welchem das Mündel jeinen Wohnſitz oder in Ermangelung eines inländischen 
Wohnſitzes jeinen Aufenthalt bat. Für deutihe Mündel, in Ermangelung von Wohnfit 
und Aufenthalt im Inland, ift auch der letzte inländiihe Wohnſitz zuftändig, eventuell 
das von der Yandesjuftizverwaltung (bezw. Neihsfanzler) zu beftimmende Gericht, 

b) für die Einleitung der Pflegſchaft in den Fällen der S$ 1909, 1910, 
1911 wird durch SS 37, 38, 39 R.Freiw. Geſ. das auftändige Gericht entiprechend 
beſtimmt mit der Erweiterung, daß für Ausländer, die im Inland feinen Wohnfit 
oder Aufentbalt haben, das Gericht für zuftändig erflärt wird, im dejlen Bezirk das 
Bedürfnif der Fürjorge bervortritt, 

e) für die Ginleitung der Kuratel in den Fällen der $$ 1912, 1913 
iſt gemäk SS 40, 41 Freiw Geſ. zuftändig das Gericht, in deilen Bezirke das Bedürfnik 
der Fürſorge bervortritt, 

d) für die Einleitung der Nachlaßpflegſchaft SS 1960, 1962 ift gemäß 
8 73 Freiw. Geſ. das Nachlaßgericht zuftändig, vgl. Bem. 7 zu Art. 24 

5. Für Inländer greift das deutihe Vormundſchaftsrecht nah dem zu 1 Vor: 
getragenen unbedingt Platz, auch wenn jie im Ausland wohnen oder aufenthältlich find. 
Fin zuftändiges Vormundihaftsgeriht wird auch für jolde Inländer gemäß Bem. 4a 
im Inlande ftets eröffnet. 

Von mweientliher Bedeutung ift jedoch die Vorichrift des $ 47 N. Freiw.Gej.: 

„Iſt über einen Deutichen, der im Auslande feinen Wohnſitz oder Auf: 
enthalt hat, die nad den Vorſchriften des B.G.B. erforderlihe Vormund— 
ihaft im Ausland angeordnet, jo kann die Anordnung der Vormundſchaft 
im Inland unterbleiben, wenn dies im Intereſſe des Mündels Liegt. 

Hat ein Deuticher, über den im Inlande eine Vormundſchaft angeordnet 
ist, im Auslande feinen Wohnſitz oder Aufenthalt, jo kann das Gericht, bei 
weldem die Vormundſchaft anbängig it, fie an den ausländiihen Staat 
abgeben, wenn diejes im Intereſſe des Mündels liegt, der Vormund jeine 
Zuſtimmung ertbeilt und der ausländische Staat fih zur Uebernahme bereit 
erflärt. Verweigert der Vormund, oder wenn mehrere Vormünder die 
Vormundſchaft gemeinschaftlich führen, einer von ihnen feine Zuftimmung, 
io enticheidet an Stelle des Gerichts, bei welchem die Vormundſchaft anhängig 
ift, das im Anftanzenzuge vorgeordnete Gericht. Eine Anfechtung der Ent: 
icheidung findet nicht ſtatt. 

Dieſe Vorſchriften gelten auch für die Pflegichait. 

It die Eröffnung einer Vormundſchaft über Ausländer im Inlande nah Por: 
‚tehendem zuläffig, fo find die betreffenden Ausländer auch dem materiellen deutichen 
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Vormundſchaftsrecht wegen des innigen Zuſammenhanges deſſelben mit dem formalen 
Bormundicaitsrecht unterworfen. 

6. Konſularverträge. Die inländische Behörde wird im ‚Fall der Ablebmung 
in allen Fällen des vorl. Art. auch zuitändig fein dürfen, wenn die Zuſtändigkeit 
ausländischer Behörden im Inlande durch beiondere Verträge ausnahmsweiſe gegeben 
it. So jollen in Gemäßheit veriiedener, von dem Teutihen Reiche abgeichlotiener 
Konfularverträge die Konſuln die Vormundſchaft und Kuratel über ihre Yandes: 
angebörigen für alle auf die Naclafregulirung bezüglichen Berbältniffe in Gemäßheit 
der Geſetze ihres Yandes einleiten fönnen, ef. Vertrag mit Griechenland vom 26. November 
1881 Art. 22 Abi. 4, Italien vom 11. Dez. 1868 und 7. Febr. 1872, Spanien vom 
22, Febr. 1870 und 12. Ian. 1872 u. a. m. Böhm's Handbuch der deutichen Nad: 
laßbehandlung, 2. Aufl. S. 43. 

Kraft dieſer Verträge wird entiprechend auch den deutihen Konſuln das Recht, 
im Ausland Vormundicatten über deutihe Staatsangehörige einzuleiten, eingeräumt. 
Im Uebrigen find deutihe Konſuln grundiäßlib nur in den Monfulargerichtsbesirfen 
berechtigt, im Ausland über einen Deutſchen eine VBormundichaft einzuleiten. $ ! 
Sab 2 des Bundeskonſulats-Geſetzes vom 8. November 18675 Koniulargerichtsbarfeits: 
geieg vom 7. April 1900 ST Ziff. 2. 

7. Vorläufige Fürſorge. Daß bei Gefahr im Verzuge in jedem Falle die 
inländische Behörde zu vorläufigen Maßnahmen zuitändig fein muR, liegt flar; in 857 
C. P.O. iſt ein reichsgeießlicher Vorgang bierfür enthalten. Das zuftändige Gericht 
für diefen Fall der vorläufigen Fürſorge beitimmt S 44 Pr. Freim.®.®. 


Erbrechtliche Verhältuiffe. 
Artifel 24. 

Ein Deutjcher wird, auch wenn er jeinen Wohnfig im Auslande hatte, 
nach den deutichen Gejegen beerbt. 

Hat ein Deutjcher zur Zeit eines Todes jeinen Wohnſitz im Mus: 
lande gehabt, jo fünnen die Erben ich in Anſehung der Haftung für Die 
Nachlafjverbindlichkeiten auc auf die an dem Wohnfige des Erblaſſers 
geltenden Geſetze berufen. 

Erwirbt ein Ausländer, der eine Verfügung von Todesiwegen errichtet 
oder aufgehoben hat, die Neichsangebörigfeit, jo wird die Gültigfeit der 
Errichtung oder der Aufhebung nach den Gejegen des Staates beurtbeilt, 
dem er zur Seit der Errichtung oder der Aurbebung angehörte; auch behält 
er die Fähigkeit zur Errichtung einer Berfügung von Todeswegen, jelbit 
wenn er das mach den deutſchen Geſetzen erforderliche Alter noch nicht erreicht 
hat. Die Vorſchrift des Artifel 11 Abi. 1 Sat 2 bleibt unberührt. 

G. IT 8 2261: Neihst-Borl. Art. 23; Prot. S. 8280—8287, S. 7202-72 
(VI S. 72-80, VS, 340-349). 

1. Allgemeines. Der vorliegende Art. 24, jomwie der folgende Art. 25 enthalten 
die maßgebende Kollifionsnorm für das gefammte Erbrecht einichlieglich aller in dasselbe 
einfchlagenden Rechtsverhältniſſe, und zwar nicht nur bezüglid der dem Grb: 
laſſer zujtebenden Rechte zur Tispolition über den Nachlaß und der 
Rechte der Erben an diefem Nachlaffe (wie der Ausdrud „wird beerbt” wieder 
zugeben jcheint), ſondern auch bezüglich der den Erben als jolden genen: 
über Tritten erwadienden Rechte und Pflichten (ef. die Faſſung des S vl 
Abi. 1 E. 11). Nah dieſem Etatut richtet ſich alſo die Inteſtaterbfolge SS 1922 bis 
1941, die rechtliche Stellung des Erben binfichtlih des Erwerbs umd der Ausichlagung 
der Erbſchaft, der Haltung für Nachlaßverbindlichkeiten, des Erbſchaftsanſpruchs, des 
Verhältnifjes zu den Miterben SS 1942 bis 2063, die teſtamentariſche Erbfolge GErb— 
einfeßung, Vermächtniſt, Auflane, Teitamentsvollftreder 20.) SS bis 22.3, Erb— 
vertrag SS 2274 Bis 2302, Pflichttheil SS 2305 bis 2358, Erbunwürdigkeit SS 2359 
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bis 2345, Erbverzicht $$ 2346 bis 2352, Erbſchein SS 2353 bis 2370, Erbſchaftskauf 
ss 2371 bis 2385 (vgl. hierzu unten Bem. 6 a—e), 

Die Artikel bejtimmen als mahgebende Beziehung die Staatsangehörigkeit 
des Erbialfers zur Zeit feines Todes, . 


2. Internationatrechtlihe Tragweite. Der Artifel 24 vegelt in Abi. 1 lediglich 
einjeitig den Anwendungsbereich des deutſchen Rechts; der Art. 25 ergänzt auch den 
Anwendungsbereih des ausländiihen Rechts, aber nur unvollitändig, nämlid für 
den Fall des Vorliegens einer bejtimmten Jnlandsbeziebung: den lehten Wohnſitz im 
Inlande (cf. die analoge Regelung in Art. 15 Abi. I und 2). Die vollitändige Negelung 
des Anmwendungsbereihs des ausländiihen Rechts it offenfichtlihb aus ähnlichen 
Gründen vermieden, wie fie oben Art. 15 Anm. 2 dargeftellt jind. Die Beichränfung 
iſt bier umfomehr geboten, als die Mehrzahl unserer Nachbarſtaaten eine anderweite 
xolliionsnorm jtatuiren, ef. zu 3. Die Ausfüllung der Yüden bat nah den oben 
Xorbem. IV, ©. 14 dargelegten Grundjägen zu erfolgen. Nicht ohne Weiteres ift 
daber die unvollitändige Kollifionsnorm im Wege der Analogie zu einer vollitändigen 
umzumandeln; wie Niemever, Zitelmann u. A. (an mehrfach erwähnten Orten) 
annehmen, auch nicht, wenn etwa die dem inländischen Wohnſitz ähnliche Beziehung 
des inländiihen Mufenthalts vorliegt, wie Barazetti, Antern, Briv.R. ©. 98, 109 
annimmt, vgl. gegen diefen auh Schnell in Böhm's Seitihr. VIL S. 116, Es wird 
alio, wenn von unſeren Gerichten ein Nechtsitreit über den NRachlaß eines mit dänischen 
Wohnſitz verfterbenden Yivländers zu enticheiden tft, wicht analog unſerer Kollifionsnorm 
(Art. 25) das livländiiche Recht, jondern, da beide Geſezgebungen das Wohnſitzrecht 
proflamiren, das dänische Recht zur Anwendung fommen, desgleichen bei einem mit 
tranzöfiichem Wohnſitz veriterbenden Engländer Binfichtfich des Mobiliarnachlaſſes das 
franzöſiſche und nicht das engliſche Recht, desgleichen bezüglich eines in Oeſterreich 
belegenen Nachlaßgrundſtückes eines dort wohnbaiten Engländers das öſterreichiſche 
Recht und nicht das engliſche Recht, ef. zu 3. 

Ueber die internationalrechtlibe Tragweite der Ausnahmebeitimmungen der 
Abi. 2, 3 und Art. 25 Sat 2 ef. unten zu 5, 

3. Durch Statuirung der Mafgeblichkeit der letzten Staatsangehörigkeit des 
(rblaffers werden vier Kardinaljtreitfragen des internationalen Privat: 
rechts für den in diejen Artikeln geregelten Zujtändigfeitsbereich erledigt: 

a) ob das legte Domizil oder die letzte Staatsangehörigkeit enticheidend jein 
joll, im legteren Sinne Dieſe Gntiheidung entipricht dem Standpunfte, welchen die 
Neichsregierung auch unter der bisherigen Herrſchaft des Wohnſitzprinzips in einer 
Neihe von Staatsverträgen mit dem Ausland (NRufland, Griechenland, Brafilien, 
Serbien), jomwie in den MWiilitärfonventionen innerbalb Deutichlands eingenommen bat 
(ulammengejtellt bei Niemener, Roi. intern. Briv.R. ISS 48ff, SS 1097). Dasjelbe 
Trinzip gilt in den Nachbarländern Oeſterreich, Italien, Holland, Schweden, Spanien, 
Rußland, 3. Tb. der Schweiz u. a., während andere Yander, wie die ruſſiſchen Oſtſee— 
provinzen, 3. Ih. die Schweiz, Dänemarf, Norwegen, Argentinien, Ghile, Gcuador, 
Salvador, ferner binfichtlib des Mobiliarnaclaiies Nranfreib und Gngland am 
Wohnſitzprinzip feitbalten, el. Niemeyer, Vorihläge S. 264, Böhm, Handb. S. 33, 
2065, 250, 5575 Ausnahmen von dem Prinzip cl. Aa; 

b) ob die Erbſchaft internationalredtlich als Einheit aufzufaſſen ift, oder ob 
tür die einzelnen zu derjelben gehörigen Gegenſtände, insbeiondere Immobilien, das 
Epezialforum der lex rei sitae zu ftatuiren it, im ceriteren Sinne. An der lex 
rci sitae bezüglih der Immobilien halten feſt die öſterreichiſche, die niederländiiche 
Geſetzgebung, ferner die franzöfiiche, engliiche, nordamerifaniiche, ruſſiſche Praxis, und 
allgemein gilt die lex rei sitae nach dem Vertragsredhte der füdamerifaniichen Staaten 
(stongreß von Montevideo 1889), ferner aber auch Deutihland im Verhältniß zu 
Rußland gemäk der Konvention vom 31. Oktober I2. November 1874, B. G. Bl. 1875 
S. 136, Böhm, Handb. S. 31, 587; Ausnahmen von dem Prinzip cl. db; 

e) ob das Statut der Erbſchaft auch die Haftung für die Nachlaßverbindlich— 
feiten beberricht oder aber für legtere das Perſonalſtätut des Erben enticheidend 
ſein foll, ef. von Bar, Theorte I S. 343, Neumann ©. 138, Gierfel S. 245 im 
ersteren Sinne; Ausnahmen von dem ‘Prinzip ef. de; 

d) ob das Statut der Erbichait jih auch auf Die vertragsmäßige und tejtamen: 
tariſche Erbfolge eritredt, ef. Gierfea.a. ©. u. a, oder ob für lettere der Ort 
der Bertrags: und Teftamentserribtung gilt, in eriterem Sinne. Nach dem 
bisher in Deutſchland geltenden internationalen Privatrechte galt das Statut der 

5* 
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Erbſchaft zwar auch prinzipiell für dieſe Grbiolge, dagegen fonnte ein zur Zeit der 
Grridtung ungültiges Teftament durch den Wechſel der Staatsangebörigfeit nid 
wieder gültig werden, ef. Gierfel ©. 246, von Bar IIS. 320, Entid. des R.G. 31 
Nr. 29. Hinfichtlicht des Grbvertrages aber galt allgemein das Statut_der Errichtung 
als maßgebendes, cf, Gierke a.a. O., zweifelhaft von Bar, Lehrb. S. 146; Aus: 
nabmen von dem Prinzip ef, dd; 

e) ob das Statut der Erbſchaft auch für die Form der erbrechtlichen Rechts— 
afte maßgebend iſt oder für diefe ein ausſchließliches forum loei actus be: 
gründet tft, cf, von Bar a. a. O., Haager stonferenz 1394 V Art, 7, im erjteren Sinne 
ef, Art. 24 Abi. 1 in Verbindung mit Art. 11. Neben der Form des Heimatbs 
geſetzes zur Zeit des Todes des Erblaſſers gilt gemäß Art. 14 Abi. 1 Sa 2 fakultativ 
die Form des Grrichtungsortes. Keine reine Formfrage iſt die Frage, ob die Erb 
ſchaft ipso iure oder durch ipezielle Willenserklärung erworben wird, deögleichen nicht 
die Frage, ob und welche Bedingungen zur Herbeiführung einer beihränften Haftung 
für Nachlaßſchulden zu erfüllen find, ef. 2e und 3e; eine Ausnahme von dem 
Prinzip ftatuirt fpeziell Abi. 3 des Artifels für Teſtamente und Grbverträge, ef. dd. 

4, Wusnahmen don dem Prinzip ftatuiren: 


a) von dem Prinzip: 3a: Art. 27 dabin, daß das deutfche Net Anwendung 
findet, wenn das gemäß Art. 25 auftändige ausländiiche Nattonalgeieb das beutice 
Recht für zuſtändig erflärt. Das iſt der Fall im Verhältniß zu den Staaten, die das 
MWohnfigprinzip ftatuiren, cf. zu 3a, wenn der letzte Wohnſitz des Ausländers in 
Deutichland war (ef, aber Art. 28). Das tft ferner der Fall im Verhältniß zu den: 
jenigen Staaten, die, jet ed allgemein, ſei eö partiell, die lex rei sitae ftatuiren, wenn 
die Erbichaftägegenftände in Deutichland belegen find. 

Eine weitere Ausnahme ftatuirt pofitiv Art. 25 Sab 2, cl, Anm. 2 zu dieſem 
Artikel; 

b) von dem Prinzip 3b 

a) Urt. 28 dahin, daß das gemäß Art. 24 Abi. 1 mahgebliche deutiche Recht 
auf Gegenftände, die im Auslande fich befinden, dann nit Platz greiit, wenn der 
Auslandsitaat das Spezialforum der lex rei sitae jtatuirt. Welchen Staaten gegen: 
über dies praftiich wird, darüber cl. 3b; ferner derielbe Art. 25 dahin, dak das 
gemäß Art. 25 maßgebliche Auslandsreht auf Gegenitände, die in einem zweiten 
Auslandöftaate oder in Deutichland fich befinden, und bezüglich deren der zweite Aus: 
landsſtaat oder Deutichland ein Spesialforum der lex rei sitae ftatuiren. Ein foldes 
Spezialjorum bejteht in Deutihland nah den Grundſätzen des Art. 24 nidt. Nur 
inſoweit beſteht es, als eine Sondernachſolge in beſtimmte Liegenſchaften anerkannt 
bezw. der Yandesgeiehgebung vorbehalten ift: Anerbenreht Art. 64 E.&., Lehen, 
Fideifommißrecht Art. 59 E. G., Erbpachtrecht Art. 63 E. G. Nentengüter Art. 62 6. G.: 


4) Art. 30 dahin, daß das nach Art. 25 maßgebende Auslandsrecht dann nicht 
Platz greift, wenn es dem Zwecke des deutſchen Rechts widerſtrebt. Hauptanwendungs— 
fall: wenn es den Einrichtungen und VBerjahrensvorichriften bezüglich der inländiſchen 
Hppothefenbücer mwiderftrebt. Im Uebrigen ift bei der Anwendung des Art. 30 zu 
berüdjichtigen, daß der Gedanke deilelben in Sak 2 des Art. 25 und Art. 26 in 
reichem Maße ſchon verwirflicht iſt. Unrichtig ericheint eS daber, wenn aus Art. 30 
negenüber dem Auslandsrecht die abjolute Geltung der deutichen — über 
das Pflichttheilsrecht und die Indignität (vgl. Keidel Journal d. d. i. p. XXVI 
©, 265) oder u. U. der deutſchen Vorſchriften über die Haftung des Sıbihattöfäufers 
für Radkanverbindiiafesten (Pland S. 79) behauptet wird. Ebenſo Niemeyer 
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e) von dem Prinzip der ir. 3e beitimmt Abſ. 2 des vorliegenden Artifels 
eine Nusnabme dabin, daß die Erben eines mit ausländiichem Wohnſitz veriterbenden 
Deutihen fih in Anſehung der Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten auch aui 
die an diefem ausländiihen Wohnſitz geltenden Geſetze berufen fönnen. 

Die Tragweite der Beitimmung ift einigermaßen zweifelhaft: 

a) Diejelbe ift nicht fo au deuten, daß der Geſetzgeber die Haftung für Nachlaß— 
verbindlichfeiten unter Aufgabe des Staatdangebörigfeitspringips allgemein mieder 
nah dem Wohnſitzprinzip babe regeln wollen. Dieſe Deutung iſt nabeliegend mit 
Rückſicht auf die von von Bar, Theorie II ©. 343 u. a., ef. auh Seuffert, Archiv 40 
S. 257, vertretene Auffaſſung, daß der Erbe nit durch das ibm unbefannte Geier 
des Auslands verpflichtet werden joll. Allein daß der Geſetzgeber dieſe Auffaſſung 
aboptirt bat, iſt nicht anzunehmen. Die Nichtigkeit und Zweckmäßigkeit dieſer Aut: 
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faſſung iſt lebhaft beitritten. Insbeſondere hat die Haager Konferenz V Art. 7 um: 
aefehrt vorgeihlagen, daß der Antritt der Erbihaft mit der Rechtswohlthat des 
Inventars, jowie die Ausichlagung der Erbſchaft fih in Anfehung ber Form lediglich 
nad der leiten lex domieilii des Erblaſſers richten joll. Die Adoption jener Auf: 
jaffung würde auch darauf hinauslaufen, lediglich eine Begünftigung der ausländiichen 
Erben zu ftatuiren, was der Tendenz diefer vom Bundesrath eingeiegten Beſtim— 
mung wiberjtreiten würde. 

3) Die Beitimmung iſt auch nicht fo zu deuten, daß ber Geſetzgeber den 
beutichen Erben, inäbejondere gegenüber den ausländiichen Nachlaßgläubigern, dieſelbe 
Redtsitellung habe einräumen wollen, wie den ausländifchen Erben, und die Haftung 
tür Nachlaßverbindlichkeiten nur dann babe eintreten laſſen wollen, wenn auch die aus: 
ländiihen Erben in Gemäßbeit des von ihnen angeiprodenen Auslandsrechts haften 
würden. Diefe Deutung ericheint mit Rückſicht auf die gleichfalls als Gegengewicht 
gegen das ausländiihe Wohnfikprinzip geichaffene BER een bes Art. 25 
Saß 2 naheliegend. Es ſpricht aber gegen diefe Deutung der Umftand, daß der für 
diefen Fall nothwendige Vorbehalt des Art. 25 Sat 3 bier nicht aufgenommen ift, 
vor allem aber auch die Thatſache, daß zu den Naclafverbindlichfeiten nicht bloß bie 
Nachlaßſchulden, jondern gemäß $ 1967 Abi. 2 auch die Verbindlichfeiten aus Pflicht: 
theilörechten, Vermächtniſſen und Auflagen (auch die aus 88 1968, 1969 B. G. B.) 
aebören und daß die betheiligten Intereſſenten bier regelmäßig Deutiche find. 

z) Die Beitimmung tit endlih auch nicht fo zu deuten, daß damit den im 
Auslande domizilirten Erben analog dem Grundſatz „locus regit actum‘“ die Möglich: 
feit gewährt werben follte, fich ber erleidhterten Formvorſchriften ihres Domizils be= 
züglich des Erbſchaftserwerbs zu bedienen. 

Alle diefe Auslegungen fcheitern daran, daß die Begünftigung des Abf. 2 den 
Erben eines mit ausländiihem Wohnſitz verjterbenden Deutſchen ſchlechthin gewährt 
ift, ohne Rüdjicht darauf, ob die Erben Deutſche oder Ausländer find, ob fie im In— 
lande oder Auslande wohnen, ob fie deutichen oder inländiichen Intereſſenten gegen: 
überfteben, ob dieſe Intereffenten Gläubiger, Vermächtnißnehmer oder Pflichttheilss 
berechtigte find. 

d) Die Beitimmung ift vielmehr bamit zu erflären, daß bie Vor: 
ihriften über die Art und Weile der Haftung für Die Nachlahverdindlichkeiten, 
ob unbeſchränkt oder beſchränkt, 88 1970 bis 2013, ob fofort oder befriſtet, 
SS 2014 bis 2016, ob folidarifh, gemeinſchaftlich oder pro rata, SS 2058 
bis 2063, aufs engfte mit den lediglichlih nah dem Geſetz des zuftändigen Nachlaß— 
gerihts fich regelnden Verfahrensvorſchriften zufammenhängen, und daß in wohl 
ſämmtlichen Yändern, auch in denen, wo, wie bei uns, bezüglich des materiellen Erb: 
reht3 das Staatsangehörigfeitäprinzip gilt, die Zuſtändigkeit des Nachlahgerichts 
dur den Wohnſitz beftimmt wird. 

Die Regelung des Abi. 2 ift unbedingt geboten gegenüber ben Yändern, wo 
die Vorichriften über den Antritt mit der Rechtswohlthat des Inventar als abjolut 
gebietende für In- und Ausländer gelten (ef. * Konferenz 1894 V Art. 7), oder 
wo die Vorſchriften über die Inbeſitznahme der Erbichaft den Erben in der Entfaltung 
der ihnen nad dem Heimathsrecht gewährten Schußmaßregeln hindern (cf. die Vor: 
ihriften des engliſchen Rechts über die Kompetenzen des „Adminiftrator“, Böhm, 
Handb. S. 287 ff). Diele Regelung empfiehlt ſich aber auch in anderen Fällen, um 
den Unzuträglichkeiten zu fteuern, die den Erben aus den in Folge der Verichieden: 
beit der in Betracht fommenden Rechtsordnungen erwachſenden Ungleichartigfeiten der 
Haftung erwachſen fönnen, 

Zu bem gleichen Ergebniſſe gelangen Niemeyer, Vortrag ©. 42, 43, Ba: 
razetti, Intern. Priv.R. ©. 106, ef. hierzu auch Bolze 1897 Nr. 11. Es ergiebt 
fih hieraus, daß die Beitimmung des Abi. 2 nicht gilt für die Vorausſetzungen 
der Exiſtenz der Nachlaßſchulden und der Verbindlichfeiten aus Vermächtniſſen, 
Pilichttbeilsrehten und Auflagen, insbeſondere für die Frage, ob ein Teitament 
gemäß $ 2079 anfechtbar ift, ob und immwieweit Bermächtniffe zu erfüllen find (Ge: 
währjchaft ꝛc.), SS 2182Fff., für die Trage, ob und inwieweit die Haltung im Ver: 
bältniß der Miterben zu einander, der Vorerben zum Nacherben, die Schulden: 
baitung im Verbältniß der Erben zum Vermächtnißnehmer und Pflichttheilsberech— 
tigten eintritt, SS 2063, 2144, 2166, 2320 B. G. B. u. a. m.; endlich aber aud, ob der 
Nachlaß überhaupt, 3. B. für Deliftsihulden des Erblaflers, haftbar gemacht werden 
fann: a. M. bier Barazetii, Pland ©. 80 oben. Wie bier aber Niemeyer 
Int. Priv. ©. 173. Dagegen wird eine Frage, ob der Erbe die Erbihaft erworben 
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bat und dadurd eine Haftung für die Naclafverbindlichkeiten überbaupt eingetreten 
ift, nah dem zu «a—y Vorgetragenen dur den vorliegenden Abi. 2 nicht berührt; 

d) von dem Prinzip zu 3d bejtimmt endlich Abi. 3 eine Ausnahme dahin, 
daf die Errichtung und Aufhebüng einer letztwilligen Verfügung fich nad der Stants- 
NND des Erblaſſers zur Zeit der Errichtung und bezw, Aufhebung ridten 
fol. Die Ausnahme verjtebt ſich nur nad den beiden Richtungen ber Fähigkeit zur 
Vornahme diefer Akte (Tejtir-Geichäftstäbigfeit) und der Form dieſer Akte. Sie beziebt 
fih nicht auf den Inhalt der lettwilligen Verfügungen. Diele richtet fih nad der 
Staatsangebörigfeit des Erblaſſers zur Zeit feines Todes (ef. 2d). ES ergiebt ſich 
dies aus dem Gebrauh der techniſchen Ausdrüde „Errichtung und Aufbebung“, 
welche mit der Leberichrift des Siebenten Titeld Buch V Erbredt, in welchem lediglic 
die Teitirfäbigfeit und die Form der Akte abgebandelt wird, forreipondirt. Es 
ergiebt dies auch ein Vergleich mit Art. 214 der Uebergangsbeitimmungen, insbejondere 
den dort beigegebenen Motiven, in denen ausdrüdlib S. 305—314 darauf hingewieſen 
wird, daß der Anhalt der legtwilligen Verfügungen dem Berjonalitatut des Erblaiiers 
zur Zeit des Todes zu unterwerfen it. 

Cf. hierzu die Spezialabbandlungen von Barazetti und Schnell über Art. 24 
Abi. 3 in Böhms Zeitichr. VIL (1897) S. 1-8, 113—116; a. M. Niemever, Vortrag 
S. 32 und aniheinend Gierfe LS. H5 Anm. 141, zuitimmend aber audy jetzt Nie= 
meyer Ant. Priv. ©. 171. 

Nicht nach dem Statut des Abi. 3, jondern demjenigen des Abi. 1 it daber zu 
beantworten die Frage der G&ültigfeit der Grbeinfegungen und Gnterbungen, ins- 
beiondere auch in Anſehung eines etwa vorgefallenen Arrtbumes, die Zuläſſigkeit 
von Bedingungen, Vermächtniſſen, Pflichttbeilsbeihränfungen, Auflagen :xc., 
88 20 B.G.B. (Für die Interpretation des Willens des Ieftators wird freilich 
auch der Epradigebraub am Orte der Errichtung in eriter Yinie enticheidend fein 
müfjen, von Bar, Lehrb. S. 163.) 

Dagegen richtet ſich nad dem Statut des Abi. 3: 

a) Die Zeitirfähigkeit. Diefe Ausnahme itellt eine Abweichung von dem biöber 
geltenden Recht dar, infofern als nad letzterem die Teſtirfähigkeit grundiäßlich nicht 
anders behandelt wurde als die übrigen Gültigfeitserfordernijfe eines Teftaments; 
ef. von Bar, Theorie I S. 320, Gierke a.a. DO. Tas Geſetz gebt davon aus, dak 
die Teftirfäbigfeit lediglich cine Art der Geſchäſtsſähigkeit ift, umd läßt daber in An: 
wendung der Grundjäße des Art. 7 E. G. nicht das Berfonalftatut des Erblaſſers zur 
Zeit feines Todes, wie R.G. Seuffert 46 Nr. 87 RG. VIII Nr. 37, auch nicht 
gleichmäßig — des Todes und der Teſtamentserrichtung, R.G. 31 S. 154 
Haager Konf. 1894 V Art. 2, 4 Schlußprotokoll, ſondern lediglich dasjenige zur 
Zeit der Errichtung entſcheiden, ſo daß das Teſtament des Ausländers ſeine nad 
den dortigen Geſetzen begründete Gültigkeit behält, ſelbſt wenn der Erblaſſer vor 
Giro Tode die deutiche Neihsangebörigfeit erworben bätte und das Teftament nad 

eutihen Geſetzen ungültig wäre, jo daß ferner ein von Anfang an ungültiges 
Teftament durch den Wechiel der Statuten nicht wieder giltig werden fann. Gans 
analog jerner dem Abi 2 des Art. 7 beitimmt der zweite Halbſatz des Abi. 3, daß 
der Ausländer die einmal erworbene Teitirfäbignfeit bebält, aub wenn 
er zur Zeit feines Todes in Folge Erwerbs der NReihbsangebörigfeit 
eine ſolche nicht beiigen würde. Fraglich ericheint, ob dieſe Entſcheidung nur 
für den Fall zutrifft, daß eine letztwillige Verfügung bereits errichtet 
iſt. Mit Rückſicht auf den Wortlaut der Beſtimmung „auch behält er (sc. ein Aus— 
länder, der eine Verſügung errichtet batı“ im Vergleich mit der Faſſung des S 2201 
Abi. 3 E. IL, ef. auch Prot. II S. 8293, ferner der gleidhlautenden Faflung des 
Art. 215 Abi. 16.6, wird man dieje Ginichranfung annehmen müſſen. Der Geſetz— 
neber wollte offenbar mit dieſer Beſtimmung nur der aus dem Grundſatz des Abi. 3 
Sat 1 drobenden Geläbrdung der freien Widerruflichfeit eines Teftaments begenanen; 
ebenjo Schnell a. a. DO. S. 115, 116, Zitelmann UI ©. Tuff, Pland ©. 81 
Dem. d, anderer Meinung Barazetti, u.a. Böhms Zeitſchr. VILS.2 ff, Niemeyer 
Ant. Priv. &. 174. Kür die Fähigkeit zum Abichluß von Grbverträgen gareiit das 
Statut des Art. 7 durdachends Plak und bedurite bier feiner Erwähnung. 

Der Abi. 3 bat lediglich die Tejtirfäbigfeit im enneren Sinne alfo in folge Alters 
im Auge. Dal. die analoge Beitimmung in Art. 235 Abſ. 1. Es iſt u. E, unzuläſſig, 
den Halbi. 2 mit Pland S. 81 Abi. 3 auch auf folche Fälle zu bezieben, in melden 
der Eblaſſer nach deutſchem Rechte auf Grund des 8 2229 Abi. 3 zur Errichtung eines 
Teſtaments deshalb unläbig ift, weil er wegen Geiltesichwäche, Trunkſucht oder Ver— 
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ſchwendung entmündigt it, wenn alio der GErblajier, nachdem er aus einem biejer 
Gründe während der auslänbiihen Staatdangehörigfeit entmündigt war, nah dem 
Nechte diefes Staateö aber trogden zur Grridtung eines Tejtaments fähig war, in 
diefem Zuſtande ein ZTeftament errichtet hatte und demnächſt die deutihe Staats: 
angebörigfeit erworben bat. Weder der Wortlaut des Geſetzes noch jein Zweck recht— 
fertigen eine derartige Ausdehnung. 


3) Form der Teitamente und Erbverträge. Auch für dieſe tft nah Abi. 3 
das Gejek der Staatsangebörigfeit zur Zeit der Grridtung und Auf: 
bebung maßgebend. Das iſt eine Ausnahme von dem Grundſatz des Abj. 1 in 
Verbindung mit Art. 11 Abi. 1 Sat 1 C.G., mwonad das Perſonalſtatut zur Zeit 
des Todes maßgebend ſein müßte. Die Beſtimmung bedeutet gleichfalls eine Ab— 
weichung von dem bisherigen Recht, wonach das Statut zur Zeit der Errichtung nur 
beachtet wurde, ſoweit Deneihe ae „Ungültigfeit” der lebtwilligen Verfügung aus: 
ſprach, v. Bar, Theorie 1 ©. 

Fraglich ift eö im — Privatrecht von jeher geweſen, ob der Grund: 
faß „loeus regit aetum“* in feiner jafultativen Bedeutung auch bei Erb: 
verträgen und Teftamenten nelten fol, v. Bar, Theorie ©. 325ff. Um dieſen 
Zweifeln zu begennen, bejtimmt Eat 2 Abi. 3 ausdrüdlid: „die Borichrift des Art. 11 
Abſ. 1 Sat 2 bleibt unberührt“. Hiernad gilt bezüglich der Form neben dem 
Heimathsgeſetz zur Zeit der Erridtung fafultativ das Geſetz des Orts 
der Grridtung. Dagegen iſt das Heimatbögeich des Grblafiers zur Zeit jeines 
Todes, welches bei allen übrigen erbredtlichen Nechtöaften als prinzipales neben 
der lex loei actus Platz greift, ef. oben Ze, bei Teitamenten und Grbverträgen nicht 
zu berüdjichtigen, es jet denn, dab es gleichzeitig, was wohl häufig, der Fall fein 
wird, zugleid das Geſetz des Orts der Errichtung it, Someit hiernach die Teſtaments⸗ 
form gültig ift, deckt Sie auch die Form der im Teitament im Voraus bejtätigten 
Kodizille; Sierfe 1 ©. 246 Anm. 148, 


5. Internationalrechtliche Tragweite der aneignen ir des Abi. 2 
und Abi. 3. Die Kolliſionsnormen des Abi. ? und 3 iind umvollitändig, infoweit 
fie lediglich als Einſchränkungen des Anvendungsbereichs des inländiſchen Rechts 
normirt find. Es fragt ſich, ob eine Ausweitung dieſer Kolliſionsnormen zu voll⸗ 
ſtändigen Kolliſionsnormen im Wege der Analogie zuläſſig iſt; cf. oben Vorbem. IV 
©. 15 Bem. 2. Für die Ausnahmebeitimmung des Abi. 2 dürfte dies zu verneinen 
fein. Dieſelbe ift im Weientlihen in Rückſicht auf das im Ausland vielfach berrichende 
Wohnſitzprinzip in Verbindung mit den dort vielfach ausichließlihe Geltung bean: 
jpruchenden VBorjchriften über den Erwerb der Erbichaft unter Vorbehalt des Inventars 
aeihaffen und entbehrt daher beim Mangel derartiger Bejonderbeiten der inneren 
Berechtigung. 

Es ergiebt ſich dies auch daraus, daß Art. 25 Sat 2 eine analoge Beitimmung 
nicht enthält, obwohl er ausdrüdlic die Erbaniprüde eines Deutſchen binter einem 
mit inländiichem W ehnſit verſterbenden Ausländer regelt. Modifizirend greift jedoch 
auch bier ev. Art. 27 E.G. ein. 

Was jedoh die Ausnahmebeitimmung des Abi, 3 anbelangt, fo bürjte eine 
analoge Ausdehnung für den Fall nicht entgegeniteben, daß nad allgemeinen Grund— 
ſätzen oben zu 2 die analoge Ausdehnung des Abi. 1 des Artikels zuläflig iſt. Es 
bandelt jih bier u. E. nur jcheinbar um eine Ausnabmebeitimmung, in Wahrheit 
um ein dem Abf. 1 nebengeordnetes Prinzip, namentlich binfichtlich der Teitirfähigfeit 
um eine Anwendung der in Art. 7 gerenelten vollitändigen Kolliſionsnorm. Es be: 
ſtimmte demgemäß auch Abi. 2 des 8 2261 Entw. II allgemein: „die Errichtung und 
Aufbebung einer Verfügung von Todeswegen werden nach den Geſetzen des Staats 
beurtbeilt, welhem der Grblaffer zur Seit der Errichtung oder Aufbebung angehört 
bat.” Hinjichtlib des Abi. 3 Sab 2 vgl. auch die Ausführungen zu Art. 7 Anm. 2e 
a. Mein. BPland Bem. If. zu Art. 25, dagegen wie bier Niemeyer Int. Priv. S. 170, 

6. Moteriellredtlihe Tragweite der Kolliiionsnorm der Art. 24, 25. Die 
Kollifionsnorm eritredt ſich auf alle erbredtlihen Rechtsverhältniſſe. Was dazu 
aehört, fann im Einzelnen zweifelhaft fein: 

a) Eine erbrechtliche Frage it die Frage nad der „Erbfähigfeit“ eimer 
Verſon unzweifelhaft injoweit, als es fich lediglihb um eine Frage der Erbfolge: 
ordnung bandelt, 3.8. Grbiäbigfeit unehbelicher kinder; Gierfel S. 245. Sie iit es 
aber auch injoweit, als es fih um eine Frage der ‚Rechtsfähigkeit“ handelt, 3. B. die 
Erbfähigkeit des Koncipirten $ 1023 B.G.B. von Bar I S. 312 ff, Böhm, Handb. 
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©. 34, Zitelmann IT ©. 89, a. Meinung Gierke L S. 245 und die dort Gitirten. 
Deögleihen die Erbiähigfeit eines Berichollenen, Zitelmann a. a. O.; ef. oben zu 
Art. 9. Desgleihen die Erbfäbigfeit der srlöfter und Kongregationen. Tod fann bier 
die Yandesgeießgebung gemäß Art. 87 E. G. ein abweihendes Statut beitimmen. 

b) Hinfichtlih der Teitirfähigfeit ef. zu Ida. Die Geihäftsiäbigfeit richtet fich 
im Uebrigen aber nah dem Perfonalitatut des Handelnden. So die Frage, ob für 
den mwahnfinnigen Grben fein Kurator oder für den Kridar der Konfursverwalter 
die Erbſchaft antreten fann; Gierke I ©. 245, PBarazettia. a. O. And. Ani. 
Seuffert VI Nr. 307, XXXV Jr. VO, 

c) Eine erbrechtliche Frage iſt die Frage nach der Gültigkeit der Teitamente 
und Erbverträge, weil dieſe Frage auch regelmäßig erit beim Tode des Erblajiers 
zu beantworten ift. Wie aber, wenn die Gültigkeit eines Erbvertrages ſchon vorber 
in Frage geitellt wird, 3. B. durch Anfechtung feitens des Grblaffers gemäß $ 2251 
B.G. B, oder wenn es fich dort, wo ſolches zuläfiig tft, um Werträge über die Erb: 
ichaft hinter einem noch lebenden Dritten handelt? Hier muß ein anderweites Statut 
enticheiden. Im eriten Fall das Berjonalitatut des Erblaflers zur Zeit der Errichtung, 
— Fall das für obligatoriſche Rechtsgeſchäfte maßgebliche Statut; ef. aber 
R.G. 20 ©. 235. 

d) Eine erbrechtliche Frage ift die güterrechtliche Erbfolge, joweit fie reine Erb— 
folge iſt. Dieſe Scheidung it im B.G.B. ftreng durdgelührt; ef. einerjeits SS 1482 ff. 
Bud IV, andererieits 88 1931 ff. Buch V. Ammerbin bleiben Zweifel übrig im Ber: 
hältniß zum Auslandsredht; ef. bierzu Anm. de zu Art. 15, 

e) Sehr zweifelbaft iit die Zugebörigfeit des Erbihaftsfaufes zu dem Statut 
des vorliegenden Artikels. Das dur den Erbichaftsfauf begründete Rechtsverhältniß 
ift feiner rechtliben Natur nach fein erbrechtliches, ſondern ein obligatoriiches. 

Der Erbichaitsfäufer hat nur einen obligatoriihen Anſpruch auf Uebertragung der 
einzelnen Nachlaßgegenſtände und der Erbichaitsverfäufer bleibt auch nad der Ueber: 
tragung der Nachlaßgegenſtände alleiniger Erbe. Dieſe rechtliche Natur des Erbichafts: 
faufes hält Pland S. 79 für ausichlaggebend, um den Grbicaitstauf dem für 
Sculdverhältniffe im Allgemeinen zuftändigen Statut unterguordnen und bier aus: 
zufchalten. Ich glaube aber doch, dak überwiegende Gründe für die Unterordnung 
unter das Erbichaftsitatut ſprechen, vor Allem die dur den Erbſchaftskauf begründete 
jelbjtändige Haftung des Käufers gegenüber den Nachlaßgläubigern. Allerdings wird, 
wie Planck a. a. ©. zutreffend ausführt, dur die Begründung diefer Haftung an der 
juriftiihen Natur des Erbichaftsfaufs als eines obligatoriihen Geſchäfts an ſich nichts 
geändert. Beweis: Das Beiipiel des $ 419 3.8.8. Allein es iſt doch zu beachten, 
daß die Nachlafgläubiger dem Erbichaftsfäufer nicht wie gewöhnliche Gläubiger gegen: 
übertreten, jondern mit dem durh das Erbſchaftsverhältniß bedingten und der Art 
und dem Umfang nad begrenzten Nedten und Pflichten. Thatſächlich bat der Käufer 
ihnen gegenüber völlig die Rechte und Pflichten der Erben. Gecht auf Vornahme 
des Släubigeraufgebots $ 1000 6. P.O. auf Anordnung der Nadhlahverwaltung oder 
Gröffnung des Nachlaß-Konkurſes (5 232 K.O.), Einreden aus SS 1973, 1974, 1990 bis 
1992, 2014—2017, Anventurreht und = Pflicht ꝛc.) Sind alle dieſe Umſtände aus: 
ichlagnebend geweien, den Geſetzgeber zu veranlaflen, das Necdhtsverbältnik des Erb: 
ihaftsfaufs, entgegen dem Entw. I, in das 5. Buch über das Erbrecht aufzunehmen, 
jo eriheint auch die Annahme gewiß nabeliegend, daß unter die erbrectlihen Verbält: 
niffe im Sinne des vorliegenden Artikels auch unjer Nectsinititut nad der Abficht 
des Geſetzgebers mit einbegriffen fein follte. Die gegentbeilige Anficht würde bei ibrer 
Durchführung auch zu wumerträglidben internationalrectlihen Komplikationen fübren 
und die bei der Regelung des Erbſchaftskaufs beobachtete ratio, wonach die Rechte der 
Nachlaßgläubiger durch den Erbſchaftskauf nicht vermindert werden jollen, in den 
meiſten Fällen, wo nad) jener Ansicht ein verichiedenes Statut für das Rechtsverhältniß 
des Erbichaitsverfäufers und dasjenige des Frbichaftsfäufers maßgebend wäre, vereiteln. 
Als Ausbülismittel zur Begegnung dieſer Geſahren fann auch nicht auf Art. 30 E. G. 
verwiejen werden. Die Intereifen der inländischen Nachlaßgläubiger fönnen den aus: 
ländiihen Gläubigern und Erben gegemüber nicht weiter bevorzugt werden, als es in 
Art. 24, 25 ausdrüdlih zugelaſſen it (val. auch Bem. 1 oben). Gin Einwand fann 
auch ernftlich nicht daraus hergeleitet werden, daß die Nachlafgläubiger ih ja an den 
Erbſchaftsverkäufer balten fönnen, in Beziehung auf welden eine Aenderung des 
maßgeblichen Statuts nicht eingetreten it. Mit diefer Verweiſung wird ihren 
Intereilen jelbitveritändlich nicht gedient. — Die Unterwerfung des Grbichaitsfaufs 
unter das vorliegende Statut beiagt natürlich nicht, dak auch die allgemeinen Vor: 
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ſchriften über die Kaufverträge, jomeit fie ergänzend in die Vorjchriften des 9. Abſchnitts 
des 5. Buchs eingreifen, nun ebenfalls unferem Statut zu unterwerfen find. Für 
dieje ift lediglich das für Schuldverhältniffe im Allgemeinen geltende Statut maßgebend. 


7. Zuftändiges Nachlaßgericht. Entſprechend dem erweiterten Zuftändigfeits- 
bereih, welden das deutiche materielle Erbrecht in Folge Erſatz des früher fait all: 
gemein geltenden Domizilprinzips durch das ——————— in Art. 24 
erhalten bat, iſt auch die formelle Zuſtändigkeit des deutſchen Rechts in der R.C. P.O. 
erweitert, indem Abſ. 2 des neuen $ 27 (28) beſtimmt: „Iſt der Erblaſſer ein Deutſcher 
und batte er zur Zeit feines Todes im Inland feinen allgemeinen Gerichtsitand, fo 
fönnen die in Abi. I bezeichneten Klagen vor dem Gericht erboben werden, in deſſen 
Bezirk der Erblaſſer jeinen legten inländiihen Wohnſitz hatte; in Grmangelung eines 
ſolchen Wohnſitzes finden die Vorjchriften des $ 15 Abi. 1 Sak 2, 3 entiprecdhende 
Anwendung. 

en. beftimmt als zuſtändiges Geriht fürNadhlaf: und Theilungs— 
ſachen das R.Freiw.G.G. $ 73: „Die örtliche ZJuftändigfeit beitimmt fih nad dem 
Wohnſitz, den der Grblafler zur Seit des Grbfalls hatte, in Grmangelung eines 
inländiihen Wohnſitzes ift das Gericht zuftändig, in deſſen Bezirfe der Erblaffer 
zur Seit des Grbfalles feinen Aufenthalt hatte. it der GErblaifer ein Deuticher 
und batte er zur Zeit des Erbfalls im Anlande weder Wohnſitz noch Aufenthalt, jo 
iſt das Gericht zuitändig, in deilen Bezirfe der Erblaffer feinen letzten inländijchen 
Wohnſitz hatte. In Ermangelung eines folhen Wohnfiges wird das zuftändige 
Amtsgericht, falls der Grblajler einem Bundesjtaat angehörte, von der Landesjuftiz 
verwaltung, anderenfalls von dem Reichskanzler beitimmt. Sit der Grblafjer ein 
Ausländer und hatte er zur Seit des Grbfalls im Inlande weder Wohnſitz noch Auf: 
enthalt, jo ift jedes Gericht, in deilen Bezirke fih Nachlafgegenitände befinden, in 
Anſehung aller im Inlande befindlichen Nachlaßgegenſtände zuſtändig. Die Bor: 
ihriften des $ 2369 Abſ. 2 des B.G.B. finden Anwendung. “— 874 Sa 1: „Für 
die Sicherung des Nachlaſſes iſt jedes Amtsgericht zuftändig, in deifen Bezirfe das 
Bedürfniß der Fürſorge bervortritt.“ 


Artikel 25. 

Ein Ausländer, der zur Zeit jeine® Todes jeinen Wohnſitz im In— 
lande hatte, wird nach den Geſetzen des Staates beerbt, dem er zur Zeit 
jeines® Todes angehörte. Ein Deutjcher kann jedoch erbrechtliche Anjprüche 
auch dann geltend machen, wenn fie nur mach den Deutichen Gejegen 
begründet find, es jei denn, daß nach dem Rechte des Staates, dem der. 
Erblafier angehörte, für die Beerbung eines Deutjchen, welder jeinen 
Wohnfig in dieſem Staate hatte, die deutichen Gejege ausichlieglich maß— 
gebend find. 

E. II $ 2261; Reichst.Borl. $ 24; Prot. S. 82858287. (VI ©. 72—80; 
VE. 346—349,) 

1. Wllgemeines. Der Artikel ftellt in Sat 1 in Ergänzung der einfeitigen 
KRollifionsnorm des vorbergebenden Artifels die gleiche Kollifionsnorm für ſolche Aus: 
länder auf, welche zur Zeit ihres Todes ihren Wohnſitz im Inlande hatten. Auch 
bier soll die Staatsangehörigfeit zur Zeit Des Todes Des Erblaflers für das ans 
zumendende Recht mahgebend jein. 


Vergl. über die Tragweite der Beitimmung Art. 24 Nr. 2 und über den Einfluß 
der Art. 27, 28 und 30, ebendafelbit Wr. 4a und b. 


2. Ausnahme des Sat 2. Die ausländische Staatsangehörigfeit joll nad 
Satz 2 nicht enticheidend fein, wenn es fih um erbredtlihe Anſprüche Deutſcher 
bamdelt. Hier jollen die Deutichen ſich auch auf die am deutihen Wohnſitz geltenden 
Geſetze berufen können. Dieſe Ausnahme iſt darin gerechtfertigt, daß, wie oben 
Art. 24 Wr. 3a dargethan, in den meiſten Auslandsſtaaten das Staatsangehörigfeits: 
prinzip nicht anerfannt it, vielmehr entweder das Beh oder die lex rei 
sitse oder beide Prinzipien neben einander gelten. Sat 1 ohne die Ausnahme des 
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Satz 2 würde daher den Ausländern mehr Rechte einräumen, als u. U. die Inländer 
im Auslande baben. 

| 3. Einſchränkung der Ausnahmen. Halbjag 2 des Zat, 2 des Artikels hebt 
die Ausnahmen des Halbjab 1 für den Fall wieder auf, daß der bezügliche Auslands: 
jtaat eine gleihe Beitimmung anerkennt, wie Sak 1 des Artifels, d. b. der betreffende 
Auslandsitaat muß gleichfalls für Deutiche das Stantsangehörigfeitspringip jtatuiren 
und zwar wie der Artifel ausdrücdlich hervorbebt: „Pusſchließl 

Nicht erforderlich ift, dak er das gleiche Prinzip auch 3 feine Angebörigen 
anerfennt. Nicht erforderlih iſt auch, daß er es für Deutiche allgemein anerfennt, 
jondern nur für den Fall, dak die Deutichen ihren Wohnfig im Auslande haben, d. b. 
aljo wenn die Gegenjeitigfeit verbürgt tt. 

a) Wann ijt dieſe Gegenjeitigfeit verbürgt ? 

a) Dann nicht, wenn in dem Auslandsjtaat das Wohnfikprinzip gleihmäßig 
für In- und Ausländer gilt, ef. Art. 24 Nr. 3a. Diejer Fall bedarf jedoch bier Feiner 
Berüdiihtigung. Gr wird ſchon durch Art. 27 EG. gededt. Die Nüdverweilung 
diefes Artifels fichert bier ihon die Anwendung des deutichen Rechtes allgemein, nicht 
nur bezügli der erbrechtlihen Anſprüche Deuticher; 

A) dann nicht, wenn in dem betreffenden Auslandsitaat die lex rei sitae gilt. 
Soweit e5 fih um in Deutichland gelegene Grundſtücke handelt, reicht auch bier ſchon 
Art. 27 6.6. aus; 

z) dann nicht, wenn in dem Auslandsitaat zwar für die dortjeitigen In— 
wer nicht aber für die dortieitigen Ausländer das Staatsangebörigfeitsprinzip durch— 
geführt — 

d) dann nicht, wenn der Auslandsſtaat zwar prinzipiell das Staatsangehörig— 
feitspringip anerfennt, wenn er aber von dieſem Prinzip die gleihen Ausnahmen 
ftatuirt, weldhe Abi. 3 und 3 des Art. 24, jowie Sab 2 des Art. 25 normiren, oder 
etwa noch anderweite Ausnahmen dieſes "Prinzips fennt; N. Mein. Planck S. Si 
Abi. 2 mit dem Himveis darauf, „daß ja das ausländische Recht in dieſem alle 
für die Beerbung eines Deutichen diejelben Modifikationen eintreten laſſe, welche auch 
das deutiche Recht jelbjt in den gedachten Bejtimmungen vorichreibe”. Allein es fommt 
doc für die frage nadı der verbürgten Gegenſeitigkeit nicht darauf an, was das deutſche 
Recht für die Beerbung eines Deutſchen vorſchreibt, ſondern darauf, was es für die 
Beerbung eines Ausländers vorſchreibt, alſo nicht auf Art. 24 mit feinen Ausnahmen, 
ſondern auf Art. 25. Und in Art. 25 Sat I iſt eben für die Beerbung eines Aus: 
länders (mit inländiichem Sterbewohnfig) ausichlieklih das ausländische Recht unſerer— 
feits für Audi erflärt. Am Uebrigen ipricht jhon das Wort „ausihliehlidh“ 
gegen die Planck'ſche Ausdehnung. — 

b) Eine weitere Einſchränkung der Ausnahme des Sak 2 ergiebt fih aus 
Art. 25 dahin, daß Deutiche erbrechtlihe Anfprühe an im Ausland belegene Grund: 
jtüde eines mit inländiihem Wohnfige verjterbenden Ausländers dann nicht geltend 
macden fünnen, wenn der Staat der belegenen Sache die deutichen Frbaniprüce aus: 
ichließt. Das tann beijpielsweile der Fall fein, wenn ein mit deutſchem Wohnſitz 
veriterbender Defterreiher Grundſtücke binterläßt, die entweder in Oeſterreich oder 
ns! belegen find, nicht aber a fih die Nachlaßgrundſtücke 3.8. in Dänemark 

efinden, ef, Art. 24 Anm. 3a und b 

e) Die Ausnahme des Sates 2 > findet weiter feine Anwendung, wenn die Erb: 
folge internationalredhtlih durh Staatsverträge geregelt ift. Sei es, daß 
die — — vollkommen oder nur beſchränkt verbürgt iſt (ef. hierzu R.G. 
Entſch. XXVI Str. 24), vgl. Art. XXIII des deutſch-griechiſchen Konſularvertrages von 
26, November 1851, Art. XIX des deutich:ferbiichen stonjularvertrages vom 6. Januar 
1853, Art. 25 des Freundſchafts- und Handelsvertrages mit der Sübdafrifaniichen 
Republik vom 22, Januar 1855, vor Allem aber Art. 10 der deuticherujfiichen Kon— 
vention über die Negulirung von Hinterlaſſenſchaften vom 12, November 31. Oktober 
1874, R.G. Bl. 1875 ©. 136 ff.: Nach dieſem gilt für unbewegliche Sachen die lex rei 
sitae: für bewegliche das Staatsangebörigfeitspringip, doch kann der Untertban des 
Landes, in dem der Nachlaß eröffnet ift, nach den Geſetzen feines Yandes Aniprüce 
auf die bewegliche Hinterlafienichait erheben. Vgl. auch die in den Zuſammenſtellungen 
im Preuß. Juſtiz-Min. Bl. 1844 S. 130, im Bayriſchen Juſtiz-Min.Bl 1900 S. 97 
erwähnten Staatsverträge, welche jedoch im Wejentlihen nur Borichriiten über die 
formale Nachlaßbehandlung enthalten und daher bier nicht weiter intereiliren. — 


4. Internationalrehtlide Tragweite des Sat 2. Die Ausnahme des Sat 2 
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verjtebt ſich als eine Ausdehnung lediglih des Anmwendungsbereihd des bdeutichen 
Rechts und iſt daber auf den Fall gleichgelagerter Beziehung zum Ausland nicht aus: 
dehubar. 

5. Materiellrehtlide Tragweite des Zap 2. 

a) Die Ausnahme beziebt jih auf erbredhtlide Aniprüde eines Deutichen. 
Hierzu müſſen auch die Anſprüche aus Vermächtniſſen, Auflagen und Pflichttheil 
nerechnet werden, aud wenn dieſe Anjprüche, wie in 88 2303 Ff., als obligatorische 
Aniprühe gegen den Erben fonftruirt find. Nicht hierher gebören dagegen Anfprüche 
der Nachlaßgläubiger. Ebenſowenig können fich die deutichen Erben eines im Anland 
verfterbenden Ausländers in Anjebung der Haftung für diefe Nachlahverbindlichfeiten 
auf die deutichen Geſetze berufen. Cine analoge Beitimmung, wie jie Abj. 2 des 
Art. 24 entbält, ift bier nicht aufgenommen. 

b) Die Ausnahme bezieht jih auf erbrechtliche Anſprüche eines Deutfchen, fei 
eö, daß er in Deutichland oder im Ausland wohnt, ſei es, daß es fih um im Inland 
oder im Ausland belegenen Nachlaß handelt. Hinsichtlich des leßteren ef, aber Art. 28 
und oben 3b, 

6. Berhättnii zu Art. Bl. Während nah dem Prinzip des Art. 31 das aus— 
ländiihe Recht anzuwenden iſt, auch wenn die G egenjeitigfeit nicht ver: 
bürgt it, es fei denn, dah die Ausübung des Vergeltungsrechts für den Ipegiellen 
Fall vorgeichrieben ift (Netorjion), wird durd Die Einſchrantung des Satz 2 Halb- 
ſatz 2 der Grundſatz der Neeiprocität bier pofitiv normirt. Das rechtfertigt ſich 
mit Nüdjicht darauf, dat die Mehrzahl der Auslandsjtaaten, ef, Art. 24 Nr. 3a und b, 
ein abweichendes Statut aufftellt, und die Gewähr gleihmäßiger Behandlung von 
Anz und Ausländern im Auslande regelmäßig nicht geboten iſt. 


Artikel 26. 

Selangt aus einem im Ausland eröffneten Nachlalfe für die nach den 
dortigen Geſetzen berechtigten Erben oder Vermächtnignehmer durch Ber- 
mittelung deutjcher Behörden Vermögen ins Inland, jo kann ein Anderer 
der Herausgabe nicht aus dem Grunde widerjprechen, daß er als Erbe oder 
Vermächtnignehmer einen Anſpruch auf das Vermögen babe. 

Reichst. Vorl. Art. 25. 

1. Die Durhführung von Erbaniprücden nad einem im Austand wohnenden 
und dort veriterbenden deutſchen Grblafler wird oft illujoriich jein, wenn das 
Auslandsrecht das Domizilprinzip jtatuirt, da die lagen jedenfalls im 
Ausland bei dem dort zuftändigen Gericht anzubringen find. Deutiche Erbberechtigte 
werden jich daber meift auf den Weg gewieſen jchen, das im Inland befindliche oder 
dorthin gelangte Nachlaßvermögen eines ſolchen Erblafjers zu beihlagnabmen, Dieje 
Maßregeln müſſen jedenfalls dann zu internationalen Verwidelungen führen, wenn 
durch VBermittelung deutſcher Behörden für die nad dem Auslandsrecht berechtigten 
Erben Vermögen ins Inland gelangt. Es ftatuirt daher Art. 26, daß die Herausgabe 
dieſes Vermögens an die nad) Auslandsrecht berechtigten Erben durd) die nach deutichem 
Hecht berechtigten Erben nicht inbibirt werden ioll. 

2. Als deutihe Behörden, melde von den ausländiichen Behörden bei 

einem im Ausland eingetretenen Erbfall um Ueberſendung der einen in Deutichland 
aufenthältliben Grbinterefienten angefallenen Nachlaßgegenſtände an dieſen erſucht 
werden, kommen hauptſächlich die Konſuln in Betracht. Die Konfuln haben in 
Gemaßhein ihrer Dienftinftruftionen dieſe Nachlaßgegenſtände nicht direkt an die 
Intereſſenten, ſondern an das Auswärtige Amt zu ſenden, welches ſeinerſeits die Sachen 
an die Intereſſenten abliefert. — 
j 3. Der Widerfpruc gegen die Herausgabe an den Dejtinatär ift lediglich in: 
ſoweit verjagt, als der Widerſprechende ein entgegenjtebendes Erbrecht oder einen 
Vermächtnißanſpruch geltend macht. Der Widerſpruch anderer Intereſſenten (Rachlaß— 
gläubiger; insbeſ. auch Pflichttheilsberechtigte, Perſonalgläubiger) iſt damit nicht aus: 
geſchloſſen. 

4. Die Vorſchriſt des Artikels enthält lediglich eine Verfahrensvorſchrift. 
Die materiellen Anſprüche des nah Art. 24, 25 Erbberechtigten werden dadurch natürlich 
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nicht berührt. Der hiernach materiell Berechtigte kann ſeine Anſprüche gegenüber dem 
Empfänger gemäß 83 2018 ff., 812 ff. B. G. B. durchſetzen und ſobald der Empfänger 
in den Beſitz der Nachlaßgegenftande gelangt iſt, natürlich auch prozeſſuale Sicherung: 
maßregeln gegen denielben in Anwendung bringen. — 


Rücverweifung. 
Artikel 27. 

Sind nach dem Nechte eines rg Staates, dejien Gejege in dem 
Artikel 7 Abi. 1, dem Artikel 13 Abi. 1, dem Artikel 15 Abi. 2, dem 
Artifel 17 Abi. 1 und dem NXrtifel 25 für maßgebend erklärt find, die 
deutjchen Gejege anzuwenden, jo finden dieſe Gejege Anwendung. 

Neihst. Vorl. Art. 26; Komm.Prot. ©. 8169, 8191, 8196. (VI S. 17—2%, 
56—59,) 

1. Allgemeines. Der Art. regelt die Frage der fogenannten „Nüdverweilung”. 
Die Beitimmung ift im E. Il nicht enthalten, dagegen vom Bunbesrath unter Wieder: 
beritellung des Gebbardihen Entwuris $ 31 wieder eingeitellt. Die Bedeutung des 
Artifels iſt eine negative und eine pofitive. Er beſtimmt negativ, daß das materielle 
Auslandsreht dann nicht gelten joll, wenn nad jeinen internationalrechtlichen Be: 
ftimmungen das deutihe Recht zuitändig fein würde, und er beitimmt positiv, daß 
in diejem all das deutihe materielle Recht endgültig entideidend jein foll, daß es 
nicht etwa wieder auf die internationalrechtlihen Beitimmungen des deutihen Rechts 
anfommt. Wenn alio bezüglihd eines im Deutſchen Reih domizilirten Ausländers 
deſſen Geſchäftsfähigkeit (Art. 7), die Gültigkeit feiner mit einer Deutſchen geſchloſſenen 
(She (Art. 13), die güterrechtlichen Verhältniſſe feiner Ehe (Art. 15 Abi. 2), die Scheidung 
der Ehe (Art. 17 Abi. 1), endlih die erbrechtlichen Verhältniſſe nah feinem Tode 
(Art. 25) in Frage kommen, fo würde, falls das Auslandsreht das Wohnfigprinzip 
zu Grunde legt, wie das beiipielsweile bezüglich der Mehrzahl der vorgedadten 
Rectsverhältnifie nah engliſchem Recht der all ift, das deutiche Recht als das Recht 
des Wohnfißes zur Anwendung fommen. 


2. Anwendungsfälle Die Rüdvermweilung wird vorzugsweiſe gegenüber den: 
jenigen Staaten praftiih fein, welche in den in dem Artifel bezeichneten Fällen nicht 
das Staatsangebörigfeitsprinzip au Grunde legen, ſondern das Rechtsverhältniß durd 
Anmeilung eines beitimmten Sites im Raum lofalifieren, fei es, dak fie den Wohnſitz 
oder die lex contractus oder fonit eine örtliche Beziehung enticheidend jein laſſen. 
Sie wird aber auch gegenüber denjenigen Staaten des Staatsangebörigfeitsprinzips 
praftiich werden können, welche bei ſolchen Rechtsverhältniſſen, bei denen verjchiedene 
perionelle oder zeitliche Beziebungen denkbar find, einer von der bei uns enticheidenden 
Beziehung abweihenden Beziehung Maßgeblichfeit verleiben, indem fie beiipielsweiie 
im Fall des Art. 13 nicht die Staatsangebörigfeit jedes der Verlobten, jondern nur 
diejenige des Fünftigen Ehemannes, und im Fall des Art. 15 nicht die zur Seit der 
Eheſchließung vorbandene Staatsangebörigfeit, fondern die jeweilige Staatsangebörig: 
feit enticheidend jein lafien. 

3. Tragweite der Beſtimmung. Es erbeben ſich folgende Fragen: 

I. Iſt die Beitimmung aud auf andere in dem Art. 27 ſelbſt nicht in Bezug 
genommene Fülle anszudehnen? ſei es, daß dielelben im E.G. geregelt find oder 
nicht, und ferner: Iſt die Weiterderweifung zu berüdfichtigen, d. b. tft, wenn beifpiels= 
weile bei uns die Seichäftsfäbigkeit eines Nordamerifaners bezüglich eines in Paris 
abgeſchloſſenen Kontraftes in Frage ftebt, nicht gemäß Art. 17 das nordamerifaniiche 
materielle Recht, jondern in Semäßbeit des nordamerifaniihen internationalen Privat: 
rechts, welches das forum contractus enticheidend jein läßt, das franzöfiiche Hecht 
maßgebend ? 

Die Enticheidung dieier Fragen Seht die Beantwortung der Vorfrage voraus, 
ob der Art. 27 fih als der Ausdruck eines internationalredtlihen Prinzips 
oder als eine Ausnabmevorichrift daritellt: 

a) Die Interpretation des Geſetzes und der zu Gebote itebenden 
Motive lafien ein zureibendes Ergebniß nicht finden Die Fallung des 
Geſetzes läßt ebenio die Deutung zu, dat der Geſetzgeber nur diejenige Verweiſung 
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babe gelten laſſen wollen, welche jih als Rückverweiſung auf das deutiche Necht daritellt, 
als auch die Deutung, daß der Sejeßgeber nur in dem Spezialfall der Rüdvermweifung 
auf das deutiche Recht eine inländiiche Vorichriit geben wollte, im Uebrigen aber die 
Entiheidung dabingeitellt hat. Eine Entiheidung des Gejeges in der zuletzt gedachten 
Beſchränkung würde feineswegs ohne praftiichen Werth fein, da es mangels bejonderer 
Normirung nicht zweifelsfrei fein würde, wie fich der Nichter gegenüber der Thatſache 
zu verbalten babe, daß die internationalrehtlicen Beitimmungen des deutſchen Rechts, 
auf welche zurüdvermwiejen wird, auf das zurückweiſende Geſetz ihrerjeits wiederum 
zurüdverweiien. Gegenüber dieſer Deutung, welche v. Bar in Böhms Zeitfchr. VIII 
©. 158 und Keidel eod. VII ©, 2838 anſcheinend diefem Artifel geben, iſt allerdings 
auf die Faſſung des Gebbardihen Entwurfs zu verweilen, welche lautet: „Die Bor: 
fchriften 2c. fommen nicht zur Anwendung, wenn nad den Gefeken des Staates, welchem 
der Ausländer angehört, nicht die Geſetze dieies Staates, jondern die deutſchen Geſetze 
Anwendung zu finden haben. In dieſem Fall find die deutſchen Geſetze maßgebend,” 
Bei den Beratbungen des II, Entw., Prot. 11 S. 8192, berrichte Einverſtändniß darüber, 
daß die Weiterverweilung auch im Fall der Annahme der Rüdverweilung nicht zu 
berüdjichtigen ſei. Allein bierbei ift zu beachten, daß der Entw. II prinzipiell bie 
Anwendungsiphäre des ausländiihen Rechts gleihmäßig wie diejenige des inländiichen 
Rechts abweichend von dem Standpunkt des geltenden Geſetzes regelte. 

b) Eine rihtige Interpretation fann hiernach nur aus der Beant— 
wortung der VBorfrage gewonnen werden, ob das Prinzip der Rück- und 
MWeiterverweifung wijfenichaftlih gerechtfertigt ift oder nicht. In bieier 
Frage find nun die Vertreter der modernen \nternationalprivatrehtswiflenichaft und 
der Praris in zwei Yager neichieden. Die einen, vor Allem Kahn in Iherings Jahrb. 
Bd. 30 ©. 7 bis 36, 3b. 36 ©. 366 bis 408 und die dort S. 403 Gitirten, ferner 
Niemeyer u.a, —— S. 8Off, Gierke 1S. 215ff, Zitelmann 1S. 37 ff., 
©. 389ff,, Catellani, „Del confl. fra norm. d. diritt. int. priv. Venezia 1897*, 
Buzzati in Böhms Zeitichr. VIII S. 449 ff. verwerfen die Rück- und MWeiterverweifung 
als prinzipwidrig, während Andere, ef. Berbandlungen des 18. Deutichen Nuriften: 
tages II ©. 135, Barazetti, in Böhms Zeitihr. 1 S. 426, VIII S. 36, vor Allem 
v. Bar, insbejondere neuerdings in Böhms Zeitihr. VIII ©. 177 Ff., die Nüd: und 
Meiterverweifung ebenio enerniich vertheidigen. Die Praris der oberiten Gerichtshöfe 
«mitgetbeilt bei Kahn a. a. O., insbeiondere Bd. 36 ©. 405) hat fih noch vielfach 
für die Rüdverweilung ausgeiproden, in legter Zeit aber dagegen. R.G. vom 24. April 
1594 in Böhms Zeitihr. IV ©. 390ff, vom 1. Mat 1894, Bolze Bd. 18 Wr. 8, 
vom 3. März 1886 Bb. 36 ©. 205 ff., Kahn a. a. O. — Die Griftenz diefer Streit: 
frage iſt u. €. ein Kranfheitsiomptom der oben (Borbem. IV ©. 15, 16.) reprobirten 
Richtung, wonach das einheimische Recht zuſtändig it, auch den Anwendungsbereich 
des ausländiihen Rechts pofitiv zu regeln, denn wenn fich der Geſetzgeber einer ſolchen 
Regelung entbält, kann die Rück- und Weiterverweilung ja gar nicht in Frage fommen. 
Bol. Schnell in Böhms Zeitihr. V S. 343. Wenn aber das E.G. zum B.G.B. feine 
einentlihe Kompetenz überichreitend, pojitiv einzelne Kollifionsnormen als vollitändige 
geregelt bat, jo muß die Streitfrage zur Entiheidung gelangen und fie muß u. E. dahin 
entihieden werden, daß bie „Rück- und Weiterverweifung“ von diefem Stande der 
Geſetzgebung aus prinzipiell zu verwerfen iſt. Es würde bier zu weit führen, das 
Für und Wider einzeln zu erörtern. Die fehr ſcharfſinnige Begründung Kahns, 
eines Gegners der Rüdverweifung, wird von Zitelmann I ©. 243, gleihtalls einem 
Gegner, befämpit. Wach des lekteren Anficht ift die Rückverweiſung deshalb aus: 
geſchloſſen, weil die Entſcheidung der AJuftändigkeit des ausländiihen Rechts nah dem 
einbeimiichen Recht als dem Völkerrecht gemäß zu erachten ift. 

Die Verwerfung der Rüdvermweifung ergiebt jih u. E. jedenfalls 
aus dem oben, Vorbem. IV ©. 14, aus dem Bergleih mit den Grund: 
jägen über bie zeitlihe Wirfjamfeit der Gejeke gewonnenen Ergebniß. 
Wenn das Gejeb eine vollitändige Rollifionsnorm aufſtellt und alſo poſitiv normirt, 
dat im Fall der Nichtanwendung des eigenen Rechts ein beitimmtes anderes Recht 
laß greifen ſoll, jo giebt es — wenn auch infompetent hierzu — eine formelle 
Zujtändigfeitsbeitimmung für das ausländiihe Recht. Es giebt jie ebenio, 
wie jie der Geſetzgeber bei den Grundſätzen über die zeitliche Wirkiamfeit der Geſetze 
gegeben haben würde, wenn er beilpielsweile im Art. 189 E.G fih nicht darauf 
beihränft hätte zu beftimmen, dab im all der Nichtgeltung des jekigen Rechts das 
bisberige Recht gelten ſolle, fondern pofitiv beitimmt bätte, dak bis zum 1. Oftober 
1572 (Anfrafttreten der Preuß. G.B.O.) die bis dahin geltenden Geſetze, vom 1. Oftober 
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1872 bis 1. Januar 1900 die dann geltenden Gelee enticheidend fein ſollten. Wenn 
aber unier Geſetzgeber die Zujtändigfeitsfrage für das Auslandsredt 
jelbit enticheidet, jo fann unter Richter die abweichenden Juitändinfeits= 
beitimmungen des Auslandsrechts nicht weiter berüdiichtigen. Allerdings 
fann die Nichtberüciichtigung der Rück- und Weiterverweifung im fonfreten Fall zu 
widerfinnigen Konſequenzen führen, wie v. Barca. a. DO. zutreffend ausführt. Daß aber 
ebenio unannehmbare Koniequenzen jih im Fall der Annahme des Niüdverweiiungs: 
prinzips ergeben fünnen, bat Kahn a. a. ©. treifend dargetban. Der Fehler Liegt 
eben tiefer: in der Anmakung des einheimischen Geſetzgebers zu Juitändigfeitsnormen 
jür das Auslandsrcht. Tiefer von v. Bar a. a. O. S. 179 ſelbſt bervorgebobene 
Fehler fann aber, wie v. Bar a. a. DO. ausführt, durch Annabme des Rück- und 
Meiterverweijungsprinzips nicht wieder ausgeglichen werden. Denn die Auswahl 
desjenigen Staates, von deiien Geſetzen aus die Rück- und Weiter: 
verweifung vorgenommen werden joll, iit, wenn bei Berneinung der 
inländifhen Beriebungen eines Nebtsverbältniiies mehrere ausländiice 
Beziehungen dieſes Rechtsverhältniſſes gleihberehtigt fonfurriren, 
durch die inländiiche vollitändige Kollilionsnorm millfürlidh erfolgt Es 
würde alio, wenn beiipielsweile die Hejchäftstäbigfeit eines bet uns wohnhaften 
Kurländers in Frage ſteht, der gegenüber dem furländiihen Tomizilprinzip (Geſetz 
bei Neumann S. 170) in unserer vollitändigen Kolliiionsnorm (Art. 7, welde die 
Geſchäftsfähigkeit des Kurländers nah dem furländiihen Necht beurtbeilt) entbaltene 
Fehler zwar geheilt jein, wenn das Rückverweiſungsprinziv Anwendung findet. Tieier 
Fehler würde aber nicht gebeilt fein, wenn der Vertrag, binfichtlich deilen die Geſchäfts— 
fäbigfeit in Frage kommt, unter im Uebrigen gleichen Verhältniſſen in Nordamerifa 
geſchloſſen wäre. Die Anwendung der Rückverweiſung aus dem kurländiſchen Necht 
auf das Deutſche würde hier einen neuen Fehler einführen, da bei der Verſchiedenheit 
der kurländiſchen und nordamerifaniihen Kolliſionsnormen (nad letzteren iſt das 
forum contraetus enticheidend) nad den oben, Vorbem. IV Wr. 1 S. 14, entwidelten 
Grundſätzen das furlandiibe Recht analog unferer einheimiſchen Kolliiionsnorm mar: 
gebend fein müßte. Tie NRüdverweiiung auf das deutihe Necht würde bier völlig 
willfürlich ſein. 

Neumann ©. 1375 gelangt von feinem oben ©. 17 dargelenten Standpunft 
aus dabin, in Art. 27 den Ausdruck eines Prinzips zu finden, weldes für die in 
Art. 27 nicht hbervorgebobenen Kolliiionsnormen nur desbalb nicht ausgeiprocen iſt, 
mweil es für dieſe jelbitveritändlich jet, val. biergegen oben a. a. O. 

e) Eind voritebende Grundſätze richtig, jo ergiebt jih beim Mangel eines die 
Rück- und Weiterverweiſung rechtiertinenden Prinzivs, daß Die VBorichrift des Art. 27 
eine ſpezielle Ausnahmevorſchrift it, welche nicht ausdebnend interpretirt werden 
darf. Hieraus folgt: 

«) Die Weiterderweilung des nad Art. 7, 13, 15, 17 und 25 mahaebend 
erflärten Auslandsrechts auf ein drittes Auslandsrecht It Überhaupt nicht zu berüd- 
fihtigen. Dies auch dann nicht, wenn das weiterverweiiende Necht und dasjenige, auf 
welches verwieſen wird, daſſelbe Necht ftir maßgebend erHärten. Ebenio Niemeyer, 
Vortrag ©. 50, Barazetti in Böhms Zeitihr. VII S,.319, a. M. von Bar a. a. O. 
©. 188, anicheinend auch Keidel a. a. O. S. 238 In der Praris it jpeziell die 
„Weiterverweifung“ nur selten bebandelt, et. aber Urtheil des R.G. in Böhms 
Zeitichr. II S. 255, weldes die Weiterverweilung zuläßt. A. Meinung auch Neumann 
©. 1375, 1876, 

7) Die Rüdverweilung iſt nur in den in Art. 27 einzeln hervorgehobenen 
Fällen zu berüdiichtigen. Ansbeiondere 

aa) iſt aljo die Nüdverweilung nicht au berückſichtigen inden übrigen 
in Art, 27 übergegangenen, vom 8. geregelten oder nicht geregelten 
Fällen, in welden die xolliiionsnorm an die Staatsangebörigfeit 
anfmipit. 

Dean könnte versucht fein, aus Art. 27 mwenigitens inſoweit ein beichränftes 
Prinzip herauszuleſen. So Niemener, Vortrag &. 0, Barazetti a.a.D. S. 319, 
aber u. E. ohne zureihende Begründung. Gin ſolches Prinzip fünnte nur damit 
gerechtfertigt werden, da man den Kolliſionsnormen, welde an die Staatsangebörigfeit 
der Perſon anfnüpfen, inſofern einen arundiäglic von den übrigen Kolliiionsnormen 
verschiedenen Gharafter vindizirt, als man jenen wolliitonsnormen den Willen dem 
Rechtsverhältniß einen beitimmten Eiß im Raum zu neben, abipricht, womit denn u. a. 


— 
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Wegfall käme. Es würde auch regelmäßig im Fall einer ſolchen Negelung der jich 
fonjt bei der Annahme des Nüd: und Weiterverweifungsprinzips ergebende fehlerhafte 
Zirkel (ef. u. a. Kabn a. a. O. ©. 23) vermieden werden. Allein dieſer letztere 
Fehler würde dann nicht vermieden werden fönnen, wenn ein Rechtsverhältniß mehr: 
fache perjonelle und zeitlihe Beziehungen bat; und die Verichiedenbeit der Kolliſions— 
normen, welde an die Staatsangebörigfeit anfnüpfen, von den übrigen Kollifions- 
normen iſt wenigitens nad der Entwicklung des internationalen Privairechts in 
Deutichland Feine arundiäglice. Die Staatsangebörigfeit iſt nad der bier in Frage 
fommenden Richtung nichts weiter, als ein qualifizirter Wohnſitz, wie diejer ein 
qualifizirter Aufenthalt. Gewiß iſt es richtig, wenn Niemeyer a. a. O. vorträgt, 
daß der Gedanfe der Nüdverweilung in den in Art. 27 nicht in Bezug genommenen 
Art. 21 und Art. 23 dur die inhaltlihe Normirung dieſer Artikel gewiſſermaßen 
verwirflicht ift. Allein die Verwirklichung iſt nicht vollitändig erfolgt. Die Gleich: 
ftelung der In- und Ausländer iſt in Art. 21 nur binfichtlich der Höchitgrenze ber 
Anſprüche der letzteren erfolgt. (Die Nichtanmwendung der Nücverweifung auf dieſen 
Artifel rechtfertigt fih wohl mit Nüdfiht darauf, daß einerjeits die zu regelnden 
Beziehungen bier nicht in gleiher Weile dauernden Charakters jind, wie bei der 
Gejchäftsräbigfeit und der Ehe, andererjeits der erflufive Charakter der für dieſes 
Rechtsverhältniß maßgebenden Normen auch nad dem internationalen Privatrecht 
des Auslands vielfah im Wordergrumde steht.) 

Bei den übrigen Kolliiionsnormen des Geſetzes, welche an die Staatsangehörigfeit 
anfnüpfen: Art. 14, 18, 19, 22 fan, da diele Kollifionsnormen jämmtlih mur als 
einfeitige normirt find, vgl. Vorbem. III Nr. 2, die Rück- und Weiterverweifung 
nad den oben Vorbem. IV ©. 155. entwidelten Grundjägen überhaupt nicht in Frage 
fonmen. 

A. Mein. Niemeyer Int. Priv. S. 86. Dagegen wie wir Silberihmidt 
in Böhms Zeitihr. VULS. 101. Zweifelnd Pland S. 89, 

83) Niemals ferner ift Die Rückverweiſung in den Fällen zu berüd: 
fihtigen, wo die Kolliiionsnorm nicht an die Staatsangebörigfeit, 
fondern an eine beftimmte Beziehung im Raum anfnüpft. Das ergiebt 
jih bezüglich der lex rei sitae aus dem ausdrüdlichen Ausichluß des Art. 27 in Art. 28, 
bezüglich der lex loci actus aus der Nichtinbezugnabme des Art. 11 Satz 2 umd iſt 
auch besüglih aller anderen bierber gebörigen Fälle aus den obigen grundiäßlichen 
Ausführungen zu folgern. Hinſichtlich der Bertragsobligationen bat der letzte (24.) 
deutiche Juriſtentag dem Worichlag feines Nejerenten beigeſtimmt, wonad die Nüd: 
und Weiterverweilung ausgeichlojien fein joll; vergl. Verhandl. IV ©. 127. — Inwie— 
weit im Fall des Art. 11 Abi. 1 Sat 1 die Rückverweiſung praftiih werden fann, 
ef. Bem, 3 Abi. 2 zu dieſem Artifel. Ebenio Niemeyer Ant. Priv. S. 80. Pland 
a. a. O. — a. Mein. Neumann Handausg. S. 1375. 

IH. Wie iſt zu enticheiden, wenn das gemäß Art. 27 zurüdver: 
weiiende Auslandsredht feinerieits eine poſitive Rückverweiſungs— 
flauiel entbält? So beitimmt beiipielsweile das dem Domizilprinzip huldigende, 
alfo bei deutihem Wohnſitz des Schweizers auf das deutihe Necht zurüdverwetiende 
Schweizer Bundesgejeg vom 25. Juni 1891: „Sind die Schweizer nad) Mahgabe 
der ausländiihen Geſetzgebung dem ausländischen Necht nicht unterworſen, jo unter: 
fteben ſie dem Necht und dem Gerichtsitand des Heimatbfantons,* bei Niemeyer, 
Vortrag ©. 28. 

Eine ſolche Beitimmung des Auslandsrechts it bei uns nicht zu berüdiichtigen. 
Denn fie ift, wie Art. 27 bei uns, von dem Geſetzgeber des Auslands eigens allein 
für den Fall geihaffen, daß vor dem dortigen inländiichen Nichter ein negativer 
Konflikt fich ergiebt; cl. Niemeyer a. a. O 

III. Um Mißverſtändniſſen vorzubeugen, muß bier noch beionders Folgendes 
bervorgeboben werden: 

Die von uns befürwortete prinzipielle VBerwerfung der Nüd: und Weiterver: 
weiſung, joweit fie nicht gemäß Art. 27 ausdrücklich zugelailen tft, bedeutet nicht, daß 
etwa die ausländiihen Kolliſionsnormen überhaupt nicht zu berücjichtigen find. Die 
ausländiihen Kollifionsnormen der in Betracht kommenden verichiedenen Auslands: 
ftaaten find vielmehr, wenn ein Nectsverhältnii feine Beziebung zum Inlande hat, 
und unter der Borausießung, daß die deutſche Ktollifionsnorm nicht eine vollfommene 
iſt (alio Yücen auszufüllen find), ſtets dann zu berücjichtigen, wenn ſie unter ſich in 
der Beitimmung des maßgeblichen Rechts übereinstimmen. Das it oben Vorbem. IV 
Jr. 1 ©. 15ff. bei den prinzipiellen Grörterungen des Näheren begründet. M. a. W, 
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die Rück- und Weitervermweifung, ſoweit fie ſich aus der prinzipiellen Kompetenz— 
erörterung ergiebt, it zu berückſichtigen. Sie iſt grundſätzlich abzulehnen, ſoweit fie 
von einer Rechtsordnung aus erfolgt, die von dem Geſetz als abſolut maßgeblich 
dur eine vollfommene sollifionsnorm (Art. 7, 13 2.) bingeitellt iſt. Sie bat in 
diejen letzteren Fällen nur joweit zu eriolgen, als es durd die pofitive Ausnahme: 
vorſchrift unferes Artifels 27 ausdrüdlih vorgeichrieben iſt. — 


Ausſchließlichkeit des Rechts der belegenen Sadıe. 
Artikel 28, 

Die Vorichriften der Artifel 15, 19, des Artikel 24 Abi. 1 und der 
Artikel 25, 27 finden feine Anwendung auf Gegenjtände, die fich nicht in 
den Gebiete des Staates befinden, deſſen Gelege nach jenen Borjchriften 
maßgebend jind, und die nach den Gejegen des Staates, in deſſen Gebiete 
jie jich befinden, bejonderen Vorſchriften unterliegen. 

ae Reichst.Borl. 27. Komm. Prot. 8298-— 5299, 8184 -8191 (VIS.80,81), 

. Allgemeines. Während der vorbergebende Art. 27 den negativen Konflikt 
wifchen ber inländiihen und ausländiihen Geſetzgebung bebandelt, der darin beitebt, 
dat feine der beiden Gelekgebungen angewendet werden will, bebandelt der vor: 
liegende Artikel einen Fall des pojitiven Konflifts, wenn beide Geſetzgebungen 
angewendet werden wollen. Dieſer Konflift muß bei Verſchiedenheit der Kolliſions— 
normen der einzelnen re jtets gegeben fein, wenn nicht der im vorbergebenden 
Artikel behandelte negative Konflift vorliegt. Wenn wir alio einen in England 
domizilirten Deutichen gemäß Art. 7 nah beutihem Recht behandeln, fo entitebt 
ein pofitiver Konflift, da der engliibe Staat, in welchem das Domizilprinzip gilt, 
ihn nad engliichem echt bebandeln will. Im Allgemeinen ftebt nun das Gejer 
auf dem Standpunft, dieabweihenden Kolliiionsnormen des Auslands: 
rechts, wo jie unjeren KXollifionsnormen entgegenfteben, nicht zu berüd: 
jichtigen. 

2. Eine Ausnahme macht jedoch der vorliegende Artikel hinſichtlich der aus- 
landiſchen Kolliftionsnorm desforumrei sitae, foweitdajielbe mitden Kolliiions- 
normen, welde in den Art. 15, 19, 24 Abi. 1 und 25 für die dort auf: 
geführten Vermögensinbegriffe ftatuirt find, in positiven Konflift nerätb. 
Während nämlih in den bezeichneten Vorſchriften des Ginführungsgefeges für die 
einzelnen Bermögensinbegriffe: das ebelihe Gütervermögen Art. 15, das Kindesver⸗ 
mögen Art. 19, das Nachlaßvermögen Art. 24 Abi. 1 und 25, durchweg eine einbeit: 
liche Kollifionsnorm, nämlich die Mahgeblichfeit ber Staatsangebörigfeit des Ehe 
manns, Vaters, Srblaflers, ftatuirt worden ift, und zwar ohne Rückſicht darauf, in 
welchem Gebiet die einzelnen, zu dieſen Bermögenseinbeiten gebörigen Gegenitände 
fih befinden, jollen nad der Vorichriit des vorliegenden Art. 28 die bezeichneten Kolli: 
fionsnormen nicht Platz greifen, wenn die einzelnen au diefen VBermögenseinheiten 
gehörigen Gegenitände nah den Geieken des Staats, wo fie fich befinden, befonderen 
Vorſchriften (seil. in Anfehung des Güterrechts, des Rechtsverhältniſſes zwiſchen Eltern 
und Kind, der Erbſchaft) unterliegen und ſich damit dem Spezialforum ber lex rei sitar 
unterordnen. Wenn alio beiipielsweile die Erbſchaſt im die zu dem Nachlaß eines 
Deutſchen gebörigen, aber in Frankreich, England oder Nordamerika belegenen Grund: 
itüde in Frage steht, jo it, da die genannten Auslandsitaaten ſämmtlich dieſe 
Srunditüde einem von dem Statut der Erbſchaft abweichenden Spezialforum, nämlich 
den der belegenen Sade, unterwerfen, bezüglich diejer Grundſtücke das jranzöfiiche, 
engliihe und nordamerifaniiche Recht —— nicht das deutſche Recht gemäß 
dem allgemeinen Statut des Art. 24 Abi. 1. Dieje Ausnahmevorſchrift rechtiertigt 
jih mit Rückſicht auf den ausichließlichen Gharatter, welcher den: forum rei sitae, dort 
wo es gilt, vindicirt werden muß und im internationalen Rechtsverkehr auch that: 
fählich vindicirt wird. Vergl. hierzu Bem. De zu Art. 15, Bem. 3a zu Art. 19, 
Ben. i h zu Art. 24, Bem. 3b zu Art. 25 

’. Einſchränkung der Anwendung deutschen Rechts. Der Artikel ſpricht all 
gemein von der Einſchränkung der in den in Bezug genommenen Artikeln geregelten 
Kolliſionsnormen zu Gunſten der lex rei sitae. Allein tbatiächlich läuft dies im Ver 
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bältniß des deutichen zum ausländischen Necht Iediglih auf eine Einſchränkung der 
Anwendung des erjteren hinaus. Wie Ichon gezeigt, iſt bezüglich der in den in Bezug 
genommenen Artifeln behandelten Rechtsverhältniſſe der Begriff der Bermögenseinbeit 
im deutihen B.G. B. durdgeführt. Es würde mithin für inländische Grundjtüde 
eines Ausländers ein Spezialforum bezüglih güterrechtliher und erbredtlicher Ver: 
bältnifie in Deutihland nicht begründet fein, es jet denn, daß es fih um die der 
Yandesgeleßnebung in Art. 57—59, 62, 63, 64 E. G. vorbehaltene Regelung der 
Sondernadtolge in bejtimmte Güter handelt. Wohl aber wird die Einſchränkung 
des ausländiihen Rechts praftiih, wenn die Nachlaßgrundſtücke in einem dritten 
Auslandsitaat liegen. Daß die Fälle, in denen durch Staatsverträge mit dem Aus— 
land ein Spezialforum im Inland begründet ift, den bezeichneten allgemeinen Kolliſions— 
normen vorgehen (ef. Art. 10 der deutichsruffiihen Konvention über Negulirung von 
Verlaffenihatten vom 12. November 1874, R.GBl. 1875 ©, 136), folgt ſchon aus 
Art. bu. 32 E. G. 

4. Immobilien und Mobilien. Der Artikel fpricht ichleditbin von beweglichen 
und unbeweglichen Gegenftänden. Allein bezüglich der beweglichen iſt er wohl von 
nur geringer praftiicher Bedeutung, da die Mehrzahl der Staaten, wenn jie auch an 
ſich bezüglih der Mobilien das foram rei sitae enticheidend fein laſſen, diejelben als 
Beitandtbeile von den bezeichneten Bermögenseinbeiten dem für letztere geltenden 
Statut unterordnen; v. Barl ©. 601 R.G. IX Nr. 4, GierfelS. 225. Eine Aus: 
nahme macht beiipielsweile das Vertragsrecht der jüdamerifaniihen Staaten (Kongreß 
von Montevideo 1859 Art. dd, 45), wonach auch für die Erbihaft in beweglidhe 
Güter die lex rei sitae entiheidet; Böhm's Handbuh ©. 31, Beitihr. I ©. 344. 

5. Nüdverweifung. Art. 25 jchliegt die Anwendung des Art. 27 ausdrüdlich 
aus, d. b. er beitimmt, dak das in Folge der Nüdvermweiiung anzumen: 
dende deutſche Hecht dann nicht Plag greifen joll, wenn zum Nachlaß, ebelichen 
Güterrecht und Kindesvermögen Gegenftände gehören, die in Deutichland jelbjt nicht 
liegen und in dem Staat, wo fie ſich befinden, dem Spezialforum der lex rei sitae 
unteriteben. 

Wenn alio beiipielsweile die Beerbung eines mit deutichem Wohnſitz verfterben: 
den Tänen bei uns in frage ftebt, jo ift in Folge des Nüdverweilungsgrundiaßes des 
Art. 27 (Art. 25) zwar das deutiche echt anzuwenden, da das däniſche Recht das 
Wohnſitzprinzip ſtatuirt; ef. Art, 24 Ar. 3a. Yiegen aber die zum Nachlaß diejes 
Dänen gehörigen Grundſtücke beifpielsweije in Oeſterreich, Frankreich oder England, 
io findet bezüglich dieſer Grundſtücke nicht das deutſche Recht, ſondern das öfter: 
reichiſche, franzölische oder engliihe Recht Anwendung, da dieje Staaten das Speztal: 
forum der lex rei sitae für Immobilien ftatuiren; ef. Art. 24 Wr. 3a und b. 

Wenn das gemäß Art. 25 E.6. mahgebende ausländiihe Recht Teinerjeits 
das forum rei sitae ftatuirt, jo it bezüglich der in dieſem Auslandsſtaat belegenen 
Grundſtücke die Rüdverweilung ſchon von ſelbſt ausgeſchloſſen. 


Alangelnde Staatsangehörigkeit. 
Artikel 29. 

Gehört eine Perſon keinem Staate an, ſo werden ihre Rechts— 
verhältniſſe, ſoweit die Geſetze des Staates, dem eine Perſon angehört, für 
maßgebend erklärt ſind, nach den Geſetzen des Staates beurtheilt, dem die 
Berion zulegt angehört hat, und, wenn jie auch früher einem Staate nicht 
angehört hat, nah den Gejegen des Staates, in welchem fie ihren Wohnfig 
und in Ermangelung eines Wohnfiges ihren Aufenthalt hat oder zu der 
maßgebenden Zeit gehabt hat. 

E. II $ 2263; Reihst.Borl. $ 28; Prot. S. 8299, (VI S. 81.) 

1. Allgemeines. Der für die überwiegende Mehrzahl der bisherigen Ktollifions: 
normen jtatuirte Anfnüpfungsbegriff der „Staatsangebörigfeit” verfagt in folgenden 
Fällen: 3. wenn eine Perſon feinem Staate angebört; 2. wenn fie gleid: 


zeitig verihiedenen Staaten angebört; 3. wenn fie einem Staate an: 
aebört, der eine einhbeitlihe Geſetzgebung nicht bejikt; J. wenn für zwei 
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an demſelben Rechtsverhältniß betbeiligte Perionen die gemeinihaitlibe Staats 
angebörigfeit als Anfnüpfungsbegriff ftatuirt it (ef. Art. 14) und dielelben eine ver: 
ſchiedene Staatsangebörigfeit beiigen. Der vorliegende Artikel giebt eine Gmt- 
iheidumgsnorm nur für den eriten dieier vier Fälle, den Fall der Heimatblofigfeit. 
(lleber den Begriff der Staatsangebörigfeit ef. oben Vorbem. VIII ©. 1%.) 

2, Heimathloſigkeit. 

a) Anwendungsfälle der Heimathlofigfeit. Heimathlos fann vornehmlich eine 
Berion fein; 

a) wenn fie nah Verluſt ibrer bisherigen Ztaatsangebörigfeit 
eine neue nicht erwirbt. Tas fann bei ehemaligen Deutichen eintreten, mag der 
Verluft der Neichbsangebörigkeit auf Entlaſſung, Ausipruch der Behörde, zehnjährigem 
Aufenthalt im Auslande oder Berbeiratbung mit einem Ausländer beruben (S 13 
Gef. v. 1. Juni 1870); 

3) wenn fie von Anfang an beimatblos ift, sei es, daß fie von einer 
beimatbloien Berion abſtammt, fei 85, daß ste in Deutichland als Kind folder Aus: 
länder geboren wurde, deren Heimatbsgeiengebung die Staatsangebörigfeit nicht durch 
Abjtammung, fondern durch Geburt lediglib im Inlande erwerben läßt, wie das 
unbeihränft in Tänemarf und den ſüdamerikaniſchen Staaten, in Aniebung der une 
ehelichen Geburten in Sranfreih und England der all iſt, Gabn, Komm. zum Geſetz 
vom 1. Juni 1870, S. 35; 

y) wenn fie als Kind oder Ehefrau die Heimatbloiigfeit des Waters 
und Ehemannes tbeilt, S 19 J. e. 

b) Tie maßgebende Vezichung, welche nach der Vorschrift dieſes Artikels an die 
Stelle der nicht vorbandenen Staatsangebörigfeit tritt, iſt zunächit 

a) die letzte Staatsangebörigfeit, Tamit tit eine Streitfrage des bis: 
berigen Rechts, ob in ſolchem Fall der Wobniik, ef. u. A. Kahn in \berings Jahrb. 
30 S. 67, Zitelmann I 2. 156, oder die bisherige Staasangebörigfeit maßgebend 
ift, ef. u. A. v. Bar, Lehrb. ©. 49, Mommien im Arc. F. cv, ‘Praris 61 2. 161, 
in ießterem inne entichieden. 

3) Iſt eine bisherige Staatsangebörigfeit nicht vorbanden oder 
nicht zu ermitteln, was in den Fällen zu a3 und y vorfommen fann, fo tritt nad 
Vorſchrift des Artikels als mafgebende Beriebung der Wohnſitz an die Stelle. 

») Sit auch ein Wobnfik nicht vorbanden oder zu ermitteln, jo tritt 
nah Borichrift des ArtifelsS der Aufentbalt, besw. wenn die Staatsangehörigfeit 
in einem beſtimmten Zeitpunft für mahgebend erklärt ift, ef. Art. 13, 15 u. a., der 
Aufentbalt in jenem beitimmten Zeitpunft ein. Damit ift wiederum eine Ztreitirage 
des bisherigen Nects, ob nämlich der letzte Wohnſitz, ef. u. A. Niemener, Bor: 
ſchläge S. 128, oder der Aufenthalt, ct. Mommien a.a. O, enticheidend jein joll, in 
letzterem Sinne entichieden. 

3. Mehrfache Stantsangehörigfeit. 

a) Anwendungsfälle: Mehrfache Staatsangebörigfeit einer Perſon fann eintreten: 

a) Im Fall jucceiiiven Grwerbs mebriaber Staatsangebörigfeit. Tas fann 
insbejondere der Fall fein, 

aa) wenn die Perſon uriprünglich einem Staat angebört, der beim Erwerb einer 
neuen Staatsangebörigfeit grundiäglich die alte nicht erlöichen läſzt. Dies iſt der Fall 
beiipielöweiie in Deutichland, wo nur gemäß S 13 R.G. v. 1. Juni 1870 der Verluſt 
eintritt, nicht aber prinzipiell in Frankreich, Spanien, Türfeia. u, ef. v. Bar 
S. 200; 

33) wenn fie urſprünglich einem Staat angehört, der den bei uns anerkannten 
Srundiak der abgeleiteten Etaatsangebörigfeit für familienabbängige Perſonen nicht 
durchführt. So beiipielsweiie Frankreich: Die unmindigen Kinder und die Ehefrau 
eines in Deutichland naturaliiirten Franzoſen find gemäß $ Ill. ce, Teutiche, fie 
a ee dabei Franzoſen, ef. Kahn in Iherings Jahrb. 30 ©. 61, ef. Anm. 
zu Art. 14; 

77) wenn ste urjprünglich einem Staat angebört, der troß Erwerb einer neuen 
Staatsangebörigfeit unter Verluſt der bisberinen die lektere unter Umständen wieder 
aufleben läht, jo beiipielsweile Frankreich. Die Wittiwe eines Deutichen, welche vor 
der Verbeiratbung Franzöſin war und dur Die Nerbeiratbung gemäß S DL e. 
Deutiche geworden ijt, wird wieder Franzöſin, wenn jte nach ‚Frankreich zurückkehrt 
oder dort wohnt, Art. 19 Cod. eiv. (Andere Staaten mit gleibem Grundſatz ef. Kahn 
a. a. O. ©. 41.) 
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3) Am Kal gleichzeitigen Erwerbs der mehrfahen Staatsangebörigfeit. 
Tas fann insbejondere der Fall fein, wenn jemand als Kind einer Perſon, welche 
einem Staate mit Abftammungsprinzip angebört (mie beiſpielsweiſe TDeutichland, 
83 1. ee), in einem Staate geboren wird, der das ius soli anerfennt, jei es unbe: 
ihränft, jet es beichränft auf uneheliche Geburten, ef. oben zu 2, «, 3. Beiipiele 
insbeſondere für unebelibe Seburten bei Kahn S. 30. (An Franfreib kann auch die 
Anerfennung durch inländiihen Water doppelte Staatsangebörigfeit begründen, 
a. a. O.), jet es, daß das ius soli anderweit in abgeſchwächter Form anerfannt wird. 
An Frankreich gelten beiſpielsweiſe die dort ſelbſt geborenen Kinder eines Ausländers 
dann als Franzoſen, wenn der Ausländer ſelbſt in Frankreich geboren war. 

z) Im Falle abgeleiteter Staatsangebörigfeit tamilienangeböriger ‘Ber: 
onen, jofern der Vater und Ehemann eine mehriahe Staatsangebörigfeit beiikt, ef. 
Anm. zu Art. 14, 

b) Die mahgebende Vrziehung, welde im Fall mehrfacher Staatsangebörigfeit 
einzutreten bat, wird vom Geſetz nicht beitimmt. Nach Brot. Il S. 8294 iſt eine 
ſolche Eniſcheidung für unthunlich erachtet und iſt bezüglich der Gründe dieier ab: 
Ichnenden Haltung auf die Motive des Nedaftionsentwuris S. 150 hingewieſen. Nad) 
der Tendenz des Geſetzes, welches ſich in feiner jeßigen Faſſung prinzipiell darauf 
beichränft, den Anmwendungsbereich des inländischen Nechts zu regeln, iſt diejer Stand: 
punkt veritändlih. Denn für den Wall, daß eine deutiche Staatsangebörigfeit mit 
einer ausländiihen fonfurrirt, ergiebt jih die Mafgeblichfeit des deutichen Nechts 
altein fhon aus den Grundſätzen der vorbergebenden Artikel. Kür die Fälle der 
Konkurrenz mebrerer ausländiiher Staatsangebörigfeiten eine Entiheidung zu geben, 
lag bier für den Geſetzgeber um jo weniger Veranlaffung vor, als die gegen die 
Regelung des Anwendungsbereihs ausländiicher Nechte iprecbende Beſorgniß eines 
Eingriffs in den fremden Souveränitätsbereich, ef. oben Vorbem. IV &. 15, bier in 
verrtärftem Maße ſich geltend macht. Wie bat der Richter die Konflikte zu löſen? 
Tie Löſung iſt nicht in der Weile möglich, daß man die ſämmtlichen fonfurrirenden 
iremden Staatsangehörigkeiten berückſichtigt, ſei es kumulativ (dies Icheint bei den 
Berathungen, rot. 11 S. 8299, angenommen worden zu jein, indem dort auf $ 1936 
Abi. 1 Eat 2 vermwiejen wird, wonach bei mebrjacer Bundes: Staatsangebörigfeit 
eines Grblafiers der Fiskus eines jeden Bundesſtaats, ſoweit er geſetzlicher Erbe iſt, 
au gleichen Antheilen zur Erbiolge berufen un, jei es — n atur unter Berückſichtigung 
des fuvor negotii, jo Coſack, Lehrb. 1897 ©. 47, ef. Einlas 27 zum Preuß. A. L.R., 
bezw. unter Einräumung eines freien Wablrehbts an den Fremden, jo Endemann, 
Einf. S. 71. Es ift vielmehr nach einem beitimmten andermweiten einbeitlihen 
——— zu ſuchen, ef. u. A. Zitelmann, ©. 172, Kahn in Ihering's 
Jahrb. 30 S. vöff. 

er Im Fall der Konkurrenz einer dentſchen Staatsangehörigkeit mit einer 
ausländiicen. Dier ift die deutiche Staatsangebörigfeit allein entiheidend. Riemeyer, 
Rortrag ©. 25, Barazetti ©. 315, Zitelmann a. a. D.; a. Meinung Xabna. a. O.: 
Wohnſitz. 

) Im Fall der Konfurrenz mehrerer ausländiſcher Staatsangehörigkeiten. 
Hier kann die Inticheidung nicht dahin ausfallen, daß der einen ZStaatsangebörigfeit 
der Vorzug vor der anderen gegeben wird. Denn der Begriff der Staatsangebörigfeit 
beitimmt ſich ein für allemal nad dem öffentliben Recht jedes der in Betracht 
fommenden Staaten, und die Staaten find in der Umgrenzung des Begriffs ſouverän. 
Es muß mithin, da die Staatsangebörigfeit als einbeitliher Anz 
fnüpfungsbegrifi verjagt, nad einem andern Anknüpfungsbegriff geſucht 
werden, und dies iſt der für die Regelung des Perſonalſtatuts am 
näditen der Staatsangebörigfeit liegende Begriff des Wohnſitzes. Derſelbe 
muß enticheidend jein ſowohl, 

aa) wenn es ſich um den gleichzeitigen Frwerb mebrfaher Staatsangebörig: 
fett bandelt. Damit jtimmt die en der —— überein, ef. u. A. Nies: 
meyer, Barazetti a. a. O. Meinung v. Bar IS. 260, welcher der dur 
Abftanmung gewonnenen Etontsangebörigtet den Vorzug geben will, ebenſo Pland 
Se 93. — Mlein aus der „Natur der Sache” oder völferrectlichen Srundiäßen läßt 
dieſe Entſcheidung ſich nicht rechtfertigen. Zitelmann S. 175 fommt auf Grund 
völkerrechtlicher Grundſätze umgekehrt dazu, den Wohnſitz entſcheiden zu laſſen. Neueſtens 
Niemeyer, Int. Priv. ©. 66ff.: „Wohnſitz nur dann, wenn nicht nach der ratio des 
Xerionalitatuts einer oder mehrerer Staatsangebörigfeiten fonfret der Vorzug zu 
geben iſt“ (mit näherer Begründung) ; 
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38) wenn es jih um den fucceijiven Erwerb mebrfader Staatsangebörig: 
feit handelt. Daß auch bier der Wohnſitz enticheidend fein muß, nebmen u. A. an 
Kabna.a.QD., Neumann (lekterer nicht unbedingt) S. 44-47, Pland 95. Tagegen 
laſſen die zuletzt begründete Staatsangebörigfeit entiheiden: v. Bar IS. Zul, 258, 
Niemener, Bortrag S. ”D, Int. Briv. S. 64, Barazetti ©. 318ff, und zwar, 
weil dieſe nadı dem Prinzip der Ausiwanderungsfreibeit die prävalirende ſei. Allein 
das Prinzip der Nuswanderungsireibeit fann jo lange nicht maßgebend fein, als nicht 
die Staaten die Konſequenz deilelben voll und ganz gesogen baben, was aber io lange 
nicht geichiebt, als nicht der Grundſatß gilt, daß der Erwerb der neuen Staats: 
angebörigfeit die frühere aufbebt. Zitelmann S. 176 fommt nah völkerrechtlichen 
Srundjägen gerade umgekehrt dazu, der älteren Ztaatsangebörigfeit den Vorzug vor 
der jüngeren zu geben. Tie Bertreter für die jüngere Staatsangebörigfeit wollen 
freilich die Prävalenz derjelben auch damit rechtiertigen, daß fie neben dem Ztaats: 
bürgerredt in politiiher Beziehung ein folches in privatrechtlicher Beziehung fonjtruiren 
und dann dabin enticheiden, daß der Fortbeſtand der alten Staatsangebörigfeit neben 
der neueren lediglich für die Kortdauer der öffentlich-rechtlichen Erlen und Befugniſſe 
zum uriprünglicen Heimathland Bedeutung babe, ef. v. Bar 1Se 185, 255, dagegen 
Kahn a. a. O. S. 55, d7ff. Allein eine folde Argumentation läuft darauf binaus, 
den Begriff der „Staatsangebörigfeit” nach privatrechtlichen Grundſätzen umzumodeln, 
was unzuläſſig ericheint und au einem vitiöſen Zirfel führt. Wollte man den Begriff 
der Staatsangebörigfeit mit einem privatinternationalretliben Maßſtab bemeiien, 
jo fönnte dies im Uebrigen auch nur dazu führen, derjenigen von mebreren 
Staatsangebörigfeiten den Vorzug zu geben, weldhe die Gewähr mög: 
lihiter Tauerbeziebung der Perſon darbieten würde, und dies wäre Die 
Angebörigfeit zu dem Staate, in weldem ſich der Wohnſitz befindet, mit anderen 
Worten: den Wohnſitz enticheiden zu laſſen; ubereinitimmend Plauck a. a. O. Die 
Entſcheidung des Geſetzes, welche für den Fall mangelnder Staatsangebörigfett die 
bisherige Staatsangebörigfeit vor dem Wohnſitz enticheiden läßt, kann zur Inter— 
pretation des Geſetzeswillens für den Fall mehrfacher Ztaatsangebörigfeit nicht aus: 
genutzt werden. Jene Entſcheidung erſcheint damit gerechtiertigt, daß beim Verluſt 
der Staatsangehörigfeit ohne Erwerb einer neuen, wenigftens nach dem Standpunft 
des deutſchen Staatsangebörigfeitsgneiekes, regelmäßig das öffentlich-rechtliche 
Verhältniß der Perſon zum Heimatbsitaate nicht vollftändig gelöft ilt, was aus 
den erleichterten Wiederaufnabmebedingungen der Grpatrirten gemäß S 21 Abi. 4 
und D des Geſetzes vom 1. Auni 1870, der Thatſache des Wiederunmirfiammwerdens 
der Entlaſſung bei nicht innerbalb beftimmter Zeit gemwäbltem ausländiihen Wohnſitz 
gemäß S 15 Abi. 2 eit,, der thatſächlichen Gewährung foniulariihen und diplomatiichen 
Schutzes und der Heranziehung zur Wiilitärpflicht bei dauerndem Aufentbalt in 
TDeutichland gemäß $ II Neihsmilitärgeiehes zu entmebmen iſt, ef. Mommien aa. Q., 
Niemeyer, Vorſchläge S. 12%. Tie bier vertretene Anficht, weldhe im Falle mehr— 
faber Staatsangehörigfeit den Wohnſitz enticheiden läßt, kommt infofern im Grgebnik 
derjenigen, welche die letztbegründete Staatsangebörigfeit enticheidend fein läßt, nabe, 
als regelmäßig die Naturaliiation nur im ‚Kalle der Wohnſitzbegründung nachgeſucht 
werden wird und bezw. mehr oder minder als Bedingung der Naturalilation aufgeitellt 
wird, ei. F 8 Nr. 3L. e. 


4. Angehörigkeit zu einem Ztaate, deſſen Geſetzgebung nicht einheitlich iſt, 
3. B. die Schweiz, Ruſtſland hinſichtlich Polens, Oſtſeeprovinzen, Großbritannien hin— 
ſichtlich Schottlands. Auch bier iſt, ſofern nicht das in Frage kommende Rechts— 
verhältniß trotz Verſchiedenheit der Geſetzgebung einheitlich geregelt iſt, der Wohnſikß 
enticheidend, el, Niemeyer, Vortrag a. a. O, Zitelmann 1S. 40b u. a, ef. für 
Teuticland Entſch. d. R.9. 25 5. 345, abweichend die Beſchlüſſe des Institut de droit 
international 1880 bei Neumann ©. 43. 

Hat die einem folben Staate angebörige Perion feinen Wohnſitz in jenem 
Staate, jo iſt nah Neumann a. a. DO. Niemener Int. Priv. ©. 68 der leßte 
Wohnſitz in jenem Staate, nah Zitelmann IS. 405 richtiger der aufßerbalb jenes 
Staates benründete Wohnſitz und an deſſen Stelle eventuell der Aufentbalt ent- 
icheidend. Kür Exterritoriale wird jedoch S 16 6. P.O. analog anwendbar ſein, 


Zitelmann a. a. O. 


5. Abweichende Staatsangehörigkeit der Ehefrau für den Fall, 


daß die gemeinſchaftliche Staatsangehörigkeit beider Eheleute maß— 
gebend iſt, ef. hierüber Anne, zu Art. 14. 
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5. Mehriader Wohniig. Der Artikel giebt nleichtalls feine Entiheidungsnorm 
für den all, daß bei unmittelbarer oder ausbülfsweiier Maßgeblichkeit des Wohnſitzes 
diejer ein mehrfader it, Pland ©. 9. 

Konfurrirt in einem ſolchen Falle ein inländiiher Wohnſitz, jo wird dieler 
enticheidend jein müffen, ef. Jitelmann S. 180; a. Meinung Niemever, Int. Priv.: 
Der Mohnfig mit größter Dauerbeziebung. 

Anderenfalls muß analog der Entfheidung des Geſetzes im Falle mangelnden 
Wohnſitzes der Aufenthaltsort mahgebend fein, ch. Mommien a a DO, 
Kahn a. a0. © 79 Neumann ©. 52, a. Meinung aber Gierke 1S. 2, 
Zitelmann ©. 180, Niemever, Borihläge S. 125, Barazetti ©. 317, wonad 
das Ältere Domizil zunächſt enticheiden ſoll, ef. auch R.G. Entih. 31 Nr. 40, 
Seuffert 3 Nr. 3. Neumann a. a. O. will zunächſt denjenigen Wohnſitz feit: 
jtellen, welcher von den verichiedenen in Betradht kommenden die gröhere Wewähr 
dauernder Beziehung darbictet. Ueber den Begriff des Wohnſitzes vgl. oben Borbem. 
VII Nr. 2 ©. 20, 

Pland S. 92 iſt grundfäglich für den Aufenthalt, aber in den Fällen, wo 
die maßgebenden Geſetze ſich nach der jeweiligen Staatsangebörigfeit (in Ermangelung 
derielben alio gemäß Art. 29 nach dem jeweiligen Wohnfit) beitimmen, für den 
älteren Wohnſitz. 

7, Mehrfache Staatsangebörigfeit und geſetzliches Erbredt des 
Fiskus. 8 196 B.G.B. beitimmt in Abi. 1 Sab 2: „Hat der Erblaſſer mehreren 
Bundesitaaten angehört, jo it der Fiskus eines jeden dieſer Staaten zu gleihen Anz 
theilen zur Erbfolge berufen.” 


Ausſchließlichkeit inländiſcher Vorfchriften. 
Artikel 30. 


Die Anwendung eines ausländiſchen Geſetzes iſt ausgeſchloſſen, wenn 
die Anwendung gegen die guten Sitten oder gegen den Zweck eines deutſchen 
Geſetzes verſtoßen würde. 

E. 1824 E. I $ 2264; Reichst. Vorl. Art. 29; Prot. I ©. 8299 -8305. 
(VI S. 81--55), Sten.Ber. ©. 3024. 

1. Allgemeines. Der Artikel enthält eine weitere Ausnahmebeitimmung von den 
allgemeinen internationalreditlihen Grundfätzen, die ſich aber nicht, wie die Ausnahme: 
beitimmungen der Art. 27 und 28, lediglich auf die dort ſpeziell bervorgebobenen 
Fälle, vielmehr auf die jämmtlihen Normen des internationalen Privatrehts eritredt. 
(Fr bedeutet: Wenn nah Maßgabe der vollitändigen Kollifionsnormen pofitiv die 
Anwendung eines ipeziellen ausländiihen Rechts vorgeichrieben ift oder wenn fich 
dieie Anwendung beim Vorliegen einfeitiger Kollifionsnormen bezw. beim Mangel 
jegliber solliiionsnorm aus allgemeinen internationalprivatredtlihen Grundſätzen 
ergiebt, joll dieje Anwendung dennoh in den in dieſem Artifel hervorgehobenen 
Fallen ausgeſchloſſen fein. 

Tragweite der Beſtimmung. Der Artifel entbält eine Ausnabmebeitimmung. 
Fr giebt nicht eine allgemeine Regelnorm in dem Sinne, daß die „nute Sitte“ und 
der „Zweck des deutihen Geſetzes“ als Rechtiertinungsmomente des Territorialitäts: 
prinzips gegenüber dem jonit geltenden Perionalitätsprinzip der Staatsangebörigfeit 
aufgestellt werden. Eine ſolche allgemeine Negelnorm, wie fie in der Viehrzabl der 
ausländiihen Staaten in Gemäßheit der og. italieniichen (romaniihen) Schule, 
cl. v. Bar, Theorie E. dh ff, Geltung bat und welche dem „Statut personel der Staats: 
angebörigfeit” das Statut reel der ordre publie (social) als gleichberechtigt gegenüber: 
ftellt, ſollte nicht neichaften werden. Wlan wollte im Sinne der deutichen Anternational: 
privatrechtswiilenichaft, ef. Savigny, Syſtem LE. 37, v. Bar, Tbeorie IS. 127, obne 
an diejer Stelle zu enticheiden, ob und inwieweit fih der Ausichluß des ausländischen 
Rechts nah allgemeinen Grundfägen des internationalen Privatrechts ergiebt, lediglich 
eine positive Ausnabmevorjcrift Schaffen und diefe Ausnabme auf die jog. „erfluiiven 
Vorſchriften“ des inlandiihen Rechts beichränfen, ef. Motive 3. Gebh. Entw, I 
S. 151 ff. bei Kahn in Aberings Jahrb. 39 ©. 22 ff. Welche Vorichriften diejen 
Gharafter tragen, darüber bat man eine pofitive Beitimmung nicht gegeben. Die von 
Savigny aufgeitellte Theorie ift als zu „weit und vieldeutig”, die von v. Bar als au 
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„eng“ verworien (tabn a.a.D.. Ws beißt in den Motiven: „So gewiß sittliche, 
wirtbichaftliche oder politiiche Motive einem Rechtsſatz innewohnen, der die Anwen: 
dung jremden Rechts ausichliegt bezw. an deilen Stelle jelbit angewandt jein will, 
fo fehlt es doch an jeden ausreichenden objektiven Maßſtab, ob und inwieweit dieſe 
Motive im einzelnen Falle die Grflufivität bedingen. SHierüber wird nur der Richter 

. . enticheiden können.“ Demgemäß beitimmte Gebh. Entw. IS 35: „Ausländiiches 
Recht wird nicht angewandt, wenn deilen Anwendung durch das inländiihe Recht 
nad der Vorſchrift oder dem Zwecke deilelben ausgeichlofien ift.“ 


In dem geltenden Geſetze, Art. 30, find nun zwar als eine beiondere Klaſſe 
jener erflufiven Vorſchriften diejenigen, welde die guten Sitten betreffen, beionders 
hervorgehoben. Im Uebrigen it es aber bei der allgemeinen Faſſung des Gebh. Entw. 
geblieben. Gin Verſuch, den Anbalt jener VBorichriiten lese durch eine positive Be: 
ſtimmung als „Verſtoß genen die öffentlibe Ordnung”, ef. Gebh. Entw. ILS 55, 
oder „Verstoß gegen ein inländiiches Verbotsgeſetz“ zu erihöpfen, ift bei den Be 
ratbungen, II. Brot. S. 8303 ff., als zu weit bezw. zu eng gefaßt ausdrücklich reprobirt. 
Auch die neue umialiende Behandlung diefer Yebre von Zitelmann I ©. 137 ft. 
fonmt zu dem Grgebnih, daß, abgeſehen von den Borichriiten, welche die guten 
Sitten betreffen, ein gemeinſames internationalprivatretliches Merkmal der erfluiiven 
Rechtsſätze nicht aufzufinden it, daß die meiſten Berbotsgeiege nur dann erkluſiv 
wirfen, wenn eine gewiſſe Inlandsbeziehung gegeben iſt Neueſtens aber hat Kahn 
in Iherings Jahrb. 39 S.1 ff. überzeugend dargethan, daß jenes Requiſit einer be 
ſtimmten ſtaatlichen Beziehung den ſämmtlichen jog. exflufiven Necdtsiäßen einen it, 
daß dieſe Rechtsſätze in Anſehung ihrer internationalrectliben Tragweite ih von 
den übrigen Rechtsſätzen grundſatzmäßig überhaupt nicht untericheiden, daß die Lehre 
von dem ordre publie und ibr „verfleinertes Abbild der Art. 30 E.G.“ mitbin weiter nichts 
bedeutet, als den noch unerfannten und undurcgearbeiteten Theil des internationalen 
Privatredts, a. a. O. ©. 55, 103. Indem wir dielen Ausführungen im Prinzip 
völlig beiitimmen, glauben wir doch die Bedeutung des Art. 30 für die Praris dabin 
flaritellen zu müſſen, daß derielbe wenigitens inſoweit, als er auf die Borichriiten, 
betreffend die guten Sitten, abitellt, eine brauchbare Zuſammenfaſſung von Rechts: 
jäßen mit gleicher internationalrechtliher Tragweite giebt, daß derjelbe nur unvoll: 
jtändig it in Anſehung der nemeinjamen, die Srflufivität jener Rechtsſätze allerdings 
— „ſtaatlichen Beziehungen“, ef. zu 2. 


2. Gute Sitten. Die Hervorhebung der guten Sitten neben den „Zweck“ des 
— bat nach dem Prot. II S. 8303 bauptiächlich für die Falle Bedeutung, in 
welchen lediglih die Anwendungsſphären mehrerer Auslandsredte Follidiren und das 
deutiche Recht überhaupt nicht in ‚Frage fommt, da dem Zweck eines deutihen Geſetzes 
die Kongrueng mit den guten Zitten Stets immanent ſei. Die Hervorbebung ift jedoch 
auch im Verhältniß zum deutſchen Necht wertbvoll, da nah den Ausführungen zu 1 
der „Zweck“ eine geminende Andividualifirung der bier in Krage fommenden Rechts— 
jäge nicht angiebt. Die Frage, welche Vorſchrift den guten Sitten wider: 
jtreitet, tft dem materiellen Recht zu entnehmen. Gine Definition ift im 
B.G. B. nicht gegeben. Das B.6.B. beſtimmt mur im allgemeinen Theil S 138, dat 
Rechtsgeſchäfte, welche genen die quten Sitten verftoßen, nichtig find, und bebt als 
ein ipeztell hiernach nichtiges Geſchäft das „mucheriiche Geſchäſft“ bervor. Unfittliche 
Rechtsverhältniſſe kommen aber auf allen Rechtsgebieten vor, z. B. des Perſonen— 
rebts: Sflaverei, Polygamie. Unſittlich fann ein Rechtsverhältniß feines unmittel: 
baren Gegenſtandes halber ſein, die Yeiltung felbit iſt unfittlich, 3. B. Abtreibung, 
oder nur Die Erzwingung der Yeiltung it unfittlih, z. B. Eheſchließung, Kon: 
feſſionswechſel, oder der Thatbeſtand ift nur unſittlich, jo bei vermögensrechtlichen 
Rechtsgeſchäften, die entweder unmittelbar auf eine unsittlibe Leiſtung gerichtet find, 
oder dieſelbe mittelbar, 3. B. Konventionalitvaie, verwirklichen jollen; fo ferner bei 
familienrechtlichen Nechtsverbältniiien, 3. 8. Bolyaamie, Geſchwiſterehe. Nicht unſittlich, 
weil losgelöſt von der unſittlichen causa, find regelmäßig Die „Vermögensverſchiebungs— 
geſchäfte“, wie Eidenthumsuͤberiragung, Eeſſion, Erlaß, es ſei denn, daß fie ſelbſt 
an eine unſittliche Bedingung geknüpft ſind. (Siehe über alles Vorſtehende Zitel— 
mann a. a. DO. ©. 337, 30.) 


>. Berftois negen die guten Zitten. Unſittliche Nechtsgeichäite werden nur dann 
dem deutichen Recht unterliegen, wenn das deutiche Necht fie derartig reprobirt, daß 
e5 die Nichtiafeit des Mechtsneichätts ausipricht. Es aemügt nicht, wenn es „Die 
von den Parteien intendirte Folge auipricht und nur außerdem noch irgend eine 
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andere Folge Ffompenfationshalber neben jener eintreten läßt, wenn es alio 
den Thäter beitrait oder dem Thäter bloß ein Mittel gewährt, die Folgen wieder 
wett zu are, oder einem Dritten ein Rückforderungsrecht giebt,“ Zitelmann 
a. a. O. 344. Die gegen die guten Sitten verjtoßenden Vorjchriften des aus— 
ländiichen Nechts entbebren ferner nur bei uns der Anerkennung, wenn 


4. ihre Anwendung durch den inländiihen Nichter gegen die quten Sitten ver: 
ftoßen würde, Damit ift zum Ausdrudf gebracht der jeitens v. Bar, Theorie 130, 132 
formulirte Sab, daß wir das an jich dem fremden Recht unterworfene Rechtsverhältniß 
nur in Anfehung derjenigen Wirkungen dem deutſchen Recht zu unterwerfen haben, 
welche in dem Bereih unierer Redbtsordnung zu Tagetreten. Zitelmann 
a. a. O. legt in näberer Ausführung dieies Gedanfens flar: die Anwendung verjtößt 
negen die quten Eitten, einmal, wenn die Anwendung erfolgt, um das unfittliche 
Nectsverbältniß unmittelbar bei uns zu verwirflichen, und zweitens, wenn die Anz 
wendung bei Entſcheidung einer Präjudizialfrage erfolgt; im lebteren Fall aber nur 
dann, wenn das Rechtsverhältniß irgend eine ftaatliche Beziehung zum Inlande bat, 
die zwar grundjaßmäßig unerheblich, aber mit Rüdjicht auf die durch die Unſittlichkeit 
des fremden Nechts gebotene Notbwebhrlage des einbeimiihen Nects für deſſen An: 
wendung enticheidend wird; a. a. O. ©. 357. 

Im Anſchluß an dieſe und die weiterhin von Kahn (oben zu 1 a. E.) wieder: 
gegebenen Ausführungen, dürfte vielleicht Furz folgendermaßen zu formuliren jein: 
das unsittlide, an fih dem fremden Recht unterworiene Nedhtsverbältniß 
it dann dem deutihen Recht unterworfen, wenn es im Anlande 

a) verwirflicht werden joll, oder 

b) entjtanden ift, oder 

e) unter fortdauernd jich erneuernden Wirkungen beftebt. 

Alfo ad a. Die Vindifation eines ausländiihen Sflaven, die Klage auf Her: 
jtellung einer ausländiihen polngamiichen Ehe, der Anſpruch aus einem Differenz: 
oder Wuchergeihäft mit ausländiihem Grfüllungsort find, wenn etwa uniere Gerichte 
vermöge des Gerichtsftandes, des Vermögens oder bezüglich des Wohnfites zuftändig 
wären, bei uns abzumeiien. 

ad b. Das im Inlande abgeſchloſſene Kaufgeſchäſt über einen Sflaven, die 
im \nlande 3. B. durch Verſehen des Standesbeamten eingegangene polygamiſche 
—* der Abſchluß eines Differenz- oder Wuchergeſchäfts ſind bei uns nicht anzu— 
erkennen. 

ade. Die Ausübung von Eigenthumsbefugniſſen an einem Sklaven; die Aus: 
übung ebemännlicher Rechte an einer zweiten rau find bei uns unzuläflig, jolange 
der Sklave, die zweite Frau im Inlande aufenthältlich find zc. 

(Niemeyer Int. Priv. S. 101 hält voritehend von mir vorgeichlagene Formel 
zu weit, weil damit der Fall der Betheiligung einer deutichen Staatsangebörigfeit 
nicht nededt jei. Ich halte dieje Beziebung, joweit nicht bie Vorausſetzungen vorjtebend 
zu a- e gegeben find, nicht für weientlich.) 

Dagegen find die gedachten Nechtsverbältnifie, wenn jie nah dem Auslands: 
recht anzuerkennen find, auch im Inlande anzuerkennen, wenn die gedachten jtaatlichen 
Beziehungen nicht vorliegen, wenn aljo beiipielsweije der erbrechtlihe Anſpruch des 
Sohnes der zweiten Ehefrau eines Türken, welche auch im Inlande die Ehe nicht 
eingegangen bat und auch im Inlande nicht aufenthältlich iſt, oder wenn die Rechts— 
beitändigfeit eines bei uns nicht zu verwirflihenden und im Inlande nicht abge: 
ichlofienen, nach Auslandsrecht gültigen Differenzgeihältes zweier Ausländer bei unſeren 
Gerichten in Frage fommt 2c.; ef. Zitelmann a. a. O. 


5. Zwech eines deutſchen Gefeges: Das iſt Der durch Interpretation zu ermittelnde 
Geltungsmille des Geſetzes, hinſichtlich ſeiner internationalrechtlichen Tragweite; 
ef. Zitelmann a. a. ©. ©. 371 (zu eng Klein in Böhms Zeitſchr. VII S. 49). 
Nicht ausreichend ift die Frmittelung derjenigen Zwecke eines Geſetzes, welche daſſelbe 
unter Einſchränkung oder Aufhebung der PBarteidispofitive zu fogenannten „zwingenden“ 
oder „probibitiven” itempeln; denn dieje gelten grundſatzmäßig nicht weiter, als die 
übrigen, ein fonfretes Rechtsverhältniß beberrichenden Normen. Abiolut gebietende 
(wingende) Geſetze find beiipiclsweile regelmäßig die Gelege iiber die Ehe. Sie 
gelten aber internationalrechtlich regelmäßig nur ſoweit, als eben das ‘Berjonalitatut 
des Ehemanns nad Maßgabe allgemein internationalrehtlicher Grundjäte maßgebend 
iſt. Brobibitiv (Berbotsgeieke) find beijpielsweile eine ganze Neibe von Bor: 
ichriften des Sachenrechts, 3. B. die Vorſchriften über die Unzuläfligfeit der Ver— 
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pfändung und Belaftung von PBructbeilen; ef. auch SS 925, 1014, 1023, 1092, 1095, 
1106, 4114, 1136, 1153 B. G. B. Sie gelten aber regelmäßig nur jomweit, als das 
Sadjtatut reiht. Die internationalrectlibe Tragweite muß daber aud bei dieien 
Gelesen, wie bei allen übrigen, für jeden einzelnen Fall durch Auffindung der maß— 
geblihen Kollifionsnorm feitgeitellt werden. Mit anderen Worten, die Ber: 
— des Art. 30 auf den Zweck des deutſchen Geſetzes ſagt etwas 
inhaltlich bebentungßloied; ef. Zitelmann a.a. O. ©. 371 und konſequent 
Kahn a. a. O. ©. 21. Dem bat im Wejentliben auh dad B.G.B. Rechnung ge: 
tragen, indem es für eine ganze Reihe von Rechtsverhältniſſen, für welche die inter- 
nationalrechtliche Tragweite bislang im der Yitteratur und Praxis auch des deutichen 
Internationalprivatrehts aus dem „ordre public”, bezw. dem „Sinn und Geiſt“ 
des Geſetzes gerechtiertigt wurde, im Geſeh „fetbit ipexielle Kollifionsnormen aufgeitellt 
hat; vergleiche z. B. Art. 16 mit RG. 6 ©. 224, 3%, 12 S. 300, 36 ©. 341, ferner 
Art. 17 mit No. 3 S. 2ff. 9 S. 192, Tı S. 29, 16 S. 138, 238. 332) ferner 
Art. 13 Abi. 3 mit Seuffert, Bd. 6 Nr. 306, 19 Nr. 108, ferner Art. 12 mit 
Seuffert, Bd. I Nr. 1, Bd. 11 Nr. 3, R.G. 19 ©. Sff., 21 ©. 136ff. 29 8. Wit, 
Art. 7 Abſ. 3 mit RG. 15 ©. 12ff., Art. 21 mit Böhm, Bd. 1 ©. 683, 4 S. it, 
5 ©. 170, 172 

Soweit die Rechtsverbältniffe im E.G. zum B. G. B. Feine internationalrechtliche 
Regelung erjahren baben, fonnten natürlich auch inſoweit die weiteren Ergebniſſe der 
Praris, wie fie aus der Verwertbung des „ordre publie* gewonnen find, zur Bildung 
ipezieller Kollifionsnormen nicht ausgenußt werden. Exkluſiv jind nad der bisherigen 
Rechtſprechung gemäß dem Zweck des deutichen Geſetzes die Vorichrijten über die Zu: 
Läffigfeit von Beräußerungsverboten, des Gigentbumsvorbebalts, Böhm Bd. 2 ©. 238 ff, 
B.6 ©. 42dff., Verbot des Anatocismus, R.G. 5 ©. 260, Gültigkeit des Mobiliar: 
piandes, Pachtverträge des Niehbrauchers, lex commissoria, Rangordnung der Pfand— 
läubiger, a® Pauliana, Wirfiamfeit von Schiffshypotheken, Haftung des Schiffers aus 
em Konnoſſement, des Rheders bei Sciffsfolluiionen, Verbot des Tifferenzgeihäfts, 
Spiel und Lotterie. Seuffert Bd. 16 Wr. 1, 31 Nr. I, 5 RE >38, 19 Nr. 107, 
11 Nr. 4, 25 Nr, 115, J Art Ill; Bolze 11 Ar. 10; R.G. 34 S. 81, 19 S. 8, 21 
©. 136ff., 29 S. Mff.; R.O. H.G. HE. 26; R. G. 56. a, * S. 266; Guſammen— 
geitellt bei Kabn a. a. & S. 12) Ein dieien Enticeidungen zu Grunde liegendes 
Prinzip aufzustellen, ift nicht möglid. Gemeiniglich it — wie dies auch in den Aus— 
nabmebeftimmungen von den grundiäßlicen Kolliiionsnormen des E.G. zum Ausprud 
fommt — die billige Rückſichtnahme auf die inländifchen Verkehrsinter— 
eiien, ferner aber der Julammenbang mit dem öffentliben Nedt des In— 
landes, das Nectiertigungsmoment für die Erweiterung des Amvendungsbereichs 
des deutichen Rechts. Soweit das eritere Moment in den angeführten jpeztellen 
Kollifionsnormen des E.G. bereits geſetzgeberiſche Berüdfichtigung eriabren bat, wird 
u. E. für eine weitere Berüdiichtinung durd den anmwendenden Nicdhter nicht mebr 
Raum fein. So wird beiipielsiweile das Intereſſe der inländischen Gläubiger aus: 
ländiicher Ehegatten auf Grund des Art. 30 nicht weiter berüdjichtigt werden fünnen, 
alö es Art. 16 E.G. voricreibt, insbefonbere alſo ein Gbevertrag, welcher die in— 
—— Gläubiger benachtheiligt, im Sinne von R.G. 12 S. 309ff. nicht vollftändig 

ignorirt oder die Publizität ſchon bei — Aufenthalt erfordert werden, cf. 
nm. 2 zu Art. 16, ef. ſerner Am. 5 au Art. 

Vorſchriften des ausländiichen Rechts, welche wegen ihres Jufammenbangs mit 
dem inländischen öffentlichen Necht bei uns nicht verwirflicht werden fünnen, werden 
in Frage fommen bei Kollifionen zwiſchen dem Erbftatut Art. 24 mit dem inländifchen 
Sachſtatut (Art. 25 giebt für dieien Fall Feine Yölung, ef. Anm. zu Art. 25), ferner 
beim Entmündigungsrecht, dem Necht der Todeserflärung, der Bormundicaitsbeitellung, 
dem Zwangsveriteigerungss, Konfursveriahren u. a. m. 

Soweit das ausländiiche Net unmittelbar gegen ein Verbot des öffentlichen 
Rechts, 3. B. Verbot des Trudivitems, Neichsgewerbeordnung in der Kallung vom 
1. Juli 1883 88 115 bis 119, 1-46 Ziff. I, insbeiondere des Strafrechts veritößt, ergiebt 
fih der Ausichluß der Anwendung ſchon aus der jelbitändigen internationalrectlichen 
Tragweite des öffentliben Rechts, cf. Zitelmann a.a. O. ©. 329ff. 

6. Internationalprozeßrechtliche Tragweite. Während der bisherige S 661 
EBD. die Möglichkeit gewährte, Nectöverbalmtiie, obwohl fie uniere Rechtsordnung 
materiell reprobirt, dennod im Wege der Vollſtreckung ausländiicher Urtbeile bei uns 
zu realiiiren, da nur bein Vorliegen von mac unserer Rechtsordnung nicht erzwing— 
baren Handlungen (alio die ihrem ummittelbaren Anbalt nach unfittliben und ver: 
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botenen Handlungen) die Berfagung des Vollitrefungsurtbeils erfolgen follte, beitimmt 
jest $ 723 (661) Ubi. 2 Satz 2 der Kipilprogekordnung, das Bollitredungsurtheil 
it micht zu erlajien, wenn die Anerkennung nah 5 328 ausgeichlofien iſt, und $ 328 
Ar. 4 beitimmt: „Die Anerkennung des Urtbeils eines ausländischen Berichts iſt aus: 
geichlofien, wenn die Anerkennung gegen die guten Sitten oder gegen den Zweck eines 
deutichen Geſetzes veritofen würde.“ Cs liegt Far, daß die Kongruenz dieler Be: 
ftimmung mit Art. 30 eine fongruente Auslegung derjelben bedingt, wie fie ein Ber: 
gleich des Wortes „Anerfennung” mit dem in unſerm Artifel gebrauchten Ausdrucd 
„Anwendung“ an die Hand giebt. A. Meinung Niemeyer Int. Priv. ©. 95, dagegen, 
übereinitimmend mit uns Bland S. 9, 


7. Bölferrehtswidrige Borichriften des ausländischen Rechts. Der dem Art. 30 
entiprehende $ 22604 E. II normirte neben den „guten Sitten” und dem „Zweck des 
deutichen Geſetzes“ als dritten Ausihließungsgrund des fremden Rechts: „oder wenn 
das ausländiiche Necht die Fremden in unbilliger Weile beeinträchtigt.“ Zitelmann 
a. a. O. S. 379 und ibm folgend Barazetti in Böhms Jeitihr. VII ©. 120 ff. 
wollen diefe Beitimmung durd eine erweiternde Auslegung des Art. 30 wieder hinein— 
interpretiren, indem fie namentlich auf den Fall verwetien, in welchem der ausländiiche 
Staat ſich einen beitebenden Staatövertrage gegenüber fontraftbrücig zeigt, in 
weldhem Fall Barazetti noch weitergebend als Zitelmann dem deutichen Richter 
nicht bloß den Ausichluß des ausländiihen Rechts ermöglichen, jondern die pofitive 
Anwendung des eigenen Rechts zur Pflicht machen will. Allein eine derartige Aus: 
legung dürfte nicht gerechtiertigt fein. Den ſich aus dem völferrehtswidrigen Ber: 
halten eines ausländischen Staates ergebenden Konflikten zu begegnen, iſt die Retorfions: 
vorichriit des Art. 31 beitimmt, wobei auch die wirfjame Ausaeitaltung dieies Ver: 
tbeidigungsmittels in Art. 31 gegenüber der Kallung des $ 2205 E. Al zu beachten 
ift. MWebereinitimmend Niemeyer Int. Priv. S. 99 oben. 


Retorfion (Vergeltungsredt). 
Artifel 31. 


Unter Zujtimmung des Bundesraths kann durch Anordnung des 
Neichstanzlers beitimmt werden, daß gegen einen ausländischen Staat ſowie 
dejien Angehörige und ihre Nechtsnachfolger ein Vergeltungsrecht zur An— 
wendung gebracht wird. 


, G. II 8 2265, Reichst. Vorl. Art. 30, Konım.Prot. S. 8312 
(VIE. 89), Sten.B. 3024, 


1. Allgemeines. Dieje Beftimmung gebt von der den vorhergehenden Art. 7 
bis 30 zu Grunde liegenden Borausfeßung der grundſätzlichen Gleichſtellung 
von Ausländern und Inländern aus: 


a) Der deutſche Richter bat, fobald nah den obigen Vorſchriften ein Anz 
mwendungsiall des ausländiihen Geſetzes negeben ilt, daſſelbe auch anzuwenden, wenn 
ihm auch, jei es von Amtswegen, ſei es dur ‘Barteivortrag, befannt ift, daß die 
ausländiihe Rechtsordnung das inländische Geſetz nicht in derielben Weile gleichitellt. 
Gr hat weder pojitiv zu umterfuchen, ob die Gegenfeitigfeit verbürgt iſt, noch die 
Nichtanmwendung zu veriagen, falls das Nichtvorliegen der Segenieitigfeit nachgewieſen 
it. Mit anderen Worten: der Grundſatz des Vorbebalts der Nesiprozität (Gegen: 
jeitigfeit), wie ihn die G.P.O. in $ 110 Abi. 2 Wer. 1 (Borichußpflict von Ausländern), 
8114 Abi. 2 (Armenrecbtsbewilligung für Ausländer), SS 725, 325 Ar. 5 CBollftredung 
und Anerfennung ausländiicher Urtbeile) ausitellt, ift für das Gebiet des B.G. B. nicht 
übernommen. Gine Ausnahme enthält mur die in dem obigen Art. 25 binfichtlich der 
ee: im Inlande domilizirter Ausländer enthaltene Beltimmung, ef. Anm. 6 
zu Art. 25, 

b) Dagenen bringt das Geſetz in Anlehnung an den in S 4 der ReichsKonkurs— 
ordnung, alter Faſſung (ef. auch $ 207 Abi. 2 das.) enthaltenen reichsgeſetzlichen Vorgang 
den Grundſatz der Netorfion, d. h. der Ausübung des Vergeltungsredts im 
fpeziellen Falle, zur Anwendung. Es fol der Neihsbehörde unbenommen bleiben, 
jederzeit das in den vorbergebenden Artikeln ftillichweigend gewährleiitete Prinzip der 


8184 8191. 


— 
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Gegenſeitigkeit auf einem geiehneberiich äbnlihen Wege wieder außer Anwendung zu 
jegen, falls der betreffende ausländiihe Staat durch fein Verbalten bierzu provosirt- 

2. Neichsfanzter und Bundesrath. Die geſetzgeberiſche Gewalt iſt damit auf 
diefe Behörden delegirt-: Die Anwendung der Netorjion feitens eines Gerichts oder 
einer anderen Bebörde iſt ausgeſchloſſen. 

3. Ausländiſcher Staat. Tas Geier erwähnt neben den Angebörigen des 
ausländiihen Staates dieſen ſelbſt. Dieſe Beitimmung iſt gegenüber derjenigen der 
Reichs-Konkursordnung S4 neu. Sie ift auch im E. 11 8 2265 nicht enthalten. Sie 
it wohl deshalb vom Bundesratb eingeitellt, weil die gegen einen beitimmten Staat 
im Ganzen sich richtende Netoriion, der Tendenz der von dem Bundesratb in dieſes 
Geſetz eingeitellten Beitimmungen überbaupt entiprechend, eine dem Worbcbalt der 
Reziprozität gleihe Wirfiamkeit äußern kann. ‚freilich kommt die Delegation der 
gelebpebenben Gewalt, iniomweit anerfannt, einer Entäußerung derielben zu Gunſten 

er bezeichneten Bebörden für das Gebiet internationalrcchtliher Beitimmungen ber: 
baupt recht nabe. 

4, Berüglid der abweihenden PBebandlung der Netorlions: und 
Reziprozitätsgrundſätze im Auslande ef. Niemever, Borichläge und Mater. 1865 
S.s7ff. An Oeſterreich iſt der Vorbebalt der Reziprozität grundſätzlich vorgeichrieben. 
An Frankreich werden Ausländer grundiäßlich nur inſoweit gleichgeitellt, als die Gegen: 
feitigfeit durch Staatsverträge verbürgt üt. 


Zweiter Abſchnitt. 
Derhältnig des Bürgerlichen Gefegbuchs zu den Reichsgejegen. 


Grundfab. 
Artikel 32. 

Die VBorjchriften der Neichsgelege bleiben in Kraft. Zie treten jedoch 
injoweit außer Kraft, als Jich aus dem Bürgerlichen Gejegbuch oder aus 
dieſem Geſetze die Aufhebung ergiebt. 

619 616; R.V. 31; Mot. zu I S. 67-68, Prot. S. UM (VI 
S. Di0 - 563), 

1. Während Artikel 55 im Berbältnii zu den Yandesgeieken ausipridht: das 
Yandesprivatredbt wird grundſätzlich aufaeboben, vorbebaltlih der aus dem 
BGB. und d. Einf.Geſ. ſich ergebenden einzelnen Ausnabmen, ipricht der nach— 
folgende Artifel 32 im Berbältniß zu den Reichsgeſetzen das umgefebrte Prinzip aus: 
Das fih aus der Neihsipesialgeiennebung ergebende Neidisprivatredht wird grund— 
fägtid) aufrechterhalten, vorbebaltlich der aus dem B.G. B. und dem E. G fich ergebenden 
Ausnahmen. Der Artifel bat in eriter Yinie Bedeutung für die von vornberein aus 
der ktodififation des BSR. auspeicbiedenen großen Materien des Privatredts, alio 
das Handels: und Wechſelrecht und die dazu gehörigen Nechtsaebiete der Binnen- 
ichifffahrt, der Erwerbs: und Wirtbichattsgenoilenichaiten (vgl. Bem. zu Art. I), ferner 
das Urbeberrecht, das Necht des Patent, Marfen= und Muſterſchutzes (Verſicherungs— 
und Berlansrechte find vorläufig dur die ſpeziellen Vorbehalte der Art. 75, 76 E.G. 
geſchützt. Der Artikel bezieht ſich ferner auf die übrigen Reichsſpezialgeſetze, welche 
gegenwärtig, da das B.G.B. die Kodififation des gelammten Privatredts, abgeſehen 
von den ansgeichiedenen Materien, im Weſentlichen erſchöpfend geregelt bat, in der 
Hauptiadhe aut die Negelung nicht privatrechtlicher Materien gerichtet jind, aber daneben 
privatrechtliche Beitimmungen entbalten. 

ll. Der Grundſatz des Artikels bedarf zu feinem Berftändnif einiger Bemerkungen 
allgemeiner Natur: 

1. Mangels beionderer Beitimmung in dieſem Geſetz würden bi. der 
Verhältniſſe des B.G. B. zu der Reichsſpezialgeſetzgebung die allgemeinen Grundſätze 
über das Werbäaltniß in Anwendung kommen, im welchem verihiedene Nechtsquellen 
deilelben Nechtögebietes zu einander fteben, und würde bierbei zu beachten fein, dat 
das B. G. B. den anderen Rechtsquellen gegemüber 


Grundſatz (Art. 32). al 


a) im Verhältniß tbeils eines jüngeren, theild eines älteren Geſetzes ftebt, 

b) regelmäßig im Verhältniß eines allgemeinen (gemeinen) Geſetzes zu 
einem bejonderen Geſetz (Spezialgeich). 

Aus dem Grundjag zu a folgt, daß das B.G. B. das ältere Reichsgeſetz im 
Fall eines Widerſpruchs aufbebt, dagegen dem jüngeren weichen muß (lex posterior 
derogat priori). 

Aus dem Grundjaß zu b folgt: 

a) Daß diefe Aufhebung nur infomweit zu erfolgen bat, als das Fortbeſtehen 
des alten Spezialrebt3 mit dem neuen allgemeinen Necht (et vice versa) jchlechtbin 
unvereinbar ift; 

3) Dak das B.G.B. in feiner bezeichneten Gigenichaft als allgemeines Recht 
nunmehr das Spezialreht (mag es älter oder jünger fein) allenthalben ergänzt. 


2, Dieje Grundjäße jind auch durch den vorliegenden Artikel 32 
feineswegs alterirt. Denn 

a) was das Berbältnih des BGB. zu den jpäteren Reichsgeſetzen 
anbelangt, jo enthält darüber der Artikel überhaupt feine Vorſchriſt. ine ſolche 
würde jeine Zuitändigfeit überjchreiten. Den jpäteren Neihsgeiegen muß alio das 
RG». im Fall eines Widerſpruchs ftets weihen. Denn einmal iſt e$ im Verhältniß 
zu dieien das ältere, andererjeits das allgemeinere; 

b) was das Verbältniß des B.G.B. zu den früberen Neihsgeiesen 
anbelangt, jo enthält die Vorſchrift des Artikels 32 jcheinbar eine Abweichung von 
den zu 1 entwidelten Grundſätzen, thatſächlich (— und zwar in Verbindung mit 
Art. 4 E. G. — nichts weiter als eine geieglihe Deklaration derielben. Das Ergebniß 
dieſer Srundfähe it nämlich, daß das B.G.B. aud gegenüber den früheren Reichs: 
geſetzen regelmäßig als das ſchwächere Gejep ſich erweiſen wird. Denn die ihm zu 
Folge feiner Eigenschaft als jüngere Nechtsquelle innewohnende ftärfere Macht wird 
durch die dem älteren Reichsrecht zu Folge deilen Eigenſchaft als Spezialrecht inne: 
wohnende größere Kraft wiederum paralyfirt. Bon diefem Geſichtspunkt aus erſcheint 
es aber vom praftiihen Standpunkte aus durchaus als zweckmäßig und geboten: Die 
Aufrecterbaltung des gefammten bisherigen Neichsipezialrehts als Negel auszuſprechen, 
die Aufbebung aber als Ausnahme. 

Das thut der vorliegende Artikel in Uebereinstimmung mit den in den Gin: 
führungsgefegen zur C.P.O. 8 13, Konk. O. 53, StPO. $ 5 enthaltenen geiehlichen 
Vorgängen (abweichend das Kodififationsprinzip des $2 Einf. 3. St. G.B.). Inſoweit 
aber weicht der vorliegende Artifel von jenen geſetzlichen Vorgängen ab, als er die 
Ausnahmen des Grundiages nicht erſchöpſend auizäblt (vgl. $ 14 E.G. z. E.P.O.), 
vielmehr allgemein auf den aus dem Anhalt des Geſetzes zu entnebmenden Auf: 
bebungswillen des Geſetzes abitellt und nur daneben in dem Art. 33 ff. einige Beifpiele, 
in denen dieler Aufbebungswille bervortritt, geſetzlich Flar tell. Soweit aber nad 
den obigen Grundſätzen das Verhältniß des B.G.B. als eines allgemeinen Gejeßes 
gegenüber dem bisherigen Reichsipesialredht noch einer weiteren Klarjtellung bedarf 
(cf, zu 164), wird dieſem Bedürfniß der Art. 4 Einf. Geſ. gerecht. Derielbe ſteht 
.. * dem vorliegenden Artifel in einem untrennbaren Zuſammenhang (ef. Bem. 
au Art. 4). 


3. Wenn alio der vorliegende Artifel 32 in Verbindung mit Artifel 4 E. G. 
ausipricht, daR 
a) das bisherige Neichsivezialreht auigeboben fein foll, foweit fich die Auf: 
bebung aus dem B.G. B. und Einf. Gef. ergiebt, 
b) das bisherige Neichsipezialreht durd das B.G.B. ergänzt werden joll, 
fomweit das Spezialrecht auf das ius commune verweilt, 
fo ift diefer Geſetzesausſpruch lediglib an der Hand der oben zu 1 und b3. zu Artikel 4 
entwidelten Grundfäße zu interpretiren. 
ad a. Wann ergiebt fih die Aufbebung des älteren Geſetzes? Nach 
Prot. II 9117 unten foll ſowohl die Abficht des alten Geſetzes als auch Abjicht und 
Inhalt der betreffenden Norm des bürgerlihen Geſetzbuchs bei dieſer Frage zu er: 
toriben fein. Allein auf die Abjicht des bisherigen Gejeßes wird es bei der bier 
zur Gntiheidung stehenden Frage wenig anfommen. Die Aufbebung ergiebt ſich 
vielmehr in allen Fällen dann und nur dann, wenn das bisherige Net eine Materie 
als Sonderrecht behandelte, welhe nah der in dem B. G. B. verwirklichten Abficht 
deilelben nunmehr Gegenjtand der allgemeinen Kodififation geworden iſt. Aus 
diefjem Grunde ergiebt ſich beiipieläweile die Aufhebung des Reichs-Geſetzes vom 
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14. November 1567, betreffend die vertragsmäßignen Zinfen, weil und fomweit jein 
Inhalt dur die ss 24677. (255, 340) B. G. B. gededt wird, ferner die Aufbebung 
der Beitimmungen des Neichsgeleges über die Beurfundung des Perionenftandes »c- 
von 6. Februar 1575, ſoweit diejelben der nunmehrigen Regelung dieier Materie 
im B. G. B. (1316ff.) wideriprechen. Das Einf. Geſ. hat dieje und eine Reihe weiterer 
Falle, in denen fih die Aufhebung und inhaltliche Abänderung der bisherigen Reichs— 
geſetze zum Theil ſchon aus dem allgemeinen vorſtehend entwickelten Grundſatz ergiebt, 
in den folgenden Artikeln ausdrücklich geregelt, bezw. iſt dieſe Regelung in den 
Reichsgeſetzen betreffend Abänderung der Civilprozeß-, Konkursordnung, des Gerichts: 
verjaflungsgeieges und der Strafprozeßordnung eriolgt. Die übrigen Fälle, in denen 
aus dem bervorgehobenen Geſichtspunkt die Aufhebung eines bisherigen Reichsgeſetzes 
ſich ergiebt, werden ſicherlich außerordentlich gering fein. 

ad Wann und inwieweit iſt eine Ergänzung des bisherigen Reichs⸗ 
Spezialrechts aus den Beſtimmungen des B.G. B. erſorderlich? Die Antwort iſt 
den Ausführungen oben zu Artikel 4 zu entnehmen. Hier ſei nur ergänzend folgendes 
bemerkt. Einer Verweiſung auf die Vorſchriften des allgemeinen bürgerlichen Rechts 
bz. einer lediglich erläuternden Wiederholung dieſer Vorſchriften iſt es gleich zu achten, 
wenn die betreffenden Reichsſpezialgeſetze privatrechtliche Vorſchriften normiren, die 
zwar von den bisherigen allgemeinen Landesgeſetzen abweichen, die aber an ſich den 
Grundſätzen des allgemeinen bürgerliben Rechts angebören und die nur mit Rück— 
fiht auf die bisherige Ermangelung eines einheitlichen bürgerlibden Rechts zur 
gleihmäßigen Durdfübrung dieier zunächſt auf andere Gegenjtände gerichteten 
Neichsipezialgefege erlaſſen find (vgl. bierzu ‘Brot. II 9116). Man kann in dieſem 
Fall von einer anticipirten Sonderregelung der nunmehr dem stodififationsprinzip 
unterliegenden allgemeinen Rechtsnorm ſprechen und biejelben besbalb gemäß dem 
Grundjag zu a zur Aufbebung bringen, Am Grunde genommen liegt aber, wie 
geſagt, auch bier weiter nichts vor als eine reine Verweiſung auf das allgemeine 
bürgerliche Recht, welche ihon in Gemäßheit des Art. 4 E.G. durch bie Vorichriften 
des B.G.B. zu erfegen iſt. (im Hinblick hierauf und in Berüdjichtigung der oben 
bervorgebobenen Thatſache, daß die ‚Fälle, in denen eine Aufbebung des bisherigen 
Rechts aus den oben zu a entwidelten Grundſätzen in den folgenden Artikeln, jo- 
weit erfichtlih, erichöpfend geregelt iſt, wäre es vielleicht zur Vermeidung von Dunkel— 
beiten entiprechender geweien, den Sat 2 des Art. 32 überhaupt zu jtreichen, 
wie = aud bei den stommiifionsberathbungen, Brot. a. a. O., in Antrag gebradt 
wurde.) 

II, Der Artikel ſpricht nicht (mie entipr. Artikel 55) nur von den privat= 
rechtlichen Vorſchriften der Neihögeieke, ſondern von den Reichsgeſetzen ſchlechthin. 
Die Aufrechterhaltung des nicht privatrechtlichen Inhalts der Reichsgeſetze iſt eben 
ſelbſtverſtändlich. Andererſeits iſt au beachten, daß auch die nicht privatrechtlichen 
Vorſchriften der Reichsgeſetze inſoweit aufgeboben find, als die von denſelben geregelte 
Materie in dem B.G. B. geregelt und dadurch gewiſſermaßen zu einer privatrecdtliden 
erhoben iſt (3. B. Vorſchriften über die Eheſchließung, Wirkungen der Rechtsſähigkeit 
u. a. m.); ef. Mot. 69, Art. 55, Bem. IL, 1, 

Der Artikel ipricht nur von Reichsgeſetzen. Die Aufreterbaltung des Reichs— 
gewohnbeitsredts iſt damit gemäß Art. 2 ebenfalls ausgeiproden. So u.a. das 
Semwohnbeitsreht, wonach der Wechielaiieptant 6" Verzugszinſen zu zablen bat. 
Dal. Entih. d. R.G. v. 26. Mai 110, Rechtsſpr. d. O.L. G. 100 S. 259, 


Verhältuiß zu den Reidysjuflizgefchen. 
Artikel 33. 

Soweit in dem Gerichtsverfaflungsgejege, der Givilprozekordnung, der 
Strafprozehordnung, der Konkursordnung und in dem Gelee, betreffend die 
Anfechtung von Nechtsbandlungen eines Schuldners außerhalb des Konkurs 
verfahrens, vom 21. Juli 1879 (Neichs Geſetzbl. S. 277) an die Verwandt: 
jchaft oder die Schwägerſchaft rechtliche Folgen gefmüpft find, finden Die 
Borjchritten des Bürgerlichen Gejegbuchs über Berwandtichaft oder Schwäger— 
jchaft Anwendung. 


Strafgeießbuh (Art. 34). 93 


@.110; 6. II 7; R.V. 32; Mot. zu 10 ©. 69-70; Prot. S. N21—9122 
(VI S. 564). 

Bedeutung der Borihrift. Die Begriffe der Verwandtſchaft und Shwägerihaft 
find in den meiſten Neichsgelegen, welde ihrer Erwähnung thun, nicht ausdrücklich 
definirt. Gemäß den Grundſätzen der Artikel 32 und Artikel 4 iſt daher zu prüfen, 
ob das betr. Reichsgeſ, einen Begriff mit jelbititändigem Inhalt ein— 
führen will oder ſchlechthin auf das Allgemeine bürgerliche Recht 
verweist. Der vorliegende Artifel entbebt den Richter diejer Prüfung in Anjehung 
der bier jpeziell bervorgehobenen Reichsgeſetze, indem er eine authentiſche Inter: 
pretation im Sinne ber letteren Alternative aufftellt, ohne damit fagen zu wollen, 
dak etwa die gleihe interpretation bei anderen —— ausgeſchloſſen ſein 
fol. So wird es nicht zweifelhaft fein, daß auf die Begriffe der Verwandtſchaft 
und Schmwägerihait im Sinne des $ 14 Rechtsanwaltordnung vom 1. Juli 1878 
(Berfagung der Zulaffung) und neuerdings auf $ 6 Nr. 3 des Neichögel., betr. 
Angel. d. jreim. Ger., ebenjallö das Bürg. Geſ. Anwendung findet; ef. auch 
88 24, 27 RG. vom 9, Juli 1890, betr. die Gewerbegerichte, ferner Uniallverfichgei. 
vom 6. uni 1884 $ 6 Nr. 26. Der $ 35 des RG. vom 6. Febr, 1875 ift gemäß 
Art. 46 Abi. 2? zu I aufgehoben. 

Zweifelhaft wird es auch nicht fein, daß, wenn auch der Begriff der Ver: 
wandtichait und Scwägerichaft in einzelnen Reichsgeſetzen verengend oder erweitert 
beitimmt iſt, 3. B. unter Ausdehnung auf das Verbältniß des Grzeugers zum un: 
ebelihen Kinde, die Borfrage nach der chelihen oder unebelihen Abjtammung 
jedenfalls aus dem B.G.B. zu beantworten iſt. 

Einen erweiterten Begriff der Verwandtidajt und — im letzteren 
Sinne kennt das ‚Straf: 5.8. Olshauſen Comm. 1897 zu $ 173 Abf. 1, (Incest) 
ef. auch $ 52 Abi. 2, 247, 370 Nr. 5 St.G.B. Vergleiche ferner die Begriffe Angebörige, 
Familienangebörige” und " Hinterbliebene in der Neichögewerbeordnung S 125 Nr. — 
124 Nr. 3 dem Krankenverſicherungsgeſetz vom 15. Juni 1883 (10, April 1892) 821, 
dem Unfallverſicherungsgeſetz vom 6. Juni 1884, Eger Handbuch Leipzig —* 
Anmk. 6, 10, 11, dem Reichsbeamtengeſetz vom 34. März 1873 89 Abi. 1. ꝛc. ꝛc. 

Vorſchriften des Gerichtsverſaſſungsgeſetzes 8 156 I Nr. 3 MAusſchließung 
des Gerichtsvollziehers), der Civilprozeßordnung $ 41 Nr. 3 (Musichlichung des 
Richters), S, 49 (des Serichtsichreibers), S 383 Ar, 3 (Zeugnißverweigerungsberedhtigung), 
St. P.O. 22 Mt. 3, 51 Abſ. I Ar. 3 (Ausichlieg. von Nichtern und Zeugnikvermweig.), 
$ 401 Abi. (Antrag auf Wiederaufnahme des Berjahrens im ‚alle des Todes 
durd) — ef. 8 24, 31, 32, 54, 57, 74, 76, 85, 95 Abi. 2, $ 97, Konkurs: 
ordnung $ 31 Nr. 2 Anfechtung) „Geſ. betr. die "Anfechtung außerbalb des 
stonfurjes vom 21. Juli 1879 8 3 Nr. 2. 

Vorihriiten des 8.6.8, über Verwandtſchaft und Schwägeridaft. 
SS 1559, 1590: ef. 88 1699 ff. Kinder aus nicdhtigen Eben, 88 1763 ff. Adoptirte, 
1736, 1737 Yegitimirte. 


Straſgeſehbuch. 
Artikel 34. 

Das Strafgeſetzbuch wird dahin geändert: 

I. Im 8 34 Wr. 6 werden die Worte: „Vormund, Nebenvormund, 
Kurator, gerichtlicher Beiltand oder Mitglied eines Familienraths“ erſetzt 
durch die Worte: 

„Vormund, Gegenvormund, Pfleger, Beiſtand der Mutter, Mitglied 
eines ‚zamilienraths oder Kurator.“ 

II. An die Stelle des $ 55 treten folgende Vorſchriften: 

Wer bei Begehung der Handlung das zwölfte Yebensjahr nicht 
vollendet hat, kann wegen derjelben nicht strafrechtlich verfolgt werden. 
Gegen denjelben können jedoch nach) Mahgabe der landesgeieglichen Vor— 
ichriften die zur Beljerung und Beanffichtigung geeigneten Mahregeln 
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getroffen werden. Die Unterbringung in eine ‚yamilie, Erziehungsanitalt 
oder Bellerungsanftalt fann nur erfolgen, nachdem durch Beſchluß des Vor— 
mundjchaftsgerichtes die Begehung der Handlung feitgeitellt und die Unter- 
bringung für zuläſſig erklärt it. 

III. An die Stelle des $ 65 treten folgende Vorſchriften: 

Der Verletzte, welcher das achtzehnte Yebensjahr vollendet bat, it 
jelbjtändig zu dem Antrage auf Beltrafung berechtigt. Zolange er minder- 
jährig iit, hat unabhängig von jeiner eigenen Befugniß auch jein geleglicher 
Vertreter das Necht, den Antrag zu Ttellen. 

Sit der Verlegte geichäftsunfäbig oder hat er das achtjehnte Yebens- 
jahr noch nicht vollendet, jo iſt jein geieglicher Nertreter der zur Stellung 
des Antrages Berechtigte. 

IV. Ms 8 145a wird folgende VBorjchrift eingeitellt: 

Wer im Inlande Schuldverichreibungen auf den Anbaber, in denen 
die Zahlung einer beitimmten Geldſumme veriprochen wird, ohne die erforder: 
liche jtaatliche Genehmigung ausitellt und in den Verkehr bringt, wird mit 
einer GSelditrafe beitraft, die dem fünften Iheile des Nennwerths der aus 
gegebenen Schuldverichreibungen gleichfonmen fan, mindeitens aber drei— 
hundert Mark beträgt. 

V. Im $ 171 Abi. 1 und Abi. 3 werden die Worte: „aufgelöft, für 
ungültig oder nichtig erflärt worden iſt“ erjegt Durch die Worte; 

„aufgelöjt oder Für nichtig erklärt worden tt“. 

VI Mn die Stelle des $ 195 tritt folgende Vorſchrift: 

Sit eine Ehefrau beleidigt worden, jo bat jowohl jie als ihr Ehe— 
mann das Necht, auf Beſtrafung anjutragen. 

VII. Im $ 235 werden die Worte: „ihren Eltern oder ihrem Vor— 
munde“ erjegt durch die Worte: 

„Ihren Eltern, ihren Vormunde oder ihrem Pfleger“. 

VII. Im $ 237 werden die Worte: „ihrer Eltern oder ihres Vor— 
mundes“ erjegt durch die Worte: 

„Ihrer Eltern, ihres Vormundes oder ihres Pflegers“. 

IX. Im $ 238 werden die Worte: „Für ungültig erklärt worden iſt“ 
erjegt Durch die Worte: 

„Für nichtig erklärt worden iſt“. 

6.116; E. 118; R.V. 355 Dot. u 16 S. 123— 1285 Brot. S. 9130— 9147, 
961-163 «VI S. 07-577, 58595 Reichst.Komm. Ber. IV S. 176; Neihst.Siß. Brot. 
©. 304, 30, 

Allgemeines. Aus dem Grundſatz des Artikel 32 in Verbindung mit 
Art. 43 E85. folgt im Allgemeinen, daß überall, wo im Straigeiekbud 
eivilrechtliche Benriite verwendet worden find, 3. 8. der Begriff des Eigen— 
thbums in S 242, des Irrthums in 8 265, des Anbaberpapieres $ 144, des Perſonen— 
ſtandes $ 169, der Ehe $ 172, der Vollmacht $ 266 Wr. 2, des Nießbrauchs, Pfand— 
rechts und Zurückbehaltungsrechts $ 25%, der Minderjährigfeit SS 301, 22 ꝛc. ıc., 


die Vorſchriften, des BOB. Anwendung finden mitiien. Aweifelbaft wird 
es in manchen Fällen fein, inwieweit die Anterpretation aus dem Civilrecht ftattbait 
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eriheint. Gin Antrag, in $ 246 R. St. G.B. hinter „Beſitz“ die Worte „oder Gewahrſam“ 
zu ftreichen, weil das B.8.B. die begriffsmäßige Unterſcheidung zwiſchen Beſitz und 
Gewahrſam für das Sachenrecht bejeitigt babe, wurde in der N.T.xt. abgelehnt, weil 
dieie Begriffe für das Strafrecht nit aus dem Givilgeießbuch, jondern aus dem 
St. G. B. jelbjt zu entwideln ſeien. B.R. T.K. 182. Andererieits war man darin einig, 
dab die in $ 34 Nr. 5 und 6 als Folge des Chrverluites an diejen gefmüpite 
„Unfäbigfeit, Zeuge oder Vormund ꝛc. zu Tein, als eine abiolute Unfäbigfeit ſich nicht 
mebr daritellen fönne, nachdem in & 1781 Ar. 4 und S 2237 Nr. 2 die Berückſichtigung 
des Ehrverluſtes bei der Bormundsbeitellung und Zuziebung eines Teſtamentszeugen 
nur mittels einer Ordnungsvorſchrift zur Pflicht gemacht it“. “rot. II p. 9120; vgl. 
bierzu Lobe: Weber den Einfluß des B.G.B. auf das Strafredt, eit. bei Gruchot 
1899 p. 263. Der vorliegende Artifel bezwedt nur, diejenigen Ergänzungen und Ber: 
änderungen zu normiren, deren Notbivendigfeit fich aus der VBergleihung des jegigen 
Gontertes des St. G. B. und der Vorſchriften des B. G.B. unmittelbar ergiebt. Während 
die Nr. I, VI, VII, VIIL, IX bezweden, die bezügliben Beſtimmungen des St.G.B. 
mit der Terminologie des BEA. in Einklang zu bringen, enthalten die Nr. II und AI 
unmittelbar ſachliche Aenderungen und giebt die Nr. IV eine durch die Vorfchriiten 
des B.G. B. über \nbaberpapiere gebotene, dem bisherigen St. G.B. unbefannte neue 
Strafvorichriit. Im einzelnen ift zu bemerfen: 

1. Borihrift des $ 34 Wr. 6 21.6.8. 

a) Bisherige Beitimmung: „Die Aberfennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
bewirft jerner die Unfähigkeit, während der im Urtbeil beitimmten Zeit 2c. 6. Bormund, 
Nebenvormund, Murator, gerichtliber Beiltand oder Dlitglied eines Familienraths zu 
jein, es fet denn, daß es fih um Berwandte abiteigender Yinie handele und die ober: 
vormundichaftlihe Behörde oder der Familienrath die Genehmigung ertbeile*. 

b) Henderungen des Artifels. An Stelle des Nebenvormundes tritt der 
Gegenvormund, an Stelle des Kurators der Pfleger. Der Ausdrud Kurator iſt 
daneben beibehalten, da derielbe in anderen Reichsgeſetzen noch vorkommt bezw. vorfam, 
ef. SS 220, 60H alte EB.O. R.G. vom 31. März 1875 88 02, 64. An Stelle „des 
gerichtlichen Beiſtand“ tritt „der, Beiltand der Mutter” im Sinne der SS 1687 ff. 
3.8, B. Damit iſt zugleich die bisher jtreitine Frage erledigt, ob unter dem Beiſtand 
im Sinne dieſer Beſtimmung außer dem Beiſtand kraft vormundicaitlicher Fürſorge 
im Sinne des franz. Rechts auch noch rn Beiftände im Sinne der SS 144, 149 
ErP. OD. 8 86 C. P.O. zu veriteben jeten. Olshauſen womm. Tb. 

II, Borichrift des 3 55 St. G. B. 

a) Bisherige Vorſchrift. Wer bei Vegebung der Handlung das zwölite 
Yebensjabr nicht vollendet hat, kann wegen derfelben nicht jtrafrechtlich verfolgt werden. 

Gegen denfelben können jedob nah Mahgabe der landesgeſetzlichen Borichriften 
die zur Bellerung und Beauffichtigung geeigneten Maßregeln getroffen werden. ns: 
beiondere fann die Unterbringung in eine Erziehungs- oder Beilerungsanitalt erfolgen, 
nahdem durch PBeichluß der Bormundichaitsbebörde die Begehung der Handlung fejt: 
geitellt und die Unterbringung für zuläſſig erflärt ift. 

b) Aenderungen des Artifels. TDieielben beiteben nur darin, daß 

a) vor Erziehungsanſtalt die Familie genannt iſt. Dies deshalb weil auch 
s 1666 die Familie miterwäbnt, cf, aud Preuß. Sei. vom 13. März 18:8 81. Der 
in $ 1666 gebrauchte Ausdruck „neeignete” Familie iſt weggelaſſen, weil die Aus— 
führung der Zwangserziehung arg. Art. 155 Abi. 2 der Landesgeſetzgebung jo wie jo 
fompetirt; 

3) an Stelle Vormundichaftsbebörde das Bormundichaitsgeribt genannt it 
im Ginflang mit der Terminologie des B.G.B. Soweit aber gemäß Artikel 147 
landesgeieglib andere Behörden zuftändig find, bat es dabei fein Bewenden, cf. auch 
Artikel 135 Abi. 2; 

y) an Stelle des Wortes „insbeſondere“ das Wort nur gelegt iſt. Durch 
dieſe geänderte Faſſung tit die bisherige Streitfrage, ob es ſich in diefem S um eine 
unmittelbar reibsrechtlihe Borichriit oder mur um eine Einſchränkung der landes— 
rechtlichen Kompetenz bandelt, ef, Olsbaujen u SS 55 St.$.B. Anm, 9 im 
legteren Sinne entichieden, Mot. p. 124. Ta der fo veränderte $ 55 St. G. B. nun— 
mebr unzweifelhaft lediglich einen landesgeieglihen Vorbebalt enthält, jo wäre es 
übersichtlicher geweien, denfelben in dem St. G.B. überbaupt zu itreiben und als Sat 
3 des Abi. I des Artikel 135 E. G. einzuichalten. In feiner Eigenſchaft als landes: 
geſetzlicher Vorbehalt redhtiertigt er fih aber aus den gleichen Gründen wie Artikel 
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135 damit, daß S 1660 B. G. B. für den Fall verlagt, wo die Eltern fein Verſchulden 
trifft Mikbrauch der Sorge für die Perſon des Kindes, Bernadlälfigung, ſchlechte 
Einwirkungh, cf. Anm. zu Artikel 135 und die dort gegebene Ueberjicht. — (Nicht 
rihtig unter Benußung der nah Aufnahme des Artifel 135 nicht mehr paflenden 
Motive p. 124 Fiſcher und Henle Anm. 2.) 

III. Boridriit des 3 69 St. G. B. 

a) Bisherige Vorſchrift. Der Verletzte, welcher das achtzehnte Lebensjahr 
vollendet bat, iſt ſelbſtändig zu dem Antrage aut Beſtrafung berechtigt. 

So lange der Verletzte minderjährig iſt, hat der geſetzliche Vertreter deſſelben, 
unabhängig von der eigenen Befugniß des Verletzten, das Recht, den Antrag zu ſtellen. 

Bei bevormundeten Geiſteskranken und Taubſtummen iſt der Vormund der zur 
Stellung des Antrages Berechtigte. 

b) Aenderungen des Artikels. Dieſelben beſtehen darin, daß 

a) Abſ. 1 und Abi. 2 in unweſentlich veränderter Redaktion zuſammengezogen 
find. Aus der bewußt unveränderten Aujrecterbaltung der Beſtimmungen des Abi. 1 
und ? des 8 65 St. WB. folat, daß eine analoge Ausdehnung der Telbitändigen Anz 
tragsberechtigung auf geſetzliche Vertreter anderer in der Geichättstäbigfeit beichränften 
Perionen, 3. B. alio die geſ. Vertreter der nah $ 114 wegen Geiftesihwäde, Ber: 
ſchwendung oder Trunfjucht entmindigten, oder nad $ 1906 B. G. B. unter vorläufige 
Vormundſchaft geitellten ‘Berionen, oder die gemäß 8 1910 zum Pfleger von Gebrech— 
lihen, (Taubſtummen, Blinden) beitelltien oder die Abweienbeitspfleger S 1911, Die 
Nachlaßpfleger S 1960 2c. 2c. nicht zuläſſig it; ef. aber Olsbauiena.a. O. Anm. 16; 

3) in Abi. 3 an Stelle des Wortes „bevormumdeten Seiitesfranfen und Taub- 
ſtummen“ die Worte treten „St der Verletzte geſchäftsunfähig“. Das bedeutet eine 
Aenderung infojern, als die Taubftummen, welche gemäß S 1910 nur einen Pfleger 
erhalten und gemäß SS 104, 144 nicht einmal beichränft geſchäftsunfähig ſind, bier 
ausgeichaltet find. Die Vertreter dieſer jind ebenfowenig wie diejenigen der beichränft 
Geſchäftsfähigen weder ausichliehlih no neben dem Verletzten antragsberedtigt, es 
ſei denn, daß es ſich bier wie dort um eine gewillfürte Stellvertretung handelt. Gin 
Antrag, dem gemäß S 1906 zum geſetzlichen Vertreter eines unter vorläufige Vor— 
mundichait Geitellten die gleiche Befugniß einzuräumen, wurde bei den Beratbungen 
Il. Brot. 9138 ausdrüdlic abgelehnt. Geſchäftsunfähig find außer den entmündigten 
Seiitesfranfen gemäß S 104 aud die Kinder unter fieben Jahren. Bezüglich dieſer 
ergiebt ſich die ausichliehliche Antragsberehtigung ſchon arg. e contr. aus Abi. 1; 

y) in Abi. 3 auch die Minderjährigen unter 15 Jahren ausdrüdlid erwähnt 
werden. uch bier ergiebt jich die ausichliekliche Antragsberedhtigung des geſetzlichen 
Vertreters ſchon arg. e eontr. aus Abi. I. — Tie Grwähnung der Miinderjäbrigen 
unter 18 Jahre bat zur Folge die Erſetzung des Wortes „Bormund“, durch das Wort 
„geſetzliche Bertreter”. 

e) Geſetzlicher Vertreter des Minderjährigen und Geſchäftsunfähigen. Für 
ein ebelihes Kind der Vater SS 1630, 1635, 1719, 1736, 1757, event. die Mutter 
1684, 1685, 1656, 1701 (nicht die unebelibe Mutter 1707), für den Mündel und 
entmündigten Geiltesfranfen der Borimund 1795, 1897, 1901, für den pflegebefoblenen 
Minderjährigen der Pilener 1625, 1794, 1909, 1915.  Yiegt die Zorge für die Perſon 
und das Vermögen verichiedenen geſetzlichen Vertretern ob, jo enticheidet gemäß SS 1629, 
1798 bei einer Meinungsverichtedenbeit das Bormundichaitsgerict. 

IV. Nachdem in 8 745 B. G.B. reibsrehtlih das Verbot der Ausitellung von 
Inhaberpapieren auf Zablung einer beitimmten Geldſumme obne ftaatlibe Ge— 
nehmigung aufgeitellt ift, erichien es zweckmäßig, im Intereſſe der geihäftsunfundigen 
Kreiſe auch eine reichsrechtlihe Straivorichriit für die Uebertretung dieſes Verbots zu 
normiren. ‘rot. 9162, 

a) Bisherige Vorſchriften im R.St. G. B. eriftiren nicht, wohl aber baben 
die Yandesgeiehe, welche ein aleiches Verbot enthielten, eine ähnliche Straivoricriit 
normirt; el. Preuß. Set. betr, die Ausgabe von nbaberpapieren ohne königliche 
Genehmigung vom 17. Juni 1835 $ 5; Bad. Sei. vom d. Juni 1860 8 5; Banr. 
Sei. vom 18. März 1896 betr, einige Beitimmungen über Anbaberpapiere. Kür einzelne 
Arten von Anbaberpapieren ſteht der Negelung durch Neichöipezialgeieke nichts tm 
Wege, el. Reichsgeſ. betr. die Anbaberpapiere mit Prämien vom 8. Juni 1871 R.G.Bl. 
p. 2108. 81 inur auf Grund eines Neichsgejeres und nur zum Zwecke der Anleibe des 
Reichs oder eines Bundesitantes), 8 6. (Welditrafe bis zum fünften Theil des Nenn: 
wertb5 und mindeſtens 300 Mad; el. auch S 314 Ar. 4,5 HGB, 
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b) Menderungen des Artifels. Der Artikel führt die bisher landesrechtlich 
beſtehende Strafvorſchrift als eine reichsrechtliche ein und reiht dieſelbe als ein Ver— 
geben „wider die öffentliche Ordnung“ als 8 1450 am Schluſſe des VII. Abſchnittes 
in das R.St.G.B. ein. Als Thatbeitandsmerfmal ift fumulativ das „Ausftellen” und 
„in Berfehr bringen” genannt. Als ftrafbar ift nicht die Verfehlung gegen die Be: 
ftimmungen bezeichnet, unter denen die Genehmigung zur Ausgabe ertbeitt ift. „Denn 
jind dieje Verpflichtungen vor der Ausgabe zu erfüllen, fo bat ihre Nichtbeachtung 
zur Folge, daß die Papiere überhaupt ohne Genehmigung ausgegeben find, handelt es 
fih dagegen um fpäter zu erfüllende Obliegenheiten, fo ift für deren Sicherung der 
——— zu weitgehend.“ Prot. 9162. 

V. Sirafvorſchrift des $ 171 &.6.B. 

a) Bisherige Voridhrift. Gin Ehegatte, weldher eine neue Ehe eingeht, 
bevor feine Ehe aufgelöft, jür ungiltig oder nichtig erflärt worden ift, ingleihen eine 
unverbeirathete Perſon, welche mit einem Ehegatten, willend, daß er verheirathet ift, 
eine Ehe eingeht, wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jabren beitraft. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, jo tritt Gefängnißftrafe nicht unter jechs 
Monaten ein. 

Die Verjährung der Strafverfolgung beginnt mit dem Tage, an welchem eine 
der beiden Ehen aufgelöft, für ungiltig oder nichtig erflärt worden tft. 

b) Aenderungen des Artifels. Der Artifel bringt unter Nr. V das 
St. G. B. mit dem B.G.B. in Einklang, das nicht zwiſchen Nichtigkeit und Ungiltigfeit 
untericheidet, fondern auch die anfechtbare Ehe nad erfolgter Anfechtung als nichtig 
anfieht, J 1343 B. G. B. 

I. Vorſchrift des $ 195 St. G. B. 

Bisherige Vorſchrift. Sind Ghefrauen oder unter väterliher Gewalt 
ftebende Kinder beleidigt worden, jo haben ſowohl die Beleidigten, als deren Ehe— 
männer und Väter das Recht, auf Beitrafung anzutragen. 

b) Aenderungen des Artifels. Dieſelben beiteben darin, daß das felbit- 
ftändige Strafantragsreht des väterliben Gewalthabers geitrichen ift. Dieſe Be— 
jtimmung des St.G.B. hat, nahdem das B. G. B. die elterlihe Gewalt auf die Zeit 
bis zur erreichten Volljährigkeit bejhränft hat (5 1626 B.G.B.), neben $ 65 Abi. 2 
Er. G. B. feinen Sinn mehr. 

VII Vorſchrift des 8 235 St. G. B. 

a) Bisherige Vorſchrift. Wer eine minderjährige Perſon durch Xiit, 
Trobung oder Gewalt ihren Eltern oder ihrem Vormunde entzieht, wird mit Gefängniß, 
und wenn die Handlung in der Abjicht geichiebt, die Perſon zum Betteln oder zu 

ewinnfüchtigen oder unfittlihen Zwecken oder Beichäftigungen zu gebrauden, mit 
uchtbaus bis zu zehn Jahren beitraft. 

b) Henderungen des Artikels. Der Artikel ſchaltet neben den Eltern und 
dem Vormunde den Pfleger ein. Es fann bier nur ein folder in Betracht fommen, 
dem die Sorge für die Perfon der mind. Frauensperſon anvertraut ift. BGB. 
88 1629, 1630, 1794, 

VII. vorſchrift des z 237 St.G. B. 

a) Bisherige Vorſchrift. Wer eine minderjährige, unverehelichte Frauens— 
perſon mit ihrem Willen, jedoch ohne Einwilligung ihrer Eltern oder ihres Vormundes, 
entführt, um ſie zur Unzucht oder zur Ehe zu bringen, wird mit Gefängniß beſtraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

b) Aenderungen des Artifels. Der Artikel ſchaltet neben den Eltern und 
dem Bormund den Pfleger ein, ef. zu VIIb 

IX. Boridrift des 3 235 St. G. B. 

a) Bisherige Vorſchrift. Hat der Entführer die Verführte gebeiratbet, jo 
findet die Verfolgung nur jtatt, nachdem die Ehe für ungiltig erflärt worden ift. 

b) Aenderungen des Artikels ef. zu Vb 


Strafprozeßordnnng. 
Artifel 35. 
Die Strafprogekordnung wird dahin geändert: 
I. Im $ 11 Abf. 1 treten an die Stelle der Süße 2, 3 folgende 
Borichriften: 
Niedner, Einführungsgefeg zum B.G. B. 2. Aufl. 


— 
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In Ermangelung eines ſolchen Wohnfiges gilt die Dauptitadt des 
Heimathitaats als ihr Wohnjig; iſt die Hauptitadt in mehrere Gerichts- 
bezirfe getheilt, jo wird der als Wohnfig geltende Bezirf von der Yandes- 
jujtizverwaltung durch allgemeine Anordnung beſtimmt. Gehört ein Deuticher 
einem Bundesjtaate nicht an, jo gilt als jein Wohnſitz die Stadt Berlin; 
iſt die Stadt Berlin in mehrere Gerichtsbezirfe getheilt, jo wird der als 
Wohnſitz geltende Bezirk von dem Neichstanzler durch allgemeine Anordnung 
beſtimmt. 

II. An die Stelle des 8 149 Abſ. 2 tritt folgende Vorſchrift: 

Daſſelbe gilt von dem gejeglichen Vertreter eines Angeflagten. 


@. I 17: E. IL 9; RB. 34; Mot. zu 17 ©. 123—129. Prot. S. 9147 - 148, 
9149 — 9150 (vI 5. 577-579), RB. S ©. 2110, St.B. 3025. 


Allgemeines. Die Strafprozekordnung bot nur zu geringen Aenderungen 
Veranlaflung, da der allg. Art. 32 in Berbindung mit Art. 4 E. G. das Verhältniß 
zu diejem Geſetz binlänglic Flarjtellt. Insbeſondere war man (ef. Mot. 129) dabin 
einig, daß mit dem Ausdrude „neieglihe Stellvertreter“ in S 414 Abi. 3 St. P.O 
lediglih auf das allgemeine bürgerliche Recht und ſomit nunmehr auf das B.G ». 
verwielen wird, und derielbe alio insbei. auch den Pileger eines Gebrechlichen und 
Abweſenden, sg 1910, 1911, mit umfaßt, während andererjeits die SS 334, 48 St. P.O. 
über die Ginleitung einer" Güterpflege ein jelbitändiges und darum von den Vor— 
— des BGB. nicht berührtes Rechtsinſtitut einführen. Im Einzelnen iſt zu 
emerfen: 


I. Borichrift des $ 11 Strafprozekordnung. 

a) Bisherige Porichrift. Teutiche, welche das Necht der GSrterritorialität 
enießen, fowie die im Ausland angeitellten Beamten des Neichs oder eines Bundes= 
taates behalten in Anſehung des Werichtsitandes den Wohnſitz, welden ſie im 
Heimatböjtaate hatten. In Ermangelung eines ſolchen Wobnjiges gilt die Hauptſtadt 
des Heimatbsitaates als ihr Wohnſitz. Iſt die Hauptitadt in mehrere Gerichtsbezirke 
getheilt, jo wird der als Wohnſitz geltende Bezirk im Wege der Juftizverwaltung durch 
allgemeine Anordnung beitimmt. 

Auf Wablfonjuln finden dieje Beſtimmungen keine Anwendung. 

b) Aenderungen des Artikels. Dieſelben enthalten nur eine Ergãnzung 
dahin, daß Satz 2 und 3 des 8 11 hatfachlich beibebalten und nur Satz 2 der neuen 
Beitimmung zugefügt it. Diele Ergänzung erſchien nothwendig, nachdem ſeit der 
Entſtehung der deutihen Schutzgebiete die Möglichkeit eröffnet ift, die Neihsangebörig- 
feit ohne vorberige Erwerbung des Andigenats in einem Bundesitaate zu erlangen, 
ef. 8 6 des R.S. betr. die Rechtsverhältniſſe in den deutihen Schußgebieten vom 
19. März 1858, R.G. Bl. p. 77, 78. Bergleihe die gleiche Ergänzung in $ 15 der 
C.P.O. und $ 3 des R.G. betr. d. Ang. d. freiw. Serichtob. 

II, Boridrift des $ 149 Strafprozeßordnung. 

a) Bisherige Vorichrift. Der Ehemann einer Angeklagten iſt in der Haupt= 
verhandlung als Beiſtand derfelben zuzulaſſen und auf jein Verlangen zu bören. 

Dafielbe gilt von dem Vater, Adoptivvater oder Vormund eines minderjährigen 
Angeklagten. 

An dem Borverfabren unterliegt die Zulaſſung folder Beiltände dem richter— 
lihen Ermeiien, 

b) Menderungen des Artifels. Tiejelben beiteben: 

a) in der Weglaffung des Wortes „minderjährigen“. Man wollte damit eine 
Inkonſequenz bejeitigen, welche darin liegt, daß bier nicht wie in den äbnlichen ‚Fällen 
der SS 137 Abi. 2, 140 Abi. 2 Nr. 2, 268, 340 Abi. 1 auch der ſchutzbedürftigen Voll— 
jährigen gedacht üt: 

8) in dem Griaß der Worte „Bater, Vormund und Adoptivvater“ durch „geſetz— 
lihen Vertreter”, weil das B.G. B. aud eine elterlihe Gewalt der Mutter fennt und 
zwiichen der Adoption jeitens eines Mannes und derjenigen einer Frau nicht unter 
ſcheidet. Mot. p. 128, 
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Gewerbeordnung. 
Artikel 36. 

Die Gewerbeordnung wird dahin geändert: 

I. Der 8 11 Abi. 2 fällt weg; als $ 11a werden folgende Vor— 
jchriften eingeitellt: 

Betreibt eine Ehefrau, für deren güterrechtliche Verhältniſſe ausländiiche 
Sejege maßgebend find, im Inlande jelbitändig ein Gewerbe, jo iſt es auf 
ihre Geichäftsfähigfeit in Angelegenheiten des Gewerbes ohne Einfluß, daß 
fie Ehefrau iſt. 

Soweit die Frau in Folge des Güterjtandes in der Verfügung über 
ihr Vermögen bejchränft ift, finden die Vorjchritten des $ 1405 des Bürger- 
lichen Gejeßbuchs Anwendung. Dat die Frau ihren Wohnfig nicht im In— 
lande, jo ijt der Einjpruch des Mannes gegen den Betrieb des Gewerbes 
und der Widerruf der ertheilten Einwilligung in das Güterrechtäregijter des 
Bezirks einzutragen, in welchem das Gewerbe betrieben wird. 

Betreibt die rau das Gewerbe mit Eimvilligung des Mannes oder 
gilt die Einwilligung nach $ 1405 Abſ. 2 des Bürgerlichen Gejegbuchs als 
ertbeilt, jo haftet für die Berbindlichkeiten der ‚srau aus dem Gewerbebetriebe 
ihr Vermögen ohne Nüdficht auf die dem Manne kraft des Güterjtandes zu- 
jtehenden Nechte; im Falle des Bejtehens einer ehelichen Gütergemeinjchaft 
haftet auch das gemeinjchaftliche Vermögen. 

1I. Im $ 107 Abj. 1 werden 

1. im Sat 4 die Worte: „an den Vater oder Bormund, jotern dieſe 
es verlangen“, erjegt durd) die Worte: 

„an den gejeglichen Vertreter, jorern dieſer es verlangt“, 

2. im Sag 5 die Worte: „an die Mutter“ erjegt durch die Worte: 

„an die zur gejeglihen Vertretung nicht berechtigte Mutter“. 

III. Im $ 108 treten an die Stelle des Satz 2 folgende Vorſchriften: 

Die Ausstellung erfolgt auf Antrag oder mit Zuſtimmung des geieß- 
lichen Vertreters. Iſt die Erklärung des gejeglichen Vertreters nicht zu 
beichaften oder verweigert Diejer die Zuſtimmung ohne genügenden Grund 
und zum Nachtheile des Arbeiters, jo kann die Gemeindebehörde die Zu— 
jtimmung ergänzen. 

IV. Im $ 110 Abi. 1 werden die Worte: „jeines Vaters oder Vor- 
munds“ erjegt durch Die Worte: 

„leines gejeglichen Vertreters“. 

V. Im $ 113 tritt an die Stelle des Abi. 4 folgende Vorjchrift: 

Iſt der Arbeiter minderjährig, jo fann das Zeugniß von dem gejeß- 
lichen Vertreter gefordert werden. Diejer fann verlangen, daß das Zeugniß 
an ihn, nicht an den Minderjährigen ausgehändigt werde, Mit Genehmigung 
der Gemeindebehörde des im 8 108 bezeichneten Ortes fann auch gegen den 


7* 
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Willen des gejeglichen Vertreters die Aushändigung unmittelbar an den 


Arbeiter erfolgen. 

VI Im $ 131 Abſ. 1 Sa 1 werden die Worte: „von dem Vater 
oder Vormunde“ erjegt durch die Worte: 

„von dem gejeglichen Vertreter“. 

Vo. Im $ 133 Abi. 2 Sag 1 werden die Worte: „der Vater des 
Lehrlings“ erjegt durch die Worte: 

„der Vater des Lehrlings, jotern er die Sorge für die Perjon des 
Yehrlings bat,*. 

@. 118; €. II 10; RB. 35; Mot. zu 18 ©. 129-131; Prot. S. 9150-9158, 
9187 (V18.579—587 , 600); —5 KommVer VS, 6; Reichs. Sin, Brot. & 3025, 3096. 

I, Borichrift des 3 11 Gewerbeorduung. 

a) Bisherige Vorſchrift. Tas Geſchlecht begründet in Beziebung auf bie 
Befugniß zum jelbitändigen Betriebe eines Gewerbes feinen Unterichied. 

rauen, welde jelbitändig ein Gewerbe betreiben, fönnen in Angelegenbeiten 
ihres Gewerbes jelbitändig Nechtsgeichäfte abichliehen und vor Gericht auftreten, 
gleichviel, ob fie verbeiratbet oder unverbeiratbet find. Sie fünnen ſich in Betreff 
der Geſchäfte aus ihrem Gewerbebetriebe auf die in den einzelnen Bundesitaaten 
bejtebenden Rechtswohlthaten der rauen nicht berufen. Es macht bierbei feinen 
Unterichied, ob fie das Gewerbe allein oder in Gemeinſchaft mit anderen Perſonen, 
ob jie daffelbe in eigener Perſon oder durch einen Stellvertreter betreiben. 

b) Wenderungen des Artikels. Zum Beritändniife desielben iſt voraus 
zuſchicken, daß der Sr Gew.Ordg. ſich ſowohl auf inländiihe wie auf aus: 
ländiihe Frauen beziebt, sofern diefe nur im Inlande ein Gewerbe betreiben. 
Der Artikel jtellt nun kurz geſagt Flar, daß der 8 11 Abi, 2 eit. injofern aufrecht— 
erhalten bleibt, als er nicht in Folge der Vorichriften des B. G.B. bedeutungslos 
geworden it. 

a) Bedeutungslos iſt er infomweit geworden, als er fih auf diejenigen rauen 
bezieht, auf welche nad den Grundſätzen des internationalen Privatredts (Art. 7, 15, 
16 6.8.) die Vorichriiten des B.G.B Anwendung finden. Denn nad den Grund: 
fügen des B.G.B. und der E.P.O. begründet das Geichleht nicht blos in Anſehung 
des Gewerbebetriebes, fondern allgemein feinen Unterichied mebr, weder in Anfebung 
der Weichäftsiäbinfeit noch der Prozehfäbigfeit, und die in einzelnen Bundesitaaten 
beitebenden Rechtswohlthaten der Frauen find bejeitigt. Mas ipeziell die Ehe— 
frauen anbetrifft, jo find diejelben zwar auch nach dem B. G. B. in ihrer Tispoiitions: 
fäbigfeit inſoweit beihränft, als der Güterſtand diejes erfordert. Allein $ 1405 
28.9.8. bejeitigt dieie Beichränfung wiederum ganz allgemein für den Fall, daß 
die Ehefrau mit Ginmwilligung des Ehemanns ein ſelbſtändiges Grwerbsgeihäft 
betreibt, ſei es, daß dieſer Betrieb ein künſtleriſcher, wiſſenſchaftlicher, landwirthſchaft— 
licher oder wie nah dem bisherigen Art. 7 H.G. B. ein handelsgeſchäftlicher oder 
nah dem bisherigen $ 11 GewO. ein rein gewerblider iſt. 

Wenn demnach der vorliegende Artikel zu 1 in feinem eriten Halbiak den 
811 Abi. 2 ausdrüdlihd aufbebt, jo Äpricht er, ſoweit ſich $ 11 auf inländische 
‚rauen bezieht, nichts weiter aus, als was ſich nad Artifel 32 ſchon von jelbit 
ergiebt. Ter Grund für dieſen ausdrüdliben Ausſpruch ift darin zu finden, daß 
nah dem bisherigen Nectszuitand eine Streitfrage beitand, ob die jelbitändige 
Seichäftsiähigfeit der Ehefrau in Anjehung des Gewerbebetriebes gemäß $ 11 Gem. 
auch für den all Plaß greift, wenn die Ehefrau ohne oder gegen den Willen des 
Ehemanns das Gewerbe betreibt; ef. Mot. S. 130 Yandmann, Gew.Ordg. $ ti 
Anm. 4. Tiefe Streitfrage wird nunmehr durh 8 1405 B.G. B. im verneinenden 
Sinne entichieden und dadurch beieitint. 

(Zu beachten iſt jedoch, daß der formell aufgebobene $ 11 Abi. 2 für die Uebergangs— 
zeit inſoweit in Betracht fommen fann, als gemäß Art. 200 E.6, das bisherige 
Güterrecht mit feinen Wirkungen auf die Geſchäftsfähigkeit der Ehefrau lab greitt. 
Vgl. darüber Bem. zu Art. 200 unten.) 

Bedeutungslos it der $ 11 Gew.D. auch inſoſern geworden, als er fih auf 
unverbeiratbete ausländiiche Frauen bezieht. Denn nah den Grundſätzen des 
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internationalen Privatrechts Art. 7 Abſ. 2 ift ihre Geſchäftsfähigkeit in An— 
jehung des im Inlande betriebenen Gewerbes nah dem B.G.B. S beurtheilen. 

3) Bon Bedeutung iſt jedoh der $ 11 Abi. 2 Gew.O. nad wie vor in— 
jomweit, als er fih auf Ehefrauen bezieht, für deren Güterſtand gemäß Art. 15 E.G. 
die ausländiihen Geſetze maßgebend find. Hier findet Artikel 7 Abi. 2 feine Ans 
wendung. Die Frage, inwieweit fie in Folge des Güterftandes in ihrer Dis: 
pofitionsfäbigfeit beſchränkt jind, iſt vielmehr (arg. Art. 15 E.G) an fih abgejehen 
von der Ausnahme des Art. 16 Abi. 2 EG. nah ausländiihem Geſetz zu be: 
urtbeilen. Der $ 11 Abi. 2 Gew.Ordg, welder die jelbitändige Geichäftsfähigfeit auch 
diejer Ehefrauen injomweit ftatuirt, als es jih um den Betrieb eines Gewerbes im 
Anland handelt, ift alſo injofern noch von Bedeutung. 

Der vorliegende Artifel bringt dies nun zum Ausdrud, indem er 
den hiernach noch bedbeutungsvollen Anhalt des $ 11 Abi. 2 eit. in ber 
den Voridhriiten des B.G.B. angepaßten Faſſung des neuen $ 114 auf: 
recht erbält. 

Der Abi. 1 fpriht aus, daß entiprehend ben Grundfäßen des B.G.B. (arg. 
8 1358) der Umftand, daß die Gewerbefrau Ehefrau ift, ihre Geſchäftsfähigkeit nicht 
beeinträdhtigt. 

Der Abi. 2 ſpricht unter ausdrüdlicher Bezugnahme des S 1405 B. G. B. aus, 
dag auch die Beihränfung der Dispofitionsjähigfeit der Gemwerbefrau, ſoweit fie in 
Folge des ausländischen Güteritandes eintritt, dann wegfällt, wenn der Ehemann feine 
Ginmwilligung zu dem Betrieb des Gewerbes ertheilt, und daß der Ginfpruch und 
Widerruf der Einwilligung gemäß $ 1435 B.G.B. der Eintragung in das zuſtändige 
&üterrehtsregtiter bedarf. Da es für den Fall, daß die Ehefrau im Auslande wohnt, 
an einem für fie zuftändigen Negiiter gebricht, jo beftimmt Sat 2 des Abi. 2, baß 
für diefen Fall das Regiſter des Bezirks zuftändig fein fol, in weldhem das Gewerbe 
betrieben wird. 

Der Abi. 3 fpricht aus, daß die Wirkungen der jelbitändigen Dispofitions: 
fäbigfeit der bier bezeichneten Gewerbefrauen in Anſehung ihres Güteritandes die 
leihen fein follen, wie die gemäß 88 1411ff., 1452, 1460 B.G.B. für die nad 
Inlandsrecht zu beurtheilenden Gewerbefrauen. 

II-IV. Vorſchriften der 88 107 Abſ. 1,108, 110 Abi. 1, der Gewerbeordnung. 

a) Die Vorſchriften der SS 107 ff. der Gemw.D. enthalten die Vorfchriften 
über das von den minderjährigen gewerblichen Arbeitern zu führende Arbeitsbud. 
An Betraht fommen dieje Borfchriften bier nur injomweit, als fie des Vaters oder 
Bormundes des minderjährigen Arbeiterd Erwähnung thun. Dieie find gemäß $ 107 
Abi. I u. U. allein zuftändig zur Entgegennahme des bei Löſung des Arbeitöverhältnijies 
wieder auszuhändigenden Arbeitsbuches. Auf ihren Antrag erfolgt gemäß $ 108 die 
Ausstellung des Buches. Ihren Namen und Wohnort muß gemäß $ 110 Abf. 1 das 
Buch nahmeijen. 

b) Aenderungen des Artifeld. Diejelben bringen die angezogenen Be: 
ftimmungen mit dem B.6.B. in Cinflang, welches neben der väterlihen Gewalt 
auch die mütterliche Gewalt anerkennt und injoweit der Mutter auch die gefetliche 
Vertretung zuipridt. 

Die Nr. III entbält noch infofern eine Neuerung, als die zur Ausftellung des 
Arbeitsbuches erforderliche Erklärung des geieglichen Bertreters allgemein dur bie 
Gemeindebehörde ergänzt werden fann. Nach dem bisherigen Sat 2 des $ 108 war 
dieſe Ergänzung lediglihb in Anſehung des Vaters zuläſſig. Die Graänzung ber 
vormundichaftlihen Erklärung fonnte nur durch Beſchwerde an die Bormundicaits: 
bebörde erreiht werden. Yandmann, Gew.O. $ 108 Anm. 5. 

V. Borichrift des $ 113 Ubi. 4 Gew. Ordg. 

a) $ 113 Gew.O. beftimmt in Abſ. 1, daß jeder gewerbliche Arbeiter beim 
Abgange ein Zeugniß über feine Beichäftigung fordern fann, und giebt in Abi. 4 
Beitimmungen über die Vertretung des minderjährigen Arbeiter8 in dieiem Recht 
durch feinen Vater oder Bormund. 

b) Nenderungen bes Artifeld. Die Aenderung bejteht lediglib in dem 
Erſatz der Worte „Vater oder Vormund“ durch „geſetzlichen Bertreter“. Die 
Wiederholung des ſonſt inhaltlich aufrecht erhaltenen Abſatzes 4 des $ 113 ift nur 
wegen geringer rebaftioneller Abänderungen erfolgt. 

VI und VII Boridriften des $ 131 Abi. 1 Sat 1 und des $ 133 Abi. 2 
Eat 1 Gew.O. 
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a) Die 88 126-133 Gew. O. enthalten die Vorichriften über die newerb: 
lihen Lehrlinge. $ 131 Abi. 1 Saß 1 eit. beſtimmt das Recht des Yehrlings auf 
vorzeitige Yöjung des Yehrlingsverhältniffes, wenn von dem Vater oder Bormund die 
fchriftliche über die beabfichtigte Berufsänderung des Lehrlings abgegeben 
wird. Der $ 133 Abſ. 2 Sak 1 normirt die selbitichuldneriihe Verhaftung des 
Vaters für die feitens des Yehrlings zu zahlende Entihädigung für unbefugte Yölung 
des Lehrverhältniſſes. 

b) Aenderungen des Artifels. Dieielben befteben binfichtlih des $ 131 
Abi. 1 Say 1 Lediglib in dem Erſatz der Worte „Vater und Vormund“ durd 
„geſetzliche Vertreter”. Hinfichtlih des $ 133 Abi. 2 darin, daß ber Vater nur in 
joweit für verhaftet erklärt ift, als ihm die Sorge für die Perjon des Yehrlings 
zuftebt. Die Haftung fällt alio nunmehr fort in den Fällen der SS 1666, 1680, 1654, 
168% B.G. B. Au beadten ift auch, daß bier nicht wie bei deu vorbergebenden 
Aenderungen die mütterliche Gewalthaberin dem Pater —— iſt, und zwar 
abſichtlich mit Rückſicht auf ihre geringere Autorität, cf. Mot. p. 131. 

Zufag: — Aenderungen der Reichsgewerbeordnung — vor Art. 9 des 
E.G. zum 9.8.B,, ferner R.G. vom 6b. Auguft 1596 R.G. Bl. 665—690 und R.G. 
vom 26, Juli 1897 R.G.BL, 603 ff. 


Bol. jetzt Die Neufaffung der Gewerbeordnung vom 26. Juli 1900 R.G.BL. S. 871 


Sreizügigkeitsgefeß. 
Artikel 37. 

Der $ 2 des Gejeges über die ;yreizügigfeit vom 1. November 1867 
(Bundes-Gejegbl. S. 55) wird dahin geändert: 

Wer die aus der Neichsangehörigfeit folgenden Befugniſſe in Anſpruch 
nimmt, bat auf Verlangen den Nachweis jeiner Neichsangehörigfeit und, 
jofern er unter elterlicher Gewalt oder unter Bormundjchaft ſteht, den Nach 
weis der Genehmigung des geleglichen Vertreters zu erbringen. 

Eine Ehefrau bedarf der Genehmigung des Ehemann. 


E. 119; € U 11; RL. 36; Mot. zu 19 ©, 131—132; Brot. S. 9158 
(VI ©. 584). 

Der $ lautete in der alten Faſſung: „Wer die aus der Bundesangebörigfeit 
folgenden Befugniſſe in Anſpruch nimmt, bat auf Verlangen den Nadweis jeiner 
Bundesangebörigfeit und, ſofern er unſelbſtändig tft, den Nachweis der 
Genehmigung desjenigen, unter deifen (wäterlicher, vormundſchaftlicher 
oder ehelicher) Gewalt er ftebt, sau erbringen”: 


1. Die Aenderung des $2 it zur —— der Uebereinſtimmung mit dem 
B.G. B. erfolgt, da daſſelbe nicht nur eine elterliche Gewalt des Vaters, ſondern auch 
der Mutter kennt, von einer ehelichen Gewalt nicht mehr ſpricht u + Genehmigung 
bes $ 2 richtiger" als Akt der Vertretung aufgefaßt wird. Mot. p. 


2. Stebt die Ehefrau unter elterliber Gewalt oder ae 
fo iſt auch die —— des geſetzlichen Vertreters erforderlich, $$ 1354, 1633, 
1800 B. G. B. Mot. p. 132. 
Sundeskonfulatsgefeh. 
Artikel 38. 


Das Geſetz, betreffend die Organijation der Bundeskonſulate, jowie 
die Amtsrechte und Pflichten der Bundesfonjuln, vom 8. November 1867 
(Bundes-Gejehbl. S. 137) wird dahin ergänzt: 

I. Der $ 16 enthält folgenden Abi. 2: 

Einem Wahlfonjul ſteht in Anjehung der Errichtung einer Verfügung 
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von Todeswegen das im Abſ. 1 bezeichnete Necht der Notare nur dann zu, 
wenn das Necht ihm von dem Neichsfanzler bejonders beigelegt üft. 

II. Als $ 17a wird folgende Borjchrift eingejtellt: 

Auf die Errichtung einer Verfügung von Todeswegen finden nicht die 
Vorschriften des 8 17, jondern die Vorjchriften des Bürgerlichen Gejegbuchs 
Anwendung. 

&. 120; E. 11 12; R.B. 37 Mot. zu 20 ©, 132—133 Prot. S. 9158, 91838— 9191 
(VIE. 584). 

I. Der 8 16 des bez. Geſetzes lautet: 

„Den Bundesfonfuln jtebt innerhalb ihres Amtsbezirks in Anſehung der Rechts: 
geichäfte, welche Bundesangehörige errichten, insbefondere aud derjenigen, welche 
dieielben mit Fremden ſchließen, das Recht der Notare zu, dergeftalt, daß die von 
ihnen aufgenommenen und mit ihrer Unterichrift und ihrem Siegel verfehenen Urfunden 
den innerhalb der Bundesitaaten aufgenommenen Rotariatsurfunden gleich zu achten find.“ 

a) Die Ergänzung be. Aenderung des vorliegenden Artifeld rechtfertigt 
ſich damit, daß durch die reichsgeſetzliche Erweiterung des AZuftändigfeitäbereihs der 
Notare zur Aufnahme legtwilliger Verfügungen $ 2231, 2276, die Zuftändigfeit der 
Konfuln entiprebend erweitert ift. Diejelben find daber fünftig auch zur Aufnahme 
legtwilliger Verfügungen von Angehörigen folder Bundesftaaten legitimirt, in welchen 
nach bisberigem Recht (3. B. Preußen) die Aufnahme lediglih dur die Gerichte 
erfolgen fonnte, es jet denn, daß die Bundesftaaten, von dem Vorbehalt des Artikels 
1-41 Gebrauch machend, die ausichließlihe Zuftändigfeit der Gerichte begründen. Dieje 
Erweiterung der Machtbefugniſſe des Konſuls ift bedenklich, infoweit Wahl konſuln 
in Betracht fommen, da dieſen häufig die erforderlichen Rechtskenntniſſe ermangeln. 
Mot. 132 (Mot. V p. 288 zu $ 1931 Entw. I). 

b) Abgeiehen von der Ergänzung des Abi. 2 wird im Uebrigen die Zuständige 
feit der Berufs- und Wablfonjuln nit berührt. Insbeſondere wird, wie 
ihon erwähnt, die Zuftändigfeit der Konfuln zur Aufnahme von Teitamenten dann 
nicht begründet fein, wenn die Yandesgeiege gemäß Artifel 141 die notarielle Form 
für Teſtamente ausihließen. Denn die von den Konjuln aufgenommenen Urfunden 
find nur den innerhalb der Bundesjtaaten in notarieller Form giltigen Urfunden 
gnleichgeitellt. So auch Mot. 132. Anders aber Brot. II 9159, wonach ein vor dem 
Konſul in notarieller Form errichtetes Teſtament ftets formgiltig fein fol. Dieje 
Ansicht entipricht zwar dem Art. 11 Abi. 1 ©. 1 E. G. in Verbindung mit Artikel 24 
E.G. wonad die Formvorſchrift des Heimatbsjtaates ſtets genügt ohne Rüdfiht auf 
die innerhalb des Heimathsitaates für gewiſſe Gebiete etwa beitehenden bejonderen 
Formvoridriften. Es ift aber zu beachten, daß eben nach dem vorliegenden Artifel 
und Artifel 32 E.G. der $ 16 des R.G. vom 8. November 1867, welder nad feiner 
Faflung die Zuſtändigkeit nah Maßgabe der nad Artifel 141 in Kraft bleibenden 
landesgejeßlihen Beitimmungen erfordert, neben dem Art. 13 Abi. 1 ©. 1 als gleich: 
berechtigt aufrecht erhalten ift. (A. Meinung Pland S. 113 Bem. 1 Abſ. 2.) 

c) it freilich vor dem Konſul oder audy font die Form des am Erridtungs: 
ort geltenden ausländiihen Geſetzes gewahrt (3. B. in Bombay nad engliſchem 
Recht: Teitament vor 2 Zeugen ohne eigenhandige Niederichrift), jo iſt gemäß Art. 24 
Schlußſatz, Art. 11 Abi. 1 Sat 2 E.G. die letwillige Verfügung ftets formgiltig; 
ef. Bem. 4d 4 zu Art. 24. 

d) Die Vorihrift des Artikels iſt durch R.G. vom 10. Juli 1879 über die 
Konfulargerichtsbarfeit nicht entbehrlich geworden; das letztere bezieht ſich ausſchließlich 
auf die Ausübung der Gerichtsbarkeit durch diejenigen Konſuln, welden die ordentliche 
Gerichtsbarkeit zuſteht. Mot. V p. 288. 

U. Der 8 17 des R.G. vom 8. November 1367 lautet: 

„Bei Aufnabme der Urkunden ($ 16) haben die Bundeskonjuln zwei Zeugen 
zuzuzieben, in deren Gegenwart die Verhandlung vorzulejen und von den Beteiligten 
durch Unterichrift, oder im all der Schreibensunerfabrenheit durch Handzeichen zu 
vollziehen ift. 

Die Befolgung diefer Vorichriften muß aus der Urkunde bervorgeben, widrigen: 
falls diejelbe nicht die Kraft einer Notariats:llrfunde bat. Dieſe Kraft mangelt auch 
in dem Falle, wenn der Konſul oder jeine Frau oder einer von jeinen oder feiner 
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Frau Verwandten oder Verihmwägerten in aufs oder abiteinender Linie oder in der 
Seitenlinie bis zum Grade des Oheims oder Neffen einichließlich bei der Verhandlung 
betheiligt war, oder wenn darin eine Verfügung zu Gunjten einer der vorgenannten 
Berjonen oder der binzugezogenen Zeugen getroffen ift.“ 

Die ANenderung bez. Ergänzung des $ 17 durd den $ 17a rechtfertigt ſich 
damit, da dieje gegenüber den bisherigen im Anland geltenden Vorichriften für die 
vor dem Konſul zu errictenden Urkunden in $ 17 geichaffenen erleichterten Form— 
vorichriften mwenigitens, ſoweit letztwillige Verfügungen in Frage ſtehen, nicht mehr 
gerechtfertigt erſcheinen, nachdem gemäß der Aenderung der Wr. I des vorliegenden 
Artifels die Gewähr geihaffen it, daß nur rechtsveritändige Perionen zur Grridtung 
derartiger Urkunden kompetent find. Mot. a. a. O. 


Binsfreiheitsgefeh. 
Artikel 39. 


Das Geſetz, betrefjend die vertragsmäßigen Zinjen, vom 14. November 1867 


(Bundes-Gejegbl. S. 159) wird aufgehoben. 
EeI2a1;@e.U 13; RB. 38; Mot. zu 21 ©. 134; Prot. S. 9158 (VI ©. 584). 


I. Die Veftimmungen des Geietzes vom 14. November 1867 find durch das 
B.G. B. theils mit Stillihweigen übergangen, tbeils durd andere ins 
baltlih galeihe Beitimmungen erießt, tbeils abgeändert. Es empfabl fich deshalb 
die formelle Aufbebung des ganzen Gejekes. 


Im Einzelnen iſt zu bemerken: 


8 1 des Geſetzes, welcher die Zinsfreiheit im Gegenſatz zu den bis dahin 
—— eltenden landesgeſetzlichen Beſchränkungen ſtatuirte, iſt inbaltlih aufrecht— 
— F das den 246ff. au Grunde liegende gleiche Prinzip. 

2 des Geſetzes. Abi. 1, 2, Abi. 3 Halbiak 1, welder die vorzeitige 
Rünbipengsbefugni bei mehr als ſechsprozentigen Schulden iatuirie, iſt erſetzt durch 
die gleichlautende Beſtimmung des $ 247 B. G. B. 

Halbſatz 2 des Abi. 3 des 82, welcher von dieſer Beſchränkung kaufmänniſche 
Schulden ausnahm, iſt im B.G. B. mit" Stillihmeigen übergangen. it, da auch 
das Hand.Geſ. Buch diefe Ausnahme bei SS 352 FF. daſelbſt nicht wieder erwähnt (im 
Gegenſatz zu Entw. $ 342), nicht bloß formell durd den „vorliegenden Artikel, jondern 
auch inhaltlich bejeitigt; ef. Habn, Mat. z. H.G.B. ©. 72, 355, 624, 

8 8 des Geiehes, welcher den böberen vertragsmäßigen Zinsſatz auch für die 
Zögerungssinjen maßgebend jein ließ, ſoweit Darlehen oder andere Freditirte 
ee in Frage ftanden, ift inhaltlich aufrechterhalten bez. erweitert durch 
a ® Ss W W 

8 4 des Geſetzes, welcher beitimmte, „daß die privatrechtlihen Beitimmungen 
in Betreff der Zinſen von Zinſen und die Vorfchriiten über die gewerblihen Pfand: 
leihanftalten durch jenes Geſetz nicht geändert werden“, it erießt 

a) in feinem eriten Theil durch S 248 289) B. G. B, wonah ohne Rüdficht 
auf landesgeiekliche Beltimmungen „eine im Boraus getroffene Vereinbarung, daß 
fällige Sinjen wieder Zinien tragen jollen, nichtig iſt“ (ef. aber Ausnahme des Abi. ? 
des 32.48). Hiernach iſt das in S 4 1. e. aufrechterhaltene gemeinrechtliche Verbot des 
Anatorismus in ‚jeinem ganzen Umfange nicht — ey —— in ſeiner 
Beſchränkung, wie es in den SS 818, 819 I, 11 AR. Sächſ. B.G. B. 88 679, 680, 
Code eivil. Art. 1154 ähnlich wiedergegeben —— be. eingefübrt, 
ef. auh $ 353 9.0.8. 

b) in feinem zweiten Tbeil it Sl. e. erjent durch den aleihen Vorbebalt 
für die Landesgeſetzgebung in Art. G. G., cf. Bem. dort. 

8 5 des Geſetzes, welcher der Landesgeſetzgebung vorbebielt, abweichende Be: 
ftimmungen binfichtlich der vorzeitigen Kündigungsbefugniß des $ 2 1. e. zu treffen, 
it im BSR, mit Stillichweigen übergangen. Gr iſt daber nicht bloß durd den 
vorliegenden Artifel formell, jondern, da auch das E.G. im Abichnitt 3 feinen gleichen 
Rorbebalt enthält, materiell beſeitigt. 


II. Sinfihtlih des R.G. vom 24. Mai 1880 AR. G. Bl. 109) über den Wucher, 


ef. Ben. zu Art. dr. 
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Bundesgefch über die Eheſchließung Deutfcher im Auslande. 
Artikel 40, 


Das Geſetz, betreffend die Eheichliegung und die Beurkundung des 
Perjonenjtandes von Bundesangehörigen im Auslande, vom 4. Mai 1870 
(Bundes-Gejepbl. ©. 599) wird dahin geändert: 

1. In dem $ 3 Abi. 1 Sag 1, dem $ 9, dem $ 11 Abi, 2 umd 
dein $ 12 Abi. 1 Sag 2 wird das Wort: „muß“ erjegt durch das Wort: 

„roll“. 

1I. An die Stelle der 88 7, 8 treten folgende Vorſchriften: 

$ 7. Die Ehe wird dadurch geichlofien, daß die Verlobten vor dem 
Beamten perjönlich und bei gleichzeitiger Anwejenheit erklären, die Ehe mit 
einander eingehen zu wollen. Der Beamte muß zur Entgegennahme der 
Erflärungen bereit jein. 

Die Erklärungen fönnen nicht unter einer Bedingung oder einer Zeit— 
bejtimmung abgegeben werden. 

$ 7a. Der Beamte joll bei der Ehejchließung in Gegenwart von zwei 
Zeugen an die Verlobten einzeln und nach einander die frage richten, ob jie 
die Ehe mit einander eingehen wollen, und, nachdem die Verlobten die Frage 
bejaht haben, ausiprechen, daß jie fraft dieſes Gejeges nunmehr rechtmäßig 
verbundene Eheleute jeien. 

Als Zeugen jollen Perſonen, die der bürgerlichen Ehrenrechte für ver- 
lujtig erflärt jind, während der Zeit, für welche die Aberkennung der Ehren- 
rechte erfolgt it, jowie Minderjährige nicht zugezogen werden. Perſonen, die 
mit einem der Verlobten, mit dem Beamten oder mit einander verwandt oder 
verjchwägert jind, Dürfen als Zeugen zugezogen werden. 

8 8. Als zur Ehejchließung ermächtigter Beamter ($ 1) gilt aud) 
derjenige, welcher, ohne ein jolcher Beamter zu jein, das Amt eines jolchen 
öffentlich ausübt, e& jei denn, daß die Verlobten den Mangel der amtlichen 
Befugniß bei der Eheichließung fennen. 

$ 8a. Eine Ehe, die vor einem zur Ehejchliegung ermächtigten Be- 
amten ($ 1) oder vor einer im $ 8 einem jolchen Beamten gleichgeitellten 
Berjon geichlojien wird, ijt wegen Formmangels nur dann nichtig, wenn bei 
der Eheichliegung die im $ 7 vorgejchriebene Form nicht beobachtet worden iſt. 

Sit die Ehe in das Heirathsregijter eingetragen worden und haben 
die Ehegatten nach der Ehejchliegung zehn Jahre oder, falls einer von ihnen 
vorher geitorben iſt, bis zu deſſen Tode, jedoch mindeitens drei Jahre als 
Ehegatten mit einander gelebt, jo it die Ehe als von Anfang an gültig an- 
zujehen. Dieje VBorjchrift findet feine Anwendung, wenn bei dem Ablaufe 
der zehn Jahre oder zur Zeit des Todes des einen Ehegatten die Nichtigfeits- 
flage erhoben iſt. 
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G. I 22; €. I 14; RR. 39; Mot. zu 22 ©. 134; Prot. S. 9165—9170; 
Reihst.tomm.Ber. III S. 176, 177 5; Neihöt.Sik.Prot. S. 3025, 3096 (V Ts S.587-—I 1). 
Das vorbezeichnete Geſetz, weldes dazu beitimmt it, dem Anländer die 
Möglichkeit zu gewähren, audh im Ausland in den Formen des beimatblichen 
Rechts eine Ehe einzugeben, und weldes deshalb in jeinen Formvorſchriften mit 
den PVorichriften des — — vom 6, Februar 1575 im weſentlichen 
übereinitimmt, bedari, um Diele ebereinitimmung auch nad \nfrafttreten des 
BGB. aufrechtzuerbalten, infomweit einer Aenderung, als das Perſonen— 
ftandsgeieß durch die Vorſchriften des BGB. ſelbſt geändert iſt; 
ef. hierzu Art. 46 E.G. u. Bem. dazu. 
ad I des Artitels. Es iſt daber dieſes Geſetz, welches in feinem Abichnitt I 
8* 1—2 von der Zuſtändigkeit zur Eheſchließung, im Abſchnitt I IS 3--10 von der 
orm der Eheſchließung und engere, derjelben, im Abichnitt III $ 11 von der 
Beurkundung der Geburten, im Abſchnitt IV $ 12 von der Beurfundung der 
Sterbefälle und in Abſchnitt V$8$ 13 und 14 von Schlußbeſtimmungen handelt, 
hinſichtlich aller dieſer formalen Beſtimmungen lediglich aufrecht— 
exhalten, und nimmt die Nr. I des vorliegenden Artikels in den bezeichneten $ 3 
Abi. 1 Sak 1, 8 9,8 11 Abi. 2 und $ 12 Abi. 1 Sak 2 nur infofern eine fleine 
Aenderung ‘vor, als fie die Vorſchriften dieſer Beitimmungen, wonah das Auf: 
gebot, die Eintragung der Heiratb, der Geburt, des Todes in das Regiſter erfolgen 
muß, entiprehend den Beltimmungen der 88 13 Abi. 22,54, 59 des Perionen: 
itandageiehes mit Griegung des Wortes „muß“ durd nn Kort „soll“ als bloße 
Ordnungsvoridhriiten flar jtellt. 
ad Il des Artikels. Giner Nenderung bedarf jedoh das bezeichnete 
Geſetz hinſichtlich der den SS 52 und 53 des Perſonenſtandsgeſetzes entſprechenden 
Ss 7 und 8, welche von der Form des Eheabſchluſſes handeln. Denn dieſe 
eftimmungen des Perſonenſtandsgeſetzes find durch die 88 1317 —1319 BGB. 
erießt. Der vorliegende Artikel giebt nun in $ 7 den $ 1317, in $ 7a den $ 1318, 
in $ 8 den $ 1319 wortgetreu wieder. Die einzige Abweidhung (au in der Wort: 
fallung) beitebt darin, dak an Stelle des Wortes „Standesbeamter“ in jenen 
Vorichriiten des B.G.B. bier naturgemäh das Wort „Beamter“, d. b. der gemäk 
$ 1 des Geſetzes ermädtigte Beamte (diplomatische Vertreter, Konjul) treten muß. 
Neu iſt ferner die Ginfügung des $ Sa, welder dem $ 1324 B.G.B. 
entipricht, und zwar in feinem Abi. 2 auch wortgetreu. Die Cinfügung des $ Sa 
in das vorliegende Geſetz iſt deshalb erforderlich, weil nah den Grundſätzen des 
internationalen Privatredhts der $ 1324 nur auf die im Inland geſchloſſenen Eben 
Anwendung findet; arg. Art. 13 Abi. 3 E.G. Andererjeits iſt die von $ 1324 
Abi. 1 abweichende Redaktion des $ Ba um deswillen ganz forreft, weil nad den 
Grundſätzen des internationalen WPrivatrehts für die im Ausland geſchloſſenen 
Ehen aud deutiher Staatsangehöriger die in dem vorliegenden Geſetz nachgelaſſene 
ing Form nicht die ausſchließliche tft, vielmehr fjafultativ daneben auch die 
onft im Ausland nad den dort geltenden Geſetzen vorgeſchriebene Form genügt; 
arg. Art. 13 in Verbind. mit Art. 14 Abi, 1 Sak 2 E.G., el. Anmf. zu Art. 13. 


Staatsangehörigkeitsgefteh. 
Artikel 41. 


Das Gejeg über die Erwerbung und den Verluft der Bundes- und 
Staatsangehörigfeit vom 1. Juni 1870 (Bundes-Gejegbl. ©. 355) wird 
dahin geändert: 

I. An die Stelle des $ 11 treten folgende Vorjchriften: 

Die Verleihung der Staatsangehörigfeit erſtreckt jich, injofern nicht 
dabei eine Ausnahme gemacht wird, zugleich auf die Ehefrau und auf die- 
jenigen minderjährigen Stinder, deren gejegliche Vertretung dem Aufgenommenen 
oder Waturalifirten kraft elterlicher Gewalt zuiteht. Ausgenommen find 
Töchter, die verheirathet find oder verheirathet geweien find. 
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II. Als $ 14a werden folgende Vorjchriften eingeitellt: 

Die Entlajjung eines Staatsangehörigen, der unter elterlicher Gewalt 
oder Bormundjchaft jteht, kann von dem gejeplichen Vertreter nur mit Ge— 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts beantragt werden. 

Die Genehmigung des Vormundichaftsgerichts ijt nicht erforderlich, 
wenn der Vater oder die Mutter die Entlajjung für jih und zugleich Fraft 
elterlicher Gewalt für ein Kind beantragt. rjtredt jich der Wirkungskreis 
eines der Mutter bejtellten Beiltandes auf die Sorge für die Perjon des 
Kindes, jo bedarf die Mutter in einem jolchen zyalle der Genehmigung des 
Beiltandes zu dem Antrag auf Entlajjung des Kindes. 

III. An die Stelle des 8 19 treten folgende Vorſchriften: 

Die Entlafjung erjtredt ich, injofern nicht dabei eine Ausnahme 
gemacht wird, zugleih auf die Ehefrau und auf Diejenigen Kinder, Deren 
gejegliche Vertretung dem Entlajjenen kraft elterlicher Gewalt zuitebt. 

Die Vorjchrift Findet feine Anwendung auf Töchter, die verbeirathet 
jind oder verheirathet gewejen jind, ſowie auf Kinder, die unter der elterlichen 
Gewalt der Mutter jtehen, falls die Mutter zu dem Antrage auf Entlajjung 
der Stinder nach $ 14a Abſ. 2 Say 2 der Genehmigung des Beiltandes bedarf. 

IV. An die Stelle des $ 21 Abi. 2 treten folgende Vorſchriften: 

Der hiernach eingetretene Verluft der Staatdangehörigfeit erſtreckt jich 
zugleich auf die Ehefrau und auf diejenigen Kinder, deren gejetliche Vertretung 
dem Ausgetretenen kraft elterlicher Gewalt zufteht, joweit jih die Ehefrau 
oder Die Kinder bei dem Ausgetretenen befinden. Ausgenommen jind Töchter, 
die verheirathet jind oder verheirathet geweſen find. 

E. I 23; E. I 15; RB. 40; Mot. zu 23 ©, 314--316; Prot. S. 5996, 
6350--6352, 9169— 9170, 9421 (VI ©. 590, 718: IV ©. 565, 757). 

Allgemeines. Das Reichsgeſetz vom 1. Juni 1870 iſt infojern der 
Abänderung und Ergänzung bedüritig, als 

a) die Vorfchriften der 8 11, 19, 21 Abi. 2 2 1. e., welche die Wirkungen des 
Grwerbs und Berluftes der Staatsangehörigfeit von Seiten des Familienoberhauptes 
auf die familienabhängigen Perfonen, nämlih die Ehefrau und die minderjährigen 
Kinder ausdehnen, binfichtlich der Stinder auf den dem B.G.B. nicht mehr befannten 
vesriff der „väterlichen Gewalt” abſtellen, und ferner, als 

b) das bezeichnete Geſetz Vorſchriften darüber vermifien läßt, unter welchen 
Vorausſetzungen minderjährige Perfonen eine jelbitändige Staatsangebörigfeit durch 
Naturaliſation begründen bezw, ſelbſtändig aus derſelben entlaſſen werden können. 


Die zu a nothwendigen Abänderungen enthalten die Nrn. I, I, IV, die zu 
b nothwendige Ergänzung enthält die Wr. II des Artikels. 

ad a. Menderungen der 88 11, 19, 21 Abſ. 2. Die bezeichneten Borichriften 
alter Fafſung lauten: 

11. Tie Verleihung der Staatöangehörigfeit (seil. durh Aufnahme und 
Naturalifation 82 Nr. 4 und 51. e.) erjtredt ſich, injofern nicht dabei eine Aus: 
nahme gemacht wird, zugleih auf die Ghefrau und die noch unter väterlicher 
Gewalt jtebenden minderjährigen Kinder. 

$ 19. Die Entlaffung (seil. durch Entlaſſungsurkunde auf Antrag $ 13 
Kr. 1 1. e.) eritredt fich, injofern nicht dabei eine Ausnahme gemadt wird, zugleich 
auf die Ehefrau und die noch unter väterliher Gewalt ftehenden minderjährigen 
stinder. 

$ 21 Abi. 2. Der biernah (seil. durch zehnjährigen Aufenthalt im Auslande 
$ 13 Ar. 3, $ 21 Abi. 1 1. e.) eingetretene Verluſt der Staatsangebörigfeit erjtredt 
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fih zugleihb auf die Ehefrau und die unter väterliher Gewalt ftehbenden minder: 
jährigen Kinder, joweit fie fich bei dem Ehemanne, beziebungsweile Water befinden. 

a) Die Nenderungen, welde dieie Beſtimmungen durd die Nrn. I, III 
und IV des vorliegenden Artikels erfahren haben, bejtehen im Weientlichen 
im Erſatz der Worte „väterlihde Gewalt” durd die Worte „geſetzliche Ver— 
tretung frait elterliber Gemalt“. Hierdurch iſt flar geitellt einerjeits, dat 
auch die elterlihe Gewalt der Mutter als maßgebend in Betracht fommen fann, 
andererieitö, daß der betreffende Glterntbeil kraft der elterlihen Gewalt auch die 
geſetzliche Vertretung der Kinder haben muß, die elterlihe Gewalt mitbin nicht au! 
die Nupnießung und Vermögensverwaltung (SS 1666, 1676ff. B.G.B.) beihränft jein 
darf (ef. Mot. 135). 

3) Durch die gedachten Aenderungen der SS 11, 19, 21 Abi. 2 iſt zugleich eine 
weitere Aenderung dieſer Beitimmungen, welche die bezüglichen neuen Vorichriften 
vorjeben, nämlih die Ausnabme von der Erſtreckung der Wirkungen des Wechſels 
und Verluſtes der Staatsangebörigfeit auf verbeiratbete oder verbeiratbet 
Bram Töchter. Tiefer Ausnahmen bedarf es mit Rückſicht auf SS 5 umd 13 
tr. 5 des Staatsangebörigfeitsgeiekes, nah welchen Beitimmungen dur die 
„Heirath“ ſelbſtändig der Erwerb und Verluſt der Staatsangebörigfeit begründet 
wird. Für das bisherige Geſetz war eine ſolche Vorſchrift nicht notbwendia, da 
nah dem bisherigen materiellen Recht regelmäßig (cf. Preuß. A.L.R. IL, 2, 8 228, 
229; Sächſ. B.G.B. 8 1833; code eivil Art. 476, 354 u. a.) die väterlihe Gemalt 
durch Heirath beendigt wurde. Nach jekigem Recht ift dies aber gemäk der aus: 
drüdlihen Borichrift des $ 1633 B.G. B. wenigſtens binfichtlih der bier in Frage 
fommenden perjönlihen Rechtöverhältniffe nicht mehr der Fall. 

») Durd bie Abjtellung auf die „neieglihe Vertretung fraft elterlider 
Gewalt „iit ferner eine Einſchränkung nöthig für den Fall, daß die elterlibe Gewalt 
der Mutter in Anſehung der (bier in Trage fommenden) Sorge für die Berion 
des Kindes durh Zuordnung eines Beiitandes SS 1687, 1685 B. G. B. eingeichränft 
er Dieje Einihränfung ſieht der Abiag 2, Halbijak 2 des neuen 

vor. 

ad. b. Ergänzung des Stantsangehörigfeitsgeieges. Der zu II des Artifels 
neu eingeführte $ 14a ſchließt fih an den $ 14 des Staatöangebörigfeitsgeieges an, 
welcher lautet: Die Gntlaffung (seil. Entlaffung auf Antrag $ 13 Nr. 1) wird 
durch eine von der höheren Berwaltungsbehörde des Heimatbsftaates ausgefertigte 
Entlaſſungsurkunde ertbeilt. 

Der neue $ 144 iſt mun bejtimmt, die oben zu b amgegebene Yüde aus— 
zufüllen. Dieſelbe wurde bisher aus den Worichriiten des materiellen Yandes- 
rechts ergänzt. Nach den an die Stelle getretenen Voridhriften des B.G.B. über 
die elterlihe Gewalt, ef. insb. SS 1627, 1630, 1684, 1793 B.G.B., würde grund: 
ſätzlich ſowohl die Naturaliiation als auch die Entlafiung eines Minderjährigen 
(jet es Hausfindes, jet es Miündels) auf Antrag des bez. Elterntheils, auch obne 
daß dieſer ſelbſt die Naturalifation oder Entlaffung nachſucht, bez. auf Antrag des 
Bormundes erfolgen können. 

a) Diejes Nefultat ift anmehmbar, ſoweit es jih um den Antrag auf Ber: 
leibung der Staatsangebörigfeit handelt. Aus diefen Gründen ift im dem 
vorliegenden Artifel eine von den Grundſätzen des B.G.B. abweichende Beitimmung 
bier nicht vorgeſehen. 

Im Uebrigen fann eine ſolche Vorſchrift bier um desmwillen nicht gegeben 
werden, weil biniichtlih der Naturaliiation (Berleibung der Staatsangebörigfeit an 
einen Ausländer) nah den Grundiägen des internationalen Privatredbts das aus: 
ländiiche Recht allein fompetent it, eine Entſcheidung darüber abzugeben, ob der bi. 
(lterntbeil oder Bormund ohne weiteres befugt in die Naturalilation für den 
Minderjährigen nachzuſuchen bzw. ob überhaupt eine elterlibe Gewalt oder rechts— 
niltige VBormundichaft vorliegt, ef. Prot. IL 9421 und oben Bem. zu Art. 29. 

A) Was aber den Antrag auf Entlaffung aus der Staatsangebörigfeit 
anbelangt, jo enthalten die meiſten der bisher in Deutichland geltenden Landesrechte 
die Vorſchrift, daß die Auswanderung eines „Miündels“ der Genehmigung des 
Vormundihaitsgerichts bedari, ef. u. a. Preuß. Vorm.Ordn. $ 42 Nr. 1. Ter 
vorliegende Artikel übernunmt nun in 8 Ida diefe Vorichrift und debnt dieielbe 
infoweit entgegen dem bisherigen Rechtszuſtand — auch auf Hausfinder aus (mohl 
mit Nücjicht auf die Einführung der elterlihen Gewalt der Mutter). 
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Der Abi. 2, Sat 1 fpriht etwas aus, was fih als Konſequenz jchon 
aus 8 19 Abjak 1 ergiebt. Sab 2 des Abſatzes 2 aber folgt ohne weiteres aus den 
allgemeinen Grundiäßen der 88 1687, 1688, 1689 B. G. B. el. oben 17. 

Die Vorichriften des 8 1da waren als materiell privatrechtliche (entiprehend 
dem biöherigen Nechtözuftande) urjprünglid im B.G.B. jelbjt geregelt als SS 1507 
und 1657 Entw. L, find aber dann richtiger bier eingeftellt (ef. Brot. 9170). 


Keichshaftpflichtgeſeh. 
Artikel 42. 

Das Geſetz, betreffend die Verbindlichkeit zum Schadenerſatze für die 
bei dem Betriebe von Eijenbahnen, Bergwerfen u. j. w. berbeigeführten 
Tödtungen und Körperverlegungen, vom 7. Juni 1871 (Reichs-Geſetzbl. 
©. 207) wird dahin geändert: 

I. An die Stelle des $ 3 treten folgende Borjchriften: 

8 3. Im Falle der Tödtung ilt der Schadenerjag (SS 1 und 2) 
durch Erſatz der Koſten einer verjuchten Heilung jowie des Vermögensnach— 
theils zu leilten, den der Getödtete dadurch erlitten hat, daß während der 
Krankheit jeine Erwerbsfähigfeit aufgehoben oder gemindert oder eine Ver— 
mehrung jeiner Bedürfnijje eingetreten war. Der Erjagpflichtige hat außerdem 
die Koſten der Beerdigung demjenigen zu erjeßen, dem die Verpflichtung ob- 
liegt, dieſe Koſten zu tragen. 

Stand der Getödtete zur Zeit der Verlegung zu einem Dritten in 
einem Verhältniſſe, vermöge dejjen er diefem gegenüber fraft Gejeges unter- 
halt3pflichtig war oder unterhaltspflichtig werden konnte, und ijt dem Dritten 
in Folge der Tödtung das Recht auf den Unterhalt entzogen, jo hat der 
Erjagpflichtige dem Dritten injoweit Schadenerjaß zu leilten, als der Getödtete 
während der muthmaßlichen Dauer jeines Lebens zur Gewährung des Unter— 
halt3 verpflichtet gewejen jein würde. Die Erjagpflicht tritt auch dann ein, 
wenn der Dritte zur Zeit der Verlegung erzeugt, aber noch nicht geboren war. 

$S 3a. Im Falle einer Körperverlegung iſt der Schadenerjag ($$ 1 
und 2) durch Erjag der Koſten der Heilung jowie des Vermögensnachtheils 
zu leiten, den der Verlegte dadurch erleidet, daß in Folge der Verlegung 
zeitweije oder dauernd jeine Erwerbsfähigfeit aufgehoben oder gemindert oder 
eine Vermehrung jeiner Bedürfnijje eingetreten ijt. 

I. Im $ 5 werden die Worte: „der in den SS 1 bis 3 enthaltenen 
Beitimmungen“ erjegt durch die Worte: 

„der in den 88 1 bis 3a enthaltenen Bejtimmungen“. 

III. An die Stelle der SS 7, 8, 9 treten folgende Vorjchriften: 

$ 7. Der Schadenerjag wegen Aufhebung oder Minderung der Er- 
werbsfähigfeit und wegen Vermehrung der Bedürfnifje des Berlegten jowie 
der nach $ 3 Abi. 2 einem Dritten zu gewährende Schadenerjag iſt für die 
Zufunft durch Entrichtung einer Geldrente zu leijten. 

Die Borfchriften des $ 843 Abſ. 2 bis 4 des Bürgerlichen Gejeb- 
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buchs und des $ 648 Nr. 6 der Givilprozekordnung finden entiprechende 
Anwendung. Das Gleiche gilt für die dem Verletzten zu entrichtende Geld- 
rente von der Vorichrift des $ 749 Abi. 3 und für die dem Dritten zu 
entrichtende Geldrente von der Vorfchrift des $ 749 Abſ. 1 Nr. 2 der 
Civilprozekordnung. 

Sit bei der Verurtheilung des Verpflichteten zur Entrichtung einer Geld 
rente nicht auf Sicherheitsleiitung erkannt worden, jo kann der Berechtigte 
gleichwohl Sicherheitsleiitung verlangen, wenn die Vermögensverhältniſſe des 
Verpflichteten fich erheblich verichlechtert haben; unter der gleichen Voraus— 
jegung fann er eine Erhöhung der in dem Urtheile bejtimmten Sicherheit 
verlangen. 

$ 8. Die Forderungen auf Schadenerjag ($$ 1 bis 3a) verjähren in 
zwei Jahren von dem Unfall an. Gegen denjenigen, welchem der Getödtere 
Unterhalt zu gewähren hatte ($ 3 Abi. 2), beginnt die Verjährung mit dan 
Tode. Im Uebrigen finden die Vorjchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
über die Verjährung Amvendung. 

$ 9. Die gejeglichen Vorfchriften, nach welchen außer den in dieſem 
Geſetze vorgejehenen Fällen der Unternehmer einer in den SS 1, 2 bezeichneten 
Anlage oder eine andere Perſon, insbejondere wegen eines eigenen Ver- 
fchuldens, für den bei dem Betriebe der Anlage durch Tödtung oder Körper— 
verlegung eines Menjchen entitandenen Schaden haftet, bleiben unberührt. 


E. 124; E U 16; RR. il; Mot. zu 24 ©. 136—137; Prot. S. 1170 -97X, 
9187—9188 (VI ©. 3390 U, BON). 


1. Allgemeines. Die nahitebenden Aenderungen des aus 10 Para: 
rapben beitebenden Reichshaftpflichtgeſetzes ſind beſtimmt, die Vor— 
chriften dieſes Geſeßzes mit den Vorſchriften des B.G. B. über die 
Schadenserſatzyflicht im Fall der Körperverletzung und Tödtung eines 
Menſchen SS 543, 4 B. G. B. tbunlihit in Ginflang zu bringen. Da mu 
die Vorichriiten der SS 543, 8544 BGB, ihrerſeits erit den VBorfchriften der SS 3 und 
des Neihsbaftpflichtgeießes (alter Nallung) im Weſentlichen nacdgebildet find, jo folat 
daraus ohne Weiteres, daß die bier nen eingejegten SS 3, 3a, 7 des vorliegenden 
Artifels jahlih im Weientlichen übereinftimmen: 

a) mit den vorbezeichneten Borichriften der SS 843, 14 B.GB,, 

b) mit den früberen SS 3 und 7 des Haitpflichtaeießes. 

ada) Verbältniß zu den SS 843, 544 B. G. B. Es iſt bier zu beachten, daß 
die $S 843, 844 nicht erichöpiend den Echadenseriaß normiren, welcher im alle der 
Tödtung und Verletzung verlangt werden fann, daß vielmehr nah den Vorſchriften 
des B.G. B. gemäß dem allgemeinen Grundſatz des $ 523 außerdem das volle 
Intereſſe liquidirt werden fann, während die den gedahten SS 845, 44 mt 
iprecbenden Bejtimmungen des $ 3 umd 7 des Neichsbaftpflichtgeiehes (bez. des vor: 
liegenden Artikels) exkluſiv Fund tbun, daß außer dem, was bier angeführt wird, eine 
weitere Gntichädigung auf Grund dieies Geſetzes nicht verlangt werden fann; ei. 
R.O. H.G. 19 p. 399, Gger Komm. 1856 p. 302, Da fih mithin die 88 843, SH 
B.G. B. aus dem S 823 daſelbſt ergänzen, baben fie auch eine entſprechende, dielen 
Zuſammenhang veranichaulidende Redaktion erhalten. Schon aus diefem formalen 
Grunde it daher in unferm Artifel eine Verweiſung auf die SS 813, SH BOB 
vermieden. 

adb) Verbältniß zu dem $ 3 und 7 alter Faſſung. Tie Unterſchiede 
find nur geringfügige. Sie beiteben im Wejentlihen nur darin, daß die alten Vor— 
Ichriften im einzelnen Beziehungen eine VBerdeutlihung und Ergänzung oder einen 
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weiteren Ausbau im Sinne der dem Haftpflichtgeſetz durch die Praxis zu Theil ge: 
mwordenen Auffallung erbalten haben, ef. Mot. 137. 


Im Einzelnen geitaltet fih das VBerhältnig zum B.G.B. einerjeits und dem 

alten daftplihtgeieh andererieits, wie folgt: 
. 8 3 des Wrtifels. 

‘ Verbältnig au z 844 BGB. Der 3 ftimmt mit dem $ 844 B. G. B. 
inhaltlich vollkommen überein. Abi. 1 Sat 1 ift zwar in 8844 Abſ. 1 nicht beſonders 
erwähnt. Tas erflärt fich aber daraus, daß die Koſten der verjuchten Heilung dort 
ihon gemäh dem allgemeinen Prinzip des $ 823 B. G. B. erjeßt werden müſſen. Das 
Sleiche gilt von der Minderung der Erwerbsfäbigfeit und der Vermehrung der Be: 
dürfniffe. (Daß dieſer leßtere VBermögensnadtbeil auch im Falle des $ 544 eriekt 
werden muß, ergiebt auch der dort voraufgebende $ 843.) Abi. 1 Sak 2 entipricht 
wörtlich dem $ 844 Abi. 1. Abi. 2 des $ 3 emtipricht mwörtlih dem 8 844 Abi. 2. 
Nur feblt bier die Hervorbebung, daß der Schadenserjag durch Entrichtung einer 
Geldrente zu leijten ift, dies um deshalb, weil S 7 dieje Vorichrift bier nachholt. 

b) Verhältniß zu dem $ 3 alter Faſſung. Der neue $ 3 entipricht dem 
8 3 Nr. I alter Faſſung. Derielbe lautet: 

„Der Schadenseriag (SS 1 und 2) ift zu leiften: 

1. Im Falle der Tödtung durch Griag der Koiten einer verfuchten Heilung und 
der Beerdigung, Towie des Vermögensnadtbeils, weldhen der Getödtete während der 
Kranfheit durch Erwerbsunfäbigfeit oder Verminderung der Erwerbsfähigkeit erlitten 
bat. War der Getödtete zur Zeit feines Todes vermöge Geſetzes verpflichtet, einem 
Andern Unterhalt zu gewähren, fo fann diefer injoweit Erſatz fordern, als ihm in 
Folge des Todesfalls der Unterbalt entzogen worden ijt.” 


Die neue Faſſung unterſcheidet fich hiervon 

«) in der veränderten Formulirung der Haftpflicht für die Beerdigungskoſten; 
diefes mit Rückſicht darauf, dak die Verpflichtung, die Koſten der Beerdigung zu 
tragen, nah dem B.G. B. nit nur gemäß F 1965 dem Grben, jondern auch gemäß 
S 1615 Abi. 2 dem Interbaltöpflichtigen obliegen kann; 

A) in ber Hervorbebung der „Bermehrung der Bedürfniſſe“, ef. hierzu Anm. 
zu SS 545, 44 B. G. B.; 

) in der veränderten Faſſung, welche Satz2 des alten $3 Nr. Jdurch Abſatz2 
des nennen $ 3 erbalten bat. Dadurch werden eine Neihe Streitiragen des bisherigen 
Rechts erledigt: 

a) Ter Kreis ber unterbaltsberedhtigten Perfonen beitimmt fih nad dem 
Zeitpunft der Beibringung der tödtlichen Verlegung, nicht nah dem früheren Zeitpunft 
der Begehung der unerlaubten Handlung, noch weniger nad einem fpäteren Zeitpunft. 
Die von dem R.O.H. G. XXIV, 33, R.®. 1, 25 bisher bejabte Frage, ob, wenn ber 
tödtlich Verletzte erit nah der Verlegung eine Che geſchloſſen bat, die überlebende 
Wittwe und die aus diejer Ehe jtammenden Kinder Entſchädigung verlangen fönnen, 
muß alſo jest verneint werden. ef. Mot. II p. 780. 

3”) Ausnahmsweiſe ift ein fpäterer Zeitpunft entjcheidend, nämlich der Zeitpunft 
der Geburt des unterhaltsberedhtigten Dritten, wenn derielbe Br Zeit der tödtlichen 
Verlegung bereit empfangen war. R.O. H.G. XXIII, 65, Mot. II p. 780, 

7) Zu den beredtiaten Dritten gebören nicht nur ſoich Verſonen, welche zur 
Zeit der Verletzung unterhaltsberechtigt waren, ſondern auch ſolche, welche unterhalts— 
berechtigt werden konnten und es nur deshalb nicht ichon waren, weil 3. B. damals 
ein zum eigenen Unterhalt hinreichendes Vermögen dieſer Perſonen oder nähere 
Verwandte vorhanden waren. Dieſe bisher ſtreitige Frage wurde vom R.G. IV p. 105 
bejaht. Mot. II 779. 

5°) Der Erſatzpflichtige hat nur Inſoweit Unterhalt zu gewähren, als der 
Getödtete während der muthmaßlichen Dauer ſeines Lebens zur Gewährung von 
Unterbalt verpflichtet peweien wäre; ef. Entih. d. R.O.9.6. XXL 110 R. G. IV 
105 VII 144. Mot. II p. 782 

e') Der Anipruch bes unterhaltungsberechtigten Dritten gegenüber dem Erjaß: 
pflichtigen ift nach feiner rechtlihen Natur fein Alimentationsanipruch, Tondern ein 
Schadenseriabaniprudb. Die frühere Streitirage bat auch bisher das R.G. 185 bereits 
in dieſem Sinne entſchieden. Mot. II p. 781. — Mot. p. 136, 

3. 8 3a des Wrtifels. 

a) Berbältniß zum 8843 B. G. B. Der $ 3a ſtimmt mit dem $ 813 B.G. B. 
inhaltlich überein, (ef. oben zu 2a). Die hier erwähnten „Heilungskoſten“ find in 
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$ 843 nur deshalb nicht erwähnt, weil dort die Eritattung dieſer Koften jih icon 
aus $ 823 BGB. ergiebt. Die in 8 843 enthaltene Beitimmung, daß der Schadens: 
erſatz in Gejtalt einer Rente zu zablen ift, und die näheren Vorichriiten des $ 543 
Abi. 2,3 und 4 über die Entrihtung diejer Rente find hier in $ 7 des Artikels nachgeholt 


b) Berbältnif zum $ 3 Nr. 2 alter Falfung. Derſelbe lautete: 

„S 3. (Der Schadenseriaß ift zu leiten) 

2) im Fall einer Körperverlegung durch Erſatz ber Heilungsfoiten und bes 
Vermögensnachtbeilö, welchen ber Verleßkte durch eine in Folge der Berlekung ein: 
getretene zeitweile oder dauernde Erwerbsunfäbigfeit oder Verminderung der Erwerbs- 
fähigkeit erleide.“ 

Der Unterſchied der neuen Faſſung beftebt lediglich in der Hervorbebung „der 
Vermehrung der Bebürfnifie”, 

4. 8 7 des Artikels, 

a) Berbältniß zu SS 843, 844 BGB. Der $ 7 Abi. 1 entipridt dem 
i 843 Abi. 1 und dem 8 844 Abſ. 2 Sak 1, joweit diefe Borfchriiten gleichialld aus: 
preden, daß der Schabenderjaß wegen Verminderung der Erwerbsiäbigfeit bz. VBerluft 
der Alimentationsanfprüde durch Entrichtung einer Geldrente zu leiſten ift. 

Der Abſatz 2 Halbiak 1 des $ 7 nimmt bie Vorichriften des Abi. 2—4 des 
$ 843 direft in Bezug. Diefelben lauten: 

„Auf die Rente finden die Vorichriften des $ 760 Boraudbezablung für 3 Monate) 
Anwendung. Ob, in welder Art und für welchen Betrag der Erſatzpflichtige Sicherbeit 
zu leiften bat, beitimmt ſich nach den Umitänden. 

Statt der Rente fann der Verletzte eine Abfindung in Kapital verlangen, wenn 
ein wichtiger Grund vorliegt. 

Teer Anſpruch wird dadurd nicht ausgeichlofien, dak ein Anderer dem Verlekten 
Unterhalt zu gewähren bat.” 

In feinen übrigen Theilen bolt ber Abi. 2 und desgleichen ber Abi. 3 eine 
Ergänzung der Vorſchriften der Eivilprozehordnung nad, entiprehend den Grgänzungen, 
welche diejes Gejek aus Anlaß der SS 843, 544 B. G. B. erfahren bat. Tie in Bezug 
genommenen Beitimmungen lauten: 

($ 645 Nr. 6) jest $ 705 Nr. 6. („Auch ohne Antrag find für vorläufig 
vollftrefbar zu erklären) 6. Urtbeile, welche die Verpflichtung zur Gmtrichtung von 
NAlimenten oder zur Entrichtung einer nad den SS 813, 844 des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs geichuldeten Geldrente ausiprechen, jomweit die Entrichtung für die Zeit nach der 
Erhebung der Klage und für das der Grhebung der Klage vorausgebende lebte 
Vierteljahr zu erfolgen bat.“ 

(8 749 Abi. 3) jeßt $ 550 Abi. 3. „Die nad $ 843 des Bürgerlichen Geier: 
buchs wegen Berleßung des Körpers oder der Geſundheit zu entrichtende Geldrente ift 
nur jomweit der Pfändung unterworfen, als der Gefammtbetrag die Summe von 
fünfzehnbundert Mark für das Jahr überjfteigt.“ 

(8 749 Abi. 1 Nr. 2) jest 8 850 Abi. 1 Nr 2. „Der Piändung find nicht 
unterworfen: 2. die auf geſetzlicher VBorichriit berubenden Alimentenforderungen und 
die nah $ 844 des Bürgerliben Geſetzbuchs wegen der Entziehung einer ſolchen 
Forderung zu entrichtende Geldrente.“ 

Als ftillihweigend in Bezug genommen, aber, alö bier jowohl wie in $ 843 
B. G. B. ſich von felbitverftebend, nicht beionders bervorgeboben, fommt weiter in Betradt: 

($ 293a) jest $ 323. „Tritt im Falle der Verurtheilung zu Fünftig fällig 
werdenden wiederkehrenden Yeiftungen eine weientliche Nenderung derjenigen Berbältnifie 
ein, welche für die Verurtheilung zur Entrichtung der Yeiltungen, für die Beitimmung 
der Höbe der Yeiftungen oder der Dauer ibrer Gntribtung maßgebend waren, iv iſt 
jeder Theil berechtigt, im Wege der Klage eine entiprechende Abänderung des Urtheils 
zu verlangen. 

Die Klage iſt nur infoweit zuläflig, als die Gründe, auf welde ſie geitüßt 
wird, erit nad dem Schluſſe der mündlichen Berbandlung, in der eine Erweiterung 
bes Stlageantrags oder die Geltendmachung von Einwendungen jpäteitens hätte erfolgen 
müſſen, entjtanden find und durch Einjpruch nicht mebr geltend gemacht werden fönnen. 

* Die Abänderung des Urtheils darf nur für die Zeit nach Erhebung der Klage 
erfolgen.“ 

Abi. 3 endlich wiederbolt die Beſtimmung des ($ 293b) jetzt $ 424 6G. P.O., 
durch welche jenes Geſetz aus Anlaß der SS 8-43, 844 B. G. B. ergänzt it. Die einfache 
Anbezugnabme ift nur aus redaktionellen Gründen vermieden. 
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b) Verbältniß zu dem $ 7 alter Faifung. Derjelbe lautete: 

„Das Gericht hat unter Würdigung aller Umſtände über die Höhe des Schadens, 
fowie darüber, ob, in welder Art und in mwelder Höhe Sicherheit zu bejtellen ift, 
nach freiem Grmeifen zu erfennen. Als Erſatz für den zufünftigen Unterhalt oder 
Erwerb it, wenn nicht beide Theile über die Abfindung in Kapital einverftanden find, 
in der Regel eine Rente zuzubilligen. 


Der BVerpflichtete kann jederzeit die Aufbebung oder Minderung der Rente 
fordern, wenn diejenigen Verbältnifie, welde die Zuerfennung oder Höhe der Rente 
bedingt hatten, inzwiichen weientlich verändert find. Ebenſo fann der Verlekte, dafern 
er den Anſpruch auf Schadenserfat innerhalb der Verjährungsirift geltend gemadt 
bat, jederzeit die Erböhung oder MWiedergewährung der Nente fordern, wenn bie Ber: 
hältniſſe, welde für die Feititellung, Minderung oder Aufhebung der Rente maßgebend 
waren, wejentlich verändert find. 


Der Berechtigte kann auch nadträglih die Beitellung einer Sicherheit oder 
Erhöhung derielben fordern, wenn die Vermögensverhältnifie des BVerpflichteten in- 
zwischen fich verjchlechtert haben.” — 

@) Der neue $ 7 giebt in Abi. 1, Abi. ?2 Halbiaß ti, in Abi. 3 in Ber: 
bindung mit dem oben angeführten $323 C.P.O., ef. ferner $ 287 (260) C. P.O 
den alten $ 7 inbaltlih wieder. An Mobdififationen find jedoh in dem neuen 
S 7 zu beadıten: 

a*) die ausdrüdliche Vorſchrift der VBorausbezahlung der Rente; ef. zu dieſer 
bisher streitigen Frage u. a. Seuffert XXXV, 29, ROS.G. XXI, 77, 
Mot. II p. 789; 

3") die ausdrüdliche Vorſchrift des oben angeführten $ 323 Ab. 2 (767 Abi. 2). 
Hierdurch it eine bisber jtreitige Frage (ef, einerieits R.O.H.G. XXV, 54, anderer: 
jeits R.G. V, 25) im Sinne des Reichsgerichts entſchieden: Mot. Ha. a. O.; 

Y") die Boricriit des oben angeführten 8 323 Abi. 3, wonad die Streitfrage, 
ob die Aenderung der Nente ex tune von dem Zeitpunkt der eingetretenen Aenderung 
der Werbältnifie oder wie die Praris Seuff. XXXV, 213 angenommen bat, nur für 
die Zukunft verlangt werben fann, in leßterem Sinne erledigt iſt. 

>) Der neue 87 giebt in dem zu « nicht erwähnten Theil des Abi. 2 
Dagegen eine gegenüber dem alten 87 völlig neue Vorſchrift, indem er 
Die Serbien der SS 648 Wr. 6 (vorläufige Volljtredbarkeit des Anfpruchs), 749 
Abi. : —— LLURRL. 749 Abf. 1 Nr. 2 (Unpfändbarfeit), jest SS 708 Nr. 6, 
850 Abi. 3, 850 Abi. 1 Nr. 2 (ef. oben zu a) ausdrüdlich auf die Renten aus dem 
Haitpflichtgefet für anwendbar erflärt. 

Nach dem bisherigen Recht wurde die Anwendung der bezeichneten Borichriften 
durch die Prari3 verneint (R.O.H.G. XXI, 74, R. G. l, 85, Mot. I a. a. ©.). 
Mangel eines ausdrücklichen Ausipruhs im Geſetz müßte fie auch jekt verneint 
werden, da weder die Nente des Berleten, noch diejenige des unterbaltsberectigten 
Dritten eine Alimentenforderung, jondern ein Schadenserſatzanſpruch ift, ef. zu 2ye“, 

5.88 des Artikels. Der alte 8 8 lautete: 

„Die Forderungen auf Schabenserfap ($$ 1-3) verjähren in zwei Jahren vom 
Tage des Unfalld an. Gegen denjenigen, welchem der Getödtete Unterhalt zu gewähren 
batte (J 3 Nr. 1), beginnt die Verjährung mit dem Todestage. Die Verjährung läuft 
auch gegen Minderjährige und dieſen gleichgeitellte Perionen von denjelben Zeit: 
punften an, mit Ausichluß der Wiedereinſetzung.“ 

Der neue $ 8 bebt den Saß 3 bes alten 88 auf. Das ift damit 
gerechtfertigt, daß der Sak 3, foweit er den Yauf der Verjährung auch gegen Minder— 
jährige ohne gejeßliche Vertreter anordnet, gegen $ 206 B. G. B. verftößt, ſoweit er 
aber im lebrigen die Privilegien Minderjähriger bejeitigt, mit dem nfrafttreten des — 
BG.B., weldhes ſolche Privilegien nicht kennt, gegenitandslos wird. 

6.8 9 Des Artifels. Der $9 alter Faſſung iſt nur infoweit geändert, als 
in dem neuen 59 die Worte „die geletlichen Borjchriiten” an die Stelle der Worte 
„die Borichriiten der Landesgeſetze“ getreten find, da jet nur noch reihärechtliche Vor: 
ichriften (des B.G. B. und der Neichöipecialgeiege, insbei. des Unfallverfiherungsgeießes) 
in Frage fommen fönnen. 

Dagegen ift der Abi. 2 des früheren $ 9, welcher beftimmte, daß auf die nad) 
Abi. I grumdiäglic dem Reihshaitpflichtgeieß nicht unterworfenen Fälle dennoch die 
Vorſchriften der SS 3, 4, 6—8 d. ©. Anwendung finden jollten, aufgehoben. 


Niedner, Einführungägeieh zum 8.8.8. 2, Aufl. 8 
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Reichsbeamtengefeh. 
Artikel 43. 

Der $ 6 Abj. 2 des Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe der Reichs— 
beamten, vom 31. März 1873 (Reichs-Geſetzbl. S. 61) wird aufgehoben. 

612; E. 1175; RR. 42; Mot. zu 5 ©. 138; Prot. S. 9178, 9179 (VI 
©. 5%). 

Die aufgebobene Vorſchrift, welche beitimmte, daß von einer Abtretung Des 
übertragungsfäbigen Theils des Tieniteinfommens eines Neihsbeamten die aus: 


zahlende Kaſſe mittels öffentlicher Urkunde zu benachrichtigen iſt, wird gededt durch 
die allgemeine Vorſchrift in S 411 BOB. 


Reicsmilitärgefeß. (Artikel 44 und 45.) 
Artikel 44. 

Die Borichriften des S 44 des Neichs Militärgejeges vom 2. Mai 1874 
(Neich3-Gejegbl. S. 45) finden entiprechende Anwendung auf Perjonen, Die 
zur Bejagung eines in Dienjt ueitellten Schiffes der Kaiſerlichen Marine 
gehören, jolange das Schiff ſich außerhalb eines inländischen Dafens befindet 
oder die Perjonen als Ntriegsgefangene oder Geiheln in der Gewalt des 
Feindes ſind, ingleichen auf andere an Bord eines ſolchen Schiffes genommene 
Perſonen, jolange das Schiff ſich außerhalb eines inländischen Hafens befindet 
und die Berjonen an Bord find. Die Friſt, mit deren Ablaufe die letzt— 
willige Verfügung ihre Gültigfeit verliert, beginnt mit dem Zeitpunkt, in 
welchem das Schiff in einen inländischen Daten zurücfehrt oder der Wer 
fügende aufhört, zu dem Schiffe zu gehören, oder als Nriegsgefangener oder 
Geißel aus der Gewalt des Feindes entlallen wird. Den Schiffen Tteben 
die jonjtigen Fahrzeuge der Kaijerlichen Marine gleich. 

E. 126; E. II 18; RB. 43; Mot. zu 25 ©. 138—139; Prot. S. 9179 (VI 
©. — 

Der vorliegende Artikel bildet eine Ergänzung zu 8 2251 B. G. B. 
Während jener Paragraph allgemein ſich über die privilegirte Teitamentsiorm aller 
Perſonen, die ſich ee eines inländiichen Hafens (auf einer Seereiled) an Bord 
eines Seeichiffes befinden (mündlihe Erflärung vor 3 Zeugen), verbält und 
hiervon nur die an Bord eines zur Kaiſerlichen Marine gebörigen Schiffes befindlichen 
Berjonen ausnimmt, ichreibt der vorliegende Artifel auch für dieie lekteren Perſonen 


(und zwar für die Sciffsbefakung auch ohne daß fie an Bord fich befindet) eine 
privilegirte Tejtamentsform vor und vervollitändigt jo die Normen über das Sceteitament. 

2, Die privilegirte Form it im Anschluß an den bereits in Preußen be: 
ftehenden Rechtszuſtand (ef. AR. IL, 12 8 205, Preuß. Gel. vom 8. Juni 1860 $ 12) 
diejenige des Soldatenteftaments, welche in dem ausdrüdlich für anwendbar erflärten 
$ 44 Neichsmilitärgejeß geregelt ift als entweder 

a) eine ſchriftlige, Es genügt, abgejeben von der jetzt allgemein erleihterten 
Form des 8 2231 Nr. 2 BOB, eigenbändige Unterihrift unter Mitunterzeichnung 
von 2 Zeugen (be. Auditeur oder Offizier); 

b) eine mündliche vor Auditeur oder Offizier unter Zuziehung von 2 Zeugen 
(bes. Auditeur oder Offizier). 

3. Borausiegung für dieſe privilegirte Teitamentstorm iſt wie in $ 2251, daß 
das Schiff fih außerhalb eines inländischen Hafens befindet, oder aber (nah Vor: 
ſchrift des Artifels) daß die Perionen als Striegsaciangene oder Geiheln in Feindes— 
gewalt find. Dagegen ift binfichtlih der zur Schiffsbeſatzung gehörigen Perſonen 
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nicht erforderli, daß fie fih an Bord befinden. Wohl aber gilt diefe Vorausſetzung 
wie in $ 2251 B. G. B. für die nicht zur Schiffsbefagung gebörigen Perionen. 

4. Das privilegirte Teitament verliert nah S44 Nr. 5 R. M.G. feine 
Giltigfeit mit dem Ablauf eines Jahres, nachdem die Borausjegungen für die 
privilegirte Form wieder in Wegfall gefommen find. Das Gleiche ipriht Sab 2 des 
vorliegenden Artikel jür den Wegfall der Vorausfegungen zu 3 aus, 


5. Ueber AZujtändigfeit der Geihwader:Auditeure für Beurfundungen und 
Beglaubigungen im Allgemeinen vgl. Freiw.G.G. $ 184. Dieſe Beitimmung läßt 
den vorliegenden Artifel unberührt; S 154 eit. Abi. 3. 


Artikel 45. 
Der $ 45 Abſ. 2 Sat 2 des Neichs-Militärgejeges vom 2, Mai 1874 
(Neichs-Gejegbl. S. 45) wird aufgehoben. 
6.127; €. 1119; R.V. 44; Mot. zu 27 ©. 139; Prot. S. 9179 (IV ©. 596). 


Die Aufhebung erfolgt aus dem gleihen Grunde, wie die Aufhebung im 
Artifel 43. — 


Perfonenftandsgefch. 
Artikel 46. 


Das Gejeß über die Beurkundung des Perjonenitandes und die Ehe- 
ichlieung vom 6. Februar 1875 (Reichs Geſetzbl. ©. 23) wird dahin geändert: 
I. Tie $$ 28 bis 40, 42, 43, 51 bis 53 werden aufgehoben. 

II. An die Stelle der 88 41, 44, 50, 55 treten folgende VBorjchriften ; 

Ss 41. Für die Eheſchließung find die Vorfchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs maßgebend. 

F 44. Für die Anordnung des vor der Eheichliegung zu erlajjenden 
Aufgebots ijt jeder Standesbeamte zuitändig, vor dem nach $ 1320 des 
Bürgerlihen Gejegbuchs die Ehe geichlojien werden darf. 

8 50. Der Standesbeante joll ohne Aufgebot die Ehejchliegung nur 
vornehmen, wenn ihm ärztlich beſcheinigt wird, daß die lebensgefährliche Er- 
franfung eines der Verlobten den Aufichub der Eheſchließung nicht geitattet. 

8 55. Sit eine Ehe für nichtig erklärt, it in einem Nechtsitreite, der 
die Feſtſtellung des Bejtehens oder des Nichtbejtebens einer Ehe zwiſchen 
den Parteien zum Gegenjtande hat, das Nichtbejtehen der Ehe fejtgeitellt, iſt 
eine Ehe vor dem Tode eines der Ehegatten aufgelöjt oder it nach $ 1575 
des Bürgerlichen Gejegbuchs die eheliche Gemeinjchaft aufgehoben, jo ijt dies 
am Rande der über die Eheichliegung bewirften Eintragung zu vermerken. 

Wird die eheliche Gemeinjchaft nach der Aufhebung wiederhergeitellt, 
jo it dies auf Antrag am Rande zu vermerken. 

III. Der 8 67 erhält folgenden Abſatz 2: 

Eine ftrafbare Handlung iſt nicht vorhanden, wenn der Geiftliche oder 
der Neligionsdiener im Falle einer lebensgefährlichen, einen Aufichub nicht 
geitattenden Erfranfung eines der Verlobten zu den religiöien seierlichkeiten 
der Eheſchließung jchreitet. 
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IV. Im $ 69 werden die Worte: „in diefem Gejege“ erjegt Durch) 
die Worte: 

„in dieſem Gejege und in dem Bürgerlichen Gejegbuche”. 

V. Im $ 75, Abi. 1 werden die Worte: „nach den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes“ erjeßt durch die Worte: 

„nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Gejegbuchs“. 


6. 128; E. II 20; RB. 45; Dot. au 28 S. 139—141; Prot. S. 4954, 
4959, 6833, IIST— 182 (VI S. 596; We ‚48; V S. 133); Neichst. Komm. Ber. iii 
S. 177, V 8. 6—8; Reichst. Sip.Prot. S 302B, 3096. 


1. Allgemeines. Durch die ——— der No. I u. II des Artikels find 
von dem WBerfonenftandsgeieg endgültig bejeitigt: die ſämmtlichen Vorſchriften des 
III. und IV, Abjchnittes über die Eheſchließung (materielle und formelle Voraus: 
ſetzungen) mit Ausnahme der Xorichrift über die Beurfundung der Eheſchließung im 
Heiratbsregilter (S 54) und der formalen Beltimmungen über das Ehe-Aufgebot 
hi 4549. Durd die Beitimmung der No. ILL werden einzelne Borichriiten des 

8. Abichnittes des Perſonenſtandsgeſetzes (Sclußbeitimmungen) modiftcirt. Der Titel 
des Geſetzes müßte nunmehr richtig lauten: „Geſetz Über die Beurfundung des Perſonen— 
ftandes und der formalen Borichriften des Eheaufgebots“. 


2, @inzelnes: 

Zu No. I. Die Vorichriiten der SS 28—43, 1-53 1. e. handeln von den 
materiellen Borausiekungen der Eheſchließung (Ehemündigkeit, Ehehinderniſſe, Rechts— 
folgen Nichtigkeit, Anfechtbarfeit], Form der Ehe). Sie find erſetzt durch die ent— 
ſprechenden Vorſchriften der SS 1303—1347 B.G. B. Zu z 56 insbei., welcher von 
den Rechtsfolgen der gegen die Beſtimmungen der SS 28 —35 geſchloſſenen Eben handelt, 
ef. $ 1661 B.G. B.: Verbleib der Nutznießung beim Vater (cf. auch Entw. I SS 1536, 
1490, Ab. 2, Entziebung des Bflichttbeils, Beichranfung des Unterhaltsanſpruchs. Tie 
Aufhebung des 851 Unwirkſamkeit des Aufgebots durch Zeitablauf) rechtfertigt ſich 
durch Uebernahme dieſer einen Theil des materiellen Aufgebotsrechts bildenden Be— 
ftimmung in $ 1316, Abi. 1, Sat 2 B. G. B. 


Zu No, II. Ter Säle. („Annerbalb des Gebietes des Deutichen Reiches 
fann eine Ehe rechtsgiltig nur vor dem Standesbeamten geſchloſſen werden“) iſt mit 
Rückſicht auf Art. 15, Abi. 3 EG. gegenitandslos. Der neue $ 41 des vorliegenden 
Artifels tritt nicht jowobl nur an Stelle des aufgebobenen $ 41, jondern an Stelle der 
ſämmtlichen aufgebobenen Borichriften des Berjonenitandsgeießes als nunmehriger eriter 
Paragraph des III. und IV, Abichnittes. 

Ders 44, Abſatz 1, Sat 1 1. e. („der Eheſchließung joll ein Aufgebot vorher: 
neben“) iſt erießt durd den gleichlautenden $ 1316. Abſatz 1, Satz 1 (Zab 2 des 
Abſatzes I iſt an Stelle des $ 51 getreten, ef. u D. 

Abſatz 2 des $44 iſt inhaltlich aufrechterhalten durch den gleichlautenden neuen 
S 44 des Artikels. Nur it das Allegat „S 42 Abi. 1* durd das entiprehende Allegat 
„S 1320 B. G. B.“ erießt. 

Der $ 50 J. e. ift bezüglich feines Abſatzes 1, Eat I („die Befugniß aur 
Tispeniation von dem Aufgebot fteht nur dem Staate zu‘) als überflüſſig beieitigt. 
Die Aufnahme dieſer Beitimmung in das Perjonenitandsgeieh rechtiertigte ſich rüber 
damit, daß damals ein Bedürfniß empfunden wurde, das Dispeniationsreht der 
Kirche ausdrüdlich zu verneinen (aus dieſem Grunde it auch F 40, Sak 1 auf: 
neboben, Brot. 4955). Sat 2 des Abſatzes 1 („Ueber die Ausübung der Tispenfation 
haben die Yandesregierungen zu beſtimmen“) iſt erießt durch den gleichlautenden 
8 1322 BGB. 

Abſatz 2 des 8 50 („Wird eine lebensgefäbrliche Krankheit, welche einen 
Aufichub der Eheſchließung nicht geitattet, ärztlich beicheinigt, jo fann der Standes 
beamte auch obne Aufgebot die Eheſchließung vornehmen“) it, fomeit er ſich inbaltlich 
als eine Einſchränkung eines materiellen Griorderniiies der Eheſchließung (Notb= 
wendigfeit des Aufgebots S 1316 BG. B. ba. S 44, Abjaß 1 1. ec.) daritellt, in das 
B.G. B. übernommen und zwar in demielben S 1316, welcder das Griorderniß des 
vorherigen Aufgebots vorichreibt, als Abſatz 2 dieſes F. — Soweit fih aber 
Abjak 2 des S 50 als eine Ordnungsporichrift für den Standesbeamten veritebt, 
iſt derielbe durch den neuen $ DO des vorliegenden Artifels erießt. Durch den 
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Erſatz des Wortes „kann“, durch die Worte „ſoll nur“ iſt der Charakter dieſer 
Beſtimmung als einer Ordnungsvorſchrift gekennzeichnet; ef. hierzu Prot. II 4959, 
4960, 6833. 

Der $ 55 1. e. Abſatz 1 („Sit eine Ehe für aufgelöſt, ungültig oder nichtig 
erflärt worden, jo ift dies am ande der über die Eheſchließung bemwirften Gin: 
tragung zu vermerken”) ift erjeßt dur den inhaltlih gleichlautenden neuen & 55 
des vorliegenden Artifels. Nur it mit Rückſicht auf die Auflöfungsthatiahen des 
B.G. B. 88 1329, 1341, 1348, 1564, 1575 der $ redaktionell geändert: Der Abſatz 2 
des un $ 55 rechtfertigt fih mit Nüdfiht auf die Beitimmung der SS 1576, 
1577 BSR. 

Zu Wr. TIL Der 5 67 des Perſonenſtandsgeſetzes lautet: 

„Ein Geiftlicher oder anderer Religionsdiener, welcher zu den religtöfen eier: 
lichfeiten einer Eheſchließung fchreitet, bevor ihm nachgewieſen worden iſt, daß die 
Ehe vor dem Standesbeamten geſchloſſen ſei, wird mit Geldſtrafe bis zu dreihundert 
Marf oder mit Gefängnif bis zu drei Monaten beitraft.“ 

Der neue Abi. 2 des 5 67 iſt vom Reichstag auf Antrag der Kommiſſion 
zugeießt worden, nachdem der Antrag, den $ 67 überhaupt aufzuheben, mit 9 gegen 
4 Stimmen abgelehnt war; ef. Berbandl. bei Haidlen IV p. 453, Der neue 
Abſatz 2 des 8 67 bewirft nicht etwa, daß die kirchliche Eheichließung in diefem Fulle 
wirfiam it, vielmehr nur, daß der Geiftliche itraflos ift. Die Aenderungen der 
Allegate in den SS 69 und 75 find mit Nüdjiht auf die Aufhebung der SS 28 ff. 
des BGB. nothwendig. 

3. Die Aufnahme einer ausdrücklichen Vorſchrift über das Verhältnijß des 
B.G. B. zu dem bayeriihen Vorbehalte, das Verehelichungsweſen betr., iſt nicht für 
errorderlih eradtet. Jener Vorbehalt bleibt nah Maßgabe des Bündnikvertrages 
vom 23. November 1870 unter II 8 1 Abi. 1 (und des Schlukprotofolld von 
demfelben Tage unter I) jelbitverftändlih unberührt. Aus diefem Grunde ift auch 
feinerzeit in das Geſetz vom 6. Februar 1875 ein befonderer Vorbehalt nicht auf: 
genommen. Mot.) 

4. Durd die Aufrebterbaltung der übrigen bier nit aufgebobenen 
Beitimmungen des Berfonenftandsgefeges ist die Frage nicht entfchieden, 
ob diejen aufrechterhaltenen Beſtimmungen fammtlih neben den Bor: 
ichriften des B. G.B. noch Bedeutung zukommt; ef. Bemerf. zu Art. 32. So 
wird beiſpielsweiſe der $ 25 des Geſetzes, welcher von der Eintragung der Anerfennung 
eines unebelihen Kindes in das Geburtsregiiter ipricht, nicht mehr praftiich fein, 
nachdem unter Bejeitigung der Anerkennung der Baterihaft des franzöliihen Rechts 
einer jolden Anerfennung nunmehr, joweit an diejelbe rechtliche Wirkungen (88 1310, 
1708, 1709, 1719, 1723, 1736, 1885) gefnüpft find, nur nod der Gharafter cines 
Beweismittel zufommt, es fei denn, daß es jih um ein gemäß $ 26 1. e. zu be: 
urfundendes Befenntniß der Baterichaft im Sinue des $ 1725 (Vegitimation) B. G. B. 
handelt; cf. Mot. 140, 

Weitere Aenderungen und Ergänzungen des Perſonenſtandsgeſetzes fieht vor: 
Freiw.Ger. Geſ. 88 69-—71, 186, 197, 


Wuchergeſeh. 
Artikel 47. 

Der Artikel 3 des Geſetzes, betreffend den Wucher, vom 24. Mai 1880 
(Reichs-Geſetzbl. ©. 109) in der Faſſung des Artikel II des Geſetzes, betreffend 
Ergänzung der Beitimmungen über den Wucher, vom 19. Juni 1893 (Meichs 
GSejegbl. S. 197) wird aufgehoben. 

Reichst.stomm.:Ber. I ©. 47--48; Reichst. Sitz.Prot. S. 3025, 309, 

I. Durch den vorliegenden Artifel ift das Reichswuchergeſetz. welches in ſeinem 
Artikel 1 und 2 die ſtrafrechtlichen Wirkungen des Wuchers, in ſeinem Artifel 3 aber 
die cioilrechtliben Wirfungen des wucheriſchen Geſchäfts regelt, binfichtlich dieſes letzten 
Artikels alſo num binfichtlih der ciwilrechtliben Wirkungen aufgehoben. 

Die bisherige Beitimmung lautete: 

. . „Berträge, welche gegen die Vorjchriften der $S 302a, 302b, 302e des Straf= 
geießbuches veritoßen, find ungiltig. 
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Sämmtlihe von dem Schuldner oder für ibn geleilteten Bermögensvortheile 
(SS 302a, 302e) müſſen zurüdgewährt und vom Tage des Empfanges an verzinft 
werben. Hierfür find diejenigen, welde fib des Wuchers ichuldig gemacht baben, 
folidariich verbaitet, der nah $ 302e des Strafgeiegbuhs Schuldige jedoch nur in 
Höhe des von ihm oder einem Rechtsnachfolger Empfangenen. Tie Berpflibtung 
eines Dritten, welcher fih des Wuchers nicht jchuldig gemacht bat, beitimmt fie nad 
den Vorſchriften des bürgerliben Rechts. Tas Recht der Nüdtorderung verjährt in 
fünf Jabren feit dem Tage, an welchem die Yeiltung erfolgt iſt. 

Der Gläubiger iſt berechtigt, das aus dem ungiltigen Vertrage Geleiftete zurück— 
aufordern; für dieſen Anfpruch baftet die für die vertransmäkige Forderung beitellte 
Sicherheit. Die mweitergebenden Rechte eines Gläubigers, welchem nah den Be: 
ftimmungen des bürgerlichen Rechts die Ungiltigkeit des Vertrages nicht engegengeſetzt 
werden fann, werden bierdurch nicht berührt.“ 

2, Die Aufhebung diefer Beſtimmung iſt gerechtfertigt, weil die civilrecht— 
liben Wirfungen des wuceriichen Rechtsgeſchäfts jih den Grundſätzen über die 
ungerechtiertigte Bereicherung und die Haftung für unerlaubte Handlungen unterordnnen 
und dieſe Grundſätze jetzt einbeitlih durch das bürgerlide Geſetzbuch geregelt find. 
Im Einzelnen ergiebt fi: 

Abjak 1 des Artikels 3 ift erießt dur 8 155 Abi. 2 B. G. B. wonach ein 
wucheriihes Geſchäft (als Spezialart eines umfittliben Geihäfts) ſtets nichtig iſt, 
auch wenn der Wucher nach SS 3024, 302b, 3026 St. G. B. nicht ſtrafbar iſt, wenn alſo 
beiſpielsweiſe ein Sachwucher vorliegt, der nicht gewerbs- oder gewohnheitsmäßig 
betrieben wird. 

Abſatz 2 des Artikels 3 ift erſetzt durch die Vorſchriften der SS 817, 819, 
Abſatz 2, 821 über die condietio ob injustam (turpem) causam, 822 über die 
Herausgabepflicht des qutgläubigen dritten Empfängers, endlich über die Vorſchriften 
der SS 823, 826 B. G. B. über die Schadenserjagpflibt aus unlauteren und illonalen 
Handlungen. 

Abſatz 3 ift erſetzt durch S 852 B. G. B. wonad der Anſpruch auf Herausgabe 
der Bereicherung in 30 Jabren, der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen der unerlaubten 
Handlung in 3 Jahren (von Kenntniß des Schadens und Griabpflichtigen) verjährt. 

Abſatz 4 iſt erjcht durch die Vorichriit des $ 812 des BG.B. über die 
eondietio sine causa bezw. ob causam finitam. Die bejondere Beitimmung des 
Abſatz 4 Halbiak 1, wonach die für die vertragsmäßige Forderung vom Schuldner 
beitellte Sicherheit auch für das Nüdforderungsreht des Gläubigers baftet, iit dem 
BGB. fremd. 

3. Die Vorſchrift ded Artikels 47 iſt vom Reichstag auf Vorſchlag einer 
XII, Kommiſſion eingejekt. 


Gefehe betr. die Fürforge für Wittwen und Waifen. (Artikel 48, 49, 51.) 
Artifel 48. 

Der $ 16 Abi. 2 des Gejepes, betreffend die ‚Fürjorge für Die 

Wittwen und Waiſen der Neichsbeamten der Livilverwaltung, vom 20, April 


1881 (Reichs Geſetzbl. S. 85) wird aufgehoben. 

E. 129; €. UI 22; RB. 46; Mot. zu 29, 30 ©. 142—143; Prot. S. 9183 
bis 9184 (VI S. 598 —buN), 

$ 16 Abi. 2 1. ec. beftimmte: „Nichtabgebobene Theilbeträge des Wittwen- und 
Waifengeldes verjähren binnen 4 Jahren vom Tage ihrer Fälligkeit an gerechnet zum 
Vortheil der Reichskaſſe.“ 

Die Vorſchrift it erient durd die SS 197, 01 BGB. j 

(Fine weitere Nenderung des vorliegenden Geſetzes ſieht vor: RGeſ. vom 
17. Mat 1897 RG.Bl. ©. 455, 


Artifel 49. 
Ter $ 18 Abi. 2 des Gejeges, betreffend die Fürſorge für die Wittiven 
und Wailen von Angehörigen des Neichsheeres und der Slatjerlichen Marine, 
vom 17. Juni 1887 (Neichs Gejegbl. S. 237) wird aufgehoben. 
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6.130; 6.123; RL, 47; Mot. zu 29, 30 ©. 142—143; Prot. ©. 9183 
bis 9184, 

Auch diefe Vorichrift, welche wie die in dem vorgehenden Artifel erwähnte, 
über die Verjährung der nicht abgehobenen Rückſtände beftimmte, iſt durch die 88 197, 
201. B. G. B. gededt. 


,Keichsſchuldbuchgeſth. 
Artikel 50. 

Der $ 9 des Geſetzes, betrefſend das Reichsſchuldbuch, vom 31. Mai 
1891 (Neichs-Gejegbl. S. 321) wird dahin geändert: 

Eine Ehefrau wird zu Anträgen ohne Zujtimmung des Ehemannes 
zugelajien. 

Die Ehefrau bedarf der Zuſtimmung des Ehemannes, wenn ein VBermerf 
zu deſſen Gunſten eingetragen iſt. Ein ſolcher Vermerk ijt einzutragen, wenn 
die Ehefrau oder mit ihrer Zuſtimmung der Ehemann die Eintragung beantragt. 
Die Ehefrau ıjt dem Ehemanne gegenüber zur Ertheilung der Zuftimmung 
verpflichtet, wenn jie nad dem unter ihnen bejtehenden Güterjtande über die 
Buchforderung nur mit Zuftimmung des Chemannes verfügen kann. 

E. II 24; R. ®. 48; Prot. S. 9IN— 919 (VI ©. 508-599). 


1. Allgemeines. Das Neihögeie vom 31. Mai 1891, betreffend das Reichs— 
ichuldbuch, mweldes die Gintragung von Gläubigern des Neihs in ein Neihsichuld: 
buch und die aus diefer Eintragung ſich ergebenden Nechtsverhältnifie regelt, bleibt 
binfichtlih seiner geſammten, ſowohl öffentlich rechtlihen als privatrechtlihen Be: 
ftimmungen ebenio unberührt wie die bezüglihen landesgeſetzlichen Vorſchriften 
über die Staatsihuldbüher.. Während dies bezüglich der landesgejeßlihen Bor: 
ichriften des beionderen Vorbehalts in Artikel 97 Abjat 1 bedarf, ergiebt fich bier 
die Unberührtbeit jhon aus der Allgemeinen Vorſchrift des Artifel 32. 

2, Eine Ergänzung bezw. Aenderung bedurfte nur der $ 9 des citirten Reichs: 
aeiekes. Derjelbe lautet in feiner alten Faſſung: „Ebefrauen und groß: 
jahrige Berfonen unter väterliher Gewalt werden zu Anträgen obne Zuftimmung 

5 Ehemannes beziehungsweiie Vaters zugelaflen.“ 


Der Abſatz 1 des neuen $ 9 untericheidet fih von der alten Beitimmung 
nur dadurd, daß er von dem nah dem B.G.B, nicht mehr möglichen Falle jchweigt, 
daß ein Volljähriger unter väterliher Gewalt jtebt (S 1626 B.G.B.). 

Abjat 2 des neuen $ 9 giebt die gleihe PVorichrift für das Reichsſchuld— 
buch, wie fie Artifel 97 für die landesgeſetzlichen Staatsihuldbücher giebt. Sie 
bezwedt bier wie dort den Gefahren vorzubeugen, weldhe fih aus der im Intereſſe 
der Buchbehörde zur Griparung der Yegitimationsprüfung gegebenen Borichrift des 
Ss 9 Abſatz 1 für die nah den Vorſchriften des B.G.B. beftehenden Rechte des Ehe: 
mannes am Frauengut (ef. SS 1373 ff., mit 1081 ff, $ 1385 ff, S 1438, Abſ. 3) ergeben. 
Tem Ghemanne wird durdh die Vorichrift die Möglichfeit eröffnet, die Verihränfung 
jeiner Rechte durch die Buchbehörde mittels eines Gintrages feiner Rechte im Bud 
zu verbüten; ef. Bem. zu Art. 97, Nr. 4. Das Bedürfniß für diefen neuen S 9, 
Abi. 2 iſt zwar nicht erit mit der Ginführung des B.G. B. hervorgetreten, es beitand 
ſchon unter dem bisherigen Rechtszuſtand, in den weitaus größten Gebietstheilen Deutich- 
lands, wo entiprechende güterrechtlihe Beichränfungen der Gheirau in Geltung 
waren. Es iſt aber dieies Bedürfniß natürlih jest um jo mebr bervorgetreten, 
nachdem der &üterftand der Verwaltungsgemeinihaft allgemein zum gefeglichen er: 
boben iſt. 

Der Say 2 des neuen Abſatz 2 enthält eine Vorſchrift des ehelichen Güter: 
rechts selbit. Gr gebört daber ſyſtematiſch eigentlih in das B.G. B. ſelbſt und nicht 
bierber. (Brot. 8864.) 

3. Aenderungen des $ 11 Abi. 2 leg. eit. fieht vor Freiw. G.G. $ 188, 
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Artifel 51. 

Der $ 8 Abi. 2, des Gejeges, betreffend die Fürſorge für die Witwen 
und Waijen der Perſonen des Zoldatenitandes des Neichsheeres und Der 
Ktaijerlichen Marine von Feldwebel abwärts, vom 13. Juni 1895 (Reichs 
Geſetzbl. S. 261) wird aufgehoben. 

Entw. U Art. 25; Reichst.Prot. Art. 49; Kommiſſ. Prot. S. 9183, 9184 (VI 
©. 598, 599). 

Der aufgebobene Abi. 2 des $ 8 lautete: „Nicht abgebobene Theilbeträge des 
Wittwen: und Watiengeldes verjähren binnen vier Jahren, vom Tage ibrer Fällig— 
feit an gerechnet, zum Vortheil der Reichskaſſe.“ 


Auch dieſe Vorschrift ift wie die in den Artifeln 48 und 49 erwähnten durd 
die SS 197, 201 BG. B. (Verjährung der Rüditände) gededt. 


Enteignung kraft Reichsaefehes. (Artikel 5% und 53.) 
Artifel 52. 

Sit auf Grund eines Meichsgejeges dem igenthümer einer Sache 
wegen der im öffentlichen Intereſſe erfolgenden Entziehung, Beſchädigung 
oder Benugung der Sache oder wegen Beſchränkung des Eigentums eine 
Entjchädigung zu gewähren und jteht einem Dritten ein Necht an der Sache 
zu, für welches nicht eine bejondere Entjchädigung gewährt wird, jo hat der 
Dritte, joweit jein Necht beeinträchtigt wird, an dem Entichädigungsanipruche 
diejelben Nechte, die ihm im Falle des Grlöjchens feines Nechtes durch 
Zwangsveriteigerung an dem Erlöſe zuitehen. 

GE I 51 Abi. 1, 2: E. 126; NV. 50; Mot. zu 31 ©. 143— Hd; Prot. 
S. 8779, 89508956 (VI ©. 586, d6d— 409), 

1. Allgemeines: Die reihsgefeglihen Borichriften über die „Zwangsent- 
eignung“, d. b. die Vorichriften über die im öffentlichen Intereſſe erfolgende Ent— 
ziehung, Beihädigung oder Benutzung einer Sache, Beihränfung des Gigentbums 
und Entziehung oder Beichränfung von Rechten bleiben gemäß dem allgemeinen 
Prinzip des Artikels 32 (ebenjo wie die entiprecbenden landesgeſetzlichen Bor: 
Schriften gemäß dem bejonderen Vorbehalt des Artifels 109 6.6.) unberührt. 

—Unberührt bleiben demgemäß auch die Vorichriften über die dem Gigen- 
thümer zu gewäbrende Gntibädigung und diejenigen Borichriften, nah welchen 
einem an der enteinneten Sache berechtigten Tritten eine beſondere Entſchädigung 
außer der dem Gigenthümer zu gewährenden Entſchädigung auszumerfen ift. 

Fine beiondere Ergänzung bedürfen jedob die betreffenden Reichsgeſetze 
(ebenfo wie die betreffenden Landesgeſetze) inſoweit, als den dinglih an der Sache 
Berechtigten eine beiondere Gmtihädigung nicht ausneworfen wird, dieſe Ent— 
ſchädigung vielmebr in der dem Gigentbümer zu gewährenden Ent: 
ſchädigung mit inbegritien iſt. "Hier find Borichriften unerläßlich, welde 

a) die Nechtsbeziebungen (das Antbeilsverbältniß) der dinglid 
Berechtigten gegenuber der Entſchädigungsſumme, 

b) die geſicherte Durchführung dieſer Aniprüde gegenüber dem 
Figentbümer (Unternehmer) be. den Theilungsmodus regeln. 

Derartige Vorſchriften find in den ber. Reichsgeſetzen nicht entbalten, viel: 
mehr wird dort auf die allgemeinen civilrechtlichen Beitimmungen der Yandesgeich- 
nebungen verwieien (el. x. B. 8 37 Geſetz vom 21. Terember 1871), die bezüglichen 
landesgeießlihen Lorichriften find mun durch das 3.6.8. bejeitigt. In dem 
B.G. B. ſelbſt aber find derartige Vorichriiten nicht gegeben. Allerdings it im 
B.G. B. mebriab der Grundſatz ausgeiprocden, dark im Kal des MWegfalles einer 
Sache, an welcher ein Hecht beitebt, der Werth der Sache in die Verbaitung eintritt. 
(Eurrogationsprinzip, el. SS 251, 1046, 1055, 1127, 1219 Abi. 2, 1247, 1258, 1287, 
1233, 1440, 1473, 124, 1638, 1651, ef. insbelondere die Borichrift des S 1127 über 
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den Gintritt der Verfiherungsiumme in die Pfandverbindlichkeit). Allein dieſe 
Srundjäge reihen nicht aus, wenn ein Recht des Dritten in Frage fteht (Servitut :c.), 
das an einer Forderung Ichlechterdings nicht beiteben fann (cf. Mot. p. 144). Aus 
diejen Gründen ift die im B.G.B. jelbjt verfäumte pofitive Regelung der von oben zu 
a und b gedadten Vorſchriften an diejer Stelle umd zwar derjenigen zu a in 
Artifel 52, derjenigen zu b in Artikel 53 nadıgebolt. 

2, Die Rechtsbeziehungen des an der enteigneten Sache berechtigten Dritten 

zu der Entihädigungsiumme find in Artikel 52 in der Weile geregelt, daß der 

Dritte an der Entſchädigungsſumme diejelben Rechte haben jolle, die ibm im Falle 
der SZwangsverfteigerung der Sache (und des dadurch herbeigeführten Erlöfchens feines 
Rechts an der Sade) an dem Erlöſe zuſtehen. 

Die Frage, welche Rechte in diefem Fall dem Dritten zufteben, iſt bezüglich der 
beweglidben Sachen aus dem B. G. B. zu beantworten $ 1247 Saß 2: Der Grlös 
tritt an die Stelle der verhafteten Sadıe. 

Bezüglihd der unbeweglichen Saden aber giebt jetzt das Zwangsver— 
fteigerungsgeieß vom 24. März 1897 (R. G. Bl. p. 97 fr.) Auskunft. Nach diefem 
Geſetz, das im vorliegendem Artifel ausdrüdlih für anwendbar erflärt wird, gilt 
folgendes: 

a) Iſt das Recht des Dritten auf Zahlung eines Kapitals gerichtet 
(Hppotbef, Grundſchuld), jo tritt an die Stelle des Rechts der Anſpruch auf den ent: 
iprechenden Betrag der ——— arg. SS 10, 109, 110, 118 Zwoverſt.Geſ. 
S 140 Abi. 1 fowie E. I Art. 3 

b) Iſt das Nedt des —— nicht auf Zahlung eines Kapitals ge— 
richtet (Erbbaurecht, Dienſtbarkeit, Reallaſt, Nutzungsrecht, Vorkaufsrecht), ſo „tritt an 
die Stelle des Rechts der Anſpruch auf Erſatz des Werthes aus der Entſchädigungsſumme 
(Beriteigerungserlös). 
er Griaß für einen Nießbrauch, für eine beichränfte periönliche Dienitbarkeit 
fowie für eine Neallaft von unbeitimmter Dauer ift dur Zahlung einer Geldrente zu 
leiiten, die dem Jahreswerthe des Rechtes gleih fommt. Der Betrag it für drei 
Donate vorauszuzablen. Der Anſpruch auf eine fällig gewordene Zahlung verbleibt 
dem Berechtigten aud dann, wenn das Recht auf die Rente vor dem Ablauf der drei 
Monate erlüct. 

Bei ablösbaren Rechten beftimmt fih der Betrag der Griaßleiltung durch die 
Ablöjungsfumme.” 8 92 leg. eit, 

3. Der Grund, warum die Grundjäge des Bwangsperiteigerungsgeieges 
bier analog zur Anwendung gebradt find, it nad dem Kommiſſ. Prot. II 5953 ff. 
darin zu erbliden, daß es fih in dem Fällen der Enteignung und Zwangsverfteigerung 
um das gleiche Rechtsverhältniß handelt und um die gleihen wirtbichaftlihen Beziehungen. 
An beiden Fällen wird das Grundſtück allen Betheiligten entzogen und tritt an die 
Stelle des Grundftüds eine Geldſumme. 

Im Entw. I Artikel 31 E.G. war die Vermweilung auf das Zwangsverjteigerungs: 
geſetz nicht enthalten, vielmehr waren dort die Nechtsbeziebungen des Dritten an der 
Entihädigungsiumme pofitiv geregelt. Das Zwangsperiteigerungsgeies bat 
demnädit die dort normirten Grundſätze in feinem $ 92 im wejent: 
lihben aufgenommen und diejelben nur modifizirt. Die zweckmäßigere 
Negelung in leßterem Geſetz, ſowie der Umitand, dak die Zwangsverſteigerung 
den im praftiihen Leben wictigiten und bäufigiten Fall der zwangsweiſen 
Enteignung daritellt, rechtfertigt es, daß an Stelle der pofitiven Negelung im 
Entw. I Artitel 31 jeßt die Verweiſung auf das Zwangsverfteigerungsgeieß auf: 
genommen ilt. 

4. Reichsgeſetzliche Enteignungsgeiege giebt es im Verhältniß zu den landes: 
geieglihen Enteignungsgeießen nur wenige. In Betracht fommen: 

R.Geſetz, betr. die Beichränfung des Grumdeigentbums in der Umgebung von 
Feſtungen, vom 21. Dezember 1871 (R.S.BL. ©. 459), 

R.Geſetz über die Kriegsleiſtungen vom 13. Juli 1873 (R.G. Bl. S. 129), 

R.Sejeg über die Naturalleiitungen für die bewaffnete Macht im Frieden vom 
13. Sebruar 1875 88 14, 16, 

R.Gewerb:Ordn. $ 51: Unterfagung einer gewerblichen Anlage im Gemeine 
intereſſe, 

RGeſetz, betr. Maßregeln gegen die Rinderpeſt, vom 7. April 1869 RGEBl. S. 105 
$s 3: Tödtung von Thieren, 
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R.Geſetz, betr. die Abwehr ıc. von Viehſeuchen, vom 25, Juni 1880 RGBl. S. 153 
88 57 ff.: Ontihädigung für getödtete Thiere, 

R.Geſetz, betr. die Abwehr sc. der Neblausfranfbeit, vom 3. Juli 1853 RG.Bl. 
©. 149 $ 10fF. 

R.Telegrapben-Gej. vom 18. Dezember 1899 (R.G. Bl. S. 705) $ 12: Beihädigung 
dur Führung von Telegrapbenlinien. 

Für alle dieje Geſetze hat der Artifel Bedeutung, weil in denielben die Ge: 
währung einer befonderen Entſchädigung an die berechtigten Dritten neben der dem 
Figenthümer zu gewährenden Gntihädigung nicht vorgejeben iſt. Der Artikel 
bat aber auch für alle fünitig zu erlallenden Reichsgeieße über Jwangsenteignung 
Bedeutung. 

5. Ueber landesgeiegliche Enteignungsgeietze verbält fich Art. 109 E.G. Auch 
dort ift vorgejeben, daß die Artikel 52, 53 E. G. entiprehende Anwendung finden jollen, 
allerdings nur jomweit die Yandesgeiege nichts Abweichendes normiren; vergl. auch 
Art. 67 Abi. 2. 

6, Einen reihsgeieglihen Vorbehalt gegenüber den Grundfägen der Artikel 
52, 53 normirt Artifel 44 für das Neihsrapongeieh. 


Artifel 53. 

St in einem alle des Artikel 52 die Entichädiqung dem Eigen 
thümer eines Grundjtüds zu gewähren, jo finden auf den Entjchädigungs- 
anjpruch die Worichriften des $ 1128 des Bürgerlichen Gejegbuchs ent 
jprechende Anwendung. Erhebt ein Berechtigter innerhalb der im $ 1128 
beſtimmten Friſt Widerjpruch gegen die Zahlung der Entichädigung an den 
Eigenthümer, jo fann der Eigenthümer und jeder Berechtigte die Eröffnung 
eines Bertheilungsverfahrens nach den für die Vertheilung des Erlöſes im 
alle der Zwangsverjteigerung geltenden Borjchriften beantragen. Die Zahlung 
hat in dieſem Falle an das für das Vertheilungsverfabren zujtändige Gericht 
zu erfolgen. 

Sit das Necht des Dritten eine Neallait, eine Hypothek, eine Grund- 
jchuld oder eine Nentenjchuld, jo erlischt die Haftung des Entjchädigungs- 
anjpruchs, wenn der beihädigte Gegenjtand wieder hergejtellt oder für die 
entzogene bewegliche Sache Erjag bejchafft iſt. Iſt die Entjichädigung wegen 
Benugung des Grundjtüds oder wegen Entziehung oder Beichädigung von 
Früchten oder von Zubehörjtücen zu gewähren, jo finden die Worfchriften 
des $ 1123 Abi. 2 Sag 1 und des $ 1124 Abſ. 1, 3 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs entiprechende Anwendung. 


E. 151 Abi. 1,2; 6. I 27; RB. 51; Mot. zu 31 S. 143-145, Prot. 
S. 8950-8952, 8956, 8957, (VI S. 464—469, 586.) 


Allgemeines. Der vorliegende Artifel bildet eine Ergänzung des 
vorbergebenden Artifels, inſofern er fich über Die Durchführung der in dem 
legteren Artifel normirten Aniprüde der Realberechtigten gegenüber der Ent- 
ſchüdigungsſumme verhält. 


1. Auf die Geltendmahung dieſer Anſprüche würden mangels be: 
fonderer Beitimmung die Borichriften der SS 1279 5f. über das Piandredt 
an Forderungen Plab greifen müſſen, da gemäß Art. 52 der Gntichädigungs: 
anjpruch obne weiteres an Stelle der enteinneten Sache in die dingliche Verbaftung 
eintritt. Die enteinnende Behörde würde daher gemäß $ 1251 B.G.B. nur an den 
Eigenthümer und dem realberechtigten Dritten gemeinschaftlich zablen fönnen, es ſei 
denn, daß ihr das Necht des Dritten unbekannt iſt; SS 1275, 407, 1251 B. G.B. Die 
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Anwendung diejer Grundſätze fann für die enteignende Behörde jowohl wie für den 
Gigenthümer zu den größten Unzuträglichfeiten führen: 

Handelt es fih nämlih um die Enteignung der Subjtanz eines Grund— 
ſtücks, jo können durd die Schwierigkeiten, welche ſich oft entgegenitellen, um die 
Genehmigung aller Realberechtigten in die Auszahlung der Entihädigungsfumme an 
den Gigenthümer zu erbringen, die Intereſſen der leßteren und der Behörde erheblich 
gefährdet werden. 

Handelt es fih aber um die Enteignung der Benußung eines Grunde 
ſtücks bz. um die Entziehung oder Beihädigung von Früdten und Zubehör, jo ericheint 
es überhaupt unbillig, die vorgängige Ginwilligung der Realberedhtigten in die Aus— 
zahlung der Entihädigung an den Eigenthümer zu erfordern, da ja dem Gigentbümer 
auch vor der Enteignung gemäß $ 1121 B.G. B. die Wöglichkeit pfandfreier Verfügung 
über diefe Gegenstände zuitebt. 

Die Anwendung des Surrogationsprinzips in Art. 52 führt daber 
bier zu denjelben unannebmbaren Konjequenzen, wie in $ 1127 B.G. B. 
wo ausgeiprocden ift, dal die Verſicherungsſumme in die dingliche Verhaftung für die 
auf der Sache rubenden Hypotbefen eintritt. Diefen Konfequenzen ijt nun an jener 
Stelle des Geſetzes durd die Vorichriiten der SS 1128, 1129 B.G. B. begegnet. Es 
eriheint daher nur folgerichtig, wenn die bezeihneten Vorſchriften durd 
den vorliegenden Artifel für entiprehend anwendbar erflärt werden. 
Solches geichiebt: 

a) in Abſatz 1 Satz 1 des vorliegenden Artifeld durch Verweiſung auf den 
sS 11285 3.6.8. Hiernah kann aljo im Fall der Enteignung der Subitanz 
eines Grundſtücks die Behörde die Entihädigungsiumme an den Eigenthümer mit 
Wirkung negemüber den Nealberechtigten auszahlen, wenn binnen 1 Monat, nachdem 
den Nealberechtigten die eine Entihädigung begründende Mahregel angezeigt it, feiner 
derielben Widerſpruch cerbebt; 

(Im übrigen finden die oben bervorgehobenen Vorſchriſten über das Pfandrecht 
an Forderungen Anwendung. Der in Bezug genommene $ 1128 Abſ. 2 ſpricht dies 
noch bejonders aus, Er beitimmt aber noch weiter, daß der — lentſchädigungs⸗ 
pflichtige Behörde] gegenüber den Vorſchriſten der SS 1280, 1281, 407 B. G. B. ſich 
nicht darauf beruſen kann, daß ihm eingetragene Huvothefen [Realberedtigungen] 
unbefannt waren.) 

b) in Abi. 2 Sat 2 des vorliegenden Artikel durch Verweiſung auf den 
$ 1129 re bz. auf die dort in Bezug genommenen 85 1123 Abi. 2 Sab 1 und 
1124 Abf. 1, 3 B. G. B.: Hiernach fann aljo im Fall, dak nur die Enteignung der 
———— eines Srundftücs b3. nur die Entziehung (Beihädigung) von Früchten 
und Zubehör erfolgt ift, die Behörde die Entihädigungsfumme mit Wirkung für die 
Realberechtigten ohne weiteres an den Eigenthimer zahlen, es fei denn, daf die Real: 
berechtigten den Anſpruch auf Auszahlung zuvor beichlagnabmt haben. — 

2. Die Möglichfeit der Konkurrenz verjhiedener gemäß Art. 52 
gegen die Entihädigungsiumme geltend gemadter Aniprüde nötbigt 
ferner auch bier zur Einführung eines die antheilmäßige Feititellung erledigenden 
raſchen und zwedmähigen Berfahrens. Es bejtimmt daber Abſatz 1 Saß 2, daß 
im Fall eines rechtzeitigen Widerſpruchs gegen die Auszahlung der Entihädigungss 
ſumme an den Eigentbümer, ſowohl der Eigenthümer als der Berechtigte die Eröffnung 
eines Bertheilungsverfahrens nah den Grundſätzen der SS 105-145 des Zwangs— 
verfteigerungsgeieges vom 24. März 1897 in Antrag bringen fann. In diefem Fall 
hat die enteignende Behörde gemäk Abſatz 1 Satz 3 die Entibädigungsiumme an 
das zuitändige Amtägericht zu zahlen und nicht wie fonit im alle eines Widerſpruchs 
bei der ordentlichen Hinterlegungsitelle zu hinterlegen. 

3. Abſatz 2 Satz 1 gehört bei richtiger ftoffliher Anordnung nicht in den 
Artifel 53, fondern” zum Artikel 52. Gr ipricht den ebenfalls jchon in $ 1127 Abjaß 2 
(bei der dinglichen Verhaftung der Verſicherungsſumme) analog angemwendeten Grundiak 
aus, daß die Entihädigungsfunme mit dem Augenblide aufbört, dinglich zu haften, 
wo der beihädigte Gegenstand wiederhergeitellt oder für die entzogene bewegliche Sache 
Erſatz geſchafft iſt. Der Grundſatz gilt jedoch nur dann, wenn das dinglihe Recht 
des Dritten auf Zahlung eines Geldbetrages (Hypothek, Grundichuld, Nentenichuld, 
Reallaſt) gerichtet it. Denn andernjalls ift mit der Wiederberftellung der beichädigten 
b3. entzjogenen Sade die Gewähr des unveränderten Fortbeſtands für das Recht des 
Tritten nicht gegeben. Die Vorichrift des Abi. 2 Sag 1 iſt namentlich für Berg: 
ihäden von praftiiher Bedeutung. 
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4, Die Grundiäge des Artifels 53 find auf die landesgeiehlihen 
Enteignungsfälle in Artifel 109 unter Borbebalt abweichender landes— 
geiegliher Vorſchriften entiprehend für anwendbar erklärt; ef. aud 
Art. 67 Abi. 2. 

5. Einen reichsrechtlichen Vorbehalt von dem Grundiat des Artikels 53 ftatuirt 
der folgende Art. 54. 


Reidhsrayongefeh. 
Artikel 54. 

Die Vorſchrift des $ 36 Abſatz 4 des Gejeges, betreffend Die Be 
ichränfungen des Grundeigenthums in der Umgebung von Feitungen, vom 
21. Dezember 1871 (Meichs-Gejegbl. S. 459) wird durch die Vortchriften 
der Artikel 52, 53 nicht berührt. Findet nach diejen Vorjchriften ein Ber 
theilungsverfahren jtatt, jo ijt die Entjchädigung auf Erjuchen des für das 
Verfahren zuftändigen Gerichts an diejes zu leijten, joweit fie zur Seit der 
Stellung des Erjuchens noch ausiteht. 

Die Vorjchrift des 8 37 deſſelben Gejeges wird dahin geändert: 

Iſt das Grundjtüd mit einem Nechte belajtet, welches durch die Be- 
ichränfung des Eigenthums beeinträchtigt wird, jo fann der Berechtigte bis 
zum Ablauf eines Monats, nachdem ihm der Eigenthümer die Beichränfung 
des Eigentums mitgetheilt hat, die Eröffnung des Bertheilungsverfahrens 
beantragen. 

6.131 Abf. 3; E. 1128; RB. 52; Mot. zu 31 ©. 143-145; Prot. S. 8950, 
8952, 8958, 9194—-9195. (VI S. 469, 605.) 

1. Grundfäßlih finden aud auf die nah bem Reihsranongeieß zu 
zahlende Entihädigung die Grundjäge der Artikel 52 und 53 Anwendung. 
Damit ift von ſelbſt die Vorichrift des $ 37 1. c. („welche Rechte andern Realberetigten 
an der Entihädigung zuiteben, bejtimmt ſich nach den Yandesgejegen“) bejeitigt. Die 
Anwendung der Artifel 52 und 53 ergiebt aud ohne weiteres, daß jeder Berechtigte 
bis zum Ablauf eines Monats, nahdem ibm die Beichränfung des Eigenthums 
angezeigt ift, die Eröffnung eines Vertheilungsverfahrend nah den Grundjägen ber 
ss 105-145 des Zmangsveriteigerungögeieges vom 24. März 1897 beantragen fann. 

Der Abſatz 2 des Artikels fpricht das lektere zwecks Bejeitigung von Zweifeln 
(Brot. 8958) noch befonders aus. 

. 2. Die Vorſchrift des Abſatz I des Artifels hält dagegen den 8 36 
Abſatz 4 des cit. Gef. gegenüber den Vorſchriften der vorbergebenden 
Artifel ausdrüdlich aufrecht. Die Beitimmung lautet: „Die (ald Entihädigung 
zu zahlende) Rente wird dem jeweiligen im Nayonfataiter bezeichneten Beſitzer des 
Srunditüds in vierteljährlihen Raten postnumerando aus der Feſtungskaſſe gezablt.” 

Nah diefer Vorſchrift — deren Bedeutung in dem bezeichneten Sinne ſchon 
dur Entſch. d. R.G. XVII p. 3351. flar geitellt ift — kann alfo die Feſtungskaſſe 
ohne Rückſicht auf Artikel 52, 5 1251 B.G.B. und ohne Rüdjicht auf die Zahlungs- 
iverre des Artikels 53 ohne weiteres mit Wirfung für die Nealberechtigten an den 
Eigenthümer (eingetragenen Befiger) zablen. Abſatz 1 Sat 2 des vorliegenden 
Artikels ſchränkt diefe Befugniß nur joweit ein, daß, wenn nach dem Artifel 53 und 
bez. Artikel 54 Abſatz 2 ein Vertheilungsverfabren in Antrag gebracht iſt, die Feſtungs— 
kaſſe dem Erſuchen des zuitändigen Amtsgerichts, an diejes zu zahlen, entipreben jolt. 
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Dritter Abſchnitt. 


— 


Verhältniß des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu den Landesgeſetzen. 
Grundfaß. 


Artifel 55. 
Die privatrechtlichen VBorjchriften der Landesgejege treten außer Straft, 
joweit nicht in dem Bürgerlichen Gejegbuch oder in dieſem Geſetz ein Anderes 
beitimmt iſt. 


„e,132; €. 1129; RV. 53. Mot. zu 32 ©. 146--154; Prot. ©. 8779, 8780. 
(VI S. 365) 8.3. ©. 2111, Sten.B. ©. 3025. 


I. Tas 2.6.8. hebt das Landesprivatreht in feiner Geſammtheit auf und 
zwar nicht blos, inſoweit es mit dem B.G.B,. übereinitimmt oder demielben wider: 
itreitet, ſondern — was als beionders wichtig hbervorzubeben — auch iniomweit, als 
e5 deilen Satungen ergänzt. Diele Negelung entipricht dem Vorgang der Reichs- 
prozeßgeſetzgebung, vgl. Einf. Geſ. 3. EP-O. $ 14, zur K.O. 8 4, zur St.P.O. $ 6, 
dagegen nicht 3. B, demjenigen des R.Straf-Geſ. B. (welches iehiere dies Landesitrafrecht 
wir in Anfehung der vom RSt.G.B. ſpeziell behandelten Materien außer Kraft jeht), 
ef. E.G. 3. St. G. B. 8 

Jede tie Beitimmung der Yandesgejeße muß daher, wenn fie aus— 
nahmsweife gegenüber dieſem Kodifikationsprinzip dennoch in Geltung bleiben ſoll, durch 
einen beſonderen Vorbehalt geſchützt ſein. Dieſes bringt Halbſatz 2 des Artikels 55 
durch Die Worte „ſoweit nicht in dem B.G. B. oder dieſem Geſetz ein Anderes beſtimmt 
tt” zum Ausdrud. 

Il. Der Begriff der hiernach aufgebobenen „Pprivatredtliden Vorſchriften“ 
bedarf der näheren Beitimmung: 


1. Es gebören dazu auch an fich öffentlichrechtliche VBorichriiten, welche aber 
dadurch gemwiliermaßen zu privatrechtlichen geſtempelt ſind, daß fie im 8.8.8. felbit 
ihre Regelung erfabren haben. Hierhin gebören 3. B. die Vorichriften des 8 795 
B.G. B., welde anordnen, ob und in welder Form die ftaatlihe Genehmigung zur 
Ausitellung von Anbaberpapieren zu erfolgen bat, ef. auch SS 44, 80, 89, 906, 907 
u. a., insbejondere aber die Berjahrensporichriiten, 3. B. über die Eheſchließung 
ss 1316ff.,, über das Güterrechtsrenifter SS 1558—1563, über die Bormundicait 
SS 13 über die Errichtung eines Teitaments $S 2929 ff, über den Grbicein 
ss 22551. In allen dieſen Fällen aber bat das Kodififationsprinzip nur die Bes 
deutung, dab die entgegenftehenden Borichriiten der Yandesgeieke verdrängt werden. 
Tagegen iſt bier für ergänzende Beitimmungen der Yandesgeiehe Raum. Dies 
al in Anfebung der Verfabrensvorichriiten $ 200 des R.G. iiber Ang. d. freim. ©. 
17.20. Mai 1898, welcher die Zuläſſigkeit landeögejehlicher Ergänzungsvorſchriſften zır 
den Vorſchriften diefes wiederum eine Ergänzung des B.G.B. daritellenden Reichs: 
Geſetzes ausdrücklich ausſpricht. Zuſtimmend ECruſen— Müller ©. 6, Bornhack 
Verwal. R. i. B.G.B. 5.2. A. Meinung Stranz=Gerhard ©. 20.) Es gebören 
aber auch weiter bierber die an sich öffentlich rechtlichen Rorichriften der bisberigen 
Geſetze über die örtlichen und zeitlihen Grenzen der Geſetze. Bezüglich diefer muß 
auch (abgeſehen von den Vorbehalten, ef. zu 5) das Kodififationsprinzip den Erlaß 
ergänzender Xorichriften der Yandesgeiehe wohl ausichließen. Die Frage ericheint 
aber nacielbaft. 

65 gehören hierher auch ſolche Vorichriiten, Die zwar infofern einen öffent 
lich⸗ — Charakter aufweiſen, als ſie aus Bedürfniſſen des inneren Staatsrechts 
bervorgenangen, ihrem Grund und Zweck nach darauf gerichtet find, Inſtitutionen, 
des Öffentlichen Rechts vor Verfall zu ſchützen, zu pflegen und zu fördern, Die aber 
ihrem Inhalte nad) gleichwohl einen Theil der Negelung des bürgerlichen Verkehrs 
ausmachen, Mot. 146. Hierhin gehören z. B. die Vorſchriften über die privat- 
rechtlichen Beziehungen der Kirche zu dritten Perſonen, ſowie die Vorſchriften, durch 
welche privatrechtliche Verhältniſſe der Kirchenangehörigen geordnet werden, die privat— 
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rechtlichen Vorichritten des Verwaltungsrehts, 3. B. die Anſprüche aus dem Betrich 
von Berfebrsanitalten, Bankgeſchäften, Berfiherungsunternebmungen, Verſorgungs— 
anftalten zc. 


Die Grenzziehung zwiihen den privatrehtliden und den öffentlich— 
rechtlichen Beziehungen iſt im Uebrigen eine ungemein ichwierine. Tas B.G.B. 
enthält fih einer Beitimmung und die Motive p. 147 rechtiertigen das damit, dat 
ſich die Grenze zwiichen beiden Rechtsgebieten nicht apriorütiih, jondern nur am ber 
Hand der Rechtsentwicklung, die in den einzelnen Bundesitaaten zum Theil ſich ver: 
jchieden geſtaltet hat, in befriedigender Weiſe beſtimmen laſſe. „Es erübrigt nichts, 
als der Jurisprudenz die Aufgabe zuzuweiſen, da, wo es fraglich fein mag, ob eine 
Vorſchrift dem bürgerliben oder öffentlichen Recht angebört, die der Rechtslage ent: 
ſprechende Entſcheidung im Ginflange mit der Berfallung und den öffentliben Gin: 
richtungen der einzelnen Bundesjtaaten zu treffen.“ Auch die neueren Forſchungen 
auf dieſem Gebiet führen zu feinem anderen Ergebniß (ef. Gierke, Deut. Priv, I 
p. 31 ff. und die p. 26 eit., insbei. Wach, Handb. des Teut. Kiv. Proz. IA85 I 77 mr, 
Sellinef, Syſtem der fubjeft. öffentl. Nechte, 1892). Nur einen gewiſſen Anbult 
gewährt die Ordnung der Gerichtszuftändigfeit. Tenn im Allgemeinen deden 
fih die auf den Weg des Civilprozeſſes verwiejenen „bürgerliben Nedtsitreitigfeiten” 
mit den Streitfällen des Privatrechts, während Streitfälle des öffentlichen Rechts im 
Wege der Verwaltungsrecbtiprebung oder eines andern nicht civilprozeſſualen Ber: 
fahrens erledigt werden, Wierfe a a. DO. Allein dieſer Anbalt iſt auch fein au: 
verläſſiger. Denn einerieits it eine geſetzliche Grenzziehung zwiichen beiden Rechts— 
gebieten auch bier im Gerichtsverfaſſungsgeſetz nicht erfolge. Als bervorragenditer 
Grund für das Schweigen jener Geleke iſt aber dort eben gerade die bier zur Ent: 
jcheidung ftebende Zweifelbaitigfeit der Abgrenzung zwiichen materiellem bürgerlichen 
und materiellem öffentlibem Recht bervorgeboben; vol. Ausi. des Staatsiefr. des 
R.Juſt. A. Mot. zu der RJuſt. Rov. (Heym. Verlag Il p 457-465). Tas Graebnik 
it daher aucd dort, dak für eine Reihe reiner privatredtliher Anſprüche thatſächlich 
der Nechtsweg ausaeicloifen ist, val- 3. B. abgeieben von den reichsrechtlichen An: 
ſprüchen auf Unfallentichädiaung, Anvaliditäts: und Altersrente, den landesrechtlicen 
Anſpruch auf Wildihadenserfag (Preuß. ei. vom 11, Juni 1891). Umgekehrt kann 
gewiſſes rein öffentliches Recht nur im Civilprozeß durdgeiührt werden; jo einzelne 
der im Preuß.Geſ. vom 24. Mai 1861, betr. die Erweiterung des Rechtsweges dem 
Civilprozeß überwieſene Rechisverhälmiſſe, Gierke a. a. O. Andererſeits aber liegt 
es ohne Weiteres klar, daß vielfach die Verwaltungsgerichte und Verwaltungsbehörden 
über Fragen des bürgerlichen Rechts entſcheiden müſſen, auch wenn an ſich der 
Rechtsweg für dieſelben nicht ausgeſchloſſen iſt. So bei Streitigkeiten über die Be— 
theiligung an Nutzungen und Rechten des Gemeindevermögens, über die Verpflichtung 
zur Aufbringung von Gemeinde- und Schullaſten, über Erſatzanſprüche wegen Armen: 
unterftügungen, über Nüdiorderungsrecte bei zuviel gezablten Abgaben, bei Nedts: 
geſchäften in der Grbichaftsiteuerverwaltung, in Armen-, Heimatbs: und Staats: 
angebörigfeitsiahen u. a. m. 


Die fih aus der Schwierigfeit dieier Abgrenzung ergebenden Unzuträglichfeiten 
bat nun aber das B.G. B. dadurd erbeblih verringert, daß es die hauptiäclichiten 
Nectsinititute, bei denen die Zugehörigkeit zum öffentlichen Recht zweitelbait fein 
fönnte, durch ausdrüdlichen Vorbebalt in den folgenden Artifeln den Yandesprivatredt 
zugemieien bat; ef. Vlla. Zoweit eine ſolche Klaritellung nicht erfolgt ift, wird der 
Landesgeiehnebung füglich die Kompetenz beigemejien werden müſſen, die erforderliche 
Grenzziehung vorzunehmen; ef. Mot. 147. Ebenſo Goſack p. 35, 36, Stranz-Gerhard— 
A. Meinung Endemann Einf. 60,61. Dagegen wird dem anwendenden Richter die 
Prüfung renelmäßig nicht entzogen fein, ob die bundesitaatlihe Negelung in den 
Grenzen ihrer Kompetenz geblieben iſt. Tas gilt jedenfalls für Preußen. Art. It 
der Preuß. Verf. Urk. ſteht nicht entaenen. Gierke 1157; ef. hierzu auch Art. 6 Bem. ?. 

I. Die privatrechtlichen Lorichriiten der Landesgeſetze treten außer Kraft. 
Dies bedeutet nicht, daß dieſe Borichriften notbiwendig in Landesgeſetzen Fodifizirt find 
und beziehungsweiſe den alleinigen und unmittelbaren Gegenitand der Kodififatton 
ausmachen. Es gebören daber bierber: 


1. in eriter Yinte auch die VBorichriiten des fogen. gemeinen Nedts; 

2. auch diejenigen privatrechtlihen Norichriiten, melde ſich in öffentlich— 
redtliben Geſetzen, insbeiondere Prozeßgeſetzen vorfinden, mögen legtere num 
wiederum ſelbſtändig Fodifizirt fein, oder wie die Titel 7—20 des II Theiles des 
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AYN. als Theile einer Privat: umd öffentlihes Recht promiseue behandelnden 
Kodififation figuriren; 

3. auch diejenigen privatrechtlihen Borichriiten der Yandesgeieke, welche in 
Reichsgeſetzen in Bezug genommen find, vgl. Art. 4 E. G.; bier foll nad den 
Motiven 147 Abſ. 2 der Umjtand, daß die Abjicht des verweilenden Reichsgeſetzes 
möglicher Weiſe dahin gegangen ift, der partifularrechtlihen Vorſchrift Geltung frait 
Reichsrechts zu jihern, nicht enticheidend jein. Das it nicht zutreffend, ganz abgeſehen 
von den Wall, daß landesgeſetzlichen Vorſchriften reichsgeießlihe Kraft bejonders 
beigelent ift, ef, $ 75 Abi. 2 des Geſetzes vom 6. Februar 1875. Auch bier fommt 
e5 ſtets darauf an, ob eine Spezialregelung gewollt oder nicht gewollt ift. Dal. 
Artifel 4 und Bem. dort; 


4. endlich aber auch diejenigen Vorichriften, welche jich zwar in Landesgeſetzen 
befinden, die in den nachitebenden Artikeln ausdrüdlich vorbehalten find, weldhe aber 
nicht als integrirende Bejtandtheile des dort vorbehbaltenen Spezialrechts 
zu eradbten jind. (al. hierüber das Nähere zu Artikel 4.) Im Uebrigen dedt ſich 
auch bier der Begriff „Yandesgeiek” mit bundesitaatlicher „Rechtsnorm“ (ef. Artikel 2). 
Es gebören daber bierbin beilpielsweife nicht die in ben partifulären Poltordnungen 
Bayerns und Wiürttembergs enthaltenen auf den Bojtbeförderungsvertrag bezüglichen 
Normativbeitimmungen. Bol. 8 50 Abi. 2, Geſetz vom 28. Oftober 1871, Bayer. 
Pojfttransportordnung vom 1. Januar 1876, Ging. Abſatz ?, Württ. Poftordnung vom 
14. März 1881. Mot. 150, 


IV. Die das Landesprivatreht ausnahmsweiſe aufrechterbaltenden Vorbehalte 
finden fi: 
In dem bürgerlihen Gejekbud ſelbſt. Wal. SS 85, 233, 919, 1315, 
‚„ 1642, 1723, 1745, 1784, 1807--1809, 1813, 1888, 2194, 2249 und andere. 
ie VBorbebalte find bier theils ausdrüdlich ausgeſprochen, ef. SS 019, 1807, 1808, 
1322, 1558, 1723, 1745, theils ftillichweigend oder ausdrücklich vorausgeieht, ee s8 61. 
193, — 907, 1784, 1888, 1315, 1316 und andere mehr. 


In den nadfolgenden Artifeln diejes Abichnittes. Die Formel, 
mit — die Aufrechterhaltung ausgeſprochen iſt, lautet regelmäßig unberührt 
bleiben“. Nur einigemal findet ſich die Formel: „Die Landesgeſetze können vorſchreiben“, 
ſo bei Artikel 141, 145, 148. Die Formeln bedeuten daflelbe, ef. Artikel 3. 


3. In dem Artifel 218 E.G., infoweit dort den Yandesgefeken vorbehalten 
iſt, den Rechtszuſtand, fomweit er in Anjehung der am 1. Januar 1900 bejtebenden Rechts— 
verhältnifie aufrechterhalten ift, durch nacträglihe Anordnung abzuändern bezw. 
dem Reichsrecht anzupaſſen. 


V. Die Vorbehalte ſind theils allgemeiner Natur, inſofern der Landesgeſetz- 
gebung die Regelung einer Materie generell überwiejen it, theils Ipezieller Natur. 
Abgeieben von den eine eigentbümlihe Stellung einnehmenden Borbebalten der 
Artifel 56, 57, 58, enthalten Vorbehalte allgemeiner Natur die Artikel 39—76, 
die fpeziellen Vorbehalte finden ih in den Artifeln 77—152. Die lekteren wiederum 
find nad der Yegalordnung des B.G.B. geordnet. Den allgemeinen Theil des 
BGB. betreffen die Artikel 77—H, die Schuldverbältniife Artikel 92—108, 
das Sakhenreht Artifel 109-153, das Familienrecht Artikel 134—136, das 
Erbredt Artikel 137— 140. Einige Schlußbeitimmungen, insbei. die Er: 
richtung von Urfunden, das Hinterlegungsmweien und Berfabrensvorichriften be— 
treffende Beitimmungen enthalten die Artikel 141— 152, 


Iſt eine Materie generell der Yandesgeiehgebung zugemieien, jo kann diejelbe 
alle dieſe Materie betreffenden Normen des B.G.B,, auch diejenigen des allgemeinen 
Theils, durchbrechen, aljo 3. B. Sonderbeitimmungen treffen über die Formerforderniſſe 
eines Rechtsgeſchäfts, Irrthum, Stattbajtigfeit von Bedingungen und Seit: 
beftimmungen, Verjährung, Wirfjamfeit des rechtskräftigen Urtheils gegen Dritte, 
das Grundbuchrecht betreffende Fragen u. a. m. Gemäß den Vorbehalten des 8 83 
Reihs:Grundbudh=-Ordnung vom 24. März 1897, 52 EG zum Reichs-Zwangs— 
veriteigerungs:Geleg vom 24. März 1897, 8 189 des Reichsgef. üb, d. freiw Gerichtsb. 
vom 17. Mat 1898 gelten die Vorbehalte auch für die in dieſen Reichsgeſetzen 
neregelten Angelegenheiten. Die Yandesgeiege find vermöge der Borbebalte auch 
infoweit aufrechterhalten, als sie ſolche Nechtsinftitute regeln, welde, wie 
die Wiedereiniegung in den vorigen Stand und die unvordenflihe Verjährung, die 
Erſihzung nicht eingetragener Servituten x. von dem B.G. B. bejeitigt find. 
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Es iſt aber binfichtlih aller dieſer Vorſchriften zu unterſuchen, ob jie nad 
der Abficht des betreffenden Geſetzes einen Beitandtheil diejes vorbebaltenen 
Epezialrehtes oder lediglih eine erläuternde Wiederbolung des ius 
commune jind. Die frage wird nicht immer leicht zu enticheiden fein. So ſoll nad 
Weißler Preuß. Yandesprivatrect 1897 5. V der im aufrechterbaltenen Fideikommiß⸗ 
recht ſtehende 8 4124 Preuß. APR. außer Kraft treten, weil er den im 12. Titel 
ftebenden, jet aufigebobenen Sat, daß Jeder Fideifommig-Zubjtitutionen errichten 
fann, lediglich desbalb wiederholt, um durch Gegenüberitellung den Unterſchied zwiſchen 
ſolchen Subititutionen und befonderen Familienfideikommiſſen klar zu maden. Anderer: 
ſeits joll der S370 L, 18 AYR., welcher den aufgehobenen Sab von der Vermögens: 
unfäbigfeit der Mönde ($ 1199 IL. 11) auf den beionderen Fall der Yebenfolge 
anwendet, aufrecht erhalten jein, weil er an diejen Fall beiondere Beitimmungen, 3. B. 
Entbindung vom Gelübde 2c., knüpft. 

Keine Regelung als Spezialrecht wird regelmäßig vorliegen, wenn das vor— 
bebaltene Landesgeſetz lediglich auf die Beſtimmungen des ius commune verweiſt. 
Es beſtimmt daher auch Artikel 4 E. G, daß ſolchenfalls regelmäßig die Vorſchriften 
des B.G. B. an die Stelle treten ſollen. Allein auch in einer ſolchen Verweiſung 
fann eine Spezialregelung für die vorbebaltene Materie liegen, ef. $515 1, 18 A.L. R. 
und oben zu Artikel 4 E. G. 

vi Mit Rückſicht auf die durch die allgemeinen Vorbehalte geſchaffene 
Gefahr der »eriplitterung der Mechtseinbeit iſt die Zahl der Vorbehalte eine 
thunlichit beichränfte. SHervorzubeben ift, daß insbejondere feine allgemeinen Vor: 
behalte beiteben: 

a) hinſichtlich des Kirchenrechts. Soweit daber nicht in den folgenden 
Artikeln, ef. Artitel 80, 82, 84, 85, 86, 87, 132, 133, 134 (wergl. auch SS 25 —28, 
32-34, 40, Ab, 8-88 BER), beiondere orhebalte gemacht find, tritt es 
binfichtlih seiner privatrechtlihen WBorichriiten außer Kraft. In Wegfall treten 
daber insbeiondere die eherechtlichen Vorſchriften, ſoweit ſolche noch dem vartifularen 
Kirchenrechte angehören, ingleiben die Worichriften, welche die Kirchen, kirchlichen 
Inſtitute und firdlichen Beamten auf dem Gebiet des Vermögensrehts privilegiren. 
Nicht minder fallen fort die zu Gunsten vom Kirchengut bejtebenden Reräukerungs- 
verbote. Gin Bedürfniß für letztere liegt nicht mehr vor. zer s 2%, Ablap 2, 
Sag 2 B. G. B. in Verbindung mit dem Vorbehalt des Artikels 32 6.8. aewäbhrt der 
Yandesgeiehgebung im ausreihender Weile die Möglichkeit, unzweckmäßiger Ber: 
äuferung des Kirchenguts vorzubeugen (Mot. 151). Desgleichen beiteht fein all- 
nemeiner VBorbebalt binfichtlihb des Schulrechts; vol. jedoch die beionderen Bor: 
bebalte der Artikel SO und 132; 

b) binfichtlib des Militärrechts. Soweit daſſelbe nicht veichörechtlich 
geregelt it, val. NR. Militärgeiek vom 2. Mat 1874, umd ſoweit dafielbe in dem 
B.G. B. ſelbſt nicht aufrechterbalten iſt, el. SS 9, 15, 354, 400, 570, 1069, 1274, 
1315, Artikel 44, 49 E. G, tritt daſſelbe binfichtlih feiner privatredhtlihen Vor— 
ichriften daber ebenfalls außer Kraft. Aufgehoben find insbelondere die landes— 
rechtlichen Worichriften über Darlehne an Militärperfonen SS 678-681, 683—695, 
695, 698-700, 702, 703 1, 11 Preuß. ALR,., über das Verbot auf Gredit zu er— 
werben und Bürgichaften einzugeben, SS 862 1, 11, 219 1, 14 APR, ferner 8 
3781, 21,8 922 L 9 AAN. 

Aufgeboben find auch insbeiondere die landesrechtlichen Privilegien für die 
Angebörigen der Kaiſerl. Marine, welche durch R.Wtilitärgeieß vom 2. Mat 1874 
nicht berührt sind. Vergl. im lebrigen Artifel 44 E.G. und die auch auf die Ans 
gebörigen der Kaiſerl. Marine bezüglichen Borichriiten des BG.B.; 

ec) binfichtlihb des Verwaltungsredts. (Anders PB. ®. zum jächfiichen 
B. G. B. vom 2. Januar 1865, 8 3 Nr. 1.) Auch bier find daber, ſoweit nicht befondere Vor: 
bebalte beiteben, die einichlägigen privatrectliden Kragen nah Maßgabe des ius 
ecommune des BGB. zu beantworten. Die Rorbebalte find allerdings bier 
beionders zablreih, wenigitens auf demjenigen Gebiet des Werwaltungsprivatredts, 
welches als unmittelbarer Ausfluß des staatlihen Hoheitsrechts (Forſt-, Agrarz, 
Srpropriationsgeieße) in die Erſcheinung tritt. 

VII, Die Vorbehalte, welche im Uebrigen für nöthig befunden find, beruhen auf 
verihiedenen Geſichtspunkten, nämlich darauf, daß die bezüglichen Materien 

a) entweder dem Grenzgebiet zwiſchen Privat: und öffentlidem 
Necht angebören. Sie baben dann den Zweck, die Gompetenzgrenze zu Guniten 
der letzteren jeitzuftellen, ef. Art. 80, 102, 105, 104 u. a.; 
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b) oder mit ſtaatlichen Ginrihtungen innig zuſammenhängen 
und deshalb nicht getrennt behandelt werden können, ef. Art. 65, 67, 70, 71, 75, 
82, 83 u. a; 

e) oder durch drtlihe bezw. ſociale Eigenthümlichkeiten bedingt 
jind, ef. Art. 66, 79, 95, 115 u. a; 

d) oder endlich w = ihrer beabfichtigten Regelung im Wege der Reichs: 
ipezialgeießgebung vom B. G. B. nicht behandelt find, cf. Art. 75, 76. 


VII, Die Aufgabe, welche den bundesitaatlidien Ausführungsgeiegen erwuchs, 
war feine geringe: 

Dieſelbe mußte einerjeitS darin beitehen, die getroffenen Worbebalte durd 
Erlaß neuer Geſetze auszunutzen, andererjeitsS darin die bejtehenden Geſetze, ſoweit 
eine Eondergeitaltung gegenüber dem B.G.B. den örtlichen Verbältniffen nicht mehr 
entipricht, dem B. G. B. anzupafien. 

Des weiteren war es vielfach erforderlih, den Einfluß der Reichsgeſetzgebung 
auf das bejtebende und Fünftig zu bildende Yandesreht durch geeignete Vorſchriften 
far zu jtellen, insbeiondere aber von der der Landesgeſetzgebung zuftehbenden Gompetenz 
zur Grenzziehung zwiſchen den öffentlichrechtlihen und privatrechtlichen Vorſchriften 
des Yandesrechts Gebrauch zu machen und dadurd eine Klärung des künftigen Rechts— 
zuitandes herbeizuführen (j. oben II a. E.). 


1. Dieier legten Aufgabe bat fih das Preuß. Ausf.Geſ. zum B. G. B. 
Dadurd unterzogen, daß es in feinen Schlußbeftimmungen, Art. 89, die VBorichriften 
der aroben Godificationen des Preuß. A.L.R., des Code Civil, welde durch das 
B. G. B. als aufgehoben zu betrachten find, einzeln zuſammenſtellt und ausſpricht, daß 
diejelben in Gemeinschaft mit einigen andern, bei diejer Gelegenheit bejeitigten Vor: 
schriften auch jormell aufgehoben fein jollen. 

Hiernach werden aufgehoben: 

a) Bon den Vorichriiten des Preuß. Allgemeinen Landredts, joweit jie fich 
nicht auf öffentliches Recht beziehen: 

a) die Einleitung mit Ausnahme der SS 74, 75; 

FI) der erſte Theil mit Ausnahme 

des S 24 des 1. Titels, 

der 88 29 bis 69, 71 bis 82, 96 bis 117, 125 bis 131, 133, 137 bis 140, 142 
bis 144, 146, 148, 152, 153, 155, 156, 162 bis 167, 169 bis 174, 185, 186 bes 8. Titels; 

der SS 94 bis 96, 117 bis 120, 126, 128, 129, 139, 140, 152, 153, 155 bis 157, 
170 bis 208, 210 bis 219, 223 bis 258, 261 bis 274, 348, 655 bis 659 des 9, Titels, 
fowie der jonftigen Vorichriften des neunten Abichnitts dieſes Titels, ſoweit fie auf 
rund der im Einführungsgefege zum Bürgerlichen Geſetzbuche gemadten Vorbehalte 
in Kraft bleiben, 

der &$ 4 bis 11, 651, 652, 676, 677, 996 bis 1019, 1021 bis 1023 des 11. Titels; 

ber SS 176, 475, 476 bes 12, Titels, 

der SS 41 bis 45 des 13, Titels, 

der SS 362 bis 371 des 17. Titels, 

der SS 1 bis 679 des 18, Titels, 

der SS 458 bis 465 des 20, Titels, 

der SS AD, 46 des 21. Titels und 

der SS 56 bis 242 des 22, Titels; 

y) aus dem zweiten Theile 

der 1. Titel mit Ausnahme 

der SS 34, 35, des Anhangs:S 65, der SS 193, 738 bis 740 und des neunten 
Abichnitts, foweit diefer auf Grund einer nach den — 5 — 57,58 des Einführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Gejeßbuche in Kraft bleibenden Voricrift der Hausverfajlung gilt; 

der 2. Titel mit Ausnahme der 88 17, 18, 59, 77, 78, 81 bis 84, 605, 641, 
642, 683 bis 685; 

der 3. Titel; 

die SS 1 bis 22, 27 bis 47, 227 bis 250 des 4. Titel, ſoweit fie nicht für 
Familienfideikommiſſe gelten; 

der 5. Titel; 

der 6. Titel, foweit er fih auf die Verſaſſung rechtsfähiger Vereine bezieht, für 
Vereine, die nad) dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs Rechtsfähigkeit erlangen. 

Bom 7. bis 20. Titel werden aufgehoben folgende einzelne Paragraphen: 

die SS 80 bis 85 des 7. Titels, 

Niedner, Einführungsgefeh zum 8.6.9. 2. Aufl. I 
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die SS 444 bis 455 des 8. Titels, 

die SS 1199 bis 1209 des 11. Titels, 

die SS 1 bis 4, 7 bis 18, 21, 23 bis 29 des I6. Titels, 

die SS 48 bis 52, 54, 56 bis 60 des 17. Titels, 

ber 18. Titel mit Ausnahme der 88 3.44, 810, 996 bis 1002; 

die 88 4548 des 19, Titels, 

die $S 1271, 1272 des 20. Titels. 

b) Das Rheinische bürgerlihe Geſetzbuch (code civil) mit Ausnabme der 
Artikel 538, 556 bis 563, 640 bis 643, 645, des Art. 648, foweit er ſich auf das 
Weiderecht innerbalb der Gemeinde bezieht, des Art. 671, des Art. 672, Abi. I, und 
der Art. 674 bis 681, 714 und des Art. 1384, ſoweit er auf die Haftung des Staats, 
der Gemeinden und anderer Kommunalverbände für den von ihren Beamten in Aus: 
übung der diejen anvertrauten öffentlichen Gewalt zugefügten Schaden Anwendung findet. 


e) Abgeſehen von diefen großen Kodififationen werden in jenem Artifel noch 
eine Neibe weiterer Gelege für aujgeboben erllärt, insbejfondere die Geſetze üb. d. 
Eig.Erw. Geſ. vom 5. Mai 1872 und die Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 187. 

2. In der Methode, mit welcher geieggeberiich die Klärung des künftigen 
Rechts zuſtandes verſucht wird, jtimmt Die Mehrzahl der größeren Bundesitaaten 
mit Preußen im Weientlihen überein. Doch wird in dem bezügliben Schluß: 
beitimmungen der Ausführungsgeieße meiitens in viel umfaflenderer Weile als in 
Preußen zugleich auch die Aufhebung jolcher landesgeſetzlichen Vorſchriften ausgeiprocen, 
welche an ſich durd die Vorbehalte des EG. gededt find: 

Bayern: A.G. Art. 1, 135, 175 Nr. 135 bebt die aus der Zeit vor 1818 
ftammenden Vorichriften, ſoweit fie nicht durch die Vorbehalte der Art. 5659, #9, 
74—76, 78,80, 89, 109, 111, 132, 133 des EG. und des $ 16 Nr. 1 EG. z. C. P.O. 
en find, formell auf. Aus der Zabl der nad 1815 erlaffenen Geſetze zäblt es 
tejenigen Geſetze, welche aufgehoben werden jollen, in Art. 175 unter 35 Ziffern einzeln 
auf. Darunter den code cıvil, 

Württemberg: A.G. Art. 253 hebt unter 47 Ziffern eine Reihe von Yandes: 
gelegen formell auf, darunter das Württembergiihe Yandredt von 1610. — 

aden bebt in Art. 39 unter 37 Ziffern eine Reihe von Geſetzen auf, darunter 
auch das Badiihe Yandredt. 

Heilen bebt in Art. 256 unter 118 Ziffern eine Reihe von Geſetzen auf, darunter 
auch den code eivil, 

Bal. ferner: 

Medlenburg Shmw.: $ 312 Nr. 1—101, Str.: $ 349 Nr. 1—79. 

Oldenburg Olde: $ 50 Wr. 1-—24, Birf.: $ 90 Wer. 1—16 (darumter aud 
den code civil), Lüb. $ 44 Nr. 1—18, 

Braunfhwein: $ 118 Nr. 1—102, 

Anbalt: Art. 75 Nr. 1-13, 

S. Cob. Gotha: Art. 55 1, I, IL, 

©. Meiningen: Art. 31, $ d—5, darunter bas gemeine Sädi. Recht 
und die kurſächſiſchen Konftitutionen! — 

Bremen: $ 67 Nr. 1-30, 

Lübed: $ 172 Nr. 1-40 8 173 Nr. 1-4. 

Elſaß Yotbringen: Gef. v. 29. November 1899 Nr. 1- 135 (darunter den 
eode eivil). 

3. Einen abweihenden Weg ſchlägt Sachſen ein, indem es die an ſich dur 
das B.G. B. aufgebobenen Beitimmungen des Sächſ. B. G. B. nicht noch einmal formell 
aufbebt, vielmehr in $ 53 nur einzelne Beitimmungen des Sächſ. B.G. B. als auf: 
gehoben bezeichnet, welche an ſich durd die Vorbehalte des E.G. gedeckt jind. 

Die nleihe Metbode verfolgen im Weſentlichen: 

©. Weimar: $ 249. 

Schw. Sondershauien: Art. 66, 67, 

Schw. Rudolſtadt: Art. 194. 

Reuß dä L.: 8 156. 

Reuß j. V.: 8 HR. 

Schaumb. Lippe: Art. 194. 

Dieſe Geſetze beſchränken ſich darauf, auszuſprechen, daß alle dem Ausführungs— 
geſetz entgegenſtehenden und durch deſſen Vorſchriften erſetzten landesgeſeßzlichen 
Beſtimmungen aufgehoben ſein ſollen, und heben im Uebrigen formell nur ſolche Geſetze 
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auf, die an fich durch Vorbehalte des E.G. nededt find. Auf bemielben Boden ftehen 
auch die Ausführungsgeiege von 

S. Altenburg, Lippe, Walded, Hamburg, welde überhaupt feine bezügliche 
Schlußbeſtimmung enthalten. — 


Stantsverträge. 
Artifel 56. 


Unberührt bleiben die Beltimmungen der Ztaatsverträge, die ein 
Bundesſtaat mit einem ausländiichen Staate vor dem Inkrafttreten Des 
Bürgerlichen Gejegbuchs gejchlojien hat. 


Mot. E. IE. 148; Mot. 1©. 3; E. II 30; RB. 54; Prot. S. 8780—8782, 
9421. -9422, (VI S, 365—367,) 

I. Mangels eines beionderen Vorbehalts müßten Die privaätrechtlichen und bez. 
international⸗privatrechtlichen Beſtimmungen der Stantsperträge, welde ein Bundes» 
ſtaat mit einem andern Bundesitaat oder mit dem Ausland abgeichloffen bat, gemäß 
Artifel 55 in Berbindung mit Artifel 2 E.G. am 1. Nan. 1900 außer Kraft treten, 
ſoweit fie nicht die in den folgenden Artikeln behandelten bejonderen Borbebalte betreffen. 
Denn auch die Beitimmungen der Staatöverträge find Rechtsnormen im Sinne des 
Artifels 2 und damit Landesgeſetze im Sinne des Artifels 55. Vol. Bem. zu Art. 2. 
Su den privatrechtlichen Beitimmungen im Sinne des Artikels 55 gehören aber aud 
die internationalsprivatredtliben Beitimmungen, denn diefe werden durch die im 
Einf. Geſ. Art. 7--31 geregelten Grundläge verdrängt. Bol. Ben. zu Art. 55. 

2. Bon biefem Grundſatz macht der vorliegende Artikel bez, der mit aus— 
ländiſchen Staaten abgeidloffenen Stantsverträge eine Ausnahme, indem er dieie 
Staatäverträge inſoweit aufrecht erhält, als fie am 1. Jan. 1900 bereits abge: 
ſchloſſen jind. 

Aufgehoben bez. dem B.G.B. unterworfen find hiernach 

a) die privatrechtlihen und international:privatrectlichen Beitinnmungen der von 
den einzelnen Bundesjtaaten unter einander abaeichlofjenen Staatöverträge, 

b) die privatrecdtlihen und international-privatrecdhtlichen Beitimmungen der 
Staatöverträge, welche künftig, alio nad dem 1. Jan. 1900, von den einzelnen Bundes: 
ftaaten mit dem Ausland abgeichloifen werben; 

ad a und b, fomeit fie fih nicht auf Mlaterien beziehen, die in den folgenden 
Artifeln jpeziell aufrechterhalten find. 


3. Der Vorbehalt des Artifels iſt mit den übrigen Borbehalten diejes Abjchnittes 
nicht auf eine Stufe zu ftellen. Der Artikel 3 findet auf diefen Artikel nad deſſen 
Faſſung feine Anwendung, ef. Bem. dort. Er jtatuirt auch auch fein Sonderredt. 
Fr ift vielmehr eine Art Hebergangsbeitimmung im Sinne des IV. Abjchnitts, 
die in der Erwartung geſchaffen ift, dak dieſe Verträge allmählib auf Kündigung 
außer Kraft treten und durch Neichsitaatsverträge erjegt werden. Vgl. Prot. 11 8781. 

4. Bedeutung bat der Vorbehalt in eriter Yinie für das in diefen Verträgen 
aufrechterhaltene Anternationale Privatredt. Hinſichtlich der in demielben 
enthaltenen Beitimmungen des materiellen Privatrechts (4. B. des Vormund: 
ſchaftsrechts uſw.) ist zu prüfen, ob eine Verweilung auf das allgemeine bürgerliche 
Recht vorliegt. In diejem Fall treten gemäß Artifel 4 E. G. auch bier die Borichriften 
des B.G.B. ergänzend ein. Bol. Bem. dort. (Selbitverftändlich bleiben auch die 
öffentlich-rechtlihen Beitimmungen der Staatsverträge in Kraft.) 

5. Die von dem Neid) abgeicdloffenen Etaatsperträge bleiben gemäß Artikel 32, 
Artikel ? EG. ſämmtlich in Kraft — felbitveritändlich fofern fie gemäß Artikel 11 
der R.Verf. verb. mit Gejeß betr. Abänderung der Wr. 13 des Art. 4 der Berf. vom 
20. Dez. 1873 (R. G. Bl. 379) Mot. IS. 2 Geſetzeskraft haben. 

6. Die Zahl der bier in Betracht kommenden Staatsverträge der einzelnen 
Bundesjtaaten mit dem Ausland ift nur eine geringe. Ginige von Preußen ab- 
geichlofiene find fpäter auf das Reich ausgedehnt. Abgejeben von den Verträgen des 
jrüberen 3ollvereins, 3.8. mit China, Chile, Argentinien, fommen etwa in Betradt: 
Bayern: Uebereinfunft mit Oejterreih vom 10, Mai 1808 über die freie Benußung 
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von Familienſtiftungen oder Yofalftiitungen zum Vortheil baveriiher oder öjterreich. 
Untertbanen Rbl. S. 1001, Webereinfunjt mit den Niederlanden vom 23. Oft. 1817, 
reizügigfeitsvertrag mit den Berein. Staaten vom 13, Nov. 1845 Rbl. S. 51, val. 
bierzu Art. 1 Aust. z. B.G.B. — Baden: Staatsvertrag mit ranfreih vom 16. April 
1546 Rbl. ©. 131. 


Sonderrecht der fonveränen und gleichgeſtellten Häufer. 
Artikel 57. 


In Anjehung der Yandesherren und der Mitglieder der landesherrlichen 
Familien jowie der Mitglieder der ‚Fürjtlichen Familie Hohenzollern finden 
die Vorjchriften des Bürgerlichen Gejegbuchs nur injoweit Anwendung, als 
nicht beiondere Vorjchriften der Hausverfajjungen oder der Yandesgejege ab- 
weichende Beſtimmungen enthalten. 

Das Gleiche gilt in Anſehung der Mitglieder des vormaligen Hannoverichen 
Königshauſes, des vormaligen Kurheſſiſchen und des vormaligen Herzoglich 
Naſſauiſchen Fürſtenhauſes. 

E. 133; E. II 31; RB. 55; Mot. zu 33 ©. 154; Prot. S. 8732, 8787, 
9421-9422; (VI S. 367, 369, 743); Reichst. Sitz. Prot. S. 3025, 3096, 

1. Inbalt des Borbebalts: Der Wrtifel enthält einen allgemeinen 
Vorbehalt für Die Autonomie der ſouveränen und der denſelben gleichgeitellten 
Häuser, jowie für die auf dieſe Häuſer bezüglihen Vorſchriften der Landesgeſetze. 

a) Sowohl dieſe Käufer nah Maßgabe der Hausverfaſſungen als die Yandes- 
geſetzgebungen haben freie Hand, die bezüglichen Rechtsverhältniſſe auch für die Zukunft 
abweichend vom B.G. B. zu geitalten, vgl. Bem. zu Art. 3. Jusbeſondere entiheiden 
die einzelnen Hausverfallungen darüber, inwieweit eimjeitige Beltimmungen des Hauptes 
des Hauies oder auf Obſervanzen berubende Borichriften wirfiam jind. Ten Bor: 
ichriiten des B.G. B. geben hiernach auch vor diejenigen Beltimmungen des bisherigen 
Rechts, welche in den Hausverfallungen und bez. Yandesgejegen in Bezug genommen 
und zum Gegenitand dieſer Spezialrechte gemacht sind. Inſoweit das letere nicht 
der Fall, iſt gemäß Artifel 4 die Entſcheidung zu treffen. Gbenmäßig geben dem 
3.0.8. vor die Normen des jonen. gemeinen deutiben Privatfüritenrechts, ſoweit dies 
jelben jubjidiäre Nechtsquellen für die bezeihneten Sonderrechte darjtellen. E.R.G. II 
Nr. 39 p. 149 XXVI Nr. 26 p. 149, Inſoweit reichsgeieglih ein Sonderredt der 
au. Häuſer beſteht (ef. SS 52, #7 Ge. üb. die Beurk. des Perlonenftandes vom 6, 
Febr. 1875), ergiebt ſich deilen Aufrechterbaltung ſchon aus Artifel 32. 

b) Im Verhältniß zu einander find die Hausgeſetze und die Yandesgejege völlig 
foordiniert. Das beißt alio, die Yandesgeieke fünnen die bier reichsrechtlich garantirte 
Autonomie der Yandesberren nicht etwa einichränfen. Anders der folgende Artifel 55, 
vgl. Bem. 3b dortielbit. 

2, Grund des Vorbehalts. Die Grimde beruben, abgeieben von der beionderen 
Stellung der Souveräne, darauf, daß die bezüglichen Normen, namentlich ſoweit fie 
tamilienrechtlicher und perionenrechtliher Natur find (Grofjäbrigfeit, Vormundſchaft, 
Unveräußerlichfeit des Namilienguts, Andividualiucceilion in daſſelbe), wichtige Grund: 
lagen itaatsrechtlicher Verhältniſſe bilden. 

3. Gleichgeitellte Häuser. Tie Gleichſtellung der Fürſtlichen Familie Hohen— 
zollern beruht darauf, daß in dem Acceſſionsvertrage vom 7. Dezember 1849 und dem 
Preuß. Geieß vom 12. März 1850 dieier Familie eine den fouveränen Häuſern ent: 
iprehende Stellung zugeſichert it. Die Gleichitellung der im Abſ. 2 bezeichneten drei 
im Jahre 1566 depofjedirten Häuſer iſt durch den R.T. in 2. Yelung erfolgt. Hin: 
fichtlih des Fürſtl. Naſſauiſchen jetzt Großherzogl. Yuremburgihen Hauſes bedarf es 
feines Vorbebalts, da ein ausländiicher Staat in Frage jtebt. 

4, Abgeſehen von Abi. 2 entipricht dieſer Artifel den leihen VBorbebalten der 
E.G. zum G. V. G. 8 5, ur C. P.O. 8 5, zur S. P.O. 8 4, ur K. O. $ 7 alter Faflung. 
Die neue Faſſung dieſer Geſetze bringt dielelben auch in Anſehung des Abi. 2 mit 
dem materiellen Necht in Ginflang. Bol. auch SS 219, 375, 479, 482 EPO.n F. 
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5. Eine Einihränfung des vorliegenden Vorbehalts normirt Art. 61, welder 
vorschreibt, daß für die Wirkungen der nad dem vorliegenden Artifel unzuläffigen 
Verfügungen die Vorichriften des B.G.B. über die Wirfungen gegenüber dritten gut— 
gläubigen Erwerbern Anwendung finden jollen. Vgl. Bem. dort. 

6. Ueber die hier in Betracht fommenden Hausgeſetze vgl. Heffter: Die Sonder: 
rechte der fouveränen Häufer zc., Berlin 1871. An einschlägigen landesgeiesliden 
Vorſchriften find zu erwähnen: 

Preußen AUR. L 11 88 676, 677; 1, 12 8 176; II, 1 8$ 835 ff. mit A.G. 
Art. 89. 

Bayern: Kal. Familienſtatut vom 5. Auguft 1819, Gef. üb, Civilliſte v. 1. Juli 
1834; Gef. v. 11. April 1843, Berfaff. U. v. 26. Mat 1818. VBerordn. v. 6. Juni 1900, 

Württemberg A.G. 3. B.G.B. Art. 130, 131 in Verbindung mit Hausgejeh 
v. 8. Juni 1828, 

Sadien Gef. v. 6. Juli 1900 betr. die Ergänzung u. Aend. d. Kgl. Hausgeſ. 
v. 30, Dezember 1537 u. d. Nachtrags v. 20. Auguit 1879. 

Heilen Geſetz v. 31. März 1900 i. Verb. mit Gef. v. 7. Juni 1879 betr. den 
Gerichtsſtand pp. der Yandesherren und des Grofherz. Hauſes. 

Medl.:Schwerin®. v. 22. Dezember 1899. 

Ral. im Uebrigen Heifter a. a. ©. 

Als ſubſidiäre Nechtsquelle dieſer gelammten bausgejeglihen und ſonder— 
geſetzlichen Vorjchriften fommt auch das gemeine Privatfürftenreht in Betracht. Bol. 
Entſch. d. R.G. 26 ©, 149 ff. 

7. Der Vorbehalt gilt in gleicher Weile auch für die Nebengejeße des B.G.B. 
in Anſehung der dort geregelten Materien: Freim. 6.6. 8 189 — G. B.O. 8 83; — 
E.G. 3. Zw. V. G. 82. 


Autonomie des hohen und gleichgeſtellten Adels. 
Artifel 58. 


In Anjehung der ‚zamilienverhältnijje und der Güter derjenigen Häufer, 
welche vormals reichsjtändisch gewejen und jeit 1806 mittelbar geworden find 
oder welche dieſen Käufern bezüglich der Familienverhältniſſe und der Güter 
durch Beichluß der vormaligen deutichen Bundesverfammlung oder vor dem 
Infrafttreten des Bürgerlichen Gejepbuchs durch Landesgeſetz gleichgeitellt 
worden jind, bleiben die Vorjchriften der Landesgejege und nach) Maßgabe 
der Zandesgejege die Vorjchriften der Hausverfafjungen unberührt. 

Das Gleiche gilt zu Gunſten des vormaligen Reichsadels und derjenigen 
‚samilien des landjäjjigen Adels, welche vor dem Inkrafttreten des Bürger- 
lichen Gejegbuchs dem vormaligen Neichsadel durch Yandesgejeg gleichgejtellt 
worden ſind. 

E. 134; I 32; RB. 56; Mot. zu 34 ©. 155-157; Prot. ©. 8782—8786 
(VI S. 367—309); K. B. ©. 2111; Sten. B. S. 302). 

1. Der Artikel enthält einen Vorbehalt für die Autonomie des hohen Adels 
und zwar a) der vormals reihsitändiihen Häuser, b) des vormaligen 
Reihsadels, e) der diejen Häujern durch Yandesgejek (bez. Beihluß der 
vormalig. Bundesverfammlung) vor Inkrafttreten des BGB. gleich— 
geitellten Häuſer. 

Die Autonomie der eriten beiden Kategorien war jchon durch Artifel XIV der 
Bundesafte vom 8. Juni 1815 gewäbrleiftet. Der Artifel lautet auszugsweiie: 

„Um den im Jahre 1806 und jeitdem mittelbar gewordenen ebemaligen 
Reihsitänden und Keichsangebörigen in Gemäßheit der gegenwärtigen 
Verbältnifje in allen Bundesitaaten einen gleihjörmigen Rechtszuitand 
zu verichaffen, jo vereinigen ih die Bundesitaaten dahin: 
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a) daß dieſe fürjtlihen und gräfliden Häuſer fortan nichtsdeitoweniger 
zu dem boben Adel in Deutichland gerechnet werden und ibnen das Recht 
der een in dem bisher damit verbundenen Begriff verbleibt; 

x 

e) e5 Sollen ihnen überhaupt in Rüdficht ihrer Perion, Yamilien und 
Beſitzungen alle diejenigen Rechte und Vorzüge zugeſichert werden oder bleiben, 
welde aus ihrem Gigentbum und deilen ungeitörtem Genuſſe berrübren und 
nicht zu der Staatögewalt und den böberen Negierungsrecten gebören. 

zun vorerwähnten Rechten find insbeiondere und namentlich inbegriffen : 

3 

2. werden nad den Grumdfägen der früheren deutihen Verfaſſung die 
noch beitehenden Familienverträge aufrecht erhalten und ibnen die Befugniß 
ugefichert, über ihre Güter und Wamilienverbältnifie verbindlihe Ver— 
le zu treffen ꝛc. ꝛc. 

3. ꝛc. ꝛc. 

Dem ehemaligen Reichsadel werden die sub No. ꝛc. und „2* angeführten 
Rechte ꝛc. ꝛc. zugelichert ꝛc. ꝛc.“ 


In den einzelnen Bundesitaaten iſt bez. der vormaligen Reichsſtände dieſer 
durch den Bund gewährleiſtete Rechtszuſtand faſt überall verwirklicht. Nicht in gleichem 
Maße die Autonomie des „Reichsadels“. Wo dieſelbe beſteht, hat ſie im Weſentlichen 
nur die Regelung der Stammgüter und Familienfideikommiſſe zum Gegenſtande. 
Bezüglich dieſer bat daher der Vorbehalt dieſes Artikels nur wenig Bedeutung. Denn 
bezüglich der Stammgüter und Familienfideikommiſſe entbält der folgende Artifel S 54 
einen allgemeinen Vorbehalt für die Yandesgeiehnebung und damit das Recht berfeiben, 
zu beftimmen, inmierweit die autonomiſche Beliebung Fünftig bier jtatthaft iſt. 


Die Gleichſtellung der vorbezeichneten dritten Kategorie von Adelsfamilien mit 
den beiden erſten war in dem I. und II. Entwurf nicht vorgeſehen, ef. hierüber Brot. 
S. 8782- 8756, Der Vorbehalt trifft diejelben nur inſoweit, als die Gleichſtellung 
vor dem Inkrafttreten des B.G. B erfolgt it. 


2. Grund des Vorbehalts. Dieſer iſt einmal das öffentliche Antereife, welches 
darin bejtebt, den Familien der eriten Kategorie durch die entiprehende Sonder: 
geitaltung ihres Familien: und Güterrechts die Standesgenofienihaft mit den 
regierenden Häuſern aufrechtzuerhalten, andererfeits das berechtigte Intereſſe dieſer 
jämmtlichen Familien auf den Schuß ihrer, fraft der eigentbümliden Natur der 
autonomen Normen zu wohlerworbenen Rechten geitalteten Befugniſſe und feit be- 
gründeten Ausjichten, ef. Mot. I, S. 114144. 


3. Inhalt des Vorbehalts. Der Vorbehalt ift gegenüber demjenigen des 
vorigen Artikels ein beichränfter, inſofern er 


a) fih mur versteht „in Anfebung der Güter: und Familienver— 
hältniſſe“, — bierbei ift der Ausdrud Familienverhältniſſe nicht in dem inne aller 
das Familienrecht betreffenden Berbältnilie zu veriteben, jondern in dem Zinne, wie 
er nad der bisberinen geichichtlichen Entwicklung aufgefaßt wurde. Es fallen alio beiip. 
nicht darunter die Grundſätze über —— und Scheidung der Ehe. So mit Recht 
Planck ©. 138 vol. auch Mot. IS 


b) die Hausverfallungen nur — Maßgabe der Landesgeſetze“ 
aufrecht erhält. Es kann daher die Landesgeſetzgebung die autonomiſche Verfügungs— 
gewalt ganz beſeitigen oder einſchränken. 


Sie kann, aber auch die Autonomiebefugniß, ſoweit nur Familienverhältniſſe 
bezw. Güterverhältniſſe dieſer Häuſer in Frage ſtehen, über den bisherigen Umfang 
hinaus erſtrecken. Unberührt bleiben ferner diejenigen Normen, durch welche die 
Landesgeſetzgebung unmittelbar in die Regelung dieſer Sonderrechte durch ſelbſtändige 
Regelung der dieſelben beſeitigenden oder ergänzenden Normen eingegriffen hat, wie 
das namentlich auf dem Gebiete der Familienſtammgüter und des Vormundſchafts— 
rechts vielfah geſchehen iſt. Auch Künftig bat gemäß Art. 3 E. G. die Yandesgeier: 
nebung zu einer ſolch unmittelbaren Regelung diefer Normen freie Hand. Innerhalb 
der ihnen landesgeleglich gezogenen Grenzen iſt auch dieſen Häusern das Recht, neue 
autonomiiche Verfügungen für die Zukunft zu treffen, nicht benommen. 

Wird in den betreffenden Hausverfaflungen und beziehungsweiſe Yandesgeleken 
jubiidiär auf das allgemeine bürgerlice Necht verwielen, jo iſt es auch bier gemäß 
Artikel 4 E.G. Auslegungsfrage, ob ſich die Verweiſung auf das bisherige Recht oder 
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das B.G.B. bezieht. Den aus der autonomen Ausgejtaltung diejer Sonderredhte für 
Dritte erwahjenden Gefahren wird durd die Vorjchrift des Artikels 61 vorgebeugt. 


4. Auch der vorliegende Vorbehalt (vgl. Art. 57 Bem. 5) findet in Art. 61 
eine Einſchränkung dahin, daß die nad) dem vorlieg. Vorbehalt unzuläffigen Verfügungen 
dritten gutgläubigen Erwerbern gegenüber als ungültig nicht aufgerufen werben fönnen. 

5. An Iandesgeieglihen Vorſchriften find zu erwähnen: 

Preußen AR. II ı 88 835ff. AG. Art. 89 Nr. Ic), Verordnung v. 
21. Juni 1815, 

Bayern Berf. Urf. V, $ 2 u. Beil IV $ 65. (A.G. Art. I; Ueb. V. Art. 106) 
Dekl. v. 19, März 1807. 

Sachſen Verord. v. 24. Jult 1899 (4. Ausf. ein. Reichsg.) $ 15 betr. Zu: 
ftändigfeit der Oberlandesgerihte in Anſehung der Familien— und Nachlaßverhältniſſe 
des Hauses Schönburg. Gef. über Familienanwartichaften v. 7. Juli 1900 $ 109, 

Württemberg A.G. Art. 14, 24—31, 280— 281, 

6. Auch dieſer Vorbebalt gilt in gleicher vu Ion die Nebengeiehe des B.G.B.: 
Freiw. Gef. $ 189, G. B.O. 8 83, EG. 3. Zw. V.E 


Samilienfideikommiffe, Lehen, Stammgüter, 
Artikel 59. 


Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorjchriften über Familien— 
fideikommiſſe und Lehen, mit Einjchluß der allodifizirten Lehen, jowie über 
Stammgüter. 

6.135; € 1133; RB. 57; Mot. zu 35 S. 157—159; Prot. S. 8787 bis 
8791, 9195—9196, 9422 (VI ©. 369—371, 606, 743): Sten.®. ©. 3025. 

1. Gründe des Vorbehalts in Anſehung diefer Nechtsmaterien beruben auf 
dem Zuſammenhang, in welchem dielelben vielfach mit öffentlichrechtlihen Einrichtungen 
fteben, und ber Thatſache, daß durch dieie Inſtitute vielfadh wohlerworbene Rechte und 
teftbegründete Rehtsausfichten geſchaffen ſind, in welche einzugreifen unangängig erſcheint. 
Bezüglich der Familienfideikommiſſe iſt auch eine entſchieden auf Fortbildung dieſes 
Inſtituts für die Zukunft gerichtete Tendenz vorbanden. Bergleihe über die von 
er ni gegen und für diefes Statut vorgetragenen Gründe im einzelnen: 
Brot. 8788 ff. 

Was die Namilienfideifommiife, Yeben und Stanımgüter des hohen Adels und 
des demielben gleichgeitellten niederen Adels ambelangt, jo ergiebt ſich die Aufrecht: 
erbaltung der b3. nititute ſchon aus Art. 58 

2. Familienfideilommiſſe. Das find Stiftungen (im weiteren Sinne), durd 
welche einem beitimmten Grundftüd oder ſonſt geeignetem Objekt die Figenichaft der 
Unveräußerlichfeit und der Unvererblichkeit an andere_als Familienmitglieder beigelegt 
wird und in welchen regelmäßig auch eine beitimmte Succeiftionsordnung vorgeichrieben 
wird. Sie gebören in dem weitaus größten Theil Deutihlands dem geltenden Recht 
an. An Oldenburg (Gef. vom 28. März 18552) ſowie in Elſaß-Lothringen und der 
bauriihen Rheinpfalz, ef. Art. 896 E.E., find fie ausgeichlojjen. 

Nicht aufrechterhalten durch dieſen Artikel find die Familienſtiftungen, cf. II, 
48 218. Preuß. AR. Unterihied von Familienfideikommiß: (Die Bezugsberechtigten 
jind nicht dinglich berechtigt, jondern haben nur obligatorische Anſprüche an dem der 
Familie als zur Perſon gebörigen Vermögen, vgl. Eruien:Müller S. 50.) Allein 
gemäß $ 55 B.G. B. bleiben auch bier die landesgeſetzlichen Vorichriften über die Ver: 
taffung und Organijation diefer Inſtitute unberührt. Das Preuß. Ausf.Gej. hat in 
Art. 1—3 eine Reihe landesgeießliher Vorſchriften für diejelben gegeben. 

Durch Art. 59 wird der Yandesgeieknebung volle Freiheit für zweckmäßige 
Geſtaltung der bier in Frage ſtehenden Inſtitute gewährt. Die Landesgeſetzgebung 
fann demnach 3. B. au anordnen, daß Sculdverichreibungen auf den Inhaber, die 
zu einem Familienfideikommiß oder Lehen gehören, auf das Fideifommiß oder Yeben 
umzuichreiben find. Die Landesgeſetzgebung iſt ferner befugt, zu beitimmen, daß die 
Succeſſionsfähigkeit gewiſſer Kinder in die Fideikommiſſe u: ſ. w., obwohl dieje Kinder 
nach allgemeinen Grundſätzen ebelich find, auszuſchließen oder der Anfechtung unter: 
worfen jein follen, cf, Brot. 8980, 9196, 9422. Dur den Worbebalt dieſes Artifels 
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werden ferner auch das Baneriihe Geſetz vom 22. Februar 1855, die landwirtb- 
ſchaftlichen Erbgüter betreffend, und das Heiftihe Geſetz deflelben Anbalts vom 
11. September 1558 aufredhterbalten, ef. Anmerf. zu Art. 64. 

Einzelne Landesgeſetze: Preuß. Yandrecht II, 4 SS 47-226 (Dannop. 
Gel. v. 13. April 1836). Bayer. Ed. v. 26. Mai 1818 Roth. V Is 21m). Sidi. 
BGB. 88 2527-2541. Er u. A. V. O. dazu $%0. Badiihes G. B. Art. 577. Weimar. 
Geſetz v. 22. April 1533. Braunichw. Gef. v. 25. März 1837 u. 20. Mat 1858. Groß— 
herzogl. Heil. ©. v. 13. Sept. 1858. Anbalt. ©. v. 17. April 1870. Bol. Stobbe: 
Yebmann 1, 2 p. 524, Neubauer, Zulammenitellungen des in Deutichland 
geltenden Rechts betr. Stammgüter, Familienfideikommiſſe, Familienſtiftungen, bäuer— 
liches Recht, Reallaſten ꝛc.,, Lehnsrecht, Berlin 1879. 

3. Lehen. Unter Lehen verſteht man im Allgemeinen ein ausgedehntes Nutzungs— 
recht des Valallen an einem in ſog. Obereigenthum des Yebnsberrn ftehenden Grund: 
ſtück, welches Nutzungsrecht nad einer beitimmten Succeſſionsordnung (ex pacto et 
providentia maiorum) fich vererbt. 

Allodificirte Yeben liegen vor, wenn unter Bejeitigung des Obereigentbums 
des Yehnsherrn das Nutzungsrecht des Vaſallen zum Eigenthum geftaltet it und nur 
die bejondere Succeifionsordnung ganz oder zum Theil aufrechterbalten ift. Die Leben 
find, abgeieben von den jogenannten Thronleben und außerbalb des Staates belegenen 
Yehen zum größten Theil in Deutichland zu allodificirten Lehen geitaltet. Das particulare 
und gemeine Lehnrecht bat dabei im Allgemeinen nur binfichtlih der beſonderen auch 
für dieje Lehen geltenden Succellionsgrundfäge noch Bedeutung. 

Abgejehen von den im zablreihen Sammlungen, (cf Stobbe-Lehmann, 
Deut. Priv. R. II. 2, p. 371) entbaltenen Quellen des gemeinen Lehnrechts fommen Die 
ipeziellen Rechtsauellen der Hundesitaaten in Betradt: 

Bar Landrecht I, 18, 88 13—679 

Königl. Bayrisch. Yehnsedift vom 7. Januar 1808, 

Pnilkes Yehnsgeieg vom 12. August 1807. 

Sothatiches Yehnsmandat vom 6. Januar 1800, 

Kurſächſiſches Mandat von 30. April 1764. 

Altenburgiiches Yehnsmandat vom 5. Juni 1795, 

Waldeder Yebnsedift vom 1. Sept. 1670 (Geſetz vom 19. Februar 1827). 

Stobbe:Yehmann a. a. DO. Vgl. Neubauer, Julammenitellung des in 
Deutichland geltenden Nechts, betreffend die Stammgüter ꝛc. Berlin 1579. 

Inwieweit die Yeben als jolde und ba. als allodificirte Yeben nod fort: 
beſtehen und inwieweit für letztere die beionderen Succefltionsgrundfäge der Anwärter 
gelten, ift aus den einzelnen in fait allen Bundesitaaten erlafjenen jog. Allodifications- 
gelegen zu entnehmen. Nah Stobbe V p. 355 gelten im Allgemeinen für 
allodificirte Yeben folgende Grundfäge: 

a) Ueberall nimmt fiir allodiftcirte Leben jedes beiondere Lehnsfolgerecht ſein 
Ende, wenn die zur Zeit der Allodification vorhandenen Yehnsfolger und ihre Descen— 
denten geitorben find oder auf ihr Succeſſionsrecht verzichtet haben. 

b) Diejenigen Geſetze, welche die Erbrechte der Agnaten oder Geſammtbelehnten 
nicht fofort befeitigen, verlangen regelmäßig, daß fie zur Aufrechterbaltung ihres Folge— 
rechts ihre Nanıen im Grundbuche oder in bejondere Yebnsregifter eintragen. Im 
einzelnen enthalten fie viele Verſchiedenheiten. 

on Allodificationsgeiceken der einzelnen Bundesitaaten ſind aufzufübren ; : 

Preußen: Sei. vom 2. März 1800, 8 2, vom 5. Juni 1852, Art. 2, für die 
ganze Monarchie. Kür die einzelnen Provinzen: Geſetz vom 4. März 1867 und vom 

Junt 1875 für Bommern; Geſetz vom 23. Juli 1875 für die Kurz, Alt: und Neu— 
— — Geſetz vom 3. Mai 1876 für Weſtphalen und die zugehörigen Kreile der 
Rheinprovinz. — Geier vom 19. Juni 1876 für Schleſien, Grafſchaft Glatz und Ober: 
laufiß. Bom 16. März 1877 für Vftoreußen. — Vom 25. März 1877 und 20. 
April 1883 für die Provinzen Sachſen und Brandenburg, abgeiehen von den Marken. 
Für Hannover ef, die Geſetze vom 13. April 1836, 19, Juli 1848 und 24, Januar 1851. 
sturbeiien Gejeß vom 25, Juni 1848. 

Bavern: Yebnsedift von 1808 und Gel. vom d. Juni 1848, 

Sabjen: Declaration vom 22, Februar 18044 und 3. Juni 1852, Declaration 
vom 22, Mai 1872. Verordnung vom 2, Nov. 1873 (G.S. ©. Mil). Belfannt: 
machung vom 2. November 1873 8,5. ©, 47. 

Baden: Geſ. vom 19. April 1856, Set. vom 9. Auguſt 1862, 

Großherzogthum Heilen: Geſetz vom 2, Mai 1841, 
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Oldenburg: Gejen vom 28. März 1852, Verf.lirf. vom 22, Nov. 1852, 8 213, 

Braunihweig: Verf.Urk. vom 12, Oktober 1832, $ 37, Ge. vom 
28. März 1537 und vom 13, Dez. 1849, 

Sachſen-Weimar: Gel. vom 13. Mat 1851. 

Sabjen-Meiningen: Gef. vom 20, Febr. 1872 u. a. 

4, ALS Stammgüter find im Allgemeinen zu bezeichnen: Güter, bei denen bie 
Eigenſchaft der Unveräußerlichfeit und Unvererblichkeit an andere als Familien— 
mitglieder unter Regelung einer beſtimmten Succeſſionsordnung nicht wie beim 
Familienfideikommiß durch die Stiftung, ſondern unmittelbar durch Geſetz by. 
Privileg begründet wird. Stobbe a. a. O. p. 5083, 

Der Vorbehalt für dieſe hat keine weſentlich praktiſche Bedeutung. Soweit 
Stammgüter des hohen Adels und der dieſem gleichgeſtellten Häuſer in Frage 
fommen, greift ſchon der Vorbehalt des vorhergehenden Art. 58 durch. Stamm— 
güter bürgerliher Familien und des niederen Adels find in Deutichland wohl nur 
ganz vereinzelt vorhanden, el. Stobbeskehmann a. a. O. p. 514 ff., insb. die 
dort aufgezäblten Gelege der Hanjaftädte, welhe die Erbgüter der Städte bejeitigen, 
ferner die dort aufgeführten einzelnen Beitimmungen des Bremiſchen Ritterrechts 
vom 19. August 1847, 

Die Motive erwähnen als vorbehalten dur diefen Artifel auch diejenigen 
Rechte, welche durch die Privilegien der Ktab.O. v. 16. Januar 1836, vom 26, Februar 
und 28. Februar 183 gewiſſen Familien des rheiniichen und weitphäliihen Adels 
eingeräumt find; cf. hierüber auch Brot. 8784. Someit die diefen Familien ertheilten 
Befugniſſe als autonomische angejehen werben können, würde für diejelben jedenjalls 
der Vorbehalt des Art. 58 durdgreifen. 

Als vorbehalten dur dieſen Artikel bezeihnet Sohn Deut Jur Zeit. 1899 
p-8 ff. auch die Rechtsſätze über den Erwerb des Adels, weil und ſoweit jie einen Theil 
der Stammgutsrechte bilden. Damit entjcheidet er die Frage, ob die Grundſätze des 
B.G. B. über den Erwerb des Familiennamens durch Adoption, Yegitimation, unehe— 
lihe Geburt 8$ 1758, 1736, 1616, 1706 auf den Erwerb des Adels Anwendung 
finden, im verneinenden Sinne Val. über diefe Streitfrage insbeſ. v. Bülom, 
Gutachten, Verband. des 24. Auriftentanes 1895, Bd. II S. 117 ff. Küntzel, 
Gruchot Beitr, 1897 p. 441 ff. und die jonft bei Sohm a. a. DO. citirten. 

(Nah den Beichlüjien des 25. Dtiſch. jur.Tages 1900 ift die Aufrechterbaltung 
der bisherigen landesrechtlichen Vorjchriften in diefer Frage aus anderen Gründen — 
weil Vorſchriften des öffentlihen Rechts in Frage ſtehen — nad dem Gutachten 
Gierkes alö unbedenklich zu erachten.) 

5. Eine Einſchränkung erjäbrt auch diefer Vorbehalt durch Art. 61, welder 
vorichreibt, daß eine nach dem vorliegenden Vorbehalt unzuläffige Verfügung der 
dritten gutgläubigen Erwerber gegenüber nicht aufgerufen werden fann. 

b, Die Ausführungsgeiege enthalten fait ſämmtlich einichlägige Vorſchriften. 
Die Mehrzahl giebt nur geringe materielle ba. durh das B.G.B. bedingte Faſſungs— 
änderungen. Cinige, wie Baden und Mecklenburg, geben ausführliche Vorſchriften. 

Preußen: Art. 6952. Die Nutznießung, welche der Mutter Eraft elterlicher 
Gewalt auh am Fideifommißvermögen zuiteben würde, wird im Hinblid auf Die 
Gefahr gegenſätzlicher fognatiiher Intereſſen grundſätzlich ausgeſchloſſen. — Vgl. auch 
A.G. z. G. B.O. Art. I5ff. 

Bayern: Art. 135, 152 hebt in Art. 135 eine Reihe in dad allgemeine 
bürgerliche Recht übergreiiender (ſchon durh Art. 55 E.G. befeitigter) Borjchriiten 
der bisherigen Fideikommißgeſetzgebung auf, und giebt in Art. 152 einige durch) 
das B.G. B. die neue G.B.O. u. d. R.Freiw. Geſ. bedingte Abänderung des Geſ. v. 
22. Febr. 1855, die landwirtbichaftlihen Erbgüter (Stammpgüter) betr. — vgl. auch 
AS. 3 G. B.O. u. A.G. z. Zw. V. G. Art. 157. Art. 34ff. — 

Sachſen: Gef. v. 24. Juli 1900 3. Ausf. ein. Reichsg. $ 30, hält fir das 
Grundbuchweſen der Lehngüter die bisherigen Boricriiten des Hypothekengeſ. 
vom 6. November 1543 aufrecht, und giebt in Anſehung des Familienfideikommißrechts 
einige Beitimmungen in dem Gef, über Kamilienanwarticdaiten vom 7. Juli 1900, 

Wirttemberg: Art. 24-31, 95 giebt Vorschriften über das Grundbuchweſen 
in Anfebung der Kamilienfideilommiffe, Lehen und Erbgüter (Stammpgüter). 

Baden: Art. 36 88 1—17 regelt das Recht der Stammpgüter völlig neu, 
($ 8 dieſ. Gef. ift mit der reichörechtl. Einſchränkung des Art. 61 zu verjtehen), 
vol. auh A.G. 3. G. B.O. 83 10, 27. 
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Helfen: Art. 277 I—X enthält ARE Aenderungen des Gef. die Familien— 
fibeifonmmiije betr. vom 13. Sept. 1858 

Mecklenburg-Schwe: SS 15 3163, 25—348, 3389-390, Str. 150 — 160 
262—318, 346--347 geben eingehende Vorſchriflen über Fainilienfideikommſfe und Yeben. 

Oldenburg: Gej., betr. d. Grunderbredt, vom 19. April 1899. 

S.:Meiningen: Art. ?. Grridtung eines Fam Fideikommiſſes und Gin: 
verleibung in dafjelbe bedarf landesherrliher Genehmigung. 

41, ee 

Altenburg: 8 5, 54, 127 

Schw. Sondershaufen: Art. 45 (A. G. 3. G. B.O. $ 22 ff.). 

Schw. Rudolſtadt: Art. 17. 

MWalded: Art. 33. 

(Bayern Pfalz: Art. 135 u. S.:Coburg=: Gotha: Art. 5 unterlagen aus: 
drücklich die künftige Errichtung von Familienfideikommiſſen. Tas Gleiche gilt nad 
Oldenburg und Elſaß-Lothringen in Gemäßheit des bisherigen Rechts.) 


Revenüien-Hypotheken. 
Artifel 60. 


Unberührt bleiben die landesgejeglichen VBorichriften, welche die Be 
jtellung einer Hypothek, Grundjchuld oder Nentenjchuld an einen Grund- 
ſtücke, dejjen Belaftung nach den in den Artifeln 57 bis 59 bezeichneten Bor- 
jchriften nur bejchränft zuläſſig it, dahin gejtatten, daß der Gläubiger Be 
friedigung aus dem Grundjtücde lediglich im Wege der Zwangsverwaltung 
juchen kann. 


E. 136; €. II 34; N.B. 58; Mot. zu 36 ©. 159—160; Prot. S. 8786, N% 
(VI ©. 369, 606). 


1. Nah dem B.G.B. ift die Beitellung einer Hypothek nur als Subſtanz— 
Hypothek möglih und die Beichränfung, daß die zwangsweiſe Weiriedigung der 
Gläubiger nicht im Wege der Zmwangsverfteigerung erfolgen foll, unzuläſſig. Tie 
Revenüenhypothek, welche das bisherige Net zum Theil anerkannte, ift an fich be: 
feitigt. Nur binfichtlib der am 1. Januar 1900 (bzw. dem jpäteren Zeitpunft der 
Srundbuchanlegung) beitehbenden Revenüenhypotheken ordnet Art. 192 Abi. 2 an, 
daß dieſelben aufrechterhalten bleiben. 

Mit Rückſicht auf die Vorbehalte der Artikel 57, 58, 59, nad benen jet es 
durch autonomiihe Satung, Geſetz oder Stiftung angeordnet werden fann, daß bie 
Veräußerung beitimmter Grundſtücke unzuläſſig iſt und deshalb auch die Belaltung 
in ber Regel nur binfichtlih der Nutungen des Grunditüds erfolgen kann, tft zum 
Zweck der Grhaltung des Mealfredits für — Grundſtücke der Vorbehalt 
dieſes Artikels erforderlich; cf. A.L. R. I, 18 88 228, U, 4 8 76ff. Bayr. Hypotheken⸗ 
geſetz 8 68, 8 53 Verf. Beil VII, Lehenedikt von 1808 SS 144ff., Württemberg. 
Pfandgeſ. Art. 7, Heli. Piandgel. Art. 10, Weimar. Piandgei. S 18. Aus SS 146— 161 
bes gleichzeitig mit dem B.G. B. in Kraft tretenden Zwangsverwaltungsgeiehes gebt 
hervor, daß die Beiriedigung des Gläubigers auf diefem Vollitredungswege nur aus 
den ar ragt des Grundſtücks erfolgen kann; ef. Entw. I Gef. betr. die Zwangs— 
vollitr. i. d. u. V. Berlin 1859 $ 200 Abi. 3 und Mot. p. 333 unter ec. 

Önpothet ss 1113—1190, Grundſchuld $ 1191, Nentenichuld $ 1199. 

An Yusführunggbeftinmungen vgl. Breuhen A.G. 3. Zw. V. G. Art. 13. — 
Württemberg A.G. 88 216, 280, 


Einfhränkung der in Artikel 54—59 vorgefchenen Vorbehalte. 
Wrtitel 61. 


Sit die Veräußerung oder Belaftung eines Gegenjtandes nach den in 
den Artifeln 57 bis 59 bezeichneten Vorſchriften unzulällig oder nur beichränft 
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zuläflig, jo finden auf einen Erwerb, dem dieje Vorjchriften entgegenjtehen, 
die Vorjchriften des Bürgerlichen Gejegbuchs zu Gunjten derjenigen, welche 
Nechte von einem Nichtberechtigten herleiten, enjprechende Anwendung. 

E.137; E. II 35; RB. 59; Mot. zu 37 ©. 160; Prot. S. 8791 (VI S. 371, 607). 

1. Allgemeines. Der Artifel ſchränkt die Vorbehalte der Artikel 57, 58 und 59 
injomweit ein, als die vermöge autonomiiher Satzung, Privileg oder Stiftung in 
Gemäßheit diejer Vorbehalte erlaſſenen VBeräußerungs: und Belaftungsbeihränfungen 
dritten redlihen Erwerbern gegenüber nicht zum Schaden gereichen jollen. Es ver: 
lieren daber alle hiermit nicht im Einflang jtebenden Beitimmungen der Bartifular: 
geiege ihre Gültigfeit; vgl. hierzu Art. 114 Bem. 3, 

2, Erwerb von Nihtbereditigten SS 932, (933, 934), 935, 936, 1244, 892, 893, 
1138, 1140, 1148, 1192, 1199 B.G. B. Da die dem Lehns-, Familienfideikommiß-, 
Stammguts: oder durch autonomiihe Sabung beitimmten ähnlichen Verhältniß 
untermworfenen Objefte regelmäßig Grundftüde find, fo find im mefentlichen die 
Beſtimmungen der $$ 892, 893 bier von Bedeutung, wonah Beihränfungen dem 
Erwerber gegenüber nur wirfiam find, wenn fie aus dem Grundbuch erjichtlich 
oder dem Erwerber befannt find. Die den Fideifommikanmwärtern zuftehenden 
Revofationsaniprühe ALR. II 4879, Sächſ. B.G.B. 2534, die dem Lehnsanwärter 
(Lehnsherrn, Descendenten) zuitehende a® feudi revocatoria, der bdenjelben eventuell 
eingeräumte NRetraft, die Bindifations: und Nüdforderungsaniprüde der Beſitzer 
bochadliger Güter finden demnah gegen den redlihen Erwerber nicht mehr jtatt, 
wenn die Beichränfungen im Grundbuch nicht eingetragen find, bez. find die im 
guten Glauben erworbenen dingliben Rechte unanfehtbar. Das entipriht im 
mwejentliben ſchon dem beſtehenden Rechtszuſtand, dort wo die Grundbuch— 
einrichtung beftebt; ef. S 11 Preuß. E.E.G. 5. Mai 1872. 

Das auf den ftatutariihen Beitimmungen der Ritterihaft des Herzogthums 
Bremen berubende Vorkaufs- und Netraftreht_ der Agnaten an ritterfchaftlichen 
Grbitammgütern, welhes im Geſetz vom 24. Dezember 1872 (8.5. p. 73,2) 
aufrechterhalten it, wird gemäß diefem Artikel fünftig eingetragen werden müſſen 
Val. Mot. Preuß.Ausf. Geſ. Heumann p. 35. 

3. An Ausführungsbeitimmungen vgl. Heilen Art. 162, 103, welches lediglich 
deflarirt, daß die Eintragung der Gebundenbeit der Grundbeſitzer im Grundbuch 
genügt, um die Betheiligten gegen die Wirkungen des öffentl. Glaubens des Grund: 
buches zu ſchützen und daß es der Cintragung der einzelnen mit diejer Eigenjchaft 
verbundenen Rechte und Verpflichtungen nicht bedarf. — Das Gleihe muß aud als 
fih von jelbitveritebend für die übrigen Staaten gelten. Selbitveritändlih können 
die Yandesgeiehe auf Grund des Art. 83 RG.B.O. über die grundbuchlihe Behandlung 
der bier in frage fommenden Rechte, abgejeben von dem bier in Frage fommenden 
GSintragungserforderniß, bejondere von den allgemeinen Beitimmungen abweichende 
Vorſchriften erlajien. 


Rentengüter. 
Artikel 62, 
Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorſchriften über Nentengüter. 
G. II 36; RB. 60; Prot. S. 4825, 48%, 8902, 8963—8966 (VI ©. 434, 
a III ©. 766, 767). Reihst.Sik.Prot. S. 30236, 3096. 

Aentengüter. Der Vorbehalt iſt allgemein gefaßt, da die bisherigen Er: 
— auf dieſem erſt ſeit kurzer Zeit in der Entwicklung begriffenen Gebiet noch 
nicht genügend ſind, um der Landesgeſetzgebung Schranken zu ziehen. Brot. 8962, 
865 ff. Abgei. von dem Preuß.Gei. vom 2. März 1850, betreff. die Ablöjung 
der NReallaiten, G.S. ©. 77, Gei., betr. die Wiederzulaffung der Vermittlung der 
Rentenbanfen, vom 17. Januar 1581, welde Geſetze ſchon durch die Vorbehalte 
der Artikel 113, 115, gedeckt werden, vergleiche bier insbeſondere Geſetze vom 
26, April 1886 — betr. die eat deutiher Anſiedlungen (G.S. S 
131), Gej. vom 27. Juni 1890 (8.5. 209) über die Rentengüter, Gei. vom 
7. Juli 1891 (8.5. ©. 279), betr. "die Beförderung der GErribtung von 
NRentengütern, endlich Geſ. vom 3. Juni 1896 G.S. ©. 124, betr. das Anerben— 
reht bei Nentene und Anfiedelungsgütern; cl. Pelter: Begründung von 
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Rentengütern und das Grundbuch im Gebiete des Allgv.R. nebit Tert der beiden 
Rentengutsgeiege vom 27. Juni 1590 und 7. Auli 1501, Berlin 1595. Bergleiche 
ferner neuerdings Gel. vom 20, April 1598 G.S. p- 69, betr. Abänderung des 
Anfiedelungsgei. In größerem Umfange vorbereitet werden endlih Rentengüter au’ 
den im Eigenthum des Staates jtebenden Mooren. 

Unberübrt bleiben mit dem materiellen Nentengüterrebt gemäß $ 83 G. B.O. 
auch die Borichriiten der Yandesgeiege über das Grundbuchweien, joweit fie auf dieſem 
Gebiet erlaflen find oder werden. 


2, Weſentlicher Inhalt der landesgeiegliden Vorſchriften. Die neuere preukiiche 
Rentengutögeietgebung bezweckt, den Erwerb von Grundſtücken auch dem nicht Fapital- 
fräftigen Theil der Bevölferung zu ermöglichen. Das Ablöjungsgeieg vom 2. März 
1550, welches in jegensreicher Weile die Möglichkeit der Abjtohung Jahrbunderte lang 
begründeter und in bobem Maße läftiger Nenten gewährte, hatte auch die Entſtehung 
neuer ſeſter Geldrenten ſehr erichwert, indem es die jederzeite Ablösbarfeit ſolcher Renten 
vorichrieb, hatte aber damit dem Erwerb von Grunditüden jeitens folder Perſonen, 
welden die Mittel zur Bezahlung des Lebernabmepreiies in stapital nicht zu Gebote 
itanden, ſchwere Hinderniſſe in den Weg gelegt. 

Nah dem Anfiedelungsgeieß vom 26. April 1886 (für den bort beitimmten 
ipeziellen Zweck) und allgemein nach $ 1 des Rentengutsgeſetzes vom 27. Juni 1800 
fann die llebereignung eines Grundſtücks genen Uebernabme einer jeiten Geldrente, 
deren Ablösbarfeit von der Zuſtimmung beider Betbeiligten abbängig gemadt iit, 
erfolgen. Nah Abſatz 4 und 5 des S1 eit. muß das Rentengut frei von Hypotheken 
und Grundihulden des Grundſtücks, von welchem es abgetrennt wird, begründet 
werben und es finden die Vorichriiten über den erleihterten Abverfauf von Grund— 
jtüden auch bei größeren Trennitüden Anwendung. — Das Gejeß vom 7. Juli 1841 
beiördert die Entwickelung des Inſtituts infoiern, als es einerieits den Begründungsaft 
für ſolche Nentengüter vereinfacht, indem es u. A. unter Bejeitinung des Sriordernifies 
der Auflafiung den Erwerb durch Bermittelung der Generalkommiſſion ermöglicht, 
andererjeitö die Ablöjung, ſofern dieſelbe zuläſſig ift, durch Vermittelung der Renten: 
banfen erleichtert. Der Nentenberectigte erbält das Ablöjungsfapital in Nentenbrieien 
und der Nentenpflichtige bat die Rente an die Nentenbanf zu entrichten, bis dieſelbe 
durch das "/s Prozent mehr an Zinſen, welches die Nentenbanf von dem Renten— 
pflichtigen einziebt, in 60',, Dez. 56" 1» Jahren amortifirt iſt. 

Das Geier vom 8. Juni 1896 bezweckt den dauernden Beitand der neu: 
begründeten Nentengüter zu Sichern, indem es die Grundſätze des Anerbenrechts aui 
diejelben überträgt. Die Abfindung der Miterben von dem Anrechnungswerth joll 
nadı diefem Geſetz regelmäßig nur in Nente geleiitet werden. Den gleiben Grundias 
führt cin das Geſetz, betr. das Anerbenreht in Weſtphalen ꝛc. vom 2, Juli 1808; 
ef. unt. zu Art. C4. 


3, Tragweite des Vorbehalts. Es find Zweifel laut geworden darüber, ob 
durch den Vorbehalt diejes Artifels auch die erwäbnten preußiichen Geſetze über die 
Ansiedelungen in Roien und Weitpreußen gededt werden. In der Reichätags: 
vorlage Artikel 60 waren die „Anfiedelungsgüter“ bejonders erwähnt. Bei der 
III. Yefung im Plenum des Reichstags wurde die Streihung der Worte „und Ans 
fiedelungsitellen“ beichlofien (118. Sigung ©. 3096). Diele Streihbung bedeutet aber 
nur, daß die Yandesneickaebung über den Rahmen des Nentengüterrebts hinaus Feine 
abweichenden beionderen Beitimmungen bezüglich der Anſiedelungsgüter treffen dari, 
3. 8. binfichtlich der micht als Nentengüter, fondern zum freien Eigenthum ber. Zeitpacht 
aenebenen Anſiedelungsgüter. Derartige, von den allaemeinen Grundſätzen abweichende 
Beltimmungen, welde aus dem Rahmen der Rentengutsgeießgebung binausfallen, 
befteben zur Zeit nicht. Pal. Grashofſ, Preuß. Verwaltungsbl. 1548 ©. 329--331. — 

4. Anstührungsgeiege. Nah Preußen Art. 12 joll abweichend von $ 313 
B.G. B. (Art. 142 E. 6) für Nentenautsverträne be3. ſolcher Nentenguter, welche dur 
Vermittelung der Generalkommiſſion begründet bezw. vom Staate ausgegeben find, die 
ichriitlihe Korn genügen. 

Für die Grwerbsverträne ($S 313 B.G. B.) der Anfiedelungsfonmilfionen (Met: 
preußen und Polen) tollen in Gemäßheit des durch Art. 142 E. G. veritatteten Bor- 
bebalt$ die Überbeamten diejer Bebörden zur Beurfundung zuftändig fein. Xal. 
Art. 142 Bem. 

Sehr wicdtig iſt der Artifel 30 1. e., welcher die Möglichfeit beichaffen Toll, 
das bislang bei dieſen Nentengütern regelmäßig vorbebaltene dingliche Wiederfaufsrccht 
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($ 12 E. E.G. v. 5. Mai 72) auch nad dem 1. Jan. 1900 zu begründen (das B. G. B. 
fennt nur ein obligatoriiches Wiederfaufsrecht, SS 497— 503 B. G. B.). Dieſes Wieder: 
faufsrecht wird im weientlichen dem dinglichen Vorkaufsrecht des B.G.B. nachgebildet 
und tritt ferner nicht nur beim Wechſel des Eigenthümers, jondern ev. auch für den 
Fall vertragsmäßig übernommener Pflichten ein. — 

Nah Medlenburg: Schw. $ 150, Str. $ 178 werden eine Reihe der in jenen 
Ausführungsgeiegen für Erbpadhtgüter (auf Grund des Art. 63) gegebenen Borjchriiten 
auf Nentengüter auögedehnt. — 


Erbpadhtredhte und dergl. 
Artikel 63, 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen Borichriiten über das Erbpacht- 
recht, mit Einſchluß des Büdnerrechts und des Häuslerrechts, in denjenigen 
Bundesſtaaten, in welchen jolche Nechte beitehen. Die VBorjchriften des 5 1017 
des Bürgerlichen Gejegbuchs finden auf dieſe Rechte entiprechende Anwendung. 

E. 1137; R. V. 61; Prot. S. 8963, 8964, 89668976, 8985, 8986, 9197 9198 
(VI S. 472—479, 485, 607, 650). 

I. Inhalt des Vorbehalts. Grbpactrechte find dinglihe Rechte an Grund: 
ſtücken ausgedehnteſten Jnbalts, welche fich im weientlichen nur dadurd vom Eigenthum 
untericheiden, daß fie einerjeits dem Grbpächter beitimmte Verpflichtungen gegenüber 
dem Erbverpäcter (Obereigenthümer) auferlegen, andererjeits vegelmäßig einer beſtimmten 
Succeſſionsordnung im Fall der Inteitatvererbung unterworfen iind, 

Soolche Rechte, welche ehemals in größeren Umfange in Deutichland galten und 
die Grundlage des geſammten bäuerliben Güterjonderrcchts darſtellten, kommen gegen: 
wärtig nur vereinzelt vor. 

Der Rechtszuſtand iſt im Allgemeinen folgender: 

I. In dem weitaus größten Gebiet Deutichland gilt folgendes: 


a) das Obereigenthum des Verpächters ift bejeitigt und die Erbpadht zum wahren 
GFigentbum erflärt; 

b) die zufünftige Begründung von Erbpadtrechten it unterjagt; 

e) die aus dem bisherigen Recht dem Erbpächter obliegenden Berbindlichfeiten 
gegen den früheren Erbpächter find für ablösbar erklärt. 

Dieſer Nechtszuftand beftebt im wejentlihen: «) für Preußen abgeieben von den 
linfsrbeiniichen Gebietötheilen für den Umfang der Monardie im Aahre 1550 alio 
für Oft: und Weftpreußen, Pommern, Brandenburg, Boien, Schlejien, Sadien ſeit 
dem Geieh vom 2. März 1850; 3) für die linfsrbeiniichen Gebietstbeile Preußens 
und für Elſaß-Lothringen nah Mafgabe der Beitimmungen des franzöfiihen Geſetz— 
buchs ef. Artifel 543 CC. Scleswig-Holitein Gejep vom 3. Januar 1873, Hannover 
Geſetz vom 23. Juli 1833. Geſetz vom 2. Juli 1876. Ginige Gebiete in Provinz 
Heſſen-Naſſau cf. Neubauer p. 17ff.; >) für Sachſen: ef. Gefeß vom 17. März 
1532, 15. Mai 1851, ©. B.G. B. $ 226 (Bubl.Verordnung vom 2. Januar 1865, 
$ 3, Nr. 3); 59 Braunichweig, Geſetz v. 28. März 1874. 

2, In anderen Gebieten it der Rechtszuſtand ein ähnlicher: 

Tas Obereigenthum ift jedoch nicht ſchlechthin befeitigt, aber für ablösbar 
erflärt. Breußen: Yauenburg Geſetz vom 14, April 1872; Heſſen-Naſſau Geſetz 
vom 5. April 1869, 15, Februar 1872, 8. Juni 1874 und 16. Juni 1876; Hannover 
(Ditfriesland) Geſetz 2. Juli 1876. Banern: Geſetz vom 4. Juni 1848, Württem: 
berg: Gejeß vom 14, April 1848. Schaumburg-Lippe: Verf. Urk. vom 17 
November 1868, Gejeß vom 13. Dezember 1872, Yippe: Detmold: Ablöj.Ord. von 
1538 (L. V.Bl. 8, p. 564). Bremen: Geſetz vom 14. Januar 1876, 

3. An wieder anderen Bundesstaaten tit die Nichtablösbarfeit der Erb: 
pachtverhältniſſe, joweit fie urfundlich begründet find, beitimmt: Großberzogthum 
Weimar Ablöjungsgeieß vom 28. April 1869. Sachſen-Coburg-Gotha Gejek vom 
5. November 1873. Schwarzburg:Rudolitadt Gejek vom 27, April 1849. 

4. An anderen Bundesitaaten ift das Inſtitut der Erbpacht überbaupt 
unbefannt. So Hamburg (Neubauer p. 41). 
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5. In anderen Bundesitaaten bat weder eine allgemeine Ab- 
Löjung des Obereigentbums noch der aus demſelben entipringenden 
Laſten jtattgejunden und iit Die Neubegründung von Erbpachtrechten 
zuläfiig. - So in den beiden Medlenburg- Schwerin und -Streliß jo: 
wie Yübed. — 

Der Vorbebalt des Artifels bat für die Gebietstheile zuil und 4 
feine Bedeutung. Die no nicht abgelöften Laſten bleiben gemäß den Beitimmungen 
des B.G. B. 1094—1112 und der tranfitoriichen Beitimmung bes Artifels 154 als 
dingliche Rechte an fremder Sache aufrechterhalten. Bedeutung würde dieſer Vorbehalt 
nur erbalten, wenn die bez. Yandesgeichgebungen unter Bejeitigung der ergangenen 
particulären Ablöfungsgeieße das Anititut wieder neu beleben würden, was bei der 
Tendenz der neuen Geſetzgebung, 3. B. auf dem Gebiet des Rentengüterweiens, nicht 
ausgeſchloſſen ericheint. 

Nur geringe Bedeutung bat der Vorbehalt für die Gebietstbeile 
zu 2 und 3, nämlich injomweit die Ablöſung noch nicht erfolgt it. Nur in wenigen 
diejer Gebiete find aber Erbpahtredte noch praftiich. jo in Coburg-Gotha, Meiningen, 
im — — Oſtfriesland, Lauenburg, Lübeck Neubauer a. a. O. p. 16, 17, 30, 
32 > 

= vrattiſche Bedeutung hat der Vorbehalt vor allem für die beiden Mecklen— 
burg, auf deren Antrag auch derielbe aufgenommen worden it. Hier tt das Erbpacht⸗ 
verhaltnii unter Fortbeitand des Obereigentbums des Verpächters in voller Blütbe. 
Allerdings iſt auch bier das Heimfallvecht und das Abmeierungsredht des Erbverpächters 
bejeitigt. Allein das Obereigentbum des Verpächters lebt fih aus in mannigfadhen 
noch tortbeitebenden Berpflitungen des Grbpäcters, deren redtlihe Konſtruktion 
unter Umfehrung der Konfolidatslage in iura in re aliena nicht angängig erſchien 
Prot. IL p. 8968 ff. 

Vergl. über Medlenburg: Schwerin Artifel XVI der Reverjale von 1621, 
Yandesgrundgeieg Grbvergleih von 1% »d, Berord. vom 30, Januar 1869, Verord. vom 
24. Juni 1869, vom 4. Mat 1872, Rat. Xerord. vom b, Februar 1827, Verord vom 
29. Mat 1568, Reif, vom U, Juni 1874, Reſk. vom 3. März 1870 bei Neubauer 
aa. O. 24, 2. 

Medlenburg:Strelig Verord. vom 10. Dezember 1824, Hupothefenord. vom 
24, Dezember 1872, Konjtitution vom 30. Juli 1776, Verordn. vom 20. März 1812, 
Verord. vom 1. Oftober 1859, Reifr. vom 20. Juni 1862 Neubauer p. 26, 27. 


Rad Medlenburger Recht beiteben insbejondere folgende Beionder 
heiten: 

a) 65 fönnen nur Grundbeſitzer, welchen das jog. echte oder publ. Eigenthum 
zuitebt, ein Erbpachtsverhältniß begründen, alio die Yandesherren, die Städte, die 
ſonſtigen jur. Berjonen des öffentlihen Rechts und die Beliger wirtbichaftlicher Güter. 

b) Zu dem Begründungsvertrag it landesherrlihe Genehmigung erforderlich. 


c) Die Grbverpächter haben regelmäßig das Recht auf Entrichtung eines 
bejtimmten Ganons, das Recht auf Zahlung von Refognitions: und Yaudemialgeldern 
in Veränderungsfällen, die Neiervation der Jagd, den Vorbehalt des Vorkaufsrechts 
und die Anerkennung des neuen Grwerbers. 

d) Die Erbpächter find beichränft dur das Verbot der Belastung mit Hypotheken 
über eine beitimmte Verihuldungsarenge, der Belaftung mit Dienftbarfeiten und Neal- 
laften, der Parzellirung und Gonjolidation mit anderen Grundjtüden, ber Benugung 
des Grundjtüds zu einer Fabrif: oder anderen gewerbl. Anlage, der Beräußerung 
gewiſſer zum Fortbetrieb der Wirthichaft erforderliben landwirthſchaftlichen Erzeugnisie 
und des lebenden nventars, durch die Vorichrift der Erbauung, Erbaltung und Per: 
fiherung der erforderlichen Wirtbichaftsgebäude u. a. m. Prot. II a. a. DO. Neu: 
bauer a. a. O. p. 24. 

e) Bei der Inteſtaterbfolge iſt regelmäßig Individualſucceſſion unter Vorzug 
de5 Mannesitammes und der Erſtgeburt vorgeichrieben: Neubauer a. A. p. 2ä 

II. Grund des Borbehalts, Die Protokolle weilen abgeieben von der 
Schwierigfeit, die befonderen Pflichten des Erbpäcters als iura in re aliena nad 
Maßgabe des B.G. B. zu fonftituiren, auf den Zuſammenhang des Inftituts mit den 
beionderen jtaatsrechtlichen Einrichtungen in Diedlenburg bin, wonach aus einem ritter- 
ſchaftlichen Yandgut ein in Öffentlichrechtlicher Beziehung jelbitändiges Grundſtück nur 
abgezweigt werden fünne, wenn diejes den Gharafter eines ritterichaftliben Yandautes 
behalte. Mahgebend war ferner die Rückſicht auf die wirtbichaftlihe Bedeutung, welde 
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die Erbpadtverbältniiie in Meclenburg haben, injofern fie dort das geeignetite Mittel 
find, um die Erhaltung der Fleinen bäuerlichen Grundbefiger zu fichern und zu fördern, 
und ſomit äbnlihen Sweden dienen, weldhen neuerdings das Syitem des Nentengüter: 
rechts in Preußen dienjtbar gemadt ift. Die Grundſätze der legteren aber in Medien: 
burg einzuführen, verbieten die eigentbümlichen öffentlihredhtlihen Beziehungen, mit 
welchen in Medlenburg die Gigentbumsverbältniiie am Grund und Boden verfnüpft 
find, insbejondere aber auch der Umſtand, dat das Eigenthum der Erbverpächter jelbit 
vielfah ein durch Lehns- oder Fideikommißverband beichränftes und darum zur Renten 
qutsbildung nicht verwerthbar ift; ef, Brot. a. a. DO. 3968 ff. 8985. 

Ill. Büdnerredit und Häuslerreht iind den beiden Medlenburg eigene be: 
iondere Arten des Erbpachtrechts an fleineren landwirtbichaftlihen Grunditüden und 
bez. Hausitellen. 

Büdnereien enthalten in Medtenburg: Schwerin 500—2000 [I Rutben, in 
Medlenburg:Strelig durdhichnittlihd 700 Ruthen. 

Häusleritellen haben in Medlenburg Schwerin außer der Haus- und Hofitelle 
von 25 [JRuthen no einen Garten von ca. 60 [JRutben, in Strelig ca, 100—150 
MIRutben. Neubauer aa O. 


IV. Nach Satz 2 des Artikels sollen die VBorichriften des S 1017 B. G. B. 
(Erbbauredt) entiprehende Anwendung finden, 

Derielbe lautet: „Für dad Erbbaurecht gelten die ſich auf Grundſtücke be= 
ziehbenden Borichriften. Die für den Erwerb des Gigentbums und die Anſprüche aus 
dem Eigenthum geltenden Borichriften finden auf das Erbbaureht entiprehende Anz 
wendung.“ 

Alio die Erbpacht ift dem Grbbaureht (der Superficies) des B.G.B. in der 
bier fraglihen Beziehung, nämlidh in der Richtung, in welchem dieſe Rechte 
am Bermögensverfehr theilzunehbmen haben, gleihgeitellt. Auf Grund: 
ftüde bez. Vorichriften: ef. 88 94, 95, 98, 867, 905, 916, 946, 1009, 1010, 1018 fg., 
1030 fg., 1094 fg, 1113 faq, 1273 B.G. B. Grwerb des Eigenthums 88 925—927, 
Ansprüche aus dem Eigenthum 88 985 fg. Vgl. Bemerf. zu Artikel 72, 68, 196, 184. 

V. Grundbuhmähige Behandlung. Was die grundbuchmäßige Behandlung 
der in diefem Artikel vorbehaltenen Rechte anbelangt, fo iſt eine reihsrechtlihe Regelung 
derjelben in $ 84 der Grundbuchordnung erfolgt. Hiernach finden auf dieſe Nechte die 
Vorſchriften der S$ 7, 20 und der $ 22 Abi. 2G. B.O. über das Erbbaurecht und der 
Ss 50 G. B.O. entiprechende Anwendung. Es it alio für das auf einem Grundftüd 
eingetragene Grbpadtreht auf Antrag ein jelbitändiges Grundbucblatt anzulegen. 
Die Eintragung erfolgt von Amtswegen, wenn das Recht veräußert oder belaftet werden 
fol ($ 7). Im Fall der Beitellung oder Lebertragung eines Erbpachtrechtes genügt 
nicht die Bewilligung des Belafteten, es darf die Eintragung nur erfolgen, wenn die 
erforderlihe Ginigung des Berechtigten und des anderen Theils (arg. $& 1015 B. G. B.) 
erflärt ift ($ 20). Die Berichtigung des Grundbuchs durch Eintragung eines Erbpäcdhters 
darf, jofern nicht der Fall des $ 14 G. B.O. vorliegt, nur mit Zuftimmung des Erb: 
pädhters erfolgen ($ 22). Bei der Eintragung fann auf die Gintragungsbemwilligung 
Bezug genommen werden (S 50). 

VI Aehnliche Nugungsrehte. Es beiteben in Deutichland zur Zeit nod 
eine Reihe, wenn auch im Abjterben begriffener dinglicher Nutzungsrechte, welche einen 
ähnlichen Anhalt, wie die bier vorbehbaltenen, haben. Ueber dieſe bejtimmt Art. 184 
in Verbindung mit Artifel 196, 197 E.&., ef. Anmerf. dazu, $ 853 G. B.O. 

Was das befondere Succeſſionsrecht bei Erbpadtgütern und ähnlichen 
Rechten anbelangt, jo lebt daflelbe auch dort, wo bie Ablöfung erfolgt tft, zum Theil 
in ber Form des fogenannten Anerbenrecdtes weiter. Weber diejed Recht verbreitet 
fih der Vorbehalt des folgenden Artikels 64. 

VII Als wichtig iſt bervorzubeben, daß die Beihränfung des Art. 61 
biernicht gilt. Die Yandesgeieke können daher aud die Grundfäße über 
den Erwerb im guten Glauben durchbrechen. Vgl. z. B. Medlenburg 
zu Nr. VII, 

VII Bon Ausführungsgeiegen fommen in erfter Linie in Betracht: 

Medlenburg: Schw. $$ 164— 176, -Str. $$161—173. Dieje Ausführungsgeſetze 
laſſen in erfter Reihe die beitebenden Vorſchriften unberührt, geben aber eine Reibe 
von Neuerungen bez. Mobififationen. Hervorzuheben it: Die Entftehbung it fünftig 
grundfäglih an die Genehmigung des Yandesherrn gefnüpit ($ 171). Die Begründung 
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erfolgt durch Grtheilung des Grundbriefs und, wenn das belaitete Grundſtück ein 
Grundbuchblatt erhalten hat, durch Gintragung in das Grundbuch (J 170). In dem 
Grundbrief fann die Belaltung mit Dienftbarfeiten und Neallaften unterjagt, die 
Belastung mit Hypotheken, Grundjchulden und Nentenichulden bis über eine bejtimmte 
MWerthgrenze unterjagt, die Veräußerung beihränft, die Theilung oder Bereinigung 
beichränft oder unterjagt werden (vgl. Art. 119, 117 $9). Dieje Beihränfungen 
wirfen ohne Eintragung im Grundbuch gegen Dritte. 

Durh den Grundbrief fann der Erbpächter auch in Anfehung thatfächlicher 
Verfügungen beichränft werden (SS 167, 168), Die Eintragung des Erbpadtredts 
im Grundbuch foll nur erfolgen, wenn die übrigen Realberechtigten zuftimmen oder 
Unichädlichfeit bezeugt it (S$ 172). Die Geltendmadhung der Berfügungsbeihränfungen 
des Erbpächters, insbef. der grundbuclichen Beitimmungen fann unter Ausfchluß des 
Rechtswegs im Verwaltungswege erzwungen werden, S 169 (vgl. bierzu „Yangfeld“ 
Medlenburg. Ausführungsgei. Yeipzig 1899). 

Lübeck SS 74—80 knüpft ebenfalls die Entjtehung des Erbpadtrebts an die 
Genehmigung des Landesherrn (Senats). Zur Entitebung ift bier dinglicher Vertrag 
mit gerichtlicher oder not. Beurkundung, und wenn das belaftete Grundſtück ein Grund: 
buchblatt erbalten, bat ein Begründungsaft wie beim Erbbaureht erforderlihb. Die 
Hypotheken und Grundſchulden erjtreden fih audb auf das Obereigentbum und den 
Erbpachtzins. Die Belaftung des Erbpachtrechts jelbit ift an die Zuſtimmung der 
Obereigenthümer oder der übrigen Nealberectigten nicht gebunden. 

Von den übrigen Ausführungsgeieken giebt feines Ausführungs- 
beitimmungen über die Neubegründung von Erbpachtrechten, weil Diejelbe regelmäßig 
nad den beitebenden Vorschriften unterfagt ift. Vgl. Bem. I oben. In einigen Staaten, 
wo die Zuläfiigfeit der Neubegründung zweifelbait war, wird die Neubegründung i in den 
Ausfünrungsgeiegen ausdrüdlich unterjagt: Bal. Heilen * 9384 S.Weimar 
$ 126, S.:Meiningen Art. 31 $ 8; S.-Altenburg $ 79; ©. "Coburg: Gotha 
Art. 25 81; Schw.-Rudolſtadt Irt. 79: Neuß a.Y. 8 95; — .2.$08 Em 
Theil dieſer Geſebe giebt aber hinſichtlich der am 1. Jan. 1900 beitebenden [6 rbpachtrechte 
(die gemäß Art. 184 E. G. aufrecht erhalten bleiben) Beſtimmungen über die Wirkungen 
gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs (vgl. oben Nr. VI). So Heſſen 
Art. 102: Die Eintragung des Nußungsbetegtigten und der Eigenſchaft des Grund— 
ſtücs (als Erbpacht) iſt zur Wirkſamkeit gegen Dritte erforderlich, aber auch genügend. 
(Die einzelnen Berechtigungen und Verpflictungen bedürfen nicht der Eintragung.) 
Ferner S.:Coburg:Gotha Art. 26 8 2, Reuß j. %. $ 68: Die Vereinbarung, dat 
der (Srwerb oder die Belaltung des Erbpachtrechts an bie Zuftimmung des Erb— 
verpächters gebunden ſein ſoll, bedarf zur Wirkſamkeit gegen Dritte der Eintragung 
in das Grundbuch. Wenn eine Belaſtung des Erbpachtrechts mit Zuſtimmung des 
Erbverpächters erfolgt, jo iſt dieſem die Beſugniß überhaupt entzogen, der Zwangs— 
vollſtreckung wegen dieſer Belaſtung in das Erbpachtrecht zu widerſprechen oder dem 
Erſteher zurückzuweiſen, wenn er die Verpflichtungen aus der Erbpacht übernimmt. 

Zu erwähnen iſt no, daß Heilen Art. 223 das in Rheinheſſen beftehende 
Erbpachtrecht als ein perjönliches Necht proflamirt und daß S.:Weimar und Schm.: 
Rudolſtadt a. a. DO. die (übrinens jelbitverjtändliche) Beitimmung enthalten, daß S 1017 
B.G.B. auch auf, beftehende Erbpachtrechte Anwendung finden joll, vgl. auch Lippe 
1.8.3. G.B.O. 8 7. — 

IX. Die Ausführungsgeſetze, welche zu den in Bem. VI en, den Erb— 
pachtrechten ähnlichen Nutungsrehten ergangen jind, werden bei Art. 196, 197 E.G. 
mitgetbeilt. — 


Anerbenrecht. 
Artikel 64. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über das Anerben 
recht in Anſehung landwirthſchaftlicher und forſtwirthſchaftlicher Grundſtücke 
nebſt deren Zubehör. 

Die Landesgeſetze können das Recht des Erblaſſers, über dus dem 
Anerbenrecht unterliegende Grundſtück von Todeswegen zu verfügen, nicht 
beſchränken. 
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E. I Art. 853—87; €. I Art. 108; RB. Art. 62; Mot. zu Art. 83—87 ©. 205— 230; 
Brot. S. 8928, 9029 -9038, 9423 (VI ©. 510-515, 622—63, 744); RB. ©. 2112; 
Sten.B. S. 30%. 

l. Anerbenrecht ift das in vielen Gegenden Deutichlands auf Geſetz oder 
Gemwohnbeitsrecht berubende bäuerliche Sonderredht, wonach bei den Tode des Beſitzers 
eines Grundſtücks das lebtere nicht an die Gemeinschaft der regelmäßig Succeffions: 
berechtigten, vielmehr an einen derſelben (Anerben) fällt, gegen beftimmt geregelte Art 
der Abfindung ber übrigen Erben, jei es, daß das betreffende Grundſtück zum Nachlaß 
oder zu dem Geſammtgut einer gütergemeinichaftlihen Che gehört. 

2. Grund des Borbehalts. Troß der die reichärechtliche Regelung der Materie 
fordernden Denfichrift des deutſchen Yandwirtbichaitsrathbs vom 27, April 1886 ift von 
einer folhen Regelung Abitand genommen aus folgenden Gründen: 

a) Das Anerbenreht gilt zur Zeit nur in einem Theil von Deutichland und 
überwiegend in Norddeutichland. Es it zwar in anderen Theilen verfuhsweije durch 
lokale Geſetze eingeführt (ef. zu 3 und 4), allein ein Urtbeil, in mwieweit diejelben ſich 
bewähren, tft noch nicht zu bilden. 

b) An vielen Theilen Deutichlands, namentlih in Mittel, Süd: und Weit: 
deutichland, mit hochentwickelter Bodenfultur, ausgebreiteter Induſtrie, Dichter Bevölkerung 
und weitgebender Bodenzerfplitterung iſt ein Bedürfniß für die Einführung auch zur 
Zeit nicht vorhanden. 

e) Auch in denjenigen Gebieten, wo das Anerbenrecht gilt, ift bei der außer: 
ordentlichen Berichiedenbeit der tbatiächlich vorhandenen fozialen und wirtbichaftlichen 
Bedürfniſſe eine einheitliche, diejen Berichiedenbeiten gleihmähig gerecht werdende 
Regelung nicht möglid. So find auch in Preußen die Geſetze, abgeichen von dem 
Geſetz vom 8. Juni 1896 (zu 3), ſämmtlich Tofal. 

Erſchien hiernach eine reihsgeiegliche Regelung nicht möglich, jo war andererſeits 
mit Rückſicht auf die wirtbichaitlihe Bedeutung des Anerbenrehbt3 (Erhaltung eines 
lebenstäbigen Bauernitandes, Gegengewicht negen die Bodenzertbeilung), mit Nücdficht 
ferner auf die zur Seit beitehbende Tendenz, das Anerbenrecht auch in Gegenden einzu: 
führen, wo daſſelbe zur Zeit auch getwohnbeitörechtlich nicht beiteht, ein Vorbehalt für 
die Landesgeſetze notbwendig. 

Terjelbe iſt allgemein gehalten und nicht nur wie im Entw. IT SS 835 —87 auf 
beſtimmte Grundfäße und Borichriiten des Anerbenredhts beichränft. “Brot. 9035 ff. 

3. Kandesgeieglihe Borichriften. Val. Neubauer: Zujammenftellung des in 
Deutichland geltenden Rechts betr. Stammpgüter ꝛc. bäuerlihes Nutzungsrecht u. ſ. w. 
Berlin 1879, insbei. Frommhold, Deutiches Anerbenreht, Greifswald 1896, 

Neuere Geſetze finden fich vorzugsweile in Preußen: 

I. Geſetz, betr. das Höferecht in der Provinz Hannover, vom 2, Juni 1874. 

2. Geſetz, betr. Höferecht im Kreiſe Herzogthum Lauenburg, vom 21. Februar 1881. 

3. Yandgüterordnung für die Provinz Weſtphalen und die Kreiſe Rees ıc. vom 
30. April 1582 (vom 1. Januar 1900 an erjegt durch das zu 10 erwähnte Gejeh). 

4. Yandgüterordnung für die Provinz Brandenburg vom 10, Juli 1883, 

5. Pandgüterordnung für die Provinz Schlefien vom 24. April 1884, 

6, Yandgüterordnung für die Provinz Schleswig:bolftein vom 2. April 1886, 

'. Yandgüterordnung für den Neg.:Bez. Caſſel vom 1. Juli 1887, 

8. Geſetz betr. Eintragungen in die Höferolle und Yandgüterrolle auf Erfuchen 
der Generalkommiſſion vom 11. Juli 1891, 

9. Geſetz, betr. das Anerbenreht bei Nenten: und Anjiedelungsgütern, vom 
8. Juni 1896 8,5. ©. 124, 

10. Geſetz, betr. das Anerbenreht bei Yandgütern in der Provinz Weftphalen 
und in den Kreiſen Rees, Eſſen (Land), Eſſen (Stadt), Duisburg, Ruhrort und 
Mühlheim a. d. Ruhr, vom 2. Juli 1898, Geſ.S. ©. 139 (vom 1. Jan. 1900 in Kraft). 

Gelee der übrigen Staaten ef, Frommbold a. a. DO. Anbaltsüber: 
fiht V—VII 

4. Weientliher Inhalt der auf das Anerbenredit bezüglichen Normen und 
Der Yandesgeiete, 

a) Allgemeines. Während das ältere regelmäßig auf Gewohnheit und Sitte 
berubende, in Bayern durch Geſetz vom 22, Februar 1555, in Heſſen durch Geſetz vom 
11. Sept. 1858 eingeführte Anerbenrecht im wejentlihen den Grundfägen des Familien- 
fideifommiifes (successio ex pacto et providentia majorum) nachgebildet ift, wird in den 
vorerwähnten neueren Geſetzen — abgeſehen von Medlenburg: Schwerin Mot. p. 207 — 
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regelmäßig die Fähigkeit des Beſitzers zu freier Verfügung über das Anerbengut unter 
Yebenden und von Todeswegen und die Verhütung einer Benachtheiligung der Nachlaß— 
gläubiger grundjäslich anerfannt. Das Anerbenrect tritt nur ſubſidiär ab intestato 
ein und läuft in feinem Weſen auf eine Viodififation des inneren Verhältniſſes der 
Srbbetheiligten hinaus. Mot. p. 213. Es tritt ferner in Gemäßbeit der neueren 
Geſetze (abgejeben von Schaumburg:Yippe Geſetz vom 11. April 1870, Medlenburg: 
Schwerin Verord. vom 24. Juni 1869, Braunichweig vom 25. März 1874) als fernere 
Vorausiegung binzu, dak das Gut als Anerbengut in die Höferolle des zuitändigen 
Amtsgerichts eingetragen iſt. Sind dieſe Vorausiegungen gegeben, jo erwirbt der 
Anerbe das Gut entweder wie nach den Gleichen für Hannover, Yauenburg, Bremen 
(Frommbold p. 71) kraft Geſetzes nad Art eines Vindifationslegates oder aber er bat, 
wie nach den neueren preußiichen Yandaiterordnungen, nur einen perfönlichen Anſpruch 
gegen die Miterben auf llebertragung des Anerbengutes. 

b) Objeftive Beſchaffenheit des Anerbengutes. Borausiekung nad 
Reichsrecht it nur, dak cin zum Betrieb der Yandmwirtbihait oder worit: 
wirtbichaft beitimmtes Grundſtück vorliegt. Ausgeſchloſſen find hiernach ftädtiſche 
Grundſtücke, Wohnbäufer, Fabrifetablijiements x. Im Uebrigen verbleibt die näbere 
Begrenzung der Yandesgeießnebung. Diele stellt zur Zeit die vericiedenartigiten 
Anforderungen. In Braunichweig Geſetz vom 25. März 1874, 82. Schaumb.:Yipve 
Geſetz vom 11. April 1870 8 1) find nur Bauernböfe dem Anerbenrecdt unterworfen, in 
Medlenburg: Schwerin, Bremen, Weſtphalen, Schleſien nur Grundſtücke von beitimmter 
Größe bez. Grundſteuerreinertrag. Regelmäßig wird erfordert, dak ein Wohnhaus auf 
dem Grundſftück fich befindet; «ef. aber 7.0.0. vom 30, April 1882 8 1, Geier, betr. 
Anerbenredbt für Weftpbalen, vom 2, Auli 1595 8 2 Abſatz 1. 

Auch den Begriff des Zubehörs fann die Yandesgejeßgebung abweichend von 
ben Grundſätzen der SS 97, 95 B.G. B. beitimmen, be}. die frage ob und in wieweit 
der Anerbe das ZJubebör mit übernimmt, 

e) An jubjektiver Hinsicht fommen als Anerben nadı den neueren Geieken 
überwiegend nur Deszendenten Der Eigenthümer in Betracht. Die Medlenburger Ver: 
orbnung vom 24. Juni 1869 8 6 laßt alle überhaupt erbberechtigten Verwandten zu, 
das Oldenburger Gejeh vom >. April 1873 Art. ? SI auch Geſchwiſter und Aszendenten 
der Gigentbümer und deren Abkömmlinge, ef. OD. fir Wejtpbalen SS 15, 25, 
Geſetz vom 2. Juli 1898 $ 13, für Schlefien $ 10. 

Die Beitimmung des einen Anerben unter den hiernach Gleichberechtigten ertolat 
regelmäßig nad den Grundſätzen des Majorats. Das Minorat findet fich in Theilen 
von Weitpbalen, Gefeß vom 2. Juli 18505 8 15, Oldenburg Gejeh von 24. April 1873 
Artifel 7 S 1. 

Nach V. G. O. für Kaſſel SS 14ff. wird der Anerbe durch den Familienrath, nad 
anderen Gejeken durch das Yoos beitimmt. 

d) Was die Abfindungen der übrigen Erben anbelangt, fo gebt die Tendenz 
faft ſämmtlicher Geiche dahin, diejelben zu Gunſten des Anerben möglichſt zu er: 
leihtern. Aber auch bier beiteben erhebliche Verſchiedenheiten: 

a) binfichtlih Ermittelung des Uebernahmepreiſes. Nach einigen Geſetzen 
erfolgt eine jedesmalige Abſchätzung, ef. Geieß für Hannover eit, 88 15, 16, für Yauen- 
burg SS 14, 15 u. a, nad andern enticheidet ein beitimmter Mapitalbetrag des 
Srumndfteuerreinertrages, nah V. G. O. für Weftialen der Mfache, nach Y.S.O. für 
Brandenburg 8 13 der 30ſache, nah L.G.O. für Scleften $ 14 der 40fache Betrag; 

3) binfichtlih eines dem Anerben zufallenden Boraus cf. Hannover $ 16, 
Lauenburg S 15; 

>) binfichtlihb der Hinausihiebung des Käalligfeitstermins und des 
Anfangstages der Verzinſung der Abfindungsſumme, ſowie binfichtlich des Erlöſchens 
berfelben durch den Tod des Gläubigers, ef. L. G.O. für Weftialen SS 19, 23, Schleswig 
$ 16, Kaſſel 8 22; 

ö) Dinfichtlich des Modus der Auszablung. Nadı) dent Geſetz, betr. das 
Anerbenrecht bei Nenten u. Anſ.Gütern v. 8, Juni 1896, SS 20 ff. erfolgt die Leiſtung 
regelmäßig durch Entrichtung von Renten. Den gleichen Grundſatz führt ein auch 
an Jichtrentengüter $ 29 des neuen Anerbengeieges für Weſtfalen vom 
2. Juli 1898, 

e) Berihiedenbeiten der Sondergeiege beiteben ſonſt namentlich binfichtlich der 
Dispofitionsbeihranfungen des Anerben und der übrigen Erben in Anſehung 
der Anerbengüter bis zur Auseinanderiekung, binfichtlich der Berechnung des Pflicht— 
theils, der Unaniechtbarfeit gewiſſer Verfügungen des Erblajiers wegen Pflichttbeils- 
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verleßung, binfihtlihb der Haftung für Nahlafverbindlihfeiten umd der 
Interimswirtbichaft. Mot. p. 219— 223. 

5. Anerbenrecht bei allgemeiner Sütergemeinichaft. Gin wahres Anerbenrecht 
liegt nur vor, wenn das Grundstück zum Sondergut oder Borbebaltsgut des Erblajiers 
gebört. In vielen Yandesgejegen wird aber das Anerbenreht auch analog angewendet, 
wenn das Grundſtück zum eſammtgut gehört ſowohl im Falle der Auflöſung ohne 
jortgeſetzte Gütergemeinſchaft, ſei es daß das Recht zur Uebernahme ſchon nah all: 
gemeinen Grundfägen (SS 1477 Abi. 2, 1482 B. G. B.) seitftebt, ei. 8 2%, Gef. v. 2. Juli 

1898 für Weftphalen, SS 4, 24 Meg. 3 Kaſſel, L.G.O. für Schleswig⸗ Holſtein $ 17, 
Hier bat bloß die billigere ra N — ſei es, daß ein ſolches Recht zur 
Uebernahme nicht beſteht, Mot. p. 225f. als auch im Fall der Auflöſung der fort— 
geſetzten Gütergemeinſchaft. Vgl. Dot. p. 228, 920.) 

6. YAusnahme-Beitimmung des Abi. 2. Die Beſtimmung beswedt die Ent: 
wicklung des Anerbenredts in den durch die Neue Nechtsentwidlung eingeichlagenen 
Bahnen fortzuführen. Die Tejtirfäbigfeit, welhe nach dem älteren Anerbenrect ein: 
geſchränkt ift, wird in allen bervorgebobenen neueren Geſetzen gewährleiſtet (ef. zu 1). 
An der freien Teſtirbefugniß liegt zugleih das Recht inbegriffen, an Stelle der im 
Geſetz bezeichneten Perion des Anerben eine andere Perion, auch eine fremde (nicht 
zum Kreiſe der an fib Encceffionsberchtigten) zu ernennen. Die Einſchränkung, 
welche im letterer Beziehung der Entwurf I vorjab, iſt fallen gelaſſen. Berichiedene 
Landesgeſetze zu dem Grblajier eine erleichterte Form der Verfügung von Todes: 
wegen nad, ef. Gel. für Hannover S 17, Lauenburg $ 16, Brandenburg $ 14, 
Schlefien $ 

Abſatz 2 kommt nicht zur Anwendung, foweit Nentengüter in Frage iteben. 
Der 8 7 des Sei. v. 8. Juni 1897, betr. dad NAnerbenreht bei Renten- und An: 
jiedelungsgütern, tt durch den Vorbehalt des Art. 62 gededt. 

Der Abſatz 2 verbietet nur die Beihränfung der Verfügung von Todeswegen. 
Die Verfügung unter Yebenden durdh Veräußerung, Berpadhtung, Be: 
laftung können die Yandesgeiege dagegen unbebindert beichränfen bey. unterfagen. 
Dinfichtlib der Rechtswirkung gegen qautgläubige Tritte finden auch bier die SS 592, 
8593 BGB. Anwendung. Allein fie fünnen durch die Yandesgeieke ausgeichlojien 
werden. Der Grundfaß des Art. 61 ift bier nicht wiederbolt. 

7. An Austührungsgeiegen kommen in Betradt: 

Banern: Art. 152, 

Baden: Geſetz, die geſchloſſenen Hofgüter betr., v. 20. Auguſt 1898. 

Mecklenburg-Schw.: 88 3419--388; :Str.: 88 324-445, 

Oldenburg: Ofd.: Geſetz v. 19, April 1899, betr. das Girunderbredt. Yüb.: 
Geſetz v. 14. Juni 1899, betr. das Grunderbrecht. 

Walded: Art. 23. 

Bremen: $ 27, Geieß v. 18. Juli 1899, betr. die durch Einf. d. B.G. B. ıc. 
veranl. Aend. Brem. Gej. Art. 5. 

Yübed: S$ 148. 

Dieſe Ausführungsgeſetze beſchränken fich im Weientliben darauf, den bisherigen 
Rechtszuſtand aufrechtzuerhalten. So regelt beiipielsiweile Mecklenburg das Anerben: 
recht nad wie vor (ef. Ben. I) auf der Grundlage des Sondererbredts, was ins 
befondere in der grundiäßlichen Beihränfung der Haltung des Erben jür die auf dem 
Anerbengut baftenden Naclahverbindlichfeiten hervortritt ıc. x. 


Waſſerrecht. 
Artikel 65. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche dem Waſſer— 
recht angehören, mit Einſchluß des Mühlenrechts, des Flötzrechts und des 
Flöſſereirechts ſowie der Vorſchriften zur Beförderung der Bewäſſerung und 
Entwäſſerung der Grundſtücke und der Vorſchriften über Anlandungen, ent 


ſtehende Inſeln und verlaſſene Flußbetten. 
E. 139; E. I1 38; RB. 63; Mot. au 39, 40 S. 161- 162; Prot. S. 3280, 
3231, 3299, 3551, 8793. (VI S. 372, III S. 3, 12, 133) 
10* 
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1. Dieſer und der folgende Vorbehalt rechtfertigen fih damit, daß die be: 
treffenden Materien im Ginzelnen nur nah dem Bedürfnijie und den geſchichtlich 
gegebenen Verhältniſſen größerer oder fleinerer Bezirfe geregelt werden. Cine mehr 
als lofale Bedeutung bat die Art und Weile dieſer Negelung nicht. Auch bildet der 
meift polizeiliche Anhalt der einichlägigen Vorichriiten ein weiteres Hinderniß ber 
Kodififation. Mot. III p. 5. 

2. Zu beadten iſt insbeiondere, daß auch die Vorichriiten über Anlandungen, 
entitebende Inſeln und verlaiiene Klußbetten dem Waſſerrecht und damit der partifulären 
Negelung zugemwieien find; vgl. bierzu E. d. R.G. vom 6. Dezember 1900 (,Recht“ 
1900 Wr. 1). 

3. An landesgeſetzlichen Vorſchriften 

vgl. Stobbe, Deutſch. Privatrecht 1893, I, $ 64 Nr. 21, Stobbe:Yehmann, 
II, 1896, p. 357 und die dort mitgetbeilten einzelnen Landesgeſetze bes. Yitteratur: 
angaben. Neubauer, Zuſammenſtellung des in Deutichland geltenden Waſſerrechts. 
Berlin 1551. Neueſtens insbei. für preußiihes Recht Dernburg, Sadenredt. 
Halle 1598 p. 378, 

Von Austührungsgeiegen fommen in Betracht: 

Banern, Art. 14° — 149 enthält einige Abänderungen der beitehenden Geſetze 
vom 25. Diai 1852 über die Benußung des Waijers ꝛc. und über den Schuß gegen 
Ueberihwenmungen. 

Baden, Waſſer-Geſetz vom 5, Juni 1899 mit einer Reibe von Miniitertal- 
verordnungen enthält eine Reviſion des bisherigen Waſſerrechts, vgl. A.G. Art. 43 
(1. Verb. mit Art. 556—563, 640-650 Bad.v.R, und Geier vom 25, Auguft 1876; 
12, Mat 1882; 14. Juni 1884; 9. Dezember 1555). 

Heſſen, Art. 251, 282 ändert das Geſetz vom 14. Juni 1887, betr. d. Tamm: 
baumweien u. d. Waſſerrecht, ſowie das Geſetz vom 30, Juli 1887, betr, die Bäche und 
die nicht ftändig fließenden Gewäſſer; vgl. auch Art. 277 mit Gejeg v. 25. September 
1587, betr. die Landeskulturgenoſſenſchaften. 

Oldenburg, Gelek vom 25. April 1599, 88 2, 3, betr. das nutzbare Gigen- 
tbum an Grumditücden, entbält in SS 2, 3 deichrechtlihe Beitimmungen, und Birf. 
ss 1524 (über Jumads, Quellen, Wallerabfluß). 

Hamburg, 88 5166 giebt eine Neibe neuer Beitimmungen über das Deichrecht. 

Elſaß-Lothringen, SS —58 giebt eine Reihe neuer waſſerrechtlicher 
Norichriiten, insbei, über Inſeln, Anlandungen xc., und bält in S 61 die bisherigen 
Geſetze vom 2. Ault 1891, 21. Junt 1865 und 11. Mai 18:77 aufrecht. 

(in Preußen bat eine Aenderung des beitebenden Waflerrehts nicht ſtatt— 
efunden; vgl. A.G. Art. 89 Ar. Ib in Verb, mit AR. 1,8588 Ww—117, 1,98 223 
is 274, Vorfluthsedikt vom 15. November 1811, Geſetz üb. d. Privatflüiie vom 
28. Februar 1843, über Waſſergenoſſenſchaften vom 1. April 1879, Geſetz, betr. Schutz⸗ 
maßregeln i. Quellgebiet der Oder, vom 16. September 1844.) 


Deich- und Sielrecht. 
Artikel 66. 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche dem Deich— 
und Sielrecht angehören. 


E. 140: E. 139: RB, 64; Mot. zu 39, 40 S. 161-162; Prot. S. 878 
(VIE. 372) 


Val au Art. 65. Mustührungsgeiege vgl. Art. 65 Bem. >. 


Bergrecht. 
Artikel 67. 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche Dem Berg 
recht angehören. 
Iſt nach landesgeſetzlicher Vorſchrift wegen Beſchädigung eines Grund 
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ſtücks durch Bergbau eine Entihädigung zu gewähren, jo finden die Vor— 
jchriften der Artikel 52, 53 Anwendung, joweit nicht die Landesgejege ein 
Anderes beitimmen. 


G. 138; E. I 40; RB. 65; Mot. zu 33 ©. 161; Prot. S. 8779, 8791 bis 
8793; 8958, 8959. (VI S. 371, 469) 


1. Grund des Vorbehalts. Der Vorbehalt iſt damit gerechtiertigt, daß die 
Beftimmungen der Berggeſetze vorwiegend öffentlich-rechtlichen Gharafters jind, und 
ein Auseinanderreiken der privatrechtlicen und öffentlich-rechtlichen ie das 
Verſtändniß der eriteren erheblich erichweren würde. Mot. III ©. 


2. Landesgeiege: Preußen, A.L.R. LU, 16 $$ 69- -480, — vom 12. Mat 
1851, befonders aber Allg.Berggeieß vom 24. Juni 1865, Geſeß vom 24, Juni 1892, 
dazu "Einführungsgejeße für neuerworbenen Gebietötheile. Bayern, Geſetz vom 
20, März 1869, Geſetz vom 31, Mai 18857. Sadjen, Gefeß vom 23, Mai 1851, 
beionders aber —— — 16. Juni 1868, ferner Geſetze vom 2. April 1884, 
18. März 1887 und 5. März 18592. Württemberg, Geſetz vom 7. Oftober 1874, 
Baden, Geſetz vom 22. Juni 1890, Berord. vom 31, Dezember 1890, 3. Januar 1891, 
Bergpoligeiö. vom 20, Juni 1891. Stobbe-Lehmann, Deutſch. Privatr. II 1, 
p. 537 und bie bort aufgeführten weiteren Landesgeſetze nebjt Yitteraturangaben. 
Neueſtens für preußiſches Recht Dernburg, Sachenrecht 1898 p. 399 ff. 


3. Inbegriffen in den Borbebalt find aud diejenigen Vorſchriften 
der Landesgeſetze, welche ſich auf ſolche Mineralien beziehen, die zwar 
an ſich dem Verfügungsrechte des Eigenthümers nicht entzogen find, 
aber doch binfihtlih ibrer Gewinnung den bergredtlihen Normen und 
Beihränfungen unterworfen jind. In Sachſen Gerggeſetz vom 16, Juni 1868, 
Ss 48, Gef. vom 18. März 1587), Sahien: Altenburg (Gejeß vom 15. April 1872. 
R 3), Preußen mit Beihränfung auf die vormals ſächſiſchen Yandestheile (Geſetz vom 
32. Februar 1869, $ 2) ift die Gewinnung von Kohlen in diefer Weile geregelt. 

Anlangend das „Berhältnik des Art. 67 zu den WVorichriften des 5 1088, Abi. 2 
und des 8 2123, Abi. 2 des B.G.B. wurde bei den Kommiſſionsberathungen, Brot. u 
8791, bemerft, baß in den Fällen, wo die Errichtung eines Betriebsplanes nach den 
Beſtimmungen des Bergrechts vorgeichrieben fei, diefer den bergrectlichen Beitimmungen 
entiprehende Betriebsplan auch gegenüber dem privatrechtlihen Verhältniſſe zwiſchen 
dem Nießbraucher und dem Eigenthümer (jomie zwiihen dem Worerben und dem 
Nacherben) wirfiam bleiben müjje. Denn zufolge der Natur des allgemeinen Vor: 
bebaltS des Art. 67 hätten die Vorſchriften der SS 1038, 2123 nur Geltung unbeichadet 
des Art. 67. Dem ift beizuftimmen. Bal. Bemerf. zu Art. 4. 


4. Der Abſatz 2 entipriht dem Satz 2 des Art. 109, Die entſprechende An— 
wendung der in Art. 52, 53 über bie dem. Grundftüdeigenthümer zu gemwährende 
GEntihädigung jet aber dort wie hier voraus: 

a) daß eine ſolche Entſchädigung nah dem Landesgeſetze zu zahlen it; 

b) daß die Entſchädigung dem Grunditücdseigentbümer zu zablen ift; 

e) dak endlich die Yandesgeiege nichts Abweichendes beitinmen. 

ad a) Hierbei ift der Ausdrud Entſchädigung im weiteſten Sinne gu nehmen, 
er umfaßt daher auch die Griagpflicht wegen Werthöverminderung durch Benutzung 
eines Grundſtücks zum Schürien oder zum Bergbau, val. Pland Bem. 3 Abj. : 2, 
Henle:Schneider S. 271. Das bayriide A.G. zum B.G.B. jtellt dieſes in den 
Nr. J, V, XIII, XV des Art. 157 ausdrücklich feſt. 

2 b) : At deöhalb wichtig, weil nach vielen Berggeieken wenigitens nad 
berrihender Anficht nicht blos dem Grunditüceigentbümer, fondern aud dem Ding: 
lich Berechtigten ein direfter Anſpruch auf beiondere Entſchädigung Zuſteht; vgl. 8148 
Allg. Berggeſetz für Preußen vom 24. Juni 1865, Kloſtermann-Fürſt, Kommentar 
S. 457 ff. Anm. 9; vgl. Bem. zu Art. 52, 55 ımd Bem. zu Art. 109, 

ad ec) Val. 3. B. Heſſen, Berggeiet vom 28. Januar 1876 i. d. F. d. Bef. vom 
30. September 1899 (Art. 253 Wr. 1 A.G.) Art. 220. (ES finden die Grundjähe der 
Art. 6, 7, 10, 11 des Enteig. Geſ. vom 26. Juli 1854 Anwendung.) 

Zuſatz zu 4. Nicht zu verwechjeln mit der Entibädigung für Veihädigung 
durb Bergbau (vgl. z. B. 1-9 ehe: Berggeſetz iſt Entſchädigung wegen Ent— 
eignung zu bergbaulichen Zwecken (SS 137 ff. b.c.). Dieſe Entſchädigung wird in dem 
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Vorbebalt * Art. 109 jedoch ebenſfalls den Grundſätzen der Art. 52, 53 unterworfen, 
vgl. Ben. 5 zu Art. 109, 

Auf Grund des Abi. 2 fünnen den Realberectigten nur jolde Entihädigungs: 
nelder baiten, auf weldhe dem Grundeigentbümer evit nad dem 1, Januar 1900 durch 
Eintritt der Bergſchäden ein Anſpruch entſteht; vgl. Entſch. d. O.Y.G. Hamm 2. Oktober 
1900 (R. d. O.L. G. 1000 S. 328). 

5. Ausführungsgeſetze. 

Preußen: A.G. Art. 37 nimmt durch 14 einzelne Beſtimmungen eine theilweiſe 
Anpajlung des Bergeiepes vom 24. Juni 1865 bezw. eine theilweiſe Neuredaktion vor. 
Desgleichen werden in Art. 35 die felbitändigen stoblenabbaugercdtigfeiten — val. 
Bem. 3 Abi. 1 — dem Reichsrecht angepaßt, wobei für die Negelung der Begründung 
dieier Rechte die SS 1196 besw. 875, 1015 B.G. B. vorbildlihb waren. (Pal. aud 
Art. 3, der fih über bie ſchleſiſchen Raſeneiſenerzberechtigungen verbält.) Hierzu 
Art. 22—29 A. G. z. G. B.O. und Art. 15—32 NG. 3. Zw. V. G. 

en Art, 157 ändert entiprechend das Berggejeß vom 20, März 1509, 
vol. auh A.G. z. G. B.O. Art. 17f. 3aff. 

Sachſen: Art. 29 bringt eine mit der reichsrechtlichen Aenderung der Grund: 
ſätze über den Fruchtbegriff und den Nießbrauch zuſammenhängende Vorſchrift über den 
Nießbraub an Kuren, Im Uebrigen bleiben die beſtehenden Vorſchriften i. w. auf: 
rechterhalten, vgl. Sei. vom 20. Juni 1598 in Verb. mit Berngeieh vom 16, Juni 1863 
und Nachtr. vom 15. März 1887, 

Württemberg ändert in Art. 207 das Verggeich vom 7. Oftober 1874. 

Baden giebt in 88 40, 9, WA.G. z. G.B.O. einige grundbucliche Aenderungen 
des Berggeſetzes vom 2. Juni 1890, val. auch A.G. z. Zw. V. G. $ 18. 

Auch die übrigen Ausführungsgeſetze balten den beſtehenden Rechts— 
zuſtand im weſentlichen aufrecht, indem fie nur in einzelnen Beziehungen Anpaſſungen 
an das Neihsrecht vornehmen. Tie Beitimmungen finden fich tbeils in den Aus: 
führungsgeießen 3. B.G. B. tbeils in den A.G. 3. G.B.O. und A.G. 3. Zw. V. G. tbeils 
in beionderen Novellen zu den ber. Berggeſetzen. 

Val. Hefien: Art. 2833 I—VIlL in Verb. mit Berggefeß vom 28, Januar 187% 
(Neue Faſſung: Gef. vom 30. September 15). 

OldenburgsBirf.: A.G. z. G. B.O. SI 7 ff. in Verb. mit Gef. vom 15. März 
1891 Machtr. vom 20, Februar 1594). 

Braunihweig: Bei. vom 12. Juni 1899, betr. Abänderung des Berggeſetzes 
vom 15. April 1867. 

S.:Weimar: A.G. 3. Zw. V. G. 88 194 - 197 in Verb. mit Bergaeieg vom 
22, Juni 1857, 

S.:Meiningen: A.G. 3. Zw. V. G. Art. 15—27, A. G. z. G. B.O. Art. 21— 
in Verb. niit Berggeſetz vom 17, April 1868 und Gef. vom 11. August 1808, 

©.:Altenburg: $$ 52, 53 mit Berggeſetz vom 18, April 1872, Sei. über die 
— a des Kohlenbergbaus von al. Datum u. Sei. vom 1. September 159%. 

:Koburg:Gotba: Art. 22 in Verb. mit Berggeſetz vom 23. Oftober 1599. 

Säm.: Sondershauſen: Luna 44 in Verb. mit Berggeſetz vom 6, März 1894, 

Schw.:NRudoljtadt: Art. 725 in Verb. mit Berggeſetz vom 20, März 1894, 

Reußäa.Y.: 8 dd in Berb, mit Berggeſetz vom 1. April 1857. 

Neuß ij. Le: 8 65 in Verb. mit Berggeieh vom 9. Oftober 1870. 

Anbalt: Art. J5 Nr. 1 und 2 und Art. 53 in Verb. mit Berggeſetz vom 
30. April 1875 Nachträge vom 26. Februar 1877 und 6. März 189). 

Walded: Ge. vom 9. Jannar und 11. Dezember 1899 in Verb. mit Berg: 
neieß vom 1. Januar 1869 (Pr.G. vom 24. Juni 1865), 

Yirbed: Sei. vom 18. Dezember 1899 in Verb. mit Berggeſetz vom 28. Oftober 1875. 

Elſaß-Lothringen: 58 S0— 55 in Verb. mit Bergaeiek vom 16. Dezember 1875. 


Nicht bergrechtliche Abbangeredtigkeiten. 
Artikel 68. 
Unberührt bleiben die landesgeleglichen Borfchriften, welche die Be 
lajtung eines Grundftücds mit dem vererblichen und veräußerlichen Nechte zur 
Gewinnung eines den bergrechtlichen Vorſchriften nicht unterliegenden Minerals 
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gejtatten und den Inhalt dieſes Nechtes näher beitimmen. Die Borjchriften 
der SS 874, 875, 876, 1015, 1017 des Bürgerlichen Gejegbuchs finden 
entiprechende Anwendung. 


E. 171; I 41; RB. 66; Mot. zu 71 ©. 191—196; Prot. ©. 8902, 8903. 
(VIE. 434.) 

1. Der Vorbehalt ermächtigt die Landesgeſetzgebung abweichend von den Grund: 
fäßen des B.G.B., wonad die Begründung vererbliher Nutzungsrechte fünftig nicht 
mehr zuläſſig ift, Die Hier bezeichneten vererblihen und veräußerliden Nugungs- 
rechte auch künftig zu begründen. (Die am 1. Januar 1900 beftehenden find jchon 
dur Art. 154 6.8. geihüßt.) Der Vorbehalt reibt fih injomweit dem Vorbehalt des 
Art. 63 für die Erbpadtrehte an. Wie dort ift auch bier eine reichsrechtliche An: 
paſſung an das Erbbaureht des B.G.B. vorgenommen. 

2, Der Artikel beziebt fih auf die nicht durch den vorgedadhten Artikel bereits 
gededten, d. b. die nicht auf metalliihe Mineralien oder Kohlen nerichteten Abbau- 
redite. In Betracht fommen namentlih Rechte, welde die Gewinnung von Kalf, 
Thon, Yehm, Scieier, Sanditein, Granit zum Gegenstand haben. Sole Rechte 
beiteben in Sachſen; vgl. Verord., das Verfahren in nichtitreitigen Nectsiachen betreffend, 
v.9, Januar 1865, 88 114 Nr. 5, 124 Nr. 8, Mot. zu dem Sächſ. Ausf.Gef. Ip. 32 Fff.,p. 124. 

3, Der Artifel nimmt die Anpaſſung an das Grbbauredt in der Weile vor, 
daß er nicht nur den Art. 1017 (wie im Art. 63 vgl. dort), ſondern auch Art. 1015 
anziebt, wonach alio die zur Beſtellung eines ſolchen Rechts nad $ 873 erforderliche 
Einigung des Gigentbiümers und Grmwerbers bei gleichzeitiger Anweſenheit beider 
Theile vor dem Grundbuhamt erflärt werden muß, der Artifel zieht ferner beſonders 
an den Art. 874, mwonad bei der Gintragung des Rechts auf die Gintragungs: 
bewilligung Bezug genommen werden kann, und die Art. 875, 876 über die Aufbebung 
ſolcher Rechte. Allein dieſer beionderen Inbezugnahme bedurite es nicht, weil ſchon 
durh den Hinweis auf S 1017 gededt; vol. Biermann in dieſem Kommentar 
(Sadenredt) zu $ 1017. 

4, Grundbudliche Behandlung: $ 84 G. B.O. — Zwangsvollitrefung: 88 864 ff, 
870 6C. P. O. 

5. Ausführungsgeſetze. In Betracht kommen hier: 

Sachſen: 88 14—17. Es wird im Weſentlichen wiederholt, daß die in Satz? 
des Artikels angezogenen reichsrechtlichen Borichriiten Anwendung finden jollen, daneben 
wird aber gleichzeitig auf Grund des Borbehalts des Art. 143 beitimmt, daß die nad 
Art. 1015 (873) erforderlihe Einigung vor einem deutichen Amtsgericht oder einem 
deutichen Notar erfolgen fann. 

Val. ferner bierzu Ausf. Verordn. vom 6. Juli 1899 8 19. 

Entſprechende Regelungen enthalten S.:Altenburg S 76 und Reuß da. X. 
8S 0 und 77. 


Jagd- und Fiſchereirecht. 
Artikel 69. 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über Jagd und 
Fiſcherei, unbeſchadet der Vorſchrift des $ 958 Abſ. 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs und der Vorjchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über den Erjat 
des Wildjchadens. 

E 143; E. II 42; RB. 67: Mot. zu 43 S. 16i—165. Prot. S. 3785, 3786, 
3791, 8798--8801 (ILL S. 250--252, IV 375 —377). 

I. Grund des Borbehalts: Der Vorbehalt it aus den ‚gleihen Gründen 
nerechtiertigt, wie die vorbergebenden über das Waſſer-, Teich: und Sielredt; ef. 
Art. 65, 66, Mot. III p. 5. 


2. Bol. über die einzelnen Landesgeſetze: 

a) Ber. bes Jagdrechts: Neubauer, Zuſammenſtellung des in Deutichland 
geltenden Rechts, betr. verichiedene Rechtsmaterien (Erpropriation, Foritrect, Nagdrect, 
Fiſchereirecht u. ſ. w, 1850 ©. S5—102). Zuſammenſtellung u. ſ. w. 1581, ©. 95ff. 
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Neuere Jagdgeiege: Preußen Gef. vom 31. Oftober 1848, 7. März 1850, 
26. Februar 18:0; Hannover 29. Juli 1850; Naſſau Verord. 0. März 1865. 
Bayern vom 4. Juni 1848, 30, März und 15. Juni 1850. Sadien von !. Tezember 
1564, Württemberg vom 17. Auguſt 1849, 27. ftober 155. Baden vom 
2, Dezember 1850, 29. April 1886. Großh. Heilen vom 26. Juli 1548, 2. Auguſt 1858, 
19. Auguſt 189. Sadbien:-Meiningen 29. April 1887. Stobbe:Yebmann, 
Deutih. Priv, II I, p. 556, Anm. 36 md die dort citirten weiteren Geſetze und 
Yitteraturangaben. Neueſtens insbei. für preuß. Recht: Dernburg, Sachenrecht 
1898, p. 313 ff. 

b) Bez. des Fiihereirehbts: Neubauer: Julammenitellung 1850 (oben zu a), 
p- 102 — 116, Zufammenitellung des in Deutichland geltenden Waſſerrechts. Berlin IS>1 
S. 9. Neuere Fiiberetordnungen: Preußen Gel. vom 30, Mai 1874, 
20. März 1880. Bavern vom 4. Oftober 1555, Berord. vom 30. Janıtar 158. 
Sachſen vom 15. Oftober 1868. Württemberg vom ?7. November IS6b und 
7. Juni 1857, Baden Gel. vom 29, März 1852, 3, Mär 1870, 29. Mär 1590, 
3, Februar 1358. Großh. Heilen vom 27, April 1851. Weimar vom 6. Mai 18:0. 
Meiningen Gel. vom 10. Dftober 1872? und 1. Mat 1558, Ztobbe a. a. O. 
p. 584 und Die dort citirten weiteren Gelege nebſt Yitteraturangaben. (Neucitens 
Dernburg, Sadenreht 1898 p. 320 ff.) 

3. Der Vorbehalt veritebt fih nur: 

a) unbeihadet der Vorſchrift des 3 958, Abi. 2 des B. G. B. 

$& 958 lautet: „Wer eine berrenloje beweglihe Sade in Eigenbeſitz nimmt, 

erwirbt das Eigenthum an der Sache. 

Das Eigenthum wird nicht erworben, wenn die Aneignung geſetzlich ver: 
boten it oder wenn durch die Beligergreifung das Aneignungsrect 
eines Andern verlegt wird.“ 

Die Landesgeſetze können alio zwar den Kreis des Nandberehtigten bei. der 
zur Aneignung beredhtigten Perſonen beitimmen. Sie fünmen aber nidt be: 
jtimmen: 

a) daß die Tccupation eines Thieres - deilen Üccupation verboten iſt — 
Eigenthum verſchafft. Solche Beitimmungen beiteben wobl zur Zeit nicht. Die 
Yandesgefeße fünnen aber natürlich wiederum die geießlichen Verbote erweitern. 
Die beitebenden Borichriften über die geſetzlichen Schonzeiten find feine ſolche Ver: 
bote. Entib. d. RG. Strafſ. VII, Wr. 25. Wohl aber das Verbot, Nadtigallen 
zu fangen. Brot. 378%. 

3) Die Landesgeſetze können nicht beitimmen, daß der unrechtmäßige 
Occupant (MWilderer) Gigentbum erwirbt. Tas ift michtin, weil fonft bei einer 
Verſchiedenheit der Einzelgeſetzgebungen eine Berichiedenbeit in der ftrafrechtlichen 
Beurtbeilung (Unterihlagung S 246, Jagdvergehen SS ?Y2 ff. Strai-Gei. Buch) eintreten 
könnte. (Anders Entw. I Art. 43 umd die bei Hatdlen B.G.B. Art. 69 an: 
geführten, nun aber nicht mehr maßgeblichen Motive zu diefem Artikel.) Aufgeboben 
iſt hiernach beiipielsweile S 7 des Württemberg. Jagdgeſetzes v. 27. Oftober 1855: 
„Das erlegte Thier nebört dem Erleger“, in Verb. mit $ 15 dai., val. Bem. 4. 

y) Die Yandesgeiete können auch nicht anordnen, dak durch eine foldbe un: 
rechtmäßige Occupation ſeitens des Wilddiebs der Nandberechtigte unmittelbar Eigen: 
thum erwirbt. Denn S 598 Abi. 2 läßt erfennen, daß foldenialls das Wild 
berrenlos bleibt. Damit iſt eine befannte Streitirage des bisherigen Rechts erledigt. 


b) Der Vorbehalt versteht fich ferner nur unbeihadet der Borichriften Des 
B.G. B. über den Erſatz des Wildſchadens. Leber dieien beitimmt 

38535: „Wird durch Schwarz, Roth-, ld, Dam: oder Nebwild oder 
durh Faſanen ein Grundſtück beichädigt, an weldem dem Eigen— 
thümer das Jagdrecht nicht zuſteht, jo it der Jagdberechtigte ver: 
pflichtet, dem Verletzten den Schaden zu erlegen, Die Griaßpflicht er— 
ſtreckt fich auf den Schaden, den die Thiere an den getrennten, aber 
noch nicht eingeernteten Erzeugniſſen des Grundſtücks anricten. 

Mt dem Gigentbiimer die Ausübung Des ibm zuitebenden Jagdrechts 
durch das Geier entzogen, fo bat derjenige den Schaden zu erieken, 
welcdyer zur Ausubung des Jagdrechts nah dem Geſektze berechtigt it. 
Hat der Eigenthümer eines Grundſtücks, auf dem das Jagdrecht wegen 
der Yane des Grundituds nur acmeinichaitlih mit dem Jagdrecht auf 
einem andern Grundſtück ausgeübt werden darf, das Jagdrecht dem 
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(Figentbümer dieſes Grundſtücks verpachtet, fo iſt der lehtere für den 
Schaden verantwortlich. 

Eind die Eigenthümer der Grundſtücke eines Bezirfs zum Zwecke der 
gemeinſchaftlichen Ausübung des Jagdrechts durch das Geſetz zu einem 
Verbande vereinigt, der nicht als jolcher haftet, jo find fie nah dem 
Verhältniffe der Größe ihrer Grunditüde erjaspflichtig. 

Dieſe Finihränfung des Vorbehalts war nothwendig, nachdem die in dem 
voritebenden $ eriolgte Negelung des Wildihadens entgegen dem Entw. I den 
Yandesgeiegen entzogen wurde, 

Beſeitigt find damit insbejondere auch diejenigen Vorſchriften der Yandes= 
geſetze, melde den Griag des Wildihadens auf beitimmte Arten von Grundſtücken 
beichränfen; vgl. S 1 des Kurheſſ. Geſ. v. 26. Januar 1854 verb. mit S 34 Abi. 1 
des Gef. v. 7. Tey. 1865; abgeändert die große Mehrzahl der Wildſchadengeſetze, inſoweit 
als ſie den Kreis des Schadenswildes gegenüber dem B.G. B. beichränfen, 3. B. in 
Sadien binfichtlih der Faſanen u. a. m. «(Hinfichtlih der landesgeieklihen Wild- 
ſchadensgeſetze vgl. Bem. zu folgendem Artikel.) 

Das landesrehtlihe Wildſchadensrecht it jedoch in gewiſſem Umfange durd 
die Ausnahmen der beiden folgenden Artifel aufrechterhalten. 


4. Yusführungsgeiege. Die Ausführungsgeſetze geben in der Hauptſache 
abgejeben von den zu Art. «0 zu beiprehenden Vorſchriften über Wildihaden — nur 
geringfügine Abänderungen der bejtebenden Jagd: u. Fiſchereigeſetze (ein neues Jagd: 
geieß fodificirt aber beijpielsweiie Lübech. 

In Betracht kommen: 

Preußen: Gef. v. 7. August 1899 giebt einige Ergänzungen der beitebenden 
Vorſchriften über die Jagd auf eigenem Grund und Boden (im Uebrigen hält A.G. 
Art. 89 die 88 114-117, 128 ff, 139 HF, 152—157, 170—192 1,9 AY.R. ausdrüd: 
lich aufredt. Val. hierzu die neuen Yagd- u. Fiſchereigeſetze Ben. 2), 

Bayern: Art. 143 ändert das Ge. vom 30. März 1850 dahin ab, daß es 
(Nrtifel 1a) den Kreis der jagdbaren Tbiere neu beitimmt und weiter deflarirt, daß 
der Dccupation des Jagdberechtigten auch die verendeten Tbiere und die Gier des 
Federwilds (nicht auch abgeitoßenes Gebörn) unterliegt (Art. 18 u. 19 1. e. werden 
dem Reichsrecht redaftionell angepaßt), vgl. auch Art. 56 und A.G. z. G. B.O. Art. 17. 

Sadien: Geſ. vom 28. Mai 1598, insbejondere $ 7 enthält Beitimmungen 
über die Nechtsiähigfeit der Jagdgenoffenfcaften. 

Württemberg: Art. 206 ändert das beitehende Jagdgeſetz vom 27. Oftober 1555 
lediglich dahin: Art. 7 Abi. 4: „Das erlegte Thier unterliegt dem Aneignungsrecht des 
Grlegers;" — Art. I6 Satz 2: Das in einem anderen Nagdbezirt angeichoilene 
—* unterliegt dem Aneignungsrecht desjenigen, in deſſen Bezirf es verendet oder 
gefunden wird. (Die Aenderung des Art. 7 muß als gegen Reichsrecht verſtoßend 
erachtet werden, jomweit dadurch die Möglichfeit des Eigenthumserwerbs durd den 
Wilderer neihaffen it. Denn das durch den Wilderer erlegte und gemäß Abi. 2 
Sat 2 des $ 958 nunmehr berrenlofe Wild unterliegt nach wie vor dem ausichlieh- 
lihen Aneignungsrecht des Jagdberechtigten) Art. 208: erklärt auf jelbitändige 
ötereigerotigteiten die Vorſchriften über Grundſtücke jür anwendbar. 

Baden: Gef. vom 9. August 1898 ändert das Jagdgeſetz vom 2 Dez. 1850 
lediglich binfichtlih der Wildichadenbeitimmungen ab, vgl. unten zu Art. 70 

Oldenburg: Jagdgeſetz vom 17. April 1897 mit Nov. vom 12. Febr. 1900. 

©.:Meiningen: Art. 13: Der reis der jagdbaren Thiere wird des Näberen 
beitimmt. 

Schw.:Sondersbauien: Art. 27 (Riichereigerebtiame unterliegen den Vor— 
ihriften über Grundſtücke). 

Yübed: Jagdgeieh vom 6. März 1900 und Fiichereigeieß vom 22. September 18. 


Wildfchadenerfab. (Artikel 70, 71, 72.) 
Artifel 70. 
Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorſchriften über die Grund 
jäge, nad) welchen der Wildichaden feitzuitellen ist, ſowie die landesgejeglichen 
orichriften, nach welchen der Anipruch auf Erſatz des Wildichadens inner- 
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halb einer beſtimmten Friſt bei der zujtändigen Behörde geltend gemacht 
werden muß. 

E. II 435 RB. 68; Prot. S. 3360, 3266, 5367, Ssol— su (VI 5377-375, 
11 &, 339-812). 

1. Diele erite Ausnahme von dem Art. 69 Halbi. 2 in Werbind. mit 
8835 B. G. B. (vgl. Art. 69 Bem. 3b) iſt damit gerechtiertigt, dat das formale Wild— 
ichadenrecht, das heißt die das Verfahren und die Zuitändigfeit beitimmenden Vor: 
ichriften der Yandesgeieke (vgl. u. A. SS —11 des preuß. Gef. v. 11. Juli 18%1 
G.S. S. p. 307), gemäß 8 13 Ger. Verf. Geſ. aufrechterhalten find und daß die in 
dieiem Artifel bezeichneten Vorſchriften auf das engite mit Dielen Verfahrens— 
vorichriiten zufammenbängen. Nah SS 5, 6 ff. des eit. preuß. Gel. iſt der Schaden 
binnen 3 Tagen bei der Ortspolizeibebörde anzumelden, welde einen Borbeicheid über 
den Schadenerſatz erläßt, dagegen ift dann Atlage im Werwaltungsftreitverfahren 
a u. 5 w. Val. u. a. Hollgreve, Kommentar zum Wildſchadengeſetz vom 
11, Juni 1891. 

2. An nn... eſetzlichen Wildihadengeiegen find bervorzubeben: 

Rreußen: Seien vom 11, Juli 1891 G.S.S. p. 307; ſpeziell Hannover 
Geſ. vom 21. Juli 1845 Hann. Geſ.S. 215, Degdordnung vom 11. März 1859; 
Kurheſſ. Gel. vom 2%. Januar 1854 verb. mit $ 34 Abi. 1, Gef. vom 7. Te. 1565. 
Bayern: Gef, vom 15, Aunt 1850, Sadien: (Sei. v. 3. Nov. 1540, Patent vom 
29, April 1514. Gef. vom 25. Januar 1854, Gef. vom 1. Tezember 1St4, Baden: 
Geſ. vom 31. Oftober 18353. Heſſen: Sei. vom 1. Juni 1895, Anbalt: Jagd-Geſ. 
vom 26. Mai 1882. Medlenburg: Schwerin: Berord. vom 14, Febr. 1894 u.a. m. 

Ausführungsgeiege: Die Yandesgeiehe baben in der Mebrzabl das Wild: 
ſchadenrecht neu geregelt, indem fie einerjeits deflariren, in welchem Umfang das 
bisherige Recht durch die reihsrechtlihe Negelung des Wildichadengejepes aufgehoben 
ift und andererjeits mehr oder weniger zablreihe Vorſchriften in Ausführung des vor: 
liegenden Vorbehalts und desjenigen des folgenden Art. «1 geben. Diefe Beitunmungen 
finden fich theils in den Ausrührungsgeiegen, theild in bejonderen Wildſchadengeſetzen 
bez. Novellen zu den bisherigen Geſetzen. 

In Betracht fommen: 

Bayern: Art. 144 I--VI -- und zwar fpeziell Nr. V, wozu Art. 8 des 
Geſ. vom 15. Junt 1850 beftimmt wird, daß der Erſatzanſpruch binnen 6 Tagen nad 
der Kenntnig des Schadens, und zwar bei Berluit des Aniprucs, der Ortspolizci- 
bebörde anzumelden ift. 

Sachſen: Geil. vom 28. Mat 1898, betr, den Erſatz von MWildihaden :c., 
vgl. Bem. 4 zu Art. 69. 

Württemberg: Art. 190-201 regelt das Wildichadenreht im Nabmen der 
Art. 70, 71 völlig neu. Speziell für vorliegenden Artikel fommen Art. 195— 200 in 
Betracht (Anmeldung beim Ortsvorfteber binnen einer Woche). 

Baden: Geſ. vom 9. Auguſt 1895 regelt den Wildihaden unter Aufbebung 
des Wildſchadengeſetzes vom 31. Oftober 1833 und entiprehender Abänderung des 
Jagdgeſetzes vom 2. Tezember 1850 völlig nen. Speziell für vorliegenden Artikel 
fommt in Betracht Art. I Nr. 5l.e. (Anmeldung des Griakanipruhs binnen einer 
Woche beim zuftändigen Bürgermeilter). — Vgl. auch A.G. 3. Zw. .G. 8 17 Nr. 2. 

Heilen: Art. 276 ändert das Wildfhadengeieh vom 1. Juni 1895, vgl. jest 
die neue Faſſung nach d. Ber. vom 28. Juli 180%, Speziell für vorliegenden Vor⸗ 
behalt Art. S— 10a (Anmeldefriſt binnen einer Woche beim zuitändigen Bürgermeiiter), 
vgl. auch A.Berordn. vom 2. Auguſt 1899. 

Medlenburg-Schw.: Verordn. vom 9. April 1809 betr. den Griaß von 
Wildichaden, jpeziell SS 3-32. — Strelis: Verordn. vom 18. Dezember 1599, betr. 
den Erſatz des Wildſchadens, —— SS 3—32, ordnen Die Materie völlig neu. 

Braunschweig: 88 -37 und zwar fpeziell $ 32 in Verb. mit Geſetz vom 
8. September 1548 (über die —— des Jagdrechts). 

Anhalt: Wildſchadengeſetz vom 21. April 1899. 

-Weimar: SS 7-4--89 und zwar ſpeziell SS 7780. 
.Coburg-Gotha: Art. 16, fpeciell SS 2- 22. Rx 

Altenburg: Aildfchadengeieh vom >, Dezember 15499, 
Schw.:Nudolitadt: Wildichadengeieß vom 11. Juli 1899. 

Yübed: Jagd: (und Wildich.) Gel. vom 6. März 1900, ſpeziell SS 67-80, 
Elſaß-Lothringen: SS 16536, fpeziell SS 19 HF. 


HG 
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Artikel 71. 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorſchriften, nach welchen 

1. die Verpflichtung zum Erjage des Wildichadens auch dann eintritt, 
wenn der Schaden durch jagdbare Thiere anderer als der im $ 835 des 
Bürgerlichen Gejegbuchs bezeichneten Gattungen angerichtet wird; 

2. für den Wildjchaden, der durch ein aus einem Gehege ausgetretenes 
jagdbares Thier angerichtet wird, der Gigenthümer oder der Beſitzer des 
Geheges verantwortlich it; 

3. der Eigenthümer eines Grundjtüds, wenn das Jagdrecht auf einem 
anderen Grundjtüde nur gemeinschaftlich mit dem Jagdrecht auf jeinem 
Grundſtück ausgeübt werden darf, für den auf dem anderen Grundſtück an- 
gerichteten Wildjchaden auch dann haftet, wenn er die ihm angebotene Bachtung 
der Jagd abgelehnt bat; 

4. der MWildjchaden, der an Gärten, Objtgärten, Weinbergen, Baum— 
ichulen und einzeljtchenden Bäumen angerichtet wird, dann nicht zu erjegen 
iſt, wenn die Herjtellung von Schugvorrichtungen unterblieben iſt, die unter 
aewöhnlichen Umjtänden zur Abwendung des Schadens ausreichen ; 

5. die Verpflichtung zum Schadenserjag im alle des $ 835 Abjag 3 

es Bürgerlichen Geſetzbuchs abweichend bejtimmt wird; 

6. die Gemeinde an Stelle der Eigenthümer der zu einem Jagdbezirke 
vereinigten Grundjtüce zum Erjage des Wildjchadens verpflichtet und zum 
Rückgriff auf die Eigenthümer berechtigt it oder an Stelle der Eigenthümer 
oder des Verbandes der Eigenthümer oder der Gemeinde oder neben ihnen 
der Jagdpächter zum Erjage des Schadens verpflichtet iſt; 

7. der zum Erjage des Wildjchadens Berpflichtete Erjtattung des ge- 
leiiteten Eriages von demjenigen verlangen fann, welcher in einem anderen 
Bezirke zur Ausübung der Jagd berechtigt iſt. 

G. I 445 RB. 69; Prot. ©. 3261-3267, 8801— 8802 (VI ©. 377-378, U 
S. 87-841). —- Sten.®. ©. 2821-2802, 3030, 

Ter Artikel enthält eine Reihe weiterer Ausnahmen bon dem bei Artikel 69 
Note 2b mitgetheilten $ 835 6.8.6, 

3u 1. 

Nah $ 835 eit, wird zum „Schadenwild” nur das Schwarz:, Roth-, Elch-, 
Tam:, Rebwild und die Faſanen gerechnet. 

Der Vorbehalt ermädtigt die Landesgeſetzgebung, nod anderes 
Wild als Schadenwild zu bezeihnen, vor allem Halen und Kaninchen. So 
beiipielöweile $ 1 Hannov. Geſ. betr. d. Witdichaden, vom 21, Juli 1848, 8 1 Kurs 
heil. Gel. vom 2%, Januar 1854 (S 34 Abi. 1 Gel. vom 7. Dezember 1865). 

Ausführungsgeiege. Bayern: Art. 144 Nr. II: Alle jagdbaren Säugetbiere 
und Falanen. 

Württemberg: Art. 190: Hajen. | 

Baden: Wild-Geſ. v. 9. August 1895 Art. 1: Jagdbare Thiere jeder Art. 
(Kein Erſatz für Raubtbiere, Strich- u. Zugvögel.) 

Hejien: Wild-Geſ. Art. I: Trutmwild. 

Medlendb.:Schw. u. «Str: Wild-Perordn. $ 1 bz. $ 1: Kaninchen. 

Anbalt: Wild-Geſ. $ 3: Kaninchen. 

©.:Coburg:Gotha: Hajen. 

Elſ.-Lothringen: Kaninden. 
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3u 2 

Nach $ 835 eit. iſt regelmäßig derjenige eriagpflichtig, weldber an dem be- 
ihädigten Grundſtücke jelbit kraft Geſetzes jandberectigt ift. Der Vorbebalt hät: 
die Yandesgeieße aufrecht, welhe auch den auf dem NWahbargrunditüde Jagd— 
beredtigten eriahpflichtig machen, wenn das Grundſtück von ibm eingebeat tt und 
das Wild aus dem Satter heraustritt. Vgl. SS 14ff. Preuß. Ge. vom 11. Juli 1801, 
8 25 Jandordnung für Hannover v. 11. März 1859. Aehnliche Beitimmungen in 
Württemberg, Baden, Braunichweig. Durch dieien Borbebalt fann aber die Yandes: 
geſetzgebung nicht die Grundſätze der SS 833, 834 durchbrechen. Iſt die Gingitterung 
in der Wetje vorgenommen, dal das Thier als nicht mehr auf freier Wildbahn befindlich 
zu erachten iſt, jo tritt die erweiterte Faſſung der SZ 533, 834 B.G. B. ein, da dann 
das „Halten eines Thieres“ vorliegt. Vgl. Brot. 3264. 

Austührungsgeiege. Württemberg: Art. 191. 

Baden: Wild-Geſ. dv. 9. Auguft 1898 Art. I($ 21 Nr. 4). 

Braunihmweig: 8 32. 

E.:Weimar: 8 76. 

Lübeck: Jagdgeſ. v. 6. März 1900 8 70. 

Die Ausführungsgeſetze laſſen den Beſitzer des Geheges theils allein baften, 
theils ſolidariſch mit dem ſonſt Erſatzpflichtigen. Dem letzteren geben ſie in dieſem 
Fall ein Rückgriffsrecht gegen den Beſitzer des Geheges. 


3u 3. 

Rab S 535 Abi. 2 eit. iſt der Eigenthümer eines Srunditüds, wenn an einem 
ibn benachbarten oder von seinem Grundſtück eingeichlofienen Grundſtück, auf 
welhem (megen dieſer Yage der Grundſtücke) die Jagd nur gemeinschaftlich mit 
jeinem Grundſtück ausgeübt werden darf, ein Wildſchaden entiteht, alio für den Mild- 
ihaden an den fogenannten „Jagdanſchlüſſen“ und „SAagdeinihlüfien“ m 
folgenden Fällen eriagpflichtig: 

a) wenn er fraft Geſetzes an dieſen Jagdanſchlüſſen und Einſchlüſſen jagd— 
berechtigt it, S 555, Abſaß 2, Satz 1, 

b) andrrniafls, wenn ibm die Jagd von dem Eigenthümer der angeſchloſſenen 
bez. eingeſchloſſenen Parzelle verpachtet iſt. 

Der vorliegende Vorbehalt der Nr. 3 hält die Landesgeſetze aufrecht, 
welche den Eigenthümer des anſchließenden und umſchließenden Jagdterrains im all 
zu b au dann haften lajlen, wenn ihm nur die Jagd von dem Gigentbümer der 
beihädigten Parzelle angeboten iſt, er aber die Pachtung abgelehnt bat. So die Be: 
ſtimmung des $ 3 des Preuß. Geſetzes vom 11. Juli 1801 binfichtlih der Jaadenflaven, 
vgl. auch $ 7 des Jagdpolizeigeſ. vom 7. März 1850. — Sächſ. Gele vom 

. Dezember 1864, $ 10. 
Austührungsgeiege. Württemberg: Art. 192 in Verb. mit Art. 3 des Geſ. 
betr. er d. Jagd v. 27. Oftober 1855. 
Altenburg: Wilde. S 2. 
Ela: Ss 75 Abi. 4 
Zu 4. 

Rah SS BGB. tritt die Griaßpflicht ein, aleichgültig ob der Beichädigte 
Schußvorricdtungen zur Sicherung seines Grundſtücks eingerichtet bat oder nid. 
(Die Nichteinrichtung it fein fonfurrivendes Werihulden) Der Borbebalt 
fihert die Autrechterbaltung der landesgneiekliben Vorichriiten, welche die Griaßpflicht 
im legteren Falle nicht eintreten laſſen, ſoweit es jih um Gärten undäbnlide 
Anlagen bez. einzelitchende Bäume bandelt (mo eben die Anbringung 
folder Schußmahreneln feine große Schwiertafeiten veruriadt). Solche Vorſchriften 
entbalten binfichtlih des Erſatzes von Dalenichaden die Geſetze von Banern, Baden 
und Heſſen. rot. a. a. O., vol. auch S 2 Kurheſſ. Geſetz vom 26. Januar 1864, 
vgl. hierzu auch Sächſ. Patent vom 9 21. April 1814, Nr. 3 

Ausführungsgeſetze. Bapern: Art. 144 Wr. IV. 

Württemberg: Art. 10 

Baden: Sei. v. 9. Auguſt 1808 Art. L($ 21 Nr. 2). 

Heften: Wild-Geſ. Art 2. 

Mecklenbe-Schw. u. «Str: Wild-Verordn. $ 2 be. $ 2. 

A nbalt: Wilde. S 2, 

S.:Weimar: 8 7. 
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©.:Altenburg: Wild:Gei. 3 
©.:&Coburg:Gotha: Art. 16 $ 12. 
Schw.:Rudolitadt: Wildic. ef. Sl 
Yibed: Jagdgeſ. v. 6. März 1900 S 71. 
Glj.:Xotbringen: $ 17. 


Zu ». 

Nah den meiſten Yandesnejegen it der Grundeigenthümer dann von der 
Jagdausübung ausgeichlofien, wenn jein Beſitz ein beitimmtes Minimum von 
Flächeninhalt nicht erreicht. Vgl. Preuß. Ge. von 1850 5 2 (mindeftens 300 zus 
jammenbängende Morgen). In einem jolhen Fall werden regelmäßig mehrere Befiker 
ſolcher Parzellen zu einer Yaadgenosienichait vereinigt bez. die Jagdberechtigung der 
Gemeinde jelbjt übertragen. Der $ 855 B. G. B. beſtimmt nun über die Eriagpflicht 
in ſolchen Fällen folgendes: 

a) Iſt die Nandgemeinichaft ein jelbjtändiger forporativer Verband, fo haitet 
diefer für den Wildichaden, arg. $ 855, Abia 1, Satz 1. 

b) Iſt die Jagdgemeinſchaft fein jolcher Verband, fondern nur als Geiellichaft 
anzuſehen (S 54 B.G.B.), jo haftet jedes einzelne Mitglied der Gemeinichaft nad) 
Verhältniß der Größe feines Grunditüds, $ 835, Abſatz 3. 

Der vorliegende Vorbebalt gejtattet nun der Landesgejeggebung 
im Fall zu b eine andere Art der Haftung dem bejchädigten Dritten 
gegemüber zu jtatuiren, jei es eine jolidarische, jei es eine ſolche nad Kopitbeilen, 
jet es nach einem anderen Maßſtabe. (Was die innere Organijation dieier Gemein: 
ichaften anbelangt, insbeiondere die Schadensausgleihs: und Rüdgriffsvechte der 
einzelnen Genoſſen zu einander, jo find Die Yandesgeieke dur den 8 835 BB. 
überhaupt nicht beichränft. In dieſer Beziehung ſind die Landesgeſetze — im Fall 
zu a als zu b gemäh Artifel 69 6.8. jouverän.) : 

Vergleibe an landesgeießlihen Vorſchriften S 2, Abi. 1. Eat 2 des Preuß. 
Wildſchadengeſetzes vom 11. a 1891, $ 23 Hannov. \agdord. vom 11. März 1854, 
Sächſ. Sei. vom I. Dezember 1864, 87 ur u.a. m. 

Austührungsgeiege. Anbalt: Wildih.Gei. v. 21. April 1899, $ 4: Wenn 
nah $ 10 des Jagdpolizeigeſ. durch Ortsitatut feſtgeſetzt iſt, daß die Vertbeilung der 
Nagdpachtgelder nah dem Bonitirungsmwertbe der betbeiligten Grundſtücke erfolgen 
joll, jo find die zur Jagdgemeinichaft gebörigen Grundbei. nach demijelben Verhältniß 
eriagpflichtig. 


Zu 6, 

Nah $ 835 iſt, wenn der Grundeigentbümer wegen Ktleinbeit feines Grund: 
ftüds von der Ginzeljagd ausgeſchloſſen und deshalb mit anderen Grundeigen— 
thümern zu einer Nagdgemeinichaft vereinigt iſt (ef. vorige Note), ſtets die jagd— 
beredtigte Gemeinichaft, ſei es als solche, jei es in der Perſon ihrer Mitglieder 
zum Griag für Wildichaden verpflictet. Der vorliegende Vorbebalt zu 6 hält 
die Yandesgeieke aufrecht, welche in ſolchem Fall 

a) die Haftpflicht dem Beichädigten Dritten genenüber auf die politische Gemeinde 
übertragen und diejer nur einen Rüdgriff gegenüber den Figentbümern gewähren, oder 

b) dieie Haftpflicht auf den Jagdpächter übertragen, indem ſie denfelben dem 
beihädigten Tritten gegenüber entweder allein oder wenigſtens neben dem geletlich 
zur Jagd Berechtigten (Gigentbümer, Jagdgemeinihaft, Gemeinde) haften laſſen. 
Val. bierzu $ 23 Nagdord. für Hannover vom 11. März 1859, $ 5. Kurheſſ. Geſetz 
vom 26. Januar 1854. 

Austührungsgeiege. Bayern: Art. 144 Nr. Ill: Die Gemeinde baftet als 
ſolche allein. Sind mehrere Gemeindebezirfe zu einem Jagdbezirk vereinigt, jo baften 
die Gemeinden als Geſammitſchuldner. 

Württemberg: Art. 193: Grundſätzlich baftet der Nagdpäcter. Neben dieſem 
die Gemeinde wie ein Bürge. it im Jagdpachtvertrag die Erſatzpflicht des Pächters 
ausgeſchloſſen, jo haftet die Gemeinde ausſchließlich. Die Gemeinde fann fih am Pacht: 
erlös im Verhältniß zu den Grundeigenthümern jchadlos halten; vgl. auch Art. 201. 

Achnlih wie ee Baden: Gef. v. 9. August 1898 Art. 1 (8 21 Wr. 3) 
vgl. ferner: Braunihweig:$34. ©.:Weimar:$75. S.:Coburg=Gotba: Art. 16 
5382). Anbalt: Sei. v. 21. April 1599 8 5. Yübed: Jagdgei. v. 6 März 1900 
869 Elſ-Lothringen: $ 18. . 


158 Ginführungsgeieß 3. B.G. B. III. Abſchn. Verb. d. B.G.»B. 3. d. Landesgeſetzen. 


Ju 7. 

Ter Vorbehalt zu 7 trägt einer ganz fingulären Beitimmung in S 4 
des Hannov. Gejep vom 21. Juli 1848 Nednung, wonad der Grianpflictige Ne: 
greß am demjenigen nehmen fann, in deſſen Bezirk das Schadenwild jeinen Stand 
hatte; der Vorbehalt geitattet aber infoweit auch tür die Zufunft eine weitere Durch— 
brebung der Grundſätze des SS B. G. B, wonach regelmäßig nur der neiehlich 3 ir 
Jagd Berechtigte für den Wildichaden verantwortlich it. Dal. B. R. T.K. 184, 61, 92 
Etenogr. Ber. S. 28:3. 

Austührungsgeiege. Medlendb: Schw. u. :Str.: Wildihad. Verordn. v. “ 
April 18499 bez. 18. Dezember 1899 SD ber. S dr Ter wegen Kaninchenſchaden in 
Anipruch Genommene kann an demjenigen Regreß nehmen, in deſſen Bezirf die Kaninchen 
ihren Ztand haben. 


Artifel 72. 

Beiteht in Anjehung eines Grundſtücks eim zeitlich nicht begrenztes 
Nugumgsrecht, jo finden die Vorichriften des $ 835 des Bürgerlichen Geſetz 
buchs über die Verpflichtung zum Erſatze des Wildjchadens mit der Mah- 
gabe Anwendung, dal; an die Stelle des Eigenthümers der Nutzungs 


berechtigte tritt. 

E. 1455 RB. 70; Brot. S. 3237-3242, 8801, 922 (VIE. 377, 743, U 
©. 829— 832, 

1. Rad S 555 B. G. B. (mitgetbeilt bei Artikel 69, Bem. 3b) kann der dur 
den Mildichaden Verletzte — Gigentbimer, Nupungsberechtigte, Pächter — Schaden: 
erſatz mur erlangen, wenn dem Eigenthümer ſelbſt das Jagdredt an dem Grundſtücke 
nicht zuſteht (bez. kraft Geſetzes entzogen tt). 

Steht aljo dem (Figentbümer jelbit das Jagdrecht zu, jo baben gemäß S > 
die an dem Grundſtück dinglich Berechtigten, fowie die Pächter gegenüber dem 1 Gigen: 
thümer als Jagdberechtigten geieglih feinen Aniprub auf Schadenerſatz. Das it 
im Verhältniß zum Pächter ganz angemefien. Tenn dieier kann ſich vertragsmäkia 
bezw. durch entiprechende Herabiekung des Pachtzinſes im Verhältniß zum Eigenthümer 
fihern. Anders die dinglib an dem Grundſtück Berechtigten und die Grbpächter, 
deren Rechtsverhältniß von Alters ber im Verhältniß zum Grundeigenthümer geregelt 
ift. Hier bedarf S 835 B. G. B. einer Ergänzung. Diele Einſchränkung nimmt 
der vorliegende Artifel dadurd vor, dak erden begeihneten Berechtigten 
im Verbältnih gu dem jagdberedtigten Eigenthümer diejelbe rechtliche 
Etellung zuweiſt wie dem nicht jandberedtigten Eigenthümer gegen 
über dem jandberedtigten Tritten. 

Der Artikel entbält feinen eigentlichen Borbebalt für die Yandesgeiekgebung. 
Gr gebört in das B.G.B. felbit und jollte uriprünglic bei S 855 dur tolgende 
Faſſung dieſes S zur Berüdjichtigung fommen: „Wird ein Grundſtück ꝛc. beichädiat, 
an welchem dem Eigenthümer — oder falls das Wrundftüd einem zeitlich 
nibt beihränften Nukungsrecht unterliegt dem Nutzungsberechtigten 
— das Jagdrecht nicht zuitebt, jo ıc. Prot. 3238.“ 

2. Unter den „zeitlich nicht begrenzten Rugungsredten” fommen in Betradt, 
abgeieben von dingliben Nutzungsrechten, die der (dinglichen) Erbpacht nabejtebenden, 
zwar nicht dinglichen, aber vererblihen und regelmäßig unkündbaren, zeitlih un: 
beichränften Pachtrechte, wie fie in Medlenburg vorfommen. Bgl. Art. 63, 154, iin, 
17.6.8. Tagegen liegt ein Nutzungsrecht im Sinne des Artikels «2 nicht vor, 
wenn jemand nur einen Anjpruch auf den Neingewinn oder einen Theil des Kein: 
newinns bat, welden der Nukende (ſei es der Figentbümer, ſei ed ein Tritter) aus 
der Nutzung giebt Brot. der 455. Sitzung, — 9422), 

Wenn Bland E. 159 Bem. 3 Abi. 2 bierber auch die am 1. Januar 19W 
beitebenden, vertragsmäßin auf unbegrenzte Zeit und unfindbar begründeten 
oblinatoriicen Pachtrechte zählt, fo kann ihm nicht beigeſtimmt werden. Solche Pacht— 
verträge Find troß Art. 170 wegen der reiormatorifhen Krait des S 567 ſtets 
nah 30 Jahren fundbar. Tiefe Nutzungsrechte ſind alio im Sinne des vorliegenden 
Artikels zeitlih begrenzt; val. Ben. zu Art. 171. Das erfennt Pland auch für 
die nach dem 1. Januar IH abgeichloiienen Verträge dieſer Art an. 
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Renalien. 
Artikel 73. 


Unberührt bleiben die landesgejeglihen VBorjchriften über Regalien. 

6.145; E. 1146; RB. 71; Mot. zu 45 S. 165-166; Prot. 8503 (VI S. 378). 

I. Inhalt des Borbehalts: Unter Regalien verjtcht man die der Staatögemwalt 
als ſolcher nah Recht, Geſetz und Herfommen zuitebenden Berechtigungen. Soweit 
diefelben Ausfluß der ſtaatlichen Hobeitsrechte find (regalia essentialia), find fie rein 
öffentliber Natur und werden jchon deshalb von den VBorfchriften des B.G.B. gemäß 
Artikel 55 nicht berührt. Der Vorbehalt betrifft daher fpeziell die ſog. niederen 
Regalien (regalia accidentalia), Hinſichtlich dieſer bat der Vorbehalt eine doppelte 
Bedeutung, infofern unberührt bleiben: 

I. diejenigen Vorschriften, welche den Umfang der Negalität beſtimmen, und 

2. diejenigen, welche den Inhalt diefer Berechtigungen regeln, und zwar nad 
Maßgabe ibrer Entſtehung, Auibebung, Uebertragbarfeit und ihrer PBethätigung in 
dem allgemeinen Rechtsverkehr. In letzterer Hinficht bezieht fih der Vorbehalt ins- 
beiondere auf die Borichriiten der Yandesgeieke, welche die Verleibbarfeit der Negalien 
an Private, ſowie den Erwerb der Regalität — Erſitzung bez. unvordenkliche Ver— 
jährung zulaſſen; ef. Pr. A.L.R. II 14 SS 24 43, 

II. Einzelne Regalien: 

1. Tas Bergregal. Daſſelbe it im Prinzip bejeitigt. Die noch beitehende 
Negalität wird nach ihrem Umfange und Inhalt ſchon durd den Vorbehalt des Art. 67 
aufrechterhalten. Aufrechterhalten it beiipielsweile der $ 5 des Sächſ. Berggei. von 
IS68, ſowie $ 3 der Yippeichen Bergordnung vom 30, September 1857, wonad Steinfalz 
und Sohle dem Stantsfisfus vorbehalten bleibt. 

2. Das Jagdregal, ſoweit daſſelbe noch bejteht, el. Art. 69. 

3. Das Fiſchereiregal, ef. Art. 69. 

4. Das Bernfteinregal. In Weitpreußen und den früber wejtpreußiichen 
Diftriften it der am Strande und in der Oſtſee gefiichte, in Oſtpreußen auch der 
im Yande gewinnbare Bernitein Negal. Weitpreuß. Prov.R. SS 73— 76. Geſetz vom 
22, Februar 1867. Dernburg Ip. 546. 

5. Das Recht des Staats an berrenloien Grundftüden. Daſſelbe 
it jebt unter Ausichluß des primus oceupans reichsrechtlich anerkannt in $ 928 
Abi. 2 BGB. bezüglich der derelinquirten, in Art. 190 E.G. bezüglich aller Grund: 
irüde, welche zu der Zeit berrenlos find, in welcher das Grundbuch als angelegt an— 
zuſehen ift. 

b, Das gleihe Recht der Stadtgemeinden auf den in der ſtädtiſchen 
seldmarf belegenen, der Nittergutsbeiiger auf den im Gutöbezirf und in der 
trüber augebörigen ländliben Feldmark belegenen Grundſtücken; cf. Art. 129 Anm. 

7. Das Müblenregal u. a. m. 


Zwangs- und Bannrechte. Realgewerbeberedhtigungen. 
Wrtifel 74. 


Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorjchriften über Zwangsrechte, 
Bannredte und 
E. 144; EU 47; R.V. 72; Mot. zu 44 ©. 165; Prot. S. 8803 (VI ©. 378). 
KB. ©. 2112; Sten. B. S. 3030, 
Zwangsrecht: Das Net eines Gewerbetreibenden, gewiſſen Konſumenten bie 
Beihaffung gewerblicher Erzeugnifie bei jedem andern alö bei ihm zu unterjagen. 
Bannrecht: Das Zwangsrecht, welches negen alle Ginwohner eines beitimmten 
Bezirks oder gegen gewiſſe Klaſſen derielben gewährt wird (Bannmeile). 
Realgewerbeberehtigungen: Berechtigungen zu einem Gewerbebetrieb, welche 
entweder an ein Grundſtück geknüpft find, oder wenigitens jich als eine jelbitändige, 
vererblide und veräußerlide unkörperliche Sache daritellen. 
I. Alle derartigen Rechte fommen gegenwärtig im Deutihen Neihe nur ver: 
einzelt vor. In Kraft iind derartige Rechte nod: 
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I. Soweit diejelben nidht unter die Beitimmungen der Reichs— 
gewerbeordnung fallen, SE R.G.O. (Apothekerberechtigungen, Fährgerechtig— 
feiten u. dal.) 

2. Soweit diejelben unter die Gewerbeordnung fallen und tm 
Gemäßheit der SS 7--IO R.G.O. niht aufgeboben, bez. joweit fie für ab— 
lösbar erflärt jind, nicht abgelöſt jind. 

a) Aufgeboben jind folgende Zwangs: und Bannredte: 

a) diejenigen, welde bis zum 1, Januar 1873 durd Yandesgejeke ſchon auf: 
geboben find; ef. Preuß. Gew.O. v. 17. Januar 1845, 5 418 7 R. 1), Baden, Geſetz 
vom 10, April 1848, Bayer. Gew. Geſ. vom 11. September 18% 

3) diejenigen, welche mit einer - gemäh $7 eit. — —— ausichliek: 
lichen Gewerbeberechtigung verbunden find «mit Ausnahme der Abdedereibered: 
tigungen) ($ 7 Wr. 2); 

y) diejenigen, deren —— nach Inhalt der Verleihungsurkunde ohne Ent— 
ſchädigung zuläſſig war (57 Nr. 

ö) beſtimmte, in ST Nr. A einzeln aufgezäblte Zwangsrechte, nämlich: der 
Mahlzwang der Mühlen, der Branntweinzwang, der Brauzwang der Brennereien, 
—— und Schankſtätten, der Brod- und Fleiſchzwang ſtädtiſcher Bäder und 

leiſcher 

b) Ablösbar ſind alle übrigen nicht aufgehobenen Zwangs- und Bannrechte, 
ſofern die Verpflichtung auf Grundbeſitz haftet, die Mitglieder einer Korporation als 
ſolche betrifft, oder Bewohnern eines Ortes oder Diſtriktes vermöge ihres Wohnſitzes 
obliegt. SA Nr. 1 G.W.O. 

11. Der fünftige Erwerb der aufgebobenen oder für ablösbar erflärten Zwangs— 
und Bannrebte und die fünitige Begründung der Nealgewerbeberehtigungen iſt 
unterſagt. S 10 RG.O. 


III. Einzelne hiernach in Kraft ſtehende Rechte der in dieſem Artikel bezeich— 
neten Art ſind beiſpielsweiſe der Schmiedezwang, der Kaminfegerzwang, die Abdeckerei— 
berechtigung u. a. m. Dernburg Il p. 92. 


IV, Tragweite des Vorbehalts: Zwangsrechte im Sinne dieſes Artikels find 
Verbietungsrechte. Derartige Berechtigungen, welche einem Gewerbetreibenden den 
pojitiven Anſpruch gegen eine beſtimmte Perſon, bez. ein beſtimmtes Etabliſſement 
auf Abnahme der gewerblichen Leiſtungen geben, werden durch den Vorbehalt nicht 
betroffen; ef. Preuß. AR. 1238 56, 58 Krugsverlagsrecht. Die Belaſtung eines 
Grundſtücks mit einem folchen Verlagsrecht it nach den Vorichriiten des B.G. B. nicht 
zuläſſig. Mot. p. 165 (a. Meinung Dernburg, »BG.B. Sadenredt, p. 199). 
Ebenſowenig trifft der Vorbehalt alle vertragsmäßig zwiſchen dem Berechtigten und 
Verpflichteten begründeten Nechte dieier Art, welde jhon in Semäßbeit der allgemeinen 
Vertragsireibeit gewährleistet find; cl. ST Nr 4 Sa 2 R.G.O. 


V, Yustührungsgeiege. Gine Neibe von Ausführungsgeſetzen beitimmt, daß 
auf die Nechte der bier bezeichneten Art die Borichriiten des B.G.B. über Grundſtücke 
(insbej. über den Erwerb des Eigenthums u. Anſprüche aus d. Gig.) Anwendung finden 
jollen, jedod nur unter der Vorausſetzung, daß dieſe Nechte ein beſonderes ‚Platt im 
Grundbuch erhalten baben; vgl. Preußen Art. 40 in Werb. mit Art. 22, 27, 28 
A.G. z3. G. B.O. S:Weimar 125. Anbalt Art. I. ©. ‚Altenburg Ss 77, 78. 
Reuß ä. L. F3. Reuß j.L. 867. — Nah einigen Ausf.Gei., 3.9. Schw.: Sonders 
hauſen Art. 27 ift die Bildung eines Grundbucblattes nicht erforderlib, um die 
Srundfäge über Grundſtücke zur Anwendung zu bringen. 

Tie Frage, wann die Anlegung eines bei. Grundbuchblattes zu erfolgen bat, 
wird regelmäßig in den Austührungsgeiegen zur Grundbuch— Ordnung geregelt. Die 
Anlegung erfolgt itets auf Antrag, nach einigen Geſetzen im er! der Veräußerung 
auch von Amtswegen; vgl. Preußen A.G. 3. G. B.O. Art. 22, a . Bavern A.6. 
3. G. B.C. Art. 1%, S.Meiningen A.G. z. GBO. Art. 21, 

Spweit die Ausführungsgeſetze feine Beitimmungen — iſt die Frage, 
ob dieſe Rechte den Vorſchrifſten des B.G. B. über Grundſtücke unterliegen, und ob 
dieſe Rechtslage an die Vorausſetzung der Bildung eines bei. Grundbuchblattes geknüpft 
iſt, nach den bisberinen Yandesgejeken i. Verb. mit Art. 4 E. G. zu enticheiden. 

(Bal. au vorl. Art. auch Art. 106, wonadh ben Yandesgnejeken die Befugniß 
eingeräumt it, auch in Anſehung der in vorliegendem Art. 74 nicht vorbebaltenen 
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ſelbſtändigen Gerechtigfeiten — die gemäß Art. 184 nur als am 1. Januar 1900 
beitebende aufrechterhalten werden — ebenfalld die Vorichriiten über Grundſtücke zur 
Anwendung zu bringen.) 


Verficherungsredht. 
Artifel 75. 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen VBorjchriften, welche dem Ver— 
ſicherungsrecht angehören, joweit nicht in dem Bürgerlichen Gejegbuche be- 
jondere Beſtimmungen getroffen ſind. 

E. 148; RB. 73; Brot. ©. 4421, 8911-8013, 8961, 9201 (VI ©. 440 ff, 
471, 610f.; HI ©. 571). 

I. Bezüglich des Berfiherungsrehts und Verlagsrechts (Artikel 76) iſt eine 
reichsrechtlihe Regelung beabfichtigt. Die Vorbehalte find daber nur vorläufige. Die 
Seeverfiherung iſt bereits reihsrechtlich geregelt SS 778 ff. H.G. B. 

2. Beiondere Beſtimmungen über das Verſicherungsrecht enthalten: 

Ss 330 B. G. B: über die Yebensverfiherungsverträge als Berträge zu Gunſten 
Tritter (vgl. auch S 1522); 

ss 1045, 1046: über die Verpflichtung des Nießbrauchers, die dem Nießbrauch 
unterliegende Sade zu verlihern und das dadurch geichaffene Rechtsverhältniß zum 
Figentbüntr und Berficherer; 

ss 1127 —1130: über die Eritredung der Hypotbef auf die Berfiherungsiorderung 
und das dadurch geichaffene Rechtsverhältniß, insbejondere über die Verichiedenheiten 
bei der Gebäude-Verſicherung und anderen Verficherungen; 

88 1385, 1388: über die Verpflidtung des Ehemannes zur Zahlung der Ber: 
jiherungsprämien auf Grund ehbelihen Güterrechts ſowohl gegenüber dem Berficherer 
als gegenüber der rau; 

SS 1654, 1686: über die entiprehende Verpflichtung des Gewaltbabers in Anz 
ſehung des nichtfreien Kindesvermögens. 

3. Ausführungsgeſetze. 

Preußen: A.G. z. H.G. B. Art. 5: Verfiherungsverträge und Berlagsverträge 
bedürfen, wenn fie Handelsgeihäfte find, zu ihrer Gültigkeit nicht der ſchriftlichen 
Form. — A.E. vom 27. Da. 1899 (8.5. 1900 ©. 2): die landespolizeilih ge: 
nehmigten Berficherungsgeiellihaften auf Gegenfeitigfeit baben juriſtiſche Perſönlich— 
fett. — A.G. Art. 89 Ib it. Verb. mit SS 651ff. L 141 MEN. 

Bapvern: Art. 164 Wr. I-XU ändert das Brandverſicherungsgeſetz vom 
3. April 1875, 

Württemberg: Art. 205 Nr. I—VI ändert das Brandverfiherungägeieh 
vom 14. März 1853, 

Baden: Art. 10 giebt eine Abänderung des S 70 des Feuerverſicherungsgeſetzes 
vom 29. März 1852. 

Heſſen: Art. 274 Nr. I-V ändert das Brandverjiherungsgeieß vom 28. Sep: 
tember 1890, 

Braunfhweig: $56 Nr. I-V ändert dad Brandverficherungsgeieß vom 
5, April 1886, 

S.: Altenburg: $ 87 giebt eine Abänderung des $ 33 des Brandverjicherungs: 
geſetzes vom 7. April 1894. 

Elſaß-Lothringen: SS 11—15 giebt Vorichriften über das Rechtsverhältniß 
des Verſicherers gegenüber den Hupotbefengläubigern bei der Verſicherung eines 
Gebäudes gegen Feuersgefabr. 


Verlagsredt. 
Artikel 76. 
Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorjchriften, welche dem Ver— 
lagsrecht angehören. 
E. 1149; R. V. 74; Prot. S. 8913, Bol. zu Artikel 75. (VI S. 441.) 
Niedner, Einführungsgefeh zum B.G.B. 2. Aufl. 11 
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Haftung des Staates für Beamte. 
Wrtifel 77. 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorjchriften über die Haftung 
des Staates, der Gemeinden und anderer Nommunalverbände (Provinzial-, 
Kreis-, Amtsverbände) für den von ihren Beamten in Ausübung der diejen 
anvertrauten öffentlichen Gewalt zugefügten Schaden jowie die landesgeſetz— 
lichen Borjchriften, welche das Recht des Beichädigten, von den Beamten 
den Erjat eines jolchen Schadens zu verlangen, injoweit ausichliegen, als 
der Staat oder der Kommunalverband haftet. — 

6.156; E. II 50; R. V. 75 Mot. zu 56 ©. 185; Brot. S. 1216, 2912, 8857, 8558 
(VIE. 410, IE. 611, II S. 670, 67h1. RB. S. 1992-1994, 2119; Sten.B. S. 3030, 

1. Anſpruch des Geſchädigten. Ginen Aniprub auf Griak des von 
einem Beamten zugefügten Schadens gewährt das Bürgerlihe Geſetzbuch. 


1. Für den Fall, daß der Beamte den Schaden nicht in Ausübung feiner 
amtlichen Verrichtungen verurſacht, gegen dielen jelbit nah den allgemeinen Grund— 
fäßen des fontraftlihen und außerfontraftliben VBerichuldens. 


ll, Für den Fall, daß der Beamte den Schaden in Ausübung feiner amt= 
liben Verrichtungen veruriadt 

a) gegen ibn jelbit und zwar gleichviel, ob er fih im Ausübnng der ihm 
anvertrauten privatrechtlihen WBerrichtungen oder der ibm anvertrauten öffentlichen 
Gewalt befindet. Dielen Anipruch regeln die SS 85941 B. G. B. (Art. 78, 79 E. 6); 

b) gegen den öffentlichen Verband, deſſen Organ der Beamte it, jedoch nur, 

a) wenn der Beamte fih in Ausübung ibm anvertrauter privatredtlicder 
Verrichtungen befunden hat. Dienten dieſe Verrichtungen zur Erfüllung eines dem 
Staate GVerbande) obliegenden Kontraktes, jo iſt dieſe Haftung aus S III BGB. 
begründet, andernfalls aus SS 31, 46 B. G. B. 

3) Hat jedoch der Beamte in Ausübung der ibm anvertrauten öffent— 
lichen Gewalt ſich befunden, jo trifft für diefen Fall das B.G.B. feine Beitimmung. 
Für dieſen Fall iſt der Vorbehalt diejes Artifels beitimmt. Tas B.G.B. bat ſich 
geſcheut, dieſe Haftpflicht reichsrechtlich zu regeln, obwohl dieſelbe in Theorie und Praxis 
überwiegend anerkannt iſt und auch auf den Verhandlungen des Deutſchen Juriſtentages 
zur reihsrechtlichen Negelung wiederbolt empfohlen tt; ef. Windſcheid ILS Hv Ver. 4. 

Dan bat auch bier den partifulären Rerichiedenbeiten der Auffaffung Rechnung 
tragen wollen, welde in der weſentlich öftentlichrechtliben frage nah der Ver: 
tretungöpflicht des Fiskus bei Ausübung von Hoheitsrechten bervorgetreten find und 
denen durch eine Enticheidung der Geſetzgebung auf dem Gebiete des Privatrehts nicht 
präjudizirt werden jollte. — 


2. Haftpflicht des Staates. Mit Rückſicht auf die beitebenden partifulären 
Verichiedenheiten ift der Vorbehalt möglichit allgemein gefaßt. Die Yandesgeieke 
baben freie Hand: 

a) die Haftpflicht überhaupt zu verlangen. Auf dieſem Standpunkt ſteht zur 
Zeit grundiäglich das preußische Recht (ef. aber Wr. 3), welches eine Haftung des 
Staates nur im Fall eines Verſchuldens in der Auswahl und Beauffichtigung ftatuirt. 
AER. I, 17 88 90, 95 —97. Kab.-Ordre vom d. Dez. 1851, Turnau Komm. 3. G. B.O. 
II p. 450, Sierfe Tr. p. 555, — v.RG. XVII Nr. 25, XXVII Xr. 54, 
XXIX Nr. 57 und XXXU Nr. 37 bei Gierfe a. a. D.; 

b) die Haftpfliht nur jubjidiär eintreten zu lafien, jofern der prinzipal 
erg Beamte fructlos in Anipruch genommen it, ef. Koburg-Goth. Verf. von 

1852868, ferner eine Neibe deuticher VBerfaflungen und Geſehe bezüglich des Schadens— 
erſatzes wegen widerrechtlicher Verhaftungen, endlich eine Reihe deutſcher Grund: und 
Hypothekengeſetze Stobbe D. Pr. Il p. 400, auch Preuß. G.B.O. 5. Mai 1872 
S 29. Bal. aber jetzt unten zu Wr. 7.; 

e) die Haftpfliht als eine prinzipale eintreten zu laſſen, ſei es folidariich 
neben dem Beanıten, ſei es an Stelle deilelben unter Subjidiarbaftun des Beamten, 
ef. für das Sidi. Recht a Sächſ. Priv. II 8S 190 p. 1761. Bayr. Redt 
Roth Bayr. Eiv.R. IS 55 ILL, 1, für das Gemeine Recht Windiceid u 8 470 Nr. 4; 
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d) die Haftpflicht blos bei fontraftlihem Verſchulden eintreten zu laſſen, 
jei es, daß die vertragäwidrige Ausübung publiziftiiher Funktionen durch den Beamten 
in privatredhtlihen oder öffentlichrechtlihen Wertragsverbältniiien, 3. B. auf den Gebiet 
der Depofitalverwaltung erfolgt; Gierke D. Pr. p. 532. In dieſer Weiſe ift die 
Haftung ziemlich allgemein anerkannt, ef. Entſch. d. R.G. VIII Nr. 77 und iv 
Nr. 78 p. 532 a. a. O.; 

e) die Haftpflicht bei außerfontraftliben Verhältniſſen nur im Fall 
eines Verſchuldens, eines mwiderrechtlihen Handelns, eines den Beamten jonft nad 
allgemeinen Grundſätzen ichadenseriagpflichtigen Handelns eintreten zu laſſen oder 
allgemein zu jtatuiren. Vgl. die Wortfaffung diejes Artifels („Schaden zugefügt“) 
mit derjenigen des Artikels 31 (46) „durch eine zum Schadenserjag verpflichtende 
Handlung zugefügt”; 

f) die Haftpfliht auch im Kalle eines fremden Verſchuldens, nämlich für die 
von dem Beamten angenommenen Stellvertreter und Gehülfen eintreten zu laſſen 
und zwar über das Maß des $ 831 B.G. B. hinaus, UF. Artikel 78 E.G. 

&) Endlih haben kraft positiver Vorſchrift des Sag 2 des Artikels 77 die 
Landesgeietze freie Hand, die Haftpflidt des Staates (Verbandes) an Stelle des 
Beamten unter Ausſchluß der Haftung des Letzteren eintreten zu laffen, jet es, daß 
dieſer Ausichluß erfolgt 

a) vorbehaltlich des Regrekanipruces des Staates, ef. Elſaß-Lothr. Geſ., betreffend 
die Finrihtung der Grundbücder, vom 22. Juni 1891 8 32 (und jet R.G.B.O. $ 12), 

3) obne diefen Vorbebalt. 

Die VBorichrift ift gegeben, um die jtraffe Durchführung gewiſſer publiziftiicher 
Funktionen namentlih der Polizei: und Grefutivgewalt zu ermöglichen. Prot. 8858, 

3. Haftpflicht in Grundbuchſachen. Diejelbe ift reihsrechtlich geregelt in $ 12 
GBO. „Berlegt ein Grundbuchbeamter vorjäglich oder fahrläſſig die ihm obliegende 
Amtspflicht, jo trifft den Betheiligten gegenüber die im $ 839 des B.G. B. beſtimmte 
Berantwortlichfeit an Stelle des Beamten den Staat oder die Körperichaft, in deren 
Dienfte der Beamte ſteht. Das Recht des Staates oder der Körperichait, von dem 
Beamten Griab zu verlangen, bleibt unberührt.” Hier ift aljo unter Ausfchluß der 
Anjprüde des Beichädigten gegen den Beamten die prinzipale Haftung des Staates 
anerfannt. Fraglich kann ericheinen, ob eine anderweite Regelung der Haftpflicht auch 
auf dem Gebiete des Grundbuchweſens dur die Landesgeſetzgebung in den Materien 
erfolgen fann, welde der Yandesgeiehgebung in dieſem Abichnitt vorbehalten find. 
Soweit die Vorbehalte allgemeiner Natur find, wird dies mit Rüdjicht auf Artifel 55 
Halbiag II E.G. in Verbindung mit $ 83 G.B.O. zu bejaben jein. 

4. Regreßpflicht der Beamten. Ueber die Regreßanſprüche des Staates ber. 
der störperihaft gegen die Beamten enticheiden gleichfalls die Yandesgeieke. Ties 
bringt der Vorbehalt der Artikel 80, 81 zum Ausdrud. 

5. Beamte. Leber dieien Begriff ef. Anmerf. zu S 8359 B.G.B. und unten 
zu Art. O 1aa, Die Gigenjchaft eines öffentlihen Beamten beantwortet jih nad) 
dem maRgebenden öffentlihen Recht der einzelnen Bundesitaaten. 

Die landesgeieslihen Borichriften, welche 

6. Die Borentiheldung der VBerwaltungsbehörde als Vorausſetzung der In— 
anjpruchnahme eines Beamten binftellen, bleiben, wie von der Komm. II Brot. S. 2113 
ausdrüdlih anerfannt ift (S 11 Abi. 2 E.G. um G.V. G. vom 27. Januar 1877), als 
Berfabrensvorihriften unberührt. Brot. 8859 (vgl. Bayern A.G. Art. 165, Württem— 
berg Art. 20, Baden Art. 5 u. a.). 

7. Ausführungsgeiege: 

a) Eine prinzipale und ausſchließliche Haftung des Staats und 
Verbandes (an Stelle der Beamten gemäß Sat 2 des Artifels) unter Vorbehalt des 
Regrekanipruds des Staats gegen die Beamten (vgl. oben Bem. 28) ftatuiren: 

Bayern: Art. 60, 61. 
Württemberg: Art. 202- -204, 
Baden: Art. 5 (die Forderung des Verlepten gebt frait Geſetzes auf den 
Staat über). 
S.—«Koburg-Gotha: Art. 18 $ 1—4. 
Neuß j. L.: 8 48. 
b) Eine ſubſidiäre Haftung (= einem Bürgen) ſtatuiren: 
Heilen: Art. 77—80, 
S.:Meimar: $ 9. 
11* 
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Shw.:Sondershaufen: Art. 19 (jedoh mit Ausihluß der Haftung für 
— und O er und bei Gerichtsvollziebern nur bis zu 300 —X 
Reuß ä 6b 

Elſaß— Lothringen; ss 40, 41. 

ce) eine allgemeine Haftung deö Staats, jondern nur, ſoweit ſolche durch 
pofitive geſetzliche Beitimmungen für gewiſſe Rechtsverhältniſſe ausdrüdlib vor— 
geichrieben iſt, ftatuiven: 

mM edlenburg: am $ 49, :Strel. $ 48. 
Anbalt: Art. 

d) Die übrigen Ausführungsgefege entbalten feine allgemeine Be— 
jtimmung über die Haftung bes Staats x. Hier bleiben alio die bisherigen 
Yandesgeiege maßgebend. ; vgl. Bem. 2. Für Preußen ijt zu beadten, daß im Art. 59 
Nr. 2 auch der Art. 1384 Cod. eiv. aufrechterbalten bleibt, jomweit er auf die Haftung 
des Staats Anwendung findet. 

Zujag: a) Ginzelne der zu b—d genannten Ausführungsgeieße laflen eine 
prinzipale Haftung des Staats jedoch in Hinterlegu ugsſ, achen (vgl. den Vorbehalt 
des Art. 144 6.6.) eintreten. So Reuß ä.Y%.: $ 69 Abi. 2, S.-Altenburg: $ 25, 
Hamburg: Hinterleg.Ordn. $ 13. 

Die Mehrzahl der Ausführungsgeſetze beitimmt endlich, daß die Haftpflicht des 
Staats den Nichtitaatsangebörigen gegenüber nur im Fall der verbürgten RUN 
eintreten foll; vgl. 3. B- Bayern: Art. 60 Abi. 1; Medl.:Schw.: $ 49 Abi. 3; Heften: 
Art. SO u.a. m. 

b) Hinfichtlih der Haftung des Staat in Srundbudi achen verbleibt es 
allenthalben bei der reichsrechtlichen Regel des $ 12 R.G. B.O. (vgl. Bem. 3). Einige 
Ausführungsgeſetze zur G.B.O. geben jedoch Vorſchriften darüber, unter welchen 
Vorausfegungen das Negrehreht des Staats gegenüber dem Beamten begründet ift. 
Einige jegen bierbei Vorſatz und grobe Fahrläfligfeit voraus. So Preußen: A.G. 
z. GBO. Art. 8, Meiningen: AG, z. G. B.O. Art. 10, Elfaß:Yotbringen: A.G, 
, GBOD. 8S 8 u a. m. Andere itatuiren die Negrehpflicht bei jeder Kabrläfligfeit. 
Sp Hamburg: G.BO. SS 54, Bremen: A.G. $ 10 u. a. m. (Nah Bremen fann 
der Senat jedoch bei leichtem Berichulden Haftpflicht erlaffen oder ermäßigen.) 


Haftung der Beamten für Stellvertreter und Gehülfen. 
Artikel 78. 


Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorjchriften, nach welchen die 
Deamten für die von ihnen angenommenen Stellvertreter und Gehülfen in 


weiterem Umfange als nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche baften. 

E. I1 51; RB. 76; Prot. ©. 2911-2913, 8857; (VI S. 409, 410); Neichst. 
Komm.Ber. V ©. 11. 

1. Nah den Grundſätzen des B.G. B. 88 559, 831 bajtet der Beamte für die 
von ihm angeftellten Stellvertreter und Gebülfen nur, wenn er bei der 
Auswahl der beitellten Perion und — fojern er Vorrichtungen oder Geräthſchaften 
zu beichaffen oder die Ausführung der Verrichtung zu leiten bat — bei der Beſchaffung 
oder der Yeitung nicht die im Verkehr erforderlibe Sorgfalt beobachtet bat. Der 
Vorbehalt ermöglicht der Yandesgeleßgebung, darüber hinaus eine erweiterte 
Haftpflicht der Beamten für fremdes Berichulden zu ftatuiren, ef. Art. 1354 e. e. u. a. 

2. Die Ausführungsgeſetze aeben zumeiſt Vorjchriiten dabin, daß der Notar 
ichlechtbin für die für ihn beitellten Stellvertreter baftet. So Preußen: A.G. 3. 
Freiw.Geſ. Art. 101, Banern: Notariatsgejeg vom 9. Juni 1599 Art. 115 (Notariats: 
verweier), Württemberg: Art. 96, 102 (und zw. Berirfsnotar auch für die von 
ibm angenommenen Gehülfen), Heil ien: Not.Seiek vom 15. März 1899 Art. 21, 32 
(auch für Gehülfen), S.:Meiningen: A.Freiw Geſetz Art. 103. 

Elſaß-Lothr.: 8 37 jpricht die Haftpflicht ſämmtlicher Beamten für den 
Schaden aus, welhen die von ihnen angenommenen Stellvertreter und Gehülfen einem 
Dritten in Ausübung der übertragenen Berrihtungen zufügen. 


Ueber die Negrefverbindlichfeit des Stellvertreterd gegenüber dem Bertretenen 
werden regelmäßig feine Beitimmungen getroffen. Nah Preußen: Art. 101 1. e. 
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fommt es auf das unterliegende Rechtöverbältnig an. Nah Bayern: Art. 115 1. e. 
baftet der Stellvertreter dem Notar ichlechthin. 

Soweit feine Ausführungsvorichriiten gegeben find, bleibt es bei dem bis- 
berigen Recht, dad zum Theil eine dem Vorbehalt des Art. 78 entiprecdhend erweiterte 
Haftung ftatuirt. Val. für Preußen SS 41—45 L, 13 AL. (ausdrücklich aufrecht: 
erbalten auch A.G. Art. 89 Nr. 1b), wonach ber öffentliche Beamte für den eigenmächtig 
beitellten Subſtituten jchlehthin eintreten muß; vgl. auch Art. 1384 c. c. mit A.G. 


Art. 89%, 
Haftung der Hypothekenfchäger. 
Artifel 79. 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen, Vorjchriften, nach welchen die 
zur amtlichen ‚zeititellung des Werthes von Grundjtücen bejtellten Sach— 
verftändigen für den aus einer Verlegung ihrer Berufspflicht entjtandenen 
Schaden in weiterem Umfange als nach dem Bürgerlichen Gejegbuche haften. 

E. II 52; R.V. 77; Brot. S. 2911—2913, 8857; (VI ©. 409, 410, I S. 670, 
671); ReichstKomm. Ber. V ©. 11, 

1. Rad) den Grundjägen des B.G.B. haften derartige Perionen nur, wenn fie 

a) entweder mit dem Gefchädigten in einem Kontraftverhältniß jtanden, $ 242, 

b) oder wenn die Verlegung ihrer Beruispflicht bei auferfontraftliben Ver: 
bältnifien eine nad den Grumdiäßgen der SS 823 ff. zum Scadenseriaß verpflichtende 
Handlung daritellt, insbeſondere, wenn fie öffentliche Beamte find, im Fall der SS 859 ff. 

Die nah einzelnen Yandesgejeken beitehende, auf den Grundſätzen des römischen 
Rechts über die Haltung des „mensor* (Mot. 827) berubende weitergehende Haftung, 
welche die Verlegung der Berufspflicht allgemein unter dem Gefihtäpunft eines civil: 
rechtlichen Delikts — ſoll durch dieſen Artikel hinſichtlich der Taxatoren von 
Grundſtücken aufrechterhalten werden. Soweit dieſe partifulären Vorſchriften zum 
Theil eine geringere Haftung ſtatuiren als nach den allgemeinen Grundſätzen des 
B. G. B. (cf. $ 1508 Sächſ. B. G. B.: nur dolus und culpa lata), find ſie beſeitigt. 

2. Die Vorſchrift hat den Zwech, den durch jene ſtrengere Haftung garantirten 
seredit nicht zu gefährden, insbejondere aber die Durchführung derjenigen Grundſätze 
zu fördern, weldhe nah dem Borbehalt des $ 1807 Abjak 2 von den Landesgeſetzen 
tür die Vorausfegung einer mündelficheren Hypothek aufzuftellen find. 

3, Praktiſch ift der Vorbehalt vornehmlid für Bayern. Die amtlich beftellten 
und beeidigten Schäger find für die bei der Schätzung begangenen Pflichtverlegungen 
den Önpothefengläubigern verantwortlih (Inſtruktion für die Schäßungen und Schäß: 
männer in Hppotbefenjahen vom 1. Juni 1522). Brot. 2912, 

4. Ausführungsgeiege. Einſchlägige Beſtimmungen enthalten Bayern Art. 87, 
88 und Heſſen Art. 76: Hiernach haften die Hnpotbefenihäger nad den für öffentliche 
Beamte geltenden Grundfägen ($ 839 B.©.B.) auch den Hnpotbefengläubigern (Grund: 
ichuld: und Mentenihuldgläubigern), ferner S.-Koburg-Gotha Art. 20, Schw.= 
Sondersbhauien: Ortsſchätzer-Geſetz vom 29. Juli 1899, SS 10, 12: hiernach baften 
die Schäßer entiprechend jedem Dritten gegenüber. Andere Ausführungsgeieße, welche 
Beftimmungen über Hypotheken- bez. Grunditüdsichäger enthalten, beitimmen nichts 
über die Haftung, z. B. Württemberg Art. 39, 40, Baden AG. 3. G. B.O. 8 31 ff., 
S.:Meiningen A. Freim.Gei. Art. 35-40, Someit die Schäber nach diejen und 
bez. den anderen Gejegen, die überhaupt einer Beitimmung fich entbalten, als öffentliche 
Beamte anzuſehen find, tritt die Verhaftung den Dritten gegenüber aud bier ohne 
Weiteres ein (arg. $ 839 B. G. B., andernfalls verbleibt eö bei den Grundfäßen der 
ss 242, 823 B. G. B. 


Vermögensredtlide Anfprüde der Beamten, Geiſtlichen, Lehrer 
aus dem Dieuftverhältniß. 
Artifel 80, 
Unberührt bleiben, joweit nicht in dem Bürgerlichen Gejegbuch eine 
bejondere Beitimmung getroffen it, die landesgejeglichen Vorſchriften über 
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die vermögensrechtlichen Anſprüche und Werbindlichfeiten der Beamten, der 
GSeijtlichen und der Lehrer an öffentlichen Unterrichtsanitalten aus dem Amts: 
oder Dienjtverhältniffe mit Einjchluß der Anjprüche der Hinterbliebenen. 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorſchriften über das Pfründenrecht. 

E15; 6 15; RR. 78; Mot. zu 54 ©. 180-184; Prot. S. 8855, 8856, 
8903-8905, 9202 (VI S. 408, 409, 435, 436, 611). 

1, Wllgemeines. Der Eintritt in ein Beamtenverhältnißß fann auf die privat: 
rechtlichen Verbältnifie des Beamten infofern von Einfluß fein, als ihm einerfeits aus 
jeinem Dienftverhältniß vermögensrechtlihe Anſprüche und Pflichten gegen den Staat :c. 
erwacien, andererieits jeine Privatrechtsipbäre im allgemeinen VBermögensperfebr 
mobdifizirt wird. Der Einfluß in leßterer Beziebung unterliegt dem Kodifikationsprinzip 
des B.G.B,, ef. unten zu 2. Die Borfchriften der Yandesgejege in eriterer Beziehung 
werden durch den vorliegenden Artifel ausdrüdlich aufrechterbalten, jedoch auch bier 
mit der Deihräntung, „Soweit nicht das B.G.B, beiondere Beitimmungen enthält”, 
ef. unten Ib. 

a) Die vermögensredhtlihen Aniprühe des Beamten ıc. aus dem Amt oder 
Dienitverbältnig werden nah ihrem ntitebungsarund und ihrem Inhalt durch das 
öffentliche Recht beitimmt. Zwar enthalten fie infofern ein privatrebtliches Moment, 
als für dieielben regelmäßig der ordentliche Rechtsweg eröffnet iſt, cf. Preuß. Geſ., betr. 
die Erw. des Rechtswegs, vom 24, Mai 1861 88 1-8, Bayr.Ed. Beil, IX zu Tit. V 
8 6 der Verf. Urk, Sächſ.Staats-Dien. Geſ. vom 7, März 1835 S 30 ua. m. Bei 
Beurtbeilung der Anſprüche find jedoch die Verfügungen der Bebörden über Dienit: 
entlaſſung und Verſetzung in den Ruheſtand der Prüfung der Gerichte entzogen 
(Meyer T. Staatsrecht p. 442f.). Mit Rückſicht auf dieſen Zuſammenhang mit dem 
öffentlichen Recht der einzelnen Bundesitaaten iſt dieſe Materie dem Kodifikations— 
prinzip des B. G. B. nicht unterworfen. 

Ansprüche der bezeihneten Art find die Rechte der Beamten ıc. auf Gebalt, 
Befoldung, Wartegeld, Penſion, Nemunerationen, Reprälentationsgelder, Wohnungs: 
geldzuſchüſſe, perſonliche und Ortszulagen, Naturaleinfünite, Dienftwohnungen ꝛ«c 
Verbindlicdhfeiten der Beamten :c. find ſolche Berpflichtungen, welde ihnen aus 
nicht ordnungsmäßiger oder vernacdhläfligter Amtsführung erwacien, jei es, daß fie 
hierfür dem Staat unmittelbar, jei es im Regreßwege bei unmittelbarer Inanſpruch— 
nahme des Staats durch den Geichädigten, ef. Art. 77 E.G. erwadhien. Der Borbebalt 
bezieht jih auf Beamte, Geiftlihe und Yebrer an öffentlichen Unterrichtsanſtalten. 

a) Beamte Die eititellung des Begriffs des Beamten bleibt der Geſetz— 
gebung der einzelnen Bundesitaaten überlaffen. Im Allgemeinen find mit der Begriffs: 
beitimmung des $ 359 St. G. B. darumter zu verjteben: Alle in unmittelbaren oder 
mittelbaren Dienjten eines Bundesitaates auf Lebenszeit, auf Zeit oder nur vorläufig 
angeitellte Perjonen ohne Unterſchied, ob fie einen Dienfteid geleiltet haben oder nicht. 
Die einzelnen Yandesgeiete enthalten aber häufig eine davon abweichende Begriffs— 
beftimmung, ef. Sächſ. Staats⸗D Dien. Geſ. vom 7. März 1835, 8 1: „alle, welche aus 
der Staatöfaffe einen beitimmten jährliben Gehalt beziehen“. Unter Umſtänden wird 
daher auch in Privat-, Hof: und Stirchendieniten ftebenden Rerfonen Beamtenqualität 
beizumeiien fein. Dies iſt von der Komm. II ausdrüdlich anerfannt. Brot. a.a. DO. 

Die auf die Beamten ſich beztebenden landesgeſetzlichen Vorſchriften in dieſer 
Materie befinden ſich in zahlreihen einzelnen Staatsdienergefeßen bez. Städte- und 
Gemeindeordnungen der Bundesitaaten. Für Preußen ift die Grundlage des Rechts— 
zuitandes dur die Vorſchriften des Tit. 10 Th. II A.L.R. gegeben. Eine Jufammen- 
jtellung der einzelnen partifulären Borichriften findet fih bei Meyer Staatörect 
p. 409 binfichtlich der jtaatlihen Beamten, p. 305 binfichtlich der Semeindebeamten. 

8) Seiftlihe Für die Gleichitellung der Geiftlihen und Lehrer ꝛc. mit den 
Beamten iſt $ 749 der C. P.O. vom 30. Januar 1877 vorbildlich geweien. Geiftliche 
find grundfäglich nicht Beamte, wenn fie auch im öffentlichen Dienft fteben. Auf ibre 
Aniprühe aus dem Dienſtverhältniſſe find aber die Grundſätze der Staatsdienergeſetze 
analog zur Anwendung gebradt. Insbeſondere ift auch ibnen der ordentliche Rechts: 
weg eröffnet, ef, Yaband, Staatsrecht 1, p. 353, vo. Nönne II, p. 405. 

Ihre Ansprüche jind theils 

a”) die gleichen wie bei Staatsbeamten auf Gehalt x. 

8") „die Pfründenrechte“ (Riarrlebn, Kirchenlehn, Beneficiate 2c.), d. b. 
gewiſſe dinglihe Nußungsrechte, welche theilö in Ergänzung, theils an Stelle des Gehalts 
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ein gelichertes Dienjteinfommen zu gewähren bejtimmt jind. Das Recht auf Die 
Pfründe, Beneficiat, hat jeinen Entitehungsgrund in der der lehnrechtlichen Inveſtitur 
entiprehenden Inſtitution und ift feinem Anhalt nah int wejentlihen ein Nießbrauchs— 
recht, welches ſich aber von demifelben, abgeieben von jeiner Abhängigkeit von dem 
öffentlihen Amtöverbältniß und den dadurch bedingten Modififationen feines Inhalts 
auch dadurd von demjelben untericheidet, daß mit ihm regelmäßig gewifle Forderungen 
(Reallaften 2c.) verbunden find, ef. Richter, Kirchenrecht, 8. Aufl., 1886, p. 1322 f.; 
Preuß. ALR. II 11 8 772 ff.: Bon Pfarrgütern und Einkünften. Neueftens, Frans, 
Lehrbuch d. Kirchenrehts, Göttingen 1899, p 331—335. Das Pfründenredt ift in 
weiterem Sinne zu veritehen, alfo nicht nur das — —— der Pfarrer, ſondern 
auch anderer kirchlichen Stelleninhaber, Prot. a. a. In Breußen ift neuerdings 
das Dienfteinfommen der Pfarrer neu geregelt worden durch Gefeg, betr. das Dienft: 
einfommen der fatholiihen PBiarrer, vom 2. Juli 1898, G.S. p. 260 ff. Geſ., betr. 
das Dieniteinfommen der evangel. Pfarrer, v. 2. Juli 1898, G.S. S. 155 ff., welches 
den entiprehenden Kirchengeiegen, G.S. p. 159 ff., die ftaatärechtlihe Beitätigung 
ertbeilt. Bol. v. Rohrſcheidt, die Pfarrbeſoldungsgeſetze vom 2. Juli 1898 mit 
fänmtliden Ausführungsbeitimmungen ꝛc., Leipzig 1899. Mitze, Pfarrbeioldungs: 
geieße, Berlin Heymanns Verlag 1898, 

Der Abi. 2 des vorliegenden Artikels fpricht den Vorbehalt der bezüglichen 
Rorichriiten ausdrüdlih aus. — n 

Ueber Batronatsredt iſt feine Beitimmung getroffen. Dafielbe ift als dem 
Öffentlihen Recht angebörig, jo wie fo aufrechterhalten; arg. Art, 55. — 

y) Lehrer an öffentlihen Unterridtsanftalten. Diejelben haben 
regelmäßig Beamtenqualität. In eingelmen Staaten wird ihnen dieſelbe aber verjagt, 
cf. Meyera. a. O. p. 412. Deshalb find fie neben den Beamten bier ausdrüclich 
angeführt. — 

d) Hinterbliebene. Auch diejer Begriff beitimmt ſich nad Yandesrecht, ins- 
beiondere die Frage, ob ein legitimirtes Kind auch in Anſehung der Penſionsanſprüche 
* — Stellung eines ehelichen Kindes erlangt; ef. 88 1736, 1757, Prot. II 
9202, 9118. 

b) Der Vorbehalt Des Artikels verfteht fi nur, joweit in dem B.6.B nicht 
beſondere Beitimmungen enthalten find, Als ſolche fommen in Betracht: 

a) die Vorſchrift des $ 197 über die furze Jjährige Verjährung 
der Rüditände von Bejoldungen, Wartegeldern, Penfionen und anderen regelmäßig 
wiederkehrenden Leiſtungen; 

A) die Vorſchriften über die Verfügungsbeſchränkungen der Be: 
amten binfichtlich der in Nede ftehenden Anfprüche, 88 400, 411, 1069, 1274, Abi. 2. 
ef. darüber unten zu 2b; 

7) Borjhriften, welde mit den in Rede jtebenden Aniprüden 
anderweit in Zujammenbang iteben; jo $ 570 über die Möglichkeit vorzeitiger 
Miethöauflöfung im Fall der Vertegung, $ 839 die Vorſchrift über die Haftung der 
Beamten wegen Berlegung der Amtspflicht; ef. auch Art. 77 EG. 

2, Die Privatrehtsiphäre der Beamten ıc. im allgemeinen wird durch Die 
Landesgeieggebung modifizirt 

a) durh Vorſchriften, welche eine lediglich privatrehhtlihe Wirkung haben. 
«55 find das diejenigen, welche an den Gintritt in den Staatsdienft die Grlangung 
der Rolljährigfeit fnüpfen und diejenigen, welde den Beamten in privatredhtlicher 
Hinficht einen geſetzlichen Wohnſitz beilegen. Mot. 109. Dieje find dur das Kodi- 
fifationsprinzip des B.G.B. bejeitigt; 

b) durch Vorſchriften, welde —** im Jutereſſe der Dienftpragmatif 
gegeben find, aber pridbatredtiidhe Wirkungen erzeugen. Hier werden durd das 
Kodififationsprinzip lediglich dieje Wirkungen bejeitigt, indem das B.G. B. entweder 
die Regelung dieier Wirkungen jelbjt in die Hand nimmt oder dieſelben dur fein 
Schweigen aufbebt. Hierher gebören: 

a) die Vorſchriften, welde die bejondere Grlaubniß zur Ehe— 
ihließung und zur Uebernahme einer Bormundichaft bez. zu deren Fort: 
führung betreffen, ef. $ 22 preuß. V. M.O. vom 5. Juli 1875. Das B. G. B. regelt die 
Wirkungen folder Verbote in SS 1315, 1784, 1792 Abi. 4. Cine nad Yandesgeiek nicht 
concelfionirte Ehe ift weder nichtig noch anfechtbar (SS 1323, 1330), die Nichtertbeilung 
der Konzeſſion bildet nur ein auffchtebendes Hinderniß (S 1315). Die Nichterlaubnig zur 
Uebernahme der Bormundichait und Gegenvormundichaft bildet nur einen Untauglich— 
feitögrund, $ 1784, $ 1792 Abi. 4, 1855 B. G. B.; 
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8) die Vorſchriften, welde jpeziell die Verfünungsfäbigfeit des 
Beamten über die zu 1. beseihneten Aniprüde einihränfen. Tas B.G. B. 
beſtimmt bier, daß ſolche Anfprüche, ſoweit fie gemäß der Civilprozeßordnung unpfändbar 
find, weder abgetreten 5400, nod einem Nießbrauch unterworfen $ 1069, noch vertrags: 
mäßig verpfändet werden fönnen $ 1274 Abi. 2, daß ferner die Rirfiamkeit der Ab- 
tretung des pfändbaren Theils gegenüber der Kaffe von einer Tenunciation an dielelbe 
mittels Uebergabe einer öffentlich begl. Abtretungsurfunde abhängig iſt S 411. 

Nah Artikel 81 E.G bleiben jedoch die landesgeſetzlichen Vorſchriften, melde 
weitergebende Beihränfungen der ———— dieſer Anſprüche enthalten, unberübrt. 

Das B.G. B. beſtimmt weiter in S 394, daß eine. Aufrechnung gegen den nicht 
vfändbaren Theil der bezeichneten Aniprüce unftattbaft ift. In Artifel 81E. G. werden 
jedoch diejenigen landesgeſetzlichen Norichriiten, welche eine jolde UTOONENR zulaſſen, 
aufrechterhalten. Val. Sächſ. Geſ. v. 7. März 1835 SS 12, 35, 

7) Vorſchriften, welde die Krivatrehtsipbäre * Beamten all— 
gemeiner einihränten: Als jolde fommen in Betradt: 

aa) Beitimmungen, nach welchen Beamte und deren Angebörige zum Betrich 
eines Gewerbes (Gew.Ord. 8 12 Abi. 2) und zur Uebernahme eines Nebenamtes 
oder einer Nebenbeichäftigung beionderer bebördlider Erlaubniß bedürfa. 
‘Breuß. Gew. Ord. vom 17. Januar 1845 $ 19, Kab.Ord. vom 13. Juli 1839, Berord 
vom 23. September 1567 8 1 Nr. 5, Geſetz vom 10, Juni 1874, Bapr. Yandtagsbeichl 
vom 28, April 1872 8 51, Sächſ. Geſetz vom 3. Juni 1876 SS 2, 3 u. a. m. 

33) Beitimmungen, welche den Beamten im Erwerb von Grundjtüden 
oder fonitigen Gegenständen, Eingehung von Bürgſchaften, Uebernahme 
von Pachtungen beſchränken: So in Preußen die Erwerbsbeſchränkungen der 
Mitglieder der Domänenverwaltung hinſichtlich der Domänengrundſtücke Kab.Ord 
vom 29, Februar 1812, der ſtaatlichen Forſtbeamten hinſichtlich der Grundſtücke, welche 
in den ihnen unterſtellten Forſten ein Holzungs-, Hütungs-, oder ſonſtiges Recht baben 
Kab. Ord. vom 5. September 1821, in Bayern die Erwerbsbeſchränkungen der äußeren 
Auftizz, Polizei⸗- oder Finanzbeamten binfihtlib der in ihrem Amtsbezirf belegenen 
Sutsrealitäten Staatsdiener-Ed. (Beil. IX zur Verf. Urk. $ 21 Abi. 2) u.a. Mot. p. IX. 

Verichiedene Berngeiege verbieten den Bergbeamten, deren frauen und Kindern, 
in dem betreffenden Verwaltungsbezirfe durhb Muthung Bergwerfe oder Kure zu 
erwerben oder durch Rechtsgeſchäfte unter Yebenden ohne Genehmigung böberen Orts 
ſich übertragen zu laſſen. UF. Preuß. Berggeſ. vom 24. Juni 1865 $ 195, Baur. 
Berggei. vom 20. März 186% Artikel 96 u. a. m. (Mot. a. a. O.), Braſſert Bergaei. 
1885 p. 415, 

Yr) Beltimmungen, weldhe den Erwerb ftreitiger Rechte dur diejenigen 
Beamten verbieten, die bei dem Gericht, bei weldem der Rechtsſtreit anbängig_iit, 
angeftellt bezw. in dem zur Entſcheidung zuandigen Gerichtsbezirf amtöberechtigt find. 
Preuß. AR. I, 11 88 385-387 Anb. 8 16. Code eivil Artikel 1597 u. a. m. 
Mot.a.a ©). 

89) Beitimmungen, welche den Beamten die Annabme von Geſchenken obne 
Genehmigung der Vorgeienten verbieten. Sächſ. Sei. vom 3. Juni 1876 85, Württemb. 
Gef. vom 28. Juni 1856 Artikel 9 u. a. m. (Mot. a. a. O.). 

££) Beitimmungen, welche Beamten unterlagen, an Veräußerungen, Ver: 
pahtungen und ähnlichen Rechtsgeſchäften, welche ihrer Yeitung anvertraut 
ine als Partei tbeilgunebmen oder in dergleichen Seichäfte einzutreten, Preuß. AL.R. 1, 

SS, 21 25. Geicäitsanweilung für Gerichtsvollgieber vom 24. Auli 1879 8 75 
—9— Bayr. Ausf.Geſ. ur C.P.O. und K.O. vom 23. Febr. 1879 Artikel 25 
— Anitruft. j. d. Ser. Bolla vom ?. Sept. 1879 8 149 u. a. m. 

Was die privatrectliden Wirkungen aller dieier Beittimmungen anbelangt, io 
find fie nach den verjchiedenen Geſetzgebungen und nach der Beſchaffenheit der einzelnen 
Fälle verſchieden. So behandelt die preuß Jurisprudenz die Erwerbungen, welche den 
Beſtimmungen zu III zuwiderlaufen, als nichtig l, 11 38 A. L.R. deögleichen diejenigen 
unter II ef. Braiiert Berggeſ. a. a. O. p. 103, Alle Diele irfungen müſſen jetzt 
dem B.G. B. unterworfen werden. Ausdrücklich regelt das B.G. B. welches in SS 456, 
457 allgemein das Verbot der unter V beseichneten Bejtinmungen hinſichtlich aller 
mit Zwangsverkäufen oder kraft geſetzlichen Auftrags mit andern Verkäufen betrauten 
Perjonen ausipricht, die Wirkung dieſes Verbots dabin, daft die Ciltigfeit von dem 
Einverſtändniß aller Berbeiligten abhängig gemacht iſt. Ueber die ipeziellen Wirkungen 
der bezeichneten Beſtimmungen Schweigt das B.G.B. Es kann ibnen alio privatretlice 
Wirkſamkeit nicht mebr zugeltanden werden. Mot. 107, 
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3. Unberührt bleiben, als zu den öffentlichrechtlichen Berhältnifien der Beamten 
gehörig, die Vorſchriften der Landesgeiege über die Beſchlagnahme und Ginzichung 
der Alten, Negiiter, Dienitiiegel u. a. Dienitgegenitände. Dies folgt auch aus 
Artikel 109 E.G. 

4. Austührungsbejtimmungen finden ſich nur vereinzelt. 

Bayern: Art. 106 über die Sicherungämaßregeln beim Tode eines Beamten 
(vgl. zu 3), ferner Art. 89 über den Anfpruh der Gemeinden auf Beitellung einer 
Sicherungshypothek gegen ihre Beamten. Baden: Art. 6 über das entipredende 
Recht des Staates. Bol. ferner S.-Weimar $ 31 und Elf.tothringen $ 42. — 


Uebertragung der Aufrechnung von Gehaltsanfprüden. 
Artikel 81. 


Unberührt bleiben die landesgejeglichen VBorjchriften, welche die Lleber- 
tragbarfeit der Anjprüche der im Artifel 80 Abſ. 1 bezeichneten Perjonen 
auf Bejoldung, Wartegeld, Nubegebalt, Wittiwen- und Wailengeld bejchränfen, 
ſowie die landesgejeglichen Borjchriften, welche die Aufrechnung gegen jolche 
Anſprüche abweichend von der Vorjchrift des 8 394 des Bürgerlichen Gejeß- 
buchs zulafien. 

E. 1154; RB. 79; Brot. S. 751- -753, 773, 774, 8856 (VI ©. 409, 1 ©. 374, 384). 

I. Das Nähere bierüber fiebe vorigen Artikel zu ib und 23. „Beſchränken“; 
d. h. noch mehr beihränfen, als in den Beitimmungen der SS 400, 411, 1069, 1274 
Abi. 2 erfolgt iſt. 

Die Sutaffng der Aufrehnung auch gegen den unpjändbaren Theil des Dienſt— 
einfommens ift der Landesgeſetzgebung vorbehalten, um ein wirffames Mittel zu 
geben, die Beamten zu pflihtmäßiger Sorgfalt anzubalten. ‘Brot. 8356, ef. Bayr. Gef. 
vom 18. De. 1807, Sächſ. Gef. vom 7. März 1835 88 12, 35, 45. 

2. Ausführungsgeiege. Preußen: Gef. vom 14. Dez. 1899, betr. die Beni. 
der Lehrer-Wittwen und Waiſen $ 11. 

Bayern: Art. 12. Heſſen: Art. 35. Medlenburg:Schm.: $ 38, -Str.$ 37. 
Oldenburg: D1d.:53,=Birk.:$5,:2üb.:53. Braunihweig:$22. S.:Weimar: 
ss 30, 31, ©&.:Meiningen: Art. 7,8. G.:Altenburg: $ 31. S.-Coburg— 
Gotha: Art. 19. Schw.:Sondershaujen: Art. 13. Reuß ä. 8: $ 31. Neuß 
j. L.: 8 26, 


Staatlich konceffionirte Vereine. 
Artifel 82. 
Unberührt bleiben die Vorjchriften der Yandesgejege über die Verfaſſung 


jolcher Vereine, deren Nechtsfähigfeit auf Itaatlicher Verleihung beruht. 


E. US7; R. V. 82; Prot. ©. 1225— 1239, 8995, 8996, 8999— 9002 (VI ©. 399, 
400, I ©. 504). 


I. Vereine: Das Einf.Gei enthält hinsichtlich derjelben eine Reihe von Bor: 
behalten für die Yandesgeiehgebung. Won felbit verjtcht es ih, daß auch diejenigen 
Vorſchriften der Yandeögeießgebung über das Vereinsrecht unberührt bleiben, welche 
rein öffentlihrediliher Natur find. Es find dies vor allem die landesgeießlichen 
Torichriiten über die Beaufſichtigung der juriſtiſchen Perſonen. Hierhin gebören die 
Vorſchriften, welche die Verwaltung durch Entſendung von Kommiſſaren, Einforderung 
von Sitzungsprotokollen der Seneralverfammlungen zc. fontrolliren, die in Anſehung 
gewiſſer Korporationen die Veräußerung, Belaftung, Verpachtung von Grunditüden, 
Aufnahme von Darlehen, Annabme und Ausiclagung von Erbihaften unterlagen, 
erichweren oder von böherer Genebmigung abhängig maden x. “rot. p. 88-40, 8541, 
Ter Artikel 50, Entw. Il, welcher diejen Vorbehalt ausdrüdlich enthielt, iſt von der 
XII. Kommiſſ. des RT. als jelbitverftändlich geſtrichen. Hinſichtlich der landes— 
geſetzlichen Erwerbsbeihränfungen der juriftiihen Perſonen iſt ein beionderer Vorbehalt 
in Artikel S6 enthalten. 
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Der Vorbehalt ipricht nur von den fonzeifionspflihtigen Vereinen des $ 22, 
nit von den eingetragenen zu $ 21 (bezüglich dieſer cf. aber $ 61, Abi. ? 
B,8.B.); auch nicht von den öffentlichrechtlichen Korporationen (bier veritebt 
fich der Vorbehalt von jelbit), ferner niht von den Stiftungen. Bezüglich diefer find 
die landesgeſetzlichen Vorſchriften ſchon durch $ 85 B. G. B. aufrechterhalten. 

2, Vereine, Deren Rechtsfähigkeit auf ſtaatlicher Verleihung beruht. Das find 
nach $ 22 B.G. B. „Vereine, deren Zweck auf einen wirtbichaftlihen Geichäftäbetrieb 
gerichtet it“, jofern deren Negelung nicht reichörechtlich oder durd die Yandesgeiek: 
gebung innerhalb der denjelben allgemein vorbebaltenen Materien erfolgt ift. 


Die praftiiche Bedeutung des Vorbehalts iſt nicht zu überſchätzen. Denn einer: 
ſeits iſt die Zahl der bier in Betracht kommenden Vereine eine jehr beichränfte, weil 
die reihärechtlihe Negelung in großem lImfange erfolgt ift, eine beträchtliche Zahl 
wirtbichaftliher Vereine den der Yandesgeießaebung jo wie fo vorbebaltenen Gebieten 
des Agrarrechts, Waſſerrechts, Deich: und Sielredhts, Waldredts, Forſtrechts, Bergredts, 
Jagd- und Fiichereirehts angehören, ef. Anmerf. zu $ 22, andererjeit3 bat die Yandes 
geſetzgebung vermöge ihres jtaatlihen Hoheit: und Beaufſichtigungsrechts es jo mie 
jo in der Hand, indireft auf die Verfaſſung der in Frage fommenden Vereine einzu 
wirfen, indem fie entweder allgemein oder für beitimmte Gattungen ſolcher Vereine 
oder für den Fonfreten Fall die Ertbeilung der itaatlihen Konzeflion von der Bor: 
bedingung einer beitimmten Organilation abhängig maden fann. Zudem ift durch 
B.G. B. ſelbſt in $ 33 Abi. 2 ausdrüdlich jede Aenderung der Sakungen folder Vereine 
von ftaatliher Genehmigung abbängig gemacht. 

3. Borichriften der Landesgeiee. Darunter find zu verfteben: 

a) nicht Bieallgemeinen landesrehtlichen VBorichriften über juristische Perionen, 
welche ſowohl für fonzeflionirte Vereine als andere Korporationen gelten, insbeſ. die 
Vorſchriften des gemeinen Rechts. Diefe find beieitigt durdh $ 22 B.6.B. in Rerb. 
mit Art. 55, Art. 4 E. G.; 

b) auch nicht die allgemeinen Vorſchriften der Yandesgeieke und 
landesrechtlichen Hebung, welde nur für konzeſſionirte Vereine, aber 
nur deshalb für jolde gegeben find, weil die Yandesgeiege die Möglichkeit 
einer anderen Art der Entitebung von Korporationen (abgeieben von den 
öffentlichrechtlihen) nicht fennen, wie das Preuß. Yandredt IL, 6 & 13, 22 und 25, 
das franzöfiiche Recht und eine große Zabl von Yandesrechten, ef. Jufammenftellung 
bei Rotb D. Pr. I p. 412 Anm. 20. TDiefe unterliegen gleihmäßig wie die Vor— 
fchriften zu a dem Ktodififationsprinzip des 822 BGB. Der Grundiag zu a und b 
ergiebt fih ferner arg. aus 850 BGB. Für die Berfaflung der Stiftung ift der 
Vorbehalt für die Yandesgeiehgebung ein allgemeiner. 

A. Meinung Pland S. 169, Bem. b, unter Hinweis auf die Entſtehungsgeſchichte 
des Geſ. Allein diefe beweiit das Gegentbeil jeiner Auffaſſung. Pland erkennt jelbit 
an, daß die 2. Kommiſſion den Vorbehalt nur in der von uns vertretenen engeren 
Auffaſſung bat aufnehmen wollen, was dadurdh zum Ausdrud gebrabt wurde, daß 
man beſchloß, das Wort „befonderen“ vor „Vorſchriften“ einzuhalten. Er ſchließt aber 
ans dem Umſtande, dak das Wort „bejonderen” vom Bundesratb wieder fallen gelaſſen 
ift, auf eine prinzipielle Sinnesänderung des Geſetzgebers. Allein es ift zu beachten, 
daß die 2. Kommilfion von dem Standpunft ausging, daß die Beleitigung der 
allgemeinen landesgeieglihen Vorichriften über das Vereinsrecht ſich gemäh Art. 4, 55 
E.G. von jelbit veritebe und dak die damalige Einichaltung des Wortes „beionderen“ 
nur zum Zweck der Beleitigung von Mißverſtändniſſen erfolgen jollte. Bei dieſer 
Sachlage aber kann man getroit annehmen, daß mit der Streibung des Wortes 
„beionderen”“ im Bundesrathb feine fachliche Aenderung beabiichtigt wurbe. Ebenſo 
wie bier Habicht S. 109. Nicht zuftimmen fünnen wir auch der Annahme Pland's, 
dak das Preuß. A.G. zum B. G. B. den von ibm vertretenen Standpunft tbeile, indem 
durch Art. 80 Wr. Le die bisherigen allgemeinen Borichriiten des Bereinsrechts in den 
SS 26075. IL, GAR. wenigitens für die am 1. Jan. 1900 bejtebenden Bereine aufrecht 
erhalten jeien. Denn eimerfeits ift die Aufrechterbaltung in Art. 859 Wr. le nicht 
ausdrüdlihd erfolgt, andererieits würde eine ausdrückliche Aufrecterbaltung nichts 
weiteres beiagen, als daß die bisherigen Borichriiten des allgemeinen Vereinsrechts 
nunmehr zum Gegenitand einer Spezialregelung gemacht find. Hierzu it aber die 
Yandesgefehnebung auf Grund des vorliegenden Vorbebalts in Berbindung mit Art. 3 
E.G. ebenſo fompetent, wie zum Erlaß neuer Xorichriiten, welche die Grundſätze der 
SS 2Hff. BGB. völlig durchbrechen. 
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e) Fraglich fann erſcheinen, ob der Vorbehalt auch für diejenigen landesgeſetz— 
liben Vorſchriften über die Verfaſſung der in Rede ſtehenden Vereine gilt, welche für 
beitimmte Gattungen derjelben zwar nicht als Vorbedingung ihrer Konzeffionirung, 
wobl aber in der Form von jogenannten Normativbeftimmungen als Bor: 
bedingung des Griitentwerdend ihrer juriftiihen Perjönlichfeit gegeben find. Die 
Frage iſt mit Rüdfiht darauf, daß das jebt für folde Vereine erforderte Requifit 
der ftaatliben Verleihung der Berjönlichfeit zur Zeit des Erlaſſes dieſer Vorichriiten 
nicht beitand, wohl zu verneinen, Sie hat übrigens nur geringe praftiihe Bedeutung. 
Die dem Spitem ber jogen. Normatiobejtimmungen unterworfenen Genofienichaften 
und ®Bereine gebören jait ſämmtlich dem Reichsrecht oder, wie die Wald:, Deich, 
Fiſcherei- und Argrargenofienichaften, dem vorbehaltenen Landesrecht an. Was die in 
Gemäßheit des ſächſ. Gef. vom 15. Juni 1868 und des bayr. Gej. vom 29, April 1869 
begründeten ®ereine der im $ 22 B. G. G. bezeichneten Art betrifft, jo find die or: 
ſchriften bez. der bereitö bei Infrafttreten des B.®.B. beftehenden nach den tranfitoriichen 
Bejtimmungen der Art. 165, 166 E.G. aufrechterhalten, und gemäß Art. 218 tft die 
Landesgeießgebung auch befugt, bezüglich diefer neue Vorſchriften — erlaſſen. Soweit 
aber die Begründung ſolcher Vereine nach Inkrafttreten des B.G.B. in Frage kommt, 
hat die Landesgeſetzgebung freie Hand, auf indirektem Wege die Aufrechterhaltung der 
beſtehenden Vorſchriften durchzuſetzen, ef. zu 1 

d) Der Vorbehalt dieſes Artikels hat daher im Weſentlichen für die künftig 
von der Landesgeſetzgebung zu erlaſſenden Vorſchriften Bedeutung. Dies 
icheint aud die Anficht des Geſetzgebers zu fein: „Es könne fih nur darum baudeln, 
für die Fonzeifionirten Vereine einzelne Beitimmungen des neuen reichögeiehlichen 
Vereinsrechts, die auf jene Vereine oder einzelne Arten derjelben nicht paflen, von der 
Anwendung auszuschließen.“ Komnı.Prot. 8839. 

4. Berfaffung. Nah SS 25—40 B. G. B. wird die Verfaſſung (Organifation) 
eined konzeſſionirten Bereins wie diejenige eined eingetragenen Bereins durch die 
Vereinsjagung (Statut) und in Ergänzung berielben durch bie Vorichriften der 
ss 26-40 B. G. B. bejtimmt. Die Landesgeſetzgebung bat nur freie Hand, bezüglich 
der fonzejlionirten Vereine abweichende Vorſchriften zu erlaffen. Sie fann unter 
Bejeltigung der Statutenfreiheit nach dem Borgang der für die Gemeinden erlafjenen 
Geſetze die Verfaſſung jelbit erichöpfend regeln, fie fann die Zahl der ergänzenden 
geſetzlichen Vorjchriften erweitern oder beichränfen, indem fie z. B. nah dem Vorgang 
des ſächſ. Sei. vom 15, Juni 1868, 88 20, 38, die Unbeichränftbeit der Vertretungs: 
macht des Voritandes ausipriht oder nähere Beitimmungen über die Yegitimation 
deijelben (bayr. Gef. vom 29. April 1869, Art. 3 Wr. 5) auffgellt oder die Bedingungen 
der Beichlußiähigfeit der Generalverfammlung anderweitig, 3. B. durch das Requifit 
einer beitimmten Präſenzziffer (ef, $ 43, Genoſſenſchaftsgeſetz vom 4. Juli 1868) regelt, 
jie fann auch bejtimmen, in weldhem Maße die Verfafiungsvorichriften zwingender oder 
nur dispofitiver Natur fein follen, el. $ 40 BGB. Pland a. a. O. rechnet zu den 
Vorichriften über die Verfaffung — welde hiernach der landesgejeglichen Abänderung 
unterliegen jollen — aud die SS 41—53, Dem ift nicht zuguftimmen. Unter Ber: 
jaſſung find nur die Normen über bie Organifation und Lebenöthätigfeit der 
juriſtiſchen Berfonen im Allgemeinen zu verjtehen, wie fie in den mit Art. 40 ab- 
geichloffenen Beitimmungen enthalten find, -nicht die Vorſchriften über die Auflöfung 
bei Beendigung der juriftiihen Perſon. Daß auch der Gejeßgeber diejen Standpunft 
aetbeilt hat, gebt ſchon daraus hervor, daß er es für nöthig gehalten bat, gegenüber 
dem S45 BGB. einen befonderen Vorbehalt in dem folgenden Art. 85 zu normiren. 
Uebrigens will Pland ©. 169 (Zeile 12) die Beitimmungen des B. G. B. 88 42 (41 fit 
wohl ein Drudfebler) — 44 der landesgeſetzlichen Abanderungsbeiugnig entziehen, 
ebenjo Habicht S. 109, Bem. 2, der aber infofern uns im Ergebniß ziemlich nahe 
fommt, alö er die landesgeſetzliche Bejeitigung auch der SS AT ff. B.G.B. für um: 
zuläffig hält. 

5. Berwaltung. Soweit der Landesgeſetzgebung die Regelung der Berfaflung 
der in Nede jtehenden Bereine vorbehalten tft, muß ihnen auch die Regelung der 
Verwaltung freiftehen. Prot. a. a. DO. Die Landesgeſetze fünnen daher bejtimmen, 
daß die Beitellung eines Borftandes im Auffichtsiwege zu erzwingen oder die Funktionen 
des Vorſtandes durch Staatöbeamte vorzunehmen find. Sie fünnen bejtimmen, daß 
die unmittelbare Vermögendverwaltung Staatöbehörden, Gemeindebehörden oder be— 
jonderen Berwaltungsrätben zuftehbt u.a.m. Mot. 170-172. Das Recht, Bor: 
ichriften über die Verwaltung zu erlajien, war nad dem Entw. I, Art. 49, Ab. 2 der 
Landesgeſetzgebung binfichtlih ſämmtlicher juriſtiſcher Perſonen vorbebalten. Someit 
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diejer Vorbehalt die öffentlichrechtlihen Korporationen betraf, iſt er als ſelbſtverſtändlich, 
joweit er die eingetragenen nicht Fonzeiitionspflichtigen Vereine betrat, mit Rückſicht auf 
das ſchon durch S 61 gegebene ſtaatliche Einſpruchsrecht als ungerechtfertigt bejeitigt. 


6. Die Ausführungsgeſetze haben, wie zu erwarten war (vgl. Bem. 2), von deu 
Unterhalt im Wejentlichen feinen Gebrauch gemacht. Die in fait ſämmtlichen Geſetzen 
fi findenden Beitimmungen über die Zuitändigfeit der Behörden zur Gribeilung = 
Konzeſſion und das dabei zu beobadhtende Verfahren (vgl. u. a. Preußen AR. $ 
Sadien AB. $ 2, ©. Meiningen A.G. Art. 1) beruben jchon auf der ee 
Kompetenz der Lanbesgefepgebung auf öffentlichrechtlichem Gebiet bezw. dem ſtill— 
ichweigenden Vorbebalt des $ 22 B. G.B. 

Su dem vorliegenden Vorbebalt in Betracht fommend find zu erwähnen: 

Preußen: Art. 89 Wr. le, wonach die SS 27ff. IL, 6 AUNR. in Anſehung 
beitehbender Vereine aufrecht erhalten werden, vgl. oben Bem. 3b * ee 
berg: Art. 137, Baden: Art. 4 Abi. 2—4, Heilen: Art. 4 Abi. : .:Meimar: 
ss 10—12, Braunihmweig: SS 5—H, Samburg: ss 5ff. 

Zahlreicher ſind die Auůs fuhruugsbeſtimmungen au dem in $ 85 B. G. B. ent 
baltenen Borbebalt in Anſehung der eig: von Stiftungen — jiebe oben Bem. | 
Abi. 2 — vgl. Preußen Art. 2ff., Sadien $ 1, S.:Weimar $ 1dff. u. a. m.] 


. Ueber das Verhältniß des Art. 163— 166 E. G. zu or vorliegenden Artikel 
vgl. ven. dort. 
Waldgenofenfcaften. 
Artifel 83. 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen Borjchriften über Wald 
genojienichaften. 

6.1157; R. V. 32; Brot. S. 1925 —1239, 8995, 8996, 8999— 9002 (VI S. iw1 
bis 496, 1©. 612 619). 

1. Forit: (Wald-) Recht. Tas Ginführungsgeiek enthält feinen all: 
gemeinen Borbebalt binfihtlib des gelammten Forit: und Waldredts, 
wie Mot. III p. ihn analog den Vorbehalten für das Jagd-, Fiſcherei- und Waſſer— 
recht (Art. 69, 65 E. G.) in Aussicht geitellt hatten. Das Forſtrecht iſt im Weſent 
lichen öffentliches Verwaltungsrebt und jchon um deswillen von dem B.G. B. nid 
berührt; ef. Meyer Deutiches Verwaltungsrecht I p. 348 und die dort Anm. 8 befind: 
liche Zuſammenſtellung der einzelnen landesgeſetzlichen Vorichriften. Die privatrecıt: 
liben Beltimmungen des landesrechtlihen Forſt- und Waldrehts find durch das 
Ktodififationsprinzip des B. G. B. bejeitigt, ſoweit nicht einzelne ausdrüdliche Bor 
behalte im E.G. jich befinden. 

Solde ausdrückliche Spezialvorbebalte find gegeben 

a) in gewiſſen einzelnen Reziebungen: Art. 89 in Anſehung der jorit: 
liben ‘Privatpfändung, Art. 107 in Anſehung des Schadenserfages beit Zumider: 
handlungen gegen die Forſtpolizeigeſetze, Art. 109, 111, 124 binfichtlib der Ent: 
eignungen und Gigentbumsbeihränfungen im forftlichen” und bez. foritnahbarliden 
Intereſſe, Art. 113 in Anjebung der Ablöjung von Waldberedtigungen und Forit- 
fervituten, Jowie der Auftbeilung von Forſt- und MWaldgemeinbeiten, ef. auch Art. 164 
der Hebergangsbeitimmungen; 

b) hbinfihtlih der geſammten Materie des Forſtgenoſſenſchafts— 
rechts in dem vorliegenden Art. 83. 


2. Walde(Korit:)Senoffenichnfiten. Das den Yandesgeiehen vorbehaltene forſtliche 
Genoſſenſchaftsrecht umfaßt alle diejeniaen auf Gewohnbeit, Herfommen oder Geſetz 
bezüuglichen Normen der Yandesredte, welche ſich auf folche joritwirtbicaftlichen Ber: 
bände beziehen, bei denen die Mitglieder als folde zu Nutzungen an Koritgrundftüden 
berechtiat find. Gleichgültig iſt es, ob dieſe Verbände juriſtiſche Perſonen ſind oder 
nicht. Gleichgültig iſt es auch, ob die Berechtigungen der Mitglieder an Grundbeſiß 
geknüpft ſind oder nicht, arg. Art. 164 E.G. Prot. 1231. 

Solche Genoſſeuſchaften jind: 

a) die Gemeinden in Anſehung der der Nutzung der Gemeindemitglieder unter: 
worſenen Semeindewaldungen (Allmendejoriten), mag nun das Nutzungsrecht der Mit 
glieder außer auf der ZJugebörigfeit zur Gemeinde noch auf einem beionderen privat- 
rechtlichen Titel beruben oder aus der Gemeindemitgliedſchaft als folder folgen. 
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Gierke D. P. I p. 606ff. Derartige Verbände find öffentlihrechtlicher Natur. Die 
Rechte der Nutzungsberechtigten find im VBerwaltungsitreitverfahren geltend zu maden 
vgl. preuß. Zuſt. Geſ. $ 18 und 160, bayr. Gef. vom 8. Auguft 1878 Art. 8. Sn 
einzelnen Gebieten wird jedoch für die Nußungsberehtigten der eriten Kategorie der 
ordentlihe Rechtsweg eröffnet, cf. Gierke p. 607. Ein genojjenichaftliher Verband 
liegt nicht vor, wenn bie Rechte der Gemeindemitglieder lediglich als jura in re aliena 
bervortreten. Gierfe a. a. ©. p. 611. 

Die auf die Gemeinden bezüglihen Vorichriften finden fih in den verichiedenen 
für die einzelnen Bunbdesftaaten erlaflenen Gemeindeordnungen. Eine Zuſammen— 
Keine ae leßteren findet fih bei G. Meyer Staatöreht $ 110 Anm. dazu, Gierfe 
T. Pr. Ip. 60, 

b) Wnldgenofienihaften außerhalb der Gemeinde haben ſich entwickelt tbeils 
neben berielben aus den fjogenannten die Gebiete mehrerer Gemeinden umfafjenden 
großen Marfgenojienichaften bez. ald Sondernußungsverbände an der Allmende der 
Feldmark (Foritgenofienichaften, Walderbichaften, Haubergögenofienichaften, Geböfer: 
Ichaften, Baumannscaften 2c.), theils aus der alten Gemeinde heraus durch Abtrennung 
von der politiihen Gemeinde als jogen. Realgemeinden, Alt:Privatgemeinden, Allmend: 
oder Meentengemeinden, Holzgemeinden, Genojjamen, Allmendforporationen, Reihe— 
mannicajten 2c. 2c.: Preuß. Gef. vom 14. März 1881 $ 1; 5. Juni 1888 $ 1. Haus 
bergsordnungen für den Kreis Siegen vom 17. März 1879, jür den Dillkreis und 
T berweiterwaldfreis vom 4. Juni 1887, für Kreis Altenfirchen vom 9. April 18%, 
Mürttenb, Geſ. vom 16. Juni 1885 Art- 28, Sädi. L. G.O. von 1833 88 6, 55 und 56, 
ei. über die jur. Perj. vom 15. Juni 1868 $ 2, Rev. L.G.O. von 1875 8 21, 
Preuß. Berord. für Kurheſſen vom 13. Mai 1567 R 1. Braunichw. St. G.O. vom 
19. März 1850 88 147 -448 L. G. O. 88 119-124, Weimar L. GO. von 1840 88 24 
bis 30 und 32. Gierke a. a. O. p. 613—614, 

Dieſe Verbände werden von der Landesgeſetzgebung theils als bloße Geſammt— 
eigenthumsverhältniſſe, theils als erlaubte Privatgeſellſchaften mit Korporationsrechten 
nur nach innen, A.L.R. IL 7 88 25 und 27, theils als private Körperſchaften mit 
wahrer juriſtiſcher Perſönlichkeit — dies iſt die Regel —, theils ſogar als Öffentlich: 
rechtliche Korporationen behandelt, indem ihnen dieje Stellung befonders verlieben und 
fie dem Vermwaltungsitreitverfahren unterworfen find. Haubergsordnung St 23—33, 
Treuß. Gef. für Hannover 5. Juni 1885 $ 8. Gierke a a. O. 

Es find dieje Verbände theils zugleich Agrargenofienichaften im weiteren Sinne, 
aljo auch zweds gemeinjamer Yandnugung, tbeils bloße Waldgenoſſenſchaften. Ihre 
Regelung tit erfolgt in den einzelnen Yandgemeinde: und Städteordnungen der Bundes: 
ftaaten, in Preußen abgeieben von den Beitimmungen des AY.R. U, 6, 7 aud in 
einer Reihe oben erwähnter neuerer Gejeße. 

An Folge der Semeinbeitstbeilung und Servitutenablöfung find 
die einzelnen Nußungsgemeinden und Genoſſenſchaften zum Tbeil bejeitigt, zum Theil 
jind aber auch durch die bei diefen Regulirungen gewährten Gejiammtabfindungen 
in Waldland neue Berbände ins Leben gerufen. Soweit biernad ſolche Verbände 
beſtehen oder ſich künftig bilden, ſind dieſelben namentlich in Preußen im Intereſſe 
einer allgemeinen Forſtkultur durch neuere Geſetze geregelt. In Betracht fommt bier 
das für den ganzen Umfang der Monarchie erlajiene, grundſätzlich auf alle jene 
Verbände ſich beziebende Sei. vom 14. März 1881 G.S.5. 61. Die Verbände 
find hiernach binfichtlich des Forſtbetriebs und der Benukung der Aufficht des Staates 
ebenio wie die Gemeinden (bebördlich jeitgeitellter Betriebsplan) unterworfen, 8 2. 
Auf Antrag der Auffichtsbehörde oder eines „Miteigenthümers“ müſſen sie cinen 
Bevollmächtigten beitellen und ihre Verfajlung durch ein jeitens des Kreisausſchuſſes 
(Waldſchutzgericht) zu beftätigendes Statut regeln, $ d. Die Auftbeilung der Holzungen 
fit mur ausnabmsweile mit Genehmigung der Auseinanderießungsbebörde geitattet und 
die Bildung und Veräußerung von Theilftüden von Genehmigung der Aufſichtsbehörde 
abhängig gemacht (88 6, 8), ferner die oben zu b erwähnten einzelnen Haubergs— 
erdnungen, welde die genoifenschaftliche Nußung von Haubergen (d. |. Grundflächen 
zur Erzielung von periodiſch zu Ichlagendem Niederwald und einmaligem störnerbau) 
regeln, endlich das für die in Hannover beitebenden „Realgemeinden“ erlajiene 
Geſetz vom 5. Juni 1888. Abgeieben von den die Verfaſſung dieſer Körperichaiten 
regelnden beionderen Vorſchriften, enthalten dieſe Geſetze insbeſondere auch Beitimmungen 
über die Regiſtrirung der Genoſſenrechte in beſonderen Genoſſenſchaftsbüchern: Yager: 
bücher (Haubergs-O. $ 10), Mitgliederverzeihniiie (Preuß. Geſ. v. 1588 8 675). 
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e) Wald⸗Zwangs-Genoſſenſchaften im Sinne bes preuß- Gef. vom 6. Juli 1575 
(6,5, S. 416) 88 23—46, ef. auh Württemberg. F. PG. Art. 13. 


Wo die forſtmäßige Benußung nebeneinander oder vermengt gelegener Wal: 
grunditüce, öder Flächen oder Haideländereien nur durch das Zuſammenwirken aller 
Betbeiligten zu erreichen ift, fünnen auf Antrag eines Beligers, der Gemeinde oder 
Yandespolizeibehörde die Gigenthümer dieſer Beſitzungen zu einer Waldgenojjenichaft 
vereinigt werden. Das Zufammenwirfen fann gerichtet fein entweder nur auf Durch 
jührung gemeinfchaftliher Waldihugmahregeln oder zugleihb auf gemeinichaftliche 
Bewirtbibaftung nah einheitlihem Wirthbichaftsplan ($ 23 l.e.),. Zur Bildung iſt 
regelmäßig die Zuftimmung der Mehrzahl der Betbeiligten, nah dem Kataſtral-Rein— 
ertrage der Grundſtücke berechnet, erforderlich ($ 24), deögleichen die Erridtung eines 
Statut3 und die Beftellung eines Vorſtandes (S 26). Nachdem in einem beionders 
gearteten Berfabren von einem Kommiſſar des Kreisausſchuſſes (Waldihusgericht) Das 
Statut entworfen und die Betheiligten gehört find, erfennt das Waldihusgericht durch 
(Fndurtbeil, ob die Genoflenichaft zu bilden ſei, und errichtet demnächſt die Genoſſen— 
ſchaft durch Beitätigung ded Statut ($$ 31—36). Die den Genoſſen auferlegten 
Beichränfungen find im Grundbuch einzutragen ($ 39). Das Verfabren vor dem 
Waldſchutzgericht (einfchliehlih der Nechtsmittel) iſt das Verwaltungsitreitverfabren 
nah dem Gejeg vom 30, Juli 1883 (S 41). Die Waldgenoſſenſchaft iſt als jolde 
erwerbs: und verpflichtungs- ſowie prozeßfähig (K 42). Für ihre Verbindlichfeiten 
haftet nah außen nur das Genoflenichaftsvermögen, Erhebung von Zubußen feitens 
der Mitglieder ift jedoch zuläffig ($ 43). Die Genoflenichaft ſteht unter Staatsaufficht 
($ 44). Die Auflöfung it nur mit SJuftimmung ber zur Gründung erforderlichen 
Mehrheit und mit ftaatliher Genehmigung zuläſſig ($ 45). 


3. Bedeutung des Vorbehalts. Der Vorbehalt hat nur für die nad 
Maßgabe der unter Nr. 2 bezeihneten landesrehtlihen Normen nad In— 
frafttreten Des B.G. B. nen zu errictenden Waldgenofienichaften Bedeutung. Be 
züglih der in dieſem ZJeitpunft beſtehenden Genofjenichaften beitimmen ſchon die 
Uebergangsbeitimmungen in Artifel 164 die Aufrechterbaltung der bezüglichen 
Normen, welche gemäß Artifel 218 E. G. auch abgeändert werden fonnen. 


Im übrigen it die Möglichfeit der Neubildung bezüglich der ſämmtlichen zu 
2abe genannten Kategorien von Genoſſenſchaften gegeben, zu 2a, indem das den 
Gemeindezwecken dienende eigentlihe Gemeindevermögen in Gemeindenugungsaut 
umgewandelt wird. Preuß. öftl. und Sclesw.:Holit. L. G. O. $ 69 Abi. I. Banr. 
Gem.Ord. Artikel 31 Abi. 2,3 u. a. m. bei Gierfe a.a. O. p. 605, hinſichtlich 
der Genoſſenſchaften zu 2b ef, Entih. bei Seuffert XXIU Nr. 109 (Anerkennung 
einer durch Vertrag vom 28. Dezember 1829 errichteten Waldgenoſſenſchaft als rechts: 
beitändige Nachbildung einer Nealgemeinde), Gierfe a.a. DO. Neue Genoſſenſchaften 
können auch in Folge der Gemeinbeitstheilung entjteben, cf. oben zu 2b und Preuß. 
Sei. über gemeinschaftliche Holzungen vom 14. März 1881 $ 1. In veränderter Seftalt 
endlich können fie begründet werden, indem fie den Normativbeitimmungen der oben 
zu 2b aufgeführten neueren Geſetze fih unterwerfen. 


Die entihieden wicdhtigite Bedeutung bat aber der Borbebalt für 
die zu 2e bezeihneten Zwangsgenoſſenſchaften, die in eriter Linie den all: 
aemein volfswirtbichaftlihen Beitrebungen nach einer rationellen Koritwirtbichaft umd 
Waldfultur au dienen beitimmt find und dieſes Ziel bereits zum Theil ihon erreicht 
bezw. in umfaflender Weiſe vorbereitet haben. Brot. 9000, 1230 ff. 


4. Grund des Vorbehalts. Mangels eines Vorbehalts würden die bezeichneten 
Senojienichaften entweder nah den Grundſätzen des B.G.B. über Miteigentbum zu 
beurtbheilen fein, oder fie müßten ihre juriftiiche Perſönlichkeit nach den Vorjchriften 
der SS 21, 22 de8 BGB. zu erlangen juhen. Die Borichriften über Miteigenthum 
würden dem Charakter der genofienichaftlihen Gebundenbeit wideritreben. Die Bor: 
Ichriften über die Vereine würden ebenfalls mit Rüdficht auf die Beitimmungen über 
den freien Austritt der Mitglieder und die Auflöjung der Vereine, vorzugsweiſe aber 
in Hinfiht auf den Zivangsvereinscharafter der Genofienichaften neuen Stils, ungeeignet 
jein. Die Landesgeſetzgebung aber auf den Weg zu verweilen, diefe Genofjenichaften 
lediglih als öffentlichrechtliche auszugeitalten und dadurch dem Kodififationsprinzip 
zu entziehen, erichien nicht angemeilen. “Brot. 9000, 9002, 


r 


5, Ueber das Verhältniß zu Art. 164 vgl. abgejeben von Bem. 3 oben, die 
Bem. zu Art. 164. 
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6. Bon Ausführungsgeiegen fommen in Betraht: Heilen: Art. 272 ändert 
das Gej. vom 25. September 1887, betr, die Landesfulturgenofjenicaiten. Braun: 
ihmwein: $S 44. S.-Altenburg: 88 6ff. Shwarzb.:©.: Art. 3 


Religions- und geiſtliche Gefellfchaften, 
Artifel 84. 

Unberührt bleiben die landesgeleglichen Vorjchriften, nach welchen eine 
Neligionsgejellichaft oder eine geiſtliche Gejellichaft Nechtsfähigfeit nur im 
Wege der Gejeggebung erlangen kann. 

E. 1158; RB. 83; Prot. S. 1240, 1241, 8807—8809 (VI S. 381, 382; 
1 S. u19). 

I. Der Vorbehalt bezieht ſich nicht auf die öffentlichrechtlichen Religions: 
ejellichaften, welhen jo wie jo Storporationsrechte zujteben. Cs find dies in 
Teutichland 

a) die jog. privilegirten Kirdhenanftalten, das iſt die evangeliiche 
(lutberifche, reformirte, unirte) und die alt: und römiſch-katholiſche Kirche. Preuß. 
Berf.Urf. vom 31. Januar 1850 $ 14, 15, Sächſ. Verf.Urf. vom 4. September 1851, 
$ 56, Baur. Ed. vom 26. Dat 1818 $ 24 u.a; 

b) die nicht privilegirten, aber mit öÖffentlihredhtlihen Korpo— 
rationsrehten ausgestatteten: Preußen: Herrenbuter Gen. Gonc. vom 7. Mai 1746, 
ua Sen. Gonc. vom 23. Jult 1845, Neformirte niederl. Confeſſ. Erlaß vom 

ovember 1849, Juden-Geſ. vom 23. Juli 1847, — Württemberg: rei. Gemeinde 
ee Fund. Urf. vom 22. Auguft 1819, Juden-Geſ. vom 25. April 1828, Fried: 
berg Kirchenreht 1854 ©. 72, 

2. Die nit öffentlihrechtlihen Religionsgejellichaften erlangen Korporations- 
rechte in den einzelnen Staaten auf verichiedenem Wege. In Bayern und Baden 
durch Verleihung mittels eines Berwaltungsaftes der Staatsbehörde (Friedberg a. a. O). 
In Sachſen nah dem Sei. vom 15. Junt 1868 fünnen die Korporationsrechte erworben 
werden, wenn unter den geleßlichen Vorausfegungen ($ 11) die Gintragung der 
Gejellichait in das Genoifenichaftsregiiter bewirkt wird ($ 0), Friedberg a. a. O. 
Dagegen ift nah Artikel 31 der Preuß. Verf. Urk. ‚vom 31. Januar 1850, desgleichen 
gemäß Oldenb. Verj. Urk. vom 12. November 1852, 77 die Verleihung der Korporations: 
rechte (Rechtsfähigfeit) nur durch beionderes 6 eſetz zuläſſig. 

Eine geſetzliche Regelung der Ertheilung von Korporationsrechten hat demgemäß 
in Preußen ſtattgefunden für die Gemeinden der Mennoniten, Geſetz vom 12. Juni 1874 
und der Baptiften, Gef. vom 7. Auli 1875, 

Der Vorbehalt diejes Artikels jtellt Flar, daß dieies landesgeſetzlich 
vorgejchriebene Requifit der Erlangung juriftiiher Perſönlichkeit befteben bleibt und 
derartige Geſellſchaften nicht etwa nur durd bloße Eintragung oder ftaatlihe Ver: 
leihbung im VBerwaltungswege (SS 21, 22 8.8.3.) bei entgegenitehenden landesgejeglichen 
Vorſchriften zur Entſtehung gelangen fönnen. 

Als dem öffentlichen Recht augebörig bleiben unberührt die Vorichriften, nach 
welchen religiöje Orden nur mit jtaatliher Genehmigung errichtet oder eingeführt 
werden fönnen. Brot. 8809, 

3. Der Vorbehalt fihert jeinem Wortlaut nah nur die landesgeieglihen Bor: 
ichriften, nach welchen eine Gejellichaft der hier bezeichneten Art Rechtsfähigkeit nur 
im Wege der Gejeggebung erlangen fann. Allein damit ift die Befugniß der 
Landesgeſetzgebung nicht verneint, die ihr hiernach zuftehende Kompetenz auf den 
Yandesberrn bei. eine Behörde zu delegiren. (A. Meinung aniheinend Pland ©. 171 
Bem. 1 Abi. 2.) Thatſächlich haben jämmtliche unten erwähnte Ausführungsgeieße 
mit Ausnahme von Lübeck $ 2 die Erlangung der Rechtsfähigfeit nur von dem Vor— 
liegen einer landeöherrlihen Verordnung abhangig gemadt. Fraglich fann allerdings 
ericheinen, ob beim Mangel ausdrüdlicher neuerer geieglicher Beitimmungen die bis: 
berigen Vorjchriften, welche zur Erlangung der Rechtsſähigkeit nur einen VBerwaltungdaft 
erfordern, aufrechterhalten bleiben. 

4. Ausführungspeiege. Medlenburg- Schwerin: $ 14,-Strelitz: S 14. 
S.:Weimar: $ 11. S.:Meiningen: Art. 1 S 4 Schw.:Sondershauien: 
Art. 4 Schw.:Rubdolftadt: Art. 3. Anhalt: Art. 4. Reuß da. Y%.:$7 Neuß 
.%: 53 11. Lippe: $ 15. Schaumburg:Y.:S7, Lübeck: $ 2 
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Anfall des Vermögens eines aufgelöſten Vereins. 
Wrtifel 85. 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorſchriften, nach welchen tm 
Falle des $ 45 Abi. 3 des Bürgerlichen Gejegbuchs das Vermögen des auf 
gelöjten Vereins an Stelle des Fiskus einer Körperſchaft, Stiftung oder 
Anstalt des öffentlichen Nechtes anfällt. 

E. I58; R. V. 83; Prot. S. 1240, 1241, 88078809 (VI S. 407, 448: IS. >. 

1. Allgemeines. Das privilegirte Aneignungs: bes Succeilions: 
recht, welches dem Fiskus nah dem B.G. B. gemäß S dd Abi. 3 binfichtlich des Ver— 
mögens aufgelöiter Vereine, gemäß $ 925 Abi. 2 binfichtlich berrenloier Grundſtücke 
und gemäß $ 1956 bhinfichtlih der erblojen Berlailenichait zuitebt, fann nad den 
Vorbebalten dieſes Artikels S5 ber. der Art. 129, 1385 E. G. auch andern öffentlich 
rechtlichen juriftiihen Perſonen (nah Artifel 129 andern Perfonen ſchlechthin) an 
Stelle des Fisfus übertragen werden. 

2. Bereine. Der Artifel bandelt nur von aufgelöften Vereinen im Sinne 
der SS 21, 22, 95 B. G. B. nicht auch von aufgelöiten Stiftungen SS S0, 88 BSH. 
Bezüglich der letzteren baben die Landesgeſetze gemäß dem allgemeinen Borbebalt des 
8 850 BGB. es in der Hand, in Verbindung mit der Borichrift des $ 88 B.G.B. 
die in diefem Artifel bezeichneten Korporationen an Stelle des Fisfus als Anfall 
berechtigte zu berufen. Allerdings nur im Wege verfaffungsmäßiger Regelung. Ter 
Vorbehalt des Entw. Il Artikel 55, welcher allgemein auch die Borichriiten der Yandes: 
neiege über das Grlöichen der Stiftungen aufrechterbielt, it mit Rückſicht auf die 
reichörechtliche Regelung in SS 56, 87 geſtrichen. 

3. Nur Die öffentlihrechtlihen juriitiihen Berfonen im Sinne des S 
B.G. B. können an Stelle des Fiäfus berufen werden. Aufgeboben find alio diejenigen 
landesgeſetzlichen Vorichriiten, welche an Stelle des Fiskus eine andere privatrectlice 
Körperſchaft, Stiftung oder Anstalt - - ohne daß diejelben verfaſſungsmäßig anfalls- 
berechtigt find — im Intereſſe der Erhaltung des Körperichaitszwedes berufen. Tas 
gilt jedoch wiederum nicht, ſoweit der Borbebalt des Art. 82 E.G. bezüglich der 
fonzeilionspflichtigen Vereine greift, und ſoweit die Vereine einer der allgemein vor: 
behaltenen Rechtsmaterien des Waſſer-, Waldgenoiienichafts:, Fiichereis, Jagd- umd 
Bergrechts angebören, ef. bayr. Berggei. Art. 190 über Knappſchaften. 

Die Borausiegungen der Anfallsberedhtigung für den Fiskus und 
bez. der in dieſem Artikel bezeichneten juriftiichen Berionen find gemäß S 45 Abi. 3: 
a) daß der Nerein nicht ausichliehlich den Intereſſen feiner Mitglieder dient, b) dal 
nicht andere durch $ 46 Abi. ? bejtimmte Anfallsberechtigte vorbanden find. 

d. Yandesgeielihe Borichriften. Gin Heimfallsreht der Kirchen binfichtlic 
kirchlicher Körperichaiten ſtatuiren u a. Sächſ.Verf. Urk. F 60, Kob.Goth.Verf. Urk. 
SS 65, 66, Altenb. Verf. Urk. SS 155, 161, Mein. Verf. Urk. $ 35, Preuß. Geſ. vom 13. Mai 
1533 über erloſchene Parochien, ef. auch Bayr. Verf. Urk. Tit. IV S 9, 10, Rel.Ed. 
ss 31, 46, Württemb. Verf. Urk. SS 77, 82, Richter, Kirchenrecht 1888 p. 1292, — Ein 
ähnliches Heimfallsrecht haben theilweiſe die Gemeinden hinſichtlich der in ihrem Bezirke 
befindlichen Körperſchaften, Gierke, D.Pr. p. 568, reichsrechtlich bez. des Innungs— 
vermögens RG.O. 8 MH Abi. 3, $ 103a. Durch manche Verfaſſungen iſt die Ver— 
einigung des Gemeindevermögens mit dem Staatsvermögen unterſagt, Braunſchweig— 
Verf. Urk. 5 45, Meining. Verf.Urk. S 26, Altenburg. Verf. Urk. $S 113, Hefl.Berf.llrf. 
846, Gierke a. a. O. Soweit dieſe Vorſchriften lediglich als Anweiſungsvorſchriften 
für den allein anfallsberechtigten Fiskus zur beſtimmungsmäßigen Verwendung des 
angelallenen Vermögens zu veriteben find (Ternburg I, p. 117), bleiben fie als 
öffentlichrechtliche fo wie jo in Kraft. 

5. Bon den Wustührungspeiegen, welche Beitimmungen auf Grund des vor: 
liegenden Vorbebalts entbalten, beitimmen Preußen: Art. 5 Abi. 1, S.:-MWeimar: 
Ss 13, Walded: Art. 4 $ 1, daß fir den Anfall des Vereinsvermögens lediglich die 
Beitimmungen des B.G. B. maßgebend fein follen. 

Württemberg: Art. 156 beftinmmt dagegen, je nach dem Zweck des Vereins, 
verichtedene Anfallberechtigte. 

GBahlreicher find auch bier — vgl. Ben. 6 am E. zu Art. 82 - die Ausführungs— 
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beitimmungen zu dem m 8 85 B.G.B. enthaltenen Vorbehalt in Anfehung des 
Vermögensanfalls bei aufgelöiten Stiftungen; vgl. Preußen: Art. 5 Abi. 2, 
Württemberg: Art. 138, Medlenburg:Schw.: S 22, Bremen: $ 5, Elſaß— 
Yothr.:$ 7 u.a. m.) : 


Erwerbsbefchränkungen der „todten Hand“. 
Artikel 86. 


Unberührt bleiben die landesgejehlichen Vorjchriften, welche den Erwerb 
von Nechten durch jurijtiiche Perſonen bejchränfen oder von jtaatlicher Ge— 
nehmigung abhängig machen, joweit dieje Vorjchriften Gegenjtände im Werthe 
von mehr als fünftaujend Mark betreffen. Wird die nach dem Landesgeſetze 
zu einem Erwerbe von Todeswegen erforderliche Genehmigung ertheilt, jo gilt 
jie als vor dem Erbfall ertheilt; wird fie verweigert, jo gilt die jurijtiiche 
Perſon in Anjehung des Anfalls als nicht vorhanden; die Vorjchrift des 
& 2043 des REGEN Geſetzbuchs findet entiprechende Anwendung. 

E. 149 Abj. 2,3; €. I 61; RL. 86; Mot. zu 49 ©. 170-177; Prot. ©. 
8307, 88398843, ago "a8hs, 9203- -9209; (VI S. 400 —407, 612-616); Reichst. 
Komm.Ber. LS. 30 -33, Reichst. Sitz. Prot. S. 3030, 3096, 

1. Allgemeines. Der Vorbehalt ergiebt ſich als eine Konſequenz 
des Grundſatzes, daß die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die ſtaat— 
liche Beaufſichtigung juriſtiſcher Perſonen als öffentlichrechtliche dem 
Kodifikationsprinzip nicht unterliegen, ef. oben zu Art. 82 Note 1. Der 
Staat muß es in der Hand haben, die dem Gemeinwohl gefabrbringende Anjammlung 
von nroßen Vermögen in Händen der juriftiihen Berfonen zu hindern bes. zu beichränfen. 

>, Die bisherigen Iandesgejeglidhen Vorſchriften über die Erwerböbeihränfungen 
Bezogen fich theils 

a) auf alle juriftiihen Perſonen — Vereine $$ 21, 22, Stiitungen $ 8) B. G. B., 
ſowie fonftige jurift. Perfonen. So in den Bundesitaaten: 

Preußen: I Die Genehmigung des Königs bez. der dur Kal. Verordn. ein 
für allemal bejtimmten Behörde war erforderlih zur Gültigkeit von Schenkungen und 
legtwilligen Verfügungen, inſoweit dadurd eine neue jurtitiiche Perſon im Inlande 
ins Yeben gerufen oder einem andern Zweck dienitbar gemadt werden foll. U. Die 
gleiche Genehmigung ift erforderlich zu allen Schenfungen und Zuwendungen von 
Todeswegen an juriſtiſche Perſonen des In- und Auslandes, wenn der Werth 3000 
Mark überfteigt. Geſetz vom 23. Februar 1870. III. Nach den in dem größten Theil 
der Monardie geltenden Borichriften war der (entgeltlihe oder umentgeltliche) 
Erwerb von Immobilien von Staatögenehmigung abhängig gemadt, ef. A.L. R. II, 
11 8194, ef. für Hannover, Schleswigsholitein, Heſſen-Naſſau; Richter, Kirchenrecht 
I p. 1283, ef. au ®efeß vom 4. Mat 1846. — Baden: ER. Sat 910, 937, Geſetz 
vom 5. Mai 1870. Staatsgenehmigung bedurften alle Schenkungen und legtwilligen 
Berfügungen an juriftiihe Perionen. — Medlenburge Schwerin: Juriftiiche Berjonen 
waren in dem Erwerb von ritterichaftlihen Gütern und bäuerlihen Grundftücen 
An Beichränfungen unterworfen. Yandesgrundgejeß Erbvergleih vom 18. April 
1875 a Verordn. vom 22, März 1876 $ 1, Verordn. vom 238. Dezember 1863 
Art. , Xerordn. vom 2. Januar 1869 $ 22. — Hamburg: Juriftiihe Perfonen, 
die Be hamb. Staat nit „autorifirt” jind, bedurften arundiäglich der ea 
des Senats zur Zuſchreibung von Grundftüden. Gele vom 23. März 1863 $ 1 
jest aufgehoben, vgl. Bem. 7). 

b) Die bez. Vorichriften der anderen Bundesstaaten bezogen fih auf den Ver: 
mögenderwerb der firdlihen Inſtitute und jreien Stiftungen (todbte Hand). 

Bayern: Hinfichtlih ded Erwerbs von Immobilien jowie der Schenkungen 
und Vermächtniſſe von Geld und Mobilien über 2000 fl. war arundfäglich Königliche 
Genehmigung erforderlih. Rel. Ed. von 1818 8 44, Churf. Mandat vom 1. Auguft 
1701, Gef. vom 13. September 1764 und 27. April 1807: Richter a. a. O. Für 
einzelne Gebietätheile galten bejondere Vorjhriiten a. a. DO. — Württemberg: 
Läſtige Veräußerung von Gütern und Grundgefällen an die todte Hand ohne Staats= 


Niedner, Einführungsgeieg zum 8.6.8. 2. Aufl. 12 
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genehmigung waren nichtig. Unentgeltlicher Erwerb war baldigft zu veräußern, jofern 
nicht Negierungsdispenfation erfolgt. Verord. vom 28. Juni 1859. Geſetz vom 30. Ja— 
nuar 1862, Art. 18. Richter a.a.D. — Helfen: erord. vom 6, Juni 1837 8 39, 
Ueber Amortiiationsgeieße in den Thüringiihen Staaten und Elfah:Yotbringen 
cf. Kahl, die Deutihen Amortifationsgeleße, p- 276--294. Richter a.a.D. -- In 
Sadien, reg Braunihweig, Anhalt, Schwarzgburg, Walded, 
Neuß, Yippe und in den freien Städten Lübeck, Bremen beftanden feine Amor= 
tiſationsgeſetze. Richter a. a. O. Für Sadien ef. aber S. B. G. B. $ 52: „Die juriftiiche 
Perſönlichkeit begreift die Fähigkeit in ſich, Vermögensrechte zu haben, vorbehaltlich 
der beſonderen Beſtimmungen, welche bei Begründung der juriſtiſchen Perſon über den 
Umfang ihrer Rechtsfähigkeit getroffen worden find.‘ 

Ueber den jegigen Rechtszuſtand vgl. zu 7. 

3. Juriſtiſche Perſonen. Das find 

a) Diejenigen des B.G.B, alio die eingetragenen Vereine, $ 21, die konzeſſions— 
pflichtigen Vereine, $ 22, und die Stiftungen, S 80; 

b) die öffentlihrehtlihben und von der Yandesneießgebung in dem ihr 
im =. vorbehaltenen Wirfungsfreis (mie Jagd-, Fiſcherei-, Forit:, Wafler:, Bergrect 
errichteten; 

e) die der beionderen reihsgeleslihen Regelung unterliegenden, wie 
Dandelsgeiellihaften, Unfall: und Kranfenverfiherungsgeiellibaften x. Der Gntm. I, 
Art. 49, Abi. 3 batte diele juriltiichen Perſonen ausdrüdlih ausgenommen. Tie 
betreffende Vorichrift wurde aeftrichen mit der Begründung, daß es Sade der Spezial— 
geſetzgebung des Reiches auf dieſen Gebieten jei, das Verhältniß zur Yandesgejergebung 
jelbjt zu regeln. rot. 8844ff. Soweit eine ſolche Regelung nicht erfolgt ift, werden 
die landesrehhtlichen Beichränfungen an fih auch fir dieſe Art von Geiellichaiten 
gelten müſſen, Brot. 85552. Soweit eine derartige Korporation inmerbalb des Reichs 
errichtet ift, gilt fie im Berbältniß zu denjenigen Bundesitaaten, in deren Gebiet fie 
nicht domizilirt ift, als „ausländische (ef. zu d), da ein Neichsindigenat durch Art. 3 
der Neihsverfaffung nur für phyſiſche Perionen begründet iſt. Brot. 8847, ef. aber 
die in Mot. a. a. & eit. Entich. d. R.G. VI, Nr. 34; 

d) die ausländiichen juriftiihen Perſonen — joweit die diesbezüglichen, 
zum Theil dem internationalen Privatredt angebörigen Normen dur die Yandes- 
geſetzgebung geregelt find. Die Frwerbsbeihränfungen der Yandesgeießaebung beziehen 
ih theils zugleich auf inländische und ausländiiche Korporationen, tbeils gelten für 
die letzteren befondere Borichriiten. Hinsichtlich der ausländiichen juriſtiſchen Perſonen 
greift ferner der Art. 88 6.8. Platz. Nah dem Preuß. Geſ. vom 4 Mat 1846 (68 4 
des Gel. vom 23. Februar 1870) war die landesherrliche bez. delegirte Genehmigung 
zum Erwerb von Grundeigentbum für ausländiiche juriitiiche Perionen erfordert. Die 
Beitimmungen des $ 2 des Gel. vom 25. Februar 1870 bezogen ſich ſowohl auf in: 
ländiiche als ausländische Berionen. Nach der bavriihen Amortiiationspragmatif vom 
13, Oftober 1764, der Verordnung vom 10. November 1811, dem baveriihen Mand. 
vom 9. Februar 1787 waren aud die ausländtichen firchlichen Inſtitute binfichtlich 
des Grwerbes von inländiihem Vermögen auf die pragmatiihe Summe beibränft, 
und war die Grrichtung einer freien Stiftung inter vivos außerhalb des Yandes ver: 
boten. Gleichmäßig für in= und ausländiihe juriitiiche Berionen anwendbar find auch 
die bezüglichen Borichritten des württembergiichen, bamburgiihen und medlenburgiicen 
Rechts ſowie die VBorichrift des Art. 35 des Staatsgrundgeſetzes für Sahien= Meiningen 
vom 23. Auguft 1879 (vgl. jebt die Ausführungsgeiehe bei Art. 88). 

4. Erwerb von Nedten. Die landesgeieplihen Borichriiten find aufrechterhalten, 
nicht mur wie in dem folgenden Artifel 87 binfichtlich des umentgeltlihen (Frwerbs 
unter YVebenden und des Srwerbs von Todesiwegen, fondern auch in Anjebung der den 
entgeltlihen Grwerb unter Yebenden beihränfenden Worichriften, gleichmäßig ferner 
bindichtlich des Erwerbs von Grundſtücken oder Mobilten. Sie werden aber modifizirt 
iniofern, als 
. eine Werthgrenze don 3000 ME. feſtgeſetzt it, unter welchen der Erwerb 
frei iſt. Vgl. die obinen Worichriften, wonach für Preußen eine Wertbarenze von 
SO ME, Bayern 2000 fl., für andere Staaten gar feine Werthgrenze beftimmt war. 
Ueber die Art und Weile der Berechnung dieſes Wertbes vgl. bei, Eruien-Müller 
S. 115-120. Hervorzubeben it: Gmticheidend muß fein derjenige Wertb (gemeine 
Werth), den die Summe der die Zumendimg bildenden Gegenitände zur Zeit des 
Erwerbes bat. Es iſt hierbei aber itets zu prüfen, ob die Zumendung eine einheitliche 
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oder eine Summe verichiedener Zuwendungen tft. Im erften Fall bildet der Geſammt— 
werth die pragmatiihe Summe, in leßterem all ift der Werth jeder einzelnen Zus 
wendung enticheidend. Der lettere Fall iſt beifpielsmweije gegeben, wenn bie Zuwendungen 
von verihiedenen Perfonen ausgeben, mag ber Erwerb immerhin durd ein und das= 
jelbe Rechtsgeſchäft erfolgt jein, desgleihen wenn bie Zuwendungen von ein und der— 
jelben Perion ausgehen, der Erwerb aber in verichiedenen zeitlich aufeinander folgenden 
Rechtsaften erfolgt. 

Die legtere Vorausſetzung fann nicht als vorliegend erachtet werden, wenn die 
Sumendungen in verichiedenen legtwilligen Verfügungen desjelben Erblaſſers aus: 
geworfen find. 

Auch bei ſucceſſiven Rectsaften unter Yebenden wird der Geſammtwerth dann 
zu Grunde gelegt werden müfjen, wenn die Juwendungen einem einheitlihen Entichluß 
des Zumwendenden entipringen und erfichtlih nur deshalb getbeilt find, um in fraudem 
legis eine über die Wertbgrenzge hinausgehende Zuwendung binter dem Rücken der 
Auffichtsbehörde zu ermöglichen. 

6. Welche Wirfung bat die Zuwendung, wenn die erjorderlihe Genehmigung 
überhaupt nicht nachgefucht oder verjagt wird? Der Art. 140 des Württemberg. Ausf.= 
Se}. und desgl. der Art. 8 des bad. Ausf.Geſ. iprehen ausdrücklich aus, daß ſolche 
SZumendung unwirkſam ift. Das Gleibe muß man für die übrigen Staaten annehmen, 
ſoweit nicht landesgeieglih ausdrücklich das Gegentheil beftimmt ift. Die Unwirkſam— 
ie ergreift ferner die Zuwendung, nicht blos den die Werthgrenze überjteigenden 
Betrag. 

Sehr zweifelhaft it die Frage, ob und immwieweit eine Gebundenheit der Be— 
theiligten vor Grtbeilung der Genehmigung vorliegt. Man wird mangels einer aus 
drüdlichen landesgeieklihen Regelung eine ſolche Gebundenheit faum anerfennen fönnen. 
Denn wenn landesgeieplich die Wirkſamkeit des Erwerbes von ftaatliher Genehmigung 
abhängig gemacht it, dann jtellt fich dieje gejetlihe Bedingung der Wiltigfeit der 
Erwerbshandlung vom Standpunft der handelnden Körperidhaft als eine Beihränfung 
ihrer allgemeinen — wenn auch nicht Rechtsfähigkeit — io doc jedenfalls Handlungs 
täbigfeit in Anſehung beſtimmter Nehtshandlungen dar. Diele geieklibe Bedingung 
kann daber mit einer vertragsmäßigen Bedingung und deren Wirkungen (SS 158 1.8.6.8.) 
in Anſehung der Gebundenheit der Bethetligten nicht auf eine Stufe geitellt werden 
(anders Erujen- Müller S. 126 Bem. 5). Die Vornahme eines Nectsaftes feitens 
eines in Beziehung auf denfelben Handlungsunfäbigen ift aber nad der Rectslogif 
ungiltig, jofern nicht im Geſetz positiv das Segentbeil, 3.8. im Intereſſe der Verkehrs— 
jicherbeit, normirt ift. ine ſolche positive Regelung findet fih im B.G. B. für die 
Berträge der Minderjährigen (SS 108, 109). Cine analoge Ausdehnung diejer Be: 
jtimmungen auf unfern Fall verbietet aber ihr Gharafter als Ausnabmebeitimmungen 
(Stranz-Gerhard ©. 76 neigen zu einer folhen analogen Anwendung der Grund: 
jäße über binfende Berträge, obwohl fie jelbit die ſchweren biergegen iprechenden Be— 
denfen nicht verfennen). 

7. Erwerb von Todeswegen. Iſt die zum Erwerb von Todeswegen erforderliche 
Genehmigung zur Zeit des Erbanfalls an die juriftiiche Perſon noch nicht ertbeilt, jo 
tritt ein gleiches Schwebeverbältnii ein mie bei der Zuwendung an eine erit nach dem 
Tode des Stifters genehmigte Stiftung 8584 B.G.B. Auch bier foll gemäß Satz? 
des Artikels die den S 1923 Abi. ? analoge Fiktion eintreten, um das Gin: 
treten der geießlihen Erben als Vorerben zu verhindern. Bis zur Grtbheilung der 
Genehmigung gilt die Frage der Erbenberehtigung als ungewiß und es bat ev. eine 
Nachlaßpflegſchaft einzutreten. Someit die juriftiihe Perjon mit anderen Erben kon— 
furrirt, jind die Frbtheile der Miterben wegen der noch ausjtehenden Genehmigung 
ungewiß. In dieſem Fall joll die Vorfchrift des S 2043 B. G. B. zur analogen Ans 
wendung fommen, d. b. die Auseinanderjeßung bis zur Ertbeilung der Genehmigung 
ausgeihlojien jein. Wird die Genehmigung verweigert, jo it die Borausiegung des 
s 1923 Abi. 1 B. G. B. nicht gegeben, ef. SS 2160, 1953 Abi. 2 und 2344 B. G. B. 
Art. 87 6.8. Abi. 2. 

8. Die meiften Ausführungsgeſetze haben die beſtehenden Amortiſationsvorſchriften 
durch neue Borichriiten erießt, indem ſie die beitebenden Beitimmungen tbeils den 
Grenzen des vorliegenden Vorbehalt entiprechend beichränfen, theilö innerhalb des 
Rahmens deflelben erweitern. 

Hierbei geben fie jüämmtlich außer Bayern und Württemberg Erwerbsbeihränfungen 
für ſämmtliche juriitiihe Berfonen (Bayern nur für geiftlihe Gejellichaiten, 
Württemberg nur für Geſellſchaften mit geiftlihen oder mwohltbätigen Zweden). Die 


j2* 
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Mehrzahl beihränft nur den Erwerb von Schenfungen und von Todeswegen 
(entiprechend dem Vorbehalt des folgenden Artifels 87). Eine Reihe von Geieken aber 
auch den entgeltliben Erwerb von Grundftüden. Cine Beihränfung binfichtlich 
jegliben Bermögenserwerbes wird von feinem Yandesgeieg normirt. — 


Durdgängig erfolgt die Beihränfung in der Weile, dab ‚die Wirfiamfeit des 
Erwerbes von jtaatliber Genehmigung abbängig gemacht wird. 


Als Wertbgrenze wird durchgängig in Ausnutzung des Vorbebaltö eine folde 
von 5000 ME. beitimmt (nur Bayern normirt eine Grenze von 10000 ME.). 


Für ausländiiche juriftiihe PBerionen werden zum Theil beiondere Vorſchriften 
gegeben. Vgl. zu Art. 88 Bem. 4. 

Val. im Einzelnen: 

Preußen Art. 6 u. 7: a) Scenfungen und Verfü * von Todeswegen: 
König oder durch Königl. Verordnung beſtimmte Behörde. Grundſtücke: Aufſſichts— 
behörde (wenn Sitz in einem anderen Bundesſtaat König od. durch Königl. Ver: 
ordnung beitimmte Bebörde). 

Bayern Art. 7 u. 8 (nur für geiftliche Geſellſchaften), a) Scenfungen und 
Verfügungen von Todeswegen (10000 ME): König, b) Grundſtücke (10000 Mk): König. 

Württemberg Art. 140 (mur für folde juriftiiche Perionen, welche religiöle 
oder wohlthätige oder Erziehungs oder Unterrichts: Zwede verfolgen), nur Grunditüde: 
streisregierung (beim Erwerb zum Zwede des Baues einer Kirche ift Genehmigung 
nicht ertorderlidh). 

Baden Art. 8 nur Scenfungen und Verfügungen von Todeswegen: itaatl. 
Genehmigung. 

Heilen Art. 12: Schenfungen und Verfügungen von Todeswegen: Yandesberr. 

Medlenburg:Schw., SS 26ff., Str. SS 2dff. Grunditüde: Juſtizminiſter 
(Xehengüter: Landesherr). 

S.:Weimar $ 18: Scenfungen und Berfügungen von Todeswegen: itaatliche 
Genehmigung, 

S.:NAltenburg SS I-11: a) Schenkungen und Verfügungen von Todeswegen: 
Landesherr oder landesherrlich bejtimmte Behörde, b) Grunditüde: Landesherr oder 
landesherrlich beitimmte Behörde. 

Schw.-Sondersbaujen Art. 15: Schenfungen und Verfügungen von Todes— 
wegen: Yandesherr. 

Schw.-NRudoljtadt Art. 30: Schenfungen und Verfügungen von Todeswegen: 
Landesberr. | 

Neuß j. %. S 11: Landesherr oder landesherrlich beftimmt. Behörde. 

Walded Art. 6 SS 1 u. 2: a) Schenfungen und Verfügungen von Todeswegen: 
Landesherr bez. Aufjihtsbehörde wie in Preußen, b) Grunditüde: Yandesherr ber. 
Auffichtäbehörde wie in Preußen. 

Yübed $ 13: Scenfungen und Verfügungen von Todeswegen: Senat. 

Elſaß-Lothringen $ 6: Scenfungen und Verfügungen von Todesmwegen: 
ftaatl. Genehmigung. 

Hamburg 8 28 Abi. 2 hebt die biöherigen Beihränfungen ausdrüdlih aui, 
vgl. aber Art. 89 Bem. 4. — 


Erwerbsbefhränkungen der Religiofen. 
Artikel 87. 

Unberührt bleiben die landesgeieglihen Worjchriften, welche die Wirt- 
jamfeit von Schenkungen an Mitglieder religiöjer Orden oder ordensähnlicher 
Kongregationen von jtaatlicher Genehmigung abhängig machen. 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorſchriften, nach welchen 
Mitglieder religiöfer Orden oder ordensähnlicher Nongregationen nur mit 
staatlicher Genehmigung von Todesiwegen erwerben fünnen. Die Vorjchriften 
des Artifel 86 Satz 2 finden entiprechende Anwendung. 

Mitglieder ſolcher religiöfer Orden oder ordensähnlicher Kongregationen, 
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bei denen Gelübde auf Lebenszeit oder auf unbejtimmte Zeit nicht abgelegt 
werden, unterliegen nicht den in den Abſ. 1, 2 bezeichneten Vorſchriften. 


6148; € U 62; RB. 8; a zu 43 ©. 160—170; Brot. ©. 5807 
(VL ©. 381); Reihst.Xtomm.Ber. I S. 30-33; Reichst. Sitz. Prot. S. 3030, 3096. 


1. Allgemeines. Der Artifel ergänzt den en Artikel 86. 
An lesterem werden die Frwerbsbeihränfungen der Orden und Ktongregationen jelbjt 
aufrechterhalten. In diefem Artifel werden die Erwerbsbeihränfungen der Mit— 
glieder jolber Orden gewahrt. Der Zweck des Vorbehalt3 iſt der gleiche, wie im 
vorigen Artifel, nämlich der Anfammlung größerer Vermögen in der todten Hand 
(was durch den Frwerb der Ordenömitglieder mittelbar bewirft werden fönnte) zu 
ſteuern. Mot. p. 169, 


2. Es fann jedod hier nur Erwerb durd Schenkungen und von Jodeswegen 
beichränft werden, nicht auch wie bei Art. 86 der oneroje Erwerb unter Lebenden. 
Die Beichränfung kann auch nur durd das Erforderniß der ftaatlihen Genehmigung 
erfolgen, nicht auch auf andere Weile wie bei Art. 86. Andererjeits ift eine Werth: 
grenze wie bei Art. 86 nicht beitimmt. Alle übrigen Beihränfungen der Rechts: 
täbigfeit der Ordensmitglieder (Mönde, Nonnen) find durch $ 1 B.G.B. in Ber: 
bindung mit diefem Artikel bejeitigt. Aufgehoben find insbejondere 
a) die Vorſchriften derjenigen Landesgeſetze, welche an den Eintritt 
in das Kloſter die abjolute Bermögensunfäbigfeit (den bürgerlihen Tod) 
fnüpfen und demgemäß die geietlihe Erbfolge eröffnen, die Erwerbs: und Erb: 
fäbigfeit der Neligiofen befeitigen und fie im Erbfalle als nicht vorbanden anjeben; 
jo in Preußen AUR IL, 11 88 1182—1197, 1199—1209 U, 2 $ 270. Ebenſo wird 
in Bayern in dem Geltungsgebiet der Verordn. vom 4. April 1807 mit dem Eintritt 
in ein Klofter die Erbfolge binter dem Religioſen eröffnet und jeine Grbfäbigfeit 
bejeitigt. Dem Kloſter fünnen nur gewilje Beträge zugewendet werden, ef. auch die 
Mot. 169 angeführten einzelnen für Bayern erlajienen Amortiiationsbeftimmungen, 
Noth Bayr. ER. Ip. 19; 


b) die Borfhriiten des gemeinen Redts, wonach das Klojter: 
gelübde awar nicht eine abjolute Bermögensunfäbigfeit, wohl aber eine 
relative injofern herbeiführt, als der Neligioje fein ganzes Vermögen und allen 
jpäteren Erwerb ex lege auf das Kloſter überträgt. Windſcheid IS 55 Anm. 9. 


3. Erwerb von Todesmwegen. it zur Zeit deö Erbanfallö die Genehmigung 
zum Grwerb no nicht ertheilt, jo tritt ein gleiher Schwebezuitand ein wie in dem 
Fall des Art, 86, Sab 2. Die Behandlung it die gleiche wie dort, cf. Anm. Nr. 6 
dortielbft. 


4. Erden und ordensähnlide Kongregationen. Cf. Zujammenftellung der 
wichtigſten Borichriften über die ———— in den einzelnen Bundesſtaaten zu— 
gelaffenen Orden und Kongregationen bei Richter, Kirchenrecht $ 293, Anm. 28, 
Mener, Staatöreht 705, Schulte, Kirchenrecht 4. Aufl. $$ 200—203. 


5. Nach der Borichrift des Abſatz 3 find von den landesgeießlichen Beihränfungen 
jrei die Mitglieder von Orden und Kongregationen, die ein Gelübde auf Yebenszeit 
oder unbejtimmte Zeit nicht abgelegt haben: jog. Quafiregulare, Brüderichaften, barm= 
berzige Schweitern x. Richter a. a. O., $ 2%. Ihre rechtlibe Behandlung hin— 
fichtlih der Vermögensbeihränfungen war nad dem bisher geltenden Recht beitritten. 
Dernburg, Preuß. Priv.R. I, p. 80, Anm. 5. 


6. Bisherige landesgeſetzliche VBorichriften in dem jpeziell in Art. 37 bezeichneten 
Sinne find nicht vorhanden. In denjenigen Yändern, wo der Religioje als bürgerlich 
todt galt, war für fie fein Raum, in denjenigen, wo er für das Kloſter erwarb, er: 
übrigten ſich derartige Normen durch die durch den vorigen Artifel betroffenen 
Amortiſationsgeſetze. An andern Ländern, wie im Geltungsgebiet des franzöfiichen 
Rechts ſowie in Sachſen B.G.B. $ 30 find derartige VBorjchriiten nicht erlaſſen. Die 
Bedeutung des Vorbehalts liegt daber darin, den Yandesgejegen ein Mittel an die Hand 
zu geben, den früheren Zuftand in bejchränfter Weife wieder berzuitellen, cf. zu Ir. 1. 


7. Nur wenige Ausführungsgeietze haben von der Ermächtigung des Lorbehalts 
Gebrauch gemacht: S.:Altenburg S er Schm.: Sonberöhaufen Art. 14, 59, 
Schw.:Rudolftadt Art. 29, Neuß j. Y. 8 14, Yübed SS 14, 15. 
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Erwerbsbefchränkungen der Ausländer. 
Artifel 88. 


Unberührt bleiben die landesgejeglichen VBorjchriften, welche den Erwerb 
von Grundjtüden durch Ausländer von jtaatliher Genehmigung abhängig 
machen. 

RB. 88. 


1. Der Borbebalt bat im Wejentlihen nur für die ausländischen juriltiichen 
Verionen Bedeutung. Die landesgeiehlihen Beichränfungen bleiben bier obne jede 
Werthgrenze aufrechterhalten, ef. u. a. Preuß. Gejeg vom 4. Mai 1846 G. S. p. 230. 
Die landesgeietlihen Borichriften, welche derartige unmittelbare Beihränfungen der 
Ausländer (abgeieben von den juriftiihen Perſonen) enthielten, find in der Hauptſache 
ihon zur Zeit befeitigt. In Württemberg verlangt das Geie vom 1. März 1865 
Art. 2, 3 von Ausländern die —— von anſäſſigen Bürgen wegen Abtragung der 
öffentlichen Laſten. Gierke D. Pr. I p. 448. Nur mittelbar beſchränkende Bor: 
ichriften beftehen regelmäßig in der Zulaſſung von Retorfionsmaßregeln. Preuß. AL. 
Einl. $ 43, ferner Roth Bayr. ER. $ 36, Nr. 6. Dieſe Vorſchriften müflen, fomeit 
die Retorfion ſich darauf richtet, das Requifit ftaatliher Genehmigung zu erfordern, 
als Vorſchriften des mit dem Art. 88 implizite vorbehbaltenen bier einſchlägigen landes— 
rechtlihen internationalen Privatrehts als aufrecht erhalten gelten. Die Ausübung 
der Retorjion ift dann nicht durch die Erfordernifle des Art. 31 E.G. bedingt. Someit 
Ausländer niht phyſiſche, jondern juriitiihe Perſonen find, areift auch der 
Vorbehalt des Art. 56 Plak und zwar mit der Bedeutung, daß Ausländer aud 
jurifttiche Perionen anderer Bundesitaaten find, cf. Art. 86 Bem. de a. E. und 3d, 


2. Andere Iandesgeieglihe Beihräntungen der Rechtstähigkeit von Ausländern 
müffen durhb $ 18.8.8. in Verbindung mit dem Grundiak des $ 7 E.G. und 
diefem Artifel als aufgehoben gelten. Nah $ 1315 Abi. 2 find jedoch die Yandes- 
geſetze aufrechterhalten, weldhe für Ausländer zur Eingehung einer Ehe eine Grlaubnik 
oder ein Zeugniß erfordern. 


Das E.G. enthält in feinen internationalen Privatrehtsbeitimmungen Art. 7 
bis 31 reihsrechtliche Vorichriften, durch welche die Nechtsfäbigfeit der Ausländer in 
gewiſſen Beziehungen beichränft werden kann. Reichsrechtliche Beichränfungen der 
Rechtsfähigkeit von Ausländern finden ſich ferner in bejonderen Reichögeiegen, cf. R.G. 
vom 11. Junt 1870 8 61; vom 1. Juni 1891 8 13 u.a. m. 


7 Die Yandeögejepe können auch infomweit den Erwerb von Ausländern nicht 
beihränfen, als Staatsverträge des Neichs, welche einen freien Erwerb garantiren, 
entgegenſtehen. 


Val. u.a. die Staatsverträge mit — Griechenland vom 9. Juli 1884 (R. G. Bl. 1855 


S. 233) Art. 2; — Großbritannien (R. G. Bl. 1899) ©. 346, 364; — Italien vom 
6. Dezember 1891 (R.G. Bl. 1892 ©. 97) Art. 2; — Japan 4. April 1896 (R.G.B. 
1896 ©. 715) Art. 1 und 3; — Rußland vom 10. Februar und 29. Januar 1894 


(R.G.DL 1) Art. 2; — Schweiz vom 31. Mai 1890 (R.G.BL. ©. 131) Art. 1; — 


Spanien vom 12, Februar 1899 (R.G. Bl. 1899 ©. 335); — Türfei vom 26. Auguft 
1890 (R.G.Bl. 1891 ©. 117) Art. 1. — 


4. Die Ausführungsgeiege haben 


a) über den Grwerb durch phyſiſche ausländiihe Perſonen regelmäßig keine 
Beitimmungen getroffen. Ausnabmsweile beitimmt aber Hamburg 5 25, daf der 
Erwerb von Grunditücden durch Ausländer (und zwar ohne eine Wertbarenze) von 
der Genehmigung des Senats abhängig fein ſoll. Und Heſſen Art. 15 beitimmt, 
daß Ausländer infomweit der ftaatlihen Genehmigung bedürfen, als nicht die Gegen: 
feitigfeit verbürgt iſt. 

b) Ueber den Erwerb durh ausländifche jurijtiihe Berionen beftimmen 
die Ausführungsgeiege regelmäßig das Gleiche wie für inländiiche juriftiiche Perjonen. 
Sie bleiben aljo in dem Nabmen des früheren Vorbehalts des Art. 86. Vgl. die dort 
zu Nr. 7 mitgetbeilten Ausführungsgeſetze. 

Beiondere abweichende Beitimmungen für ausländiſche juriftiihe Perfonen 
enthalten Breußen Art. 7 S 2; — Bayern Art. 10; ©.:Altenburg $ 11; — 
Walded Art. 6 8 2, ſämmtlich dabin, daß der Erwerb von Grundſtücken dur juriftiiche 
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Perſonen ohne Rüdfiht auf eine Werthgrenze von jtaatliher Genehmigung abhängig 
iſt. — Vgl. auch oben zu a Hamburg 8 28. 

Bayern beihränft auch hier die Erwerbsbeihränfung auf geistliche Geſellſchaften 
und beftimmt weiter, daß beim Erwerb aus Schenkungen und von Todeswegen jeitens 
aus ländiſcher geiftliher Gejellihaften ſchon eine Werthgrenze von 5000 ME. enticheidend 
fein ſoll (fonft 10000 ME, vgl. oben Art. 86 Bem. 7). 


Privatpfändung. 
Artikel 89. 


Unberührt bleiben die landesgejeglichen VBorjchriften über die zum 
Schutze der Grundftüde und der Erzeugnijje von Grundſtücken gejtattete 
Prändung von Sachen, mit Einjchluß der VBorjchriften über die Entrichtung 
von Pfandgeld oder Erjaggeld. 


E 162; € 163; RB. 59; Mot. zu 62 S. 187—190; Brot. S. 8879, 
8897—8900 (VI ©. 431-433, 616). 

1. Pfändung. Das BGB. geftattet in 88 229—231 eine Selbithülfe 

a) zur Feitnabme einer Perſon, b) durh Wegnahme einer Sade, 
unter der Borausfegung, daß obrigfeitliche Hülfe nicht rechtzeitig zu erlangen iſt und 
durch den Verzug die Durhführung des Anſpruchs weſentlich erihwert wird, und giebt 
ferner dieſe Sälfe nur zum Zweck vorläufiger Sicherung, nicht zur Begründung eines 
Pfand: oder Befriedigungsmittels. Die im vorliegenden Artifel vorbehaltene 
landesgeieglihe Privatpfändung ift eine Art der Selbitbülfe in dem zu b 
bezeichneten Sinne, die aber regelmäßig die Vorausſetzungen der leßteren nicht erfordert 
und dem Berechtigten ein Pfandrecht ſowie ein ſchnell liquidirbares Befriedigungs— 
mittel gewährt. 

ine reihsrechtlihe Regelung war nit angängig wegen territorialer Ber: 

ſchiedenheit der agrariihen Berhältniffe, mit denen die bier vorbehaltene Materie 
ujammenhängt. Der Vorbehalt war andererjeits geboten mit Rückſicht auf Volks— 
Fitte und die berechtigten durch die reihsrechtlihe Selbſthülfe unzulänglich bedienten 
agrarfulturellen Intereſſen. Mot. 188. 


2, Grundftüde. Die landesrehtlihen Vorſchriften über die Privatpfändung 
zum Schuß von Grundftücden beziehen fih theils auf Grundftüde überhaupt, 
theils fpeziell auf Feld: und Waldgrundftüde, fie gewähren den Schuß ſowohl 

egen die Zufügung von Schaden als auch gegen bloße Befikitörung durch unbefugtes 

Betreten von Grundſtücken, ef. 3. B. Preuß. A.L.R. 413, 451 L, 14, Sädi. B. G. B. 
8 488 u. a. Soweit diefe letzteren Borichriften aber dahin geben, in der Pfändung 
ein Mittel au die Hand zu geben, die Entitehung fremder Rechte an Grundftüden 
durch Unterbrechung der Griigung zu verhindern, cf. Sächſ. B.G.B. $ 586, find fie 
bejeitigt, arg. 88 941, 209 Wr. 5 B.G. B. Ebenjo befeitigt find, da der Artifel nur 
vom Schuß der Grundftücde fpricht, die VBorichriften der Yandesgeleke, welche Rechte 
an Grunditüden in gleihem Maße wie dieje ſelbſt ſchüten, ch. Preuß. AR. I, 14 
88 451, 413, Sächſ. B. G. B. $ 488, Sat 2 u. a. m. 

3. Landesgeſetzliche Borichriften. Die bezüglihen Normen des vorbehaltenen 
Landesrehts find, jomeit fie Grundſtücke überhaupt betreffen, aus den allgemeinen 
Vorſchriften der Landesgeiehe bez. des gemeinen ſächſiſchen Rechts (dem gemeinen R. R. 
find fie unbekannt) zu entnehmen, ef. Preuß. WER. LT, 14, $$ 413 —465, Bayr. ÜR. U, 
68 24 Nr. 7, Sächſ. B.G.B. 88 488 —494, Kurſächſ. Konſt. von 1572 (Konft. 7. Aug. 
1827 p. II). — Bgl. aber unten Bemerf. 7. 

Soweit dieſe Vorſchriften ſich nicht wie das ſächſiſche, bayeriihe und gemeine 
ſächſiſche Recht zugleich auf Feld: und Waldgrunditüde bezieben, find die Normen über 
fegtere aus den in den einzelnen Staaten erlajienen Feld: und Forſtpolizeiordnungen 
zu entnehmen. — Preußen: Feld: und Foritpolizeigeieh vom 1. April 1880 88 77 ff, 
seldpoligeiordnung vom 1. Nov. 1847 (Gef. vom 13. April 1556), Elſaß-Lothringen: 
Geſetz über Feldpolizgeiordnung vom 28. Sept. 1791 Th. II Art. 12, Sef., betr. Forſt— 
ftrafrecdht, vom 28. April 1580. Heſſen: Feldftrafgeieh vom 21. Sept. 1841 88 18, 19. 
Medlenburge Schwerin und «Strelik: Verordnung, betr. Forftfrevel, vom 31. Mai 
1879 839, Verord., betr. Feldfrevel, v. 2. Sept. 1879 88 21—38. Braunfchweig: Forſt— 
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itrafgefeg vom 1. April 1879 8 69 Abi. 1. Sachſen-Coburg-Gotha: Feld: und 
Foritpolizeigeieß vom 26. Mai 1850 88 77. Anbalt: Teldpoligeiordnung vom 
19. Nov. 1849 88 36ff. Schaumburgstippe: Feld- und Koritpolizeigeiek vom 
28. April 1850 88 6955. Walded: Feldpoligeiordnung vom 15. Mat 1855 88 Sr. 

4. Berhältniß zu den Borichriften der SS 229-231 8.68. Das landes: 
rechtliche Privatpfändungsrecht ijt von der Selbitbülfebeiblagnabme des 
BGB. in weientliben Runften veridhieden: 

a) hinfichtlid feiner VBorausiegungen. 

a) Diejelben find gegenüber den Borichriften des B. G.B. in Anfebung der 
Feld: und Waldgrunditude erleihterte Die Pländung ift nicht durdb den 
Nothfall des $ 229, daß obrigfeitlihe Hülie zu ſpät fommt und Gefahr im Berzuge iſt, 
bedingt. Sie jet auch nicht wie $ 229 voraus, dak ein Schaden bereits erwadien itt. 
Das Net der Pfändung ift zum Theil partifularredtlih gegeben, wenn ein Grundttüd 
unbefugt betreten wird, ef. SS 10 und 77 des preuß. Feld und Koritpolizeigeiekes vom 
I. April 1580. Die gleihben Grundſätze gelten binfichtlib aller Grunditüde, auch 
Hause, Sarten:, Kabrifgrundstüde ꝛc. in Sabien, Sächſ. B.G. B. $ 488. 

3) Im Uebrigen gelten in Anſehung der lettbezeichneten nicht unter den Begriff 
der Feld: und Waldgrunditücde fallenden Grundſtücke die äbnliben und zum Theil 
noch ſtrengeren Borausießungen der Pfändung wie im BER, el. Preuß. AN T, 
14 SS 414 415 „wenn der Beſchädiger unbefannt oder jremd, oder die Pfändung das 
einzige Mittel des Beweiſes it“. Bayr. Yandr. II, 6 $ 24 Ar. 3 „wenn der Zchaden 
obne Piandung ſchwer zu bemweiien oder zu erheben iſt ꝛc.“ Vorausſetzung iſt auch 
hier, daß ein Schaden zugefügt iſt oder unmittelbar droht, el. Preuß. AUNR,, Panr. 
ER. a. a. O. Sadienip. II Art. 27 8 4 Art. 47 95. Anders Sädi. BOB ÄSN, 

b) Hinfichtlid Des Sn Subjetts: Dasjelbe ift regelmäßig nicht blok 
der Eigenthümer, fondern auch der Bejiger, insbei. auch der Pächter, Verwalter oder 
der zu der Familie und den Arbeitsleuten der Beihädigten Gebörige, ef. Preuß. Geiles 
vom 1. April 1880 8 77. Sächſ. B. G. B. S 488 u. a. m; 

ec) Hinfichtlid der Ausübung der Pfändung. Gs find regelmäßig detaillirte 
Vorſchriften gegeben dabin, daß dielelbe auf friicher That, ohne unnötbige Gewalt und 
nur inmerbalb der Grenzen der Feldflur erfolgen ſoll. Die Pfändung it der Obrigkeit 
anzuzeigen und theilweiſe auch die Abgabe der Pfandſtücke an lebtere vorgeichrieben. 
Preuß. AR. LI, 14 85 419, 4%, — Sächſ. B.G.B. 48)9490. Preuß. Feld- und 
aorttpoligehgeieh SS 69, 77,80 u. 

d) hinſichtlich des — — der ändung. Analog 8 2350 Abi. I B. G. B. fol 
die Pfändung feine übermäßige fein. Häufig find Vorichriften aeneben, wonad der 
Pfändende mit einer Erſatzſache fih begnügen fol. Pr. AL.R. I, 14 88 425, 429, 
Bayr. L.R. IL, 68 24; 

e) hinsichtlich der Wirfungen der Prändung. Die Beſchlagnahme giebt nicht 
nur eine vorläufige Sicherung, welche zum Antrag auf Arreſt nötbigt, S 230 BG.B. 
jondern tft unmittelbar mit piandrectliben Wirfungen ausgeitattet. Falls der Gepfandel⸗ 
Widerſpruch gegen die Rechtmäßigkeit erhebt bez. glaubhaft macht, wird der Pfändende 
auf den Rechtsweg gewieſen. Andernfalls wird regelmäßig alsbaldige Befriedigung aus 
dem Pfande durd et ——— gewährt. Preuß. er er Forſtpolizeigeſeß 
ss 82ff. Preuß. A.L.R. 1 14 88 4 439, Bayr. L.R. Ile, 24. 

Das Pfand haftet nicht nur En des Anſpruchs auf ——— ſondern 
häufig auch für den Anſpruch auf eine Art Buße: „Plandgelb (Eriaßgeld). Dasielbe 
wird theils neben dem Anſpruch auf Schadenserſatz $ 439 1, 14 preuß. AU.R., tbeils 
wahlmweiie mit dem leßteren gewährt. Sächſ. B.G. B. > 493 88 69 ff. Preuß. Feld: und 
Sorftpoligeineich u. a. m. 

fi Nach dem preuß. Feld» und Foritpolizeigefeß a. a. O. und verschiedenen anderen 
Bartifulargeieken, ef. Dot. p. 190 fann, das Erſatzgeld Pandgeld⸗ auch ohne vorherige 
Pfündung geltend gemacht werden. Dasſelbe wird durch die Ortspolizeibehörde realiſirt, 
ſofern nicht der Beſchädigte wegen Widerſpruchs gegen die Rechtmäßigkeit auf den 
Rechtsweg verwieſen wird. 
Der vorliegende Artikel hält ausdrücklich auch dieſe Beſtimmungen, welche über 
den Rahmen des eigentlichen Pfändungsrechtes hinausgehen, aufrecht. 

>. Ergünzung der Yandesredte durch das B.G. B. Soweit die vorbehaltenen 
Pfändungsgeſetze aus dem allgemeinen Civilrecht zu ergänzen find, greifen jest die 
Rorichritten des BGB. Play. Ties gilt für die Vorausſetzung des unbeſugten und 
widerrechtlichen Betretens der Srunditüce, ef. SS 561, 859, 860, 910, 962, Wir. 
8 BGB Ties gilt insbeiondere auch fir die Haitpflicht aus widerrechtlicher und 
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übermäßiger Pfändung. Soweit die Partifulargejege diejelbe ihrerjeits regeln, wird 
eine Haftpflibt nah den Grundjägen der SS 823 ff. nur bei vorſätzlichem und jahr: 
läffigem Handeln begründet fein. Die Voͤrſchrift des 8 231 B.G. B, wonah ein 
irrtbümlich die Rechtmäßigkeit vorausießendes Handeln auch obne Verſchulden haftbar 
macht, iſt eine Spezialbeſtimmung für die dort behandelte bejondere Art der Selbſthülfe 
im Notbiall, weldhe analoge Anwendung nicht duldet. Der Vorichlag, dieien S aud) 
auf das landesrechtlibe Piändungsreht anzuwenden, iſt bei den Berathungen der 
Kommiſſ. II ausdrücklich abgelehnt. Prot. 8899. Zur Anwendung wird jedoch die 
Vorſchrift fommen, wenn der Pfändende in der Annahme eines Nothfalles im Sinne 
der SS 229 ff. zugleich die dort gegebenen weitergebenden Bejugniiie ausübt, 3. B. den 
Widerjtand des Gepfändeten mit Gewalt beſeitigt. Gemäß dem Vorbehalt des Artitels 17 
Sak 2 Dat es im übrigen die Yandesgeleßgebung in der Hand, ‚die Haftpflicht der 
Feld: und Forſthüter zu befeitigen oder zu bejchränfen. 

6. Sachen. Nur die Borichriiten uber die Pfändung von „Saden“ find aufrecht: 
erbalten, mag die Pfändung lediglich gegen die Sache (Vieh) oder auch gegen die Berion 
gerichtet fein. Die Feſtnahme einer Berfon fann (abgejeben vom Strafprozeßrecht) 
nur unter den Vorausſetzungen der SS 229-231, eriolgen. Die Vorjcriiten der 
Landesgejege in diejer Beziehung wie ALR. L, IH $ 430, Sächſ. B. G. B. S 491 u. a. 
find alio bejeitigt. Ausgenommen von der Prändung find natürlib auch die kraft 
reihsrectlicher Regelung erimirten Sachen, el. $ 18 R.Poſtgeſ. vom 2W. Oft. 1874 
(RG.Bl. 34). 

7. Die Ausführungsgeiege enthalten regelmäßig feine Beitimmungen über das 
hier vorbebaltene Privatredt. Es verbleibt alſo in den bezüglichen Staaten bei Aufrecht: 
erbaltung der einichlägigen Borichriiten des gemeinen Rechts bez. allgemeinen Yandes= 
rechts und der einzelnen Spezialgeieße. — Bgl. Bem. 3 oben. — 

Einige Ausjührungsgeieße beben jedod die Vorſchriften des gemeinen Rechts— 
und bez. allgemeinen Yandesrechts über die Privatpiändungen ausdrüdlih auf. So 
vor Allem Preußen: Art. 39 Wr. Ib (befeitigt find SS 413 - 465 1, 14); ferner Art. 89 
Ar. 3 (befeitigt find die Borichriiten des gemeinen Rechts über Privatpfändungen). - 
Heilen: Art. 256 Wr. Ila (bejeitigt find die Vorſchriften des gemeinen Rechts über 
die Privatpfändungen). 

In beiden Ländern bleiben alio nur die bei Wr. 3 mitgetbeilten Spezialgeleße 
über den Schuß von Feld: und MWaldgrunditücden beiteben. — 

Schw.:Rudoljtadt: Art. 4 bebt alle bisherigen Vorichriiten über Privat: 
pfändungen mit Ausnahme des $ 30 des Gef. zum Schutze von Holzungen u. f. w. 
vom 27. De. 1870 auf. 

©.:Meiningen: Art. 31 85 Wr. 1 bejeitigt die Vorſchriften des gemeinen 
ſächſiſchen Rechts über Privatpfändungen. 

In allen übrigen Yändern verbleibt es bei der oben bervorgebobenen Regel. 
Bemerfenswertb iſt es, daß biernad 3. B. in Bayern (arg. A.G. Art. 1) die in Preußen 
aufgehobenen Beftimmungen der SS 413 ⸗-465 L, 14 A.L. R. in deren dortigem Geltungs: 
gebiet nad wie vor in Kraft find. "Eine einheitliche Regelung des Privatpfändungsrects 
zum Schuße von Grundſtücken ift übrigens in Bayern in Vorbereitung. — 

(Anbalt: Art. 11 entbält lediglich die ſich von jelbit veritehbende Beſtimmung 
— val. Bem. 6 daß der $ 66 der ‚Feldpoligeiordnung vom 10. Nov. 1849 über das 
Recht zur Feſtnahme einer Perſon bejeitigt ift.) 

8. Val. mit dem vorliegenden Artifel den Art. 107. 


Kaution der Beamten und Gewerbetreibenden. 
Artikel 90. 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen VBorjchriften über die Nechts- 
verhältniſſe, welche fich aus einer auf Grund des öffentlichen Nechtes wegen 
der Führung eines Amtes oder wegen eines Gewerbebetrieb erfolgten 
Be 1 

6153; E 164; R.V. 90; Mot. zu 53 8. 179-150; Brot. ©. 8855 (VI 
S. a 516) 

Beamtenfaution. Die Borichriiten der Yandesgeieke, wonach beſtimmte 
— auch wenn die Vorausſetzungen des B.G.B. über Sicherheitsleiſtung SS 232 ff. 
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nicht vorliegen, geſetzlich verpflichtet find, eine joldhe Sicherheit dem Staate zu leiften, 
die Vorſchriften, wonach eine ſolche Sicherheit zu beitellen ift, auch wenn es fih um 
die Verwaltung, Aufbewahrung und den Transport von fremden, dem GStaate nicht 
gehörigen Gegenftänden handelt, die Vorſchriften über die Art der Beitellung, des hierbei 
und bei der Zurüdgabe zu beobachtenden Verfahrens jind öffentlihrechtlicher Natur und 
ihon deshalb dem SKodiftfationsprinzip entzogen. WPrivatredhtliher Natur find die 
Vorichriften über das durch die Sicherheit begründete Rechtsverhältniß und feine 
Wirkungen. Auf diefe bezieht fich der Vorbehalt. -- 

2. Landesgeieglihe Borichriften. Solche find in nicht allen Bundesftaaten 
erlajien, 3. B. nidt in Sachſen, cf. aber Sächſ. Geſchäftsordnung für Juſtizbeamte 
(Tränfner und Wulfert Handausgabe). In anderen Bundesitaaten finden fich ein- 
ichlägige Vorſchriften in den betreffenden allgemeinen Staatsdienergejegen, 3. B. Baden: 
B.G. vom 24. Juli 1888, S.:Weimar: St.D.G. vom 8. März 1850 8 8, Braun: 
ihmwein: Gefeg vom 4. April 1889 $ 8 und andere, mitgetbeilt bei Mever, 
Staatsreht I p. 422 Anm. 14. Für Preußen fommt außer den Beitimmungen 
des APR. U Tit. 10 8 83 und Kab.:O. vom 11. Februar 1832 in Betracht das 
Geſetz, betreffend die Kautionen der Staatöbeamten, vom 25. März 1873 G.S. ©. 125. 
— ®ergleihe ferner Gefeß, betreffend die Kautionen der Bundesbeamten, vom 2. Juni 
1569 B.G. Bl. p. 161 und die bezüglichen Einführungsgeieße für Bayern, Württem: 
berg, Baden und Elſaß-Lothringen und jeßt die bei Ar. 5 mitgetbeilten Aus: 
SESTHEBN Ze BE 

3. Rechtsbperhältnifſe. In Betraht fommen bier vor allem die Vorſchriften 
des preuß. Gejekes vom 25. März 1873 $ 1 Abſatz 2 und 10, wonad entgegen den 
allgemeinen Grundſätzen die dem Staate gegebene Kaution auch für die Anſprüche 
Dritter haftet; cl. auch Heſſ. Geſ., betr. Ausf. d. EP.O., vom 4. Juni 1879 Art. 104 
(Mot. 179). Soweit die Vorjchriften der Yandesgeiege die Haftung gegenüber dem 
Staate regeln, werden fie bereitS durch den Vorbehalt des Art. 80 E.G. aufredt 
erhalten. In Betracht fommt ferner die Vorichriit des S 6 Sab 2 des preuß. Geſetzes 
vom 25. März 1873 u. a. ©, wonach das Fauſtpfand des Staates an den binter- 
legten Wertbpapieren mit der Ertheilung des Empfangsicheines begründet wird, ferner 
die Borichriften, wonach der Staat das Recht zum aufßergerichtlihen Berfauf des 
Piandes hat und daflelbe in die Konkursmaſſe nicht einzumwerfen braudt. Preuß. Geſetz 
aa. O. 8 11; ef. hierzu B.G.B. $ 1206 Mot. a.a. DO. — Das eit. Preuß.Geſetz bat 
nah dem Preuß.Geieß vom 7. März 1898, betr. die Aufbebung der Amtsfautionen, 
G.S. ©. 19, nur noch für Gerichtspollzgieher und rhein. Hypothefenbewahrer Bedeutung. 

4. Gewerbebetrieb. Cf. 3. B. Sächſ. Berordn. vom 14. März 1836 (Bujäre 
zu d. Verordn. vom 3. Juli 1835 betr. u. 3). 

5. Ausführungsgeſetze. Nach dem Vorgang des Reichsgejehes vom 20. Februar 
1898, durch welches die Amtsfautionen für Neihsbeamte aufgeboben find, haben auch 
die hauptſächlichſten Yandesgeieke die Kautionspflicht ‚in der Hauptſache befeitigt. So 
Treußen: Gejeß vom 7. März 1898. — Banern: Verordn. vom 11. Dezember 1898. 

Sachſen: Geſetz vom 8. Juni 1898. — Württemberg: Gejek vom 25. März 
1599, M.V. vom 29. April 1899, 

Von den übrigen Yandesgeiegen bat ein Theil die beitebenden Vorſchriften den 
reihsrechtlihen Beitimmungen der 88 232-240 B. G. B. angegliben: So vgl. ©.- 
Weimar: 8 26. Schw.:Rudolitadt: Art. 23. — Reuß a. %.: 8 3. — Reuß 
ij. L.: 8 22. 

Heſſen: Art. 24-31 regelt die Materie auf Grund des vorliegenden Vorbehalts 
völlig neu. Elſaß-Lothr.: $ 42 enthält eine Abänderung des $ 13 Abi. 2 des Gei. 
vom 15. Oftober 1873. Ginige Staaten, wie Bremen und Lübeck, haben einichlägige 
Beſtimmungen in den neu erlaflenen SpezialeBeamtengejegen gegeben. ö 


Geſehliche Hypothekentitel des Fiskus 2c. 
Artikel 91. 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorjchriften, nad) welchen der 
Fiskus, eine Körperichaft, Stiftung oder Anjtalt des öffentlichen Nechtes oder 
eine unter der Verwaltung einer öffentlichen Behörde jtehende Stiftung be 
rechtigt it, zur Sicherung gewilier forderungen die Eintragung einer Hypothek 
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an Grundjtüden des Schuldners zu verlangen, und nad; welchen die Ein- 
tragung der Hypothek auf Erjuchen einer bejtimmten Behörde zu erfolgen hat. 
Die Hypothek fann nur als Sicherungshypothek eingetragen werden; fie 
entiteht mit der Eintragung. 


@.1 74; €. U 65; R.V. A. Mot. zu 74 S. 199. Brot. S. 89078909 (VI 
S. 437). 

1. Dur das B.G.B. find nicht nur die geſetzlichen Hypotheken, jondern auch 
die gejeglihen Hypothefentitel, d. h. Rechtstitel, fraft deren der Gläubiger die Ein— 
tragung einer Hypothek aud gegen den freien Willen des Schuldners ex lege erlangen 
fann, aufgehoben ; die leßteren, gleichviel ob der Titel einen unmittelbaren Gintragungs= 
grund enthält oder nur eine obligatorifche eg A bierzu; ef. Mot. III p. 601. 
Eine Ueberfiht der hiernach befeitigten, in Deutjchland bisher geltenden Hypothekentitel 
findet ſich bei Roth D.Pr. III $ 303 Nr. 3—14; ſpeziell für Preußen: Koch Komm. 
3. A.L.R. LI, 0 $ 3 Note 5. 

Für den fünftigen Rechtszuſtand zu beachten find jedod: 

a) die Vorſchriften der E.P.O. $$ 866 ff. über die Judifathypothef. Das 
Audifat bildet gewiſſermaßen einen Hypothekentitel; 

b) die Vorſchriften des B.G.B. $ 232 in Berbindung mit $$ 238, 867, 
1005, 1051, 1059, 1067, 1391, 1668, 1671, 1844, welche die früheren Hypotheken— 
titel, }. B. der Ehefrau und des Mündels, ewiffermaßen infofern aufrecht— 
erhalten, als fie den Schuldner verpflichten, für gemifte Aniprüde, jofern die Voraus: 
ſetzungen der gejeglihen Sicerbeitsleiftung vorliegen und andere zur Sicherheit ge: 
eignete Gegenstände nicht zu Gebote jtehen, Sicherheit mit feinem Grundſtücke durd 
Smpothefenbeftellung zu leiften; 

ec) die Vorſchriften des E.G., fofern fie gemwiffe Materien in ihrer Ge— 
jammtbeit der Yandesgeiehgebung zuweifen. Hiernach find 3. B. aufrecht erhalten, 
arg. Art. 63, 64 E.G. die Hppothefentitel der Anſpruchsberechtigten bei Grbgütern, 
Bayr. Geſ. vom ? 2. Februar 1855 Art. 27, Darmftädt Pf.G. Art. 25, Roth III p. 575; 

d) die Worfdeiften des E. G. in jeinen Uebergangsbeitimmungen: Art. 184, 
188, 192 über die beim Inkrafttreten des B.G.B. beftebenden Rechte diefer Art und 
wie diefelben aufrechterhalten werden; 

e) die Vorſchriften des öffentlichen Rechts, wonah der Staat und 
gewifle öffentlihe Norporationen einen Titel zur Hypotbefenbeitellung im Wege des 
Verwaltungszwangsverfahrens erhalten fönnen, ef. zu 3; 

fJ) die — J——— Vorſchriften des vorliegenden Artikels, durch 
welchen die geſetzlichen Oypothekentitel des Staats, der öffentlichrechtlichen juriſtiſchen 
Perſonen und der öffentlich verwalteten Stiftungen aufrecht erhalten werden. 


2. Bisherige landesgeieglihe Vorſchriften, welche den bezeichneten juriftiichen 
lg einen geſetzlichen Hypothekentitel gewähren (jebiger NRechtszuftand: unten 
Bem. 5): 

Preußen: Der Fiskus und gewiſſe mit fisfaliichen Rechten verſehene Anjtalten 
baben einen geiegliben Pfandrechtstitel an den Immobilien ihrer Schuldner wegen 
aller Anſprüche mit Ausnahme der Geldftrafen, ferner baben Gemeinden, Kreis— und 
Provinzialverbände, landſchaftliche Kreditverbände, Domkapitel, Kollegiatitifte, Klöſter, 
Kirchen, Schulen und andere Stiftungen einen ſolchen an den Immobilien ihrer 
Beamten wegen Forderungen aus ihrer Verwaltung und an den Immobilien ihrer 
Mitkontrabenten, deögl. Konkursmaſſen an den Immobilien des Verwalters. E.G. 3. 
X.O. vom 8. Mai 1855 Art. XI, vgl. auch $ 11 A.G. 3. 8.O. vom 6. März 1879. 


Bayern: Der Staat bat wegen rüdjtändiger Abgaben an den Immobilien 
keiner Schuldner, die Gemeinden und jelbjtändigen Stiftungen ‚u Kultur: und 
Wohlthätigfeitszweden haben einen geſetzlichen Pfandtitel an „den Immobilien ihrer 
Verwalter. Bayr. Hyp.Geſ. vom 1. Juni 1852 8 12 Wr. 1u. 2, Rotba.a. DO. p. 572 


Sachſen: Der Staat bat nur einen geießlihen Piandtitel gegen die bei der 
Vermögens: und Kafjenverwaltung angejtellten Beamten aus der Verwaltung, ent: 
iprehend Kirchen- und Vermögensmaſſen zu Kultur- und Wohltbätigfeitszweden. 
Sächſ. B.G.B. $ 393, — jet aber aufgehoben; vgl. Bem. 5 unten. 

Württemberg: Milde Stiftungen haben einen geſetzlichen Pfandtitel an den 
‚mmobilien ihrer Verwalter wegen Forderungen aus der Verwaltung. Württemberg. 
Pf.G. vom 15. Mpril 1825, Roth a. a. O. 
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Vergleiche ferner die ähnlichen Beitimmungen in den n Önpothefenordnungen von 
Sachſen-Meiningen: DO. Art. 17, Rudoljtadt: H.O. $ A, Altenburg und 
Reuß j. %: 90.838, Reuß dä. L.: H.O. $ 40. 

3. Praftiiche Bedeutung des Borbehalts. Der Vorbehalt bat für diejenigen 
Bundesitaaten, in denen dem Staat und bez. gewiſſen öffentlihen Korporationen das 
Recht zur jelbjtändigen Grefution ihrer Aniprüce auch aus der Verwaltung öffent: 
lihen Gutes gegeben ift, und die jomit im der Yage find, fih nah den Grundſätzen 
des Öffentliben Rechts einen Titel zu verichaffen (ef. zu Le), wenig Bedeutung. ae 
für Preußen A.G. zum Ger.Koſt. Geſ. vom 10. März 1879 5 29 Abj. 2 u. a. m 
Krech und Fiſcher Komm. 3. Preuß Zwangsvollſtr. Geſ. 1886 zu $ 203. Für bieie 
genügt der Vorbehalt des Sat 2 dieſes Artifels, wonach aufrecht erhalten werden 
diejenigen VBorichriften, „nach welchen die Gintragung der Hupotbef auf Eriuchen einer 
beitimmten Behörde zu erfolgen hat“. Ueber die Beichränfung des Borbehalts au 
le — jur. Berionen ef. rot. 8808, 8809, 

4. Ziherungshupothef. Da die bier in Betracht fommenden gejeglichen Pfand— 
rechte nicht bezweden, den Gläubigern ein verfebrsfäbiges Nedt an den Pfandgrund— 
ſtücken zu verichaffen, vielmehr lediglich ihre Anſprüche zu fihern, und amdererieits 
die Eintragung gegen den Willen des Schuldners wie bei_der Judicatbupotbef erfolgen 
kann, ſo ſoll dieſe Hypothek ähnlich wie letztere nur als Sicherheitshypothek im Sinne 
des $ 1184 B. G. B. begründet werden können. Ertheilung eines Hypothekenbriefes iſt 
alſo ausgeſchloſſen, und die Vorſchrifſten der SS 1138, 1139, 1141, 1156 finden feine 
Anwendung ($ 1185). Zat 3 itellt flar, daß die Hupotbet erit durch Gintragung 
entitebt, was im weſentlichen dem geltenden Recht entipricht, ef. aber code civil 
Artikel 2121. 

5. Ausführungsgeiege: Bayern Art 123, 89 beftimmt, u. zwar weſentlich 
in Aufrechterhaltung des bisherigen Rechtozuſtandes rechts des Rheins (vgl. oben 
Bem. 2), ferner an Stelle der geietlihen Hypotheken linfs des Rheins. (code eivil 
Art. 218, daß 

a) der Staat wegen feiner Aniprüde aus öffentliben Abgaben und wegen Koſten 
eines Verfahrens an den Grundſtücken des Schuldners, 

b) die Gemeinden und anderen Kommunalverbänpde, die Stiftungen des öffentlichen 
Rechts umd die unter der Verwaltung einer öffentlichen Behörde jtehenden Stiftungen 
an den Grundſtücken ihres Verwalters die Fintragung einer Sicherungsbupotbef ver: 
langen fünnen. (Vgl. auch Art. 164 VILL) 

Die Eintragung erfolgt auf Erſuchen der zuſtändigen Behörde. 

Ebenſo im weientliben Baden: Art. 6 dual. auch Art. 30 u. 31). 

Desgl. S.:Coburg=:Gotha: Art. 31, 

©.:Meiningen: Art. 1983 giebt den” oleiden Hypothekentitel nur dem Yandes: 
no. — rückſtaͤndiger Abgaben und Gerichtsfoften und nur bei Beträgen über 
20 Marf. 

Schw.:Sondershaufen: Art. 30 giebt den leihen Hypotbefentitel nur dem 
und den gleichgeitellten juriftiichen PBerfonen wegen rüdjtändiger Abgaben und 
Koſten. 

euß ä. vL.: 8 104 giebt den gleichen Hypothekentitel dem Staat und den gleich: 
— — Perfonen nur wegen ihrer Anſprüche gegen den Verwalter. 
den übrigen Staaten, die feine Ausführungsbeitimmungen enthalten, bleiben 
die beitehenden Vorſchriften (vgl. oben zu 2) mit der Einſchränkung des vorl. Torbebalts 
aufrechterhalten. (Zumeilen findet ſich in den Ausführungsgeſetzen zur Grundbuch— 
ordnung eine dem Schlußſatz des Sak 1 des Vorbehalts entiprebende Beitimmung, 
vgl. Schaumb.:tippe: AG. 5. G. BO. 824) Nur Sadjen: 853 bebt die 
bisherigen Vorſchriften ($ 393 S. BG.B. val. oben Bem. 2) ausdrüdlih auf. 

Einen beionderen Hypothekentitel führt ein Lübeck: $ 63: Des Staats an dem 
auf feine often wiederbergeitellten gefabrdrobenden Gebäude. 

Die für die Uebergangszeit erlaflenen landesgejegliben Ausfübrungs: 
beitimmungen find unten bei Art. 192 mitgetheilt. — 


Zahlungen aus öffentlichen Kafen. 
Artifel 92. 
Unberührt bleiben die landesgejeglichen Borjchriften, nach welchen 
Zahlungen aus öffentlichen Kaſſen an der Kalle in Einpfang zu nehmen find, 
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E. I 66; R.V. 92; Prot. S. 615—617, 8855 (VI ©. 408, I S. 307—309). 

1. Der Rorbehalt ermö licht der Yandesgeießgebung, den ——*— hinſichtlich 
der Zahlungsverbindlichkeiten öffentlicher Kaſſen abweichend von 8 269 B.G.B. feſt 
au firiren und — Kaſſen Rai der Ueberjendungspflicht des 870 zu entbinden, 

Preuß. A.L.R. 1, 16 $ 53, 1, 11 $$ 776, 777. Hinterlegungsord. v. 14. März 1879 
* 22 ff. Sidi. Ar 8 709, Aehnlich Bayern Brot. p. 615. 

Soweit die bezeichneten Vorſchriften bejtimmen, daß aud Jahlungen an öffent: 
liche Kaſſen am Siß der Kaffe zu leisten find, werden fie durch SS 269, 270 B. G. B. 
beieitigt. 

Der Zweck des Vorbehalts iſt das Intereſſe an einer geordneten Kaffenführung. 
Brot. a. a. 0. 

2, Wusführungsgeiege. Von dem Borbehalt haben ſämmtliche Bundesitaaten 
Gebrauch gemadt. Pal. Preußen: Art. 11 Min.Beicht. v. 18. März 1899. Bayern: 
Art. 11. — Sadien: $ 53. — Württemberg: Art. 142, — Baden: Art. 10, — 
Heilen: Art. 32. — Medlend.:Schw.: $ 35, =Str.: $ 34. — OÖldenburg: 

Old. $1, Birk. 83, Lüb. Si u.a.m, Regelmäßig wird beitimmt, daß die Vorſchriften 
nur Anwendung finden ſollen, „ſoweit nichts anderes beſtimmt ift“. Nach Sachſ.— 
Meiningen: Art. 5 iſt es dem Staatsminiſterium überlaſſen, von dem Vorbehalt 
des vorliegenden Artikels Gebrauch zu machen. Baden: a. a. O. macht von dem 
Torbehalt nur für Dienftbezüge der Beamten und Brandentihädigungen Gebraud. 
Der Begriff der öffentlihen Kaffe wird regelmäßig in den Ausführungsgefegen nicht 
näher beitimmt. Vgl. aber 3. B. Lübeck: $ 24, Medlenburg: 8 35. 


Ränmnngsfriften bei der Wohnungsmiethe. 
Artikel 93. 


Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorjchriften über die Friſten, 
bis zu deren Ablaufe gemiethete Räume bei Beendigung des Miethöverhält- 
nijies zu räumen jind. 

6.158; € I 67; R.V. 9, Mot. zu 58, ©. 186; Prot. S. 8871 (VI ©. 417). 

I. Die Vorſchriften des B.G.B. über Beendigung der Miethe 88 564 ff. werden 
durch diefen Vorbehalt nicht berührt. Nah $ 556 Abi. 1 iſt die Miethsſache nad 
Beendigung der Miethe zurüdzugeben, ef. code eivil Artifel 1736. Wo der Ortögebraud 
eine billige Räumungsfriſt geftattet, iſt jedoch dieje zu berüdjichtigen. Ein Vorbehalt 
erſchien mit Rückſicht auf SS 157, 242 B. G. B. nicht erforderlich, Mot. III p. 410. 
Durch den Vorbehalt des vorliegenden Artikels ift der Landesgeſetzgebung die Befugniß 
eingeräumt, allgemeine gejegliche Bejtimmungen über Räumungsfriiten zu erlajien, 
mögen fie den jeweiligen — — beſeitigen oder ergänzen, denſelben erweitern 
oder beſchränken. Ef. Preuß. Geſ. vom 30. Juni 1834 8 2; Gef. vom 4. Juni 1890, 
Die Polizeibehörde iſt mit Regierungsgenehmigung befugt, Anordnungen über die 
Räumungöfriften bei größeren Wohnungen zu erlaflen. 

2. Ausführungsgeiee. Bon den Ausführungsgejegen haben nur die folgenden 
die gejehlichen Räumungsiriften neu geregelt: Medlenburg: Schwerin: $ 40, 
-Strelig: $ 39: Regelmäßig am 4. Werktage Mittags 12 Uhr nah Beendigung des 
Miethöverbältniffes. — Anbalt: Art. 27: Regelmäßig am 3. Werftage Mittags 
12 Uhr. — Lippe: Regelmäßig am 2. Werftage Mittags 12 Uhr. — Hamburg: 
& 25, Bremen: $ 13, Yübed: $ 26 fämmtlich regelmäßig am 1. Werftage Mittags 
12 Uhr. — S.-Weimar: $34 und ©.:Altenburg: $ 32: delegiren die Beitimmung 
der Räumungsfriſten auf die Gemeinde (Ortöftatut). 


. Pfandleihgewerbe. 
Artikel 94. 
Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorfchriften, welche den Gejchäfts- 


betrieb der gewerblichen Pfandleiher und der Pfandleihanjtalten betreffen. 
Unberührt bleiben die landesgejeglihen Vorſchriften, nach welchen 
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öffentlichen Bfandleihanjtalten das Necht zujteht, die ihnen verpfändeten Sadıen 
den Berechtigten nur gegen Bezahlung des auf die Sache gewährten Darlehens 
herauszugeben. 

E. 147; E. II 68; RB. 9; Mot. zu 47, ©. 167—168; Brot. S. 4031, 402, 
5806, 8807 (VI ©. 380, 381, II ©. 369, 370); 8.B. ©. 2113; Sten.B. 3030. 

1. Geihäftsbetrieb der Pfandleiher. Die Yandesgejege enthalten im ver 
Mehrzahl von den allgemeinen Grundiägen des Givilrehts abweichende Borichriiten 
bezüglich des Piandleihgemwerbes, welche durch das ntereife der ärmeren Bolfsflaiien 
an einem geſicherten und jchnellen Kredit ohne die Gefahr der Uebervortheilung geboten 
jind. Nah S 38 der Gewerbeordnung (R.G. v. 23. Juli 1879 Art. 4) find, soweit 
nicht die Landesgeſetze Beitimmungen treffen, auch die Zentralbebörden (Mliniiterien) 
der Bundesitaaten befugt, über den Umfang der Befugnifie und Verpflichtungen jowie 
über den Gefchäftäbetrieb der Pfandleiher VBorichriften zu erlajfen. Someit die hiernach 
erlaſſenen Vorſchriften öffentlihrechtliher Natur find, 3. B. hinfichtlich der Konzeſſions— 
pflichtigfeit, der Kautionspflicht, Kontrole, Buchführung, Beichaffenbeit des Pfandlokals, 
Berficherungspflicht, Verbot des Kontrabirens mit beitimmten Berjonen 2c., werden jie 
io wie fo von dem B. G. B. nicht berührt. Eines Borbehalts bedarf es jedoch hinſichtlich 
des privatrechtlichen Anhalts der Vorſchriften über den Gejchäftsbetrieb, ef. zu 3. 

2, Landesgejeglihe Borichriften: Preußen: Gef. vom 17. März 1881 G.S. S. 
265, Geſ. über Piandleibanftalten in Caſſel ujw. vom 10, April 1872 (5. Juli 18961. 
Bef. vom 16. Jult und 4. November 1851 M.-BL. d. i. V. p. 169 und 247. — Bavern: 
Min.Bef. v. 12. Auguſt 1879 (G.B.BL) p. 771). — Sachſen: Gef. v. 21. April 188 
(G. V. Bl. 97) und Ausf.:®. v. 21. April 1882 (G.BB. 100) Ausf. V. zu GC. no. 
28, März 1892831. — Württemberg: Min.Berf. v. 15. März 1882 und 28. Mai IM? 
(Rbl. p. 83 und 200). — Baden: Gef. v. 6. April 1554, Verord. v. 9. Juni Is! 
(G.B.BL p. 163). — Hefien: Berord. v. 16. Februar 1882 (Rbl. p. 83). — Braun 
ihmweig: Sei. v. 21. Dezember 1881. — Oldenburg: Berord. v. 11. April 1892. 
Weimar-Eiſenach: v. 16. Auguſt 1852. — Coburg-Gotha: Gel. v. 12. Januar 184. 
— Altenburg: v. 4. April 1882. — Shaumburg:Yippe:v. 31. Mai 1888, — Pübed: 
(Sei. v. 30, November 1891 und Gef. v. 8. März 1856. — Hamburg: Gel. vom 
10. Dezember 1880, 21. Februar 1887, Berord. v. 29. Dezember 1882 und 19. Febr. 1592, 
ef. Stobbe:Yebmann Ilb $ 315. 

Ausführungsgeieke Bem. 7. 

3. Verhältniß zum Bürgerlichen Geſetzbuch. Die bezüglichen landesrechtlicen 
Borichriften enthalten: 

I. Abweichungen von den Beitimmungen Des B. G. B. insbeiondere in folgenden 
Punkten: 

a) von dem Grundſatz der Zinsfreiheit SS 246 ff. dahin, daß die Zinſen 
der Pfanddarlehen regelmäßig in ihrer Höhe Limitirt find, 3.8. 1: und 2%/6 monatlid, 
in diefen Grenzen aber ohne weitere Beihränfung zuläſſig find, ef. Breußen $ I 
Sadien $ I, Banern S I, Württemberg S 3 und 4, Baden SI u. a; 

b) von den Grundjäßen des $ 609 über die Kimdbarfeit und Rückzahlung der 
Darlehen dahin, daß die Nüdzahlung jeitens des Pfandleibers nicht vor beitimmiter 
Frift (6 Monate) verlangt werden fann, während der Berpfänder jederzeit einlöien 
fann, Preußen 84, Sadien $ 3, Württemberg $ 12, Baden $S ll u. a: 

e) von der Vorſchrift des $ 1205, wonah das Fauſtpfand durch dinglichen 
Vertrag und Uebergabe entiteht, dahin, daR zur Begründung auch noch die Eintragung 
in ein Pfandbuch eriorderlih ift, Preuß. Sei. $ 5, Altenburg $ 5. (Mad anderen 
Geſetzen ift eine Buchung nur inftruftionell: Sachſen 35, Baden 8 3). Ferner dabin, 
daß der Gläubiger zur Ausbändigung eines Pfand- Verſatz-) Scheins verpflichtet iſt, 
Preußen $S6, Sadbien 85, Württemberg S 7, Baden $ 6; 

d) von den Grundſätzen des $ 1223 in Verb. mit SS 798 ff, 808 B. G. B 
dahin, daß die Aushändigung des Piandes an jeden Inhaber des Pfandſcheins erfolgen 
muß, el. Preußen SSS und 17, Württemberg SS 7 und 19, Baden SS 6 und ), 
andererjeits dabin, dar nach Ablauf beitimmter Friſt der Berpfänder auch ohne 
Amortiiation des Scheins die Pfandſache zurüdverlangen fann a. a. ©. Ueber die 
Streitfrage im Fall der inzwiichen erfolgten Präfentation vgl. Dernburg I p. 87: 

e) von den Vorjchriiten der SS 1234 —1238 über den Pfandverkauf dabin, 
daß der Verfauf auch ohne vorherige Androhung ($ 1234), jedoh mit Einhaltung einer 
beitimmten längeren Friſt, daß die VBeriteigerung ($ 1236) außerhalb der Geihältsräume 
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und Wohnung des Piandleihers erfolgen muß, daß beſtimmte Friften zwiichen der 
Belanntmahung und dem Berfteigerungstermin einzuhalten find u. a m, Preußen 
SS 10ff., Sachſen SS 6ff., Württemberg $ 13ff, Bayern $ 4, Baden 88 14ff. 

f) von der Boridhrift des 5 275 (1215, 326) dahin, daß bei zufälligem 
Untergang der Pfandjahe der Piandleiher jeine Forderung verliert. Vereinzelt: 
Sachſen 5 12, ef. ferner dajelbft mit $ 1247 B.G. B. (Mimdererlös läßt bezüglich des 
Minus die Forderung nicht fortbeitehen, Mehrerlös [ef. auh Preußen S 15] ıft u. U. 
an die Ortsarmenfafte abzuführen.) 

II. Uebereinitimmende Bejtimmungen, welche ſich gegenüber dem bisher geltenden 
allgemeinen Bartifularcivilreht ald Abweichungen daritellten: So im Hinblid auf 
ss 1235 ff. B. G. B. die Vorſchriften, wonach der Piandleiher von vorheriger Ausflagung 
und be. Ginbolung richterliber Autorifation dispenfirt tft, cf. Preußen S9 u. a; 
im Hinblit auf $ 1329 die Vorichriften, wonah Eigenthümer und Piandgläubiger 
mitbieten fünnen, ef, Preußen $ 10 u. a. 

II. Als nidt zu dem Geichäftsbetrieb gehörige Vorichriften, welche daher 
dem Ktodififationsprinzip des B.G.B. unterliegen, find diejenigen über die Rechtsfolgen 
der Verpfändung dur einen Nichtberechtigten anzuſehen, ef. zu 4 

4. Löſungsanſpruch. Nach SS 935, 1207 B. G. B. fann der Eigenthümer, jofern 
die von dem Berpfänder dem Pfandleiher übergebene Sache ihm geſtohlen oder ver: 
loren tft, diejelbe zurüdverlangen, auch wenn der Pfandleiher redlich ift, und braucht 
ihm ein Yölungsneld (von den Verwendungen S 1000 abgeſehen), insbeiondere die 
Darlebnsvaluta, nicht zu zahlen. WBerichiedene Yandesgeiehe geben dem Pfandleiher 
aber häufig die Befugnik, diefen Löſungsanſpruch geltend zu machen, ef. Braunihmweig. 
Leihhaus-Geſetz vom 28. Januar 1870 84. Bayern, Brot. p. 4031. Sadjen, Fiſcher 
und Henle HA.G. 3. BGB. Art. 9 u. a. Diele Vorſchriften werden ſoweit 
aufredterbalten, als fie jih auf öffentlibe Piandleibanjtalten beziehen 

(Abi. 2 Diefes Artikels) — im Uebrigen aber aufgehoben. Sie werden 
aber nur injofern aufrechterhalten, als fie diefes Privilegium durch ausdrückliche 
orichrift ertheilen. Someit die öffentlichen Pfandleihanſtalten diejes Hecht lediglich 
auf Grund der bisher allgemein geltenden Beitimmungen bejaßen, ef. A.L.R. J, 20 
ss 80, 83, 91, bedarf es zur Aufrecterhaltung des bisherigen Rechtszuftandes einer 
ausdrüdlihen landesgeieglihen Neuregelung. 

5. Pfandleiher (gewerbliche) und Piandleibanitalten. Ueber den Begriff ef. 
Yandmann Gew.Ordn.Komm. Anmerf. 2 zu $S 34. Gew.O. Hierzu gehören auch 
die gewerbsmäßigen Rüdfaufsbändler S 34 Abi. 2, $ 58 1. ec. Inwieweit Banfen, 
sreditanftalten unter den Begriff Piandleihanftalten fallen, hängt von ihrem Gejchäfts: 
betrieb ab. Mot. p. 168. 

6. Deffentlihe Pfandleihanſtalten. Dieielben find entweder ftaatliche — König— 
liches Yeibamt zu Berlin, Kab.O. vom 25. Februar 1834, G.S. p. 23, ef. auch preuf. 
Geſetz über Piandleihanitalten in Gaffel u. j. w. vom 10. April 1872 (5. Juli 1896), 
Bad. Geſetz vom 6. April 1854 —, oder fommunale. TDiejelben find theils wie in 
Preußen, ef. $22 1, e., den für Privatanftalten geltenden Beitimmungen unterworfen, 
theilS wie in Sachſen, $ 118, von denjelben ausgenommen. 

Der Vorbehalt rechtfertigt fih mit Rückſicht auf das öffentliche Intereſſe, und 
weil bei öffentlichen Pfandleihanſtalten das gegen die Zulaſſung des Yöfungsaniprudes 
an ſich iprehende Bedenken einer gewerbsmäßigen Begünitigung oder Heblerei nicht 
obmwaltet. 

’. Austührungsgeieße. 

Preußen: Art. 41 normirt folgende NAenderungen des Geſetzes vom 17. März 
1881 Ggl. Bem. 2 u. 3): 

I. der $ 5 Abi. 2, 3 und der $ 9 Abi. 2 werden aufgehoben (und zwar weil 
fie mit Rüdficht auf S 134 und SS 1233ff. B.G.B. nunmehr überflüſſig find); 

Il. an die Stelle des $ 10 treten folgende Vorſchriften: 

$ 10: Der Berfauf des Pfandes tft im Wege öffentlicher Berfteigerung zu bes 
wirfen. Der Piandleiber kann bei der Berjteigerung mitbieten. Erhält er den Zuſchlag, 
jo ift der Kaufpreis als von ihm empfangen anzufeben. 

8 10a: Hat das Pfand einen Börſen- oder Marktpreis, jo fann der Pfandleiher 
den Verkauf aus freier Hand durch einen zu ſolchen Verkäufen öffentlih ermächtigten 
Handelömäfler oder durch eine zur Öffentlichen Weriteigerung befugte Perfon zum 
laufenden Preife bewirken. 

$ 10b: Gold: und Silberfahen dürfen nicht unter dem Gold: und Silberwertbe 
zugeichlagen werden. Wird ein genügendes Gebot nicht abgegeben, jo fann der Verkauf 
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durch eine zur öffentlichen Verſteigerung befugte Perſon aus freier Hand zu einem den 
Gold- oder Silberwerth erreichenden Preiſe erfolgen. 

Bayern: Art. 91 macht nur von dem Vorbehalt des Abſ. 2 des vorliegenden 
Artikels Gebraud, indem es dem Piandleiber einen Yölungsaniprud gewährt. 

Sachſen: $ 51 ändert lediglih den S 15 des Gei. vom 21. April 1882 über 
das Pfandleihgewerbe (dabin, daß der die Pfandſache unbefugt benußende oder eine 
gemäß S 14 nichtige Verabredung treffende Piandleiber gemäß S 360" St.®R 

eitraft werden joll). 

Baden: Art. 29 beitimmt in Abi. 2, daß die Sakungen öffentl. Pfandleih— 
anitalten abweidhend vom B. G. B. regeln fünnen: a) die Art der Pfandverwerthung, 
b) die Verjährung des Forderungsrechts aus dem Piandichein, e) das Verſahren zur 
Nraitloserflärung der Pfandicheine — Abi. 3 beitimmt, daß die Sakungen dem Pfand— 
leiber einen Löſungsanſpruch gewähren fünnen. 

Vergleihe ferner: 

Heilen: Berordn. vom 2. Auguft 1899. — Braunſchweig: $ 64 ändert 
lediglib den SS d. Bek. vom 21. Dezember 1856 in Anſehung des Prandverfaufs. — 
©.-Altenburg: 88 91, 94 (gewährt einen Löſungsanſpruchj) — Shwarzb.:Sonders: 
haufen: Art. 435. — Anbalt: Piandleibgeieß vom 17. März 1899. — Yübed: 
Yeihhausordnung vom 30. Oftober 1899 (insbeiondere $ 21: Löſungsanſpruch), jomie 
Piandleibgeieh und Verordnung dazu vom gleihen Datum. 


Geſinderecht. 
Artikel 95. 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche dem Ge 
ſinderecht angehören. Dies gilt insbeſondere auch von den Vorſchriften über 
die Schadenserſatzpflicht desjenigen, welcher Geſinde zum widerrechtlichen 
Verlaſſen des Dienſtes verleitet oder in Kenntniß eines noch beſtehenden 
Geſindeverhältniſſes in Dienſt nimmt oder ein unrichtiges Dienſtzeugniß 
ertheilt. 

Die Vorſchriften der $$ 104 bis 115, 131, 278, 617 bis 619, 624, 831, 
des $ 840 Abſ. 2 und des $ 1358 des Bürgerlichen Gejegbuchs finden 
Anwendung, die Vorjchriften des $ 617 jedoch nur injoweit, als die Yandes- 
gejege dem Gefinde nicht weitergehende Anſprüche gewähren. 

Ein Züchtigungsrecht Iteht dem Dienjtberechtigten dem Gejinde gegen 
über nicht zu. 

E. 146; 6. II 649; RB. 95; Mot. zu 46 ©. 166-167; Prot. S. 2167, 
2168, 2175, 2177-2179, 8805, 8506; (VI ©. 379380 II ©. 290-295): KB. 
S. 1979, 2113, Sten.®. ©. 1; Neihst.KXomm.»Ber. I S. W}— 91; Reichst.Sitz Prot. 
S. 3031, 3096. 

1. Geſinderecht: Die Vorichriften der Landesgeſetze über das Gefinderecht finden 
ſich theils in den Modififationen des allgemeinen Givilrehts, theils in befonderen 
Geſindeordnungen. Sie hängen mit dem öffentlichen Recht der einzelnen Staaten und 
den Iofalen wirthſchaftlichen WVerichiedenbeiten jo eng zulammen, daß reihsrectlide 
Regelung nicht angängig, andererjeits Vorbehalt geboten erichien. 

Die Abweihungen von dem B.G. B. zeigen ſich zunächſt 


a) in den Borichriften öffentlihrehtliher Natur: Das Geſinderecht unteritebt 
regelmäßig der polizeilichen Finmwirfung und Ueberwachung in manninfaher Beziehung. 
Zum Antritt des Dienſtes bedarf es eines polizeilihen Atteſtes. Kontraftbruc be- 
rechtigt Herrſchaft und Geſinde, die polizeiliche Hilfe anzurufen und die Erfüllung des 
stontraftes zu erzwingen. Die Polizei intervenirt bei Streitigfeiten, die in Anſehung 
des zu ertbeilenden Zeugniſſes fich ergeben u. a. m. Andererſeits ſteht vielfab auf 
ben Kontraftbruc des Gejindes eine öffentlihe Strafe. 
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b) in den Börichriften privatrechtlicher Natur. 

a) Die Yandesgeieke beftimmen den Begriff des Geſindes jouverän. 
Sie fönnen daher die allgemeinen Vorſchriften des B.G.B. über Dienftverträge 
ss 611-630 je nah der Grenzziehung des Begriffs zur Anwendung bringen oder 
ausichliegen. (A. Meinung Eruien- Müller S. 191 Bem. Al zu S 1, dagegen wie 
bier „Bland“ Bem. 2 zu Art. 95.) Negelmäßig fallen unter Gefinde diejenigen 
Perſonen, welde ihre Dienite dem Hausſtand des Dienjtherrn widmen und zu diejem 
Zweck in dejien Hausitand dauernd aufgenommen und der Hausgewalt des Dienftherrn 
unteritellt werden; vgl. Dernburg I p. 584. Unter Hausitand wird regelmäßig aud 
der landwirtbichaftlihe Betrieb mitverjtanden. Ueber die Bemühungen, das jogen. 
ländliche Gejinde reihsrehtlib von der Unteritellung unter das Gefindereht zu 
befreien, ef. Sten.Ber. p. 3125. Nicht zu dem Gefinde gehören diejenigen Perſonen, 
auf welde nur einzelne WVorichriften des Gefinderehts von der Landesgeſetzgebung 
ur Anwendung gebradt werden, 3. B. Erzieher, Privatjefretäre u. -dgl., ei. SS 187 FF. 
1,5 Pr. A.L. R., insbei. $ 194 dafelbit. — Dagegen werden die bejonderen Beitimmungen 
über Hausoffizianten SS 157—186 a. a. O., da dieje begrifflid von der Yandes- 
geieggebung dem Gefinde zugerechnet werden, aufrecht erbalten bleiben müſſen. 

2) Die Yandesgeiege beitimmen jouverän die Grundfäge über bie 
Schadenserſatzpflicht desjenigen, welcher Geſinde zum widerrechtlichen Verlaſſen 
des Dienſtes verleitet oder in Kenntniß eines noch beſtehenden Dienſtverhältniſſes in 
Dienſt nimmt oder ein unrichtiges Zeugniß ausſtellt; vgl. Preuß.Geſ.O. SS 174, 175, 
Bad. Geſ. vom 3. Februar 1868 u. a. Das ift wegen der Aweifelbaftigfeit der Zu: 
gebörigfeit diejer Beitimmungen zum Gefindereht in Abi. 1 Eat 2 des vorliegenden 
Artikels ausdrüdlic hervorgehoben. 

z) Die Landesgeiege regeln den Inbalt des Geſindedienſtvertrages, 
jeine Entitebung und Endigung. Mehriahe Abweichungen, welche die bezüglichen 
Vorichriiten gegenüber dem bisher geltenden allgemeinen Recht über Dienjtverträge 
enthielten, find dadurd, daß lektere dur das B. G.B. zum Theil mit den Grundjägen 
des Geſinderechts in Einklang gebracht oder demjelben mwenigitens angenäbert find, 
beieitigt. So die Vorſchriften über die Fortdauer der Verpflichtungen des Dienitherrn 
bei vorübergehender Unmöglichfeit der Erfüllung auf Seiten des Dienjtpflichtigen 
8616 BGB. Die Unterftüßungspflicht des Dienftberrn gegenüber dem in die häus— 
libe Semeinihaft aufgenommenen Dienjtpflichtigen im Falle dejlen Erfranfung $ 617. 
Die Haftung des Dienſtherrn aud für Zufall im alle dejlen Vernadläffigung der 
ihm obliegenden Bor: und Ginrihtungen $ 618. Das Recht vorzeitiger Löſung des 
Vertrages beim Borliegen wichtiger Gründe, die Vergütung der bis zur Auflöfung 
geleisteten Dienjte SS 626, 627, endlich die Pflicht der Zeugnißertheilung 8 630. 

Abweihungen gegenüber dem B.G.B. ergeben fih insbejondere in 
folgenden Beziehungen: aa) Bon den Grundjäßen der SS 151, 671 dahin, daß 
die Entſtehung des Dienjtvertrages häufig von der Hingabe eines theils anrechenbaren, 
theils nicht anrehenbaren Angeldes abbängig gemadt it, daß die dem Dienftherrn 
und Dienftpflichtigen obliegenden Pflichten und zuſtehenden Rechte fich nicht in Yeiitung 
der bedungenen Dienjte und deren Vergütung erihöpfen, vielmehr auf Seiten des 
Dienftboten auf Treue und Gehorſam gegenüber den häuslichen Anordnungen, auf 
Seiten des Dienfthermm zur Gewährung von Wohnung und Koſt, jowie Fürſorge für 
den Dienftpflichtigen erweitert find, daß ferner auch dieſe Rechte und Pflichten im 
einzelnen bejtimmt find, und das Maß der zu vertretenden Sorgfalt näher firirt ift. 
?3) Von den allgemeinen, auh auf Dienftverträge anmwendbaren Grundjägen über 
fontraftwidriges Verhalten dahin, daß, abgejeben von den oben erwähnten öffentlidh- 
rechtlichen Folgen, häufig die Bezablung bez. der Verluft des vereinbarten Yohns für 
die ganze Vertragszeit oder eine bejtimmte Friſt als Gntihädigung vorgeichrieben ift, 
dar der Herrichait ein Piandredt an den Sachen des Gefindes zuiteht u. dgl. m. 
Yr) Bon den Vorichriften der SS 620626 über die Kündigung dahin, daß auch bei 
feitbeftimmter Vertragszeit regelmäßig eine Kündigungsfriſt vorgeichrieben ift, daß nicht 
alle wichtigen Gründe (S 226) eine fofortige Yölung ermöglichen, vielmehr auch bier 
häufig die Einhaltung einer Kündigungsfriſt vorgeichrieben tft, daß endlich diefe Gründe 
im einzelnen erichöptend aufgezählt find. dd) Ueber die Abweichungen von den Grund: 
ſätzen der SS 617, 618, 619; vgl. zu 2. Daß auch die abweichenden Beitimmungen der 
Yandesgeiege über die Verjährung von Yohnaniprüden, $ 186 Nr. 8, aufrebt erhalten 
werden, iſt zu Protofoll 8806 ausdrüdlich feitgeitellt. Gleichgiltig iſt, ob dieſe Vor— 
ihriften im Zuſammenhang mit dem Geſinderecht, in den ipeziellen Geſindeordnungen 
oder bei den allgemeinen Verjährungsgrundiägen des Landesrechts geregelt find. 
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2. Einschränkungen des Vorbehalts normirt der Artikel 


a) durh Abſatz 2: dahin, daß die den bezeichneten Borichriften des B.G.B. 
zumwiderlaufenden Beitimmungen des Landesrechts aufgehoben und die diejelben 
nicht enthaltenden ergänzt werden: 

a) Die Borichriiten der SS 104115, 131 über die Geſchäftsfähigkeit, 
fowie die Vorſchriften des $ 1355 über das Giniprudbsredt des Ehe— 
manneö bei Verpflichtungen der Ehefrau für ihre Perſon. Beſeitigt find alſo 3. B. 
die Borichriiten der SS 5—8 Preuß. Geſ.O. von 1810, fomeit fie nicht durd Geſetz, 
betr. die Geichäftsfähigfeit Mlinderjähriger, vom 12. Juni 1875 aufgehoben find. Fraglich 
eriheint, ob aub SS 3, 4 Geſ.O. von 1810 bez. die abweichenden Beitimmungen 
anderer Gefindeordnungen durch $ 1357 B. G. B. (Schlüffelgewalt) eriegt find. 

8) Die Vorſchriften der SS 275, 831, 840, Abi. ? B.G.B. über die fon= 
traftlihe und außerfontraftlide Haftung für Hülfsperjonen. Abweihungen 
von 8 278 werben ſich regelmäßig in Geſindeordnungen nicht finden, desgleichen von 
88 831, 840 Abſatz 2, ſoweit es ſich um Vorſchriſten über eine geringe Haftung handelt. 
Aufrechterhalten find aber an fich die in der —— Geſ.O. vom 8. November 1810 
in Bezug genommenen Vorſchriften der SS 61-63, 67—68 1, 6 A.L.R. welche eine 
noch jtärfere Haftung eintreten laflen. Nach Art, 14 Preuß. Aust. Sei. werden aber 
auch dieſe Beitimmungen befeitigt. 

z) Die Vorſchriften der SS 617-619 über die Unterftügungspilict 
in Kranfheitsfällen und die Haftung bei VBernadläfiigung der dort vor— 
aeihriebenen Ein- und Vorrichtungen. Der $ 617 ſoll jedodh dann nicht An— 
wendung finden, wenn die Yandesgeiehe dem Gefinde mweitergebende Anſprüche ge— 
währen. Aufrechterhalten iſt biernah 3. B. SS 56 (87) Preuß. Geſ.O. von 1510, 
welcher die Fürlorgepfliht der Dienftberedhtigten nicht auf die Dauer von 6 Wocen 
beichränft und den Abzug der Koſten vom Yohne ausſchließt. Die abweichenden Bes 
ftimmungen im Fall der von der Tienftberribaft verichuldeten Erfranfung treten 
jedoch auomyalden gemäß 8 615 B. G. B. außer Kraft. 

d) Die Vorſchrift des $ 624 über die Maximaldauer des Dienſtver— 
trages. Hiemad treten außer Kraft ſowohl die landesgeſetzlichen Norichriften, welche 
eine längere Bindung des Gefindes zulafien, ef. 3. B. $ 40 Preuß. Geſ.O. von 1810, 
oder die zuläffige Dauer der Bindung noch enger begrenzen, Geſ.O. für die Rhein: 
provinz $ 13 u.a. m. 


b) durch Abſatz 3 dahin, daß das landesgeſetzliche Zühtigungsredt 
aufgehoben if. Damit iſt u. a. auch S 77 der Preuß. Gej.O. vom 8. Novbr. 1510 
aufgehoben. Vgl. dagegen die einen abweihenden Standpunkt vertretende Verfügung 
des Miniſters des Innern vom 11. August 1898 Min. Bl. d. inn. Verw. ©. 204, Weisler 
D. Jur. Zeit. 1899, p. 18, 19. 

3. Reichsrechtliche Vorſchriften. Soweit die Reichsipezialgefeßgebung eingreift, 
ef. über das Kündigungsrecht im Fall des Konkurſes K.O. 8 22, über das Vorrecht 
bes Geſindelohnes K.O. $ 61 Nr. 1, über die Piändbarfeit "des Dienftlobnes $ 850 
E.P.O. u.a. m., bleiben piefe Vorichriften natürlich kraft Art. 32 aufrechterbalten. 
Vol. auch Zw.B.G. $ 10 Ar. 2 u. $ 155. — 

4. Landesgrieglihe Vorſchriften. Bal. beionders Neubauer: „Zuſammen— 
ftellung des in Deutichland gelt. R. betr. verichiedene Rechtsmaterien (Frpropriation xc., 
Geſinderecht, Berlin 1880), Die Preußiſchen Gefindeordnungen find erichöpiend zu— 
fammengeitellt in Mot. Preuß. Ausf. Geſ. Henmann’ihe Ausgabe ©. 18, 19. In Be 
trabt fommen: Geiindeordnung vom 8. November 1810 (G. S. ©. 101) für das 
Gebiet des Allgemeinen Landrechts. — Gef.O. vom 19, Auguft 1844 für Rheinprovinz. — 
Geſ.O. vom 11. April 1845 für Neuvorpommern und Rügen. — Geſ.O. vom 25. Februar 
1840 für Scleswigsholitein. Geſ.O. vom 28. April 1858, 12, Oftober 1853, 
15. Auguft 1844, 10. Juli 1809 für Hannover. — Se. vom 15. Mai 1797, 18. Mai 
1801, 25. Dezember 1816, 15. Mai 1519, 5. März 1822 für Heilen Ntaffau. — Geſ.O. 
vom 31, Januar 1843, 30, — 1843 für Hohenzollern. — Geſ.O. vom 22. De 
zember 1732 für Kreis Yauenburg. 

>. Ausführungsgeiege. Preußen: Art. 14 $ 1 hält die beitehenden Geſinde— 
ordnnungen aufrecht und bejtimmt: a) daß abweichend von S 394 B. G. B. (in Verb. mit 
$ 850 Nr. 1 EBD.) die Aufrechnung der Entihädigungsaniprühe des Dienſtherren 
gegen Die Lohnjorderung allgemein (auch in den Gebieten, wo dieſe bisher nicht zu— 
läjfig war) geitattet jein joll; b) daß andererieits der S 616 B.G. B. (Fortdauer der 
Lohnzahlung bei nur vorübergehender Berbinderung des Dienjtboten) außer den in 
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bi. 2 des vorliegenden Vorbehalts aufgeführten Vorichriften des B.G.B. anwendbar 
fein soll und ec) daß die Vorichriften der Gefindeordnungen, nad welchen der. Dienit: 
berechtigte für den von dem Gefinde einem Dritten widerrechtlich zugefügten Schaden 
in weiterem Umfange als nah dem B.G. B. verantwortlih iſt, außer Kraft treten 
follen. — An Abi. 4 des S 1 wird weiterhin deflarirt, daß es bei den Beitimmungen 
des B.G.B. SS 7ff. über die Wohnfikbegründung fein Bewenden haben ſoll, daß ins— 
beiondere der Eintritt in ein Geſindeverhältniß zur Wobnfigbegründung nicht ausreicht 
(Art. 14 $ 2 und 3 enthalten dann noch beiondere Beitimmungen für Schleswig-Holſtein 
und den O.vL. G.Bezirk Caſſel). 

Bayern: Art. 15—31 regelt das Geſinderecht in Anſehung feiner civilrechtlichen 
Beſtimmungen unter Befeitigung der in den mannigfaltigiten Geſetzen und Verordnungen 
zeritreuten bisherigen Vorſchriften völlig neu. — 

Sadjen: Gel. vom 31. Mai 1898 giebt einige geringe Abänderungin der 
revidirten Gefindeordnung vom 2, Mai 1892, 

Württemberg giebt ald Anlage zum Ausführungsgeies (vgl. Art. 175) eine 
neue Gefindeordnung vom 28. Juli 1599, 

Baden: Gef. v. 20. August 1898 giebt einige Aenderungen des Dienjtboten= 
neießes vom 3. Februar 1868, 

Heſſen: Art. 275 giebt einige Aenderungen der Geſ.O. vom 28. April 1877. 
Neue Faſſung vom 3. August 1899. — Medlenburg Schw. und -Str.: Geſ.O. 


vom 9. April 1899 in Berb. mit der rev. Verordn. vom 3. Auguft 1892. Olden— 
burg: Geſ.O. vom 15. Mat 1899, - nun m ETR: Geſ. O. in der Faffung vom 
16. Auguſt 1899, S.:Weimar: Geſ. O . vom Dftober 1809, — ©.:Mei: 
ningen: ®e.d. vom Mär; 1901. — ©. ——— A.G. S 15 in ®erb. mit 
Geſ.O. vom 25. November 1897. — S-Coburg-Gotha: Geſ.O. vom 8. Dezember 
1899 (Min.Berf. vom 11. Dezember 1899). — Shw.:Sondershbauien: Geſ.O. vom 
249, Juli 1899. — Schw.:Rubdolitadt: Geſ.O. vom 28. Februar 1900. — Anbalt: 
Geſ.O. vom 21. April 1899. — Schaumburg:fippe: Geſ.O. vom 14. Auguft 
1599. — Yippe: Gei.O. vom 17. November 1899. — Walded: AG. Art. 11. — 


Hamburg: Geſ. vom 18. Juli 1899 (Dienjtbotenordnung vom 7. Dez. 1898). — 
Bremen: Geſ.O. vom 23. Dezember 1899 (18. Juli 1899). — Yübed: Geſ.O. vom 
19, Juli 1899. 

Litteratur: Das Gefinderecht bat in fait allen Bundesitaaten anläßlich des In— 
fraittretens des B.G. B. eine reichhaltige Bearbeitung erfahren; vgl. die Ueberſicht in 
Deutſch. Jur. Zeit. 1900 ©. 501, 502. — Für Preußen ift befonders bervorzubeben: 
Yindenberg, d. Pr.Geſ.R., 5. Aufl, Berlin 1900; Birfenbibl, Berlin 1899; Nuß: 
baum, Berlin 1900: Jacobi, Berlin 1900, Seyffarth, Berlin 1900; Frande, 
Hannover 1829; Delius im Preuß. Verw.Bl. 1899 S. 85. — Für Bayern: Geſ.R. 
in Seuff. Bl. FR. Nr. 13—16, — Für Sachen: v. Bernewisg, Yeipzig 1898. — 
Für Württemberg: Rampader, Um 1899. 


Altentheilsvertrag. 
Artifel 96. 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorſchriften über einen mit 
der Weberlafjung eines Grundjtüds in Verbindung stehenden Leibgedings-, 
Yeibzuchts-, Altentheils- oder Auszugsvertrag, ſoweit sie das fich aus dem 
Vertrag "ergebende Schuldverhältniß für den Fall regeln, daß nicht bejondere 
Vereinbarungen getroffen werden. 

E. 159; €. U 70; RB. %; Mot. zu 59 ©. 186. —187; Brot. ©. 8874, 8875 
(VI, ©. 419). 

1. Auszug, Altentheils, Yeibauct:, Yeibgedinge:, Beifit:, Alt: und Groß: 
vaterrecht (Synonyma) ijt der Inbegriff von Nutzungen und Yeiftungen, weiche ſich 
jemand von einem andern regelmäßig auf Yebenszeit ausbedingt. Die Begründung 
deſſelben fann erfolgen durch beionderen Vertrag obne Rückſicht auf die Ueberlaſſung 
eines Grundſtücks bez. durch Verfügung von Todeswegen (fonftituirter Auszug) oder 
mittels eines Gutsüberlaiiungsvertrages (rejervirter Auszug). Die lektere 
Begründungsart ift die regelmäßige. Tas B. G. B. hat derartige Verträge wie auch 
andere Arten von Berforgumngsverträgen nicht geregelt. Ueber die Gründe cf. Mot. IL 

13* 


196 Ginführungsgeieß 3. B.G.B. ILL. Abichn. Verb. d. B.G.B. 3. d. Landesgeiegen. 


p. 636. Es greifen daher bezüglich derielben die allgemeinen Grundiäge über Verträge, 
bezw. joweit der Gegenstand folder Auszugsverträge eine Yeibrente der Berechtigten 
bildet, die für dieje gegebenen beionderen Boricriiten der SS 759-161 B. G. B. Plas. 

2, Eine weitgebende Ausnahme trifft jedoh der Vorbehalt dieies 
Artikels. Hinfichtlich feiner Tragweite ift zu bemerfen: 

a) Der Vorbebalt bezieht fih nur auf die bei Gutsüberlaffungen reier: 
virten Berechtigungen dieſer Art. Lediglich dieie find vorbebalten, weil dieielben 
mit dem eigentbümlichen bäuerlichen Süterrecht der einzelnen Staaten zufammenbängen 
und die Durchführung eines dieſen Verbältnifien entſprechenden Erb: und Theilungs: 
modus jowie die Erhaltung eines geichlofienen Grundbeſitzes ermöglichen, ef. Diot. zu 
Art. 64 p. 100ff. Das bauptiählihite Anwendungsgebiet der bez. Normen ift das: 
jenige®des fogen. Anerbenrehts. Faßt man den Worbebalt des Art. 62 in dem 
weiteren Sinne, daß durch denielben auch bie Girundiäße der Gutsüberlaiiung an den 
Anerben unter Lebenden umfaßt werben, jo wird der vorliegende Artifel zum Theil 
durch den Art. 64 gededt. Bedeutung bat der vorliegende Vorbehalt jedenfalls für 
die übrigen Fälle der successio antieipata und die Gutsüberlaflung an einen extraneus 

b) Der Vorbehalt bat nur das perſönliche Schuldverbältnik aus dem 
Auszugdvertrage im Auge. Ueber die dinglide Wirfiamfeit derartiger Rechts— 
verbältnifje ef. SS 1105 FF. B.G.B. in Verb. mit Art. 115 6.8. ft die Zuläffigfeit 
der dingliben Begründung in Form einer NReallaft des Grunditüds anerfannt 
(Art. 115 E.G.), jo erfolgt dieſelbe durch Eintragung im Grundbuhb gemäß S 1105 
B.G. B.  Andernfalld können derartige Beredhtigungen durch Kintragung einer 
Sicherungäbnpotbef ficher geitellt werden. 

e) Der Borbebalt beziebt fib nur auf den Anbalt derartiger Schuld: 
verbältniffe. Die Form diefer Verträge richtet ſich nach den allgemeinen Grundſätzen. 
Iſt der Gegenitand des Vertrages ganz oder zum Theil eine Yeibrente des Berechtigten, 
jo iſt gemäß $ 761 BG». Seriftlichfeit erforderlih. Als Theil eines Gutsüber: 
laffungsvertrages bedarf er der in $ 313 B. G.B. vorgeichriebenen form. 

Nicht fompetent find auch die Yandesgejehe dafür, Beitimmungen über die 
Abtretbarfeit und Piändbarfeit des Altentbeils zu treffen. Hierfür find vielmebr 
len bie 88 399, 413 B. G. B. in Verb. mit $ 851 Abf. 2, 557 Abi. 1 EPO. ent: 
cheidend. 

d) Der Vorbehalt hält die landesgeſetzlichen Beſtimmungen nur als Dispoſitiv— 
vorſchriften aufrecht, der zum Theil zwingende Gharafter der bisherigen Vorſchriften 
tft damit bejeitigt. 

3. Inhalt der landesgeieglichen Vorſchriften. Dieielben beitimmen den Gegen: 

— der einzelnen zum Auszug gehörigen Leiſtungen (Wohnrecht, u: beitimmter 
Aecker und Wiefen, Lieferung von Naturalien, Geldleiftungen 2c.), dad Maß und den 
Umfang diefer Rechte in Berüdfichtigung der Leiitungsfäbigfeit des Gutes und der 
Bebürftigfeit des Altiigers, die Jeit und den Ort der einzelnen Yeiftungen, die Folgen 
des DVerzugs, der Kontraftswidrigfeit oder wejentlich veränderter Umiftände (Um— 
wandelung in Geldleiltungen), die Verpflichtung des Lebernehmers zur Gintragung im 
Grundbuche, Uebertragbarfeit der einzelnen Yeiltungen an Dritte, Verbot des MWieder- 
verheirathens und stinderzüichtens auf dem Auszuge, Art der Benukung und Bemirtb= 
fhaftung der Auszugsäder, Verpflibtung des Altiigerd zu eigener Bewirthſchaftung 
und SHilfeleiftungen auf dem Hauptgute u. a. m. 

4. Grundftüd. — lieber den Begriff ef. Mot. p. 186, 187, Prot. 5874, 8875, 
Die Ausbedingung eines Auszugs bei Abverfaui von Trennjtüden wird durch 
den Vorbebalt nicht betroffen, ef, Mot. a. a. O. 

d. — ——— Vorſchriften ef. Preuß. A.L.R. LI, 11 88 602, 605. Bad. ÜR. 
Sat 1100a, 1100e--g, 1983aff. Cd. vom 25. September 1867, Sid. BG». 
gs 1157—1172, 641 (515 — 519), ef. auch Anm. zu Art. 64. 

6. Ausführungsgeiege. Preußen: Art. 15 bat das Auszugsrecht in 10 
Paragraphen kodifizirt: $ I ftellt Far, daß dem Berechtigten ein Anſpruch auf Be- 
ftellung eines dingliben Rechts aufteht. 82 verweiit auf die Vorichriiten des B.G. B. 
über den Yeibrentenvertran. Die SS 3— 1 eriegen die allgemeinen Verichriiten der 
8 243 Abi. 1, 1047 (1093), 326 BG.B. durch zweckmäßige Spezialbeitimmungen. 
Beionderd wichtig find die S3 5 umd 9, welde das Nectöverbältniß im Fall der 
Störung durch Verichulden des einen oder andern Theils regeln, und $ 10, welcher 
beitimmt, daß im Fall des Todes eines Yeibzuchtsberechtigten grundiäßlich der Ueber: 
lebende nur jeinen Kopftheil fordern fann. 
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Bayern: Art. 32-48 regelt die Materie unter Beieitigung der biöherigen 
Vorſchriften völlig neu (vgl. auch Ueb. Geſ. Art. 48, 116—118), 

Sachſen: $ 31 halt die Vorichriften ber Sg 1161—1172 des Sädi. B.G.B. 
über den Altentheil aufreht und beftimmt bezüglich der arundbuchlichen Behandlung, 
dat, je nachdem der Altentheil in wiederkehrenden Xeiftungen oder in Gewährung 
eines Wohn: oder Nutzungsrechts beftebt, eine Reallaft oder eine perjönliche Dienit: 
barfeit zu bejtellen iſt. — Bol. auch 8 '321.e. über bie Behandlung im Zwangs— 
veriteigerungsverfahren. 

Baden: Art. 9 giebt lediglich Vorichriften über ben Fall, wenn das Rechts— 
verhältniß durch Verſchulden des Berechtigten oder Berpflichteten geitört wird, und 
bejtimmt die dann gegebene Löſungsmöglichkeit näher. Bal. aud Art. 26 und A.G. 
j. 3m.B.8.$ 5 

Hefien: "Art. 3766 regelt die Materie wie Bayern völlig neu. 

SEUDOBES $ 17 —— — Behandlung des Altentheils). 

Weimar: SS 35—54 regelt die Materie neu. 

&.:Meiningen: Art. 11 88 1—12 beögleihen. — S.-Coburg=Gotha: 
Art. 14 Ss I—10 beögleihen. — ©.:Altenburg: 88 38—47 deögleihen. — Schm.: 
Sondershausen: Art. 16 $$ 1—10 deögleihen. — Schw.-Rudolſtadt: Art. 33—43 
deögleihen. — Anhalt: Art. 23 S$ 1—13 deögleihen. — Neuß ä- %.: 88 33—49 
deösgleihen. — Neuß j. L.: 88 30—45 beögleihen. — Yippe: 88 22, 23 Nr. 1—9 
desgleihen. — Walded: Art. 12 88 1—10 deögleihen. — Bremen: $ 27 (grund: 
buchlice Behandlung). — Lübed: $$ 27—43. — Elfaß:Lothringen: $ 75 (grund: 
buchliche Behandlung). 

7. Dal. R.G.B.O. $ 50 und E.G. 3. R.Zw.B.G. $ 9 


Staatsſchuldbuch. 
Artikel 97. 


Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorſchriften, welche die Ein- 
tragung von Gläubigern des Bundesjtaats in ein Staatsjchuldbuch und die 
aus der Eintragung jich ergebenden Nechtöverhältnifje, insbejondere die Ueber— 
tragung und Belaftung einer Buchforderung, regeln. 

Soweit nach diejen Vorjchriften eine Ehefrau berechtigt ijt, jelbitändig 
Anträge zu jtellen, ijt dieſes Necht ausgejchlojjen, wenn ein Vermerk zu 
Gunſten des Ehemanns im Schuldbuch eingetragen iſt. Ein jolcher Ver— 
merk ijt einzutragen, wenn die Ehefrau oder mit ihrer Zujtimmung der 
Ehemann die Eintragung beantragt. Die Ehefrau ijt dem Chemanne 
gegenüber zur Ertheilung der Zujtimmung verpflichtet, wenn fie nach dem 
unter ihnen bejtehenden Güterjtand über die Buchforderung nur mit Zu— 
jtimmung des Ehemanns verfügen fann. 

E. 157; € U 71: RB. 97; Mot. zu 57 ©. 185--186; Brot. ©. 4317, 4318, 
5150, 5206, 5207, 8627, 8359-8867 (VI S. 27 75, 276, 4114 446, 612; IV ©, 144, 
186: III ©. 518). 

I. Staatsſchuldbuch. Das in mehreren Staaten beitehbende Injtitut des Staats— 
ihuldbuchs ermöglicht die Ummwandelung der auf den Inhaber lautenden Staatsſchuld— 
ſcheine in Namenobligationen durch Eintragung des Namens des Inhabers auf deſſen 
einſeitigen Antrag in das von der Staatsihuldverwaltung geführte Staatsſchuldbuch. 
Dieſe Einrichtung, ſowie die in anderen Bundesſtaaten beſtehende Einrichtung, wonach 
der Staat und andere juriſtiſche Perſonen öffentlichen Rechts zur Ummandelung ihrer 
Inbaberobligationen in Namenpapiere durd Umichreibung der Schuldurkunde jelbit 
verpflichtet find (Art. 101 E.G.), waren für die Erwägungen mit —— welche 
zur Beſeitigung des Inſtituts der Außerkursſetzung durch den Inhaber ſelbſt bez. eine 
dritte Behörde und zu der Vorichrift des S 806 Satz 2 B.G. B. geführt haben, wonach 


auch ber Ausjteller im Allgemeinen zur Binfultrung des Anbaberpapters nicht ver: 
pflichtet fit. Die in den Art. 97 und 101 vorbehaltenen landesgeleglihen Vorſchriften 
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bilden daber eine notbwendige Ergänzung ded Bürgerliden Gejcekbuds. 
Der Vorbebali diejes Artifels ſpeziell ift bereits in einzelnen Beftimmungen des BGB. 
felbit ſtillſchweigend anerfannt, indem es in einzelnen Fällen, wo ein bejonders ſchutß— 
bedüritiges Intereile die Sicherung von Inhaberpapieren verlangt, die Sicheritellung 
von Staatsihuldiheinen durb Ummwandelung in Bucforderungen wahlweiſe neben 
der Hinterlegung der Papiere vorichreibt, ef. F 1815 binfichtlich des Mündels, S 13° 
binfichtlih der Ehefrau, S 2117 binfichtlih des Nacherben. Schon mit Rückſicht au 
dieſe Beitimmungen benötbigt es daber eines ausdrüdlicen, das Fortbeſtehen des 
Inſtituts mit jeinen privatredtliben Wirkungen regelnden Vorbebalts. 

2 — A ug Borichriften cf. jür Preußen: Geſetz, betr. das Staats: 
ſchuldbuch, vom 20, Juli 1883 G.S.S. 120. G. betr. Erweit. des St.Schldb., vom 
12. April 1886. &., betr. Erweit. d. St.:Schldb. vom 8. Juni 1891. Sächſ. G., betr. 
das Staatsihuldbuh, vom 25, April 1854, 

3. Tragweite des Vorbehalts: 

a) Hinsichtlich der öffentlichrechtlichen Beitimmungen der bez. Geier 
veritebt er ji von ſelbſt. Hierbin gebören die Borichriiten über die Einrichtung der 
Bücher, die Verpflibtung der Buchbebörden, den Gintragungsanträgen ftattzugeben, 
das bei den Gintragungen zu beobactende Rerfabren, die Yegitimationsprüfung der 
Antragsberectigten, die Form der Anträge ꝛc. ıc. 

b) Hinfichtlich der privatrechtlichen Beitimmungen. Hierhin gebören: 
Die Vorſchrift, wonach durd Cintragung in das Schuldbuh entgegen dem Grundiak 
des 8 605 B. G. B. die Rechte des Inhabers der abgelicierten Schuldſcheine erlöiden, 
ef. Preuß. Sei. $ 5; die Vorichriit, wonach die Abtretung und Belaftung von 5* 
forderungen nur durch Gintragung Wirfiamfeit gegen den Staat erlangt a. a. ©. 
daß die Abtretung, deren Eintragung durd Uebertragung auf ein anderes konto er: 
folgt, ——— der Theilbeträge nur in Stücken von Schuldverſchreibungen erfolgen 
kann, a. a. DO. 8 6; Sächſ. Geſ. $ 6; Abi. 2 u.a. m. 

Die —— hat es auch für die Zufunit in der Hand, abweichen 
Beitimmungen zu erlaiten, insbejondere dabin, daß die Abtretung und Berpfändung 
folder Forderungen durch einfachen Vermerk im Staatsihuldbuh bewirkt werden 
fann, ef. Prot. 4317. Ausgeſchloſſen iſt jedoch die Negelung der privatrectliden 
Rerbältniiie zu Dritten. Cine jolde entbält nur ſcheinbar die Vorſchrift des Preuß 
Geſ. $ 9 (ef. damit die Vorſchrift des $ 9 Sächſ. Gef.), wonad eine 

4. Ehefrau jelbitändig au Anträgen auf Eintragung beredtigt iit. 
Tiefe lediglich im Intereſſe der Bucbebörde zur Eriparung der Yegitimationsprüfung 
negebene Borichrift bat jedoch indireft eine materielle Wirfung gegen Dritte, injoweit 
fie die Rechte des Chemanns am Frauengut beeinträchtigen fan. Zur Befeitigung 
dieier Nachtbeile beitimmt Abi. 2, daß die jelbitändige Antragsberedhtigung der Frau 
ausgeichlojlen ift, wenn die Nechte des Ehemanns durch einen bejonderen Vermerk im 
Schuldbuch erfennbar gemacht find. Gemäß den Grundſätzen der bezüglichen Geiert, 
8 7 a. a. DO, wonach nur der eingetragene Gläubiger zur Verfügung über die icon 
eingetragenen Forderungen legitimirt iſt, kann — was diejer Artikel noch bejonders 
vorichreibt — die Fintragung eines ſolchen Vermerks nur auf Antrag der Ebefrau 
bes. des Ehemanns in deren Vollmacht oder mit deren Zuftimmung erfolgen. Ob die 
Ehefrau zu einer ſolchen Zuſtimmung verpflichtet iſt, hängt davon ab, ob fie nad dem 
Güterſtande der Ehe zur jelbjtändigen Verfügung über die Forderung berechtigt iſt 
oder nicht. Dies iſt eine aus dem ehelichen Guterrecht zu beantwortende Frage, deren 
Hervorhebung es hier ebenſo wenig bedurfte, wie die Frage, ob und wann die Ehefrau 
berechtigt iſt, die Löſchung des eingetragenen Vermerks wieder zu verlangen, vgl. die 
ähnliche Borichrift in $ 2217 B. G. B. 

5. Die Ehefrau kann nad) dem ehelichen Güteritand über die qu. Forderungen 
im allgemeinen nur mit SJuftimmung des Mannes verfügen, wenn die ‚Forderungen 
zum eingebrachten Gut des geſetzlichen und vertragsmäßigen Güteritandes oder zum 
ern ute des leßteren gebören; vgl. SS 1395, 1439, 1442 —1443, 1519, 1525, Im, 
1550 BR. 

6. Bezüglich des Reichsſchuldbuchs ef. Art. 50 E.G. 

7, Wusführungsgeiete. Preußen: Art. 16 beichränft fi darauf, das Geier 
vom 20, Juli 1883 (vgl. oben zu 2) in zwei Bunften den für das Reihsihuldbud 
gegebenen Vorſchriften anzupafien. Es werden nämlich erjegt: a) der $ 9 1. c. durd 
die Vorſchrift, daß die Ehefrau (unbeichadet des Abi. ? des vorliegenden Artikels "5; 
felbitändig ohne ebemännlihe Zuftimmung zu Anträgen zugelaflen wird — val. 
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die entiprehende Beitimmung in Art. 50 E.G. Abi. 2 —, und b) der $ 12 Abi. 2, 
welcer ſich über die Beicheinigung der Rehtsnadhfolge von Todeswegen verhält, durd 
eine die Zuſtändigkeit der Behörden anderweitig regelnde, dem jetzigen Reichsrecht 
entiprehende Vorſchrift. — Vgl. die entiprehende Beitimmung in $ 188 R.Freiw. 
Gef. (Die Nr. III des Art. 16 hebt endlih den durch die SS 1667 Abi. 2, 1815 
1816, 1853, 1903, 1904 an jich gegenftandslos gewordenen $ 24 1. e. formell nod 
beionders auf.) 

Sachſen: $ 52 ändert völlig entiprehend wie Preußen die SS 9 u. 11 Abi. 2 
des Geſetzes vom 25. April 1884 vgl. oben $ 2 (hierzu geringfügige Aenderungen 
des S 11 Abi. 1 u. des S 15 Abi. 1 Nr. 3); vgl. ferner Ausf.Verord. v. 6. Juli 1899 
S 54, welcher einige Beitimmungen der A.B. v. 17. November 1884 zum Gefek über 
das Staatsihuldbuh abändert. 

Heſſen: Gef. v. 27. März 1898, betr. die Einrichtung eines Staatsſchuldbuchs. 

S.⸗Weimar: Gef. v. 20. Januar 1900, 

Bremen: Gef. v. 2. Dezember 1898. 

Elſaß-Lothringen: $ 43 ändert den $ 9 des Gel. v. 24. März 1881 in 
Anijebung der llebertragung der „eingeichriebenen Renten”. — 


Rückzahlung von Staatsfculden. 
Artikel 98. 


Unberührt bleiben die [andesgejeglichen Vorjchriften über die Rück— 
zahlung oder Ummvandlung verzinslicher Staatsihulden, für die Inhaber— 
papiere ausgegeben oder die im Staatsſchuldbuch eingetragen find. 

Neihst. Komm. Ber. V S. 11—12; Reihst. Sit. Prot. 3031. 3096, 

4. Der Artifel ift dur den Reichstag nn den Anträgen der Kommiſſion 
R. T.K. p. 185 mit Rüdfiht auf $ 2 des Preuß. Gef. vom 4. Mai 1585 eingefügt. 
& 2: Bevor die Kündigung erfolgt ($ 1), iſt den Inhabern der Schuldverihreibung die 
Ummandlung der Schuldverihreibung in jolde der 4"/o foniolidirten Staatsanleibe 
durch öffentlihe Befanntmahung des Finanzminifters mit der Wirfung anzubieten, 
daß das Angebot für angenommen gilt, wenn nidt binnen einer Frift 
unter Ginreibung der Staatsihuldverihreibung die Bezahlung bes 
Stapitals beantragt wird. 

Es erihien zweilelhaft, ob das Präjudiz des S 2 cit. mit Rückſicht auf die 
Vorſchriften des B.G.B. über die Offerte und deren Annabme SS 145 ff. nod rechts: 
wirfjam jein würde. Der Vorbehalt jhien daher mit Rüdjicht auf das finanzielle 
Intereſſe de3 Staates an der Konvertirung geboten. 

Val. ferner $ 2 des Preuß. Geſ., betr. die Kündigung und Ummandlung der 
40/5 konſol. Staatsanleihe, v. 23. Dezember 159% G.S. ©. 269. 

2. Wusführungsgeiege. Im Einne der erwähnten Preußiſchen Geſetze hat 


von dem Vorbehalt — ſoweit erfichtlihd — bisher fein weiterer Bundesitaat Gebraud 
gemadt. 


An einigen Ausführungägeiegen findet fih die Beitimmung, daß die Kündigung 
ber bier in Frage fommenden Papiere im Wege öffentlicher Befanntmahung zu erfolgen 
bat. Pol. u. a. Württemberg: Art. 177, Medlenburg:Schm.: $ 44, -Str. 43, 
Lübeck:? $ 47. Zu diefen Vorjchriften bedurfte es des vorliegenden Vorbebalts nicht. 


Ochentlihe Sparkaffen. 
Artifel 99. 


Unberührt bleiben die landesgeieglichen Borjchriften über die öffentlichen 
Sparkaſſen, unbejchadet der Vorjchriften des $ 808 des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs und der Vorjchriften des Bürgerlichen Gejegbuchs über die Anlegung 
von Mündelgeld. 

G. I 72; RB. 98; Prot. S. 9214-9216 (VI ©. 618—6%), 


200 Einführungsgeiek z. B.G.B. TU. Abſchn. Verb. d. B.G.B. z. d. Yandesgeiegen. 


1. Ocffentliche Sparkaffen. Ueber den Begriff ef. Anm. zu S 1807 Nr. 5. 
Die landesgeierlihen Vorichriften über öffentliche Sparkaſſen find, joweit jie öffent: 
lichrechtlicher Natur find, wie die Beitimmungen über Ginrihtung und Beitätigung 
der Sparfafien, Bildung und Siceritellung des Sparfailenionds, Beurfundung der 
Einlagen, Ginribtung der Sparkaſſenbücher ꝛc. von jelbit dem Kodififationsprinitp 
entzogen. Auch die Aufrechterbaltung der in den Neglements ſich findenden, von den 
Grundiägen des B.G.B. über Darlehbensverträge (Verzinfung, Kündigung, Rüdzablung 
abweichenden privatrechtlichen Beitimmungen wird, soweit fie die bezüglichen 
Dispofitivvorichriften des B.G.B. erieken, nad den Grundſätzen der Bertragsfreibeit 
nicht berührt. Gines Vorbebalts bedarf es jedoch iniomeit, als die ab— 
weihenden Vorihriiten zwingender Natur find. Als folde cdarafterifiren 
fich beiipielsweiie die Vorjchriften, nach denen die Sparkaſſe ermädtigat it, Anträgen 
von Ehefrauen und Wlinderjährigen auf Rüdzablung von Ginlagen obne Zuitimmung 
des Fhemanns bez. geießlihen Vertreters zu entiprecen, ef. Sei. v. 14. Juli 1895 für 
Elſaß-vLothringen S 12 hinsichtlich der Selbiteinlagen jener Berionen. Die Beitimmungen 
dieſes Geſetzes waren Anlah zur Aufnahme des Vorbebalts Brot. p. 9215. 

2. Ginihränfung des Vorbehalts. Die Yandesredhte können feine abweichenden 
Beitimmungen treffen 


a) über die rehtlihe Natur der über die Spareinlagen lautenden Spar: 
falienbüdher. Bez. diejer greift die allgemeine Vorſchrift des $ 508 B. G. B. über 
Yegitimationspapiere Platz, wonach die Sparkaſſe zur Yeiltung an den Anbaber berechtigt, 
aber nicht verpflichtet iſt (Abi. 1), wonad ferner die Sparkaſſe nur gegen Ausbändigung 
des Sparkaffenbuchs zur Zahlung verpflichtet iſt, im Fall des Verluites die Amortiiation 
des Buchs im Wege des Aufgebotsverfabrens, wenn nichts anderes beitimmt it, 
erfolgen muß, wonach endlich die Vorichriiten des $ 802 B. G. B. über die Berjäbrung 
Anwendung finden; 


b) von den Vorſchriften der SS 1806 ff. über die Anlegung von 
Mündelgeld, 8 1807 Nr. 5, und die Art dieier Anlegung, welche gemäß S 104 
BGB. mit der Beitimmung erfolgen fol, daß zur Erhebung des Geldes die Ge: 
nebmigung des Gegenvormundes oder deö Vormundſchaftsgerichts erforderlih iſt. 
Die Landesgeießgebung fann feine Beitimmung treffen, welde die Haftpflicht der Spar: 
kaſſen megen Herausgabe der Baluta an den jolchergeitalt nicht Yegitimirten aus: 
ſchließen oder beichränfen. Tie Landesgeſetze werden auch fünftig nicht mebr die Außer: 
fursiegung folder Sparfafienbücher zulaifen fönnen. Denn aud dies würde ſich mit 
den Grundlägen des S 808 in Wideriprucd ſetzen, welder noch weniger wie die 
Beitimmungen über die echten Anbaberpapiere eine Außerfursießung zuläßt. Bezüglich 
der vor dem 1. Januar 1900 erfolgten — und befanntlih in jebr erbeblibem Umtange 
feitens der Bormundichaftsgerichte veranlakten — Außerfursiekungen wird es zweifel— 
haft jein fönnen, ob fie gemäß Art. 176 E.G. auper Kraft treten. Bal. unten 
Bem. 4 und Näheres Bem. zu Art. 176. 

3. Landesgeieglihe Vorſchriften. Preuß. Negl., Ginricht. des Sparfaiien- 
weſens betr., v. 12. Dezember 1538. Kab. ©. v. 26. Juli 1841. Zuſt. Gel. vom 
1. Auguſt 1883 88 52, 53. Bayr. Pol. St.G.B. 8 140. Bad. Gei., die Rechts— 
verhältniffe der mit Gemeindebürgſchaft veriehenen Sparfafien betr., v. 9. April 1550, 
DOM. Gej. v. 15, April 1865, Elſaß-Lothr. Gef. v. 14. Juli 1895, oben zu 1. 

4. Ausführungsgeſetze. 

a) Sinichlägige Beitimmungen entbalten nur: 


Preußen: Art. 75 $ 2: Derſelbe ftellt die Bedeutung einer vor dem 1. Jan. 
1900 erfolgten Außerfursießkung (melde gemäh Art. 176 E.G. Satz ? als folde ihre 
Wirffamfeit verliert) dabin Far, dak der Sperrvermerf die Wirkungen des $ 1504 
B.G.B. haben foll, d. b. daß er die Abbebung der Mündel-Gelder von der Genehmigung 
des GSegenvormunds (oder Bormundicaitsgericts) abhängig madıt. 


68 kann zweifelhaft fein, ob dieje Ausführungsbeitimmung frait des vorliegenden 
Vorbehalts oder nicht vielmehr frajt des im Art. 168 gegebenen Borbebalts erlajien 
ift, bez. ob fie, wenn fie weder bierber noch dortbin gehört, überhaupt recbtsgiltig it. 
Bol. über diefe Streitirage Bem. zu Art. 176. 

Bayern: Art. 109, 110 beitimmt, daß bei einer öffentl. Sparkaſſe Ehefrauen 
ohne ehemännliche Genehmigung, beicränft geicäitsiäbige ohne Einwilligung ihres 
nejeglichen Vertreters Spareinlagen maden fönnen (obne dieſe BVorichriit wäre cine 
ſolche Einlage unwirkſam, vgl. SS 114, 1306, 151048.) und dak die Sparkaſſe überbaupt 
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die Werfügungsberehtigung des Budinhabers (au in Anjehung der Geſchäftsfähigkeit) 
bei einem Antrag auf Kündigung oder Auszahlung nicht zu prüfen braucht. 

S.:Altenburg: 8 126 wie Breußen. 

S.-Coburg-Gotha: Art. 50 8 5 wie Preußen. 

b) Hierher nebörig und gleichzeitig einichlägig in den Vorbehalt des Art. 102 
Abi. 2, welcher ſich mit dem vorliegenden Vorbehalt freuzt (vgl. Bem.5b 2 zu Art. 102) find 
die Rorihriiten der Ausführungsgeieße über die Kraitloserflärung von Sparfafjen: 
bücdern. 

Bayern: Art. 111: 121, Württemberg: Art. 185—189, Baden: Art. 111—121, 
Heilen: Art. 71, Medlenburg:Schmw.: 88 30 —41, — Ss 29—40, S.:Weimar: 
88 59-75, S.:Meiningen: $ 8, Reuß a. %.: NN 2—66, 

Andere Ausführungsgeieße beftimmen acc ein beionderes Amortijations: 
verjabren für die in S 808 3.6.8. bezeichneten Urfunden und treffen damit auch 
implieite die Sparkaſſenbücher. Diejelben find bei Art. 102 Bem. dba mitgetheilt, 

Das Amortifationsverfahren bez. der Sparkaſſenbücher, welches hinſichtlich feiner 
formellen Berfabrensvorichriiten zugleich auf dem Rorbehalt des 811 E. G. z. C. P.O. 
beruht, iſt in den vorſtehenden Ausführungsgeſetzen theils erſchöpfend geſetzlich geregelt, 
theils iſt es der Verordnung im Verwaltungswege überlaſſen, theils ausſchließlich der 
Satzungsbefugniß der Sparkaſſen ſelbſt anheimgegeben. 

ce) Nicht ſowohl hierher gehörig, als vielmehr ſchon durch den Vorbehalt des 
8 1807 Abi. I Ar. 5 gededt find die Beitimmungen vieler Ausführungsgeiege über 
die Zuftändigfeit der Behörden, die öffentlichen Sparfaflen zur Anlegung von Mündelgeld 
für geeignet zu erflären. 

Val. Preußen: Art. 75 eit. $ 1 (Regierungspräfident im Einvernehmen mit 
dem Landgerichtspräfidenten), Baden: (Auftigminifterium), S.:Goburg:Gotba: Art. 50 
8 3 (Landesjuftigverwaltung), S.:Meiningen: Art. 28 $2 (Staatsminiftertum) u. a. m. 


Schuldverſchreibungen eines Bundesſtaates. (Artifel 100—101.) 
Artikel 100. 


Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorjchriften, nach welchen bei 
Schuldverjchreibungen auf den Inhaber, die der Bundesjtaat oder eine ihm 
angehörende Störperichaft, Stiftung oder Anjtalt des öffentlichen echtes 
ausitellt: 

1. die Gültigkeit der Unterzeichnung von der Beobachtung einer be- 
jonderen Form abhängt, auch wenn eine jolche Beitimmung in die Urkunde 
nicht aufgenommen iſt; 

2. der im $ 804 Abi. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichnete An- 
jpruch ausgejchlojfen ijt, auch wenn die Ausichließung in dem Zins- oder 
Rentenſcheine nicht beſtimmt it. 

6. 160; € I 73; RB. 99; Mot. zu 60 ©. 187; Prot. ©. 2688, 2693, 
8875 — 8877, 9210-9211 VI ©. 419, 4%0, 617: I ©. 555558). 

1. Shuldverihreibungen auf den Inhaber eh, 88 793 ff. B.G.B. Durd den 
vorliegenden Artikel find der Yandesgeießgebung ———— von folgenden 
beiden Beſtimmungen des B.GB fongedirt: 

a) nad 8 793 B. G. B. begründet die jelbitgeichriebene oder fachimilirte Namens: 
unterihrift des Ausitellers ohne weiteres die Verpflichtung aus dem nbaberpapier; 

b) nah $ 504 B. G. B. kann bei Verluft eines Zins-, Renten- oder Gewinn: 
antheiliheins der bisherige Inhaber — jofern der Schein "während der 4 jährigen 
Rorlegungsirift nicht präfentirt oder eingeflagt iſt — im Fall rechtzeitiger Anzeige des 
Verluſtes den Anſpruch aus dem Schein geltend machen. 

Dieſe beiden Beſtimmungen können jedoch vertragsmäßig durch einen auf die 
bez. Urkunden zu ſetzenden Bermerf inſoweit modifizirt werden, als gemäß $ 793 
Abi. 2 eine beitimmte Form der Vollziehung des Papiers vorgeichrieben und gemäß 


$ 504 Sat 2 der Anſpruch des bisherigen Inhabers im Fall des Verluſtes der Scheine 
befeitigt werden fann. 
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Der vorliegende Artifel ermädtigt nun die Landesgeſetzgebung, dieſe vertrags: 
mäßigen Modififationen der reihsrechtlihen Vorichriiten, in Aniebung der Obligationen 
des Staats und anderer juriftiiher Perſonen öffentliben Rechts, ein rur allemal geſetzlich 
zu firiren und damit die auf Grund der SS 793 Abſatz 2, 804 Abſatz 2, 75 B. G.B. 
nothwendigen VBermerfe auf der Urfunde zu erübrigen. 

2, Grund des Borbehalts: Die aus der Konſequenz der redtliben Natur der 
Anhbaberobligation und der Berüdjichtigung des Intereſſes der Gläubiger fih ergebenden, 
oben bezeichneten Vorſchriften des B.G.B. fünnen für den Schuldner mit großen 
Gefahren (Schwebezuſtand zwiihen Heritellung und Ausfertigung des Papiers) und 
Beläftigungen (nahträglibe Honorirung verfallener Zinsicheine) verfnüpft jein. Die 
Möglichkeit jolher Nachteile, welche entiheidend dafür war, dieſe Voricriiten in der 
bezeichneten Richtung der Abänderung durch Parteiwillen zu unterwerfen, find beſonders 
groß bei den Maſſenemiſſionen des Staats und anderer öffentliber Ktörperichaften. 
Zudem ift das Intereſſe des Schuldners bier zugleich ein öffentliches (finangpolitiiches 
und verwaltungspragmatiiches), welchem durch ein dieien Nachtbeilen ein für allemal 
begennendes Geſetz abgeboljen werden muß. 

3. Landesgeieglihe Borichriften: Preuß. Verordnung vom 16. uni 1819 
813 (8.5. ©. 157). Rentenbanfgeieß vom 2. Mär 18550 8 57(G.8. S. 77). — 
Sädi. Sei. vom 29. Sept. 1834, die Einrichtung der Staatsihuldenfaile betr., S 17 und 
Gef. vom 18. Nan. 1882, 

4. Staat und juriftiihe Perſonen des öffentlichen Rechts: vgl. Bem. 
zus$8I BGB. umd Art. 91 E. G. 

5. Gewinnantheile find nicht erwähnt, ef, $ 804 Abi. 2. Diejelben fommen 
nicht in Betradt, da aub das B.G. B. diefelben in dem von \nhaberpapieren lautenden 
Titel nur als jelbitändige Papiere behandelt, ef. einerieits SS 749, 801, 804, anderer: 
jeits 805 B. G. B. Prot. II 9211, vgl. auch die Faſſung dieſes Artifels mit Art. 60. 
(Brot. 8876) und den $ 805 B. G. B. mit 8 698 Entw. I. 

6. Ausführungsgeſetze. Preußen: Art. 17. 

$ 1. Bet den von dem Staate oder einem Kommunalverband ausgeftellten 
Schuldverihreibungen auf den Inhaber bängt die Gültigfeit der Unterzeihung davon 
ab, dak die Schuldverihreibung vorihriitsmähig ausgeiertigt Üt. Der Aufnahme 
diefer Beitimmung in die Urkunde bedarf es nicht. 

Die Ausfertigung erfolgt bei den über das Kapital lautenden Schuldverichreibungen 
durch eigenbändige Unterzeichnung des Vermerkes „Ausgelertigt“ ſeitens des damit 
beauftragten Beamten, bei Zins: und Erneuerungsſcheinen durch den Aufdruf eines 
Trodenftempels, der bei den Schuldverichreibungen des Staats den Königlich Preußiſchen 
Adler, bei den Schuldverichreibungen eines Kommunalverbandes das diejem zuſtehende 

Siegel enthalten muB. 

82, Bei Zinsicheinen, die für Schuldverichreibungen der im $ 1 bezeichneten 
Art oder für Nentenbriefe der zur Vermittelung der Ablöjung von Renten in Preußen 
beitebenden Rentenbanfen ausgegeben find, it der im $ 804 Abi. 1 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beitimmte Anſpruch ausgeihlofien, ohne daß es der Ausichliefung in dem 
Scheine bedarf. 

Das Gleiche gilt für Zinsſcheine von Piandbriefen einer öffentliben Tandichait: 
liben (ritterichaitlichen) Kreditanſtalt oder einer provinzial- (fommunal:) ftändiichen 
öffentlihen Grumdfreditanitalt. 

Bol. ferner Lübeck: $ 46 und Braunideig: S 2%. 

7. Val. zu diefem Artikel: Neihsihuldenordnung vom 19. März 1900 8 4, 
8 16 Abi. 2. — Vebergangsbeitimmungen Art. 174-178, 


Artikel 101. 


Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorjchriften, welche den Bundes- 
jtaat oder ihm angehörende Körperjchaften, Stiftungen und Anjtalten des 
Öffentlichen Nechtes abweichend von der VBorichrift des $ 806 Satz 2 des 
Bürgerlichen Gejebuchs verpflichten, die von ihnen ausgeitellten, auf den 
Inhaber lautenden Schuldverichreibungen auf den Namen eines bejtimmten 
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Berechtigten umzujchreiben, jowie die landesgejeglichen Vorſchriften, welche 
die ſich aus der Umfchreibung - einer jolchen Schuldverjchreibung ergebenden 
Nechtsverhältnijie, mit Einjchluß der Kraftloserflärung, regeln. 

E. II 74; RB. 100; Brot. S. 8559-8867 (VI ©. 414-416). 

t. Schuldverijchreibungen auf den Inhaber ct. SS 7957. B. G. B. Art. 100 
E.G. Der Vorbebalt fonzedirt der Landesgeiehgebung rine Abweichung bon der 
Boridrift des $ 806 Satz 2 BGB. Nach dieſer Vorſchrift ift der Ausſteller eines 
Sinbaberpapieres zur Umſchreibung deijelben auf den Namen des GHläubigers zwar 
berechtigt, aber nicht verpflichtet. Dieſe Vorfchriit in Verbindung mit der dur 
das B.G. B. erfolgten Beſeitigung des Inſtituts der Außerkursſetzung durch den 
Gläubiger und dritte Perſonen bez. Behörden wird gewiſſen ſchutzbedürftigen Intereſſen 
nicht gerecht. Es erſcheint in jedem Fall geboten, ſie dort außer Anwendung zu laſſen, 
wo durch die in Anſehung öffentlicher Inſtitute erlaſſenen entgegenſtehenden landes— 
geſetzlichen Vorſchriften ein wirkſamer Schutz dieſer Intereſſen gewiſſermaßen öffentlich 
gewährleiſtet iſt. Die Vorſchriften, welche abweichend von dem B.G.B. den Staat 
und andere juriſtiſche Perſonen öffentlichen Rechts verpflichten, die Umſchreibung 
der Inhaberpapiere auf den Namen des Berechtigten vorzunehmen, erfüllen daber 
denjelben Zweck wie das Staatsihuldbuh, ef. Anm. 1 zu Artikel 97, und find daher 
mit dieſem aufrechterhalten worben. 

2. Rechtsverhältniſſe. Aufrechterbalten jind auch die fich aus der Umſchreibung 
ergebenden Rechtsverbältnifie, und zwar gleichviel, ob diefelben an eine freiwillig erfolgte 
Umicreibung oder an eine ſolche anfnüpien, zu welcher der Ausjteller verpflichtet war. 
Es gebören bierber auch die Borichriiten über die Wiederummandlung foldher Papiere 
in Anbaberpapiere und die Verpflichtung der Ausiteller, dDiefe Ummandlung vorzunehmen, 
Miot. p- 156. Ginbezogen find auch frait ausdrüdlicher Vorichrift dieſes Artifels in 
den Vorbehalt die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die 

3. Kraftloserflärung folder in Namenpapiere umgewandelten Anbaberpapiere. 
Solche Vorſchriften find, trogdem die Gefahren der rechtswidrigen Grmwerbung und 
Benußgung durch Dritte mit der Umwandlung bejeitigt find, von einzelnen Staaten 
erlaiien. Ci. Mot. II p. 715. 

4, Bundesitaat und juriftiihe Perionen öffentlihen Rechts ef. $ 884 BGB. 
Art. 91, 100 E.8. 

5. Landesgeſetzliche Vorſchriften: Württemb. Gef. vom 18, August 1879, betr. 
die auf den Inhaber lautenden Staatsichuldicheine. 

6b, Ausführungsgeiege. Von dem Vorbehalt haben in umfaflender Weiſe Gebraud 
gemadt: Breußen: Art. 18; — Bayern: Art. 49—59 vgl. auch Bel. vom 23. Nov. 
1599 und 15. Dez. 1899; — Württemberg: Art. 181— 153 nebit Verordnung vom 
26. Jan. 1900; — Heſſen: Art. 68—70; — Medlenburg:Shmw.: $ 4548, 
-&tr.: $$ 44-47; — ©.:Meiningen: Art. 10 88 1-7; — S.:Coburg:Gotha: 
Art. 15 (überläßt Alles dem BVerordnungswege); — S.:Altenburg: SS 34, 35; — 
Schw.:Sonderbaujen: Art. 18, 69; — Schw.:Rudolitadt: 88 d6—di; 
@übed: SS 47—58, 

Val. ferner Oldenburg: 85, Birk.: 87, Lüb.: 8S5 und Baden: $ 12, welde 
aber nur bejtimmen, daß derartige Urkunden durch Aufgebot für fraitlos erflärt 
werden fönnen. 

Die obigen Ausführungsgejeße beitimmen im Uebrigen faft durchgängig in Aus: 
führung des Halbiak 1 des vorl. Artikels, daß der Staat und die bezeichneten jurift. 
Berionen öffentlichen Nechts zur Umichreibung auf Verlangen des Inhabers verpflichtet 
find. Nur Bayern ändert den bisherigen Nectsauftand, wonah eine ſolche Ver: 
pflihtung dort nicht eriftirt, nicht ab. Ebenio ©.:Goburg:-Gotha. 

lleber das fih aus der Umschreibung ergebende Rechtsverhältniß, alfo insbeſ. über 
die rechtliche Natur des umgeichriebenen Papiers, enthalten die Ausführungsgeſetze nur 
zum Theil detaillirtere Beitimmumngen. Keine Vorichriften darüber enthält vor Allem 
Preußen. Am eingebenditen regeln dad Nechtsverbältnig Bayern und Lübeck. Ueber: 
einftimmend muß, wo nichts Gegentheiliges beitimmt iſt, gelten: Das umgejchriebene 
Papier wird zum wahren Namenpapier, d. b. berechtigt dem Ausiteller gegemüber find 
nur: der benannte Gläubiger und deſſen legitimirte Vertreter und Rechtsnachfolger. 
Das Papier verliert andererjeit3 nicht jeinen Ghbarafter ald Werthpapier, d. b. der 
Aussteller ift nur gegen Einhändigung des Papiers zur Leiftung verpflichtet. Einige 
Ausführungsgelege enthalten zur Grleichterung der Legitimationsprüfung feitens des 
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Ausitellers detaillirte Vorſchriften über die Yegitimationsführung, ſei es im Geſetz 
jelbit (Bayern), fei es in den in Bezug genommenen Verordnungen (Preußen), und 
beitimmen dann, daß der Ausiteller durch Zahlung an den Inhaber unter dieien 
erleichterten Bedingungen für die Yenitimationsprüfung beireit ift. — Von der Mebrzabl 
der Ausführungsgeieße wird (wie in den Ausführungsbeitimmungen zu Art. 97) beitimmt, 
daß die Ehefrau dem Ausfteller gegenüber zur Verfügung über das umpgeichriebene 
Papier auch obne Zuftimmung des Ehemannes ermädtigt ift. Faſt ſämmtliche Aus— 
führungsgeiege beitimmten endlih auf Grund des vorliegenden Vorbebalts und des 
$ 11 EG. daß die jo umgeichriebenen Papiere im Wege des Aufgebotöverfahrens für 
fraftlos erflärt werden können. 

Was die Llebergangszeit anbelangt, jo werden die neuen Vorichriften analog 
der reihsrechtlichen Lebergangsnorm des Art. 174 auch auf die vor dem 1. Jan. IWW 
ausgeitellten Schuldverihreibungen Anwendung finden müffen. Preußen: Art. 15 S 10 
ihreibt das ausdrüdlid vor. 


Kraftloserklärung von Legitimationspapieren. 
Artifel 102, 


Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorſchriften über die Kraftlos— 
erflärung und die Zahlungsiperre in Anjehung der im $ 807 des Bürger: 
lichen Geſetzbuchs bezeichneten Urkunden. 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen Worjchriften, welche für Die 
Kraftloserflärung der im $ 808 des Bürgerlichen Gejegbuchs bezeichneten 
Urkunden ein anderes Verfahren als das Aufgebotsverfahren beitimmen. 


@. 161; & 11 75; RB. 101; Mot. zu 61 S. 187; Brot. S. 2703, 2706 bis 
2708, 8491, 8492, 8872 (VI ©. 198, 199, 420). 


1. Nach 8 807 B.6.B., welcher die SS 799 ff. nicht in Bezug nimmt, finden 
die Vorichriiten des B.G.B. über das Aufgebotsveriabren und die Sablungsiperre 
auf die jogenannten einfachen Yegitimationsurfunden (karten, Marken, Billets ıc.) 
feine Anmwendung, weil dieſen Urfunden oft binreibende Unteriheidungsmerfmale 
feblen und bez. ihr Werth zu den Koiten eines Aufgebotsverfabrens in feinem Ber: 
hältniß ſteht. 

Der Abſatz 1 des vorliegenden Artikels hält die abweichenden Vor— 
Ichriften einiger Landesgeſetze aufrecht. Gemäß S 11 EG. zu C. P.O. fönnen die 
Yandesgeiehe auch das Verfahren bes. dieſer Urkunden abweichend von den all- 
gemeinen Berfabrensvorichriiten regeln. 

2. Rach 8 808 B. G. B. iſt umgefehrt bei den jogenannten qualifizirten 
Legitimationspapieren, bei weldhen, obwohl auf den Namen lautend, die Zablung an 
jeden Inhaber geleistet werden fann (Sparkaſſenbücher, veibhausiceine, vgl. Art. 94, 
u, Rerjiberungsvoligen, Tepoticheine 2c.), das Aufgebotsverfabren reichsrechtlich vor: 
neichrieben. 

Ter Abias 2? des vorliegenden Artifels bält die abweichenden Vor: 
ſchriften einiger Landesgeſetze aufrecht, ſoweit fte für die Mraitloserflärung ein anderes 
Beriabren als das Autgebotsveriabren beitimmen. Es wird dem vieliah bervor: 
tretenden Bedürfniß nad einer erleichterten Form der Amortilation für dieie Urfunden 
NRechnung getragen. 

Kine weitere Grleihterung gewährt 8 1023 Say 2 C. P.O. indem er der 
Landesgeſetzgebung fonzedirt, auch inſoweit, als fie es an ſich bei dem reichsrechtlichen 
Autgebotsverfabren bewenden läßt, dieies in den dort bervorgebobenen Beziehungen 
abzuändern. 

Tie VBorbebalte find insbeiondere mit Rückſicht darauf getroffen, dak die 
Amortiirbarfeit dieier Urkunden und ber. die Art diefer Amortilation vielfach mit 
öftentlichen Ginrichtungen zuſammenhängt und inſoweit publiztitiichen Sweden dient, 
Dot. a. a. O. 

4. Eoweit der vorliegende Vorbehalt reicht, it für die Nebergangsbeitimmungen 
der Art. 174 ff. kein Raum. 
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5. Yusführungsgeiege: 

a) zum Abi. 1 des Art. 102, alfo in Anſehung der einfachen Zegitimations- 
papiere jind nicht vorbanden, 

b) zum Wbi. 2: 

a) Hinfichtlih aller Urkunden im Sinne des 8 808 B.6.B. (qualifizirte 
Yegitimationsurfunden) maden von dem Worbebalt Gebrauh: Sachſen: $ 5. — 
©. Altenburg: A.G. 3. EP.O. vom 4. Mai 1899 $ 8, — ©S.:Coburg:Gotba: 
Art. 15 $ 4. — Schw.:Rudolitadt: Art. 35. — Reuß j. &: A.G. 3. EP.O. vom 
10. Auguſt 1899 8 11. — Auch Heilen: Art. 71 (in Anſehung der von Pfandleih— 
anitalten, Sparfafjen und ähnlichen Anstalten ausgejtellten Urkunden). 

Die Geſetze regeln bierbei das Amortilationsverfahren nicht jelbit, beitimmen 
vielmehr nur allgemein, dat ein anderes Verfahren als das Aufgebot bejtimmt werden 
fann, regelmäßig im Wege Statuts mit Genehmigung des Minifteriums. Mach 
E.:&oburg:Gotba im Wege landesherrlidber Verordnung.) 

3) Sinfichtlih nur der Sparfaffenbüdher mahen von dem Borbebalt Gebraud: 
Bayern: Art. 111-121. — Württemberg: Art. 158. — Baden: A.G. 3. C. P.O. 
und Z3w. V. G. vom 18. Juni 1899 8 14. — Mecklenburg-Schw.: A.G. 3. CBPO. 
vom 9. April 1899 88 3041; :Str.: A.G. 3. C. P.O. vom 9. April 1899 88 29—40, 
— S.-Weimar: 88 59-72. — ©.:Meiningen: Art. 1088 — Reuß ä. L.: 
88 52-66. — Bal. hierzu Bem. 4b zu Art. 99. 

Tie Geſetze ordnen das hiernad abweichende Amortifationsverfahren regelmäßig 
felbit (Meiningen: Art. 10 $ 8 überläßt die Negelung dem Berordnungsmwege). 

Die Regelung erfolgt regelmäßig dahin, daß die Sparfajle das Aufgebot jelbit 
erläßt und dab die Kraftloserflärung nah frucdtlofem Aufgebot durch den Vorſtand 
erfolgt, daß aber der Beichluß der Anfechtung gemäß SS 957, 985 C. P.O. unterliegt. 
— Megelmäßig wird auch beitimmt, daß die neuen Vorſchriften auch auf die vor dem 
1. Januar 1900 ausgegebenen Sparbücher Anwendung finden. (Das Yestere muß 
auc —2* Art. 174 E. G. dort gelten, wo es nicht beſtimmt iſt, vgl. unten Bem. zu 
Art. 174.) 

Zujag. In Ausführung des oben zu 2 erwähnten weiteren Vorbehalts des 
$ 1023 Sat 2 der Civilprozeßordnung baben die meiſten Ausführungsgeiege auch das 
gerichtliche Aufgebotsverfahren, ſoweit ſie es bei demielben für die Urfunden des 
S 808 3.8.8. bewenden laſſen, modifizirt, indem fie über die vorgejichriebenen Be: 
fanntmadhungen und die Aufgebotsfriit abweichende Beitimmungen normiren: 

Dal. Preußen: A.G. 3. C.P.O. i. d. Fall. d. Bek. vom 6, Oftober 1899 $ 7. 
— Bayern: A.G. 3. C.P.O. i. d. Fall. d. Bel. vom 26. Juni 1899 Art. 30. — 
Sadien: AB. z. EPO. vom 20. November 1899 $ 10. — Württemberg: A.G. 
3. B. G. B. Art. 159. — Baden: AG. 3. E.POD. u. Zw. V. G. $ 15. — Heilen: A.G. 
3. C. P.O. vom 21. Juli 1899 Art. I (7d). — Oldenburg: A.G. 3. C. P.O. vom 
15. Mai 1899 (je für Oldenb., Birf., Yüb.) $ 12 (8 12,8 12). — &.:Meiningen: 
AG. 3. EP.O. vom 16. Auguft 1899 Art. 10, 11, — Schw.-Sondershauſen: 
1.8, 3. C. P.O. vom 19. Ault 1899 Art. IS 7,8. — Schw.:Rudoljtadt: A.G. 
3. C. P.O. vom 11. Juli 1899 Art. 13. — Anhalt: A.G. 3. C. P.O.Nov. Art. 4. — 
Pippe: A.G. 3. EPO. vom 17. November 18599 Art. I ($ 10). — Walded: A.G. 
3. C. P.O. Nov. Art. 1. — Hamburg: A.G. 3. C.P.O. vom 22. Tezember 1899 8 4. 
— Lübeck: A.G. z. C. P.O. vom 19. Juli 1899, 


Erfaganfprud des Staates nnd öffentliher Anfalten wegen Gewährung 
von Unterhalt. 


Artifel 103. 


Unberührt bleiben die landesgejeglichen VBorjchriften, nach welchen der 
Staat jowie Verbände und Anjtalten, die auf Grund des öffentlichen Rechtes 
zur Gewährung von Unterhalt verpflichtet find, Erjag der für den Unterhalt 
gemachten Aufwendungen von der Perſon, welcher fie den Unterhalt gewährt 
haben, jowie von denjenigen verlangen können, welche nad) den Vorjchriften 
des Bürgerlichen Gejegbuchs unterhaltspflichtig waren. 

E. II 76; RB. 102; Prot. ©. 8980-8082 (VI S. 482, 483, 616, 617). 
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I. Grund des Vorbehalts. Tie frage, ob und in welchem Make die in 
dieſem Artifel bezeichneten Gritattungsaniprüce begründet find, hängt mit dem öffent— 
lichen Intereſſe der einzelnen Bundesitaaten eng zuſammen. Auch it die Natur 
dieſer Aniprüche, ob öffentlichrechtlich oder privatrechtlich, nicht ungweifelbaft, Prot. SUs1. 
(65 fommt binzu, daß, wenn auc regelmäßig für die Geltendmachung dieier Aniprüce 
der Rechtsweg eröffnet iſt, nad vielen Yandesgeiegen die Feititellung der Verbindlichkeit 
vorbebaltlih des Rechtsweges durch die VBerwaltungsbebörde erfolgt, ef. Preuf. 
AG. vom 8. März 1871 zum RG. über den Unterftüßungswohniig SS 65-08, 
Zuft.Gei. vom 1. er 1853 843 u. a. G. Meyer UN. Ip. 131. Nah anderen 
Landesgeſetzen tft die ( eltendmahung überbaupt im Berwaltungswege bey. Verwaltungs: 
ftreitverfahren vorgeichrieben; ef. Mein Geſ. vom 26. April 1858 Art. 3, 4; Anbalt 
Zuſt. Geſ. SB a.a. O. Someit die Negelung diefer Aniprüche reichsrechilich erfolgt 
iſt (ef. 8 2 des R.G. über den Unterſtützungswohnſitz vom 6. Juni 1870), ergiebt 
fib der Vorbebalt ſchon aus Art. 32 E. G. Zu beachten iſt jedoch, daß dieſes Geſetz 
in Bayern und Elſaß-vothringen nicht gilt. 

2. Erſtattungsanſpruch gegen den Unterſtützten jelbit bez. deſſen Nachlaß: 
Nah den Grundſätzen des B. G.B. über die Bereiherung SS 812ff., wonach nur die 
Rüdforderung desienigen, was eines Nectsgrundes entbehrt, neitattet ift, würde ein 
derartiger Anſpruch gegen den Hilfsbedüritigen, falls derielbe ipäter wieder zu Ver: 
mögen fommt, bez. gegen feinen Nachlaß nicht begründet jein, da die Unterjtügung in 
Ausübung einer öf entlihen Pflicht erfolgt, üit. Die Nüceritattung iit bier ebenio 
ausgeſchloſſen, wie für den unterftügungspflichtigen Rerwandten SS 1601 FF., binfichtlich 
deiien auch die Mahgeblichkeit des S 814 Satz 2 BGB. zu beachten it. 

Der Vorbebalt ſichert aber diejeni en Yandesgejeße, welde den 
au. Aniprucd positiv vorichreiben. Tas R.G. über den U.W. vom 6. Aunt 187% 
enthält feine ſolche Vorſchrift. In Preußen ift auch in dem A.G. zu dem bes. Geſetze 
(oben zu 1): ein folder Anſpruch nicht gegeben. Demgemäk it auch nad der bis- 
berigen Rechtſprechung ein folder Anſpruch für die gemeinrechtlichen Gebierstbeile 
veriagt. Ob.Trib. vom 12, Kebruar 1878 bei Seuffert 33 Nr. 305, R.G.Entid. 
Bd. 14 p. 197. Für die landrectlichen Gebietstbeile ift derielbe zwar bejabt, RG. 
bei Gruchot 24 p. 513. Allein mit der er ee dieſe Entſcheidung ſtützenden 
Grundſätze der nützlichen Verwendung A.vL. R. I, Ss 262. durch das B. G. B. bat 
dieſe Entſcheidung ſowie die übereinſtimmende — des früheren Ob. Tribunals 
ihre Bedeutung verloren. Aufrechterhalten iſt für Preußen nur die poſitive Vorſchrift 
des $ 67 IL IH AYR., wonach der Armenanftalt gegen den Nachlaß des Unter: 
jtügten, fomweit der Nachlaß hinreicht, ein derartiger Anſpruch zuſteht. In Bavern 
iſt ein Erſtattungsanſpruch der Gemeinde gegen die von ihr unterſtützte Perſon bis zu 
einem gewiſſen Grade anerkannt, Armengeſetz vom 29. April 1569 Art. D und 7, 
Geſ. vom 3. Februar 1888. In den übrigen Staaten, wo das R.G. über den U.W. 
gilt, it der Anipruch des Ortsarmenverbandes (Yandarmenverbandes) auf Rückerſtattung 
vielfah pofitiv normirt. Sächſ. Arm Ord. vom 22. Oftober 1840 $ 65. Bad. Geſ. 
vom 5. Mai 1870 8 5. Oldenb Rev. Sem.Ord. vom 15. April 1875 Art. 73. 
SMeining Geſ. vom 26. April 1888. S.Altenb. Geſ. vom 9. September 1833 8 67. 
Wald. Arm. Ord. vom 14. Mai 1863 8 5. Brem.Geſ. vom 28. Dezember 1887. 
Hamb. Geſ. vom 18. Mai 1892, Meyer aa. ©. p. 129, cl. aub Medlenburg. 
Verord. von 1871. 

3. Gritattungsaniprud gegen den Unterhaltspflidtigen. Nach den Grundſätzen 
des BGB. würde ein folder Anspruch nur zufteben, wenn die Vorausſetzungen 
einer auftragloien Geſchäftsführung S 677 vorliegen; er würde alio x. 8. 
gemäß S 657 BGB, verfagen, wenn der unterjtüßende Verband von der Griitenz 
eines primär Verpflichteten bei Gewährung einer Unteritügung feine Kenntniß gebabt 
hätte. In 8 1607 BSR, it demgemäß auch ſpeziell der Erſtattungsanſpruch des 
ſubſidiär verpflichteten Verwandten gegen den primär Verpflichteten ausdrüdlich normirt. 
Aus dem Sefichtspunft einer ungerechtiertigten Bereicherung fann ein folder Aniprud, 
da die allgemeinen Grundſätze des preuß. Rechts über nützliche Verwendung (ef. St. 
Arch. Bd. 55 p. 51) nicht mehr gelten, nicht begründet werden. Poſitiv gegeben it 
ein ſolcher Anſpruch nah dem R.G. über den Unterſtützungswohnſitz vom ð6. Juni 1870 
$62: „Jeder Armenverband, welcher nah Vorſchrift dieſes Geſetzes einen Hilfsbedürftigen 
unterſtützt bat, iſt befugt, Erſaßz derjenigen Yeiltungen, zu deren Gewährung ein 
Tritter aus anderen als den dur dieies Seien begründeten Titeln verpflichtet it, 
von dem Berpflichteten in demfelben Make und unter denjelben Vorausſetzungen zu 
tordern, als dem Unterſtützten auf jene Yeiltungen ein Recht zuſteht.“ Nur in den 
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bezüglichen Ausführungsgejegen der einzelnen Staaten find dieſe Anſprüche näher 
geregelt, ef. Preuß. A. G. SS 65—68 (oben zu I) u.a. In Bayern iſt der Gritattungs: 
anſpruch der unterftüßenden Gemeinde gleichfalls anerkannt, Gej. vom 3. Februar 1888 
Art. 1-3 (Meyer a. a. O). Die Faſſung des Vorbehalts gejtattet im Webrigen der 
Landesgeſetzgebung, aucd über die Beihränfung einer cessio vi legis hinaus einen 
ſolchen Gritattungsanipruch zuzubilligen. Nah Prot. II 8981 ift der Anspruch nicht 
an die Vorausjegungen des $ 1613 B. G. B. gebunden; vgl. damit Prot. II 5847. 


4, Unterhaltspflichtig. Der Vorbehalt beziebt fih nur auf die im familien: 
rechtlichen VBerbande (Ehe und Verwandichaft) ſich begründenden Unterbaltöpflichten, 
alio der Ehegatten $ 1360 (1361, 1351, 1578 —1582), der Verwandten in gerader 
Linie S 1601 und bes umebelihen Erzeugerd $ 1708 (1739), ef, Brot. 8982, Nicht 
bierber gebörig find alio die Entſchädigungs- bezw. Unterbaltsaniprüce, welche ben 
Berechtigten aus einer unerlaubten Handlung $ 844 B.G.B. oder aus anderen gefeß: 
lichen Gründen, 3. B. Dienftverhältni SS 617—615 B. G. B., oder fraft eines Bezugs: 
rechts von einer Stiftung oder Körperichaft zufteben. Bezüglich der Anſprüche aus 
dem Reich3haftpflichtgeieg vom 1. Juni 1871 cf. R.G. UI p. 4dff. 

5. Staat, Verbände und Anftalten; — vgl. die Faſſung diejes Artifels mit 
Art. 101, 100, 9. — Der Staat fann in Betracht fommen 3. B. binfichtlih der Er: 
ftattung des im Gefängniß gewährten Unterhalts, Mot. IV p. 123—124, Prot. a. a. O. 
Ein Antrag, den Vorbehalt auch auf öffentliche Stiftungen und andere” Körperichaften 
auszudehnen, ift von der Komm. II ausdrüdlich abgelehnt, Prot. 9200, 9210, Zu 
den Verbänden find nicht nur die Orts: und Yandarmenverbände, fondern auch die 
unterjtügungspflichtigen Gemeinden in Bayern zu zählen. 

6. Ausführungspejege. Bayern: Art. 101 und Art. 160 (Abänderung des 
ef. vom 29, April 1869, die öffentl. Armen:Anftalten betr.). — Sadjen: $ 6. — 
Helfen: Art. 12, 73. — &.:Reimar: $ 19. — S.-Altenburg: $ 103. — 
S.:Coburg:®otha: Art. 46. — Schw.:Sonderähaufen: Art. 55. — Schw.- 
Rudoljtadt: Art. 163. — Reuß a. L.: 8124. — Reuß j. L.: $97. — Schaumb. 
Lippe: $ 39. — Bremen: Gef. vom 18. Juli 1899. — Yübed: 8 59 

7. Bgl. mit dem vorliegenden Artikel den Art. 139 und die dorf mitgetheilten 
Ausführungsgeſetze. 


Rückerſtattung öffentlicher Abgaben. 
Artikel 104. 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über den Anſpruch 
auf Rückerſtattung mit Unrecht erhobener öffentlicher Abgaben oder Koſten 
eines Verfahrens. 

E. 165; € U 77; RB. 103; Mot. zu 65 ©. 191. Brot. ©. 8879—8883 
(VI ” 422-424). 

Grund des Vorbehalts. Der Vorbebalt rechtiertigt fih, wie derjenige des 
— Artifels, mit Rückſicht auf das öffentliche Intereſſe der einzelnen Bundes: 
ftaaten bezw. die beionderen verwaltungsredtliben Einrichtungen derjelben, ſowie im 
Hinblid darauf, daß auc bier die rechtliche Natur‘ des Anſpruchs — ob öffentlich: 
rechtlich oder privatrechtlich — in vielen Beziehungen beftritten ift. Prot. 8881. 

2. Anſpruch auf Nüderitattung. Bei Zugrundelegung rein privatrechtlicher 
Gefichtspunfte würbe. nah den Rorichriften des B.G.B. über ungerechtfertigte Bes 
reiherung (58 812ff.) ein folder Anipruch bei jeder unrehtmähig erbobenen Abgabe 
fompetiren, mag die Inrechtmäßigfeit darin beitehen, daß der Herangezogene über: 
haupt nad dem Geſetz nicht abgabepflichtig it, oder daß bei Berechnung jeiner Abgabe 
eine falſche thatſächliche Ermittelung, Schäßung, Unterordnung unter eine faljche 
Tarifpofition obgemaltet bat, ober endlich daß die Abgabepflicht bereits durch Zahlung, 
Erlaß oder Verjährung bejeitigt war. Dieſe Grundſätze find jedoh mit Rückſicht 
darauf, daß die Abgabepflicht jedenfall3 auf einem öffentlihrehtlihen Titel 
beruht, nicht ohne weiteres au die bier qu. Anſprüche übertragbar und von der 
Yandesgeießgebung auch dur pofitive Vorſchriften weſentlich mobifizirt. 

Das bezieht ſich zunächit auf die materiellen Vorausſetzungen des Nüd: 
eritattungsaniprucdh, infofern die Vorfrage der Unrechtmäßigkeit einer erhobenen Ab: 
gabe nah den öffentlichrechtlichen Grundiägen der Beranlagung, Ginforderung und 
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bez. des Erlöſchens der Abgabepfliht (Berjährung, Erlaß) zu beurtbeilen find, jomie 
auf ſolche Vorichriften, welche die Zeit, innerhalb welcher derartige Anſprüche geltend 
zu machen find, durch Präflufivfriften und VBerjährungsbeitimmungen begrenzen. Aber 
auch ſoweit ein folder Aniprud gewährt ijt, wird nad den bezüglichen landesgeſetz 
liben Vorſchriften vielfah die Geltendmahung im ordentliden Rechtswege 
veriagt bezw. nicht geitattet. In Beantwortung der frage, inwieweit der ordentlide 
Rechtsweg für derartige Aniprüche offen ftebt, ift die Nechtsentwidelung in den einzelnen 
Bunbedftaaten noch nicht zum Abichluß gelangt; el. Entih. d. R.G. insbeiondere 
XI p. 65—91, XXII p. 287, XXV p. 302f,, XXVIII p. 15, XXXII p. 347, 
XXXVIp. 257. Während nad reichägerichtlicher Entſcheidung der Rechtsweg arund: 
fäglich gegeben iſt, ſoweit die AJuftändigfeitsirage pofitiv nicht anderweit geregelt ift, 
wird nach anderer Auffaflung der Rechtsweg nur da — wo er durch poſitive 
Geſetzesvorſchrift zugelaſſen iſt; G. Meyer Berw.R. II p. 220. Gin Antrag, dieſe 
Frage reicharechtlih zu regeln, iſt bedauerliher Weile bei den Beratbungen der 
II. Kommiſſion abgelehnt, Brot. 8850. Kraft positiver Vorſchrift zugelajien 
ift der Rechtsweg in Preußen nah dem Geſetz, betr. die Frweiterung des Rechtswegs, 
vom 24. Mat 1861 (G. S. p. 241), $ 9 und 10 wegen Abgaben auf Grund der Be 
bauptung, daß die einzelne Forderung getilgt oder verjährt fei, und auf Grund der Be 
hauptung, daß die Abgabe Feine öffentliche fei, fondern auf privatrechtlicen Fundament 
berube, deögleihen nah $ 11 wegen gezahlten Stempeld und gemäß $ 40 Sei. vom 
30, Mat 1873 wegen der Erbſchaftsſteuer. 

Ausgeſchloſſen wird gemäk $ 13 G.V. G. der Nechtäweg fein, wo und iniomeit 
die Geltendmachung des Gritattungsanipruhbs im VBerwaltungsitreitveriabren gemwäbr: 
leistet wird. Preußen: E.St.G. vom 24. Juni 1891 88 44-49, Erg.St. G. vom 
14. Juli 1893 8 36, Gew.ſEt. G. vom 24. Juni 1891 8 37, Zuſt. Geſ. vom 1. Sep: 
tember 1883 8 160 Abi. 2, Yandesverwaltgei. vom 30. Juli 1853 8 7. — Banern: 
Geſ. vom 8. Auguft 1858 Art. 10 Nr. 10, 0— 28. — Württemberg: Gei. vom 
16. Dezember 1876 Art. 10 Wr. 7, Art. 13. — Baden: Gej. vom 14. Aunt 1854 8 5 
Nr. 1 (Mever Berw.:R. II p. 220). Ausgeichloiien wird der Rechtsweg aud 
ferner da jein, wo bie Nüdforderung wegen unrichtiger Einſchätzung begebrt wird, 
fofern und inſoweit die leßtere auf rein tbatfächlihen und bez. verwaltungstechniichen 
Grmittelungen berubt, ef, R.G. Xl a. a. DO. Nah dem Brem. Gel. vom 5. Januar 
1893, 8 9a, ift der Ausſchluß des font gemährleifteten Rechtswegs für dieien Fall 
ausdrüdlih normirt; Meyer a. a. O. 

Wie bei allen Vorbehalten dieſes Abichnittes ergiebt ji eine 


3. Einihränfung des Vorbehalts in Gemäßheit der Beitimmungen bes 
Art. 4 E.G. Zu beadten ift auch, daß, ſoweit überbaupt für die Anwendung privat: 
rechtlicher Grundjäge Raum ift, auf die bier bezeichneten Anſprüche mangelö entgegen: 
jtebender pofitiver Vorichriiten der Yandesgefege die allgemeinen Kodififationsgrund 
übe des B.G.B. SS 812 ff. Anwendung finden. Es bedarf daber auch im Geltungs: 
gebiet des Preuß. Geſ. vom 24. Mai 1861 nicht mehr des Nachweiles des Borbebalts 
($ 160 I, 16 A.L.R.), oder des Nachweiies des Irrthums (S 166 IL, 16 A.L. R. ſeitens 
des Anſprechenden binfichtlih der in $ 91.c. bezeichneten Abgaben), bez. des Requiſits 
der Schriftlichfeit ($ 162 I, 16 AL.) für den Vorbehalt gemäß $ Ill.e. Soweit 
bie bier bezeichneten Anſprüche durch die Sondergeſetzgebung des Reichs geregelt find 
(vgl. $ 32 d. R.Stemp.Gei. vom 29. Mai 1885) ergiebt ſich die Aufrechterbaltung 
aus Art. 32. 

4. Abgaben (öffentliche). Darunter find die Abgaben an ben Staat, an Ge: 
meinden oder jonftige tommunalverbände, Kirchen, öffentliche Religionsgemeinichajten 
u. ſ. w. zu verſtehen, deögleichen Abgaben jeder Art: Steuern, Zölle, Gefälle, Stempel, 
Gebühren, Mot. p. 191. gl. bezüglich einer ipeziellen Gebühr R.G. 36 p. 289. Au 
den Gebühren, joweit fie für Ausübung ſtaatlicher Hoheitsrechte zu entrichten find, 
rechnen auch die jpeziell bervorgebobenen Koſten eines Verwaltungs:, verwaltungs: 
gerichtlihen und gerichtlichen Verfahrens. 

5. Die Ausführungsgeiege enthalten jämmtlih nur Vorichriften über die Ver: 
jäbrung der bier bezeichneten Aniprücde. Sie beitimmen regelmäßig eine kurze 
Verjährung von 4 Jahren (Banern 3 Jahre) umd laſſen, abgejeben von einigen Ab: 
weichungen, im Uebrigen die Vorichriiten des B.G.B. und des Art. 169 E. G. (mir 
die Uebergangszeit) zur Anwendung fommen. Die Anwendung diejer reichsrechtlicen 
Vorſchriften wird, arg. Art. 4, auch ohne beiondere Normirung eintreten müſſen. Bal. 
Preußen: Art. 881 Ziff. 4 und Art. 9 in Verb. mit Geſ. vom 18. Juni 1340 88 
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(8.5. ©. 140), — SODEsD: Art. 125 Ab. 3. — Sadjen: 32 Nr. 2. — Württem: 
berg: Art. 141 Abi. 1. — Helfen: Art. „19 Nr. 5, Art. M. — Braunihweig: 


2 26, 17. — &.:Weimar: $22 Wr. 4, $ 3. — ©.:Meiningen: Art. 4 $1 und 

2 Ar. 3. — © Altenburg: SS 16, h Wr. 2, $ 18. — ©.:Coburg:Gotha: 
Ft. 1188 1-4. — Schw.:Sondershaufen: Art. 10, — Schw.:Rudolitadt: 
Art. 18, *19 Nr 4, 20, 21. — Anbalt: Art. 9 82. — Reuß a. 8: 8 17. — 


KReußi. L.: 88 17, 18d, 19. — Schaumburg: Sippe: 88 12, 13. — Lippe: $ 16. 
— Yübed: 88 21, 22. — Bremen: $ 9. 


Haftung von Ketriebsunternehmern (Artikel 105—106). 
Artifel 105. 


Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorjchriften, nach welchen der 
Untetnehmer eines Eijenbahnbetriebs oder eines anderen mit gemeiner Gefahr 
verbundenen Betriebs für den aus dem Betrieb entitehenden Schaden in 
weiterem Umfang als nad) den Vorjchriften des Bürgerlichen Gejegbuchs 
verantwortlich ült. 

E. U 785; RB. 104; Brot. S. 2787, 2788, 8877 (VI S. 421, U ©. 604). 

I. Allgemeines. (Haftung aus objektiven Gründen) Die Vorbebalte der 
Art. 105, 106, 107, 108 konzediren der Landesgeſetzgebung Abmweihungen von dem 
Srundiat, der 58 82 23ff. B.G. B. daß eine Haftung für gußerkontraktlichen 
Schaden nur im Fall eines Verſchuldens eintritt. Nach dem nunmehrigen 
Rechtszuſtand tritt eine Haftung aus objektiven Gründen (Beziehung des Erſaäßzpflich— 
tigen zu einem gefahrbringenden Thatbeſtande oder jchädigenden Subjekt) nur ein: 

a) nah den Boridhriften der SS 35-8555 BGB. (Haftung für Tbhiere, 
Wildſchaden); nur in beichränften Maße bis zur Führung des Exkulpationsbeweiſes: 
nach den Borichriiten der SS 831, 832, 836, 838; 

b) nad den Rorihriiten des Sonderreihsrehts, alio dem Reichshaft— 
pflichtgeieg von 7. Juni 1871 (Haftung des Unternehmers der in 88 1 und 20. ©. 
bezeichneten Betriebe), des Handelögeiegbuhs 85 485 und 486 Abi. 1 Nr. 3, 
ss 734—739, Art. 7 6.8. zum 9.6.8. (Haftung des Rheders für Verſchulden der 
Sciffsbejagung und Zuſammenſtoß der Seeſchiffe), SS 3 und 4 des Binnenſchiffahrts— 
geieges v.5. Juni 1895 (Haltung des Sciffseigners für VBerihulden der Sciffsleute); 

e) nah den Borjchriiten der Landesgeſetze, ſoweit in den vorhergehenden 
Artikeln dieſes Abichnittes des E.G. allgemeine Vorbehalte bejtehen, vgl. Art. 77: 
Haftung des Staats x. für Verihulden der Beamten, Art. 67: Haltung des Berg: 
werföbeiißers für den dem Grundeigenthümer durch den Betrieb zugefügten Schaden u.a.m.; 

d) nad den ipeziellen Borbebalten diejes ArtifelS 105 und der 
folgenden Artifel 106--108 E. G. 

2, Der vorliegende Artikel behandelt die Haftung der Unternehmer gemein- 
gefährlicher Betriebe: Nach dem Grundiaß des $ 831 B.G. B. baftet der Unternehmer 
eines ſolchen Betriebes nur für das Verſchulden ſeiner Angeſtellten und unter Zu— 
laſſung des Exkulpationsbeweiſes. Nach 82 des R.Haftpfl.G. v. 7. Juni 1871 haftet 
der Unternehmer der dort jpeziell bezeichneten gefährliben Betriebe | Bergwerk (Stein= 
bruch-Gräberei), Fabrik)] binfichtlih beitimmter Angeitellter (Bevollmädtigter, Re: 
präſentanten, Betriebsleiter bez. Betriebsbeauffichtiger) ohne ZJulaffung des Erfulpations: 
beweiles. Nach S 1 desielben Geſetzes haftet der Unternehmer des dort jpeziell bes 
zeichneten Betriebes (Eiſenbahn) für den bei dem Betriebe entitandenen Schaden 
ichlehtbin, mag derfelbe durch das Berichulden der Angejtellten oder ohne daſſelbe 
veruriadt fein. Nur der Nachweis der höheren Gewalt oder des eigenen Verſchuldens 
des Reichädigten befreit ibn. In beiden Fällen des Neihshaftvflichtgeießes wird jedoch 
nur für den der Berion zugefügten Schaden (nit auch für Sachſchaden) gehaftet. 
Nach dem vorliegenden Artifel iftnun der Yandesgeiehgebung fonzedirt, 
eine Haftung in noch weiterem Umfange als nad den Boridriften des B.G. B. 
eintreten zu lajien. Das bedeutet, daß die Yandesgeiche 

a) die Haftpflihbt nah ihren Borausiegungen anders geitalten fünnen und 
zwar — a) jhärier bez. der im Reichshaftpflichtgeſetz bezeichneten Betriebe, ſei es durch 
aleihe Behandlung der im S 2 bezeichneten Betriebe mit denjenigen des $ 1, ſei es 

Niedner, Einführungsgeieh zum 8.8.8. 2. Aufl. 14 
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durch die Statuirung einer intenfiveren — auch gegenüber dem S 1; — 3) durch 
Etatuirung einer annäbernden, gleichen oder ſchärferen Haftung aud bei andem 
gefäbrlihen Unternehmungen (Tampficitfahrt, Gleftrizitätswerfe u. dergl.): 


b) die Haftpflicht ihrem Gegenitande nad nicht blos wie nah dem Rn. 
auf Berionen, ſondern auch auf Sachen (Güter) zu eritreden. Bon den beitebenven 
—— fommt bier in Betracht der S 25 des Preußiſchen Eiſenbahngeſetzes v 

. November 1838 &,E. S. 505 (Ergänzungsgeſetz v. 3. Mat 18569 GE. S. 665), 
— die Grundſätze des S 1 des Reichshaftpflichtgeſetzes auch auf die Beſchädigung 
von Sachen und Gütern erjtredt. Der $ 25 eit. lautet: 


„Die Geſellſchaft ift zum Erſatz verpflichtet für allen Schaden, welcher bei der 
Beförderung auf der Bahn an den auf derielben beförderten Berfonen und Gütern 
oder auch an anderen Berionen und deren Sachen entitebt, und fie fann ſich von 
diejer Berpflichtung nur durch den Beweis befreien, daß der Schaden entweder durd 
die eigene Schuld des Beichädigten oder durd einen unabıwendbaren äußeren Zufall 
bewirft worden iſt. Die gefährliche Natur der Unternebmung felbit iſt als ein jolder 
von dem Scadenserjat befreiender Zufall nicht zu betrachten.“ 


Zu beadten ift bierbei, dak, ſoweit der Schaden die beförderten Güter 
betrifft, ſchon die reichsrechtliche Haitpflicht der Eiſenbahn aus dem Frachtvertrage, 
88 4566 —h H. G. B. beitebt. Zu beachten ift ferner, daR das bezeichnete Preußiſche 
Geſetz nur von dem Schaden bei der Beförderung, nicht vom Betriebe ſpricht; val. 
darüber Eger Komm. zum R.H.G. 1586 p. 21 ff. 


3. Landesgeieglihe Borichriften jind außer dem bezeichneten Preußischen 
Geſetz, welches in mebreren Bundesitaaten (Medlenburg und den Sächſiſchen Herzog: 
thümern) recipirt ift, Endemann, Handb. d. H.R. III p. 622, wohl nicht vorbanden. 
Der Vorbehalt bat daber weientlih für die Jufunft Bedeutung, um der auf eine 
ſchärfere Verantwortlichfeit der Betriebsunternehmer gerichteten Tendenz der Epextal: 
geſetzgebung auch dort gerecht zu werden, wo wegen der zunädit bloß lokalen Be: 
deutung gewiſſer neuer gefährlicher Betriebe, 3. B. Gleftrizitätswerfe, Waſſerwerke, 
majchinelle Anlagen u. a., ein Eingreifen der Neichsipexialgeießgebung nicht zu erwarten 
iſt, — 2788. Zu bemerken iſt auch, daß nach dem allgemeinen Vorbehalt des 
Art. 75 die Landesgeſetzgebung es in der Hand hat, einerſeits die Haftung des Unter— 
nehmers auch für Zufälle zu erweitern, andererieits durch Vertheilung des Riſikos 
auf Mitbetheiligte oder Dritte wiederum zu erleichtern. Nufrecbterbalten find nur die 
beitebenden oder zu erlaſſenden partifulären Spezialvorichriften der Yandesgeiere. 
Die allgemeinen Vorſchriften des bisherigen Rechts, welde eine weitere Haftung, 
als das B.G. B. vorichreibt, itatuiren und damit fraft Geſetzes (Art. 1354 e, e,) oder 
in Folge einer dur die Praris gegebenen Ausdehnung (ef. R.G. Ip. 277 be. der 
88 1483 ff. Sächſ. B. G. By auch auf Unternehmer der bier qu. Betriebe Anwendung 
finden, find durch das Kodifikationsprinziv des B.G. B. beſeitigt. Beſeitigt iſt ferner 
durd Art. 42 E. G. die Vorichrift des S 9 Abi. 2? des Neichshaftpflichtgeienes, wonad 
die beionderen Beitimmungen dieſes Geſetzes ber den Umfang des zu eriekenden 
Schadens und die Berjäbrungsvoricriiten auf die bez. Spesiallandesgeiere An: 
wendung zu finden baben. Die Beitimmungen dieſes Geſetzes über den Umſang 
des Echadenseriages find im Uebrigen in dem bey, Art, 42 mit dem B.G. B. in Gin 
flang gebradt. 


4. Unternehmer. Der Begriff beſtimmt fich nach den Yandesgeiegen. Nicht erlaubt 
iſt es den Pandesgeienen, die Haftpflicht auf andere Berionen wie das nad 84 
Abi. 2 des NN. ögli ‚ alio die Angeſtellten, Beamten, Lieferanten und 
Fabrikanten von Maichinen und dergl. abweichend vom B. G. B. zu erweitern, 


5. Betrieb. Auch dieier Begriff, der, namentlih was die Gifenbabmunter: 
nehmungen anlangt, ein viel beitrittener tt (ef. Eger, Komm. zu R.H.G. zu S 1! 
u. a.), wird von der Landesgeſetzgebung zu beſtimmen bes. zu begrenzen fein; desgl. 
der Begriff der gemeinen Gefahr, für welche lofale Berichiedenbeiten von Einluß ſein 
können. Ebenſo wird die Yandesnciengebung näber beitimmen können, was unter dem 
„aus dem Betrieb entitebenden Schaden“ zu verfteben iſt. Mangels positiver Vorſchrift 
wird das Ergebniß der bisherigen Wiſſenſchaft und Praxis zu verwerthen ſein; Ende— 
mann, DB. a. a. ©. III p. won ff. 


6b. Soweit die Ausführungsgeſetze einſchlägige Beſtimmungen enthalten, haben 
He fib darauf beichränft, die Grundſätze des S 25 des Preuß. Eiſenbahnge eſetzes v. 
. November 1838 (vgl. oben 2b) zu übernehmen, alſo auszuſprechen, dab die Halt: 
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vflicht der Giienbabnen — unbeſchadet der reihsrechtlihen Haftpflicht für die beförderten 
Süter — auch in Anjehung anderer auf dem Betrieb beihädigter Sahen eintritt, ſo— 
weit nicht umabwendbarer Zufall oder eigenes ag des Verlekten vorliegt: 


Bavern: Art. 58, — Heilen: Art. 74, — Braunjhweig: $ 28, — 
Anbalt: Art. 29, — ©.:Weimar: 8 86, — &.:Meiningen: Art. 12, — 
S.-Coburg-Gotha: Art. 17 $1, — S Altenburg: 837, — Reuß a. L.: 88 67 ff. 
Reuß ij. %: 8 49, — Yübed: SS 60, bl, 62. 

Zu beachten iit jedoch, da Bayern und Heilen die Haftpflicht auf den bei Be: 
nutzung von öffentlihen Straßen und Plätzen veruriahten Schaden beichränfen. 


Weiter ift bervorzubeben, daß die ſämmtlichen vorerwähnten Ausführungsgeieße 
mit Ausnahme von Anbalt u. Braunſchweig dem erfulpirenden eigenen Verſchulden 
des Verlegten dasjenige des Anhabers der Sade (Beiikers u. Beſitzdieners) gleichitellen. 
vibef: $ 62 ftellt auch das Verichulden desjenigen dem eigenen Berichulden gleich, 
welcher gemäß SS 831,32 B. G. B. (Haftung des Geſchäftsherren, des Auffichtspflichtigen) 
verantwortlich it. — Die Verjäbrungsiriit beträgt durchgängig 2 Jahre. 


Artikel 108. 


Unberührt bleiben die landesgejeglichen Borjchriften, nach welchen, wenn 
ein dein öffentlichen Gebrauche dienendes Grundſtück zu einer Anlage oder 
zu einem Betriebe benugt werden darf, der Unternehmer der Anlage oder des 
Betriebs für den Schaden verantwortlich ift, der bei dem öffentlichen Gebrauche 
des Grundſtücks durch die a oder den Betrieb verurſacht wird. 


E. 1179; RB. 105; Prot. ©. 2787, 2788, 8877-8879 (VI S. 421, 422; I 
S. 605). 


1. Der Vorbebalt (deſſen Faſſung nicht gerade glücklich it) ftellt, ſoweit er 
den Unternehmer eines „Betriebs“ betrifft, einen Anwendungsfall des vorigen Artikels 
dar. Denn ein Betrieb, welcher aui einem Grundſtück (Platz, Straße, öffentlicher 
Garten :c.), der zum öffentlichen Gebrauch beitimmt ift, ftattfindet, qeitaltet fich Dadurch 
zu einem gemeingeläbrlien, 3. B. ein Tampifrabn, ein Motorwagen und dergl. 
Ter Artifel erwähnt aber aub Anlagen, 3. B. ein Baugerüft, die Vorrichtungen 
einer öffentliben Scauftellung und deral. Es fommt nicht darauf an, ob der Betrieb 
oder die Anlage eine gewerbliche iſt. Benutzt jemand ein jolhes öffent: 
liches Grundftüd durd Betrieb oder Anlage obne polizeiliche wonzeilion 
bez. gegen ein ausdrüdlihed Verbot (el. SS 366 Nr, 8-10, 367 Nr. 8, 12-15 
St. G. B. und die in Verbindung damit ftebenden Rolizeiverordnungen), io areiien die 
reichsrechtlichen Grundſätze über Haftung aus unerlaubter Handlung 
s »23 Abi. 2 Plan. Wie ein Mitglied der Kommiſſ. II richtig bemerkte, läßt die 
Failung des Artifels die Möglichkeit offen, daß landesgeieklich die Haftung desjenigen, 
welcher beiugter Weife ein öffentliches Grundſtück zu feinem Unternebmen benutzt, 
weitergebend geitaltet werden kann, als desjenigen, der die Benusung unbefugter 
Weiſe vornimmt. Val. im übrigen die Bemerkungen zu dem vorigen Artikel. 


2. Die Ansführungsgejete, joweit fie überhaupt Beſtimmungen entbalten, machen 
von dem vorliegenden Vorbebalt in vollem Umfang mit den Worten des Artifels 
Gebrauch. Sie ichliegen jedoch ſämmtlich auch bier (vgl. den vorigen Borbebalt) die 
Haftpflicht im Fall unabwendbaren Zufalls und fonfurrirenden eigenen Verſchuldens 
des Verleiten aus. Bal. Bayern: Art. 59, — Heilen: Art. 75, — Braun: 
ihmweig: 29-30, — Anbalt: Art. 390, — &.:Meiningen: Art. 1282, — 
E ———— Gotha: Art. 1785, — Pübel: SS 61, 6%. Zu beacten it jedoch, 
Jah Bayern u, Heilen die Haftpflicht nur eintreten lafien, wenn fie als Bedingung der 
xonzeilion geitellt it. Und bervorzubeben ift auch bier (val. Art. 105 Bem. 6), daß 
die Ausführungsgeſetze regelmäßig (abweichend nur Braunichweig u. Anbalt) dem 
die Haftpflicht ausichließenden eigenen Verihulden dasjenige des Inhabers der be: 
ihädigten Sache gleichitellen. (Kübeck auch das Verſchulden des nach SS 831, 82 
Nerantwortliben. Am Fall der Tödtung werden SS 82844 B. G. B. analog zur 
Anwendung nebradt. Berjährungstriit 2 Sabre.) 

14* 
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Erſah des an Grundſtücken verurfachten Schadens. 
Artifel 107. 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorjchriften über die Ver 
pflichtung zum Erjage des Schadens, der durch das Zuwiderhandeln gegen 
ein zum Schuge von Grundftücen erlajienes Strafgejeg verurjacht wird. 

6.1163; €. II 80; R. V. 106; Mot. zu 63 S. 190—191; Prot. S. 8879 (VI S. 122). 

1. Berpflichtung zum Schadenserjat. Nach dem allgemeinen Grundjaß des 5 52 
Abi. 2 B.G. B. tritt eine Haftpflicht des Schädigers bei llebertretung eines Straf: 
geiebes nur im Falle des Verihuldens ein, und nach den Grundjägen der SS 831 und 

832 B. G. B. haften dritte Perjonen für den Schädiger nur, wenn beriefbe als Ge: 
brechlicher oder Minderjähriger ibrer Aufſicht unteritellt bezw. bei Selegenbeit einer 
von dem Dritten aufgetragenen Berrihtung gehandelt bat, in beiden Fällen unter 
Zulafjung des Exkulpationsbeweiſes. Der vorliegende Artifel ermächtigt die Yandes: 
geießgebung, bei Uebertretung eines zum Schutze von Grundſtücken gegebenen Straf: 
geießes eine weitergehende Haftung des Schädigers bezw. des Dritten zu ftatuiren, 
el. Art. 105 Note 1. 

2. Feld- und Waldgrunditüde. Gedacht ift hierbei in eriter Yinie an die zum 
Schuß der Feld: und Waldgrundftüde gegebenen polizeilichen Straf: 
bejtimmungen Dot. p. 190, 191. Am Entw. I batte diefer Artikel jeine Stellung 
im Syſtem binter dem Art. 59 6.6. Someit die bezüglichen Yandesgeieke die Mög: 
lichfeit geben, durch Selbitbilfe im Wege der Privatpfandung bezw. durch Geltend— 
mahung des Scadenserfages und Griaggeldes bei der Berwaltungsbebörde den 
Schaden zu realifiren, wird der vorliegende Artikel ſchon durch Art. 89 gededt, 
ef, Anm. zu Art. 89 und die dort angezogenen Landesgeſetze. Für den vorliegenden 
Artikel fommen namentlich die Landesgeſetze in Betracht, welche dritte Perſonen 
über das Prinzip der 88 831 und 832 hinaus für die Handlungen des Schädigers, 
ſei es unter Zulaſſung, Beihränfung oder Abichneidung des Erfulpationsbeweiies, 
——— machen. Nah $ 5 des preuß. Feld- und Forſtpolizeigeſetzes vom 

1. April 1880 und SS 11 und 12 des preuß. Forſtdiebſtahlsgeſetzes vom 15. April 1878 
haften dritte Verſonen für den Schädiger, ſofern derſelbe nur ihrer Hausgenoſſenſchaft 
angehört und in ihrer Gewalt, Aufſicht oder Dienſt ſteht, es jet denn, daß die, That 
ohne ihr Wiſſen begangen iſt oder von ihnen nicht zu verhindern war. Der Dritte 
haftet unmittelbar, wenn der Thäter wegen Strafunmündigkeit oder wegen Straf— 
unzurechnungsfähigkeit nicht beſtraft werden kann. Die Haftung tritt ein für Straie, 
Ktoiten und Wertherſatz. Gleiche und ähnliche Beltimmungen finden ſich in anderen 
artatularaeiehen, Val. 3. B. Baden: Forititrafgei. vom 15, Februar 1879, SS 15, 
17 und 23. Elſaß— Decinaen: Forititrafgei. vom 28. April 1850, SS 3, J 

3. Andere Srunditüde, 3. B. Gebäude, Fabrifetabliffement3 und dergl. und 
andere Grumdftücde, jomweit der Feld: und Waldihuk nicht reiht: Someit es 
fih um lebertretungen der polizeilichen Vorjchriften des Berg:, Waſſer-, Jagdrechts, 
Verſicherungsrechts bandelt, greifen die allgemeinen Vorbehalte der Art. 65, 67, 69 
und 75 durch, ef. auch $ 835 B. G. B. Art. 70—72 EG. Der Vorbehalt diejes Artifels 
ermöglicht der Yandesgeiehgebung, den a rare auch auf anderen Gebieten einen 
wirfiamen Schuß angedeiben zu laſſen. Dal. 3. B. die 88 370 Wr. 1 und 2, 507 
Nr. 14, 365 Wr. 9 St. G. B. und die in u biermit erlaflenen partifulären 
Polizeigneiege. Auch die VBorichriiten der R.Gew.O. SS 16 und 24, 147 Nr. ? können 
hier in Betradt kommen, wiewohl diefelben zugleih zum Schutze von Perſonen 
erlaſſen find, 


4. Ausführungsbeitimmungen find nicht vorhanden. 


Erfah des durdy den Aufruhr erwachenen Schadens (Aufruhrgefehe). 
Artifel 108. 
Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorſchriften über die Ver— 
pflichtung zum Grjage des Schadens, der bei einer Zulammenrottung, einem 
Auflauf oder einem Aufruhr entiteht. 
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E. 164; & M 831; RR. 107; Mot. zu 64 S. 191. Prot. 8879 (VI ©. 422); 
.»B. ©. 19%, 2113. R.S.Prot. ©. 3031. 

1. Der Vorbehalt ermächtigt die Yandesgeießgebung, zu Gunſten der Ge: 
ichädigten eine über den Umfang des S 823 B.G. B. hinausgehende Haftpflicht zu 
itatuiren, ef. Art. 105 Wr. 1. Die Landesgeſetze baben vieljah die Haftpflicht nicht 
nur der eigentlichen Thäter, jondern aller an den Zujammenrottungen Betbeiligten 
beitimnit, aud den Kreis der Betheiligten verſchieden umzogen, vor allem aber 
einen unbetbeiligten Dritten, nämlich die Gemeinde, verantwortlih gemadt. Bor: 
nehmlich in leßterer Beziebung bängen dieſe Vorichriiten fo eng mit dem öffentlichen 
Recht der einzelnen Bundesjtaaten zufammen, daß eine reihsrechtlihe Regelung nicht 
angängig ericien. 

2. Landesgejeglihe Vorſchriften. Diejelben zerfallen in folde, welde 

a) die Haftung der an den Zufammenrottungen Betbeiligten aus: 
iprechen, ef. Preuß. Verordn. vom 17. Auguft 18355 G.S. p. 170: Für die bei einem 
Auflauf oder Aufruhr erfolgten Beihädigungen an Saden haften folidariich die 
Urbeber, diejenigen, welde ſich bei demielben irgend eine Geſetzwidrigkeit haben zu 
Zchulden fommen lajjen, alle Berjonen (Zufchauer), welche fich bei dem Einichreiten 
der Polizeibehörde unentihuldbar nicht ſogleich entiernt haben, endlich ohne Rückſicht 
auf Verſchulden diejenigen, welche noch beim Einichreiten der bewaffneten Macht zurüd: 
blicben. Nah $ 1496 Sädi. B.G.B. haften die Anitifter eines Aufrubrs oder Land— 
friedensbruchs und die Theilnebmer daran für allen daraus entitandenen Schaden an 
Sacen und Berionen, die Theilnehmer jedoch nur rüdjichtlih des Schadens, welcher 
nach der Zeit ihrer Theilnahme verurſacht it, el. mit dieſen Beitimmungen 88 115, 
116, 123—130 StGB.; 

b) die Haftung der Gemeinde, in welder der Aufrubr ftattfand, für den 
an Perſonen und Sachen zugefüigten Schaden ausipreben. Preußen: Gef. vom 
11. März 1850 6,5. ©. 199. $ 1. Finden bei einer Jufammenrottung oder bei einem 
Zuſammenlauf von Menichen durch offene Gewalt oder durch Anwendung der da: 
gegen getroffenen geſetzlichen Mahregeln Beichädigungen des Gigentbums oder Ber: 
legungen von Perionen jtatt, jo haftet die Gemeinde, in deren Bezirk dieje Hand: 
lungen geideben find, für den dadurch verurjahten Schaden. $ 2. Beſchränkung der 
Hajtpfliht beim Gindringen Auswärtiger. $ 4. Berpflihtung der Gemeinde zur 
iofortigen vorläufigen Feititellung des Schadens. 85. Präkluſivfriſt für die Geltend— 
machung des Schadens. 3 6. Regreßrecht der Gemeinde an die eigentlichen Thäter. 
— Sadien: In Sadien beiteht, obwohl in der auch für Sachſen geltenden preußiſchen 
Anftruftion (über den Waffengebrauch des Militärs und über die Mitwirkung dejjelben 
zur Unterdrüdung innerer Unruben) und in den Erläuterungen zu den Geſetze über 
den Belagerungszuftand vom 4. Juni 1851 unter III 101 darauf bingewieien wird, 
eine Haftpfliht der Gemeinde nah der ausdrüdliihen Ausnabmebeitimmung unter 3 
der jene Inſtruktion einfübrenden jächi. VBerordn. vom 185. Mat 1872 nit (Tränfner 
und Wulfert Handausgabe d. B.G. B. Art. 108). — Bayern: Gef. vom 12. März 
1850, ef, aber Art. 1 Abi. 2: Für denjenigen Betrag des Schadens, welder dem 
Beſchädigten eriept wird, baftet die Gemeinde weder dem Beichädigten noc der be: 
treffenden Anitalt. (Das Geſetz gilt nur für die Gebiete diesieits des Rheins. — 
Jsüurttemberg: Gei., betr. das Verfahren bei dem Aufgebot der bewaffneten Macht 
gegen Zuſammenrottung u. j. w., vom 25, Auguſt 1849, — Baden: Gei., betr. die 
Fntichbädigungspflicht der Gemeindeangebörigen wegen der bei Zulammenrottungen 
verübten Verbreden, vom 13, Febrnar 1851. Kranz. Sei. vom 2. Oftober 179. — 
Heſſen: Gef, betr. die Verantwortlichfeit der Gemeinde ıc. in Folge von Zuſammen— 
rottungen vom 3. März 1859. 

3. Ausführungsgeſetze. 

Bayern: Art. 142 befhränft fih darauf, das Geich vom 12. März 1850 (vgl. 
zu 2b) auf die Pfalz auszudehnen. 

Helfen: Art. 275 giebt einige Abänderungen des Gel. vom 3. März 1859 
(auch zu 2b), indem es die Prätluitvirtit für die Geltendmahung des Schadens 
und des Regreßrechts der Gemeinde anderweitig regelt. (Neue Faſſung vom 30. Sep: 
tember 1899,) 

Eine Neuregelung der Haftung der Gemeinde, im Weientlihen anlebnend an 
das Preuß. Gef. vom 11, März 1850 (oben 2b), geben die folgenden Ausführungss 
aeiege: Anbalt: Art. 31 SS 1-4. — S.Coburg-Gotha: Art. 21 SS 1-6. — 
Ehw.:Sondersbaufen: Art. 20 88 1-4. — Schw.:Rudolitadt: Art. 5358. 
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Iwangsenteigunng (Artikel 109 und 110). 
Artifel 109, 

Unberübrt bleiben die landesgejeglichen Vorſchriften über die im öffent 
lichen Intereſſe erfolgende Entziehung, Beichädigung oder Benugung einer 
Sache, Beichränfung des Eigenthums und Entziehung oder Beichränfung von 
Nechten. Auf die nach landesgejeglicher VBorichrift wegen eines jolchen Ein— 
griffs zu gewährende Entichädigung finden die Vorſchriften der Artikel 52, 53 
Anwendung, joweit nicht die Yandesgejege ein Anderes beitimmen. 

6. 142; E 11825 RB. 108; Mot. zu 42 S. 16? —16i; Prot. S. 876, 
8160, 8y61 (VL S. 470, 610), 

I. Wllgemeines. Die Artikel 109-133 E.G. enthalten ipezielle Vorbehalte 
für Die Yandesgeieggebung auf dem Gebiete des Sachenrechts. Sie bebandelit im 
weſentlichen die Einſchränkungen, welchen das Gigentbum und die dingliben Rechte 
im öffentliben Intereſſe unterliegen, jet es, daß dieſe Beichränfungen fraft Geſetzes 
oder bejondern behördlichen Afts eintreten. Ihr beionderer Zuſammenbang 
mit dem öffentlichen Necht rechtfertigt ibre Ueberweilung an das Yandesrecht. Im 
einzelnen greiien dieſe Vorbebalte vielfah in einander ein bezw. werden von einander 
zum Theil fonjumirt, wie das bei der Darftellung der folgenden Vorbehalte gezeiat 
werden joll. j 

Der Vorbehalt des vorliegenden Art. 109 bezieht ſich auf die landesgeſetzlichen 
Vorſchriften über die jog. Zwangsenteignung. Was darunter zu veriteben iſt, definirt 
der Art. im einzelnen. Zur näheren Umgrenzung der bier vorbebaltenen landesgeick: 
lihen Vorſchriften iſt aus der Faſſung zu entnehmen, daß die Beichränfung der Rechte 

a) im öffentlihen Intereſſe erfolgt fein muß. Nicht bierber gebörig find 
aljo 3. B. die landesgeſetzlichen Vorichriiten über die Zwangsvollitrefung, die Vor— 
ichriften über das Aufgebot von Fundſachen, über letztere ef. $ 981 B.G.B. u. a. m.; 

b) im öffentlichen Intereſſe erfolgt jein muß, alſo durch einen ipeziellen obria: 
feitlichen Aft erſt begründet iſt und daber nicht ſchon kraft Geſetzes obne Weiteres 
eintritt. Dadurch untericheidet ſich diefer Vorbebalt von dem jpäter folgenden des 
Art. 111, besw. ſoweit die Beihränfung in rectlihen Verfügungen in Frage iteht, 
von den Vorbehalten der Art. 115, 117. Im einzelnen iſt die Grenzziehung feine 
reinliche, was zum Theil darauf berubt, daß die Finihränfungen des Art. 111 bäufia 
auch erit_in Folge der Wermittelung eines bebördlichen Ausſpruchs eintreten, c. 
darüber Dernburg, Preuß. Priv.R. I p. 509, und daß au in diefem all häufig 
eine Entihädigung des in jeinen Rechten Beichränften eintreten muß. 


Iſt aber in den Fällen des Art. 111 ausnahmsweiſe, .®. bei den 
Beihränfungen in Folge von Kulturediften, Bauordnungen um) 
Waldordnungen, ef. Preuß. Baufluchtliniengeieh vom 2. Juli 1875 $ 13 
(ef, auch Reichsrayongeſetz vom 21. Dezember 1871 8 8), eine Entibädigung zu 
gewähren, jo müſſen die Vorichriften des vorliegenden Artikels 
Ent 2 entiprebende Anwendung finden. 


2. Landesgeſetzliche VBorichriften, ef. Neubauer, Zuſammenſtellung des in 
Teutichland geltenden Rechts betr. verichied. Nechtsmaterien, Berlin 1580 p, 1-47 
(Nacträge, Zufammenitellung 1581 p. 96 ff.), Stobbe:tehbmann 1896 1Ia p. 510. 
Tie Beitimmungen finden fich, abgeſehen von den in einzelnen Verfaflungen und 
Geſetzbüchern, ef. A.L.R. Einl. SS 74, 755 1,8 88 29-31; 1, 11 8 3 ff. enthaltenen 
allgemeinen Borichriften, in Spezialgeiegen, welde sich theils über Grpropriationen 
im allgemeinen, tbeils ſolche zu beionderen Sweden, verbreiten. An wictigiten Geſetzen 
eriterer Art find zu nennen: 

Preußen: Enteignungsgefes vom 11. Juni 1874 6tomm. von Eger, 
Breslau 1541). Banern: Gef, vom 17. November 1837. Sachſen: Ein allgemeines 
Enteignungsgeſetz giebt es nicht. Spezialgeſetze binfichtlih der Wailerleitungen, Giien: 
babnen x. Baden: Geil. vom 25. Auguft 15835. Württemberg: Ge. vom 
20. Dezember 1558 Braunichweig: Gel. vom 13. September 1867. DOlden- 
burg-Birkenfeld: Sei. vom 22, April 1864 und 17. März 1893, Oldenburg: 
vom 28, März 1867 (2, Dezember 1892). Medlenburg: 3. Januar 1837. Hefien: 
Darmitadt: 26, Juli 15854. Weimar: 10. Dezember 15854 (23. März 1592). 
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Gotha: 31. Mai 1584 (9. August 1886). Meiningen: 28. Juni 1845. Coburg: 
20. Mai 1558. Schwarzburg:Rudolitadt: 21. Juni 1872 (28. März 1885). 
Schwarzburg-Sondershauſen: 3. April 1544. Anhalt: 12. April 1875 
(7. Februar 1876). Neuß jüng. e. 15. März 1856 (17. April 1858), Neuß ä. &.: 
18. Mat 1870. Lippe: 8. Juni 1564 (3. Februar 1869 und 17. — 1894). 
Hamburg: 5. Mai 1886. Yübed: 21. Mat 1870, Bremen: 16, April 1882, 
Elſaß-Lothringen: 3. Mai 1841 (30. März 1831, 20. Juni 1586). Ueber weitere 
in Spezialgeiegen erlajiene Vorichriften ef. Nr. 3. 
Vergl. bierzu die Ausführungsgeſetze unten zu 7. 


3. Bmangsenteignung. Die Vorichriften über die Zwangsenteignung umfajien 
alle Nehtsbeihränfungen in dem zu 1 feitgeitellten Sinne In Betracht fommen in 
eriter Yinie die Beſchränkungen 

a) des Grunditüdseigentbums. Ju beachten ift bier, daß der Vorbehalt 
injoweit zum Theil ichon durch die voraufgehenden allgemeinen Worbehalte, zum 
Theil durch die nachfolgenden jpeztellen Worbebalte des E.G. gedeckt if. So 
auf dem Gebiete des Waſſerrechts durch Art. 65, cf. Preußiſches Geſetz vom 
28, Kebruar 1343 über Privatflüiie $ 19, Vorfluthsgeſ. vom 15. November 1811 8 16. 
Sächſ. Gel. vom 28. März 1872 über öffentl. Waflerleitungen u. a.; — auf dem 
Gebiete des Deich: und Sielrechts durh Art. 66, cf. Preuß. Deichgefehe vom 
28, Januar 1845 8 20, Sächſ. Mandat vom 7, Auguft 1819 u. a; — auf dem 
Gebiete des Jagd: und Fiſchereirechts durch Art. 69, cf. Preuß. Fiſchereigeſetz vom 
30, Mai 1874 8 40; — auf dem 1* des Forftrechts durch Art. 83, ef. Preuß. 
Geſ. vom b. Juli 1875 ss aff, % — auf dem Gebiete des Bergrechts durch 
Art. 67, ef. Preuß. Berggeſetz vom en Juni 1865 8 135 ff. u. a. m.; — auf dem 
Gebiete des Agrarrebts dur Art. 113, 119 E.G.; vol. die dort eit. Geſetze. 


In Betracht fommen daber bier nur die fon. allgemeinen Erpropriationögefeße, cf. 
3.8. Preuß. Gel. vom 11. Juni 1874 u. a. (Note 2) ſowie andere nicht ſchon von jenen 
———— Vorbehalten betroffene Spezialgeſetze. So bez. der Landestriangulation 
und Landesvermeſſung, ef. Preuß. Gef. vom 7. Oktober 1565 und 3. Juni 1874; 
Anbalt. Sei. vom 29. März 1587 u. a-; bei. der Wegebauten, ef. Sächſ. Gef. vom 
11. Aunt 1868; — der Grerzier: und Sciehpläge, ef. Sächſ. Geſ. vom 7. Dez. 1837; 
— der Straßenbauten, cf. Preuß. Baufluchtliniengejeg vom 2. Juli 1875 88 11 ff. — 
der Giienbahnen, ef. Preuß. Gijenbabngeiet vom 3. November 1835 88 8-19, Sächſ. 
Gef. vom 3. Jult 1855 u. a.; — der Mineralbrunnen Walded. Gef. vom 7. April 1854 
u.a. m. — 


In Betradt kommen ferner die Beijhränfungen von 


b) Rechten. Die Mehrzahl der auf das Grundſtückseigenthum jich beziebenden 
Grpropriationögefeke eritreden ihre Vorſchriften auch auf die. dinglichen Rechte an 
Grunditüden, ef. $ 6, Preuß. Gef. von 1874, ſei es, daß fie die Aufhebung, Bes 
ichränfung, jet eö die Begründung folder Rechte im Enteignungswege vorichreiben 
(ef. auh S 41. e. über die von der Bezirfsregierung zu erlajlenden vorübergehenden 
Beihränfungen). Andere Geſetze bezieben ſich auf ganze Anbegriffe von Rechten, 3. B. 
über die Enteignung ganzer Gifenbabnunternehmungen, ef. Preuß. Eiſ.Geſ. von 1835 
8 42, Auch andere als dinglihe Necte, 3. B. die ſog. jelbitändigen Herrſchaftsrechte 
gebören bierber, unterliegen aber regelmäßig reichsrechtlicher Negelung; vgl. Patentgeſ. 3 5. 


c) Saden. Auch über die Enteignung beweglider Saden enthalten 
die allgemeinen Expropriationsgeſetze Boricriiten: ef. Preuß. Geſ. von 1874 eit. 
S 50 ff. bei. der Materialien zu Wegebauten, $ 23 Nr. 4, bez. des Schüttungsmaterials 
für „Aufträge“ bei Eiienbahnen. Württemberg. Gel. vom 7. Juni 1585, Weimar. 
Gel. vom 30. März 1892 bez. der an Epidemien erkrankten Thiere. Bejonders hervor: 
aeboben werden von den Mlotiven die andesgeſetzlichen Vorſchriften über die Beſchlag— 
nahme und Einziehung der Akten, Regiſter, Dienſtſiegel und anderer Dienſtgegenſtände 
der Notare und Gerichtsvollzieber jowie der von Beamten unter Benußung amtlicher 
FKenntnißnahme bergeitellten Schriften, Zeichnungen, Modelle u, dgl. Für Preußen 
ef. auch die Reikrivte vom 8. Juli 1822 und 22. Mat 1818 bey. der in dienftlicher 
Stellung bergeitellten Zeichnungen, Pläne und "Schriften, ef, auch Mecklenb. Berordn. 
vom 25. Oftober 1850, Mot. a. a. DO. Im übrigen it die Enteignung bemeglicher 
Sachen mehrfach reichärechtlich geregelt, eſ. R.G. vom 13. Juni 1875 über Kriegs— 
leiftungen, vom 13. Februar 1875 über Naturalleiitungen "im Frieden, Reichsvieh— 
feuchengei. vom 23. Juni 1580, Reblausgeſ. vom 3. Juli 1883. 
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4. Inhalt der landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Zwangsenteignung. 
Derſelbe verdient wegen der vielfachen tieigreitenden Abmweihungen von den allgemeinen 
Grundfägen des B.G. B. Beachtung. Was zunädit 

a) die Vorausſetzungen der Enteignung und das dabei zu beob- 
achtende formelle Verfahren anbelangt, jo interefliren dielelben bier nicht wegen 
ihres rein öffentlichrechtliben Gharafters. Vorausſetzung iſt regelmäßig ein obrig: 
feitliher Alt. In Preußen: Königliche Verordnung bez. bei unbedeutenden Be— 
ihränfungen, Entſch. d. Bezirfsausichuiies. Das Verfabren zerfällt regelmäßig in 
drei Stadien: Feſtſtellung des Plans (der zu enteignenden Flächen), Feititellung der 
Entſchädigungsſumme und Ausiprudb der Enteignung. Das Berfabren erfolgt im 
Berwaltungsmwege unter vornängiger fommiflariicher Beratbung mit den Betbeiliaten. 
Gegen die Feititellung der Entibädigung it in der Regel der Rechtsweg eröffnet 
binnen bejtimmter Friſt. 

b) Die Wirkungen der Enteignung. Ter die Nectsänderung im Wege 
der Enteignung berbeiiübrende Aft it einem dinglichen Rechtsgeſchäft an die Seite zu 
ftellen, Mot. 16%. Die Frage, in welchem Zeitpunft die Redtsänderung eintritt, 
wird aber von a Candesgeiehen verichieden beantwortet. Abweichend von dem 
Grundiaß des S 873 Abi. 2 B.G. B. tritt die fontraftlibe Bindung der Berbeiligten 
regelmäßig ſchon nad Nectsfrait des den Plan feititellenden Beichluffes ein. Einzelne 
Belege (el. Stobbe:Yehbmann a. a. O. p. 516) verlegen dieſen Zeitpunkt ſpäter, 
z. B. nad Feititellung der Entibädigungsiumme: Preuß. Geſ. vom 11. Juni 1874 8 2 

Der Uebergang des Eigenthums ſelbſt erfolgt abweihend von dem Grundiak 
des $ 875 Abi. 1 regelmäßig mit der Juitellung des Gnteignungsbeichluffes, ef. Preuß. 
Geſ. 8 44, nah einzelnen Geſetzen ichon mit der Feſtſtellung des Planes, ber. Feſt— 
ftellung oder Zahlung der Entſchädigungsſumme, nah noch anderen Rechten erit mit 
der Eintragung im Grundbuch (Hamburg), ef. Stobbe:Yebmanna.a. O. Der 
Uebergang des Eigenthums ift regelmäßig abweichend von den Grundiägen der 
88 135, 136, 858, 892, 932 B. G. B. nicht davon abbängig, daß die enteignete Sache 
dem Grpropriürten acbört oder mit einer Veräußerungsbeihränfung belaitet iſt, ef. 
Preuß.Gei. $ 17. Abweichend von dem Grundſatz des S 854 tritt die Befikeinweilung 
gleihjalls mit der Zuſtellung des Gnteignungsbeichluffes ein. Die wichtigite Ab: 
weihung beſteht aber gegenüber den Grundſätzen der SS Sf. BER darın, daß 
mit der Enteignung jämmtliche auf dem Grumditüc laitenden privatrechtlichen Per: 
pflibtungen, joweit fie der Unternebmer nicht übernimmt, von jelbjt ex lege erlöſchen, 
ef. z. B. Preuß. Geſ. $ 45 Abi, 1. Mit diefer Nectswirfung in Zuſammenhang fteben 
die eigenartigen Borichriiten der Yandesgeiche über die als Hequivalent der Enteignung 
zu zablende 

5. Entihädigung: Hierber gebören die Vorichriften über 

a) den Umfang und die Art der Entſchädigung. Tiejelbe erfolgt bei 
der Eigentbumsentzicehung zur Dedung der Intereſſen des Gigentbümers und jammt: 
liher an dem enteigneten Grundſtück beitebenden dinglichen Berechtigungen. Sie 
erfolgt regelmäßig in Geld, theilweiſe auch durch andere Werthäquivalente (Yandı, 
ef. Dernburg I p. 69. Yesteren Falls geben die dinglichen fremden Rechte ex lege 
auf diefe über. Haufig ift der Unternehmer außerdem zur Heritellung gewiſſer notb: 
wendiger Anlagen verpflichtet; Preuß.Geſ. $ 1i; 

b) die Bemejlung und Auszablung der Gntihädigung bei nefonderter weit: 
ftellung derielben tür die einzelnen an dem enteinneten Obiekt beitebenden Be: 
rechtigungen. Dieſe gelonderte Feititellung fann erfolgen für alle diejenigen Berechtigten, 
deren Necht nicht auf die Berriedigung aus der Zubitanz des Grundſtücks gerichtet 
iſt, alfo Nießbraucher, Servitutsberechtigte, Pächter u. dal. (Preuß. Geſ. $ 11, $ 2U). 
Soweit ibre Entſchädigung aber ſchon in der für das Eigenthum beitimmten Ent: 
ſchädigung inbegriffen ift, bedarf es der Vorſchriften über 

e) das Antbeilsverbäaltnik der einzelnen gegenüber der Sache Berechtigten 
an der Entſchädigung und ferner folder Vorichriiten, welche 

d) die geſicherte Durbfübrung der Anfprüde an der Entſchädi— 
aungsfumme aeaemüber dem Unternehmer ber. Eigenthümer und den Theilungs— 
modus regeln. Derartige Worichriiten (zu eu. dy beiteben zum Theil in den einzelnen 
Yandesgelekgebungen nicht bez. nur unvollſtändig. 

Um diefe Yiiden zu ergänzen bea. auszufüllen, beſtimmt daher der 
vorliegende Artikel, dak iniomweit (ade u. d) Die Vorſchriften der Art. 52, 55 
E.G. Anwendung finden jollen. 
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ad c. Es hat alio gemäi Art. 52 der Berechtigte dieſelben Rechte an 
dem Entihbädigungsaniprude, welde ihm im Falle des Erlöſchens jeines 
Rechts durch Zwangspveriteigerung an dem Erlöje aufteben. Tiejer Anipruch 
iſt gemäß S_92 des Smangsverfteigerungsgeieges vom 24. März 1897, joweit nicht 
fein Recht (Piandrecht, Nente) ohne Weiteres auf Zahlung eines Kapitals gerichtet iſt, 
der Aniprud auf Erſatz des Werthes aus dem Verjteigerungserlöie. Diejer Werth ift 
durb Schätzung jeitzuitellen. Der Erſatz für einen Nießbrauch, für eine beihränfte 
perſönliche Dienjtbarfeit, ſowie für eine zeitlich unbeitimmte Neallaft iſt durch Zahlung 
einer dem Nabreswertb des Rechts gleihfommenden Rente, bei ablösbaren Rechten 
dieier Art durch BZablung der Ablöſungsſumme zu leiften. Damit ift u. A. eine 
lebhafte Streitirage über die Abſchätzung folder Rechte im Preuß. Recht, ef. Ener 
Komm. zum Enteig.Gei. (1891) p. 305 Ff., als erledigt au betradhten. Bez. der Ent: 
ihädigung für beweglihe Sachen ef. $ 1247 Sat ? BGB. 

ad d. Es darf gemäß Art. 53 der Unternehmer nicht ohne Weiteres 
die Entihbädigungsiumme an den Eigentbümer zablen, da ja nunmehr das 
dingliche Recht an der Entſchädigungsforderung weiterbejtebt. Es finden alio die 
Vorſchriften der SS 1279-1290 (1128 Abi. 2) B. G. B. Anwendung. Andererjeits foll 
gemäß der erleihternden Vorſchrift des S 1128 Abi. I der Unternehmer an den Eigen— 
thümer allein zahlen fünnen, wenn der dinglich Berechtigte dadurd fein Einverſtändniß, 
daß er innerhalb eines Monats, nahdem ihm die Enteignung angezeigt ift, feinen 
Wideriprud gegen die Auszahlung erbebt. Erhebt er Widerſpruch, jo iſt die Ent: 
ichädigungsiumme öffentlich zu binterlegen. Sowohl der Eigenthümer als auch der 
berechtigte Tritte fünnen aber in diefem Fall die Auszahlung an das zuitändige 
Amtsgericht verlangen, weldhes die Ausihüttung im Wege des für Die Zwangs— 
veriteigerung vorgeichriebenen Bertheilungsverfabrens (SS 105-145 des R.G. vom 
24. März 1897) berbeifübrt. (ft der beichbädigte Genenitand inzwiichen wiederbergeitellt, 
fo lebt die erloichene Reallaſt, Hypothek oder Grundichuld an demfelben wieder auf 
und die Haftung des Entſchädigungsanſpruchs erliicht, S 1127 Abi. 2.) Iſt die Ent: 
ichädigung bloß wegen Benutzung des Grundeigentbums (bezw. wegen Gntziebung 
oder Beicbädigung der Früchte) zu gewähren, jo bedarf es nicht der einmonatlichen 
Zablungsiperre. Der Unternehmer kann die Entihädigung an den Enteigneten ohne 
Meiteres zablen, ſoſern nicht vorher die Beſchlagnahme jeitens des Berechtigten Dritten 
erfolgt: Art. 53 E.G., 1129, 1123 Abi. 2 Sa 1, 1124 Abſ. 1 und 3 B.G.B. — Tie 
vorstehenden Grundjſätze treten jedoch nur ein, wenn und 

Zuſatz zu 5: ſoweit nicht Die Landesgejege ein anderes beitimmen. Gin 
Antrag, die abweichenden Beſtimmungen der Landesgeſetze zu beſeitigen, iſt mit Rückſicht 
darauf abgelehnt, daß es unpraftiich wäre, in die bezüglichen Vorſchriſten der Landes— 
geſetze, welche mit den die Rorausiegungen und die Art der N regelnden 
Normen zufammenbängen, einzugreifen; Brot. II p. 8959 zu Art. : 


Abweichende Borichriften enthält 3. B. das Preuß.Geſ. vom 11. Juni 1874, 
ss 29, 36, 37, 38, 47, 48, 49: Hiernach fann das Antheilsverhältniß gewiffer Be: 
rechtigungen — joweit nicht ſchon eine gejonderte Feititellung für dieielbe erfolgt — 
im Verwaltungswege (Bezirksausſchuß) — vorbebaltlih des Rechtswegs — feſtgeſtellt 
werden. it dieſe Feſtſtellung nicht möglich, oder handelt es ſich um Reallaſten, 
Hypotheken, Grundihulden, Lehns- oder Fideiflommißverband, fo muß bie (nt: 
ſchädigungsſumme unbedingt hinterlegt werden. Die Auszahlung an den Eigenthümer 
fann regelmäßig (3 48) nur mit ftaatlicher Finwilligung der Nealberechtigten erfolgen. 
Kur der Gigentbiümer kann auf ein amtlihes Vertbeilungsverfahren provoziren. 
Daſſelbe erfolgt bei den ſog. Auseinanderiegungsbebörden (Generalfommiffionen). 


6. Da der Rorbebalt ein allgemein gebaltener it, jo fann die Yandesgeießgebung 
auch die Grundiäße über den Erwerb im guten Glauben bez. auf Grumd des öffent- 
lichen Glaubens des Grundbuchs, insbei. SS 592, 593 2.6.8. durchbrechen; vgl. 
Bem. 3 zu Art. 114 und Bem. 2 zu Art. 61. 

Immerhin bedarf es bierzu eines ausdrücklichen Ausipruchs, ſei es in den bis: 
berigen Geſetzen, fei es in den Ausführungsgeſetzen und den fünftig zu erlaffenden 
Geſetzen, vgl. unten Sadien: A.G. 8 18 

7. Austührungsgeiete. 

Preußen beläht es im Weientlichen bei den bisherigen Beitimmungen; val. 
Bem. 2. (Insbeiondere werden auc die bisherigen einschlägigen Borihriiten des ALM. 
in Art. 89 Ar. Ib des A.G. ausdrüdlih aufrecht erhalten.) Ausführungsbeſtimmungen 
enthalten nur: 
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a) A.G. 3. B.G. B. Art. 12 8 1 Abi. 2 (zugleib auf Grund des PVorbebalts 
Art. 142 E. G. vgl. Bem. ba dortielbit) dahin, daß die freiwillige Abtretung des Grund: 
eigentbums nad eingeleitetem nteignungsverfabren abweihend von S 315 B.G.R. 
fchriftlich erfolgen fann; 

b) A.G. 3. B. G. B. Art. 22 Nr. l dabin, daß das in Fällen der Enteignung 
beitebende geſetzliche Verkaufsrecht zur Wirfiamfeit gegenüber dem öffentlihen Glauben 
nicht der Fintragung bedarf (vgl. oben Bem. 6 und Bem. 3 zu Art. 114); 

c) A.G. 3. Zw. VB. G. vom 23. September 1599 Art. 35— 41 (und zwar in jpezieller 
Ausführung des Vorbebalts Sat ? Halbiak 2 des Artikels, vgl. Bem. 5 Zuſatz) dabin, 
daß abweichend von den Art. 52, 53 E.8, beiondere Beitimmungen für die Ent: 
ſchädigung auf den Fall getroffen werden, daß Neallaiten, Öupotbefen, Grund: und 
Rentenichulden betbeiligt find. Dieſe Negelung erfolgt in der Weile, dak die Be- 
ftimmungen des Enteignungsgeſetzes über die Nechte an der Entihädigungstumme nur 
zum Theil aufrecht erhalten werden. Formell find dieſe Beitimmungen (vgl. Zuſatz zu 
Bem. 5 Abi. 2) durch diefe Neuregelung bejeitigt. 

Bayern: Art. 139 ändert die Art. XV, XVI und XXII des Gnteig.Gei. vom 
17. November 1537 (ogl. Bem. 2) in einigen meiſt formellen Punkten ab. Art. tot 
Ziff. VI--XII ändert die Art. 45-55 des A.G. 3. C.P.O. über die Entihbädiaung 
ab und führt die reichörechtlichen Grundſätze des Art. 52, 53 mit einigen Modifikationen 
äbnlih wie Preußen ein. 

Sachſen: SS 18— 20 geben einige allgemeine Vorichriften für die vorhandenen 
Spezialenteignungsgeieße (Kintragung im Grundbuch iſt nicht erforderlich), Grundbuch— 
berichtigung bat aber auf Erſuchen der Gnteignungsbebörde zu erfolgen. ‚Freiwillige 
Grundabtretung fann vor der Behörde beurfundet werden (vgl. Bem. ba zu Art. 147 
E.G.). Die Grundſätze über die Wirkungen des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs 
werden ausgeichloiien (vgl. Bem. 6 oben). 

Württemberg: Art. 209 ändert das Gnteignungsgeies vom 20. Dezember 
1858 (vgl. Bem. 2 oben), insbei. in Art. 36--39 1. e. über die Entſchädigung. 

Baden regelt dad Anteignungsmweien völlig neu, vgl. Gejek vom 26, Juni 
1899 und A.G. 3. G. B.O. 8 29 

Heilen: Art. 279 ändert in zablreiben Bunften das Enteignungsgeſetz vom 
26. Juli 1884 (vgl. Bem. 2 oben). Weue Faltung: Geſ. vom 30, Zepteniber 18%, 

Medlenburg:Schw.: SS S7—102, -Str.: SS 85100 geben neue jebr aus: 
fübrliche Beſtimmungen über die Gntibädigung. 

Vergleihe ferner: Oldenburg: $ 45 63ugleich für Birk. und Yiib.). 
©.:Meiningen: A.G. 3. 3m. V. G. vom 17. August 1899 Art. 25, 29, 4.6.3. G. B.O. 
vom 14. Auguſt 1899 Art. 26, — S.: Altenburg: SS 49-51. — ©.:Goburg=Gotba: 
Art. 27. — Schw.:Sondershauien: Art. W. - Shw.:Rudolitadt: Art. Tb, 72. 
— Reuß är L.: 871 und Reuß j. L.: 865. — Braunihmweig: SH. — Schaumb.: 
Lippe: A.G. z. G.B.O. vom 19. Auguſt 1899 8 15. — Waldeck: Art. A81. 
Bremen: A.G. z. Freiw.Geſ. vom 18. Juli 1839 8 2. 


Artikel 110. 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche für den 
all, daß zeritörte Gebäude in anderer Yage wiederhergeitellt werden, Die 
Nechte an den betheiligten Grundjtüden regeln. 

6 177;€ U 83; RB. 109; Mot. zu 77 ©. 202; Prot. 8911 (VIS. 4, 


1. Grumd und Bedeutung des Vorbehalts. Ter Borbebalt trifft Vorſorge 
für die Regelung der Nechte an einer enteigneten Sadıe in einen ipeziell beitimmten 
Falle und ftellt fich infofern als cin Spezialfall des vorigen Artifels (bes. des 
Art. 113) dar. Verſchiedene Landesgeſetze (Retabliſſementsgeſetze) beitimmen, dat, 
wenn im Kalle der Zeritörung eines Gebäudes der Wiederaufbau deilelben aus polizei: 
liben Nüdjichten an einer anderen Stelle vorgeichrieben iſt, die Rechte, welde die 
alte Baustelle belasten, auf die neue übertragen werden, daß alſo die gleichen Grundſätze 
eintreten follen, wie im Falle der Wiederberitellung des Gebäudes aus der Verfiberungs: 
ſumme bez. Entſchädigungsſumme, ef. oben zu Art. 109 Ar. 5 ad. d, $ 1127 Abi. 2 
B.G. B. Die Aufrechterbaltung derartiger Vorſchriften, welche fih auch auf den Fall 
beziehen können, daß die Zeritörung des alten Gebäudes nicht durch Brand oder 
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unmittelbar durch Naturgewalt erfolgt, Mot. p. 202, rechtfertigt jich daber aus den 
Gründen des vorbergebenden Artikels. 

2, Kandesgefeglihe VBorichriften: Württemberg, Pfandgeſ. vom 15. April 1825 
Art. 26 u. Gef, vom 14. März 1853 Art. 35. Heil. Pfandgeſ. vom 15. September 
1858 Art. 64, 150, Sadi.:Weimar. Pfandgeſ. v. 6. Mai 1859 88 172, 321 Mot. 
a. a. O. ef. aub Sächſ. Gei., die Yandesbrandverficherung betr., in der Falfung vom 
15. Oftober 1856. — Bgl. im übrigen Art. 75 E. G. 

3. Ausführungsgeiege: Bayern: Art. 164 Ziff, VI in Verbindung mit Brands 
verjiherungsgeieh vom 3. April 1875 Art, 39, — Sachſen: Baugeieß vom 1. Jult 1900 
88 5463, — Württemberg: Art. 205 ILL, IV in Berbindung mit Gejeß vom 14. März 
1853 Art. 35. — Baden: Art. 28 in Verbindung mit Brandverfiherungsgeieß vom 
29. März 1552 $ 60. — Heſſen: Art. 274 in Verbindung mit Brandverficherungs: 
geſetz vom 28, September 1890 Art. 27. S.-Weimar: Brandverjiherungsgeieß vom 
10. Mai 1899 88 80ff. — 


Eigenthumsbefcränkungen im öffentlichen Interefe. 
Artikel 111. 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen VBorichriften, welche im öffent- 
lichen Intereſſe das Eigenthum in Anſehung tbatlächlicher Berfügungen 
beichränfen. 

E.166; E.1184; R. V. 110; Mot. zu 66 ©. 192193; Prot. ©. 8890 (VI S. 428). 

I. Tragweite des VBorbehalts: Der Artifel geitattet der Yandesgeichgebung Ab— 
weichungen von dem Grundiat Des 8 903 B. G. B. Das BGB. fennt geſetzliche 
und vertragsmäßige Beſchränkungen des Gigenthums. Won eriteren regelt es aber 
nur einzelne Ginichranfungen, welde im Intereſſe des Nachbarrechts, alio im privaten 
Intereſſe erfolgen: SS 906— 924, Die Ergänzung diefer Yüde erfolgt durch den vor 
liegenden Artikel 111 binfichtlich der im öffentlichen Intereſſe erfolgenden Beihränfung 
und des weiteren dur Art. 123 binfichtlich der im B.G.B. nicht geregelten Nachbar— 
rechte. Die Begrenzung des Vorbebalts ergiebt jih im übrigen aus feiner Faſſung: 

a) „im öffentlihen Intereſſe“: Die Vorausſetzungen richten ſich nad den 
öffentlichrechtlichen Bedürfniſſen der einzelnen Bundesitaaten. Diefelben können dem— 
nad aud die im B.G.B. geregelten Einichränfungen im Intereſſe des Nachbarrechtes 
aus dem weitergehenden Geſichtspunkt eines öffentlichen nterefies nehmen. Gie 
fönnen den zwar nicht nur diefen Ginfchränfungen entiprehenden privatrechtlichen 
Anbalt der nahbarlichen Berechtigungen erweitern, arg. Art. 124, Mot. p. 192, wohl 
aber den Belafteten weitergehenden Verpflichtungen unterwerfen; 

b) „beihränfen” d. b. kraft Geſetzes beſchränken. Dadurch untericheidet ſich 
dieier Vorbehalt von dem Vorbehalt des Art. 109 cf. dort Note Ib; 

ec) „in Anjebung thatſächlicher Verfügungen“ beichränfen. Gin all 
gemeiner Vorbebalt in Anſehung der rebtlihen Verfügungen (VBeräußerungen, Be: 
laftungen u. dgl.) ift abfichtlich vermieden, weil jonjt die Landesgeſetzgebung es in ber 
Hand hätte, den Borichriiten des B.G.B. über den Anhalt der dinglihen Nechte und 
ihrer Abgrenzungen von einander völlig den Boden zu entzieben, Mot. p. 193, In 
wie weit die Landesgeſetze in einzelnen Beziebungen das Eigenthum frait Geſetzes 
in Anſehung rechtlicher Berfiigungen beichränfen fönnen, bejtimmen die Art. 112, 115, 
116, 117, 119 E.G. Hinſichtlich folder Beichränfungen kraft ipeziellen obrigfeitlichen 
Aftes cf. Art. 109 und Art. 113 E.G.; 

d) „Eigenthum“: Der Artifel ſpricht von Beihränfungen des Eigenthums 
generell. Zu beachten ift, daß auch bier der Vorbehalt zum Theil dur die vorauf: 
Pe allgemeinen Vorbehalte, kraft deren die Yandesgejeßgebung beitimmte Arten 
es Grundeigenthums geſetzlichen Beihränfungen unterwerten fann, ſowie durd 
einzelne nachfolgende Vorbehalte gededt wird. So fünnen ſolche Beichränfungen be= 
ſtimmt werden: — Straft Art. 65 im Intereſſe des Waflerfhutes und Waſſernutzens; 
ef. Preuß. Gef, vom 28. Februar 1843 über die Benugung der Privaätflüſſe, Geſ. vom 
20. August 1882 bez. der öffentlichen Flüſſe, AR. II 13 8 57 (Xeinpfad), Gel. 
vom 1. April 1879 binfichtlih der Bildung zwangsweiſer Waſſergenoſſenſchaften. — 
Kraft Art. 66 Hinfichtlich des Deichredhts, ef. Preuß. Gel. vom W. Januar 1845 aud) 
binfichtlih der zwangsweilen Bildung von Deichgenofienichaften. — Kraft Art. 69 im 
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Intereſſe der Fiſchzucht, ef. SS 30, 31 Preuß. Gef. vom 30. Mai 1874 binfichtlib der 
Fiſchereigenoſſenſchaften. — Kraft Art. 53 im Intereſſe des Waldſchutzes (Wald— 
genoſſenſchaften). Ktraft Art. 67 auf dem Gebiete des Bergrechts, z. B. hinſichtlich 
der Vorſchriften, welche die Einſtellung des Betriebes im Fall der Verletzung öffent— 
licher Intereſſen anordnen, ef. z. B. S HD Preuß. Berggeſetz vom 24. Juni 1865. — 
Endlich frait Art. 113 ff. auf dem Gebiete des Agrarredts. — Andere öffentlichrecht: 
liche Beichränfungen find reichsrechtlich geregelt, ef. die Borichriften der R.Gew.O., welche 
gewiſſe Gewerbebetriebe von ftaatlidher Genehmigung abbängig machen und anderer 
jeitö diejenigen, welche die Grundftüdseinentbümer abweichend von dem Grundſatz des 
S 09 B. G. B. zur Duldung gewiſſer Anlagen zwingen, als RGew. O. SS 16, Di u.a. m. 
Someit die öffentlichrechtliben Beihränfungen zugleich zum Schuß fremder Grunditüde 
beiteben, reift auch ſchon Art. 107 E.G. ein. 

Unter den biernab nicht ſchon anderweitig aufredbterbaltenen 
Stelle ein: der in dieſem Artifel bezeihneten Art nehmen die wictigite 

telle ein: 

. Die baulichen und baupolizeilidhen Beſchränkungen: Die besüglichen Vor: 
föriften der vandesgeſetze machen regelmäßig allgemein die Errichtung von Neubauten 
von obrigkeitlicher Genehmigung abhängig, unteriagen die Errichtung und Umänderung 
beitimmter Arten von Gebäuden im Intereſſe der Sicherbeit und Aeſthetik u. a. m. 
Wichtig find wegen ibrer tiefgreiienden Ginwirfung in das Privateigentbum vor 
eh die Einſchränkungen tm Intereſſe geregelter Straßenanlagen — Baufluctlinten: 
geſetze — 

3. Landesgeſetzliche Vorſchriften dieſer Art finden ſich zuſammengeſtellt u. a. 
bei G. Meyer Berw.it. Ip. 199, 202, Vgl. 3. B. Preußen: Baufluctliniensßef. vom 

Juli 18755. Bayern: Bauordnung vom 31. Juli 1890, für die Pfalz: Baus 
— vom 30, Auguſt 1890, Sachſen: Sei. vom 6. Juli 1763. Württemberg: 
Bauordnung vom 6. Oktober 1872. Baden: Gef. vom 20, Februar 1868 (26. Juni 
1590), Verordnung vom 5. Mai 1869 (4. Auguſt 1590) u. a. m. 

Beſonders bemerfenswertb jind auch diejenigen landesgeſetzlichen Borichriften, 
welche die zwangsweile Wiederberjtellung zeritörter und die Grbaltung veriallender 
Bauten regeln und der Obrigfeit das Recht geben, im all des Widerſpruchs die 
Zwangöverjteigerung des baufälligen Grundſtücks obne vorherige gerichtliche lage 
in Antrag zu bringen, ef. Breuß. AR. I, 8 SS 40H. (Aufrechterbalten insbei. auch 
durh S 2? E.G. zum Swangsveriteig. Ge. vom 24. März 1897.) 

4. Die Ausführungsgeiege enthalten abgeieben von den Ausführungs— 
beitimmungen, welde zu den bei Bem. I mitgetbeilten Epeztalvorbebalten ergangen 
find, nur wenige bier einichlägige Vorſchriſten. Anzuführen wäre hier Württemberg 
Art. 255, 254: Eigenthunmsbeſchränkungen im Intereſſe der Sicherheit des Eiſenbahn— 
betriebs. — Die baulichen und baupolizeilichen Beichränfungen werden zum Theil in 
BAUHERR Bauordnungen neu geregelt, val. z. B. Sadien, Bau-Geſ. vom 

Juli 1900, S. :Coburg-Gotba Banordnungen vom 16. Januar 1900. Heilen 
en in Art. 278 die Bauordnung vom 30, April 1881 in einigen unften ab. In 
Preußen jind die bier einschlägigen Beitimmungen des WER. SS 3269, TI 82 durch 
A.G. Art. 89, 1b ausdrücklich aufrechterhalten. 


Bahneinheit. 
Artikel 112. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Behandlung 
der einem Eiſenbahn- oder Kleinbahnunternehmen gewidmeten Grundſtücke 
und ſonſtiger Vermögensgegenſtände als Einheit (Bahneinheit), über die Ver 
äußerung und Belaſtung einer ſolchen Bahneinheit oder ihrer Beſtandtheile, 
insbeſondere die Belaſtung im Falle der Ausſtellung von Theilſchuld 
verſchreibungen auf den Inhaber, und die ſich dabei ergebenden Rechts— 
verhältniſſe ſowie über die Yiquidation zum Zwecke der Berriedigung Der 
Gläubiger, denen ein Necht auf abgelonderte Berriedigung aus den Bejtand- 
theilen der Bahneinheit zuſteht. 


Babneinheit (Art. 112). 221 


E. II 85; R.V. 111: Prot. S. 01-9103 (VI ©. 552, 611), 

I, Grund und Bedeutung Des VBorbehalts. Der Vorbehalt regelt einen 
Spezialfall der Beihränfung von Privatrechten im öffentlihen Intereſſe, ef. Art. 111 
Mote 1b. Nah dem Preuß. Geſ., betreff. das Pfandrecht an Privateiien- 
bahnen und Kleinbabnen und die Zwangsvollſtreckung in diejelben, vom 
19, Auguft 1895 (Geſ.S. ©. 498 Nr. 36) ift der Gigenthümer einer Privateifenbahn 
(Gef. vom 3, November 1858) oder einer Kleinbahn (ef. Gef. vom 22, Auguft 1892) 
über die Berfügungsbeichränfung des Geſetzes von 1838 hinaus (cf. Art. 111 Nr.2a.E.) 
in der zur Veräußerung und Belaftung des zur Bahn gehörigen rundeigenthumd 
und des gefammten Betriebsapparat3 im öffentliben Intereſſe beichränft. Dieje Bes 
fchränfungen bedingen eine eigenartige Regelung der damit in Jufammenbang itebenden 
Rechtsverhältniſſe in formeller und materieller Beziehung, deren Aufrechterbaltung 
deshalb an dieſer Stelle ausdrüdlich ausgeiprodhen wird. 

2, Inhalt der dorbehaltenen Borichriften: Die Beichränfungen des Bahn: 
eigentbümers bejteben zunädjit darin, daß die zum Giienbahnunternebmen gebörigen 
Grundſtücke, die dem Unternehmer gehörigen, dem Betriebe dienenden beweglichen 
Eaden, endlich die zum Betriebe erforderlichen Fonds und Betriebsforderungen zu: 
fammen einen Gegenitand des unbeweglichen Vermögens alö jogen. Bahneinbeit 
ausmachen und daß daher die Veräußerung und Belaftung der einzelnen Immobilien 
fowie die Jwangsvollitrefung in die einzelnen Mobilten und Immobilien obne Une 
Ichädlichfeitsatteit der Bahnauffichtöbebörde ungültig bez. unſtatthaft ift (SS 1, d—Tl.e.), 
Als Immobilie unterliegt die „Bahneinheit“ den allgemeinen, für Grundſtücke geltenden 
Rorichriiten. Diejelbe entitebt zwar mit dem Zeitpunft der Genehmigung des Betriebes. 
Sie fann aber ſchon vorher durch Gintragung in das beim zuftändigen Amtsgericht 
zu führende Grundbuch (Bahngrundbuch) zur Entitehung gelangen. Belajtungen 
(freiwillige und zwangsweije) fönnen nur durch Gintragung in das Bahngrundbucd 
begründet werden (SS 3, 5—10, 35). Abweichend von den biöberigen Grundſätzen, 
aber jett analog dem $ 1187 B.G. B., geltattet das Geſetz die bupotbefariiche Ein— 
tragung ihrer auf den Inhaber lautenden Tbeilihuldverihreibungen (Prioritäts: 
obligationen) und zwar analog dem $ 51 der jetigen Reichs-Wrundbuchordnung durch 
Fintragung des Geſammtbetrages der einzelnen ‘Bartialobligationen (SS 20 -26). Zur 
Verhütung einfeitiger Geltendmachung des Gläubigerrehts auf Koſten der zahlreichen 
übrigen Obligationsinbaber gewährt das Geich auch ohne vorberiged Jwangsverfahren 
ein dem Zwangsvergleih im Konkurſe analoges Verfahren (SS 27—31). Im Uebrigen 
eriolat die Zwangspollitredung in die Babneinbeit im Allgemeinen nad den 
Grundiägen der allgemeinen Subhaftationsordnung. Abweichungen beitehen haupt: 
jachlih binfihtlih der Neibenfolge der Beirtedigungen und der Borfchriiten, welche 
die Anhörung der Bahnauffichtöbehörde vor Feſtſtellung der Kaufbedingungen und die 
Konzeijion des Erwerbers vor Ertheilung des Zuſchlags erfordern (SS 32—47). Iſt 
die Genehmigung zum Betriebe erlofchen, jo iſt die Beiriedigung der Babnpfand- 
— durch Verwerthung der einzelnen Beſtandtheile möglid. Um ein einſeitiges, 

em Intereſſe der übrigen Gläubiger widerjtreitendes Vorgehen der einzelnen Gläubiger 

zu verbindern, iſt jedoch die Eröffnung eines Spezialfonfuries in die zur abgejonderten 
Beirtedigung der Babnpjandgläubiger dienenden Beitandtbeile der Bahneinbeit, die 
Zwangsliquidation erfordert, deren T Durchführung mit einzelnen Modifikationen 
in NEE an die Neihsfonfursordnnung erjolgt 88 48--57). 

’. Tragweite des Vorbehalts: Durch die allgemeine Faltung ded Vorbehalts 
fol ber Tandesgefegnebung auch anderer Bundesitaaten die Möglichkeit gegeben werden, 
gleiche oder ähnliche Vorihriften wie das Preußiiche Geſetz zu erlailen, Prot. 9103, 
Ueber die Verfuche zu einer reichörechtlichen Regelung der Materie 187980, Gleim, 
Kommentar zu diefem Geſetz, Berlin 1896 p. 28ff. Reichsrechtlich geregelt iſt die 
Unzuläffigfeit der Pfändung des rollenden Betriebönateriald durch R.G. vom 3. Mai 
1885 R.G.Bl. S. 131. 

Durch $ 2?» E.G. zur neuen Amwangsvollitrefungsordnung und 8 83 der 
neuen Grundbuchordnung iſt die Aufrecbterbaltung der formalen Abweichungen auf 
dem Gebiete des Grundbuchrechts und Zwangsvollſtreckungsrechts beionders gewähr— 
leitet. Abweichungen können die Yandeögeiege auch auf dem Gebiete des internationalen 
————— beſtimmen, wenn der Bahnkörper in einen fremden Staat hineinreicht, 
ef, S 591. e. 

Val. hier auch den bejonderen Vorbehalt des S 81 C. P.O. umd ferner R.G. 
vom 4. Dezember 1899, betr. die gemeiniamen Necte der Beſitzer von Schuldver: 
fchreibungen, S 25. 
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Soweit das vorbebaltene Geſetz auf die allgemeinen Grundiäße des Immobiliar— 
ſachenrechts verweiit, treten gemäß Art. 4 infoweit die Vorſchriften des B,G.B. an 
die Stelle. 

4. Anstührungsgeiege. Preußen: A.G. z. G.BO. vom 26. September 
1599 Art. 51 ändert den S 25 des Gel. vom 19. Auguſt 1895 (vgl. Bem. 1); vgl. 
aub Baden: A.G. z. BO. 8 11. 


Gemeinheitstheilung, Ablöfung ꝛc. (Artikel 13 umd 114). 
Artifel 113. 


Unberührt bleiben die landesgeleglichen Vorschriften über die Zuſammen— 
legung von Grundjtücen, über die Gemeinheitstheilung, die Negulirung der 
Wege, die Ordnung der qutsherrlich bäuerlichen Verhältniſſe ſowie über die 
Ablöjung, Umwandlung oder Einjchränfung von Dienitbarfeiten und Neal: 
laiten. Dies gilt insbejondere auch von den Borichriften, welche die durch 
ein Verfahren diejer Art begründeten gemeinichaftlichen Angelegenheiten zum 
Gegenitande haben oder welche jich auf den Erwerb des Eigenthums, auf 
Die Begründung, Nenderung und Aufhebung von anderen Necdten an Grund- 
jtücten und auf die Berichtigung des Grundbuchs beziehen. 


G. 141 Abi. 1:6. U 86; NR. S. 112; Mot. zu E. 41 ©, 162; Brot. 8793 
(VI €. 372-375, 743). 

1. Bedeutung und Tragweite des Vorbehalts: Der Vorbehalt ſtellt ſich als 
ein Epesialfall des Art. 109 dar, injofern er die Aufrechterbaltung derjenigen landes— 
geieglichen Beitimmungen und der damit in Zuſammenhang ſtehenden Borichriiten 
ausipricht, welche die Jwangsenteignung im agrarfulturellen Antereile regeln. 

Derartige Negelungen erfolgen nad der Aufzäblung des Artifels: 


a) Durch die Ordnung der qutsberrlid:bäuerliden Verhältniſſe: 
Dieje bat zur Zeit nur noch geringe praftiiche Bedeutung, da dieſe Regulirung in dem 
weitaus größten Gebiete Deutichlands bereits abaeichlofien iſt. Dieſelbe erfolgt durch 
Uebertragung des dem Grundherrn (Gutsberrn) zuſtehenden Übereigentbums beim. 
Eigenthums auf den Erbzins-Erbpachtberechtigten bezw. nußungsberechtigten und laſſitiſch 
beiigenden Bauern. Dieſe Gnteignung eriolgt entweder obne Entſchädigung oder gegen 
Entſchädigung; dieſe Ichtere entweder bei allen Arten von Bauerngütern oder nur bei 
den jogen. Laßgütern 2c. ꝛc.; vgl. bierüber auch Art. 63; 

b) durd die Ablöjung der auf den Grundſtücken haftenden ftändigen Real: 
laiten. Dieielbe erfolgt, ſoweit nicht die Aufhebung dieſer Yaiten, ſei es gegen, jet 
es ohne Entſchädigung, unmittelbar durch Geſetz erfolgt, auf Antrag eines Betbeiligten 
gegen Entſchädigung. Auch dieſe Neaulirung it in dem größten Theile Deutichlands 
gegenwärtig in der Hauptſache abgeſchloſſen. Die Borichriiten über die Ablöjung 
umfaſſen auch diejenigen über die Umwandlung der Neallait in eine Seldrente, ſowie 
über die fogen. Quaſiablöſung, welche in der Beichränfung des wirtbichaftlih läſtigen 
Anbalts folder Rechte beiteht. Inſoweit bildet dieſer Artikel eine Ergänzung des Art. 
115 E.G, welcher die Yandesgelekaebung ermächtiat, derartige Einſchränkungen fraft 
Geſetzes eintreten zu lalien, und des Art. 154 (218) E. G. welder die Souveränität 
der Yandesgeleßgebung beruglich der bei Anfraittreten des B. G. B. bejtebenden Real— 
laiten ausipridt; 

e) durb die Semeimbeitstbeilung, d. b. die Auftbeilung der fogen. 
Semeinbeiten, welche in der aemeiniamen Benugung von Grunditüden, insbe. zur 
Rorit: und Weidenußung beiteben, ſei es, daß Diele Gemeinbeit auf einem Mit— 
eigentbumsverbältnig der Berechtigten berubt oder darin, daß dem einen eine Weide— 
oder Foritiervitut an dem Grundſtück des andern auitebt. Im lekteren Falle beitcht 
die Gemeinheitstheilung in der Servitutenablöſung, ef. zu d. Terartige Semeinbeiten 
jind theils ſogen, Nealaemeinden, el. Art, 13, tbeils Anterefientengemeinichaften. Auch 
dieſe Regulirung nebört wenigſtens in Norddeutichland in der Hauptſache der Rechts— 
geſchichte an; 
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d) durd die Ablöfung von Servituten, foweit fie nicht bereits in Folge 
ber Gemeinbeitstbeilung eintreten. Auch bier iſt die Landesgeſetzgebung ermächtigt, 
an Stelle der Aufbebung die Ummandlung und die Einfchränfung des Inhalts folder 
fulturihädliber Servituten vorzunehmen, ef. zu b. Dieſe Beihränfungen fönnen 
aber nur im öffentlichen (agrarfulturellen) Intereffe erfolgen. Cine Erweiterung oder 
Beihränfung der im 8.6.8. geregelten Nachbarrehte wird der Yandesgeießgebung 
hierdurch nicht fonzedirt, ‘Brot. 8796; 

e) durch die Enteignung bes. den zwangsmweilen Austausch der Grunditücde zum 
Zweck der Zufammenlegung mit anderen Grundjtücden (Arrondirung, Umlegung, 
stonjolidation, Separation, Verfoppelung, Feld- und Flurbereiniaung). Ueber einen 
Fall der Umlegung in nicht agrarfulturellem Intereſſe ef. Art. 110 E.G.; 

f) durch die Regulirung der Wege, Soweit fie nicht ſchon durch die Aus 
fammenlcgung erfolgt. Die meuejten jübdeutihen Gelege stellen behufs „Flur— 
bereiniqung“ die Zulammenlegung und die bloße „Regulirung“ zur Wabl. Gierke 
Diih. Briv.R. I p. 596, cf, Württemberg. Gef. vom 30. März 1886 und Heil. Gel. 
vom 25. September 1857; Prot. 8796, Ueber die Regulirung in nicht agrarifchem 
Intereſſe CBaufluctregulirung) ef. Art. 109, 111. 


2. Inhalt der landesgeſetzlichen Vorſchriften. Die Vorausfegungen, unter 
welchen die vorbezeihneten Negulirungen, welche tbeils in gelondertem Verfahren, 
tbeils im Zuſammenhang mit einander erfolgen, find ebenſo wie das hierbei vorge: 
ichriebene Verfahren öffentlihrehtliber Natur und daber an fih dem Kodi— 
fifationsprinzip entzogen. Die Regulirungen erfolgen theild auf Antrag eines Be: 
tbeiligten, tbeils auf Antrag einer bejtimmt vorgeichriebenen Mebrbeit von Betheiligten. 
Zuftändig für das Verfahren find nach einzelnen Geſetzen beſtimmte Epezialbebörden 
(in Preußen die Generalfommiilionen), nad anderen die gewöhnlichen Verwaltungs: 
bebörden, nah anderen beitimmt bezeichnete Abtbeilungen dieſer Behörden (Flur: 
bereinigungsfommilfion in Bayern). Wo beitinmte Spezialbebörden befteben, ent: 
scheiden diejelben regelmäßig auch über die im Jufammenbang mit der Negulirung fich 
ergebenden Nectöftreitigfeiten, andernialls jind die Verwaltungsgerichte für zuitändig 
erflärt. Tas Beriabren zerfällt regelmäßig in zwei Stadien: In die Aufftellung des 
Plans im Wege fommifjariiher Beratbung mit dem Berbeiligten vor dem Spezial: 
fommiljar bez. der unteren Berwaltungsbebörde, jowie in die Prüfung und Beitätigung 
des Rezeſſes durch die Generalfommiiiion bez. obere Berwaltungsbebörde, ef. im 
einzelnen Diener, Verw.X. Ip. 288ff, Dernburg, Preuß. Priv... Ip. 495, 


Beachtenswerth jind bier bezüglich ihrer Abweihungen von den Grund- 
fügen des B.S.B. die privatredbtliben Wirfungen dieſer Regulirungen: 


a) In Anichung der dinglichen Nedtsänderung: Diejelbe tritt abweichend von 
den Grundſätzen der SS 873, 875 B. G. B. binfichtlib aller der durch die Negulirung 
betroffenen Rechtsverhäliniſſe mit der Beſtätigung des Rezeſſes durch die General: 
kommiſſion bey. obere Verwaltungsbebörde ein. Durch denjelben wird der Eigenthums— 
übergang und die Aufbebung und Veränderung der übrigen dinglichen Nechte bewirft, 
ohne daß es eines beionderen Vertrages und der Gintragung im Grundbuch bedarf. 
Wohl aber giebt der Nezch, und zwar vielfah ſchon vor feiner Beſtätigung, einen Titel 
zur Eintragung im Grundbuch. So baben nah Preußiſchem Nect die Auseinander: 
jeßungsbebörden in jedem Falle nach beitätigtem Rezeß von Amtswegen die Eintragung 
der durch den Rezeß geſchaffenen dinglicen Rechtsänderungen durch Erſuchen des 
Grundbuchrichters zu bewirken, desgleichen auf Antrag der Betheiligten ſchon alsbald 
nach der Feſtſtellung des Plans. In letzterem Fall — der übrigens die Regel bildet 

— erfolgt die Eintragung vorbehaltlich eines Vermerks, daß die Berichtigung des 
Grundbuchs vor Beſtätigung des Rezeſſes auf Grund des Planüberweiſungsatteſtes 
erfolgt ift; Berordn. vom 22. November 1844, Gef. vom 26. Juni 1875, Preuß. 
Grundbuch-Ordn. vom 5. Mai 1872 88 77. - - Die Aufrechterbaltung diejer grund: 
buchlichen Vorſchriften ift durch den vorliegenden Artifel ſowie durch S 83 der Reichs— 
G.B. O. beionders ausgeiproden, ef. auch S 39 1. e. 


b) In Anſehung der als Aeauivalent der Eigentbumsentziebungen, 
Nehtsbeihränfungen und Ablöiungen zu zablenden Entſchädigungen: Die 
Entſchädigung wird bei der Semeinbeitstbeilung und Zuſammenlegung vegelmäßig in 
Yand, bei der Ablöſung regelmäßig in Geld gewährt, zum Theil ertolgt fte durd das 
eine und andere. Bei Yandabiindung neben die Nealberechtinungen Dritter regelmäßig 
ohne weiteres auf das Zurrogat uber. Bei Geldentſchädigungen tritt das Kapital 
an die Stelle. Soweit die Yandesgeieße nicht beiondere Beitimmungen 
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enthalten, werden auch bier die Grundiäge der Art. 52, 53 Anwendung 
finden müfien, ef. Art. 109. Nah Preußiſchem Recht iſt die für Ibeile und Zu— 
behörſtücke eines Grundſtücks gewährte Kapitalabfindung obne Rückſicht auf die Real: 
berechtigten abzuwähren, wenn die Entihädigung zur Verbejlerung oder zur Abitoruna 
vorbergebender Forderungen verwandt wird, desgleichen wenn die Nealberehtigten 
binnen ſechswöchentlicher Friſt, nachdem ihnen die Feſtſetzung der Kapitalabfindung 
durch die Auseinanderießungsbebörde befannt gegeben iſt, feinen Widerſpruch erbeben 
A.L.R. II, 20 88 460--465, Gem. Theil. Ordn. von 1821 ef. unter SS 1500ff., Ab- 
Löjungsgeieg vom 2. März 1850 88 110-112. Die Geldentibädigung erfolgt aud 
bei Ablöjung von wiederkehrenden Yeiitungen (Reallaften) regelmäßig in Kapital. Aber 
regelmäßig nit dur den Prlichtigen ſelbſt, jondern durch Vermittlung beionders dafür 
eingerichteter öffentlicher Hallen (Rentenbanfen, Ablöſungskaſſen, Yandesfreditinititute). 
Die Kaſſen erbalten dafür ihrerieits die in eine, die Zinſen und Tilqungsauote des 
Ablöjungsfapitald umfajlende, Geldrente umgewandelte Nealpflibt des Belaſteten über: 
wieien. An Preußen und anderen Staaten zahlt die Kaſſe (Hanf) das Kapital an den 
Berechtigten nicht baar, ſondern in Schuldverichreibungen auf den Inhaber (Rentenz 
briefen) aus. Leber die den Rentenbanfen durd die neuerlichen Gelege über Renten— 
güter aewordenen Aufgaben ef. Art. 62 6.0. 

Aufrebterbalten find aud die landesgeiekliden Vorſchriften, 
weldbe den Ablöjungsrenten ein geieglibes Vorrecht vor anderen 
Belajtungen zumenden, und weldhe im Falle der Tbeilung des be= 
laiteten Grundſtücks die Vertbeilung der Rentenpflicht auf die Be: 
jißer der Trennſtücke regeln; vgl. Art. 120, 121 E.6.; val. auch die folgenden 
Art. 114, 116 und $ 3 E.G. zum R.Zw.G. vom 24. März 1897, — 

3. Landesgeieglihe Borichriften: 

Preußen: Gemeinbeitstheilungsordnung vom 7. Juni 1821: Abänderungs: 
verordnungen und Teflarationen vom 25. Juli 1858; 31. März 1841; 26. Juli 1840. 
Gef. vom 2. März 1550, Gef. vom 2. April 1872. Ablöfungsgeieg vom 2. März 18, 
Geſ., betr. das Verfabren in Auseinanderießungsangelegenbeiten, vom 18. Kebruar 15). 

Bezügli der aufßerbalb des Geltungsgebiets jener Geſetze liegenden Gebiets— 
— Preußens ef. die einzelnen Geſetze und Verordnungen bei Meyer, VerwR. 

p. 303, 307. 

Bapvern: Gei,, die Auibebung der Standes: x. Gerichtsbarkeit und die Auf: 
bebung zc. der Grundlaſten betr., vom 4. Juni 1548. — Koritgeieh vom 28. März 1852. 
Sei. über die Ausübung und Ablölung der Weiderehte vom 25. Mai 1852. — Gef. 
die Zuſammenlegung 2c. betr., vom 10. November 1561. Gei., die Flurbereinigung 
betr. vom 29. Mai IS86 i. d. F. d. Bef. vom 30. Juli 1899. Gel. vom 2. Febr. 1808 
u. 12. Dezember 1809, 

Sachſen: ei. über Ablöfung und GSemeinbeitstbeilungen vom 17. März 1532. 
Sei. vom 14. Juli 1840, vom 21. Juli 1846. Gef. vom 11. November 1550. Gei. 
vom 10, Februar 1851, vom d. Mat I851. Gef. über die Jufammenlegung ıc. vom 
23. Juli 1861. Gel. vom 5. März 1879. Gei., vorläufige Grundbuchsanträge betr., 
vom 1. August 1882. Geſ., die gemein‘. Angelegenbeiten der Zuſammenlegungs— 
genofjenichaften betr., vom 249. April 18U0, 

Württemberg: Zahlreiche Geſetze aus den Jahren 1856, 1848, 1849, insbei. 
Sei. vom 14. April 1545, betr. die Bejeitigung der auf dem Grund und Boden vor: 
bandenen Yaiten. Ge. vom 24. Auguit 1549 und Gei., betr. die Ablöjung von 
Leitungen für öffentliche Jwede, vom 19. April 1865, Gel. über die Ausübung und 
Ablöfung der Weiderechte 2c. vom 26. März 18:3. Gei., betr. die seldbereinigung, 
vom 30. März 1886. 

Baden: Zahlreiche Ablöſungsgeſetze aus den zwanziger und dreißiger Nabren, 
ferner G.G. von 1844, 10, April 1845, 21. April 1849, 1851, 1852, 25. Ault 1856 
und 20. Februar 18559.  Koritgeieß vom 15. November 1835. Gel., die Ablöjung der 
Weiderechte betr., vom >31. Juli 1848, Feldbereinigungsgeſetz vom 5. Mat 1856, Gei., 
betr. die Anlegung x. von Feldwegen und Zuſammenlegung 2c., vom 21. Mai 1886. 

Heſſen: Gef. über die MWeideberechtinungen vom 7. Mai 1849, Geſ. über 
Yandesfulturgen. vom 28. Zept. I887. Gel. iiber die Umwandl. u. Ablöi. von Real: 
lajten ꝛc. vom 19. Auli 18, 

4. Die Wustührungsgeiege brinaen nur wenig eimichneidende Beſtimmungen. 
Sie deflariren im weientliden den bisberigen Rechtszuſtand und bringen zumeiſt nur 
Aenderungen in der Faſſung, wie fie dur die Borichriiten des B.O.B. bedingt ſind: 
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Sp stellt Preußen in Art. 31 im Hinblid auf die formelle Aufhebung des 
S 66 Preuß. G.B.O. außer Zweifel, daß $ 93 des Ablöi. Geſ. vom 2. März 1850, 
wonach im all der Grunditüdstheilung die ablösbaren NReallaften auf die einzelnen 
Tbeile vertheilt werden, auirechterhalten bleibt und bejtimmt, daß die Vertheilung bei 
der Auseinanderjegungsbehörde zu beantragen ift. (Außerdem Spezialbeftimmungen 
für einige ehem. heſſiſche Gebietstbeile in Art. 36.) 

Bayern: Art. 141, 150, 151, 163 giebt entiprehend Abänderungsvorſchriften 
für die Faſſung einzelner Beitimmungen der Geſetze vom 4. Juni 1841, 28. Mai 1852 
u. 28. April 1872, welche durd die formelle Aufbebung des Hnpotbefen: und Prioritätss 
geieges bedingt find. Weſentliche Aenderungen bringt Art. 171 für das Flurbereinigungs: 
geilen vom 29. Mai 1586, aber auch bier — abgeieben von Faſſungsverbeſſerungen — 
auch nur injoweit, als die Verfahrensgrundjäße aus gewiſſen Zwedmäßigkeitserwägungen - 
zum Theil neugeordnet werden und einige nur für die rechtörheintichen Gebiete geltenden 
»Beftimmungen auf die Pfalz erſtreckt werden. 

Württemberg: Art. 211 giebt Faffungsverbejlerungen einiger Beftimmungen 
des Klurbereinigungsgeieges vom 30. März 1886 und beitimmt weiter, daß die Art. 52 
und 53 EG. feine Anwendung finden follen auf die Entihädigung des Art. 7, wohl 
aber auf diejenige der Art. 24 und Art. 53. 

Baden: Art. 25 Abi. 3 und 30 giebt Faſſungsänderungen zu Art. 13, 14, 15 
und Art. 95 Abi. 7 des ‚seldbereinigungsgejeßes von 5. Mat 1856. 

Hefſſen: Art. 280 ändert entiprehend die Art. 10, 18—40 des Weide: 
berehtigungsgejeßes vom 5. Mai 1856. 

"ol. ferner Medlenb.:Schmw.: 8 86, -Str.: $ 84, Braunihmweig: $ 40, 
Lübeck: Se. vom 18. Dezember 1599, Bremen: Sei. vom 18. Juli 1899, Eljaß: 
Yotbringen: 879. 

Ueber die Gejege der übrigen Staaten ef. Meyer a. a. O. und Neubauer, 
Zujammenitellung des in Deutſchland geltenden Rechts, betr. Stammgüter ıc., Berlin 
1879 p. 13 ff, auch Gierke, Deutich. Priv.R. Ip. 505 ff. 


Artikel 114. 


Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorjchriften, nach welchen die 
dem Staate oder einer Öffentlichen Anstalt in Folge der Ordnung der quts- 
berrlich-bäuerlichen Verhältnifje oder der Ablöjung von Dienjtbarkeiten, Neal- 
laſten oder der Oberlehnsherrlichfeit zuftehenden Ablöjungsrenten und fonjtigen 
Neallaiten zu ihrer Begründung und zur Wirkſamkeit gegenüber dem öffent- 
lichen Glauben des Grundbuchs nicht der Gintragung bedürfen, 

E. U 87; R. V. 113, Prot. S. 8793—8795 (VI 372, 373). 

I. Der Vorbehalt ergiebt fih in Konſequenz des borhergehenden Art. 113. 
Soweit die in dem vorbergebenden Artifel bezeichneten Vorſchriften fih über die in 
dem vorliegenden Artifel bezeichneten privatrectliben Wirkungen verhalten, ijt deren 
Aufrectbaltung ihon dadurd gewahrleiſtet vgl. Preuß. Gel. vom 2. März 1850, 
Ss 185 (5 12 Abi. 3 Gef. vom 5. Mat 1872). Vagl. Ben. zu Art. 61. Andernfalls 
würde es für die Aufrechterhaltung des bisherigen Rechtszuſtandes, wonach dieſe Rechte 
der Gintragung nicht bedürfen, im Hinblid auf die Negel des $ 1105 B.G.B. — nad) 
weldem die auf einem privatrechtliben Titel beruhenden Reallaften der Eintra ung 
zu ihrer Entitebung und dinglihen Wirfiamfeit bedürfen — darauf anfommen, ob die 
bezüglicen Yandesgejeße den bier bezeichneten Renten und Neallaften den Gharafter 
einer öffentlihen Laſt vindiciren. Das Letztere ift nun beifpielsweife nicht der 
Fall nah bayriſchem Recht; vgl. Entſch. d. O.Y.G. XI p. 178 Brot. II p. 879. Es 
würden demnach die Lorichriften des Bayr. Hypothekengeſetzes ($ 22 Nr. 5 in der 
Faſſung des Gei. vom 29. Meat 1886, vgl. die Finanzminiſterialentſchl. v. Juli 1886 
IM. Bl. p. 156), welche dennocd dieje Rechte ohne Gintragung zur Entjtehung und 
Wirkung gelangen laſſen, als bejeitigt gelten müffen. Um dies zu verbüten, orbnet 
der vorliegende Artikel die Aufrechterbaltung der in demielben bezeichneten Borfchriften 
unterichiedslos an. Prot. a. a. O., ef. aber Art. 116 E.G. 

2. Die Ausführungsgeſetze beihränfen fich im weientlichen darauf, den bisherigen 
Rechtszuſtand durh ausdrückliche Vorſchriften aufrechtzuerbalten. Dieie Deklaration 
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wird von dieſen Geſetzen deshalb für erforderlich erachtet, weil die bezüglichen Vor— 
ſchriften der Ablöſungsgeſetze vielfach in die jetzt formell aufgebobenen Girundbud: 
geieße übernommen find. 

So wird nad Preußen Art. 22 Nr. 2 die Aufrechterbaltung des S 15 Abi. ? 
und des $ 64 des Geſ. v. 2. März 1850, wonach die den Nentenbanfen ——— 
Renten und die Tomänenamortifationsrenten der Fintragung nicht bedürfen, nochmals 
ausdrücklich ausgeiproden im Hinblid auf die formelle Aufhebung des Gef. vom 5. Mai 
1872, welches jene Beitimmungen in $ 12 Abiag 3 aufrechterbält. Außerdem werden 
in Art. 22 eit. die in Hannover geltenden Vorſchriften über die Cintragungspflict 
jener Rechte ausdrüdlich aufgehoben. (Daneben bleiben — obne daß es einer beſonderen 
Deklaration bedarf — der S 45 des Gei. für Gafjel vom 29. März 18:3 [G.s. ©. 274] 
fowie der S 1 des Bei. vom 29. Mai 1874 [G.S. ©. 155] kraft deö vorliegenden 
Vorbebalts ohne weiteres in Ktrait.) 

Bayern: Art. 128 deflarirt entſprechend mit Rückſicht auf die formelle Auf— 
hebung des Hypothekengeſetzes vom 29. Mai 1886 den materiellen Fortbeſtand des 
8 22 Nr. 5 I. ce, wonach die Grumdgefälle ber Ablöſungskaſſen und die an deren 
Stelle getretenen Yaften nicht der Eintragung bedürfen. 

Mecklenburg: Schw.: S85, :Str.: $ 83 deflarirt die aus der Ablöſung des 
lehnäberrliben Obereigentbums dem Yandesherrn zuitebenden Ablöfungsrenten und 
fonftigen Reallaiten als öffentlichrechtliche Laſten und befreit fie ſchön dadurch vom 


Eintragungszwang. 
Vgl. ſerner Braunſchweig: $ 38. — S.-Weimar: $ 151. — Anhalt: Art. 45 
Abi. 2 Nr. 3. — Schwarzb.:Rudolitadt: Art. 6? Nr.3. — Schw.-Sonders— 


bauien: Art. 37. — S-Goburg-Gotha: Art. 22 Ar. 2 

3, Zweckmäßig ericeint an diefer Stelle eine kurze Ueberſicht über diejenigen 
Rechte an Grundſtücken, melde nad) Reichs- oder Yandesredt zur Wirkſamkeit gegen: 
über dem öffentliden Glauben des Grundbuhs feiner Eintragung im Grundbuch 
bedürfen; es find dies: 

a) Kraft reibsrehtliher Ausnabmebeiltimmung im B.&.B.: die Ueber— 
baurente und die Notbiwegrente SS 914 Abi. 2, 917 Abi. 2 (für dieſe Rechte ift die 
—————— auch nicht zur Entſtehung erforderlich). 

) Kraft der Uebergangsvorſchrift der Art. 187 und 188: die am 1. Januar lim) 
bezw. dem Zeitpunft der Grundbucanlegung bejtebenden Grunddtenitbarfeiten und 
nah Maßgabe landesberrliher Verordnung die beitebenden dingliben Mieth- und 
Pachtrechte. 

e) Kraft Art. 55 E. G. (arg. e contr.) die öffentlichrechtlichen Berechtigungen, 
Srundjteuern und Abgaben u. jog. gemeine Yaiten. 

d) Kraft der einzelnen allgemeinen Borbehalte des dritten Abichnittes des GW. 
(im Rahmen derielben) die nach den beftebenden landesgeſetzlichen Borichriften, den Aus: 
führungsgeiegen oder zufünftig zu erlaflenden Gejegen mit Wirffamfeit gegen Dritte 
ohne Eintragung ausgeitatteten Nechte. 

Die Kompetenz der Landesgeſetzgebung zur Durchbrechung der Grundſätze über 
die Wirfung des guten Glaubens veritebt fich bier auch obne beiondere Normirung. 
(Im vorliegenden Artikel 114 ijt fie aus dem zu 1 angegebenen Gründen beionders 
ausgeiproden.) 

Die Ausfübrungsgeiege haben im Nabmen dieier Vorbehalte wie zu dem vor: 
liegenden Art. 113, 114 auch zu den übrigen Artifeln den bisherigen Rechtszuſtand 
um Theil durch beiondere Normirung ausdrudlich aufrechterhalten. So hält Preußen 

G. Art. 22 neben den in den Nabmen des vorliegenden Vorbebalts fallenden Rechten 
auf Grund der Vorbehalte der Art. 67 und 109 E.G. die ohne Eintragungszwang 
beitebende dinglibe Wirfiamfeit der in Fällen Enteignung zwecks Bergbaubetriebs 
beitebenden geießlichen Borfauisrechte und der Gebrauds: und Nutzungsrechte, welche 
nad SS 8, 142 des Berg:ßei. vom 24. Juni 1865 im Wege des Swangsverfahbrens 
erworben werden fünnen, ausdrüdlich aufredbt. (Desgleihen beitimmen einige Aus: 
führungsgeieße zum leberfluß, daß die öffentlichrechtliben und gemeinen Laſten ohne 
Fintragung gegen Tritte wirfen und zählen diejenigen Nechte, welche unter dieſen Segnif 
fallen, einzeln auf. Vgl. Bayern: A.G. 8 128, Medlenb.:5Shmw.:$985,:Str.: S, 

©.:-Weimar: Art. 124 u. a. m.) 

Die Grundiäge über die Wirfung des öffentlihen Glaubens werden von 
der Landesgeietgebung nidt durchbrochen: 

a) joweit das bei den allgemeinen Vorbebalten des IL. Abichnittes ausdrücklich 
verboten iſt: Art. 61 u. 114 E.G.; 


Servituten und Neallaiten (Art. 115). 997 


3) joweit die Landesgeſetze nicht ausdrüclich diesbezügliche Vorſchriften enthalten, 
jondern nur auf das allgemeine Recht verweilen: Art. 4E. G. (es jet denn, daß die 
gen. Rechte öffentlichrectlihen Charakter haben, vgl. oben zu e.); 

7) ſoweit die Vorbehalte des III. Abichnitts die Regelung der Rechte an Grund: 
ſtücken der Yandesgefeßgebung nur nach fpeziellen Richtungen bin überweilen; vgl. den 
folgenden Art. 115; vgl. Bem. de zu Art. 115 Zulag. - 


Servitnten und Reallaften (Artikel 115 und 116). 
Artikel 115. 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen Borjchriften, welche die Be- 
lajtung eines Grundſtücks mit gewilien Grumddienitbarfeiten oder bejchränften 
perjönlichen Dienitbarfeiten oder mit Neallajten unterjagen oder bejchränfen, 
jowie die landesgejeglichen Borjchriften, welche den Inhalt und das Maß 
ſolcher Nechte näher beſtimmen. 


E. 170 Abi. 1 Nr. 2; E. I 88; R. V. 114; Mot. zu 70 S. I4—19%; 
Prot. S. 8900, 8902 (VI S. 433, 434, 582, 608). 


I. Bedeutung und Tragweite des Vorbehalts: Der Vorbebalt ift von 
bervorragender Bedeutung, insofern er die nur Außerft fpärliden 
Vorſchriften des BG». über Grunddienstbarfeiten (SS 1018-1029), be: 
ihränfte perjönlide Dienftbarfeiten (SS 1090-1095) und NReallaiten 
(SS 1105—1112) in Verbindung mit den unten erwähnten weiteren Vor— 
ihriften des E. G. in umfaſſendem Maße ergänzt. TDie Yandesgeiege baben 
Beitimmungen, welche die Neubegründung von „gewiſſen“ Nechten dieier Art unterfagen 
bez. diejelben nur beichränft zulaflen, in umfangreicher Weile (ef. unten zu 3) erlaſſen, 
jo dak die Beitimmungen des B.G. B. nur noch für einen beichränften reis derjelben 
praftiihe Bedeutung haben und auch für dieſe nur in Anſehung der von ihnen lediglich 
geregelten wichtigiten prinzipiellen Nectöbeziebungen. Die Bedeutung des bier: 
nach vorbebaltenen Yandesrehts wird nur dadurd gemindert, daß einerieits vermöge 
der durb Art. 113 aufrechterbaltenen Beſugniß der Yandesgejege ein großer Theil 
dieſer Nechte für ablösbar erklärt ilt und diefe Ablöjung in weiten Gebietätbeilen des 
Reichs bereits vollendet it, und daß andererieits durch die, in Folge der Umlegung 
auf dem Lande, der jür die Städte erlaffenen baulichen und baupolizeiliben VBorichriften 
und der Regelung des Nachbarrechts im B.G. B. geichaffenen wirtbichaftlihen Ber: 
beilerungen, ſowie durch die in unſerm Zeitalter eingetretenen erleichterten Verkehrs— 
bedingungen Zuftände geihaffen find, welde das Bedürfniß nah einer Neubegründung 
derartiger Nechte mehr und mehr zurüdtreten laſſen. Soweit aber neuerdings in land: 
wirtbichaitliben reifen das Bedürfniß nah Wiederzulaiiung von Neallaiten in Form 
einer feiten Geldrente bervorgetreten ift, wird dieſem Bedürfniß durch die von den 
Vorſchriften des Neichsrehts (SS 1199-1203 B. G. B.) ſouverän beberrichte Kredit— 
rentenſchuld genügt. 


2. Der Rechtszuſtand bezüglich der in dieſem Artikel bezeichneten Rechte ge— 
ſtaltet ſich im einzelnen wie folgt: 

a) Dieſe Rechte können künftig nur inſoweit beſtehen, als fie durch die 
Landesgeſetze zugelaſſen, d. b. nicht entweder ganz oder in Anſehung eines Theiles 
ihres Inhaltes ausgeichloffen werden, Art. 115, Satz 1, ef. aber Art. 416. 

b) Sind fie zugelaiien, jo greiien, foweit fie öffentlichrechtlicher Natur 
find oder einem der für die Landesgeſetzgebung allgemein vorbebaltenen 
(Hebiet angehören (Waflerredt Art. 65 Deich: und Sielrecht Art. 66 — Bergredt 
Art. 67 — Anerbenredt Art. 654 — Jagd- und Fiſchereirecht Art. 69 — Realgewerbe— 
recht Art. 74 — Nentengüterrebt Art. 62, el, auch Art. 96 E. G., die Vorſchriften der 
Yandesrecdte, andernialld die Vorichriiten der SS 1018 ff, 1090 FF, 1105 ff. B. G.B. 
nit der Maßgabe zu 3 Plap. 

c) Die Vorſchriften des B.G.R. finden auf die bier noch übrig bleibenden Rechte 
nur mit der Maßgabe Anwendung, daß die näheren Beitimmungen der Landes— 
aeieße über Anhalt und Umfang dieier Nechte ergänzend eingreifen -- 
Sar 2 des vorliegenden Artifels. 
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d) Gemäß Art. 113, alſo namentlih im Yandesfulturintereiie fönnen die nad 
Art. 115 zuläifig begründeten Rechte, gleichviel ob ſie beim Anfrafttreten des B. G. B. 
bereit beiteben oder erit ipäter begrimdet werden, entweder ganz oder binfichtlich eines 
Theils ihres Anbalts aufgeboben werden. 

e) Someit die Rechte des Art. 115 zur Seit des Anfrafttretens des B. GB 
bereits beiteben, können diefelben in Gemäßheit der in dieſem Zeitpunft beitebenden 
landesgeſetzlichen Xorichriiten einen von den Borichriiten ded B.G.B. abweidenden 
(theils darüber binausgebenden, theils beichränfenden) Anbalt baben. Sie fünnen 
weiteren Abweichungen unterworien werden, fallö dieie landesgeieklichen Vorſchriften 
ſpäter geändert werden. Eine Ausnahme machen Grundgerechtigkeiten, auf welche die 
Vorſchriften der SS 1020-1028 mit der Maßgabe des Art. 115 ſofort Anwendung 
finden, ef. Art 154, 218 E. G. 

f) Rechte der in dem — Art. bezeichneten Art können künftig nur durch Ein— 
tragung begründet werden S 5:5 B. G. B. Am 1. Januar 1900 beſtehende Rechte dieſer 
Art bedürfen der Gintragung * Wirkſamkeit gegen die publica fides des Grundbuchs 
(mit Ausnabme der Grundgerectigfeiten Art. 187 E.G.) — ef. aber über das Zwiſchen— 
ftadium bis zur Anlegung des Grundbuchs Art. 154. 


3. Was den Inhalt des borliegenden Artikels im einzelnen anbelangt, 
jo find aufrechterhalten die Vorſchriften der Landesgeſetze, welche die 
Belaſtung mit Rechten dieſer Art unterſagen oder beſchränken: 

a) hinſichtlich der Reallaſten (SS 1105 -1112 B. G. B.. 

Die Nenbegründung bon Grundiaiten iſt 

a) ee unterſagt in Württemberg: Geſ. vom 14. April 1848 Art. 13 
— Baden: v. R. II Tit. 56, Gef. vom d. Oftober 1820 u. 10. April 1548. In 
Heilen jind Ge Grundlaiten mit Ausnabme der Yeibzucht beieitigt; 

I) für alle Neallaiten außer feiten Geldrenten und Alinentationsleiitungen be. 
Geldrenten und Kornabgaben unteriagt: In Walded und Pormont: Sei. vom 
20, November 1848 — Yippe: ei. vom 4. September 1538; 

y) für alle nad den allgemeinen Ablöſungsgeſetzen für ablösbar erflärten Neal- 
laften unterjagt: In Weimar: Geil. vom 28. April 1869 (Nachtrag vom 27. Tea. 1871) 
— Meiningen: G.G. vom 5. Mai 1850; 12. Juni 1865; 9. Februar 1869. — 
Coburg-Gotha: Staatdgrundgei. vom 3. Mat 1852 8 56, Gef. für Coburg vom 
25, Januar 1549, für Gotha vom 5. November 1855. — Schwarzb.-Rudolſtadt: 
Geſ. vom 27, April 1849 Art. 15; 

(Kür ablösbar find nah dieſen Geſetzen in jedem alle alle privatrecdtlichen 
Abgaben und Yeritungen erflärt. In Meiningen werden als nicht ablösbar nur 
bezeichnet die Zehnten aus der Negalität, die auf dem Staats:, Gemeinde: und Schul: 
verbande berubenden Yaiten und die nicht jtändigen Reallaſten als Altenantbeil, 
MWitttbum.) 

d) Aehnlich, aber unter Zulaſſung der feiten Geldrenten Preußen: Sei. vom 

2. März 1850 86, 88 M ff. Ablösbar find nah dieiem Beleg nicht: Die öffentlichen 
Yaiten mit Cinwluß der Gemeindelaſten, der auf eine Deich- oder ähnliche Sozietät 
fih beziebenden Laſten, Kirchen-, Piarr:, Schullaften, wenn lettere nicht Gegenleittung 
einer ablösbaren Meallaft find. Für die ipäter anneftirten Provinzen gelten im 
weientlihen gleiche Grundſätze. Im linfsrheiniihen Theile der Rhein-Provinz iſt die 
Begründung von Neallaiten ganz ausgeichlofjen. e. e. Art. 529, 550. Kür Lauen— 
burg und Helgoland ichlt es dagegen an jeder Beihränfung — Oldenburg: 
Staatögrundgeich vom 18. Februar 1549 Art. 59; Sei. vom 11. Februar 1851 Art. 18; 

e) nur für ſpeziell bezeichnete Kategorien von Neallaiten nah Maßgabe der für 
diejelben ipeziell erlaſſenen Geſeße unterfagt: An Banern: Nicht neu begründet werden 
fünnen die durch das Geier vom d. Juni 1848 auigehobenen bez. firirten Frohnden, 
Mortuarium, Handlobn und Zehnt, welche, joweit firirt, auch ablösbar find, desgl. nicht 
Jagdgerechtigkeiten (Geſ. vom 30. März 1852), Foritberechtigungen (Gef. vom 25. März 
1852 Art. 34), Weiderechte (Geſ. vom 28. Mai 185? Art. 34, 55). — Sadien: Nicht 
neun bearündet werden können: Alle Abgaben, die ich als Ausfluß der Gutsunter—⸗ 
thänigkeit darſtellen, Dienſte, Frohnden, ſowie alle a welche die Freiheit 
in der Rewirtbichaitung beeinträchtigen, Gel. vom März 1832, Nah Anſicht 
einiger erſtreckt sich jedoch das Verbot der in arundjätlich auf alle in 
dem Er Ablöſungsgeſetz vom 15. Mai 1851 bezeichneten Yalten. Grüsmann, 
Yebrb. 41, 

2) — nicht unterſagt iſt die Neubegründung nach den Geſetzen von 
Medlenburg und vübeck, wo eine Ablöſungsgeſetzgebung überbaupt nicht ergangen iſt. 


Servituten und Neallaften (Art. 115). 2929 


In den no übrigen Staaten iſt zwar die Ablöjung geießgeberiich geregelt. Allein 
direfte Verbote der Neubegründung find nicht ergangen, jo in Braunihweig, Alten= 
burg, Sondershauien, Anbalt, Neuß ä. Y., Neuß j. Y, Hamburg, Bremen. 

rn) Soweit nah Boritebendem die Neubegründung von NReallaiten 
zugelasien it, wird dieielbe regelmäßig von Beſchränkungen abhängig gemadt: 
Nur unter der Bedingung der Ablösbarfeit konnen neue Neallaiten begründet werden 
nah den Gefegen von: Braunschweig: Abl.Geſ. vom 20. Dezember 1834 Art. 5. 
Sondershauien: Gef. vom 8. April 1850 Art. 4. Reuß ä. t.: BU.$32. Reuß 
j. %.:8 24. In Preußen iſt die Neubegründung der zugelaiienen feiten Renten an 
die Bedingung der men send, ob. Geſ. vom 2. März 1850 88 91ff. Für 
— St. Gr. G. Art. 59, 5. Für Sachſen ef. Abl.Geſ. vom 15. Mai 1851 

—29, 54, 55. In an nur mit Genehmigung der eingetr. Gläubiger, 
Se. — 4 Degember 1565 8 24. In Medlenburg fönnen gewiſſe Laſten mur 
durch Gintragung einer beitimmten Summe als Ultimat für den all der Jwangs: 
veriteigerung dinglihe Wirkung erlangen, ef. Revid. Hyp.O. für Yand.G. vom 18. Oftober 
18548 8 5 u. a. Vergleiche über alles Borjtebende Neubauer, Zuſammenſtellungen, 
Berlin 1879. Motive III p. 573. Roth, D.Pr. III p. 469 

b) Dienjtbarfeiten: Weide- und Forftiervituten, cite in den meiſten Staaten 
(zum Theil als jogen. „Semeinbeiten“) für ablösbar erklärt find (cf. Art. 113), dürfen 
nah den Geſetzgebungen mebrerer Staaten entweder überhaupt nicht oder nur unter 
Beichränfungen neu begründet werden: Preußen: Geſ. vom 7. Juni 1821 88 164, 
27. Erg.Geſ. vom 2. März 1850 Art. 12 (mur mit der Beihränfung auf 10 Jahre 
bez. Zmalige Abnutzung der Schläge). Sadien: Geſ. von 1513 (Walddienitbarfeiten 
nur mit obrigfeitl. Genehmigung), Stobbe-Lehmann UIb p. 26. Bayern: Gei. 
vom ! S. März 1852 Art. 4 (binfichtlich der Forſtſervituten), ferner G.G.: für Anhalt 
vom 36, März 1850, für Oldenburg vom 22. April — für Schaumb. Lippe 
vom 23. Mai 1874, Stobbe: Lehmann, a. a. O. p. 14, In Preußen it auch 
Die Neubegründung anderer, für ablösbar erflärter, — — Servituten nur 
beſchränkt geſtattet, Geſ. vom 2. März 1850 Art. 1 u. 12. 

4. Soweit nad Vorſtehendem Dienitbarfeiten und NReallaiten be: 
jteben fönnen, unterliegen jie den Beitimmungen des Bürgerliden Ges: 
ſetzbuchs mit der Dapgabe, daß die Yandesgeieke den 

Inhalt und das Ma; diefer Rechte näher beitimmen: 

a) bezüglihb des Inhalts enthält das B.G. B. nur die allgemeiniten Bes 
ftimmungen, welche erforderlih find, die in dieſem Artifel bezeichneten Necte unter 
fich und_ı von anderen dinglichen Nechten begrifflich abzugrenzen: SS 1015, 1090, 1105, 
1108. Den Yandesgeieken bleibt überlaſſen, dieie Rechte nach den einzelnen Zwecen. 
welchen fie dienen, als Wege-, Waſſer-, Forſt-, Weide-Servituten, Traufrechte, servitutes 
tieni. fumi immittendi, projieiendi et protegendi, Nealdienite, Nenten, Auszugs: 
leiftungen ꝛc. ꝛc. zu individualifiren und von einander inbaltlih abzugrenzen. 
Ties ift, abgeiehen von dem code eivil, in den größeren landesrechtlichen Kodififationen 
geſchehen. Zu beachten iſt jedoch, daß diefer Artifel ſich nur auf die rechtsgeſchäftlich 
bez. auf Erjißung begründeten Dienjtbarfeiten und Neallaiten beziebt. Die 
Yandesgejege find nicht befugt, Dispofitiunormen auch für den Inhalt der geſetzlichen 
Servituten, ſog. Nachbarrechte, aufzuitellen, es jei denn, daß es ſich um andere als 
die in den SS 903 MRIB.G.B. geregelten und gemäß Art. 124 E. G. aufrechterbaltenen 
Nachbarrechte handelt. 

Hinsichtlich der Neallaiten hat die Sandesgejehgebung es zunäcit in der Hand, 
den Anbalt des „Yeiitungs‘ begriffs nah Maßgabe des S 241 2.0.8. zu ſpezialiſiren 
und alio auch ein Realrecht auf ein Unterlaſſen anzuerfennen. Tas letztere iſt bei den 
Beratbungen Prot. II p. 4763 wohl mit Unrecht angezweifelt. Vol. Seuifert XIX 
Nr. 18: Die einem Grundſtück auferlegte Beichränfung, ein bejtimmtes Gewerbe nicht 
zu betreiben (Stobbe-Lehmann Ib p. 7). Unter den von den Yandesgejeßen 
individualiiirten Arten von Neallaiten find die feite Geldrente und der Altentbeil 
(Auszug) die wictigiten. Hinfichtlich der das periönliche Schuldverbältnik aus dem 
Auszugsvertrage regelnden Vorſchriften, ef. Art. v6 E. G. 

b) Bezüglihb des Umfanges ımd ber. des Maßes der T TDienjtbarfeiten und 
Reallaiten finden ſich ebenfalls nur allgemein gehaltene Vorſchriften im B. G. B., ſo 
bezüglich der Grunddienſtbarkeiten, daß dieſelben dem herrſchenden Grundſtück zum 
Vortheil gereichen und von dem Berechtigten ſchönend auszuüben find, SS 1019, 1020, 
und die als Anwendung dieies Prinzips ſich veritehenden Vorſchriften der R 1021-1026. 
Tie Yandesgeiege fönnen dieſe Beitimmungen des Näberen ivezialifiren, 3. B. dur 
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Vorſchriften, dat die Wege zu unterbalten, der Wald in ordentliche Schläge einzutbeilen, die 
Gräben zu reinigen find, daß im ‚all des S 1023 BGB. die Verlegung des Weges 
u. U. aud auf ein anderes Grundſtück (ef. Pr. AR. 228 86) erfolgen fann 2c. xc. 

Im Uebrigen greift die Kompetenz der Yandesgeieke "nur jomeit, als fie den 
Inhalt y: Umfang dieier Nechte 

des Näheren beitimmen. Soweit es ſich alſo um abjolute Vorſchriften des 
RO. handele Munen fie einen abweichenden Inhalt nicht feitiegen, ef. SS 1018, 
1020, 1092 Abi. 1 ‚ 1106 u. a. m. m einzelnen werden fich manche Schwierigfeiten 
einitellen. So wird die Vorſchrift des $ 1019 B. G. B. ziemlich ausdehnend interpretirt 
werden müſſen, um darunter auc 3. B. die über den Bedarf des herrſchenden Grund: 
ſtücks hinausgebenden, gezäblten Weide: und Holsnerectigfeiten zu bringen, ef. Stobbe— 
Lehmann Ilb p. 29. Bezüglich der durch die allgemeinen Vorbebalte (ef. oben zu 1b) 
mitbetroffenen TDienitbarfeiten und Reallaſten iſt der Landesgeſetzgebung natürlib auch 
geitattet, einen von den Voricriften des B.G. B. abweichenden Inhalt und Umfang 
tejtzufegen. Damit erledigt fih das Bedenken, weldhed Stobbe:Yebmann a. a. TC. 
be3. der „Jagdſervituten“ bat. 

Zuſatz: Die Landesgeiege können bier nicht die Vorichriiten des BGB. über 
den Erwerb im guten Glauben durdbreden. Denn das find feine den Anbalt der 
Rechte betreffenden Vorſchriften; vgl. Bem. 3dy zu Art. 114. 

5. Die Ausführungsariege enthalten, abaeieben von derjenigen der unten er— 
wähnten Thüringiſchen Staaten, nur wenig einichlägige Beltimmungen: 

Preußen: Art. 30 beichränft ſich ledinlib darauf, die Grundſätze des S 41 
des Ablölungsgeießes vom 2. März 1550 über die Zuläfligkeit von Neallaiten (vgl. 
oben 3ad) auf die ganze Monarchie zu eritreden, und bält im Uebrigen den beſtehenden 
Rechtszuſtand (AR. I, 8 8 146, I, 9 88 118-120, L, 22 88 4242) in Art. 80 
Wr. Ib noch ausdrüdflich aufrecht. 

Bayern: Art. 55, 86 beitimmt in weientlicher Llebereinitimmung mit dem bis- 
berigen Nectszuitand rechts des Nheins, aber unter Ausdehnung dieler Grundſätze 
nunmehr auf die ganze Monardie, daß Neallaften (abgeieben vom Yeibgedinae) nur 
noch als feite Nenten von Geld (oder Bodenerzeugniiien) begründet werden fönnen, 
und in Anſehung der Servituten, dat Forſt-, Jagd: und Weideberehtigungen nicht 
begründet werden können. 

Baden: Art. 26 bejtimmt, daß außer Yeibgedinge tiberbaupt feine Neallaiten 
begründet werden fünnen. 

Heilen, Art. 93: Ablösbare Rechte können nicht neu begründet werden, Neal 
lajten im Uebrigen auch nur auf Lebenszeit (und für Grundſtücke und juriſtiſche Ver— 
ſonen auch nur auf 30 Jahre);: vgl. ferner Art. 0. 

Entſprechende Beſtimmungen über die Zuläſſigkeit von Neallaiten finden ſich 
in den Ausfübrungsgejehen von Schaumburg-vippe: $ 20, — Bremen: S 26. — 
Elſaß-Lothringen: $ 75. — Walded: Art. 16. 

An umfajienderer Weile baben auf Grumd des Vorbebalts Die Thüringiſchen 

Staaten Ausführungsvorſchriften erlaſſen. 

Dieſe Ausführungsgeſetze geben: 

a) unter Aufhebung der bisherigen Vorſchriften ausführliche Beſtimmungen 
über den Inhalt und das Maß von N He der Sr Heer E.:Meimar: 
88 133-146, — S. Meiningen: Art. 17 N -16. — S.= Altenburg: 8 82 Wr. I 


bis 13883, — S.:Woburg:Gotba: * SS 1-16. — Schw.:Rudolitadt: 
Art. 86--96. — Neuß da. %.: 8 100, - Keub j. L.: 88 75- 8, 

b) Beſtimmungen über er Zuläffigfeit der Begründung von Neallaiten val. 
S.:Weimar: Art. 1485. — S.:Meiningen: Art. 18 SS 1-3. — S.GCoburg— 


Gotha: Art. 36. 

(Die erwähnten Tbüringiichen Ausführungsgeieße und ebenio Banern: Ueb. 
(Sei. Art. 46 geben auch Austührungsporicriften für die am 1. Januar 1900 ſchon 
beitebenden Reallaiten ber. beichränften periönlichen Tienftbarleiten nad der Richtung, 
daß auch die vom BB. abweichenden Beitimmungen des bisherigen Nechts zum Ibeil 
bejeitigt und dem neuen Recht angepaßt werden. Inſoweit find dieſe Ausführungs— 
vorichriften auf Grund der Art. 154, 2185 E65, ergangen und werden diejelben daber bet 
Art. 184 E. G. mitgerbeilt.) 

Artikel 116. 


Tie in den Artifeln 113 bis 115 bezeichneten landesgeleglichen Bor: 
jchriften finden feine Amwendung auf die nach den 88 912, 916, 917 des 
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Bürgerlichen Gejegbuchs zu entrichtenden Geldrenten und auf die in den 
ss 1021, 1022 des Bürgerlichen Gejegbuchs beitimmten Unterhaltungs- 
pflichten. 


E. 141 Abi. 2, 0 Abſ. 2; E. II 89; RB. 115; Mot. zu 41 ©. 162; zu 70 
©. 194-495; Prot. S. 879, ach, 8902 (VI 372, 433, 608). 

Die Vorichriften der Art. 113 (114) und 115, welche den Landesgeſetzen ge: 
ftatten, die Aufbebung und Beichränfung von Reallaiten im agrariihen Intereſſe 
auszuiprehen und bez. die Neubegründung kraft Gejeges zu unterjagen und zu bes 
ichränfen, fünnen auf Die reichsrechtlich beionders geregelten Arten don Neatlaiten, 
mag dieſe Regelung durd die Reichsipezialgeiehgebung oder im B.G.B. erfolgt fein, 
naturgemäß feine Anwendung finden. Um Mißverſtändniſſen vorzubeugen, iſt dies 
bezüglich der in diejem Artikel bezeichneten, im B.G. B. geregelten einzelnen Reallaften 
ausdrüdlich ausgeſprochen. 

s 912: Geldrente für den Ueberbau. 

R 916: Geldrente für die Beeinträchtigung eines Erbbaurechts oder einer Dienft= 
barkeit durd den Leberbau. 

s 917: Geldrente für die Duldung eines Nothweges. 

ss 1021, 1022: Pflicht des Eigenthümers des belafteten Grunpftüds zur Unter: 
haltung ( einer yur Ausübung einer Grunddienitbarfeit erforderlichen Anlage. 

Der Artikel jchließt nach feiner Faſſung auch die Anwendung des Art. 115 
Sat 2 aus. Sollte aber die Landesgeſetzgebung nicht die Befugniß haben, Vor⸗ 
ſchriften aufzuftellen, welde den Umfang einer Unterbaltungspflibt im Sinne der 
ss 1021, 1022, 3.8. bet Waldjervituten, des Näheren ipezialifiren ? 


Verſchuldungsgrenze, Kündbarkeit von Hypotheken und Renten, 
Artikel 117. 

Unberührt bleiben die Landesgejeglichen Vorjchriften, welche die Be- 
laitung eines Grundſtücks über eine bejtimmte Werthgrenze hinaus unterjagen. 

Unberührt bleiben die landesgeieglichen Borichriften, welche die Be— 
lajtung eines Grundſtücks mit einer unfündbaren Hypothek oder Grundjchuld 
unterjagen oder die Ausichliegung des KHündigungsrechts des Eigenthümers 
bei Sppothefenforderungen und Grundichulden zeitlich bejchränfen und bei 
Nentenjchulden nur für eine fürzere als die im $ 1202 Abſ. 2 des Bürger— 
lichen Gejegbuchs bejtimmte Zeit zulafien. 

E. 170 Abi. 1 Nr. 3; E. II 90; RR. 116; Mot. zu 70 ©. 194—195; Prot. 
&. 5900-8902 (VI ©. 433). 

1. Allgemeine Borjhriiten über Berjhuldungsgrenzen finden fi in den 
Landesgeſetzen nicht. Derartige VBorichriften find bauptiählib für Die jpeziellen 
Verbältniife des bäuerlihen Güterrechts ergangen. Zum Theil find fie nad) 
ihrem Erlaß jpäter wieder bejeitigt; ef. Preuß. Verordn. vom 29, Dezember 1843 
G.S. 1844 p. 17: $ 1 „Die in den &s 29 und 54 des Ed., betr. die Regulirung der 
gutsberrlihen und bäuerlichen Verbältniije, vom 14. September 1511 enthaltene Bor: 
ſchrift, daß Bauerngüter über ein Viertel ihres Werths mit bupotbef. Schulden nicht 
belaitet werden jollen, wid ..... aufgehoben.” Wo derartige Vorichriiten zur 
Zeit noch beftehen, wird ihre Aufrechterhaltung ſchon durch die allgemeinen Vor⸗ 
bebalte über das Erbpachtrecht und Anerbenrecht Art. 63, 64 E. G. gewährleiſtet. 
al. hinſichtlich der Vorſchriften des Mecklenburgiſchen Rechts über Verſchuldungs— 
grenzen: Art. 63 unter d. Nach den neuerdings hervorgetretenen veränderten agrar— 
wirtbichaitlihen Anihauungen ift ein Bedürfniß zur Neubelebung derartiger Ber: 
fügungsbeihränfungen hauptiählih auf dem Gebiet des Anerbens und Nentengüters 
rechts (Art. 62) bervorgetreten. Der vorliegende Artikel ermöglicht der Landesgeſetz— 
gebung, diefem Bedürfniß auch auf weiteren Gebieten Rechnung zu tragen. 

2. Der Abſatz 2 hält insbeſondere die Vorichriiten des 8 92 Abf. 1, 3 des 
Preußifhen Ablöjungsgeieges vom 2. März 1850 für deſſen Geltungsgebiet und be3. 
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die nachgebildeten geſetzlichen Reitimmungen für die übrigen Theile der Monardrie 
aufrecht und zwar aus den gleichen Gründen wie Art. 115 Halbias 1, val. Bemerf. 
dort. Für Rentenichulden tit in $ 1202 B.G. B. Abi. 2? reihsredtlich vorgeihrieben, 
in wie weit das Kündigungsredt beichränft werden fann. („Fine Beihränfung des 
Kündigungsredts ift nur ſoweit zuläſſig, daß der Gigentbümer nach dreißig Jabren 
unter Einhaltung der jebsmonatigen Friſt kündigen fann.”) 

Der vorliegende Artifel giebt der Yandesgeiekaebung die Möglichkeit, den Aus: 
ſchluß der Kündigung auf eine kürzere Friſt zu beichränfen. 

3. Ausführungsgeiege. Preußen: Art. 32 unterfagt die Ausſchließung der 
Kündigung bei Pfandrechten an Grundſtücken auf die Dauer von mehr als U Jahren 
(damit wird die zu ? erwähnte Beitimmung des Ablöſungsgeſetzes aufrechterbalten und 
zugleich auf die linksrheiniſchen Gebierstheile, Helgoland und Yauenburg eritredt und auch 
die Ausnabmevorichriit für Kreditinstitute beieitiat); — ebenio E.:Meiningen: Art. 19 
82, — Walded: Art. 17, — Württemberg: Art. 215, die Ausichliekung der Kündigung 
bei Hypotbefenforderungen und Grumdichulden für mebr als 10 Aabre tit unteriaat, 
ebenio Baden: Art. ?7. — Ehw.:Zondershauien: Ausichliekungsiriit 30 Jahre: — 
ebenio Anbalt: Art. 51. 


Vorrang für Aleliorationsdarlehen. 
Artifel 118, 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche einer 
Geldrente, Hypothek, Grundschuld oder Mentenichuld, die dem Staate oder 
einer öffentlichen Anitalt wegen eines zur Verbeſſerung des belafteten Grund- 
jtüds gewährten Darlehens zujteht, den Worrang vor anderen Belaftungen 
des Grundftüds einräumen, Yu Öuniten eines Dritten finden die Wor- 
jchriften der SS 892, 893 des Bürgerlichen Gejegbuchs Amvendung. 

E. 175; E. 11 915 RB. 117; Mot. zu 75 S. 190 200; Prot. ©. 8909, 8910 
(VIE. 439, 609), 

1. Allgemeines. Der Vorbebalt ermächtigt die Yandesgeiekgebung, abweichend 
von den Grundjäten Der SS 870, 880 8.6.8, den fogen. Meliorationsdarleben 
einen neieklihen Vorrang vor den übrigen Belaſtungen des Grundſtücks einräumen 
— ohne daß es einer rechtsgeſchäftlichen FGinmwillignung (SSS0) der \nbaber 
der im Nange zurüdtretenden Rechte bedarf. Während das geſetzliche Vorzugs— 
recht der Steuern, Abgaben ꝛc. aus dem öffentlichrechtlichen Gharafter obne weiteres 
folgt, und während das geſetzliche Vorzugsrecht der Ablöfungsrenten durd den all: 
gemeinen Borbebalt des Art. 113 geſichert it, bedarf es bier gegenüber den erwähnten 
Vorichriiten des B.G.B. eines ausdrücklichen Vorbehalts. Derielbe iſt mit Rückſicht 
auf das öffentliche Yandesfulturintereiie der Einzelſtaaten geredtiertiat. Gr iſt aud 
unbedenflib. Denn die Beichranfung, welche die im Nange aurüctretenden Rechte 
erleiden, ift iniofern nur eine icheinbare, als dieielben durd die — regelmäkia vor 
Gewährung des Vorzugsrechts nachzuweiſende — Verwendung des Meliorationsdarlebens 
in das Grundſtück, eine Ausgleichung der Minderung ihrer Sicherbeit erbalten. 

2. Boransiegung iſt im einzelnen, daß das Darlehen don dem Ztaat oder 
einer öffentlihen Anſtalt gewährt iſt. Unter den öffentlichen Anftalten fommen die 
in mehreren Staaten errichteten Yandesfulturrentenbanfen in Betradt. Der Staat 
it neben dieſen Anftalten ſpeziell bervorgeboben, weil es bei manden dieſer Inſtitute 
zweifelhaft ericheinen fan, ob der Staat oder die Anstalt als felbitändige juritiiche 
Perion der Darleiber it. In Preußen erfolgt die Errichtung der Banfen durch die 
‘Provinzialverbände auf Beſchluß des Provinziallandtages. 

3. Weitere Vorausſetzung Hit, daß das Darlehen zur Verbefferung des be— 
treffenden Grundſtücks gegeben sit, und zwar entiweder allgemein oder für einen 
bejtimmten reis von Verbeſſerungen oder für speziell beſtimmte Anlagen. In 
Preußen genießen nur die zur Seritellung von Trainirungsanlagen gewährten Tar: 
leben be3. die zur Tilguna derielben in der 11. Abtbeilung des Grundbuchs ein: 
getragenen Renten dieſes Boryugsrecht. 

4. Tie Landesgeſetze find nach ausdrücklicher Borihrit des Zatz 2 dieſes 
Artifels nicht ermächtiat, wie im falle des Art. 114 6,6, die Grundiäge des öffent: 
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lichen Glaubens des Grundbuchs, alio die Vorſchriften der SS 52, 894 BGB. in 
der Weile zu durchbreden, daß fie den geſetzlichen Vorrang “auc obne Eintragung 
in das Grundbuch gegenüber dritten redlihen Erwerbern Wirkfjamfeit verleihen. Der 
Argumentation von Fiſcher-Henle Art. 115 Anm. 3 Abi. 3 können wir uns nicht 
anſchließen. (Auch geſetzliche Pfandrechte bedürfen, wo fie bei Inkrafttreten des B.G.B. 
noch beiteben, der Kintragung in das Grundbuch gegenüber dem öffentlichen Glauben, 
arg. Art. 158 6.6.) Für Preußen hat die Frage feine Bedeutung, denn nad $ 25 
des Gef. vom 13. Mai 1879 entiteht das Vorzugsrecht erit mit der Eintragung in 
das Grundbuch. 

5. Was Die formelle grundbuhmäßige Behandlung anbelangt, jo iſt die 
Souveränität der Yandesgejeßgebung durch die SS 3, 39 der R. rundbuchordn. 
geiichert. Aufrechterbalten find hiernach insbei. die landesgei. Vorſchriften, welche ent= 
gegen F 42 R.G. B.O. die Eintragung des Vorzugsrechts ohne Vorlegung der über 
die vorhandenen Nealrechte auögefertigten Urfunden ermöglichen, cl, $ 27 des Preuß. 
Gef. vom 13. Mat 1579 (unten zu 6). Das Gleiche gilt für die landesgei. Vorſchriften 
auf dem Gebiet des Zwangsverſteigerungsrechts, $2 EG. zum R.8. V.G. vom 
24. März 1897, 

6. Kandesgeieglihe Vorſchriften: Preußen: Gei., betr. die Errichtung von 
Yandesfulturrentenbanfen, vom 13. Mai 1879 G.S. p. 367, insbeſ. $ 11: „Sit bie 
beabiichtigte Drainirungsanlage geeignet, eine dauernde Verbeiferung des Srunditüds 
berbeizuführen, jo fann der Darlebensiucher vorbehaltlih der durch diejes Geieß nad: 
folgend feitgefeßten Einſchränkungen beaniprucen, daß nad Ausführung der Anlage, 
einer auf beſtimmte Zeit zu übernehmenden, bei dem Grundſtück einzutragenden 
Rente (Yandesfulturrente) und den etwaigen Zuſchlägen ($ 34) das Vorzugsrecht vor 
allen anderen auf privatrectliden Titeln berubenden Belaftungen des Grundſtücks 
gewährt wird.” Bon Allerböchiten Erlaſſen, betr. Genehmigung von Statuten der in 
den einzelnen Yandestheilen errichteten Yandesfulturrentenbanfen, vgl. für Schleſien 
vom 20. Juli 1581, 8. Mat 1855 (G. S. 88, 256), für Poſen vom 17. Junt 1885 
(G.S. 86, 30), Schleswig:Holitein vom 12. Oftober 1881, Weitfalen vom 29. April 
1596 (G.S. 9%, 150) u. a — Sadfen: Gef., betr. die Grrichtung einer Yandes- 
fulturrentenbanf, vom 76. November 1861 (insbei. 88 4, 5, verbd. mit SS 421, 419 
S. B. G. B. Ergänzungsgeieg vom 1. Juni 1872 84, Sädi. Subbait. D.84, Riff. 2,5. 
— Bapern: Gef., betr. die Yandesfulturrentenanftalt, vom 21. April 1854. — Heſſen: 
Geſ., betr. die Errichtung einer Yandesfulturrentenfaije, vom 20, März 1880. 

7, Bon den Austührungsgeiegen nimmt Preußen: Art. 21 eine Anpaflung 
des Gef. vom 13. Mai 1879 an das Reichsrecht durch entiprechende Abänderung bezw. 
Ergänzung der SS 14 Abi. 1, 24, 25 Abi. 1, 27 Abi. 1, l.e. vor. 

Ebenſo ändert Bayern: Art. 170 die Fafjung der Art. 10 Adi. 2, 13 Abſ. 4, 
15, 23 Abi. 1 5. 2 des Gef. vom 21. April 184. 

Sachſen: $ 30 deflarirt den Borrang der Landeskulturrenten wegen Waifer: 
taufsberichtigungen ı und Entwäſſerung von Ortichaften, die als Reallaſten eingetragen find. 

Aehnliche Beſtimmungen enthalten ferner: S.-6 ob.: Gotha: Art. 35, Schw.— 
Rudolitadt: Art. 122. 


Beſchränkung von Grundffücks-Veräußernugen, Theilungen oder 
Vereinigungen, 


Artifel 119. 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen Borichriften, welche 

1. die Veräußerung eines Grundſtücks bejchränfen; 

2. die Iheilung eines Grunditücds oder die getrennte Veräußerung von 
Grundjtücden, die bisher zuſammen bewirthichaftet worden jind, unterjagen 
oder beichränfen; 

3. die nach $ 890 Abi. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zuläſſige Ver— 
einigung mehrerer Grundſtücke oder die nach $ 890 Abſ. 2 des Bürgerlichen 
Sejegbuchs zuläſſige Zuichreibung eines Srundtäde zu einem anderen 
Grundſtück unterjagen oder bejchränfen. 
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E. 170 Abi. 1 Nr. 1; E. 1 92; RB. 118; Mot. zu 70 S. 14—1%; Prot. 
S. 8900-802, 8176-8179 (VI S. 433, 434, 479-481). 


Der Vorbehalt ermädtigt die —— zu drei weiteren geſetzlichen 
Verfügungsbeſchränkungen des Grundeigenthümers in rechtlicher Beziehung, und 
zwar zunächſt abweichend von dem Grundſatz Des SUE B. B. 


1. in Anſehung der Veräußerung der Grundſtücke im Ganzen. Es iſt bier 
nicht von ſolchen Veräußerungsbeſchränkungen die Rede, welche ſich in den beionderen 
Recdtöbeziebungen der Berion des Gigentbümers, 3. B. in feiner Redtsitellung als 
Mündel, Ehegatte, juriſtiſche Perſon uf. gründen, vielmehr nur von denjenigen, die auf 
der Beſchaffenheit der Grundſtücke als jolber beruben. as die Beräußerungs: 
beihränfungen anbelangt, welchen die Yeben, Stammes, Familienfideikommiß-Güter, 
Güter des boben Adels, Erbpachtgüter, Anerbengüter unterworien find, jo greifen 
bezüglich dieier jchon die allgemeinen Vorbehalte der Art. 58, 54, 05, 64 E. G. Platz. 
Der vorliegende Vorbebalt iſt beitimmt, diejenigen Beräukerungsbeihränfungen auf— 
rechtzuerbalten, welde im allaemeinen öffentlien Intereſſe, jet es zum Zwecke der 
Yandesfultur, ſei es im Intereſſe des Nealfredits oder der Zteuererbebung erlafien 
find. Gr trifft daber u. a. diejenigen Beräußerungsbeichränfungen, welche partifular= 
rechtlich noch für den bäuerlichen Grundbeſitz beiteben, aud wenn derielbe nicht dem 
Erbpacht- oder Anerbenredt unterliegt; vgl. iiber derartige BReihränfungen Stobbe: 
Lehmann II p. 450. Es gebören ferner bierber die Borichriften des Württemberg. 
Pfandgeſ. Art. 12°, 205, wonach die Veräußerung von Grumdfniden unter einem Die 
Realaniprüde nicht dedenden Preiſe dem Widerſpruch der Nealberechtigten ausaeiert 
it, cf. auch Tarmitädt. Brand Wei. Art. 78, Roth, Tr. Pr. I p. 662. Wal. ferner 
Sächſ.Geſ. vom 30. November 1543 SS DI ff.: Nittergüiter und andere in den Grund— 
bücern der Lehnhöfe eingetragene Güter, jowie die innerbalb der ländlichen Gemeinde— 
bezirfe gelegenen geſchloſſenen Grundſtücke müſſen * der zu einem beitimmten SJeitpunft 
auf dem Grund und Boden baftenden Steuereinbeiten bebalten. Grüsmann, Sächſ. 
Pr. R. Ip. 264. 

Ausführungsgeiege: Medlenburg:Schm.: SS 178, 177 in Verbindung mir 
$ 167 Nr. 35 > Str.: SS 16, 175 in Verb. mit $ 164 Nr. 3; — Braunidhweig: S 52. 

2. Tie Yandesgeiepe fönnen jermer abweidhend von dem Srundiak des 
8 903 B. G. B, wonach der Eigenthümer frait feines Gigentbums feine Grunditüce 
frei theilen, d. b. einen im Flurbuch unter einer beſonderen Nummer aufzuführenden 
Nlähenabichnitt im Grundbuch abichreiben und als jelbitändiges Grundſtück buchen 
laiien kann (ef. SS 2, 96 RG.B.O), 

a) Die Theilung beicränfen oder unterjagen. uch in dieier Beziehung wird 
der Worbebalt bereits zum Theil durch die allgemeinen Borbebalte der Art. 54, 54, 
63, 64, E. G. gedeckt. Im Weſentlichen find auch bier die früberen Theilungs— 
beſchränkungen durch die Agrargeſetzgebung, ef. Art. 113 G.G, beſeitigt. — Soweit 
neuerdings auf dem Gebiet des Anerbenrechts und Rentengüterrechts derartige 
Theilungsbeichränfungen erlajien find, greifen die Vorbehalte der Art. 64, 62 ein, 
ef. insbeſ. S 1 des Preuß.Gei., betr. die Beiörderung der Errichtung von Rentengütern, 
vom 7. Juli 1801 S 4: „So lange eine Nentenbanfrente auf den Nentengute baiter, 
fann die Aufbebung der wirthſchaftlichen Zelbitändigfeit und die Zertbeilung des 
Rentengutes, ſowie die Abveräuferung von Theilen deiielben rechtswirkſam nur mit 
Genehmigung der Generalkommiſſion erfolgen.“ 


Verſchiedene Yandesgeiehe beſchränken bez. unterlagen die Tbetlung im allgemeinen 


Intereſſe: — Waldeck: ei. vom 24. September 1851, — Altenburg: Gel. vom 
9. April 1859. — Yippe- Tetmold: Verord. vom 23. März 1864. — Schaumburg: 
Yippe: Geſ. vom Il. April 1870. — Reuß a. %.: Gel. vom 20. Webruar 187. 


Mot. III p. 60, ef. jemer Ehwarzb.:Sondersbauien vom 23. November 1588 
(Berord. vom 10, März 1588), 

Verichiedene Geſetze beitimmen ein Mindeſtmaß, unter weldes Grundſtücke bei 
der Iheilung nicht gebracht werden dürfen. S.: Weimar: Gef. vom 4. Januar 1865 
(27. März 1858. Baden: Sei. vom 6. April 1854. Heilen: Sei. vom 28. September 
18584, Kurheſſen: Berordn. vom 17. Juni 1828. &.:Wotba: Gef. vom 25. Juni 184, 

Im Intereſſe der Nealaläubiger beichränfen insbei. die Tbeilung die oben zu 1 
eitirten Geiche von Württemberg und Heſſen-Darmſtadt. Nach vielen Hypotheken— 
ordnungen fann der Realgläubiger der Ibeilung allgemein wideripreden: Weimar, 
Sei. vom 6. Mat 1859, 8 139. Banern, Oel. vom I. Juni 1822, 8 30. 


Beihränfg. v. Grundſtücks-Veräußerung., Theilung. od. Zahlung. (Art. 119. 235 


Ausführungsgeiege: Heilen: Art. 9—95. Auftbeilung von Grunditüden 
in Stüde unter 10 Ar Aderland be. 6 Ar Wiejenland bez. 50 Ar Waldland unzu: 
läſſig. Auftbeilung von Waldland nur mit Genehmigung der Sentralbebörde zus 
läſſig. — ©.:Weimar: SS 102, 108. Theilung von Stüden unter 10 Ar unzuläffig 
(bei zufammengelegten Grundſtücken unter 30 Ar), ferner nur zuläflig unter Wahrung 
ausreichender wirtbihaftliber Zugänglichkeit. Waldland nur mit Genehmigung der 
Sentralbebörde. (Die bisherigen Vorſchriften über die Theilungsbeihränfungen bei 
gebumdenem Grundbeſitz, einichl. Nittergüter, werden aufrechterhalten. Am Uebrigen 
werden die bisherigen Theilungsbeſchräntungen aufgeboben.) — Mecklenburg-Schw.: 
SS 107, 108, 111, 112, 113; -Str.: 88 105, 106, 109, 110, 111. Auftheilung von 
VFrundftücken, die mit Reallaſten, Hypolheken, Rentenichulden belastet find, ſoll nicht 
erfolgen, es jet denn, daß Ernexuation erfolgt. (Die bisherigen Vorſchriften über 
Theilung ritterihaftlicen Grundbeſitzes werden aufrechterhalten, Städtiſche Grundſtücke 
ſollen nur mit Magiſtratsgenehmigung getheilt werden.) - Hamburg: ss 30—34. 
Auftbeilung belajteter Grundſtücke wie nah Mecklenburg unzuläflig, - ebenjo Bremen: 
SS 19-20; — Yübed: SS 67-68, 

Ferner en: einige Ausführungsgeieße, wie Schwarzb. :NRudoljtadt: 
Art. 64, Hamburg, Bremen, Yübed, daß die Auftbeilung exit erfolgen joll, wenn 
die mit der Aenderung verfnüpite Flurbucsberichtigung durh das Kataiteramt zuvor 
feitgeitellt it. Braunihmweig: 852 deflarirt, daß die Wirfiamfeit der nah SS 5, 8 
des Gel. vom 19, Wiai 1590 (betr. die ungetbeilten Genoſſenſchaftsforſten) beitebenden 
Veräußerungs- und Theilungsbeihränfungen zur Wirffamfeit gegenüber dem öffentlichen 
Glauben nicht der GFintragung bedürfen. Einige Ausführungsgeieße beitimmen aus 
drücflich die Folgen einer verbotswidrigen Theilveräußerung Württemberg a. a. O.: 
jie it nichtig; Schwarzb.:Rudoljtadt: Art. 64: fie bleibt rechtögültig; ebenio 
S.:6oburg:Gotha: Art. 23.3.6. Bei den andern Ausführungsgeſetzen giebt die 
Faſſung der Borichriiten zum Theil genügenden Aufſchluß; vgl. Medlenburg: Schw. 
a. a. ©. mit Hamburg, Bremen, Yübed a. a. O.; 


b) die Trennung wirthicaftliher Einheiten beichränfen bez. unterjagen. Die 
Gritrefung des Vorbehalts auf dieje ift bei den Berathungen der 1I, tomm. erfolgt. 
Dan erwog, daß es ein wenig angemeilenes Grgebniß ſei, wenn für den all der 
oft zufälligen rechtlichen, d. b. grundbuchmäßigen Vereinigung mehrerer Grundſtücke 
die landesgeſetzlichen Theilungsbeſchränkungen aufrechterhalten würden, für den Fall 
einer wirtbichaftliben Bereinigung aber nicht. Tie Frage, ob eine wirtbicaftliche 
Vereinigung vorliegt, it, wie die Faſſung des Vorbebalts auch ergiebt, eine thatjächliche. 
Sie iſt 3. B. zu vermeinen bei vollfommen ſelbſtändig bemwirtbichafteten Vorwerken. 
Nicht erforderlid it, daß ein einbeitliber Wirtbichaftsplan vorliegt; desgleihen nicht, 
daß die Bewirthſchaftung ſchon in der Hand des Nechtsvorgängers eine einheitliche 
war (Prot. II 8978), 

Austführungsgefege: Württemberg: Art. 172 Abi. 1. „er ein oder mehrere 
Grundſtücke im Flächengehalt von wenigitens 3 Hektar, welche bisher zufammen bewirtb: 
Ihaftet waren, durd einen Kauf- oder Tauſchvertrag erworben bat, darf vor Ablauf von 

Jahren nach der Fintragung im Grundbuch dieſe Yiegenichaft nur im Ganzen oder 
andernfalls nicht mebr als den vierten Theil derielben durch Kauf: oder Taujchvertrag 
wieder veräußern. Eine Veräußerung, welche gegen diejes Verbot veritößt, iſt nichtig.“ 
— Art. 173: Ausnabmen, insbei. für Erwerb im Swangsveriteigerungs:, Konkurs— 
verfahren ſowie von Nachlaßgrundſtücken. — Art. 174: Strafbeſtimmungen, insbei. auch 
gegen die gewerbsmäßigen Güterſchlächter. 

Ueber die laſtenfreie Abſchreibung im Fall des Unſchädlichkeitsatteſtes vgl. den 
folgenden Art. 120, 

3, Beſchränkungen der Vereinigung und Dez. Zuichreibung von Grundjtüden: 
Nah S SW BGB. kann gemäß Abſ. I der Gigentbümer die Bereinigung mebrerer 
Grundſtücke dadurch berbeiführen, daß er fie als ein Grundſtück in das Grundbuch 
eintragen läßt und gemäß Abi. 2 ein Grundſtück dadurd zum Beitandtheil eines 
andern machen, daß er diejem andere Grundſtücke im Grundbuch zuichreiben läßt. 
Und 8 5 der Neihs:8.B.O. enthält nur eine Ordnungsvorihriit dabin, daß dieje 
Bereinigung bez. Umſchreibung dann nicht erfolgen ſoll, wenn hiervon Berwirrung 
(3. B. bei verichtedenen Belaltungen) zu bejorgen tt. — Die Beichränfungen, zu 
welchen bier die Yandesgeießgebungen ermächtigt iind, können wie diejenigen der Wr. 1 
und 2 ſowohl im allgemeinen Yandesfulturinterefle, als ipeziell zu Gunſten der Reals 
gläubiger erfolgen. In eriterer Beziehung find fie in Folge der Agrargeiepgebung, 
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welche umgekehrt das Arrondirungsverfabren zwangsweiſe herbeiführt (Art. 119), zum 
größten Theil nefallen. An einzelnen Yändern baben fie ſich erbalten, ef. z. B. 
Schaumburg:Yippe: Sei. vom 14. April 1870 8 19, Neuerdings cf. Preuß Geſ—. 
vom 7. Juli 18u1 8 4. 

Im Intereſſe der Nenlaläubiger verbieten die Zulammenlegung verschieden 
belafteter Grunditüde u. A.: Bayr Hypothek.Geſ. vom 1. Juni 18228 36, Damb. 
Grund Geſ. vom 4. Dezember 1868 8 16. Mot. TIL, p. 57. 

Austührungsgeiege: Medlenburg:Schmw.: SS 109, 1105 Sir: SS 107, 
108, Wereinigung von Grundſtücken, die mit Neallaiten und Hypotheken ıc. belaiter 
find, iſt nur zuläſſig, wenn dieſe Yaiten auf fämmtlichen zu vereinigenden Grundſtücken 
zugleich haften. Lübeck: SS 69, 70, Bremen:ss 21-22, Elſaß-Lothringen: A.G. 
3. G. B.O. $ 16 ebenio. 

Heilen: Art. SI ebenio, jedoch auch bei verichtedenen Belaftungen dann zuläſſig, 
wenn die Belaftungen des einen Grundſtücks auch auf das andere eritredt werden, 
und zwar in der Weile, daß die jämmtlichen Yaiten nunmehr auf allen Grundſtücken 
gleihen Nang baben. 

S.:Altenburg: $$ 5459, S.:Goburg:Gotba: Art. 23 85 1-5, Neu 
a. %.: 88 78-83, Reuß j. %: 8 54, ſämmtlich ebenſo wie Heilen. 

Einige Ausführungsgeieke beihränfen die Wereinigungsmöglicfeit auf ſolche 
Grundſtücke, die in derielben Feldmark bez. demjelben Grundbuchbezirk liegen oder 
wenigitens aneinander grenzen. Heilen, S.-Altenburg, Goburg:Gotba, Elſaß— 
Lothringen a. a. D., femer Württemberg: Art. 19. 

Preußen: A.G. Art. 89 Wr. Ib hält 1, 8 8 76 AER. aufrebt, wonach 
Bauftellen mit verichiedenen Nummern nur mit obrigfeitliber Grlaubnik vereinigt 
werden fünnen. ntiprebend beitimmt Sachſen: S 12, daß Girunditüde, deren 
Theilbarfeit durch öffentlichrechtlihe Vorichriften beihränft ift, nur mit Genehmigung 
der zuftändigen Verwaltungsbebörde getbeilt werden fünnen. 


4. Vergl. zu diefem Artikel R.G.BO. SD. 


Unfcädlichkeitsatteft. 
Artikel 120. 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorjchritten, nach welchen im 
Falle der Veräußerung eines Iheiles eines Grundjtüds dieſer Theil von 
den Belaitungen des Grundſtücks befreit wird, wenn von der zujtändigen 
Behörde feitgejtellt wird, daß Die Mechtsänderung für die Berechtigten 
unſchädlich iſt. 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorſchriften, nach welchen unter 
der gleichen Vorausſetzung: 

1. im Falle der Theilung eines mit einer Neallaft belajteten Grund- 
ſtücks die Neallait auf die einzelnen Theile des Grunditüds vertheilt wird; 

2. im alle der Aufhebung eines dem jeweiligen Cigenthümer eines 
Grunditüds an emem anderen Grundjtücde zuitehenden echtes die Zu— 
ſtimmung derjenigen nicht erforderlich ift, zu deren Gunsten das Grundftüc 
des Berechtigten belastet it; 

3. in den Fällen des $ 1128 des Bürgerlichen Gejegbuchs und des 
Artifel 52 dieſes Gejetes der dem Eigenthümer zuftehende Entichädiqungs 
anipruch von dem einem Dritten an dem Anſpruche zuitchenden echte 
berreit wird, 

E. 176 061.1; 6.19, N. 119, Mot. zu 76 E 20-202; Prot. S. 


SIIO—NH (VL S. 10, 410); Reichsſtſtomm. Ber. V ©. 12; Reidt.Sis.Prot. 
S. 3015, 3006, 


Unſchädlichkeitsatteſt (Art. 120). 237 


Während der vorbergebende Vorbehalt die Aufrechterhaltung der die Theilung 
von Grunditüden beihränfenden landeögeieglichen Borichriften fichert, ermächtigt 
der vorliegende Borbebalt die Yandesgeiehgebung zu Borichriften, welde 
beitimmt jind, dieje Theilung in dem bier jpeziell bezeichneten Falle zu 
erleichtern und zu diefem Zweck die Herrihaftsipbäre der dinglich Berechtigten gegen: 
über dem Gigentbiimer einzuichränfen. 

1. Beräußerung bon Grunditüdstheilen: Nah den Grundfäßen der SS 890 
(ef. $ 787, Abf. 2, Entw. 1), 1026, 1108, 1120, 1132 haftet das Grundſtück für die 
auf demijelben laſtenden dinglichen Rechte mit allen feinen Theilen, jo daß bei Ab— 
trennung CBarzellirung) bezw. Abjchreibung im Grundbuch die dinglihen Rechte auf 
die abgetrennte Parzelle ſich von ſelbſt übertragen, jofern nicht die dinglich Berechtigten 
in eine laitenfreie Abichreibung willigen. Der VBorbebalt iſt nötbig, weil das wirtb- 
fchaftlihe Intereſſe in vielen Staaten es erbeiicht, die Theilung von Grundftücen 
nicht an den Ghifanen der Gläubiger und ber. den Eoftipieligen Weiterungen der Gin: 
holung ihrer Genehmigung ſcheitern zu laſſen. Die reichsrechtlihe Regelung erichien 
nicht zweckmäßig, weil das Bedürfnig nur partifulär bervortritt und eine eingebende, 
das Geſetzbuch belaftende Regelung der Diaterie, insbeiondere der Vorausießungen für 
die Ertbeilung des Unſchädlichkeitsatteſtes nothwendig geweſen wäre. Mot. III, p. 5öff. 


2, Landesgeieglihe Borihriften: Preußen: Gejeße vom 13. April 1841, 
3. März 1850: betreffend den erleichterten Abverfauf Fleinerer Grunditüde, G.S. 
p. 145. Gel. vom 27. Juni 1560, betreffend die Abänderung des Geſetzes vom 
13. April 1841 über den erleichterten Austausch einzelner Parzellen, G.S. p. 384. 
Grundbuch-Ordnung vom 5. Mai 1872 88 65—71. Neuerdings ermöglichen den 
lajtenfreien Abverfauf auch größerer Grunditüdsparzellen: Geſetz über Rentengüter 
vom 27. Juni 1890 8 1 Abi. 5 (ef. Art. 62 E. G). Vgl. ferner Gel. vom 25. März 
1889 (für Hannover), bez. 19. Auguft 1895 8 4 (für Frankfurt und Heſſen-Naſſauiſche 
(Webietstheile), Geſ. vom 14. Dezember 1896 (Walded: Pyrmont). Get. über Abtretung 
zu öffentl. Jweden vom 15. Jult 1890 $ 1. — Bayern: Hypothekengeſetz vom 
1. Juni 1822 8 58. [Roth Bayr.Civ.R. SS 118, 122, 195). Dazu Gef. über das 
Unschädlichfeitszeugniß vom 15. Junt 18098, — Sadien: S.B. G. B. 88 419, 420, 
514. Verordn. von 3, Auguft 1868 $1. — Oldenburg: G. B.O. vom 3. April 1876, 
s5a - Altenburg: Gel. vom 13. Oftober 1852 88 58 ff. — Schwarzburg— 
Sondersbauien: Gef. vom 20. Auli 1857 88 54 ff. — Weimar: Gef. vom WW, April 
1592, — Reuß Ad. 8.: Sei. vom 27. Februar 1873 88 59 ff. — Reuß j. %: Gel. vom 
20, November 1855 SS 57 ff. Mot. III, p. 15, 59. Stobbe-Lehmann, p. 81, 210. 


3. Vorausſetzung ift für die laitenfreie Abichreibung die Feititellung 
der Unſchädlichkeit durch Die zuftändige Behörde: Der Yandesgeiekgebung bleibt über: 
laſſen, die zuftändigen Behörden zu bezeichnen, und die Vorausießungen, unter denen 
das Atteit zu ertbeilen iſt, näher zu regeln. Nach dem Preuß. Geſetz iſt die fompetente 
Behörde die Generalfommillion und bei landichaftlich beliehenen Grunditücden die 
serebitdireftion; nah Oldenburg. Gei., das zuitändige VBerwaltungsamt; nah Weimar, 
Geſ., die Reviſionskommiſſion. Vorausſetzung it im Allgemeinen, daß die abau= 
trennende ‘Parzelle von geringem Wertb und Umfang ift (anders Preuß. Nentengutss 
geieß vom 27, Juni 1890, $ 1 Abi. 5), und dat das Aequivalent der abverfauften 
Parzelle gleihwertbig iit und in das Hauptgut verwendet wird, 


4. Grundbuhmähige Behandlung. Die Aufrechterbaltung der diesbezüglichen 
landesgeſetzlichen Borfchriiten (ef. 3. B. S 71 Preuß. G.B.O. vom 5. Mai 1872) wird 
durh S 83 Reichs-G.B.O. geſichert. Die Landesgeſetze fünnen vorichreiben, daß die 
Befreiung des Trennjtüds alsbald durch laftenireie Abjchreibung erfolgt, oder daß bie 
übertragenen Belajtungen nachträglich pelöicht werden. Sie fünnen insbelondere aud) 
entgegen dem Grundſatz der SS 42, 62 R. G. B.O. von bem Griorderniß der Bor: 
legung der Hupothefenurfunden Abitand nehmen; ef. Preuß. G.B.O. 8 TI eit. 


5. Belaftungen des Grunditüds. Hierbei iſt vornehmlib an Hypotheken, 
Grundſchulden und NRentenihulden gedacht. Aber auch Neallaiten kommen in Frage. 
lleber die antheilöweile Uebertragung von Neallaften, ef. zu Nr. 7. Zu den Neal: 
laiten gehören auch die durch das B.G. B. jelbit normirten bejonderen Reallaſten der 
$ 1021 Ab. 2 (Umterbaltungspflicht bei Grumddienitbarfeiten) und $ 912 (Ueberbaus 
rente), da die Nichtanwendung der landesgeſetzlichen Borichriften bier nicht wie in 
Art. 116 E.G. ausgeichloiien tt, Prot. 5910. Bezüglich der Grunddienſtbarkeiten it 
die im B. G. B. ftatuirte Ausnahme von dem Girundiaß des S 890 in S 1026 zu beachten. 
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6. Zm Abi. 1 des vorliegenden Artifels iſt zunächſt der hbauptiählidite Fall 
der Unichädlichfeit, nämlich die Abtrennung don Grundjtüdstheilen, bervorgeboben. 
Das Einß.Geſetz erwähnt nicht den in dem Preuß. Gel. vom 27. Juni 1860 geregelten 
beionderen Fall der Unicädlichfeit bei dem WParzellenaustauid. Ties aus Dem 
Grunde, weil die für Dielen Fall nah dem Preuß. Sei. $ 5 gegebenen beionderen 
Vorſchriften, wonach das eingetauichte Grunditüd in Beziehung auf die Realberechtigten 
an die Stelle der abgetrennten Parzelle tritt“, fih nah den Örundiägen des B.©.R. 
$ 890 von jelbit veriteben. Mot. 201. 


7. Beräußerung von Grunditüdstheilen, Die mit einer Neallait belaitet find, 
im ipeziellen. Der Vorbehalt in Abi. 2 Wr. 1 ermöglicht der Landesgeſezgebung, 
die Parzellirung noch in anderer Weile als durb vollitändige Berreiung des ab— 
getrennten Grundſtücks von den Neallaften zu erleichtern, indem in mweniger ſtrenger 
Abweihung von dem Grundſatz des S 1108 Abi. 2 B.G. B. dadurd nur eine tbeil- 
weile Entlaſtung des Trenn= bei. Stammmgrunditüds berbeigehübrt wird. Ter Bor: 
behalt bat namentlich für Diejenigen Ztaaten Bedeutung, wo bisher abweichend von dem 
Grundſatz des S 1408 Abi. 7 8.6.2. die Neallaften fraft Geſetzes auf die einzelnen 
Barzellen vertbeilt werden, ef. Sächſ. 6.8.8 513. Gothaiſch. Gel. vom 14. März 1873 
$ 3. Den Yandesgelegen bleibt gleichfalls überlaiien, die Haftung des Hauptgrund= 
jtüds in subsidium auszuſprechen, ef. Sächſ. G.B. 8 513 Abi. 2. 

8. Aufhebung jubjektiv dinglicher Rechte, Abi. ? Ar. 2. Zubjeftiv dingliche 
Rechte (Vorkaufsrecht 1094, Grunddienſtbarkeit 1018, jubjeftiv dinglide Neallaiten 
1105 Abi. 2) werden nach den Grundſätzen der SS 96 (890, 876 Satz 2) B. G. B. als 
Beitandtbeile des Grundſtücks bebandelt und batten daher den Belaltungen des be- 
rechtigten Grundſtücks wie deffen übrige Beitandtbeile. Die Konſequenz gebietet daber 
den Vorbehalt des vorliegenden Artikels Abj. I Ar. 2, wonach der Verziht auf ein 
ſolches Recht in Bezug auf die Gntbehrlichfeit der Einwilligung ſeitens der Neal: 
berechtigten (im Fall der Unſchädlichkeit) der Veräußerung eines Grundftüdstbeils auch 
in diejer Beziehung gnleichgeitellt wird. Ter Vorbehalt bat nur für die Fälle prafrtice 
Bedeutung, wo nicht ichon nach dem B. SB. die Einwilligung der dinglich Berechtigten 
nicht erforderlich it, wenn nämlich die Belaſtung durch den Verzicht auf das jubjeftiv 
dingliche Net überhaupt nicht berührt wird, (3 86 S. 2), was 3. B. in Anſehung 
des Niehbrauches bei Verzicht auf ein Rorfaufsredt der Fall tt; ef. Mot. a. a. T. 

9 Entichädigungsaniprühe im Fall des 8 1125 B.G. B. (und Urt. 92 E.8.) 
— bi. 2 Nr. 3. Wie im Falle der Abtrennung eines Grundſtückstheils nach den 
Grundiägen des 5 890 B. G. B, geben im Fall des Griitentwerdens eines Entſchädigungs— 
anipruches für ein verlichertes Gebäude S 1125 und eines enteigneten Gegenitandes 
Art. 52, 109 E.G. die Belaftungen obne weiteres auf das Zurrogat über. Aus den 
gleihen Gründen wie bei dem Abverfauf von Grunditüdstbeilen iſt daber auch bier 
die Befreiung des Zurrogats im Fall der Unſchädlichkeit nerechtiertigt. Der Vorbebalt 
veritebt ji unbeichadet des allgemeinen Borbebalts des Art. 104, wonach die Yandes: 
geſetze berechtigt find, die Beireiung des Surrogats bezw. die Auszahlung dejielben 
an den Eigenthümer, auch unter anderen Vorausießungen zu ermöglichen, ef. S 38 
Preuß. Enteig. Geſ. vom 11. Juni 1854. (Wenn die Önpotbefen innerbalb des 
15fachen Betrages des Neinertrages des Reſtgrundſtücks bei einer Tbeilenteignung 
verbleiben.) 

10, Ausführungsgeſetze. Die meisten Ausſührungsgeſetze regeln die Vorſchriften 
über die Ertbeilung des Unfchäplichfeitsatteitcs nen. 


So Sadien: 88 21—27 verb. mit N.Berordn. SS 20-23, Heſſen: 
Art. ae Dedienburg: Schm.: 88 114-1230, 184, — Bere .: 88 112--118, 
182. -- Oldenburg: Old. ss 7 11, Birf. SS 33-56, a4 SS ı—1l. — Brauns 
\dwein: S, Kl bl, S.:Weimar: SS 102-174. — Meiningen: Art. Zu, 
8 1—12.— ©. Slenbnve: SS 6069. — S.-Coburg— Gotha: Art. 39, SS 1 "N, - 
Sh.- Hudolfiabt: Art. 10 121. Anbalt: Art. 55. — Reuß a. N Sssift. — 
Keuf i.x.: 8 daft. Yipve: SS 3 28. — Hamburg: SS 3 —A2. — — 


8 23 — Lübeck: SS &2--87. 

Bei dieſer Regelung machen die Ausführungsgeſetze regelmäßig von ben 
ſämmtlichen einzelnen Borbebalten (um Theil mit den Worten des Art. 120 3. 
Sadien) Gebrauch. Ginzelne Geſetze: Oldenburg, Braunſchweig, Yippe, — 
Bremen, Lübeck, machen nur von dem Rorbebalt des Abi. I Gebrauch. 

Tetuillirte Beitimmumgen tiber die Borausierungen, unter welden die Er— 
theilung des Unihädlichkeitsatteites zu erfolgen bat, werden regelmäßig nicht aegeben. 
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Ginzelne Ausführungsgeſetze geben jedoch ſolche Vorichriften. So beitimmt Medlen: 
burg, daß die Ertheilung erfolgen joll, wenn 1. ein gleihwertbiges Grundſtück dem Neit: 
grundſtück zugeichrieben wird, oder 2. dem Neftarumditüd ein gleichwertbiges, jubjeftiv 
Dinglices Recht an dem abveräußerten Theil begründet wird oder 3. ein den nicht über: 
tragenen Yaiten vorbergebendes, dem abverfauften Theil gleihwertbiges Necht nelöjcht wird 
oder 4. der abveräuherte Theil unbebaut iſt und nicht mehr als 5"/o der Geſammtfläche 
beträgt. Gbenio Braunihmweig und äbnlih Bremen und Hamburg. Die meiften 
Ausfubrungsgeiege beitimmen ausdrüdlic, daß die öffentlichen Yaften von der Feſt— 
ftellung der Unſchädlichkeit nicht betroffen werden. Hierbin rechnen regelmäßig auch 
die Ablöjungsrenten und Yandesfulturrenten. 


Sachſen nimmt auch die Forderungen einzelner Kreditinititute von der Une 
shädlichkeitsfeftitellung aus. — Kine bemerfenswertbe Beitimmung enthält Hamburg 
in S 3% dabin, daß nur die Werthbminderung in Folge der Abichreibung 150 ME. 
überfteigt, ein zur Ausgleihung entipredhender Betrag auf Antrag des Berechtigten zu 
hinterlegen it. 


Preußen: Art. 19 und Walded: Art. 13 beichränfen fich lediglich darauf, eine 
bisber fehlende Beſtimmung für den Fall zu treffen, daß die auf dem getheilten Grund— 
ſtück baitenden Laſten noch auf anderen Srunditücten dejlelben Eigenthümers baften. 
Sie beitimmen, daß in folden Fällen bei der Enticheidung, ob die abgetrennte Parzelle 
im Berbältnik zum Hauptgrundſtück von geringem Wertbe it (aljo Unichädlichfeit vor: 
liegt), nicht bloß das ipezielle Nejtgrumditüd, jondern die Geſammtheit der belaiteten 
Grunditüde zu berüdfichtigen find. Sie beitimmen ferner, daß das Unſchädlichkeits— 
zeugniß auf einzelne Belaftungen beichränft werden faun. «Gleiche Beitimmungen ent: 
halten übrigens die meiiten der ichon oben erwähnten Ausführungsgeieke.) 

Fin jelbitändiges neueres Geſetz über Unichädlichfeitsattefte giebt Bayern: 
Sei. vom 15. Juni 1898, das Unichädlichfeitszeugniß betreffend. Hervorzuheben ift 
aus demielben insbeiondere, daß die Feſtſtellung der Unſchädlichkeit nur erfolgen ſoll, 
wenn die in Folge der Abtrennung eintretende Werthminderung in Geld oder auch 
ein anderes Grundſtück ausgeglichen wird. (Ausnahmen, wenn unter 50 ME, oder 
wenn die Berechtigten auf geitellte Friſt fich nicht melden.) Der Geldbetrag wird 
binterlegt und die Wertbeilung nad beionderen Reriahrensvorichriiten geregelt. 
Hervorzubeben ift weiter, daß die durch das Amtsgericht zu erfolgende Beitellung der 
Unihbädlichfeit auch durch Beichwerde nicht anfechtbar iſt. 

Gin beionderes Geieß bat femer Schaumburg-Lippe: Geſ, betr. die Er— 
tbeilung von Unschädlichfeitszeugnifien, vom 4. Mat 1599, Bal. endlich Schwarzb.: 
Sondersbauien: Sei. v. 29. Juli 1899 $ 53. 

In Anjebung der formellen Behandlung beitimmt die Mehrzahl der Aus 
führungsgeiege, daß zuftändig für bie Ertheilung des Atteſtes das Grundbuchamt iſt. 
Uebereinſtimmung herrſcht ferner regelmäßig darin, daß die Vorlegung der Hypotheken— 
urkunden zum Zweck der laſtenfreien Abichreibung nicht erforderlich ift, daß aber bei 
nacträglicer Vorlegung die Löſchung auf der Urkunde zu vermerfen ift. Auf das Ber: 
fahren werden vielfach die Borichriiten des R.Freiw.®. zur Anwendung gebract, insbeſ. 
auf das Beichwerdeverfahren, auf legteres 3. Th. auch die Borichriiten der G.B.O. Tieie 
Beitimmungen finden fich tbeils in den bezüglihen Ausführungsgeiegen zum B.G. B., 
3.8. Heilen Art. 100, S.:Meiningen Art. 20, tbeils in den bezüglihen Ausführungs— 
neießen 3. R.G. B.O. 3. B. Preußen A.G. z. G. B.O. Art. 20, 


Theilung der mit Ablöfungsrenten 2c. behafteten Grundſtücke. 
Artifel 121. 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorjchriften, nach welchen im 
alle der Theilung eines für den Staat oder eine öffentliche Anjtalt mit 
einer Neallait belasteten Grunditüds nur ein Theil des Grundſtücks mit der 
Reallaſt belaftet bleibt und dafür zu Gunſten des jeweiligen Eigenthümers 
diejes Iheiles die übrigen Theile mit aleichartigen Reallaſten belajtet werden. 


& 176 Abi. 2; E. 11 945 RB. 120; Mot. zu 76 ©. 200—202; Prot. 
8910, 8911 (VI ©. 609, 610), 
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1. Allgemeines. Der Borbebalt iit aufgenommen mit Rückſicht auf S 7 der 
Sächſ. Verordn., das Veriabren bei Dismembrirung der mit Ablölungsrenten be: 
hafteten Grundſtücke betr., vom 15. Februar 1841 und $ 4 des Sächſ. Gef, die Er: 
richtung einer Yandesfulturrentenbanf betr., vom 26. November 1561. 

Nah dieſen Vorſchriften wird abweichend von den Grundſätzen des $ 513 
Sidi. B.G.B., wonach die Neallaft antbeilsweile auf das Trennſtück übertragen wurde 
und jest abweichend von dem Grundſatz der SS 11085, 590 B. G. B. wonad das Trenn= 
ſtück folidariih mit dem Stammgrunditüde haftet, die abgetrennte Parzelle gegenüber 
der berechtigten Anstalt von der Nentenpflicht befreit, dagegen baftet jie nunmehr dem, 
der Anſtalt allein verpflichtet bleibenden, Haupigrundſtück, deilen Gigentbümer in Höbe 
des auf das Trennftücd zu rechnenden Theild auf deiien neuem Folium als Berechtigter 
eingetragen wird. Die Aufrechterbaltung diejer Vorichriiten fichert der vorliegende 
Artikel im Hinblid auf ihren Jufammenbang mit den öffentlichen Einrichtungen dieſes 
Bundesitaates, 

2. Der Nrtifel erwähnt den Staat und die öffentlihe Anitalt, weil in der 
Sächſ. Jurisprudenz die Anficht vertreten war, daß die Yandrenten: und die Yandes- 
fulturrentenbanfen jelbjtändige juriitiiche Perjonen jind. Prot. II 5914, ef. Grüß: 
mann, Sächſ. Priv.X. Ip. 79, 343 


Abweichende Regelung des Nachbarrechts bei Obſthäumen. 
Artikel 122. 

Unberübrt bleiben die landesgeieglichen Borichriften, welche die Nechte 
des Eigenthümers eines Grundſtücks in Anſehung der auf der Örenze oder 
auf dem Nachbargrundftücde jtebenden Objtbäume abweichend von den Wor- 
ichriften des $ 910 und des $ 923 Abi. 2 des Bürgerlichen Gejegbuchs 


bejtimmen. 

MR. 121 Abi. 2; Neihst.stomm.Ber. U S. 6; Reichst. Sitz. Prot. 3031, 3006, 

I. Nach dem allgemeinen Vorbebalt des ipäter iolgenden Artifels 124 ift Die 
Landesgeſetzgebung zwar befugt, noch andermweite Beihränfungen des Gigentbums 
im Intereſſe des Nachbarn aufzuftellen, als das B.G.B. in den SS W5— 924 aufzäblt, 
dagegen nicht befugt, dieſe Nachbarredte abzuändern. Durch den vorliegenden 
Artikel wird die Landesgeſetzgebung ermäcdtigt, auch eine Abänderung der Nachbar- 
tehte im Fall des „Ueberbangs“ $ 910 und „Grenzbaumes“ $ 923 vorzus 
nehmen, jomweit es fib um „Obitbäume“ handelt. Dem Bedürfnifie nah einer Ab— 
ſchwächung des Prinzips des $ 910 im Intereſſe der Obitfultur iſt zwar ſchon durch 
die Beitimmung in $ 910 Abi. 2 B.G.B. Rechnung getragen, wonach der Eigenthümer 
den Ueberhang nicht bejeitigen fann, wenn derjelbe fein Grundſtück nicht beeinträchtigt. 
Durch den vorliegenden Vorbebalt foll aber darüber binaus der Yandesgeichaebung 
die Möglichkeit gewahrt werden, Ausnahmevorſchriften aufzuitellen bezw. das Prinzip 
des Abi. 2 $ 910 durd feite Regeln näber umzugeitalten. Brot. 3563, 8891. 

Der Vorbebalt iſt auf Anregung der Württemb. Regierung (Aeuß. d. Württ. Neg. 
zu Entw. S. 25, 26) vom Bundesrath eingeitellt mit Nücjicht auf Württembergiihe Ver— 
hältniſſe, wo derartige feite Negeln neneben find, 2.8. in Anjebung des Umfanges, in 
welchem die Beieitiaung des Ueberhanges gefordert werden fann, der Höbe, bis zu welcher 
abgeichnitten werden darf (2'.—5 Fuß), der Zeit — nicht gerade während des Wachs— 
tbums —, in welchem die Beichneidung eriolgen darf. Durd den Vorbebalt wird aber 
auch in den übrigen Bundesitaaten für die Zukunft die Möglichkeit gegeben, die 
großen partifulären Nerfchtedenbeiten, welde auf dem Gebiete des Ueberhangsrechts 
bez. den Rechten an Grenzbäumen beiteben (ef. Stobbe:Lchmann T. Pr. IIa p. 341) 
im Intereſſe der Obitfultur aufrechtzuerhalten. — 

2. Waldgrunditüde. Der Entw. I und II Art. 67 bezw. 121 enthielten einen 
gleihen Vorbehalt im Intereſſe der Waldarunditüde. Derſelbe it von der R.T.K. 
geſtrichen und ſtatt deilen eine Uebergangsbeitimmung in Art. 153 E. G. aufgenommen, 
wonach die Aufrechterhaltung der landesgeierliben Borschriiten nur in Anfebung ber 
zur Zeit des \nfraittretens des B.G. B. beitebenden Waldgrunditüde und 
nur bis zur näciten VBerjüngung des Waldes ausgeiprocden it. 


Abweich. Negel. d. Nachbarrechts: Nothweg zu Waiferftr. u. Gifenbn. (Art. 123). 241 


3. Ausführungsgeiege. Württemberg: Art. 241—244 beftimmen, daß das 
reichsrechtliche Nachbarrecht des S 910 auf Beieitigung der überbängenden Zweige und 
Wurzeln nur bei Gebäuden und Hofräumen ausgeübt werden fann, daß es bei land: 
wirtbichaitlich nicht benutzten Grundftüden überhaupt nicht zuitebt. Bei anderen Grund: 
ſtücken fann es nur bis zur Höhe von 2! Metern, nur im Herbft und Winter und 
unter angemeflener Friitiegung ausgeübt werden. Gegenüber Bäumen auf öffentlichen 
Wegen und Anlagen fann die Bejeitigung der Wurzeln überbaupt nicht verlangt 
werden, die Bejeitignung der Zweige auch nicht bei den ſchon am 1. Januar 1894 vor: 
banden gemweienen Bäumen. 

Hefien: Art. 88, 89 beitimmen, daß die Beleitigung der überbängenden Zweige 
gegenüber den am 1. Januar 1900 beftehenden Obſtbäumen nur nah Maßgabe ber 
bisherigen Geſetze und die Bejeitigung des lleberhangs gegenüber Bäumen, die auf öffent: 
lihen Straßen und Anlagen jteben, überhaupt nicht verlangt werden fann. 

S.:Altenburg: $ 71 bebt die für Obſtbäume geltenden abweichenden Be: 
ftimmungen des bisherigen Rechts ausdrüdlih auf. — 


Abweichende Regelung des Nachbarrechts: Uothweg zu Waferfiraßen und 
Eifenbahnen. 


Artifel 123, 


Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorichriften, welche das Necht 
des MNothwegs zum Zwecke der Verbindung eines Grundjtüds mit einer 
Waileritraße oder einer Eijenbahn gewähren. 

RB. 122. Prot. 9109 ff. (VI S. 553, 554). 

1, Der Vorbehalt ermächtigt die Landesgeſetzgebung über den Nabmen des all- 
nemeinen Vorbebalts des Art. 124 hinaus (ef. Note 1 zu Art. 122), das Nahbarredjt 
der 38 917, 915 zu erweitern und nicht nur die Jugangsnoth zu einem öffent: 
lichen Wege, fondern auch diejenige zu einer Waſſerſtraße oder Eiſenbahn — gleich: 
viel, ob öffentlich oder nicht — als hinreichende Vorausiekung ber Gewährung eines 
Nothweges binzuftellen. Der Vorbehalt, welcher vom Bundesrath eingeitellt ift — 
bat hauptſächlich für diejenigen Gebiete Werth, weldhe (mie Preußen AL.R. I 22 
Ss 3—10, Sadien B.G.B. 85 345 —349) die Vorausjehungen der Gewährung eines 
Nothweges im öffentliben wirthſchaftlichen Intereſſe nad allgemeineren Grundjäßen 
normiren als der 5917 B. G. B. Im Allgemeinen wird übrigens den weitergehenden 
Bedürfnifien ihon durch die in Art. 113 vorbehaltenen landesgeieglihen Vorſchriften 
über die Flurbereinigung und Wegeregulirung Rechnung getragen. 


2, Austührungsbeitimmungen find bislang nicht ergangen. 


Vormirung befonderer Arten von Nachbarrechten. 
Urtifel 124. 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen VBorjchriften, welche das Eigen- 
thum an Grundjtücen zu Gunſten der Nachbarn noch anderen als den im 
Bürgerlichen Gejegbuche beitimmten Bejchränfungen unterwerfen. Dies gilt 
insbejondere auch von den VBorichriften, nach welchen Anlagen jowie Bäume 
und Sträucher nur in einem bejtimmten Abitande von der Grenze gehalten 
werden dürfen. 

E. II; RB. 123; Prot. S. 3611-3614, 8890; (III S. 163, 164) Reichst. 
Komm. Ber. V ©. 13; Reichst Sitz. Prot. S. 3031, 3046, 

I. Nachbarrechte. Nah Art. 111 E.G. iſt die Landesgeſetzgebung ermächtigt, 
geſetzliche Eigenthumsbeſchränkungen im öffentlichen Intereſſe zu 
normiren. Der Vorbehalt dieſes Artikels giebt die Ermächtigung zur Einführung 


landesgeſetzlicher Eigenthumsbeſchränkungen im privaten Intereſſe des 
Nachbarn (Legalſervituten). Da jedoch das B.G. B. in den SS 905 —924 die Regelung 


Niedner, Einführungsgeſeß zum B.G. B. 2. Aufl. 16 
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diejer leßteren jelbit in die Hand genommen bat, jo gebt bier die Ermädtigung nur 
auf Ergänzung der reichsrechtlichen Vorichriften. Aber auch dieſe Ergänzung tit 
nur eine beihränfte Während nämlih das B.G. B. bei Negelung der vertrans: 
mäßigen Servituten jih mit Aufitellung allgemeiner Grundſätze begnügt bat, Die 
Beitimmungen der einzelnen Arten von Servituten und ihres Anbalts aber gemäß 
Art. 115 der Yandesgeiehgebung allgemein überlaiiend, bat es bei der Regelung der 
efehlihen Servituten (Nachbarrecten) in den 88 M5— 14 einzelne, und war die 
Bauptfächlichtten Arten berjelben felbit eriböpfend normirt. Die landeögeiegliche Fr: 
gänzung des Reichsrechts kann ſich daher bier nur darauf beichränfen, nob andere 
als die im B.G. B. geregelten Arten von Nachbarrechten zu regeln, nicht aber dabin 
geben, den Anhalt der reichsrechtlich geregelten abzuändern. 


2, Undere Arten von Rahbarredten. Unter den hiernach aufrecterbaltenen 
landeögejehlihen Nachbarrechten kommen in Betracht zunächit die in den Motiven 111 
p. 261 befonders bervorgebobenen: 

a) Hammerſchlags- und Leiterrecht. Preuß.A.L.R. I 8 8 155, Zädr. 
BGB. 8 350. Bayr.Statuten bei Roth Giv.R. ILS 128 Nr. 3, Mot. zum Rapr. 
Entw. III Art. 1857. Stobbe:Yebmann lla p. 355, 

b) Ummwende(Rilug)redt. Schwarzburg:Sond. Feld:Rol.Ord. vom 1. April 
1854, el. Preuß. ALM. I, 38 18, Stobbe-Lehmann a. a. © 

e) Schaufelihblagsredbt. Stobbeslebmann a. a. O. 

Es treten aber auch andere in den Motiven nicht beionders hervorgebobene 
hinzu. So muß als aufrehhterbalten gelten: 

d) das „Fenſter“- oder „Licht“recht, und zwar ſowohl das Recht, die 
Anbringung von Fenſtern auf dem Nachbargrundſtück zu verbieten bes. einzuichränfen, 
Preuß. MER. IL 8 88 137-138, cod. eiv. Art. 676-680, Banr.Stat. bei Rotb 
II $ 126 Wr. Sff. S 165 Il, StobbesYehmann a. a. D., als dad Recht, die 
Verbannung, der einenen Fenſter durch Anlagen auf dem Nachbargrunditüd zu unter— 
fagen, Preuß. AR. I, 8 88 142-143, Entſch. des R.G. 32 Nr. hOff, Stobbe— 
Lehmann a. a. O. 

Als aufrechterbalten werden in dem vorliegenden Artifel Abi. 2 endlich 
noch beionders diejenigen landesgeſetzlichen Vorſchriften gelten, welche allgemein 

e) die Erridbtung von Anlagen, jowie Bäumen und Sträucdern 
in einem bejtimmten Abitande von der Grenze vorihreiben. Was die 
Anlagen anbelangt, jo iſt die Aufrechterbaltung der diesbezüglichen landesgeießlichen 
Vorſchriften icon implieite durb $ 907 Abi. 1 Sat 2 gelihert. Bäume und 
Straucder gebören nicht zu den Anlagen (S 997 Ab. 2), fie find daber bier 
befonders bervorgeboben. Iſt die Abitandslinie überichritten, jo fann gemäß der 
a” negatoria ($ 1004) deren Bejeitigung verlangt werden, Darüber hinaus geftattet 
$ 907 B. G. B. auch die Bejeitigung bei gejabrdrobenden Anlagen, auch wenn Feine 
Abitandslinie landesgeſetzlich voraeichrieben ift (Abi. I Sat 1), und auch wenn Die 
landesgeſetzliche Abitandslinie eingehalten it, ſofern die unzuläſſige Einwirkung 
bervortritt (Abi. I Sak 2). Dieſe Erweiterung tritt bei Bäumen und Sträucdern 
nicht ein (Abſ. 2). 

An landesgeſetzlichen Vorſchriften der im Abf. 2 dieles Artifels be— 
zeichneten Art kommen in Betracht die Vorichriiten, welche einen beitimmten Nbitand 
von Ktloafen, Düngergruben, Deien, Giien, Getreide: ımd Strobdiemen, Bienen: 
ftöcden ꝛc. voricreiben, ef. Preuß. LER. 1,888 125-127, Sächſ.B. G. B. $ 550, Banr. 
Beitimm. Roth Giv.N. S 125 Nr. IT. Ueber andere ‘Bartifularrehte Stobbe- 
Lehmann llap. 350. Desgleichen diejenigen, welche allgemein das Bauen in einem 
beitimmten Abſtand von der Grenze vorschreiben: Preuß. AAN. I, $ 159 (5 Werk— 
ſchuhe). Bezüglich der Brunnen el. Preuß.A.v. R. I, 8 130, Babd.Berord. vom 2, Juli 
1882. Bezüglich der Grenzfreihaltung von Bäumen, Sträuchern zc. ef. Preuß. A. AM. 
1,8 88 1737. und Stobbe:Yebmanna.a. O. 


3. Anhalt der landesgejeglihen Nahbarredite. Soweit nah Vorſtehendem 
landesgeießliche Rachbarrechte in Kraft bleiben, it die Yandesneiehgebung auc in der 
Regelung ibres Inhalts und ibrer Necdtswirfungen jouverän. Someit die 
Yandesgeieke feine Beſtimmungen enthalten, werden die Grundſätze des B.G.R. analoq 
zur Anwendung zu kommen baben, Insbeſondere wird die Praris fein Bedenfen 
tragen, die VBorichritten des B.G. B. wonach beim Bau über die Grenze wicht die 
Befeitigung des Baues geman S 1005 B.G. B. fondern nur eine Entihädigungsrente 
(Ueberbaurente) verlangt werden fann (S 912), bei der Herftellung von Bauten und 
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Anlagen, welche die landesgeſetzlich vorgeichriebene Abjtandslinie überichreiten, analog 
zur Anwendung zu bringen. rot. II 4045, 4046, 


4. Reichsrechtliche Nachbarredite. Die Yandesgeiege können den Inhalt 
der in den SS MW— 124 BGB. geregelten Nachbarrechte nicht verändern. 
Es muß daber in den Gegenden, wo die Ginführung diejer Nechte eime tieigreitende 
Aenderung des bisherigen Zuftandes bedeutet, dem Ginzelnen überlaſſen bleiben, durch 
Begründung von Negativ-Servituten, $ 1018 Saß 3 Art. 115 E.G., ſich zu belien. 

a) Mittelbar fönnen die Yandesgejebe eine Abänderung herbei— 
rühren fraft des Lorbehalts des Art. 111 E.G. inſoſern nämlich diefe Abanderungen 
zugleih im öffentlichen Antereiie erjolgen, ef. 3. B. 8 26 Neihs:Gew.Ordır,, 
wonach bei fonzeilionirten Anlagen der in S 907 B.G.B. bezeichneten Art nicht auf 
Einſtellung des Betriebs, fondern nur auf Schußvorridtungen und bes. Schadenseriak 
neflagt werden fann. Abweichungen ergeben fich ferner nach den beiden vorhergehenden 
Art. 122, 125 und dem folgenden Artikel 125 EG. 

b) Im Uebrigen umiaht das Verbot der Abänderung des Inhalts der reichs- 
rechtlihen Nachbarrecte jowohl deilen Beihränfung als deiien Frmweiterung. 
Letztere war nah dem uriprünglicen Entwurf $ 866 €. 1 geitattet. Tie Ermächtigung 
—— wurde beſeitigt, nachdem durch die Abänderungen, welche die SS SD, 861, Std 
&, IL in den SS 923, 910, 907 B. G. B. erlitten baben, jowie dur Art. 122, 183 E. G. 
den: Bedürfnik hinreichend entgegengefommen war, ef. Brot. II 6313, ferner Brot. II 
3550 ff, 3574 ff, 3600Ff. In der Praxis werden ſich freilich Zweifel ergeben können, 
ob und inwieweit die Einführung eines „anderen“ Nahbarrehts nicht gleichzeitig die 
Erweiterung eines reihsrectlich geregelten daritellt. So wird nad der neuen Faſſung 
des Art. 124 die landesrechtliche Normirung von Nachbarrechten, welde die Zuführung 
von Inmiſſionen über das Maß des $ 6 B. G. B. ermöglichen, nicht ftatthait fein, 
ef. aber Brot. 3605. Zweifel fünnen fih namentlih auch ergeben gegenüber dem 
Ss 07T. Kann die Yandesgefeggebung ein Nachbarreht einführen, nach welchem die 
Bejeitigung aucd anderer alö gefabrdrobender Anlagen im Sinne des S 107 — ab- 
geieben von der Leberichreitung der landesgejeplichen Abitandlinie — verlangt werden 
fann? Die Frage wird zu verneinen fein. 

ec) Soweit die allgemeinen Vorbebalte jür die Landesgeſetze eingreifen, 
z. B. auf dem Gebiet des Waſſerrechts, Bergrechts, Art. 65, 66, 67, iſt die Landes— 
geſetzgebung natürlich auch zu Abänderungen der reichsrechtlichen Nachbarrechte befugt. 


5. Ausführungsgeſetze. Gine nähere Regelung des Nachbarrechts auf Grund 
des vorliegenden VBorbebalts geben die folgenden Austübrungsaeiepe: 

Bayern: Art. 6279, — Württemberg: Art. 217 254, — Baden: Art. 
13, Heilen: Art. 83-89, —- S.:MWeimar: Art. 109-117, -- Oldenburg: 
Birk: 88 24-30. — S.:Meiningen: Art. 15. — E.:Altenburg: $$ 70 -74. 
S.:Goburg:Gotba: Art. 24. - Sch we⸗ Rudolſtadt: Art. 66—273. — Schm.: 
Sondershauſen: Art. 31. — Reuß a. L.: 88 97099. — Reuß j. L.: 88 69 72. 

- Elſaß-Lothringen: SS 3966. 

In den übrigen Staaten verbleibt es bei den bisherigen Vorſchriſten. So 
bleiben 3. B. in Preußen in Krait die Borichriiten des A.v.R. l, 8 SS 125—1!8, 
131, 133, 138 -140, 142 — 144, 1:48, 153, 153, 155, 156, 162-— 167, 169 — 174, 185 — 156, 
des code eivil: art. 671, 672 Abi. 1, 674-681 (diefe Beitimmungen werden 
daher aud in Art. 89 Ar. 1b amd Art, 89 Nr. 2 AG, ausdrüdlih als aufrecht er: 
baltene bezeichnet), vgl. aber für das Rheiniſche Nechtsnebiet Art. 23, 4 AG. 

In Sadien bleiben die Beitimmungen des Sächſ. B.G. B. 83 30, 351, 355 
bis 357, 359 in Krait u. ſ. w. — Ueber die jich aus der Neuregelung des Nachbar: 
rechts in den oben erwähnten Austübrungsgeieken für die Uebergangszeit ſich 
ergebenden Fragen vgl. Habicht II. Aufl. S 373-378, 


Abweichende Regelung des Nachbarrechts bei Verkehrsunternehmungen. 
Artikel 125. 
Unberübhrt bleiben die landesgejetlichen Borichriften, welche die Vor: 
jchrift des $ 26 der Gewerbeordnung auf Eiſenbahn-, Dampfichiffahrtse 
und ähnliche 3 rn eritrecten. 


E. II 97; RB. 124; Brot. S. 4047, 4048, 8590 (VI ©. 428, IL S. 379. 
14* 
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1. Der 265 Reihsgew.Ordn. enthält eine reibsrehtlibe Ausnahme 
von den Srundiäßen der SS 96, 907 und 1004 B. G. B. dabin, daß bei benad: 
tbeiligenden Einwirkungen, welde von fonzeifionirten gewerbliden Anlagen (ef. SS In, 
24 mit 51, 52 Gew.Ordn.) ausgeben, die a® negatoria nit auf Ginftellung des 
Betriebs, jondern nur auf Heritellung von Schusvorridtungen gerichtet und bezw. 
Gntihädigung gefordert werden faun, 


Der vorliegende Vorbehalt ermächtigt die Yandesgeiete zu gleiden 
Beltimmungen binfihtlih der in dieſem Artifel bezeichneten Betriebe. 
Die Gleichitellung ift im öffentlichen Intereſſe gerechtfertigt, und weil auch zur Gr: 
richtung diefer Betriebe eine, die Prüfung der mit ſolchen Betrieben (namentlich für 
die Anlieger) verfnüpiten Gefahren vorausiegende, obrigfeitlihe Genehmigung regel: 
mäßig erfordert wird. 


Der VBorbebalt jtellt eine Abweibung von dem Grundiaß des 
Art. 124 dar, wonach die Yandesgeiege zur Abänderung des reihsrechtlichen Nachbar: 
rechts nicht befugt find. Soweit man freilich die bier vorbebaltenen landesgeſetzlichen 
Vorſchriften als im „öffentlichen Intereſſe“ erlajien anfiebt, cf. Note 4 zu Art. 14, 
iſt der vorliegende Vorbebalt überflüffig, weil ihon durd Art. 111 E. G. gededt. 


2. Die Mebrzabl der Austührungsgelege bat von dem Lorbebalt in vollem 
Umfang Gebrauch gemadt. So Bayern: Art. 30. — Sachſen: $ 28. — Württem: 


berg: Art. 218. — Heſſen: Art. 2. — Medlenburg:Shw.: $ 106. -Ztr.: 
s 104. — Braunihmweig: $46. .—- Anbalt: Art. dd. — E.:Weimar: $ 118. — 
S.:Meiningen: Art. 16. — S.:Altenburg: $ 73. — G.:Coburg:Gotba: 


Art. 25. - - Shw.:Sondershbauien: Art. 35. — Schw.:Rudolitadt: Art. 74. — 
Reuß ä. %: $ 105. — Neuß j. %: 8 73. — Lübeck: $ 72 madıt von dem Bor: 
bebalt nur in Anſehung der Eiſenbahnen, Dampfſchiffahrts- und ähnlichen Schiff— 
fabrtsunternehmungen Gebrauch. 


Uebertragung des Eigenthums ſtaatlicher Grundlüke auf einen 
Kommunalverband. 


Artikel 126. 


Durch Landesgeſetz kann das dem Staate an einem Grundſtücke zu: 
jtebende Eigentbum auf einen Nommumalverband und das einem Kommunal 
verband an einem Grundſtücke zuitehende Eigenthum auf einen anderen 
Stommunalverband oder auf den Staat übertragen werden. 


168; 6.11 95; RB. 125; Mot. zu 68 ©. 19--194; Brot. S. 8891, 8892 
(VI S. 429). 

1, Der Vorbehalt ermächtigt cbenio wie der nadfolgende Urt. 127 Die 
Landesgeiege zu Abweichungen von dem Grundiag des $ 873 B. G. B. bier jedod 
weitergebend als in Art, 127, injoiern die Yandesgeieke ermächtigt werden, für.die 
Figentbumsübertragung nicht nur von dem Erforderniß der Gintragung in das Grund: 
buch, Sondern auch von demjenigen des dinglichen Vertrages abzuſehen und vielmehr 
das Eigenthum fraft Geſetzes ubergeben zu laſſen. Die Zulaſſung diefer Ausnabme 
erichien nad den Motiven p. 193 im Intereſſe der Griparung unnöthiger und ort 
beichwerlicher Weiterungen gerechtiertigt. 

Hierher gebörige Beilpiele find; 

Das Preuß. Gef. vom 8. Juli 1875 (betr. die Ausführung der SS 5 und 6 
des GSejeßes vom 30. April 1875 wegen Dotation der Provinzial: und Mreisverbände) 
8.2. p. 187, 8 15 Abi. 2: „Zugleich mit der Unterhaltung der bereit3 ausgebauten 
Staatschauſſeen gebt das Eigenthum an denſelben nebit allen Nutzungen und 
Pertinenzien einschliehlich der Chauſſeewärter- und Einnehmerhäuſer auf die Kommunal: 
verbände uber.“ — Sowie Preuß. Gei., betr. die Autbebung der fommunalitändiichen 
Verbände in der Provinz Pommern, vom 18. Januar 1851 8 2. 

2, Ausführungsbeſtimmungen find nicht vorbanden. 
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Eigenthumsübertragung nicht buchungspflichtiger Grundſtücke. 
Artikel 127. 


Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorſchriften über die Ueber— 
tragung des Eigenthums an einem Grundjtüde, das im Grundbuche nicht 
eingetragen iſt und nach den Borjchriften der Grundbuchordnung auch nad) 


der Uebertragung nicht eingetragen zu werden braucht. 

E. II 99; RB. 126; Brot. S. 8837—8889 (VI ©. 426, 427). 

I. Der Vorbehalt ermädtigt die Landesgeſetzgebung abmweidend von dem 
Grundiat des 8 873 B. G. B. bei —— — der nach der Grund— 
buchordnung nicht buchungspflichtigen Grundſtücke von dem Erforderniß der Ein— 
tragung des Eigenthumsübergangs abzuſehen, ſofern nur das Grundſtück auch in 
der Hand des neuen Erwerbers nicht buchungspflichtig iſt. 

Welche Grundſtücke nicht buchungspflichtig ſind, beſtimmt ſich nach 

SW der Schlußbeſtimmungen der Reichsgrundbuchordnung und dem 
dort vorbehbaltenen Landesrecht. SW eit. lautet: „Dur landesberrliche Ver: 
ordnung fann bejitimmt werden, daß die Grunditüde des Fiskus oder gewifier 
juriſtiſcher Perſonen, die öffentlihen Wege und Gewäſſer, jowie ſolche Grundſtücke, 
welche einem dem öffentlichen Verfehre dienenden Babnunternebnen gewidmet find, 
nur auf Antrag ein Grundbucblatt erhalten. Das Gleiche gilt von den Grund: 
jtücken eines Yandesberrn und den Grundſtücken, welche zum Hausgut oder Familien— 
gut einer landesherrlichen Kamilie, der Fürſtlichen Familie Hobenzollern oder der 
Familie des vormaligen Hannoverjchen Königshauſes, des vormaligen Kurheſſiſchen 
und des vormaligen Herzoglih Naſſauiſchen Fürſtenhauſes gebören. Stebt demjenigen, 
welder nach Ab}. 1 von der Verpflichtung zur Eintragung bejreit ift, das Eigenthum 
an einem Grundjtüde zu, über das ein Blatt geführt wird, oder erwirbt er ein 
ſolches Grundjtüd, jo it auf feinen Antrag das Grundſtück aus dem Grundbuch 
auszuscheiden, wenn eine Eintragung, von welder das Recht des Eigenthümers be: 
troffen wird, nicht vorhanden iſt.“ (Vgl. $ 2 Preuß. G. B.O. vom 5, Mai 1872, 
— sch ing von 9. Januar 1865 $ 7 in Verb. mit Gef. vom 6. November 
‚40, 25, 2 

Landesherrliche Berordnungen, welde die vom Buchungszwang beireiten 
Grundſtücke aufzäblen, find in den meiſten Staaten ergangen. — Vgl. 3.8. Preußen: 
Berordn. betr. das Grundbuchweien Art. 1: Die Grunditiide des Reichs, die Domänen 
und die jonjtigen Grunditüde des Staats, die Grundſtücke der Gemeinde: und anderer 
Kommunalverbände, der Kirchen, Klöſter und Schulen, die öffentlihben Wege und 
Gewäſſer, ſowie die Grundſtücke, welche einem dem öffentlichen Verkehr dienenden 
Babnunternebmen gewidmet find, erhalten ein Grundbuchblatt nur auf Antrag des 
Eigenthümers oder eines Berechtigten. — Bayern: Berordn. vom 1. Juli 1895, 
die vom Buchungszwang befreiten Grundftüde betr., u. a. ın. 


2, Die in voritebender Beitimmung der R.Grundb.Ordn, fonzedirte Beireiung 
von der Buchungspflicht würde nach den Grundſätzen des $ 873 und den Grundſätzen 
des bisherigen Rechts (ef. aber $ 59 Preuß. G.B.O. vom 5. Mai 1872) ſofort zeiliren, 
wenn die Veräußerung eines ſolchen Grunditüds erfolgt. Es müßte, um ſolche Ber: 
äußerung zu ermöglichen, zunächit ein Blatt für das Grundstück angelegt und bierauf 
nach $ 873 eit. verfahren werden. Dieies Verfahren würde aber zu großen Weiterungen 
bei den bier in Frage jtebenden Grundſtücken führen und auch zu einer bloßen 
Formalität werden, wenn der Erwerber, von ſeiner Befugniß aus Abſ. 2 des S W 
G. B. O. eit. Gebrauch machend, die Grundftuͤcke nach dem Erwerb alsbald wieder aus— 
buchen laſſen würde. Weiterungen würden namentlich entſtehen, wenn es ſich um eine 
größere Anzahl von Grundſtücken handelt, wenn letztere durch eine Eiſenbahn vom 
Staate erworben oder wenn eine größere Landſtraße von einem öffentlichen Verbande 
auf einen andern übertragen würde. Dieſen Unzuträglichkeiten zu begegnen, 
iſt der vorliegende Vorbehalt beſtimmt. (Prot. ©. 88807—8889) 

Bezüglich des Eigenthumsübergangs an Bahneinbeiten ef. Art. 112 E.G. 
Ter Vorbehalt des vorliegenden Art. 127 bezieht ſich nur auf Veräußerungen * 
Grundſtücken der bezeichneten Art. Steht eine Belaſtung derſelben in F Frage, ſo 
greifen die allgemeinen Grundſätze des 53873 B. G. B. Platz. Die Grundſtücke müſſen 
daher zuerſt eingetragen werden; cl. aber folgenden Art. 128. 
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3. Ausführungsgeiege. Die Mebrzabl der Ausführungsgeieße beitimmt, daß 
zur Gigentbumsübertragung Einigung des Veräußerers und Grwerbers über den Eigen— 
tbumsübergang und eine jolenne Beurfundung diefer Einigung genügt: 

Breußen: Art. 27, Bayern: Art. 83, Württemberg: Art. 212, Baden: 
Art. 25, Mecklenburg-Schwe: $ 103, -Str.: $ 101, Oldenburg:DOld.: 8 12, 
Rirkenf.: S 40, -Lübe: S 12, Braunihweign: $S48, Anhalt: Art. 47, S.:Weimar: 
8122, Shw.:Sondershbauien: Art. 23, Shw.:Nudolftadt: Art. 75, Reußä. V.: 
S 70, Reuß j. Y.: $ 52, Yippe: $ 50, Yübed: $ 05, Elſaß-Lothringen: S 74. 

Die meiſten Ausführungsgeſetze Ichreiben öffentliche Beurfundung der dinglichen 
Einigung vor. Preußen, Braunichweig, Lübeck, Oldenburg: ſpeziell gerichtlihe oder 
notarielle Beurfundung bey. durch einen Beamten der betheiligten Behörde. S-Weimar, 
Ecdw.:Rudolitadt: Erklärung zu Protofoll vor dem Grundbuchamt oder Einreichung 
der öffentlichen Beurfundung. — Schw-Sondershauſen: gerichtliche Beurfimdung. — 
Medtenburg: örfentlihbeglaubigte Form. — Gliaß:Yotbringen: Beurfundung durd 
eli.:lothr. Notar. — Bremen: S 16 fchreibt Umichreibung im Flurbuch als genügend 
* — Hamburg: S 29 läßt dagegen die Vorſchriften des B.G.B. zur Anwendung 
ommen. 


Begründung und Aufhebung von Dienftbarkeiten an nicht buchungspflichtigen 
Grundſtücken. 
Artikel 128. 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Begründung 
und Aufhebung einer Dienſtbarkeit an einem Grundſtücke, das im Grundbuche 
nicht eingetragen iſt und nach den Vorſchriften der Grundbuchordnung nicht 
eingetragen zu werden braucht. 

RB. 127 

1. Der Artifel ermäctigt die Yandesgeiekgebung zu einer weiteren Ausnahme 
bon dem Srundjat, Des 5 873 B. G. B., inden er den Landesgeſetzen geitattet, auch 
binfichtlich der bier bezeihneten Belaftungen der wegen Freiheit der Buchungspflicht 
nicht eingetragenen Grundſtücke von dem Erforderniß der Gintragung der dinglichen 
Rechtsänderung abzuiehen, ef. Art. 127, Anm, a. E. — Ter Vorbehalt beziebt ſich 
nur auf Dienitbarfeiten, SS 1018 HF, weil die in den SS 875, 1015, 1090 normirte 
Gintragungspflict derjelben zum Theil in großen Gebieten eine eingreifende Neuerung 
daritellt und daber in diejen Gebieten bei nichtbudungspflichtigen Grundſtücken mit 
Rückſicht auf die Nothwendigkeit der vorherigen Anlegung eines Grundbucblattes als 
bejonders beläftigend empfunden würde. Der oft nur geringfügige, mit den grundbuch: 
lien Wirkungen in feinem Verhältniß ſtehende Gharafter der bier bezeichneten Be: 
laſtungen redtiertigt aber au, den Vorbebalt allgemein auszuiprecen. 

— Nicht buchungspflichtige Grundſtücke: ef. $ WW B. G. B. oben zu Art. 127 
em. I 

2. Ausführungsgeiege. Von den Ausführungsaeießen, welde von dem Bor: 
behalt des vorbergebenden Artikels Gebrauch gemacht haben, machen einige von dem 
vorliegenden Vorbebalt feinen Gebrauch und zwar deshalb, weil binfichtlich der Be: 
gründung der Dienjtbarfeiten fein Bedürfniß au landesgeſetzlichen Vorſchriften vorliegt 
und weit für die Aufbebung der beitebenden Tienitbarfeiten gemäß Art. 189 Abi. 3 
E.G. die bisherigen Gejege fowielo maßgebend bleiben, bis die Dienitbarfeit in das 
Grundbuch eingetragen it. So Preußen, Baden, Walded, Bremen, Eljah: 
Yotbringen. 

Die übrigen zu Art. 196 aufgesäblten Ausführungsgeſetze fehreiben vor, daß 
zur Vegründung der Dienftbarfeiten dingliche Einigung, zur Auibebung einſeitige Ver: 
zichtserflärung (beides in jolenner Beurkundung) nenugt. Die Beurfundung hat au 
bier nad einigen Ausführungsgeſetzen in gerihtlicer und notarieller Form zu er: 
folgen, während nad anderen öffentliche Beurkundung, nad anderen jehriitliche Norm 
genügt. 

Die Aufhebung erfolgt nach Vorſchrift einiger Ausführungsgeſetze auch mit 
dein Ablauf beſtimmter Friſt nach der legten Ausübung (10, 20, 30 Jahre), val. 
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Bapvern: Art. 84, Württemberg: Art. 212, Medlenburg:Shm.: $ 122, »Str.: 
S 120, Oldenburg: Old. $ 15, Birk. $ 40, Yüb. $ 13, Braunihweig: 8 51, Ans 
balt: Art. 48, Schwarzb.eRud. Art. 75, Reuß j.L.: S 74, Lippe: $ 31, Ham: 
burg: 8 43, Lübed: 8 81. — 


Aneignung herrenlofer Grundflücke durd andere Perfonen 
als durdy den Fiskus. 


Artifel 129. 


Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorschriften, nach welchen das 
Necht zur Aneignung eines nach $ 928 des Bürgerlichen Gejegbuchs auf- 
gegebenen Grundſtücks an Stelle des Fiskus einer beitimmten anderen 
Perſon zujteht. 

E. II 101; R.V. 128; Brot. S. 3663, 3664, 8892 (VI S. 499). 

I. Der Vorbehalt ermächtigt die Yandesgeiehgebung abweichend vom 
S 9285 8.6.8, Dinfichtlih der berrenlojen Grundjtüde an Stelle des 
Fiskus einen andern Aneignungsberechtigten zu bejtimmen. 

Herrenlos fann nah Maßgabe des $ 925 eit. ein Grundftüd nur werden, 
wenn der bisherige Eigentbümer verzichtet und der Verzicht in das Grundbuch ein: 
getragen iſt. Someit ein Grundſtück bei Infraittreten des B.G.B. bez. in dem jpäteren 
Zeitpunfte der erfolgten Anlegung des Grundbuchs nad den bisherigen Geſetzen — 
ſei es in Folge Dereliftion, jei es urſprünglich berrenlos ift, giebt Art. 190 E.G. 
die gleihen Vorſchriften. ach j 

Inſoweit das Aneignungsredht der in diejem Artikel beitimmten Perſonen ſich 
als ein Regal bdarjtellt, wird der vorliegende Vorbebalt ihon durch Art. 73 E. G. 
gedeckt, ef. Note IL® zu diefem Artifel. 

2. Nur beitimmten Perſonen Fann die Landesgeſetzgebung das Aneignungsrecht 
verleihen und zwar ſowohl juriſtiſchen als phyſiſchen Perſonen. Bejeitigt it daher das 
gemeinrechtlihe Aneignungsreht des „primus oceupans“, 

3. Landesgeieglihe Borihriften: Nah Preußiſcher Praris gebührt „einer 
Stadt vermöge ihres Weichbildsrehts das Eigenthum an den innerhalb des Weichbilds 
gelegenen Gütern, welche nicht Anderen aus einem bejonderen Titel gehören”, Entſch. 
des Ob.Trib. vom 20. Auguft 1821, Simon, Redtsipred. I p. 236. Bayr. Entw. II, 
Art. 151: „Die Gemeinden erlangen an einem anliegenden Gut einen Eigenthums— 
titel“, Stobbe-Lehmann I1la p. 527. ‚Für die Rheinprovinz und Weitfalen 
genehmigte eine tabinetsordre vom 14. März 1825, daß Parzellen, „die bei der Kataſter— 
vermeifung als berrenlos ſich entdeden, mit allen Bortheilen und Yajten der Ge: 
meinde, in deren Feldmark sie liegen, überlajfen werden, wenn jolde jie unter dieſen 
— ————— annehmen wollen.“ v. Kamptz, Annal. 9, p. 605; Mot. III zu 8868, 
Entw. 

In Schleſien haben nah dem jog. „Auenrecht“ die Rittergutsbeſitzer an 
den innerhalb der Feldmark liegenden herrenloſen und unbebauten Grundſtücken das 
ausſchließliche Aneignungsrecht, was ſich darauf gründet, daß die Dorfauen, d. b. die 
nicht aufgetheilten Flächen der Feldmark immer noch zum Gutsbezirfe gebören. 
Dernburg, Preuß. Priv.R. Ip. 546; ef. Weftpreußiiches Provinzialreht von 1844, 
8 77 a. a. O. 

4. Einſchlägige Beſtimmungen der Ausführungsgeſetze ſind nicht vorhanden. 


Aneignung von Tauben. 
Artikel 130. 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über das Recht zur 
Aneignung der einem Anderen gehörenden, im Freien betroffenen Tauben. 
E. 169, & 11 102, RB. 1295 Mot. zu 69 ©. 1945 Prot. ©. 88092, 


1. Der Borbebalt ermächtigt zu einer Abweichung von dem Grundjate 
der SS 958, 960 Abi. 3 B.G. B. Da diefe Vorichriiten zum Schutze von Grunde 


248 Einführungsgeieß 3. B.G. B. III. Abichn. Verb. d. B.G.B. z. d. Yandesgeieken. 


ftüden gegen von Außen einwirfende Beſchädigung erlaſſen find, rechtiertigt ſich der 
Vorbehalt aus den gleihen Gründen wie Art. 107 be. Art. 89 6.0. 


Derartige Vorſchriften finden fih u.a. in der Preuß. Feldpolizeiordnung vom 
1. November 1847 8 40: „Tauben, weldhe Jemand hält, obne ein wirfliches Recht 
dazu zu baben (berechtigt find nah Preuß. AR. 1, 9 88 111-113 — abgeieben von 
provinzialrechtliben Beitimmungen — nur Grundbeiiger und Nußungsberedtigte inner: 
halb der Feldmarf), find, wenn fie im freien betroffen werden, ein Gegenſtand Des 
Thierfanges.” An Gemähbeit des Abi. 2 des $ 40 eit., Kreisordnung vom 13. De: 
zember 1872 $ 135 IV Ziff. 3, Gel. vom 26. Juli 1876 8 54, kann durd Gemeinde— 
beihluß das Einfangen auch der rechtmäßig gebaltenen Tauben während der Saat— 
und Frntezeit freigegeben werden, wenn fie jich außerbalb des Schlages bezw. des Ge— 
böjtes des Beſitzers befinden, ef. jert Sei. vom 1. Auguit 1583 (8.8 p. 23) IS 1 ft,, 
2if. — 

2. Die Austührungsgeiege haben faſt jaämmtlich an den Sondervorichriiten dort, 
wo fie befteben, regelmäßig nichts geändert. Nur Anbalt Art. 49 beitimmit, dak die 
bisherigen Sondervorichriiten aufgeboben fein jollen. EEs follen andererieits die Vor— 
ichriften der eldpolizeiordnung auch für Tauben gelten.) Und Schw.:Sonders: 
baujen Art. 33 beitimmt, in Abweichung von dem bisherigen Recht, daß die An: 
eignung fremder umberflienender Tauben allgemein während der Saatzeit mit landes= 
räthliber Genehmigung geitattet fein soll. 

Nah Preuß. Ausf.Geſ.Entw. Art. 27 war gleichfalls die Bejeitigung der bis— 
berigen Vorſchriften vorgeichlagen. Allein der Vorſchlag fand nicht die Juitimmung 
des Landtags. Es verbleibt alio auch bier bei dem beitehbenden Recht, insbeiondere 
gelten auch SS 111-115 1, I AAN. gemäß auch ausdrüdlicher Hervorhebung in Art, 54 
Wr. 1b weiter. - 


Stokwerkseigenthum. 
Artifel 131. 


Unberührt bleiben die landesgejeglichen VBorjchriften, welche für den 
all, daß jedem der Meiteigenthümer eines mit einem Gebäude verjebenen 
Grundſtücks die ausichlieglibe Benugung eines Theiles des Gebäudes ein- 
geräumt iſt, das Semeinjchaftsverhältnig näher beitimmen, die Anwendung der 
SS 749 bis 751 des Bürgerlichen Gelegbuchs ausichliegen und für den Fall des 
Stonfurjes über das Vermögen eines Miteigenthümers dem Nonfursverwalter 
das Necht, die Aufhebung der Gemeinichaft zu verlangen, verjagen. 


E. 173; E. TI 103; RB. 130; Mot. zu 73 S. 197-108; Brot. 3839, 3840, 
81, 8807 (VIE. 437). 


1. Allgemeines: Der Borbebalt ermächtigt die Yandesgeiergebung, den in dem 
B.G.B. geregelten, von den Grundſätzen der SS 1008 -1011 (741-758) B. G. B. ab: 
weichenden bejonderen Arten von Gemeinſchaftsverhältniſſen “ef. IV. Buch I. Abichn. 
6, Tit. I, 2,3, 4; V. Buch II, Abſchn. 4. Tit.) ein weiteres, beionders geartetes 
Gemeinſchaftsverhältniß anzureihen. Iſt nämlich bei einem im Miteigenthum 
Diehrerer ſtehenden, mit einem Gebäude veriebenen Grundſtücke nah Maßgabe einer 
gemäß SS 746, IH BGB. getroffenen Bereinbarung die Benukung in der Wetie 
geregelt, daß jedem der Miteigenthümer die Benußung eines Thbeiles des We: 
bäudes ausſchließlich eingeräumt tft, jo jollen die Landesgeſetze befugt fein, gegen 
über den allgemeinen Grundlagen des B.W.RB. tiber das Miteigenthum Borichriiten 
zu erlaiten, welche den Anbalt des Gemeinichaitsverbältnilies näber beitimmen und 
abweichend von jenen Grundſätzen eine ftärfere Gebundenheit der Miteigentbümer 
ſtatuiren. — Der Vorbehalt trirft insbeiondere das in mehreren Staaten beitebende 

2. Stodwerlseigenthbum - Gtageneinentbum — Herbergsrecht. (Wenn nämlich 
die der ausichliehliben Benutzung gewidmeten Theile durch borizontale Scheidung 
des Gebäudes abgegrenzt find.) Daſſelbe iſt in den verichiedenen Staaten böchit ver: 
Ichieden geregelt. Ter Borbebalt brinat zum Ausdruck, daß die Finitige Be: 
gründung nur in der in dieſem Artikel bezeichneten Weife erfolgen kann. 
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Aufgeboben jind biernad für die Zukunft diejenigen Vorſchriften, 
welche abweichend von den Grundjägen der sS 9,94 dem einzelnen Stock— 
werfsberedtigten ein neiondertes Gigentbum an den einzelnen Stod: 
werfen (ef. eode eivil Art. 664 Bad. ER. Sat 664) oder ein nur fuper: 
ficiariihes Recht an dieien Gebäudetbeilen abweihend von S 1014 B. G. B. 
zuertbeilen. Das verjteht fich aber nur für die zufünitige Begründung folder 
Rechte. Nach den 

3, Hebergangsbejtimmungen des Art. 182, 184 bleiben die beim Anfraittreten 
des B.G. B. beitebenden Berechtigungen der voritebend zu 2 Abi. 2 bezeichneten Art 
mit ihrem bisherigen Inhalt beiteben. 


4. Yandesgeieglide Borihriften. Der Borbebalt hat mamentlih für die 
trangöfiihrechtlihen und jüddeutichen Gebietstbeile Eu 

Bapern: ef, Statutarrechte bei Roth Bayr. Giv.R. Il $ 120 Nr. 35, 36, Ans: 
bader Statutarreht bei Seuffert AXXVI Wr. 106, Bayr. Entw. Art. 212, 215, 
Seuffert XLV Wr. 855. — Württemberg: Plen.Beichl. des Württ.Ob.Irib. vom 
22. Januar 1509 (Württ. Arc. 12 p. 329), ef. aber Mandrn ebenda 13 p. 191, beide 
mit reicher Yitteraturangabe, — Code eivil Art. 664 R.G. 24. November 1869; 
Baden: Art. 664. — In Preußen nicht anerkannt, Entſch. d. Ob.Trib. 53 p. 4; 
75 p. 555 79 p. 25 (abweichend Strietb. Ard. 36 p. 232; 54 p. 60); Adermann 
über Stocdmwerfseigentbum, insbei. nah Preuß. Recht Göttingen 1891. — Sadien: 
B. G. B. 83 246, 641 (659, 642) Seuffert IV p. 101. — Heſſen-Caſſel: Seuffert XIV 
Nr. 10, XXXIV Wr. 10, — Heſſen-Darmſtadt: Arc. f. praft. Rechtsw. N. %. XI 
p- 79. — Braunihweig: Seuffert XXXVII Wr. 97. - Medlenburg: Büuchka 
Entſch. VI p. Sf. — Schw.:NRudoljtadt: Sei. vom 26. März 1858. — Franf: 
furta. M.: Seuifert IX Wr. 264 GFleiſchbänke) — Sachſen-Meiningen: Heim: 
bab R.L. IX 495, — Schleswig: Mot. III p. 45; — ef. über vorſtehende Gitate 
Stobbe:Yehmann Ila p, 254, Roth Deut. Priv.R, III p. 162, 163 Mot. III 44, 
45, Entih. d. RG. 31 p. 171. 


>. Negelung des Stodwerfseigenthums im einzelnen. Die Landesgeſetze find 
nach ausdrüdlicher Borichriit des Artikels ermächtigt: 

a) Das Gemeinſchaftsverhältniß näber zu beitimmen, d. b. ergänzende 
Vorſchriften zu den Beitimmungen der 88 751-759, 1008— 1010 B. G. B. zu erlaſſen. 
Die Landesgeſetze fönnen biernah Vorichriften über die Vertheilung der Unterhaltungs: 
foiten insbeiondere auch dabin treffen, daß auch in dieier Hinficht die Scheidung der 
einzelnen Gebäudetheile von Bedeutung tft. Sie fünnen auch nähere Beitimmungen 
über die Benußung des nicht auf das Gebäude beichränften Miteigenthums treffen. 

b) Die Anwendung der SS 749-751 des BGB. auszuſchließen: Sie 
fönnen alio bejtinmen, daß entgegen dem $ 749 das Recht, die Theilung zu ver: 
langen, überbaupt ausgeichloffen it, und daß, wo dies Recht vertragsmähig aus: 
geichloffen iit, die Theilung auch beim Borliegen wichtiger Gründe nicht verlangt 
werden fann, daß abweichend von $ 750 aud der Tod eines Miteigenthümers eine 
derartige Vereinbarung nicht auibebt, daß endlich abweihend von $ 751 Abi. 2 die 
Gläubiger nicht ohne weiteres die Theilung berbeiführen können. Au beachten it, 
daß $ 1010 nicht miteitirt it. Wenn alio nach den bezügliden landesgeießlicen 
Vorihriiten der Ausſchluß des Nects auf Theilung nur im Fall der Vereinbarung 
eintritt, ijt die Gintragung der Vereinbarung im Grundbuche zur dinglichen Wirfung 
erforderlich. 

ec) Kür den Fall des Konfuries eines Miteigentbimers dem 
Konfursvermwalter das Recht auf Aufbebung der Gemeinſchaft au ver— 
fanen. Tiefer ſchon im der zu b gegebenen Ermächtigung zum Ausichluß des $ Tl 
B.G. B. liegende Vorbehalt it beionders bervorgeboben mit Nüdiicht auf die, uriprüngs 
ih in $ «67 Abi. 3 Entw. I, jest in $ 16 Abi. ? Sak I Rat.O. enthaltene Be: 
ftimmung, inbalts deren „eine Vereinbarung, durch welche bei einer Gemeinschaft nach 
Bruchtbeilen das Necht, die Aufbebung der Gemeinschaft zu verlangen, für immer 
oder auf Zeit ausgeichloffen oder eine Kündigungsiriit beitimmt worden ift, nicht 
gegen die Konkursmaſſe wirft“, 


6b. Austührungsbeitimmungen find von den einzelnen Bundesitaaten zu dem 
vorliegenden Borbebalt nicht ergangen. Die in den Ausführungsgeſetzen von Bayern, 
vgl. Web. Gef. Art. 42, Lieg. Geſ. 1. d. Pfalz Art. 19 und 20 und Heſſen: Art. 216 
bis 219 enthaltenen Beitimmungen bezieben fich auf das durch den vorliegenden Bor: 
bebalt nicht gededte, aber durch Art. 182 (vgl. Nr. 3) für die Uebergangszeit auf: 
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rechterhaltene Stockwerkseigenthum, bei welhem den einzelnen Stodwerfern das 
Sondereigenthbum am Stodwerf zuſteht. Vgl. Bem. zu Art. 182. 

Stodwerfseigentbum fann alio für die Zukunft nur in denjenigen Gebieten 
begründet werden, in weldhen das Rechtsverhältniß in der durch den vorliegenden 
Vorbehalt zugelaſſenen Konjtruftion, jet es durch die bisherigen Vorichriften, ſei es 
durch etwa jpäter ergebende Geſetze geregelt wird. 


Kircden- und Schulbanlalt. 
Artikel 132. 


Unberührt bleiben die landesgeieglichen Vorjchriften über die Kirchen— 
baulaſt und die Schulbaulait. 

RB. 131. Brot. S. 8903-8906 (VI ©. 435, 436). 

1. Die bezeichneten Laſten find tbeils öffentlichrechtlicher Natur, theils 
beruhen jie auf privatrechtlichen Titeln. Soweit fie öffentlichrechtlich find, werden 
fie von dem B. G.B. ohnehin nicht berührt, ef Anm. zu Art. 111, 115. Someit fie 
privatrechtlihen Titeln entipringen, werden jie durch diefen Vorbehalt aufrechterbalten. 
Der Vorbehalt bildet eine Ergänzung zu dem allgemeinen Vorbehalt des Art. 115 
Halbjag 2. Er it erforderlich, weil nach den Beitimmungen des B.G. B. die Zuläfiig- 
feit der Neubegründung folder Rechte als dingliche in Frage geftellt werden fann. 

Der Vorbehalt wurde bei den Beratbungen der Il. Kommiſſion als unnötbia 
nicht aufgenommen, ift aber demnächſt durch den Bundesrath eingeftellt. 


2, Landesgeieglihe Vorſchriften über Kirchenbaulaſten vgl. Richter, 
Kirchenrecht 1886 p. 1346ff, über Schulbaulajten vgl. Meyer, Verwaltungsrecht 
1893 I p. 246, 247. Was die zur Seit des Anfraittretens des B.G. B. beitebenden 
dinglichen Laſten der in diefem Artikel bez. Art. anbelangt, jo wird deren Aufrect- 
erbaltung ſchon durd Art. 184 E. G. gefichert. 


3. Ausführungsbeitimmungen find nicht ergangen. 


,KRecht auf Kirchenſtühle und Begräbnißplähe. 
Artikel 133. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über das Recht 
zur Benutzung eines Platzes in einem dem öffentlichen Gottesdienſte ge— 
widmeten Gebäude oder auf einer öffentlichen Begräbnißſtätte. 

6.172; 6. 11104; RB. 132; Mot. zu 72 ©. 196—197; Prot. S. 8903—8906 
(VIE. 435, 436), 

1. Das Einführungsgeſetz bält gleih dem B.G.B. Feine befonderen Vorjchriiten 
über die Nechtsverbältnifie der dem öffentlihen Gebraud gewidmeten Gegenjtände 
im Allgemeinen. Im Gegenjaß zu den res communes omnium (Yuft, fließendes 
Wailer, Meer), welche ihrer Natur nah der menſchlichen Herrſchaft ſich entziehen, it 
daher an diejen Gegenjtänden die Begründung privater Berechtigungen an fich denkbar. 

Dieje Begründung findet nur in der Zweckbeſtimmung diefer Gegenitände — 
als zum öffentlichen Gebrauch beſtimmter — ibre Schranfen. Die Frage aber, in 
twieweit dieſe Schranfe reicht, ift aus dem öffentlichen Recht der einzelnen Bundes: 
jtaaten zu beantworten. Die diesbezüglichen Borjchrijten bleiben nad) dem Grundjas 
des Art. 55 ohnebin unberührt. 

Eine Abart der res publieae” bilden die res divini juris (res sacrae et religiosae). 

2. Ein fpezieller Vorbebalt für die an Kirdienjtühlen und Begräbniß— 
plätzen begründeten und zu begründenden Privatberechtigungen erſchien deshalb 
errorderlich, weil fie ungeachtet ibrev privatrectlicen Seite von öffentlichrechtlichen 
(kirchlichen und polizeilichen) Einrichtungen dergeftalt abhängig und beeinflußt iind, 
da es nicht angemeifen jein würde, fie ohne weiteres den ſachenrechtlichen Vorſchriſten 
des B. G. B. zu unterwerſen. lot. p. 116, 

3, Ueber landesgeietzlihe Borichriften vgl. Stobbe-LZehmann D. Pr. Ip. 598, 
Die Käirhenjtuhlsgerechtigfeit fann Einzelnen auf Yebenszeit oder einer Familie als 
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erblihes Necht (regelmäßig beichränft auf die Angehörigen der Familien) oder den 
Betigern beſtimmter Grundjtüde oder den Inhabern beitimmter Aemter zuitehen; 
Preuß. A.L.R. II, 11 88 676, 651, 684, 685, Stobbe-Lehmann a. a. O. und die dort 
citirten Entiheidungen von Seuffert VI®#, XI, XXVL! XXXVIL'2 Sie 
it, wie das Recht auf Beerdigung an einem beitimmten Kirchhofsplatze, ein eigen- 
thümlich geartetes, dingliches Recht an fremder Sadıe. 

4. Was Die brim Inkrafttreten des B.G. B. beitehenden Rechte dieſer Art 
anbelangt, jo bleiben diefelben ihon gemäß Art. 184 E. G. in Kraft. 

Nah dem bisherigen Recht iſt es audy zu beantworten, ob die zur Zeit des 
Infraittretens des B.G.B. dem öffentlihen Gebrauch gewidmeten Gegenitände als 
im Gigenthum des Staates oder einer Gemeinde (Stirchengemeinde oder politische 
Gemeinde) Itehend, oder als res nullius zu betrachten jind, bez. ob in legterem all 
nah dem Aufbören der Zmwedbeitimmung der Staat bez. die Gemeinde als Eigen— 
tbümerin diefer Gegenftände anzujeben iſt, arg. Art. 181, 190 E.G. Findet Fünftig 
die Widmung einer Sache zum öffentliben Gebrauche ftatt, jo bat diejelbe feine Wirkung 
in Anjehung der Eigenthumsfrage, weil es an einer Rechtsnorm fehlt, welche die qu. 
Aidmung in diefer Weile wirken ließe, Mot. p. 197, Mot. III p. 27. — Hinfichtlich 
des Berbältnifies zu den actiones populares en Verlegung der Vorſchriften über 
den Gebrauch öffentlicher Sachen ef. Mot. II Te ff. 


5. Ausführungsgeiege find nicht ergangen. 


Religiöfe Kindererziehung. 
Artikel 134, 


Unberührt bleiben die Landesgejeglichen VBorjchriften über die religiöje 
Erziehung der Kinder. 

E. IT 105; RB. 133; Brot. S. 6565—6568, 8913 (VI S. 41, IV S. 865 
bis 878). 

I, Grund des BVorbehalts. Nah den Grundiägen der SS 1627, 1631, 1634, 
1654 B. G. B. würde die Beitimmung der Neligion des Kindes als eines Theils des 
elterliben Erziehungsrechtes in eriter Yinie dem Vater, daneben der Mutter und, nad 
Beendigung der elterlihen Gemwalt des Vaters, der Mutter allein zuftehen. Die 
Einführung diefer Grundiäge würde in weiten Gebieten des Staates tieigreifende 
Henderungen berbeiführen und in das öffentliche Necht (das interfonfeljionelle Kirchen— 
jtaatsrecht) der einzelnen Bundesjtaaten, entgegen dem Grundiag des Art. 55, unbefugt 
eingreifen. Man bat von einer reichsrechtlihen Regelung umſomehr Abitand ges 
nonmen, als diejelbe in jedem Fall nicht einheitlich, Sondern unter Berüdiichtigung 
der Berichiedenheit der Konfeſſionen, verfchieden hätte erfolgen müffen. Brot. 6562, 6563, 

2. Landesgeieglihe Vorſchriften: Die hiernach in den Beitimmungen über die 
religiöfe Erziehung fouveränen Yandesrechte laſſen fib nah ihren bisherigen Bes 
ftimmungen im Weentlichen in folgende Gruppen eintbeilen: 

a) diejenigen, welche überhaupt feine poſitiven Beitimmungen darüber entbalten. 
So in einzelnen Theilen des gemeinrechtliben und franzöfiicherechtlihen Gebiets. 
Soweit in Zufunft feine pofitiven Beitimmungen erlaifen werden, wird der in Ge— 
mäßbeit der $$ 1627, 1631, 1634, 1684 Erziehungsberechtigte die Religion zu be: 
ftimmen baben; 

b) diejenigen, welche dem Bater das jreie Beitimmmmgsredt, und awar ihm 
allein unter Ausichluß der Vertragsireiheit, gewähren. So Preußen: A.L.R. IL, 2 
ss 76ff. Defl. vom 21. November 1803, stab.O. von 17. Auguit 1825, Für 
Hannover: BD. vom 31. Juli 1826, Yuft ME. vom 17. Auguft 1857. Kurs 
beiien: Verord. vom 13. April 1855 $ 4 (Geſetz vom 13. April 1848). Baden: 
Geſetz vom 9, Oftober 1860 8 5; bejonderes Geſetz von gleichem Datum; 

e) diejenigen, welche die Griiebung in der Religion des Waters poſitiv 
vorihreiben, dagegen Vertragsfreiheit gewährleiſten. Sachſen: Geſetz vom 
1. November 1836 88 5-20, und vom 20, Juni 18:0 8 20, Geſetz vom 26, April 
1873 86 Abi. d. Württemberg: Nel.Ed. vom 15. Öftober 1806 $ 6. Erl. vom 
14. März 1817. Großh. Hejien: Berordn. vom 27, Februar 1826. Bek. vom 
6. Dezember 1842, Walded: Verordn. vom 25. März 1027, Lippe-Detmold: 
Ed. von 9. März 1854. Xerordn vom 7. Oftober 1857; 
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d) diejenigen, welche die Erziehung in der Religion des Vaters ber. derjenigen 
der Mutter, je nah dem Geſchlecht des windes vorichreiben und Bertragsfreibeit ge 
währleiiten. Bayern: Rel.E. vom 26, Mat 1818 88 12ff. (II. Berfaflungsbeilage). 
Medlenburg: Schwerin: Berord. vom 25. Januar 1511, Berord. vom 30. März 
1821. Coburg: Ehegeſetz vom 15. Auguft 1834; 

e) Diejenigen, welde die Erziehung in der Neligion des Vaters abiolut vor: 
ichreiben unter Ausichluß der Vertragsfreiheit. Naſſau: Ed. vom 22. 26, März 1808. 
Aehnlich Sachſen-Weimar: Ed. vom 7. Oktober 1823 88 Diff. Braunſchweig: 
Geſetz vom 10. Mai 1867 Fr — Vgls über Voritebendes ſowie Näberes bei Nichter, 
Kirdenrebt 1016, Anmerf. 22, 23. Friedberg p. 154. 

3. Durch die Ausführungsgeiege iſt dieſer Rechtszuſtand zum Theil 
in wejentlihen Beziebungen geändert. 

Ausführlihe Borichriften unter Bejeitigung des bisherigen enthalten folgende 
Ausführungsgeieke: 

Helien: Art. I08—116,. — S,:Meiningen: Geſ. vom 18. Auguſt 1899, betr. 
d. relig. Erz. — ©.:Altenburg: 88 — — SGCoburg-Gotha: Art. 48 

16, — Schw.:Sondershaufen: Art. — Schw.-⸗Rudolſtadt: Art. 156 
is 162. — Reuß ä. L.: S 136. — Reuß j. 2 S 99. — Lübeck: 88 110—118, - - 
Elſaß-Lothr.: SS 119—122. 

Bon diefen Ausführungsgelegen enthalten die erwähnten thbüringiichen Geſetze 
und Elſaß-Lothr. im Weſentlichen gleichlautende Beltimmungen. Sie fchreiben 
regelmäßig vor, daß dies Beitimmungsrebt demjenigen gebührt, weldem nach dem 
B.G. B. die Sorge für die Perſon des Kindes zuſteht. Die Mutter fann jedoh genen 
den Willen des Baterd nur dann beitimmen, wenn ihr die elterlibe Gewalt zuitebt, 
oder der Bater im Sceidungsfall für ſchuldig erflärt it. Nah Meiningen und 
Neuß a. Y. auch, wenn der Vater wegen Geiitesfranfbeit entmündigt tft.) a3 Be 
ftimmungsrecht des Vormunds und Pflegers unterliegt der Genehmigung des Wor: 
munbdichaftsgerichts, nad) a Geſetzen auch dasjenige der Mutter. Nah S.:Goburg: 
Gotha find von der Negel abweichende Beltimmungen gerichtlich oder notariell zu be: 
urfunden.) Nah Lübeck ſteht das Beſtimmungsrecht lediglih dem Bater zu. Mit 
dem 16, Yebensjahre Selbitbeftimmungsrecdt des Kindes. Ebenſo Shw.:Sonder$s:- 
bauien. Nab Heilen bat auch zunächſt der Bater allein das Beitimmungsrect, 
folange ibm das Erziehungsrecht zuſteht. Stirbt er oder gebt fein Erziehungsrecht 
verloren, jo enticheidet jeine Religion, ev. jeine vorber getroffene Bejtimmung. Grit 
wenn biernab die Neligion nicht beitimmt werden kann, tritt jubiidiär das Be— 
ftimmungsredt des an Stelle des Vaters Grziehungsberecbtigten (Mutter, Bormumd, 
Pfleger) ein. Ausdrüclich wird ferner beitimmt, daß abweichende vertragliche Regelung 
für die Zukunft nichtig tit- 

Sachſen: $ 44 jchreibt lediglih vor, dah Tispenjation von den Vorſchriften 
bes Gel. vom 1. November 1836 (vgl. oben 2e) zuläflig iſt. KKultusminiſterium 
zuftändig, joll vorher den Erziehungsberechtigten, Verwandten und ev. Bormundicaits- 
gericht hören.) 

Baden: Ausi.Berord. $ 34 beitimmt, dak als zuftändige Staatsbehörde (ei. 
vom 9. Oktober 1860, vgl. oben 2b) fünitig das Amtsgericht gelten ſoll. 


Oeffentliche Iwangserziehung Minderjähriger. 
Artifel 135. 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen Borjchriften über die Zwangs 
erziehung Minderjähriger. Die Zwangserziehung it jedoch, unbejchadet der 
Borichriften der SS 55, 56 des Strafgeſetzbuchs nur zuläſſig, wenn fie von 
dem VBormundjchaftsgericht angeordnet wird. Die Anordnung fann außer 
den Fällen der SS 1666, 1838 des Bürgerlichen Gejegbuchd nur erfolgen, 
wenn die Zwangserziehung zur Verhütung des völligen fittlichen Berderbens 
nothiwendig iſt. 

Die Yandesgejege können die Enticheidung darüber, vb der Minder- 
jährige, deſſen Zwangserziehung angeordnet it, in einer Familie oder in 


Deffentlihe Zwangserziehbung Minderjähriger (Art. 135). 253 


einer Erziehungs- oder Bellerungsanftalt unterzubringen jei, einer Ver— 
waltungsbehörde übertragen, wenn die Unterbringung auf öffentliche Koſten 
zu erfolgen bat. 


E. II 106; RB. 134; Prot. S. 6114—6122, 8913, 8914 (VI S. 441, 442); 
— Komm. Ber. UI ©. 145--150; Reichst. Sitz. Prot. S. 3031—3035, 3096, 

Der Vorbehalt ſichert die Aufrechterhaltung der landesgeſetzlichen Vor— 
schriften in zweifadher Beziehung, injoweit fie nämlich: 

a) die Borausjegungen und 

b) Die Ausführung der Ziwangserziehung betreffen. 

Während aber in legterer Beziehung die Landesgeſetze unbeichränft aufrechterhalten 
bleiben, beitimmt der Artikel, daß als Vorausjegung der Zwangserziehung neben den 
veichörechtlich normirten Vorausfegungen nur die „Gefahr völligen fittlichen Verderbens“ 
dienen fann, und daß diejer materiellen Vorausſetzung die formelle Vorausſetzung der 
„vorherigen Anordnung durch das Vormundſchaftsgericht“ ſich zugeiellen muß. 

Hiernach fann fünftig eine Jwangserziebung nur ſtattfinden: 

a) Im Fall des $ 56 St. G. B., wenn die Begehung eines Delikts durch den 

Strafridter feſtgeſtellt, per Minderjährige wegen mangelnder Reife jreigeiprochen 
ift und der Strafrichter die Unterbringung in eine Erziehungs- oder Beſſerungs— 
anitalt angeordnet hat; 

3) im Fall des $ 55 St.GB. (in der Faſſung des Art. 34 E,$.), wenn der 
Vormundihaitsrichter die Begehung eines Delikts jeitens eines Strajunmündigen 
jeitgeftellt und die Unterbringung in eine Familie, Erziehungs: oder Beilerungsanitalt 
für zuläffig erflärt bat; 

Y) im Fall des Ss 1666 B.G. B. wenn ber Bater durch jeine Schuld zur 
Erziebung des Kindes unfähig wird Mißbrauch der Sorge für die Perſon, Ber: 
nachläſſigung des Kindes, ſchlechte Einwirkung auf dafjelbe), und das Vormundſchafts- 
gericht die Unterbringung anordnet; 

d) im Fall des $ 1838 8.6, B., wenn es ſich um ein Mündel handelt, und 
das Vormundſchaftsgericht die Unterbringung anordnet; 

e) im Fall diejes Artikels (seil. unter der Borausiegung dieöbezüglicher landes: 
geieglicher Vorjchriiten), wenn die Gefahr völliger fittliber Berwahrlojung des Kindes 
(auch ohne die Vorausjeßungen zu 4—0) vorliegt, und das Vormundſchaftsgericht die 
—— anordnet (Sten. Ber. Wr. 116 p. 3055). 

>. Ausführung der Zwangserziehung. Iſt unter vorſtehenden Vorausſetzungen 
durch den Vormundſchaftsrichter bez. gemäß S 56 St. G. B. durch den Strafrichter die 
Zwangserziehung angeordnet, jo erfolgt die Ausführung der Zwangserziebung nad) 
Maßgabe der hierfür unbejhränft jouveränen Yandesrechte. Nur ein Ausfluß diejer 
Souveränität iſt es, wenn den Yandeörechten gemäß der ausdrüdlichen Vorſchrift des 
Abi. 2 diejes Artikels auc die Befugniß zuiteht, die Enticheidung darüber, in welcher 
Meile die Zwangserziehung zu erfolgen hat (ob nämlich das Kind in einer Familie 
oder in einer Anſtalt unterzubringen ſei), dem die Zwangserziehung anordnenden 
Bormundichaftsrichter zu entziehen und einer VBerwaltungsbebörde zu übertragen 
fofern nämlich die Jwangserziebung auf öffentliche Koſten erfolgen muß. Don 
dieier Befugniß machen die Landesrechte jhon nad dem bisherigen Rechtszuſtand 
Gebrauch, da mit Rückſicht auf die den Regelfall bildende Mittelloſigkeit der Kinder 
und deren Eltern der Staat und die Ortsarmenverbände lebhaft an der Art und 
Weiſe der Ausführung der Zwangserziebung intereſſirt find, und der Verwaltungs: 
bebörde aud regelmäßig die Verfügung über die Hast Mittel zuſteht. Prot. 
8913, 8914, ef. — Geſ. vom 13. März 1878, 88 2, 7. — Bad. Gel. vom 4. Mai 
1886, 5? ‚$ 6 Abi. 1. 

3. Bisherige Iandesgefegtise Vorſchriften: Preußen: Gef., betr. die Unter: 
— verwahrloſter Kinder, vom 13. März 1878. Ergänz. Geſ. vom 27, März 1881, 
ferner SS 87 ff, 90—92ff. I, 2 MER. — Sachſen: Gef., das Volksſchulweſen betr. 
vom 26. April 1873 55. - Württemberg: Sei. vom 27. Dezember 1871, Gel. 
vom 17. April 1873. — Baden: Gei., betr. die ftaatliche Fürſorge für verwahrloite 
jugendliche Perionen, vom 4. Mat 1886. — Großberz. Heilen: u die Unter: 
bringung jugendlicher Uebelthäter 2c. betr., vom 11. Juni 1887. — :Meimar: 
Gel. vom 9. Februar 1851, 23, März 1892, 24, Junt 1874, 27. mir 1889. — 
E.:Meiningen: Ge. vom 15, April ms 22, März 1875. - S.Coburg-Gotha: 
Geſ. vom 8. Juli 1884, 16. Juli 1886, — Altenburg: Gel. vom W. Mai 1879, 


354 Einführungsgeieß 3. B.G. B. III. Abſchn. Verb. d. B. G. B. 3. d. Yandesgeieken. 


12. Februar 1889. — Oldenburg: Gef. vom 12. Februar 1880. — Braunſchweig: 
Geſ. vom 22. Dezember 1870. - Anbalt: Geſ. vom 29. Dezember 1853, 12. März 
1851. — Shw.:Sondersbaufen: Gef. vom 22. Mai 1883. Reuß a. V Se. 
vom 27, Dezember 1876. — Reuß ij. %.: Geſ. vom 4, November 1870. — Lippe: 
Geſ. vom 2. Juli 1891. — Schaumb.:Yippe: Gef. vom 4. März 18706 — Walded: 
Gef. vom 4, Januar 1888. — Lübeck: Gef. vom 17, März 1584. — Bremen: Gel. 
vom 19. Juni 1877. — Hambura: Gef. vom 6. April 1887, 11. November 1870. — 
Gliaß:Lotbringen: Gel. vom 15. Juli 1890, — Meyer, Verw.R. 1, p. 23, it, 

4. Ausführungsgeirge. Die einzelnen Staaten haben fait fämmtlih in aus: 

iebiger Weife von dem vorliegenden Vorbehalt durch Erlaß neuer geiehlicher Be— 
timmungen Gebrauch gemacht. Sie heben theils die bisberigen Beſtimmungen völlig 
auf, theils geben fie umfaſſende Abänderungen der bisherigen Geſetze. Die Br: 
ftimmungen finden fih zum Theil in den Ausführungsgeiegen z. B.G. B. tbeils in 
befonderen Swangserziebungs= bezw. Fürſorgegeſetzen. Regelmäßig werden die bis: 
herigen Beitimmungen jowobl in Anfebung der Vorausfegung der Zwangserziebung, 
als auch in Anjebung des Verfahrens geändert. 

Preußen: Geſetz über die Fürſorgeerziehung Minderjähriger vom 2. Juli 19) 
(Sejekesfrait: 1. April 1901), 23 Paragrapben, bebt das Jwangserziebungsgeieß vom 
13. März 1575 auf. Als Vorausjegung der Jwangserziebung bejtimmt 

8 1. Ein Minderjähriger, welcher das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet bat, 
kann der Fürſorgeerziehung überwieſen werden: 

I. Wenn die Vorausſetzungen des S 1666 oder des $ 1838 BGB. vorliegen 
und die Fürſorgeerziehung erforderlich ift, um die Verwahrloiung des 

Minderjährigen zu verbüten. 

2. Wenn der Minderjährige eine ftrafbare Handlung begangen bat, wegen der 
er in Anbetracht feines jugendlichen Alters ftrafrechtlich nicht verfolgt werden 
fan, und die Fürſorgeerziehung mit Rückſicht auf die Beichaffenbeit der 
ftraibaren Handlung, die Berfönlichfeit der Eltern oder ſonſtigen Erzieher 
und die übrigen Yebensverbältnifie zur Verhütung weiterer ſittlicher 
Verwahrloſung des Minderjährigen erforderlich tft. 

3. Wenn die Fürſorgeerziehung außer dieſen Fallen, wegen Unzulänglichfeit der 
erzieblien Einwirkung der Eltern oder jonftigen Erzieher oder der Schule 
zur Verbitung des völligen fittlihen Verderbens des Minderjährigen noth— 
wendig iſt. 

82. Die Fürſorgeerziehung erfolgt unter öffentlicher Aufſicht und auf öffentliche 
Koſten in einer geeigneten Familie oder in einer Erziehungs- oder Bejlerungsanitalt. 

S 3. Die Unterbringung zur Kürlorgeerztebung erfolgt, nachdem das Vormund— 
Snftägericht durch Beſchluß das Vorbandenjein der Norausiegungen des S 1 umter 
Bezeichnung der für erwieien eradıteten Thatſachen feitgeitellt und die Unterbringung 
angeordnet bat. 

8 4. Tas Vormundſchaftsgericht beſchließt von Amtswegen oder auf Antrag. 
Zur Stellung des Antrags ſind berechtigt und verpflichtet: Der Landrath, in Städten 
von mehr als 10000 Einwohnern der Gemeindevorſtand, in Stadtkreiſen der Ge— 
meindevoritand und der Boriteber der fal. Rolizeibebörde. 

Val. bierzu Entic. d. K.G. v. 23, April 10, Mugdan-Falk 1900, 300--501, 

Bayern: Gin beionderes Geſetz iſt in Vorbereitung. 

Sachſen: AG, 3. B.G. B. $ DV ändert den S 5 Abſ. 5 des Gel., betr. das 
Volfsihulmweien, v. 26. April 1873 in Anfebung der Vorausſetzungen der Zwangs— 
erziehungen. 

Württemberg: Gel. v. 29. Tezember 18099 in Verb. mit Min.Berf. v. 
14. Februar 1900 regelt unter Aufbebung des 8 12 des Geſ. v. 1871 u. des S 25 des 
Geſ. v. 1873 die Fürforgeerziehung in Anſehung der Borausierungen und des er: 
fahrens neu, 

Baden: Gel. über die Jwangserziebung und die Bevormundung durch Beanıte 
der Ortsarmenvermwaltung v. 16. Auguſt 1900 ändert faft jämmtliche Beitimmungen 
des Sei. v. 4. Mai ISS0, 

Heſſen: A.G. z. B.G.B. Art. 254 andert das Gef. v. 11. Juni 1887 (Nene 
Faſſung vom 30. September 1849), Medlenburg dw: Verordn. v. 9. Aprit 


181, Ztr.: vom 9, April 1899, — Oldenburg-Olde: SS 27-34, Birk: SS 72 
bis 78, vüb, N N 25-51, — Braunschweig: Gel. v. 12. Juni 1809, — S Weimar: 
A.G. z. B. G. 8 SS 200-210, &.:Meiningen: Gef. v. 19, Auguſt Iso, — ©. 


Altenburg: A.G. 3. BR 88 109-121, — E.:Goburg:Gotba: A.G. 3. B.G.R, 


Bevormundung durch Anftaltsvoritand (Art. 136). 255 


Art. 49. — Schw.: Sonbersbaujen: Gel. v. 29. Juli a — Schw.:Rubdol: 
itadt: Geſ. v. 20, Dezember 1899. — Reuß ä. 8: A.G. 3. B.G.B. Ss 125 ff. — 
Reuß j. %: A.G. 3. BGB. 88 iooff. — Anhalt: Geſ. en 21. März 1899. — 
ee 1 Yippe: Gef. v. 30. Juni 1899, — Bremen: Geſ. v. 18. Juli 
1899, — Lübed: A.G. z. BGB. 88 150-141. — Elſaß-Lothringen: N.G. 
1. 8.6.8. $$ 123—127. 


Kevormundung durch Anſtaltsvorſtand. 
Artikel 136. 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen 

1. der Vorſtand einer unter ſtaatlicher Verwaltung oder Aufſicht ſtehenden 
Erziehungs- oder Verpflegungsanſtalt oder ein Beamter alle oder einzelne 
Rechte und Pflichten eines Bormundes für Diejenigen Minderjährigen hat, 
welche in der Anstalt oder unter der Aufficht des Vorſtandes oder des 
Beamten in einer von ihn ausgewählten Familie oder Anjtalt erzogen oder 
verpflegt werden, und der Vorſtand der Anftalt oder der Beamte auch nad) 
der Beendigung der Erziehung oder der Verpflegung bis zur Volljährigkeit 
des Mündels diefe Nechte und Pflichten behält, unbeichadet der Befugniß 
des Wormundjchaftsgerichts, einen anderen Bormund zu beitellen; 

2. die Vorjchriften der Nr. 1 bei unehelichen Minderjährigen auch 
dann gelten, wenn dieſe unter der Aufiicht des Vorjtandes oder des Beamten 
in der mütterlichen ‚samilie erjogen oder verpflegt werden; 

3. der Borjtand einer unter jtaatlicher Verwaltung oder Aufſicht 
jtehenden Erziehungs- oder Verpflegungsanitalt oder ein von ihm bezeichneter 
Angeitellter der Anjtalt oder ein Beamter vor den nach $ 1776 des Bürger- 
lichen Gejegbuchs als Vormünder berufenen Perſonen zum Vormunde der in 
Wr. 1, 2 bezeichneten Minderjährigen bejtellt werden fann; 

4. im Falle einer nach den Borichriften der Nr. 1 bis 3 jtattfindenden 
Bevormundung ein Gegenvormumd nicht zu beitellen ijt und dem Wormunde 
die nad) $ 1852 des Bürgerlichen Gejegbuchs zuläjjigen Befreiungen zuſtehen. 


6.179; € I 107; RB. 135; Mot. zu 79 ©. W— 204; Prot. ©. 63% bis 
6329, 6513, 6514, 8920-8022 (VI S. 155, 651, IV, S. H3ff.). 


1. Der Vorbebalt ermächtigt die Landesgeſetzgebung zu Abweichungen von dem 
B.G. B. in Drei Richtungen injofern, als in den bezeichneten Fällen 

a) abweihend von dem Grundſatz des $ 1774 der Anjtaltsvoritand 
(Beamte) fraft Geſetzes als Vormund eintritt — gi. 1: 

b) abweidhend von den Grundſätzen des 8 — der Anſtaltsvorſtand 
(Angeitellte — Beamte) vorzugsweiſe vor den in eriter Linie beruſenen Vormündern 
(vom Vater, von der Mutter Beitellten, Großvätern väterlicher und mütterlicherieits) 
berufen werden kann — Nr. 3; 

ec) abweihend von dem Grundiak des $ 1792 Abi. 2 in den Fällen zu 
a und b ein eo nicht zu beitellen it und How Saat die nad) $ 1852 
zuläfſigen Vefreiungen ohne weiteres zuitchen. Ar. 4; f. 88 26, 39, 41 Preuß. 
Vorm. O, welche dieies Privileg allen geſetzlichen — tuerfannte. 

Durch den Borbebalt follten, abgejeben von ähnlichen Soriarıjien des franzöſiſchen 
Rechts und des Hamburger Rechts (cl. Hamb. Vorm. Ordn. vom 25. Jult 1879 Art. M, 
insbeiondere die Borichriiten des S I (2u Abi. 4, Al, 62 Abi. s) der Preuß. Bor: 
mundichaftsordnung vomDd, Juli 1875 aufrechterbalten werden, wonach „über ein Mündel, 
welches in eine unter Verwaltung des Staats oder einer Gemeindebehörde ftehende 
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Verpflegungsanitalt aufgenommen iſt, bis zu deſſen Grokjäbrigfeit der Vorſtand der 
Anstalt die Rechte und Pflichten eines geieglichen VBormundes bat, jolange das Bor: 
munbicafitsgericht nicht einen andern Bormund beitellt.“ (Bal. bierzu die Ausführungs— 
geiege Bem. 3.) Die Gründe, welde zur Einftellung des Vorbehalts geführt haben, 
find in den Motiven IV 1035ff. eingehend dargelegt. Gegen eine reichsrectlidhe 
Regelung ſprach insbeiondere der Umſtand, daß auch die Regelung der Zwangserziebung 
durch den vorbergebenden Art. 135 in gewiſſem Umfange der Yandesgeießgebung über: 
laſſen ift. Die Aufrechterbaltung ericheint au aus praftiiben Gründen gerechtfertigt. 
Während die Aufhebung der gelegliben Vormundichaft durch das B.G.B., insbeiondere 
auch in Folge der Erweiterung der elterlichen Gewalt in den übrigen Fällen, in denen 
nad bisberigem Recht eine Bormundicaft kraft Geſetzes eintrat, feine erbebliche Mehr— 
belaitung der Gerichte berbeiführen wird, dürfte das Gleiche im Fall der Beleitigung 
auch diejes beionderen Falles der tutela ex lege nicht zutreffen. 

2. Borausiegungen für den Eintritt des Bormundicaftsfalls find nah näherer 
Beitimmung des Artifels folgende: 

a) Es muß fih um einen Minderjährigen handeln (5 1773). Aus der aus: 
drüdlihen Beichbränfung des Vorbebalts auf dieje folgt, daß Ichugbedürftige Groß— 
jährige der privilegirten Bormundichaft der Anjtalt 2c. nicht unteriteben. 8 1897 
BGB. findet feine Anwendung. Damit it eine Streitfrage des Preuß. Rechts 
bejeitigt, ef. Turnau G.B.O. II$ Sb Wr. le, 8 4 Nr. 3. 

b) Es muß fib um einen vormundihaitsbedüritigen Minderjährigen 
handeln (S 1773), was bei einem unter elterliher Gewalt jtebenden Minderjährigen 
ı BA ift, wenn die elterliche Gewalt auf die elterlihe Nußnichung beihränft 

t, 88 166 ff. 

e) Es darf nicht ſchon vom Gericht ein anderer Bormund beitellt 
fein (Nr. 1 lepter Sat). Indem das Geſetz dem Gericht die Möglichkeit an die Hand 
giebt, den Gintritt der geſetzlichen VBormundichaft zu verbindern bezw. jederzeit wieder 
aufzubeben, befindet es ſich auch hier in Uebereinitimmung mit dem bisberigen Preuß. 
Recht $ 13 1.e. und beugt einer mißbräuchlichen Ausnugung der Rechte des Anitalts= 
vorjtandes vor. 

dı Es muß ſich um einen Minderjährigen bandeln, der in der Anitalt 
erzogen oder berpflegt wird. Hiervon läßt das Geſetz jedodh drei Nusnabmen zu, 

a) im Fall der Entlafiung aus der Anstalt vor erreidhter Gro$- 
jäbhrigkfeit. (Die Vormundichaft darf ex lege fortdauern bis zur Grokjäbrigfeit.) 
— — — Das iſt auch nad Preuß. Recht die herrſchende Anſicht, cf. Turnau 
a. a. O. 

3) im Fall, daß der Minderjährige zwar außerhalb der Anſtalt, aber unter 
deren (be3. des Beamten) Aufſicht bei einer von diefer ausgewählten Familie 
oder anderen Anftalt erzogen oder verpflegt wird -— Wr. 1 —; 

y) im Fall, daß es fih um einen unebelihen Minderjährigen bandelt umd 
diefer unter der Aufficht der Anjtalt (oder des Beamten) in der mütterliben Familie 
verbleibt — Nr. 2 — [Ad 3 u. y ftellen Abweichungen gegenüber dem Preuß. Recht 
dar, ef, Neumann, Pr. B.O. 1580 Anm. 1.] 

e) Es muß fih um eine unter ftaatlihber Verwaltung oder Aufſicht 
jtebende Erziehungs: oder Berpflegungsanitalt handeln, 

Die Ausdehnung des Vorbebalts auf die unter Ttaatlicher Aufjicht jtebenden 
Privatanftalten ift gegenüber dem Preuß. Recht (ef, $ 13 1. e. oben) neu. Hinſicht— 
lich dieier wird es fich empfeblen, daß die Yandesgeicke nur von der Grmädtigung 
zu Nr. 3 des Artikels Gebrauch maden, Prot. 632%. 

f) Gejepliher Yormund gemäh Nr. I kann nur der Anstaltsvoritand oder 
ein Beamter jein. Iſt der Vorſtand ein Kollegium, fo ift dieſes in jeiner Gefammtbeit 
Vormund. Durch die Frweiterung des Vorbehalt dahin, dak an Stelle des Vor— 
ſtandes auch einem „Beamten“ die leihen Befugniſſe eingeräumt werden Fönnen, joll 
nach der Abjicht des Geſetzes den Ginrichtungen Rechnung getragen werden, die an 
verichiedenen Orten, namentlich in Yeipzig, beiteben, Prot. a. a. O. Gerichtlid berufener 
Vormund im Sinne der Wr. 3 kann außer dem Borltand und dem Beamten aud 
ein von dem Boritand bezeichneter Angestellter der Anstalt werden. 

3. Ausführungsgeſetze: Die meiiten Ausführungsgneiege regeln die Grundiäße 
über die Bevormumndung durch einen Anitaltsvoritand an der Hand des vorliegenden 
Borbebalts neu. 

So Preußen: Art. 78, Bavern: Art. 100. — Sachſen: 88 379 Aust. V. 
$ 37. — Württemberg: Im neuen Swangserziebungsgeleß. — Oldenburg: $ 3%. 
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Braunihweig: 88 4-97. Anhalt: Art. 65. Shw.:Sondershaujfen: 
Art. 58. S.:Goburg:Gotha: Art. 49 8 10. S.-Altenburg: $ 118. Reuß ä.k.: 
8 134. Reuß j. %: 8109. MWalded: Art. 4. Hamburg: $ 75. Elſaß— 
Yotbringen: 88 136— 140, 

Und zwar beitimmen Preußen, Walded und die erwähnten thüringiſchen 
Staaten, Eljaß:Yothringen und Hamburg, daß der Anitaltsvorjtand Fraft 
Geſetzes geiegliher Vormund ift. Die übrigen Staaten, wenn das Staats 
ministerium foldhes bejtimmt, Sachſen, wenn die Gemeinde mit Genehmigung des 
Staatsminifteriums es bejtimmt. 

Nah Sachſen fann auch ein Beamter beftimmt werden. Nah Preußen 
fann durch ortöjtatutariihe Beitimmung einem Beamten des Gemeindearmenverbandes 
die Yormundichaft über die ortSarmen Minderjährigen übertragen werden. Die Bor: 
mundichait ſteht regelmäßig nur über die in der Anſtalt untergebradten Kinder zu. 
Nah einigen Ausführungsgeießen: Sachſen, ©.:Coburg:Gothba, Hamburg, 
Elſaß-Lothringen aud über die in einer von der Anjtalt ausgewählten bez. unter 
deren Aufſicht jtebenden Familie untergebradten Kinder. 

Regelmäßig ift der Anftaltsvoritand nur geſetzlicher Vormund. Nah Hamburg 
auch geſetzlicher Pfleger der Minderjährigen, wenn die Vorausſetzungen der gefeßlichen 
Pflegſchaft vorliegen. 

Nah ſämmtlichen Ausführungsgeiegen ift (gemäß dem Vorbehalt Nr. 4) ein 
Gegenvormund nicht zu ernennen und die VBormundichait eine gemäh 8 1852 befreite 
und die Bormundicaft dauert auch nach Beendigung der Erziehung und Entlaffung 
bis zur Volljährigkeit fort. Nach ſämmtlichen Geſetzen tritt ferner die gefeßliche Vor— 
mundichaft nur unbeichadet der Befugnik des VBormundichafts:Gerihts ein, einen 
anderen Vormund zu ernennen. 


Feſtſtellung des Ertragswerthes eines Landgutes zur Ermittelung des 
Pflichttheils 2c. 


Artikel 137. 


Unberührt bleiben die landesgejeglichen Borjchriften über die Grund- 
läge, nad) denen in den Fällen des $ 1515 Abſ. 2, 3 und der SS 2049, 
2312 des Bürgerlichen Gejegbuchs der Ertragswertl; eines Yandguts fejt- 
zuſtellen it. 

E. 11 109; RB. 136; Prot. S. 8723, 8724, 8924-8928 (VI S. 448—450). 

I, Nab den Vorſchriften des B.G.R. foll, wenn in Folge der Anordnung 
des Erblaſſers einer der Miterben — $ 2049 — (be. bei fortgeiegter Gütergemeinſchaft 
einer der antbeilsberechtigten Abfömmlinge $ 1515 Abi. 2, 5) ein zum Nachlaß (bez. 
der Gütergemeinichaft) geböriges Yandgut übernimmt oder wenn es fih um Ermittelung 
des Pflichttheils bandelt — S 2312 —, diejes Yandaut zum fogenannten Ertrags— 
wertb, nicht zum Grwerbspreiie oder Verfaufswertb angelegt werden. Was unter 
Grtragswertb zu veriteben, beitimmt das B.G. B. in Abi. 2 des $ 2049 nur im Allge: 
meinen dabin: 

„Der Ertragswerth bejtimmt ſich nad dem Neinertrage, den das Yandgut nad) 
feiner bisherigen wirtbichaftliben Beitimmung bei ordnungsmäßiger Bemwirtbihaftung 
nachhaltig gewähren faun.” 

Durd den vorliegenden Artikel ift nun der Landesgeſetzgebung die Befugniß 
eingeräumt, bez. der Ermittelung des Ertragswertbs andermweite und bez. nähere, die 
allgemeinen Grundiäte des $ 2049 Abi. 2? ausfübrende Beitimmungen zu erlaflen. 
Man ging bei Einjtellung des Vorbehalts von der Erwägung aus, daß der Jwed der 
gedachten Beitinnmungen des B.G.B dabin gebt, gewiiiermaßen als Griaß für die 
nichterfolgte reihsrechtliche Negelung des Anerbenrechts einen Nechtözuftand zu jchaffen, 
welcher dem das Yandgut übernehmenden Erben bez. Abkömmling ermöglicht, die Ab: 
findung der Miterben und bez. Mitabfömmlinge zu leiiten, ohne feine wirtbichaitliche 
Griitenz jelbit und die Interbaltung der Güter in feiner Hand in Frage zu ſtellen, 
und man erwog, daß diejfer Zweck nur erreicht werden fünne, wenn man binfichtlich 
der Grundſätze über die Ermittelung des den lebernabmepreis bildenden Ertrags— 
wertbes der Landesgeſetzgebung die volle Souveränität belajfe, da dieje allein befähigt 
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fei, den ungemein verichiedenen örtlichen, sozialen und speziell agrifulturellen Ver: 
hältniffen Rechnung zu tragen. 

2, Wenn daher auch im Allgemeinen die Grundſätze des $ 2049 Abi. 2 
für die landesgeſetzliche Regelung maßgebend fein werden, fo fünnen ſich dod Ber: 
ichiedenheiten a einzelnen ergeben, jo: 

a) in Anjebung der Ermittelung des Durchſchnitts des Neinertrages. Die 
Anzahl der zur Ziehung des Mittels verwendeten Jahre wird eine verichiedene fein, 
bei lediglich unter dem Pfluge und andererjeits bei foritwirtbichaftlich benusten Grund— 
ftücden. Es wird einen Unterſchied machen, ob die Güter größer oder fleiner jind, ob 
die Perion des Beſitzers, deſſen Arbeitsleiftung einen wertberhöbenden Kaftor bilder, 
leichter wechjelt oder nicht ꝛc. ıc.; 

b) in der Feititellung des der Kapitalifirung zu Grunde zu legenden Zins: 
fußes, ob 4", 4"2"o, Do, bez. ob der Zinsfuß nad den Verhältniſſen einer be: 
ftimmten Gegend oder Dertlichfeit zu bemeſſen iſt; 

e) in der Beitimmung, ob überbaupt ein beſtimmtes Vielfahb des Rein— 
ertrages den Grtragswertb ausmacen joll; 

d) in der Beitimmung, ob und inwieweit Abgaben und Yaiten bei Ermitrtelung 
des Grtragswertbes in Abrechnung zu bringen find; 

e) in welcher Weile der Wertb der abzuziebenden Yaiten zu berechnen, 
und ob die Abrehnung jchon bei Ermittelung des Neinertrages oder erit nad erfolater 
Kapitalifirung von dem jo ermittelten Werthe zu eriolgen bat; 

f) in welder Weile der Wertb von Sebäuden und Anlagen ꝛc. zu ver: 
anschlagen iſt, u. a. m. 

3. Landesgeſetzliche Borichriften. Kür Preußen, ef. Tb. IL, Tit. 6 ver 
4.8.0. von 1795, Gel. vom 15. Juni 1840 (G. S. S. 131) über die Abſchätzung der 
Grundftüde von geringem Werth, Gef. vom 4. Mai 1857 (G.S. ©. 445) ferner zahl: 
reihe Reifripte und Inſtruktionen, Taxvorſchriften für Yandichaften Baſch A.G. O. 
a. a. O. U. Aufl. p. 194). Bejondere Beltimmungen für die Provinzen Dit: und 
Weitpreußen ſowie Weitpbalen G.S. ©. 70, Oſtpreuß. Provinzialredt Zu. 29-30 
um ALR. I Tit. 17 88 89 und 90, &ef., betr. die Abſchätzung von Yandgütern zum 
Behufe der Pilichttbeilsberehnung in der Provinz Wejtpbalen, vom 4. Juni 1856 
5. 5. 550. 

4. Soweit ſich ferner derartige Beitimmungen in den Höfegeſetzen, 
Landgüterordnungen und Nentengutsgeieken finden, werden tie icon 
durch die allgemeinen Vorbehalte der Art. 62, 64 gaededt. Zu beachten iſt ins 
beiondere S 17 des Geſ. betr. das Anerbenrecht bei Nenten: und Antiedelungsgütern, 
vom 8. Juni 18496: 

„Der Anrehnungsiverthb des Anerbengutes nebit Jubebör wird nad folgenden 
Grundiägen feitgeitellt: 

Das Anerbengut wird nach dem jährlichen nachbaltigen Reinertrage geſchätzt, 
den eö mit dem Zubehör durch Benutzung als Ganzes bei ordnungsmäriger 
Bewirtbichaftung und in dem bisherigen Kulturzuſtande gewährt. Tie vor: 
bandenen Gebäude ımd Anlagen find, inſoweit fie zur Wohnung und Bes 
wirtbichaitung erforderlich find, nicht beionders zu ſchätzen, jonit aber nad dem 
Wertbe des Nukens, welder durch Vermietbung oder auf andere Weile daraus 
gezogen werden fann, zu veranichlagen. Yehteres gilt insbefondere von Neben: 
wohnungen jowie von Gebäuden und Anlagen, welche zu beionderen Gewerbe: 
betrieben beitimmt find. Bon dem ermittelten jährlichen Wirtbichaftsertrage 
find alle dauernd auf dem Anerbengute nebit Zubehör rubenden Yalten und 
Abgaben nah ihrem mutbmahlichen jährliben Betrage abzuſetzen. Yaiten umd 
Abgaben, auf welche die Ablöſungsgeſetze Anwendung finden, find dabei nad 
deren Vorichriiten in eine jährliche GSeldrente umzurechnen. Wegen der das 
Anerbenaut belastenden Hypotheken, Grundſchulden und dauernden Nenten mit 
Ausnahme derjenigen, welche auf Grund der Ablöſungsgeſetze an die Stelle von 
Kalten und Abgaben getreten find, findet ein Abzug nicht ftatt. 

Der übriableibende Theil des jährlichen Wirtbichaitsertrages wird mit dem 
2Dfachen zu sapital gerechnet. Bon dem hiernach feitgeitellten Betrage werden 
die auf dem Anerbenaute baitenden vorübergebenden Yajten (Altentheile und 
dergleichen) mit einem ibrer wahricheinlichen Dauer entiprebenden Kapitale in 
Abzug gebracht. Tilaumasrenten werden nur inſoweit abgezonen, als ſie auf 
Grund der Ablöſungsgeſeke an die Stelle von Yaiten und Abgaben aetreten 
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jind, und alsdann mit demjenigen Kapitalbetrage in Rechnung geitellt, welcher 

durch die Nentenzablungen noch zu tilgen iſt. Das fich aus diefer Berechnung 

ergebende Kapital bildet den Anrechnungswerth des Anerbengutes.” 

5. Landgut. Diejer bier und in den oben citirten 88 1515 Abi. 2, 2049, 2312 
fowie ferner in den SS 59, 594 B. G. B gebrauchte Begriff it im B.G.B. nicht 
definirt. Bei den Beratbungen der II. Kommiſſ., Brot. S71Sff., jollte diefe Definition 
der Yandesgeießgebung überlaſſen und ein entiprechender VBorbebalt im E.G. auf: 
genommen werden. Diele Abficht ift jedoch bei der Beratbung diefes Artifels — 
ef. die eingehenden Verhandlungen Brot. 8925 ff. — wieder auigeneben. Man ging 
davon aus, daß eine allgemeingiltige Formulirung fich nicht gewinnen laſſe, daß man 
im einzelnen Fall die richtine Löſung jchon finden würde, wenn man den Zweck der 
citirten Beitimmungen des B.G.B. richtig würdigte, welcher jtetS auf einen zu einer 
wirtbichaftlihen Ginheit verbundenen KXompler von Grundftücden hinweiſe. al. 
im Gegenſatz bierzu 3. B. Art. 96, wo das uriprünglih im Entw. I Art. 59 gebrauchte 
Wort „Gut“ durch das Wort „Grundſtück“ erjegt ift. 

6. Die Ausführungsgeſetze beſchränken fich fait ſämmtlich darauf, den Prozentiat 
zu beitimmen, nach welchem der Reinertrag bei der Feititellung des Grtragswertbes 
zu fapitalifiren it. Die Beſtimmung der Grundfäße uber die Wejtitellung des Nein 
ertrags jelbit überlalien fie der Negelung in Verordnungswege. 

Preußen: Art 83. — Bayern: Art, 105. — Baden: Art. 35 i. Verb. mit 
Ausf.Berordn. SS 38—42. — Heſſen: Art. 106, 150, — Medlenburg:Schw.: 


SS 254-257, Str: 88 21-254. — S.-Weimar: $ 241. — S.:Altenburg: 
149. — ©S.:Goburg: Gotha: Art. 52. — Anbalt: Art. 71. — Ren ä. Y.: 
Ss 146. — Reuß j. L.: S 135. — Lippe: $ db. — Walded: Art. 45. — Yübed: 
Ss 16055. — Nur S.:Meiningen: Art. 21 überläßt allgemein die Grundiäte der 


‚eititellung dem Verordnungsiwege, und Oldenburg: Old. S 37, Lüb. S 31 beitimmt, 
daß die Feſtſtellung nah den Grundſätzen eriolgen foll, welche für die Ermittelung 
des von dem Grunderben einzuichiehenden Werthbs des Grunderbenguts maßgebend 
find ($ 13 Gef. betr. das Grunderbrecht). 

Die Landesgeſetze legen bei der Kapitalifirung durchgängig einen Zinsjak von 
4°. zu Grunde, beitinmen aber zum Theil (fo Preußen und Banern), daß dieſer 
Zinsſatz durch landesherrlibe Berordnung erböbt oder erniedrigt werden fann. 
Nur S.:Koburg:Gotba beitimmt eine Latitide vom 20- bis 2d-facdhen Betrag.) 

Die im Wege der Verordnung zu eriolgende Feititellung des Neinertrags (in 
materieller und formeller Beziebung) wird regelmäßig dem Staatsminiiterium ſthürin— 
atihe Staaten) bez. dem Nuftisminifter allein (Heilen) bes. den reſſortmäßig bes 
tbeiligten Miniſtern (Preußen: Juſtiz- und Landwirthſchaftsminiſter. — Banern: 
Juſtiz- und Miniſter des Innern) übertragen; von Baden dem Yandeshberrn, von 
Lübeck dem Senat. 

Finige Ausführungsgefeße beftimmen noch beionders, daß die Keititellung des 
Werths durch vereidigte Sachverſtändige, tbeils ohne gerichtliche Bernehmung (S.:Coburgs 
Gotha), theils unter gerichtliher VBernebmung (Baden), theils unter Wahl eines Ob: 
manns (Medlenburg, Lübeck) zu erfolgen bat. 

Die bezüglichen Miniſterialverordnungen und landesberrliben Verordnungen 
ſtehen zum Theil noch aus. 


Gefehlidyes Erbrecht einer öffentlichen Körperſchaft an Stelle des Fiskus. 
Artifel 138. 


Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorschriften, nach welchen im 
alle des $ 1936 des Bürgerlichen Geſetzbuchs an Stelle des Fiskus eine 
Körperichart, Stiftung oder Anitalt des Öffentlichen Nechtes gejeglicher Erbe it. 

E. 182; E. I 110; RB. 137; Mot. zu 852 S. 5; Prot. S. 8923, 8924 
(VIE. 447). 

1. Sit eine Verlafjenichait erblos, d. b. zur Zeit des Erbfalls weder ein 
Verwandter noch ein Ehegatte vorhanden, jo it gemäß S 1936 B. G. B. der Fiskus 
des Bundesitaats, dem der Erblaſſer zur Zeit des Todes angehört bat, geistlicher 
Frbe. Entiprehend dem Art. 129 6.8. gisbe der dorliegende Vorbehalt der 
Yandesgejeggebung die Ermädtigung, an Ztelle des Fiskus einen Andern zu berufen, 
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ihränft aber im Gegeniaß zu Art. 129 diejes Vorrecht auf die juriftiihen Berfonen 
des öfjentlihen Rechtes ein. Man ging bierbei davon aus, daß es fi vor: 
liegend nicht ſowohl um eine Vergünftigung in erjter Linie, als vielmebr darum 
handele, für die ordnungsmäßige Yiquidirung des Nachlaſfes Fürſorge zu treffen, 
und daß Bons, die Berufung einer Privatperjon nicht die nötbigen Garantien biete. 
Prot. 8923, 8924 

2. Landesgeſetzliche Vorſchriften dieſer Art finden ſich nur vereinzelt, ef. 
Stobbe, D. Pr. VS 297 Anm. 12—16, In Preußen beitebt u. a. in einzelnen 
Städten, 3. B. Berlin — nad) der aber beftrittenen Anfiht Dernburgs III p. 551 
— auf Grund des Abkommens Joachims I von 1508 das Recht der Stadtgemeinde 
auf den Nachlaß der Bürger, foweit fie nicht Adlige, Fremde, Juden, Uneheliche find. 
Am Uebrigen jtebt nach Yandrecht IL, 16 $ 20 das Erbrecht des Staates den juriſtiſchen 
und anderen Privatperfonen infomweit zu, als fie nachweiſen können, daſſelbe von 
Staate auf eine rechtsgültige Weile erworben zu haben. 

3. Die Aufrechterhaltung dieier PVorfchriften veriteht fih in jedem Fall nur 
infoweit, alö fie den bezeichneten juriftiihen Berfonen des öffentlichen Rechts ein 
geſetzliches Erbrecht gewähren. Beſeitigt find daber auch diejenigen Beſtimmungen, 
welche dieſes Privilegium lediglih als ein ins oceupandi bezüglih des nah Tilgung 
der Erbſchaftsſchulden und Laſten ſich ergebenden Ueberſchuſſes des Nachlaſſes ans 
erkennen. Es finden auch auf dieſes Erbrecht die Vorſchriften der SS 1942 Abi. 2, 
1964— 1966, 2011 Anwendung, ſodaß andererieits 3. B. die Grundſätze des ALM. 
(Dernburg llla. a. ©.), wonach dem Fisfus das Recht der Erbicaftsentiagung 
zuftebt, auch in Anſehung dieier dem Fiskus bier gleichgeitellten Perſonen als bejeitigt 
gelten müjien. 

4. Juriitiihe Berionen des öffentlichen Rechts, cl. Art. 85, 91 E. G. u.a. 

5. Wustührungsbeitimmungen jind nur wenig vorhanden: Medlenburgs 
Schw.: $ 231, Erbrecht der Städte Noitof und Wismar gegenüber den der jtädtiichen 
Gerichtsbarfeit Unterworienen. — S.:Weimar: $ 231. Univerfität Jena gegenüber 
den ber Univerſität Angehörigen, Gemeinde gegenüber den in die Gemeinde-Armen— 
und stranfenbäufer Aufgenommenen. — Braunihmweig: 8112 Abi. 2. Stadt Wolfen: 
büttel zur Hälfte mit dem Fiskus gegenüber den dort Geftorbenen. — Elſaß— 
Yotbr.: SS Jöt, 168, Pflegebaus gegenüber den dort untergebrachten Dlinder: 
jährigen. — S. -Altenburg: Art. 159 und Braunidhmweig: $ 112 Abi. 1 beben die 
bisherigen Borichriften des gemeinen Rechts ausdrüdflich auf. Dieſe Aufhebung muß 
auch für diejenigen Staaten gelten, welche die Vorſchriften des gemeinen Rechts mit 
Ausnahme der dur die Ausführungsgelege ſpeziell aufrechterhaltenen Materien in 
ihrer Geſammtheit aufheben; vgl. S.“Meiningen: Art. 32. Die Aufbebung für 
Bayern ergiebt ſich aus N. &. Art. 1. Nac Preußen: A.G. Art. 89 Pr. Te jind 
dagegen die bisherigen Vorſchriften des AY.R. IL, 16 88 20, 22 aufrechterhalten. 


Geſehliches Erbrecht des Fiskns ıc. an den Nachlaß einer 
verpflegten Perfon. 


Artikel 139. 


Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorfchriften, nach welchen dem 
Fiskus oder einer anderen juriftiichen Perſon in Anjehung des Nachlafjes 
einer verpflegten oder unteritügten Perjon ein Erbrecht, ein Pflichttheils- 
anipruch oder ein Necht auf beſtimmte en — 

E. 181; E. IL 111; RE. 138; Mot. zu 81 S. MA-205; Prot. ©. 8922, 8923 
VIE. ii, 417). 

I. Der Vorbehalt sichert die Aufrechterhaltung derjenigen landesgeieklichen 
Norichriiten, welche abweichend von den Grundiägen Des B.G. B. über die Inteitat- 
erbfolge und Pflichttheilsberechtigung dem Fiskus und anderen juriftiihen Perſonen 
— nicht blos denjenigen des öffentlihen Rechts wie im vorhergebenden Artifel -- 
ein privilegirtes Erb- bez. Pflichttbeilsrecht im Fall eines nicht erblojen Nachlafjes 
einräumen, 

Nach veridiedenen Partifularrechten haben nämlich gewilfe Armenveriorgungs: 
anftalten ein Erbrecht gegenüber den in die Anftalt aufgenommenen oder jonjt von 
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ihnen unterjtüßten Perjonen. Das Erbredt iſt bald ein fubfidiäres, bald ein kon— 
furrirendes, bald ein ausichließliches, mitunter auch ein Rflichttheilderbreht. Bald 
ſteht dajjelbe gegenüber allen Verwandten, bald gegenüber gewijien Verwandten zu; 
bald fann es durb Zahlung von Pilegegeldern abgewendet werden, bald greift es 
ſchlechthin Plaß; bald bat es zur Vorausiegung, daß die betreffende Perſon bez. deren 
gejetlicher Vertreter bei der Aufnahme entiprechend verjtändigt it, bald tritt es auch 
ohne diefe Borausfeßung ein. Zuweilen beihränft das Nect ſich auf die eingebrachten 
Saden, und es iſt foldhenfalls nicht immer klar, ob das Recht einen erbrectlichen 
Gharafter bat. Mot. p. 204. Vgl. Stobbe V p. 16öff. 

Die Aufrechterbaltung dieſer Vorſchriften ſchien mit Rückſicht auf das kon— 
furrirende öffentliche (finanzpolitiihe) Intereſſe geboten und aud mit Rüdficht darauf 
gg daß es ſich fait durchgängig um geringfügige VBermögensmwerthe handelt. 
ot, a. a. UV. 


2. Landesgeieglihe Borihriften nad bisherigem Rechtszuſtand: Preußen: 
AR. 1, 19 88 50—75; IL, 16 $ 22; Yandarmenreglement für die Kurmark vom 
16. Juni 1791; Land. A.Regl. für die Neumark vom 12. Mai 1800; Hofreifr. für Berlin 
vom 2. Juli 1801 (Dernburg III $ 195). — Bayern: E, Mar. II, 12? $ 5 Nr. 2 
verwirft im Allgemeinen das Erbrecht (Stobbe V S 297 Anm. 31); für München, 
Ansbach, Würzburg, ef. Roth UI S 355 Nr. 2ff. Sadien: S. B.G. B. $$ 2057 
bis 2060, 2617. &. u. A.Berord. vom 9. Januar 1565 $ 18; Armenordnung vom 
22, Oftober 1840 88 68, 69; Verord., betr. die Landesheil- und Pfleganftalten für 
Geiſteskranke, vom 31. Juli 1893, (Grützmann vLehrbuch 11 p. 299; Weimar: 
Sei. vom 6. April 1533 SS 110, 113. Sadi.:Altenburg: Gef. vom 6. April 1841 
8 118. Schwarzb.:Sondershaufen: Ge. vom 8. Dezember 1829 88 163— 166, 
S.:Meiningen: Kümpel: $ 256. Reuß ä. L.: Gef. vom 22. Januar 1851 8 109, 
Aehnliches findet fih auch im franzöfiihen, mwürttembergiichen, braunichweigiichen, 
ſchleswig-holſteiniſchen echte, jfowie in den Rechten von Hamburg, Lübeck und 
Frankfurt. Mot. a. a. O 


3. Austührungsgeiege. 

Bapvern: Art. 101, 102. Deffentlibe Wobltbätigfeitsanitalten haben (un: 
beichadet der Rechte der eigentlihen Naclafgläubiger) Friakaniprüde an den Nachlaß 
der von ihnen Unteritüßten. Oeffentliche Berpflegungsanftalten baben ein ausichliei- 
liches Grbrebt an den zum Gebrauch in der Anftalt eingebradten Sachen des 
Rerpflegten- 

Sadien: SS 42—H). Bezirks: bez. Ortsarmen:, Ortöfranfen: und Orts: 
waiſenhäuſer haben nad den Erben 1., 2. Ordnung und Voreltern geſetzliches Erbredt 
und in gleicher Höhe Pflichttheilsrecht gegenüber den in die Anstalt Aufgenommenen. 
Desgl. Fiskus gegenüber den in die Yandesirrenanftalt Aufigenommenen. Andere 
Anitalten, wenn die Satzung es beitimmt und der Aufgenommene bei der Aufnahme 
zu gerichtl. Protofoll verſtändigt ilt. 

Heilen: Art. 127 giebt den rechtsiäbigen Armenz, Erziehungs: und Verpflegungs— 
anftalten wie Bayern ein ausfchliehlies Recht auf die eingebradten Sachen. z 

S.-Weimar: 88 232, 233. Gtiftungen und juriftiihe Perfonen öffentlichen 
Rechts haben an dem Nachlaß der unentgeltlih Aufgenonmenen einen flichttheils: 
anipruch, und zwar gegenüber Abfömmlingen, Eltern, Ehegatten zu "s, gegenüber andern 
Grben zu des Nachlaſſes. Desgnleiben an dem Nachlaß der von ihnen auch 
außerhalb der Anſtalt Unteritügten in Höhe der Aufwendungen. 

Anbalt: Art. 72 giebt den tommunalarmenbäuiern äbnlih wie Bayern und 
Heilen ein ausichließliches Net an den eingebrachten Sachen der Armen. 

Shw.:Rudolitadt: Art. 186 ähnlich wie bet Sadien. 

Reuß j. %: 88 131-133 ebenfo wie Sadien, doch ichliefen an Stelle der 
Voreltern bier die Ehegatten das Erbrecht der Anitalten aus. Außerdem bleibt bier 
das am 1. Januar 1900 beftebende weitergehende Erbrecht einer rechtsfäbigen Stiftung 
aufrechterhalten. 

Reuß da. L.: 88 141 -443 wie Weimar. 

Lübeck. Die Armenverbände und gewiſſe Kranken- und Waiſenhäuſer haben 
an den von ihnen bis zum Tode Unterſtützten ein geſetzliches Erbrecht. 

Bremen. Armenverbände haben vor Verwandten 1. Ordnung nie geſeßliches 
Erbrecht an dem Nachlaß der die letzten 5 Jahre Unterſtützten. (Prlichttbeil in gleicher 
Höhe wie geießliher Erbtheil.) 
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Soweit Ausjührungsvoribriiten erlaifen find, werden damit die bisberigen 
Vorichriiten (zu 2) beieitigt. 

Inwieweit im Uebrigen die bisherigen Vorſchriften befeitigt find, iſt nad dem 
zu Art. 138 Nr. 5 Borgetragenen zu beitimmen. Für Preußen ergiebt ſich ins: 
beiondere die Anirechterbaltung der bisherigen landesrectlihen Beltinmungen aus 
A.G. Art. 59 Wr. Te, 


Fürlorge des Nachlaßgerichts. 
Artikel 140, 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorſchriften, nach welchen das 
Nachlangericht auch unter anderen als den im $ 1960 Ab}. 1 des Bürger- 
lichen Gejegbuchs bezeichneten Vorausſetzungen die Anfertigung eines Nachlaß— 
verzeichnijies jowie bis zu deſſen Vollendung die erforderlichen Sicherungs- 
mahregeln, insbejondere die Anlegung von Siegeln, von Amtswegen anordnen 
fann oder joll. 

E. 188; E II 112; R.V. 159; Mot. u 88, 59 S. 2330-231; Prot. S. 8930 
bis — (V12.452,453). Neihst.Xomm.Ber. VS. 14. Reichst. Sitz. Prot. S. 3935, 3096, 

Zicherung des Vachlaſſes auch — Richtvoruegen der Vorausſehungen 
des 8 1060 Abſ. 1 B.G.B. Die Sicherung eines Nachlaſſes von Amtöwegen (durch 
Siegelung, „Hinterlegung, Grrictung eines Nachlahverzeichnifies, Naclafpflegichait) 
findet gemän S 1960 Abi. 1 mur itatt, wenn die Perſon des Grwerbers ungewiß it 
(jet es, daß der Erbe unbefannt oder daß ungewiß iſt, ob er angenommen bat oder 
annebmen wird), und der Nacdlak der Fürſorge bedüritig iſt. Das entſpricht im 
wejentlichen auch dem bisher geltenden Mecht. 

Mas den bisherigen Rechtszuſtand anbelangt, jo gingen einzelne Landesgeſetze 
weiter, indem fie die Obſignation in allen Fällen vorſchrieben, jo fait alle in Bayern 
geltenden Necte, das Württemberger Recht, Bad. Seichältsordnung für Notare vom 
19. Juli 1879 88 101, 102 u. a, Mot. IV p. 5il, 542. Regelmäßig wurde in diejen 
Rechtsgebieten auch die Aufftellung eines Rachlafverzeichniffes ſpeziell vorgeichrieben, 
jet es wiederum in allen Källen, jet es wenigitens unter weitergehenden Voraus: 
fegungen als im B.G.B., cl. God. Mar. bav. Bd. III, 1 $ 17, 15 Nr. 9 (General: 
mandat vom 30. Oftober 1767), ferner code civil Art. 819, 724, 769, 770, 778. 
Stobbe V p. 36. Für Preußen famen insbeiondere SS 46604463 LA ALEN,, 
S41, 5 AGO. in Betradt. 

Durch den borliggenden Artikel find nun dieſe Landesgeſetze, ſoweit fie den 
erwähnten ſpeziellen Akt der Nachlaßſicherung, nämlid die Errichtung 
eines Nachlaßverzeichniſſes voricreiben bezw. freilafien, aufrecterbalten. Die 
Aufnahme des Borbebalts erfolate iperiell auf Wunsch der Rürttembergiicen Regierung. 
Mian überzeugte fich, daß dieſe dort vorzugsweiſe im Intereſſe der Naclahaläubiger 
erfolgte Nachlaßſicherung ſich praftich bewährt batte, mit den eigentbümlicen Ein— 
richtungen dortielbit, nämlich mit der Juftändigfeit der Gemeindebebörden in Saden 
der nichtitreitigen erichtsbarfeit, ſowie mit der Geſtaltung des Notariatsweiens zu- 
fammenbingen und gemeiniglich nur geringe Koſten verurfachten. Durch die allgemeine 
Faſſung des Vorbebalts Toll auch den übrigen Yandesgeiegen die Möglichkeit gleicher 
Mahnabmen offen aebalten werden, Mot. p. 231, 

2. Errihtung eines Nachlaßzverzeichniſſes. Die Beichränfung der Aufrecht— 
erbaltung auf dieien ipeziellen Aft der Nachlaßſicherung rechtfertigt fich damit, daß eine 
weitere Fürſorge im Intereſſe der Nachlaßgläubiger nicht geboten erjcheint. Aufgehoben 
find demnach die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welde aud eine anderweite amtliche 
Fürſorge durd Ziegelung, Hinterlegung, Naclafvilegichaft 2c. ꝛc. allgemein vorichreiben. 
Nur soweit dieſe Siherungsmahregeln im Intereſſe der Inventariſirung 
felbit erfolgen, alio bis zur Vollendung des Nachlaßverzeichniſſes, können fie auch 
fernerbin angeordnet werden und war ſämmtlich, nicht nur die in dem Artifel blos 
beiſpielsweiſe bervoracebobene Siegelung. Mit den Worten am Schluß des Artikels: 
„kann oder ſoll“ iſt zum Ausdruck gebracht, daß die Landesgeſetze aufrecht- 
erhalten werden, gleichviel ob ſie die Inventariſirung von Amtswegen nur freilaſſen 
oder gebieten. Wie im Fall des $ 1900 Abi. 1 kommt es für die Anwendung der 
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Torichriften an ſich nicht darauf an, ob ein Teitamentsvollitreder ernannt ift oder 
nicht. Regelmäßig wird jedoch auch bier in diefem Fall die Bedürſnißfrage verneint 
werden. „st jedoh nad den maßgeblichen Landesgeſetzen auch für diejen Fall die 
Inventarifirung geboten, was in Anſehung des Gläubigerintereffes nur ſachgemäß 
ericheint, jo hat es bierbei fein Bewenden. 

3. Hinfichtlih der Aufrechterbaltung der ber. landesgeſetzlichen Vorſchriften des 
formalen Rechts (Behörden, Berfabren zc.) ef. S 159 Freiw. Ger. Gef. 

In diefem Geſetz ift ferner — 8 192 — der Yandesgejeßgebung vorbehalten, 
auch in einem weiteren Falle eine Offizialthätigfeit des Nachlaßgerichts vorzuichreiben: 
Vermittelung der Auseinanderjehung von Amtswegen. 


4. Ausführungsgeiege. Die bauptjählich bier in Betracht fommenden Bundes: 
jtaaten, welche eine von $ 1960 Abſ. 1 abweichende Negelung vorschreiben, haben dieſe 
abweichenden Beitimmungen in ihren Ausführungsgejegen bejeitigt, jo Preußen durd 
die ausdrüdlihe Vorſchrift des Art. 79, Bayern durch feinen allgemeinen Art. 1; 
Württemberg macht dagegen von dem Borbehalt unter Bejeitigung der bisherigen 
Rorichriften in Art. 85, 859 Gebraud. Hiernach joll das Nachlaßgericht auch nach der 
Annahme der Erbſchaft beim Vorbandenjein mebrerer Erben zur Vermeidung von Ver: 
wicelungen bez. bei einer Nachlaßregulirung zweds Feititellung des Beſtandes ein Nach— 
laßverzeichniß einfordern dürfen. S.:Weimar: $ 239, fchreibt die Errichtung eines 
Nachlapverzeichniffes und bis zu deſſen Vollendung Sicherftellung vor, wenn des vor: 
mundicaitliben Schutzes bedürftige Erben betbeiligt find, ebenio S.-Altenburg: 
8 140, Neuß dä. Le: 145, Neuß j. %.: 8 134, 

Ferner tbeilen eine Reihe von Bundesitaaten tbeils in ihren Ausführungss 
geiegen zum B.G.B. (vgl. Weimar $ 237, Rudolftadt Art. 184, 185, die beiden Neuß), 
theils in den Ausführungsgelegen zum Freiw. ©. 6. vor, daß die Gemeindevorftände 
bezw. Ortsbehörden für eine vorläufige Sicherung des Nachlaſſes in dringenden Fällen 
bezw. bei Betheiligung minderjähriger Erben Fürforge treffen follen. 

5. Die beitebenden Vorſchriften über die Verjiegelung des Necdlafies von Bes 
amten bleiben als öffentlichrechtliche Vorſchriften (arg. Art. 55) ohne weiteres aufs 
redterbalten. Vgl. bierzu Preußen: F.G. Art. 20, Bavern: Art. 106 (Berordn. 
vom 7. Dezember 1899), Württemberg: Art. 88, 859, Baden: Redtspol.O. 88 111, 
118, Heſſen: Art. 129, 3.6. Art. 36, 47 u.a. m. 


Beurkundung nur durch Gericht oder nur durd Notar. 
Artikel 141. 


Die Landesgejege fünnen bejtimmen, daß für die Beurkundung von 
Nechtsgeichäften, die nach den Vorjchriften des Bürgerlichen Gejegbuchs gericht- 
licher oder notarieller Beurkundung bedürfen, entweder nur die Gerichte oder 
nur die Notare zujtändia ſind. 

E. 191 Abi. 5; E. II 114; RB. 141. Mot. zu 1 S. 234; Prot. S. 8933 
bis 8933 (VI S. 452-457, V S. 329, 330). 

1. Gerichtliche oder notariche Benrfundung. Tas B.G.B. bat für eine ganze 
Reihe von Rechtsgeſchäſten (cf. zu Mr. 3) ols Formerforderniß die gerichtliche besw. 
notarielle Beurfundung aufgeitellt und in allen dieien Fällen dieie beiden Normen 
wablmweiie neben einander gejtellt. Der vorliegende Artikel 5 der Landes— 
eſetzgebung, dieſes Wahlrecht auszuidlichen und nur eine dieſer Formen zur Ver— 
ügung zu ieun Der Borbebalt, welcher nah urſprünglicher Abſicht im Fall des 
Auitandefommens eines Geſetzes über die Angelegenbeiten der freiwilligen Gerichts 
barfeit in dieſes geitellt werden follte, Prot. Sv3l fr, iſt Ichliehlich in dem vorliegenden 
Geſetz verblieben, weil man ie überzeugte, daR derfelbe einen materiell rechtlichen 
Anbalt babe, ef. aber Motive 1, I86 ff. Kür die Aufnahme des Vorbehalts war die 
Erwägung mahgebend, daß die Beleitigung der ber. landesgeickliden Vorſchriſten, dort 
wo iiberhaupt das Notariat unbekannt ift, andererjeits dort, wo wiederum die Aus 
ſtändigkeit der Gerichte für derartige Veurkundungen nicht Tonfiirt, einen tieigreifenten 
Fingriff in den Bebördenorganismus und die Aufiiverwaltung darſtellen, im übrigen 
auch materielle Schädigungen der auf die Einnahmen aus folden Akten bisher An: 
gewiejenen bedeuten würde, Brot. 7174. Eine Etatutenfolliiion glaubte man nidt 
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befürchten zu müſſen, da der Ort, an welchem die Urkunde aufgenommen werde, kraft 
Reichörechts über die Frage enticheide, welche Formerſorderniſſe erfüllt werden müßten. 
Brot. 7353. 


2. Der Vorbebalt betrifft nur die gerichtliche oder notarielle Be— 
urfundung S 125 B.G.B. Hierbin gehören auch die Fälle, wo der Abſchluß des Ver— 
trages ſel ng bei gleichzeitiger Anweſenheit der Parteien vor Gericht oder Notar er: 
fordert wird, 88 1434, 1750 Abi. 2, 2276, 2290 Abi. 4. Hierhin gebört auch die 
gerichtliche oder notarielle Beglaubigung eines Handzeichens als des Griorderntiies 
einer jchriftlihen Urkunde S 126, Nicht bierber gebört jedoch die üffentlihe Bes 

laubigung der Unterichrift (bezw. die dieſer gleichgeitellte gerichtliche oder nmotarielle 
Be laubigung des Handzeiens) im Sinne des & 129 Abi. 1 des B.G.B. Bezüglich 
diefer beitimmt 8 167 Ab}. 2 R.Freiw. G., daß bierfür außer den Notaren die Amts: 
nerichte zuftändig find, und 8 191 Abi. 21. ec. giebt der Yandesgejehgebung zwar die 
Befugnik, die Buftändigfeit der Amtsgerichte, nicht aber diejenige der Notare auszu— 
fchließen. Andererieits fann gemäß S 191 Abi. 1 1.c. die Zuſtändigkeit für öffentliche 
Beglaubigungen auch auf andere Bebörden übertragen werden. 


3. Die hiernad von dem Vorbehalt betroffenen Vorſchriften des 8.6.8. Aber 
gerichtliche oder notarielle Beurkundung find außer SS 126, 128 eit. folgende: $ 311 
(Bertrag über gegenmwärtiges Vermögen), $ 315 (oblig. Nmmobiliarvertrag), Ss 518 
(Schenfungsvertrag), SS 873, 877 (dingliher Vertrag), 1434 (Gbevertrag), 1491, 
1501 (Berträge des überleb. Ehegatten bei fortgeießter Gütergemeinichaft mit den 
antheilberechtigten Abkömmlingen binfichtlih des Gejammtgutes), 1516 (Zuftimmung 
des Ehegatten zu Verfügungen des Andern gemäß SS S11- 515), 1517 (Verzicht des 
gemeinſch. Abfömmlings auf den Antbeil am Gejammtgut), 1730 (Antrag und Gin 
willigung zur Ghelichfeitserflärung), 1748 (Finwilligungserflärung zur Adoption), 
1750, 1470 (MNdoptionsvertrag und deilen Aufbebung), 2033 (Berfügung des Erben 
über ſeinen Antheil), SS 2231, 2235 (Teſtamenth, 2276 (Erbvertrag), 2291, 2296 (Zu: 
ftimmung des anderen Vertragstbeils bei teftamentarischer Aufhebung vertragsmäßiger 
Verfügungen und Rücktritt von denielben), 2348, 2352 (Erbverzicht), 2371 (Erbicafts: 
fauf); ef. auh $ 81 Abi. 2, S 152 BGB. 


4. Der vorliegende Artikel giebt der Landesgejeßgebung nur die Befugnis, Die 
ausschließlihe Zuſtändigkeit der Gerichte oder der Notare in denſelben sachlichen 
Grenzen anzuordnen, in denen das B.G. B. gerichtliche oder notarielle Form vorichreibt, 
nicht aber die Befugniß, bei demielben Rechtsgeſchäfte ausichließlihe Anwendung der 
gerichtlichen oder notariellen Form an Unterſcheidungen zu fmüpien, die dem B.G. B. 
fremd find. Komm. Ber. 3. F. G.G. S. 61 ff., val. hierzu gegen abweichende Anfichten 
von Stammiler u. Weisler Deutih. Aur.geit. 1897 ©. 434 ff. ©. 462ff. Eck u. 
Meiiel D.J.3. 1808 ©. 16, ©. 42 u. Schultze-Görlitz N. Freiw. Gel. S. 332 ff. 
Läßt das bisherige Yandesrecht neben der gerichtlichen bez. notariellen Form bei 
beitimmten Arten eines Rechtsgeſchäfts (3. B. gemeines Nedt bei Schenfungen) nod 
eine andere Form zu, jo ift dieſe Form bejeitigt; Schultze a. a. O. Der vorliegende 
Artikel giebt der Landesgeſetzgebung ferner nur die Befugniß, die eine oder andere 
Form vorzuihreiben, nicht auch die Befugnik, über die Folgen der Verabſäumung dieſe 
Form Beitimmung zu treffen. Es verbleibt vielmehr in jedem Fall bei der reihsrecht: 
lihen Regel, daß die Verabfäumung der gerichtlihen oder notariellen Beurfundung 
bez. die Verabjäumung der bier gleichgeitellten ausichließlihen gerichtlichen Beurkundung 
oder der ausſchließlichen re Beurfundung Nichtigkeit des Nectsaftes zur Folge 
bat. Bol. Bem. 2 und 5 zu Art. 151. 


5. Der Artifel betrifft mur die im Bürg. Gel, B. bejtimmten Rechtsgeſchäfte, 


nicht ſolche anderer —— 3 = d. H.G. B.; ebenſo Rausnitz Freiw. Geſ. ©. 533. 
ze Mein. Schulte: Sörlig S ‚ Dorner, Freiw.Geſ. $ 167 zu 2d; vgl. unten 
Bem. 8. 


6. Bon landesgeieglihen Borichriften nach bisherigem Nectszuitand fommen 
in Betradt: 

a) Diejenigen, welche die eine oder die andere Form für alle die zu 3 bezeich- 
neten Nechtögeichäfte ausschließen und zwar weil fie 

a) die Einrichtung des Notariats niet fennen bez. Notare nicht haben. 
Tie Motive Band V p. 260 führen an: Großherz. Heil. Provinzen Starfenburg und 
Oberhejien, Sachſen-Weimar-Eiſenach, Oldenburg, SchmwarzburgRudolitadt, beide 
Fürſtenthümer Lippe, Walde; 
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3) umgekehrt ein jelbitändiges Notariat entwickelt haben und die Zu: 
ftändigfeit der Gerichte für Beurfundungen überhaupt nicht kennen, jo Bayern, Elſaß— 
Yothringen, Gebiete des Rheiniſchen Rechts (vgl. aber G.G. vom 15. Juli 1590 und 
12, April 1855), Baden. 

b) Diejenigen, welde die eine oder andere Korm nur für einzelne 
dieier Rehtsncihäfte ausſchließen. So duriten Notare Tejtamente nicht aufs 
nehmen in Preußen mit Ausnahme von Scleswig:Holitein, Neuvorponmern und 
Rügen, oitrheiniiche Theile des Reg. Bez. Coblenz, ehem. Kurfüritentbum Heſſen, Frank— 
furt a. M. bez. denjenigen Gebiethstbeilen, wo das notarielle Tejtament auf Grund 
des gemeinen Rechts und der Neih3-Notariatsordnung von 1512 anerfannt iſt. Des⸗ 
gleichen in Meiningen, Bremen (Notar.O. vom 3. Juni 1859 und in einem 
fleinen Gebiet von Nheinpreußen (Altenwied und Neuerburg). 

Mi Nah Erlaß der WMusführungsgeiege geitaltet ſich der Rechtszuſtand jetzt 
wie folat: 
. Ausſchließlich gerichtliche Form ichreiben vor: Schwarzb.eNudolitadt: 
Nov. 3. A.G. 3. G.V. G. v. 23. Oftober 1899, Lippe: $ 14 Abi. 1. Schaumb.:t.: 
$ 1. Walded: A. Freiw. Gef. Art. 23. 

b) Ausſchließlich notarielle Form fichreiben vor: Banern: Art. 167 Nr. 1 
Abi. 2 Schlußſatz, Not. Gef. Art. I Württemberg: arg. Art. 105. Baden: N. 
Freim. Gef. $ 54. Hamburg: N. — G. 89 (vgl. aber 88 10 u. 11) Not. ©. 
$6. Bremen: $6. Elſaß-vL.: A. Freiw. G. 8 44, 

e) Die übrigen Staaten lajien es bei der reichörechtlichen Regel der notariellen 
oder gerihtlihen Form: Bol. Preußen: A. Freiw. G. Art. 31. Sadfen: A. 
Berordn. $ 37. Medlenburg:Schw.: A.Freiw.Geſ. SS I u. 3, :Str.: $S Tu 3. 
Heſſen: A.Freiw.Geſ. Art. 1 u. 2, Not. Geſ. Art. 10. Üibenburg, Old.: arg. $ 2 
Abi. 1, Yüb.: $ 2 Abi. 1. Braunibweig: A. Freiw, Gel. S 1. Anbalt: Art. 21 
©.:Weimar: 8 96 verb. mit A. Freiw. Gef. Art. 1 ©. :Gohurgs@othe: Art. 9, 
S.:Meiningen: A. Freim. Gef, Art. 2 u. 3. Schwarzb.:Sondersbaufen: N. 
Freiw. Gef. S 24. Reuß da. 4:8 148. Neuß j. %:$ 134. Kübel: S 16. 

Durd die zu e erwähnten Geſetze find alſo nunmehr auc die abweichenden 
Beftimmungen des bisberigen_ Rechts, welche es zwar bei der Regel der wahlweiſen 
gerichtlichen oder notartellen Form belajjen, aber jür bejtimmte Arten von Rechts— 
geichäften, 3. B. Teſtamenten, entweder nur die eine oder die andere Form vorjchreiben, 
vgl. oben be, bejeitigt. 


8 Soweit nah Reichsrecht (vgl. Bem. 5) oder nah den allgemeinen Bor: 
behalten des III. Abichnitts des E.G. im Rahmen derjelben von den Landesgeſetzen 
Vorichriiten erlaflen find, wonach entiweder die gerichtliche oder die notarielle Form 
ausschließlich zuftändig iit, hat es dabei fein Bewenden. 

a) Nah Reichsrecht iſt 3. DB. ausſchließlich gerichtliche Form für bie Be— 
urfundung ber nn ge Succeifivgründung einer Aftiengefellichaft vorgeichrieben, 
$ 197 i. V. m. $ 259 9.8.8. 

b) Nach rn 3.8. Preußen: die ausschließlich gerichtliche Berlautbarung 
der Errichtung eines Familienfideikommiſſes pemäß ben frait des Vorbebalts des 
Art. 59 E. G. aufrecht erhaltenen SS 297f., 6271. I, 4 AR. (Ge. v. 5. März 1850 
88 2, 20). Immer iſt jedoch bier zu prüfen, ob die in dem vorbehaltenen Yandesipezials 
recht für Beurkundungen auf dieſem Gebiet vorgeſchriebene Form Gegenſtand einer 
Spezialregelung iſt oder nur Anwendung der allgemeinen Vorſchriften. In letzterem 
Fall würde wiederum gemäß Art. 4 E.G. das B. G. B. bez. die Vorſchriften des nad 
dem vorliegenden Vorbehalt aufirechterbaltenen Yandesrechts maßgebend jein müſſen. 


9. Das Bürgerlihe Geſetzbuch enthält grundiäklich Feine näheren Vorichriiten 
über die Form, das prozeſſuale Verfahren umd die Zujtändigfeit der Behörden für 
die Aufnahme der gerichtlichen bez. notariellen Urkunden. Cine Ausnabme machen 
nur die erwähnten allgemeinen Voriehriiten der SS 126, 128, 152 und die fpeziellen 
Vorſchriften für die Teitamente SS 2231 ff. B. G. B. Im übrigen hat man dieje Bor: 
ſchriften als dem Gebiet der freiwilligen Serihbtsbarfeit angebörig von der 
Kodififation ausgeſchloſſen, cf. hierüber Brot. II 7345 ff. und die dort formulirten 
beitimmten Anträge. Die Regelung dieier Vorichriften ift nunmehr im X. Abichnitt 
des Reichsgeſ. üb. Ang. d. freiw. Gerichtsbark, SS 167 —184, vorgefeben, insbei. it 
hier auch die örtliche Zujtändigfeit der Behörden und die fachliche Zuſtändigkeit der: 
jelben, unbeſchadet der in Gemäßbeit des vorliegenden Artifelö durd die Landesgeſetz— 
aebung zu treffenden Vorentſcheidung (ef. zu Nr. 2), geregelt. Nach S 200 1. e, können 
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jedoch die Yandesgeiege VBorihriiten zur Ergänzung und Ausführung dieſes 
Geſetzes erlaſſen. Tieje Vorſchriften find jedoch unbeſchadet der Vorſchriften über 
die ſachliche Zuſtändigkeit — nicht weſentlich für die Giltigkeit der bez. Rechtsgeſchäfte, 
ef, die ſpezielle Vorſchrift für Teſtamente in Art. 151 E.G. — Soweit endlich das 
E.G. zum B.G.B. und das E.G. zum Geſ. über die Ang. d. freiw. Gerichtsb. ſpezielle 
Vorbebalte für die Yandesgeiehgebung außerdem (ef. $ 191 1, e.) enthält, fünnen dieſe 
auch abweihende Borichriiten von den SS 167 —184 1. e, erlaſſen. — $ 184 1,c,. — 


Beurkundung durch andere Behörden als Gerichte und Yotare 


bei Grundflücksveräußerungen. 
Artikel 142, 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen Borjchritten, welche in Anſehung 
der in dem Gebiete des Bundesftaats liegenden Grundſtücke beſtimmen, daß 
für die Beurkundung des im $ 313 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten 
Vertrags ſowie für die nach $ 873 Abi. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
zur Bindung der Betheiligten erforderliche Beurkundung der Erklärungen 
außer den Gerichten und Notaren auc andere Behörden und Beamte zu- 
ftändig jind, 

@ I 115; RB. 142; Prot. S. 921, 922, 927, 925, 8869, 8871, 8883, Ras 
(VI S. 416, 417, 424, 42, 050), 

1. Bedeutung des Vorbehalts: Gemäß S 315 B. G. B. bedürfen die obliga— 
toriſchen Beräußerungsperträge über Grundſtücke, alſo insbei. tauiverträge, der gericht: 
liben oder notariellen Beurkundung. Das Gleiche gilt aemäh S 8:3 Zak 2 von den 
fog. „Bingliben Verträgen”, d. b. der Giniqung der Betbeiligten über die Ein: 
tragung der (mit dem obligatoriichen Vertrag bezwedten) Nectsänderung im Grund: 
buche, inſoweit als bier die bes. Norm war nicht zur Wirkianıfeit des Vertrages, wohl 
aber zur dinglichen Bindung der Betbeiligten erforderlich it. Der $ 55 Cat ? ums 
fat alle dingliben Verträge: Begründung von Pfandrechten, Dienitbarfeiten, Real: 
lajten, Erbbaurebten und Figentbumsübertranungen. 

Hinsichtlich der beiden letzterwähnten dingliben Nedtsänderungen 
beitinmt aber S 925 (1015) noch eine beiondere Norm. Für dieſe be: 
fonderen dingliben Verträge gilt nicht der vorliegende, jondern der 
folgende Artikel 14, 

Der vorliegende Artifel ermächtigt die Landesgeſetzgebung über die für alle 
gerichtlich oder notariell abzuſchließenden Verträge in dem vorbergebenden Artikel 141 
gegebene Befugniß binaus, im dieſen beionderen Fällen auch eine andere Art 
ditentliber Beurfundung durch andere Bebörden bez. Beamte zuzulaſſen. 
Der Vorbebalt iit aus der Erwägung aufgenommen, daß das Erſorderniß der gericht: 
liben und notariellen Form in denjenigen Gebieten namentlich, wo die Sitze der Gerichte 
und Notare weit auseinanderlienen, den Betbeiligten einen erbeblichen Auſwand von 
Zeit und Kosten veruriachen, auch die Seßhaftigkeit des Bauernitandes beeinträchtigen 
und die Gefahr herbeiführen fann, daß die Bauern zur Vermeidung diefer Unzuträg: 
lichfeiten oft im Hinblid auf S >13 Satz 2 den Abſchluß von taufverträgen vermeiden 
und dadurch den mit der erichwerten Form beabiichtiaten Zweck des Geſetzes vereiteln 
würden, Brot. II zu $ 313 eit. Tieje Unzuträglichfeiten wirden bejonders fühlbar 
fein in Gegenden, wo die Zerſtückelung des Grundbeſitzes weit vorgeichritten it, mo 
der Berfauf und Austausch von Grundſtücken ein beionders lebbaiter und der Werth 
der veräußerten Parzellen oft nur ein ſehr aeringer iſt, und die Regelung fomplisirter 
dinglicher Rechtsverhältniſſe bei Gelegenheit des Eigenthumsübergangs regelmäßig nicht 
zu ertolgen braucdt. Man bat bier vorzugsweiſe geglaubt, den mit den örtlichen Ber: 
hältniſſen vertrauten Gemeindebeanten die Zuſtändigkeit anvertrauen au Fönnen, 
Brot. 8870, 

2. Einen gleichen Borbebalt gegenüber dey SS 1715 und 1720 Abi. 2 B. G. B. 
($ 167 Ab. 2 F.G. G. giebt S 191 Freiw.Ger.Gẽſ. 

3. Landesgeſetzliche Borichriften, welche eine derartige Zuitändigfeit beionders 
normiren, fanden ſich bisher nur höchſt partifulär 3. B. Gel. v. Schaumburg:Yippe 
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v. 4. März 1870 öffentliche Urkunde), und zwar um deswillen, weil wenigjtens für 
die obligatoriihen Beräußerungsverträge in den weitaus größten Gebieten Deutſch— 
lands die erichwerte gerichtlibe umd notarielle Form überhaupt unbefannt war. 
So in Preußen AER. J, SS 135, 146; I 11 88 1065, 1066, Sachſen B.G.B 
$s 222, 824, Württemberg Gef. vom 23. Juni 1853, wo die einfahe Schriftiorm 
genügte, ferner in Medlenburg, Meiningen (Gei. vom 16. Oftober 1872 $ I), wo über: 
haupt Formfreiheit galt. Auch in Baden und Elſaß-Lothringen war die gerichtliche und 
notarielle Form nicht erforderlich, Brot. 427, In allen diefen Giebieten bat fich der 
in dem vorliegenden Artikel gemachte Vorbehalt beionders praftifabel erwiejen. 


4. Andere Behörden und Beamten. Das jind insbeiondere auch die Grund: 
bubämter (S 1 G. B.O.) in denjenigen Gebieten, wo dieſe Behörden nicht den Ges 
richten übertragen find, jo in Württemberg und Naflau (Semeindebeamten). Hinficht: 
lich der dinglichen Verträge ift übrigens die Zuftändigfeit aud der nicht gerichtlichen 
Grundbuchämter Schon reihsrechtlih gemäß 8 873 Satz 2 zur Wahl geftellt. Vor: 
zugsweiſe ift bier aber allgemein an Gemeindebehörden gedadt. 

5. Die Zuitändigfeit diefer Bebörden fann jedoh nur in Anjchung 
der in Dem betr. Bundesitaat jelbit belegenen Grundjtüde beitimmt werden. Das 
versteht fih mit Nüdjicht darauf, daf die einzelnen Bundesitaaten in Anjebung des 
internationalen Privatrechts zu einander nicht im Verhältniß des Auslandes fiehen, 
nicht von felbit. Es fann alſo eintreten, daß beifpielsweile ein in Württemberg 
belegenes Grundſtück vor einen Preußiſchem Gemeindevorsteber, nicht aber umgefehrt 
ein in Preußen belegenes Grundſtück vor einem MWürttembergiichen Gemeindevorjteher 
rechtswirkſam veräußert werden fanır. 


6b. Die bezüglichen Beitimmungen der Ausführungsgeſetze finden fich theils in 
den Ausführungsgefegen zum B.G.B., theils in denen zum R.Freiw.Geſ., tbeils in 
denen zur R.G.B.O. 

Regelmäßig geben die Ausführungsgejege nur Vorihriiten für $ 313 3.8.8. 
Dieie Vorſchriften beruben theils allein auf dem Vorbebalt des vor: 
liegenden Artifels, theils find fie gleichzeitig ſchon durch andere Vor: 
bebalte des vorliegenden Abihnitts gedeckt, indem fie erleichterte Form: 
vorichriften jür den Fall geben, daß die Entäußerungsverträge auf den in den jenen 
Vorbehalten allgemein ausgeichiedenen Nectsmaterien (Nentengüterrecht, Enteignung, 
Bergredt 20.) vorgenommen werden. 

a) An Ausführungsbeitimmungen auf Grund des dorliegenden Borbehalts 
fommen in Betradt: 

Preußen. Art. 12 $ 2: Zur Beurfundung find i. F. des $ 313 zuſtändig, 
wenn Behörden als Bertragstheile betbeiligt find, die von der Behörde bez. deren 
vorgefeßter Behörde bezeichneten Beamten. — Art. 1283: Für Kauf: und Taufch 
verträge unter 500 ME. im eb. Herzogtbum Naſſau (bei Grundſtücken, die nicht am 
Sitz des Amtsgerichts liegen) Bürgermeiiter (= Gemeindevorſteher). — A.Freiw.G. 
Art. 112: Für freiwillige öffentliche Verfteigerungen im Auftrage des Gerichts im 
Herzogtbum Naflau, ehem. Großberzoglib Heſſiſchen, Homburgiſchen und Frankfurter 
an (erfl. Stadt Frankfurt), Hobenzollern: Ortsvoriteber, Bürgermetiter 
zuſtändig. 

Württemberg: Art. 33, 35. Im Fall des $ 313 und 873 Abſ. 2 zuſtändig 
die Grundbuchbeamten (das find nah A.G. Art. 3 außer Notaren die vom Juſtiz— 
minister ipeziell zu Grundbuchbeamten Beitellten), ferner die Gemeindeſchreiber 
(Ratböichreiber). 

Baden: SS 3—6, 35 ebenio wie Württemberg (Natbsichreiber aber nur, wenn 
Grundbücher in Gemeindehäufern aufbewahrt jind und nur in Abwejenbeit der 
Grundbuchbeamten). 

Heilen: Sei. vom 20, Juli 1899 8 8. Im Fall des $ 315, wenn Landesherr 
als Vertragstheil betheiligt it, zuftändig der Staatsminiiter, 

Medlenburg:Schmw.: 88 36, 84, Str: SS 55, 83 im Fall des $ 313 und 
des S 873 Abi. 2: Zuftändig die Bormundichaits: und Nachlaßbehörden (das 
ind die in SS 22}. A.Freiw. Geſ. bezeichneten Behörden, alio außer Gerichten auch 
Magtitrate, tlofteramtögerichte, Hutsvoritände), die Diitriftsbehörden des Großherzogl. 
Haushalts, die Klofterämter, die Magiſtrate und deren Deputationen, die Grundbuch— 
beamten (daS find gemäß SS 63—Hd AB. z. B. G. B. außer den Amtsgerichten die 
ſtädtiſchen Grundbuchämter und Ktlojteramtsgerichte), ſämmtliche Bebörden ihres zu— 
ſtändigen Seichäftskreiies. 
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Oldenburg, DId.: 82 im Fall des $ 5313: Wenn der Staat oder vom Staat 
verwaltete oder beanffichtigte juriſtiſche Perionen betheiligt find: zuftändig die Aemter 
(Stadtmagiitrate der Städte 1. KL); ähnlich Birken). $ 4, Yüb.: $ 2; bier zuftändia 
die Regierungen. 

S.:Reimar: SI 9, % im Fall des 8 313: Zuſtändig die Gerichtsichreiber 
ber Amtsgerichte und die Gemeindebehörden der belegenen Sade; im Fall des S 8:5 
Abi. 2: Zuitändig die Gerichtsichreiber der Amtsgerichte. 

S.:Meiningen: Art. 14 82 im Fall des $ 313 und des $ 873 Abi. ?: 
Zuſtändig die Gerichtsichreiber der Amtsgerihte und die Gemeindebebörden der 
belegenen Sad. 

S.:Coburg:Gotba: Im Fall des $313 und des $ 873 Abi. 2: Gemeinde: 
vorjtände der belenenen Sadıe. 

MWalded: Art. 9 8 2 wie Preußen im Fall A.G. Art. 12 

Lippe: $ 14 im Fall des $ 313 und des 8 873 Abi, 2: EN bei 
Verträgen über offenbar geringfügige Grenzveränderungen gelegentlih der Grenz— 
erneuerung, insbei. im all des Vermarfungsgeiekes vom 27, Februar 1840, 

Hamburg: A. Freim.&ef. S 11 wie Preußen Art. 1282. 

Bremen: Gef. vom 20. Dezember 1899: Negierungsfanzlei (Bez. :Amt Bremer: 
baven), wenn eine Vertragspartei öffentliche Behörde des Reichs oder eines Bundesitaats. 

Elſaß-Lothringen: A.Freiw.Geſ. S 45: Bezirfspräfident bey. Bürgermeifter, 
wenn eine Vertragspartei der Staat, Bezirk oder Gemeinde. (Im Fall der Betheiligung 
der Reichseiſenbahn: Höberer Gifenbabnbeamter; im Fall der Betbeiligung der Reis: 
militärverwaltung: Ein Mitglied der Korpsintendantur oder Aubiteur.) 


b) An Wusführungsgeiegen, die zugleih auf Grund anderer Vorbehalte 
dieſes Abichnitts ergangen find, fommen in Betracht: 

Preußen: Art. 12 $ 1 (auf Grund des Vorbebalts des Art. 62 E,G.): Renten: 
utöverträge, Schriftliche Norm; ebenda (auf Grund des Vorbebalts des Art. 109 E.G.r: 
reimwillige Abtretung, im Wall der Jwangsenteinnung, jchriftlihe Form. — A.Freiw. 
Gef. Art. 137 (auf Grund des Norbehalts des Art. 57 Abi. 2 E. G.): Für Geſchäfte 
in Bormundichaits: und Nachlaßſachen der depoſſedirten fouveränen Häuſer: ober: 
landesgerichtliche Beurkundung. 

Bayern: AG. 3. C. P.O. in dem Fall der Bek. vom 26. Juni 1899 Art, 2% 
(auf Grund des Vorbehalts des Art. 109): Beurkundung durd Diftriftsbebörde bei 
freiwilliger Abtretung im Fall der Jiwangsenteignung. 

Sachſen: $ 20 (auf Grund des Vorbebalts des Art. 109 E.G.) wie Bayern 
Enteignungsbehörde. 

Heſſen: Art. 38 Abſ. 3 des Enteign.Geſ. in der Faſſ. des Art. 2779 A.G. z. 
BGB. (auf Grund des Vorbebalts des Art. 109 E.G.) wie Bavern und Sachſen 
(zu Brotofoll der Kommiſſion). 

Medlenburg:Schm.: 88 35, 54, -Str.: 88 34, 83 (auf Grund Art. 62, 109): 
Anfiedelungsfommiifton und Enteignungsbebörde. 

Oldenburg:Old.: $ 2 (auf Grund der Vorbehalte der Art. 65, 109, 113 E,8.): 
Die Vorftände der Teichverbände und Sielachten, der Yandesfulturfondöverwaltungen, 
die Domäneninfpeftionen. 

S.:MWeimar: $S ff. (auf Grund Art. 67, 109, 113 EG): Tie Bergämter, 
Auseinanderfehungs- mb Inne Deadrben. 

Meiningen: Art. 14, ebenjo wie Weimar, 
Coburg-Gotha: It, ebenſo wie Weimar. 

S.-Altenburg; NEN Gnteinnungsbebörbe. 

euß a. %: 8 79: Gnteignungsbebörde. 


ZRRR 


Auflafung vor anderen Schörden als dem Grundbuchamt. 
Artikel 143. 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen Borichriften, welche in Anſehung 
der in dem Gebiete des Bundesitaats liegenden Grundjtüce bejtimmen, daß 
die Einigung der Parteien in den Fällen der SS 925, 1015 des Bürger: 
lichen Gejegbuchs außer vor dem Grundbuchamt auch vor Gericht, vor einem 
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Notar, vor einer anderen Behörde oder vor einem anderen Beamten erklärt 


werden fann, 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen VBorjchriften, nach welchen es 
bei der Auflajjung eines Grundjtüds der gleichzeitigen Anweſenheit beider 
Iheile nicht bedarf, wenn das Grundjtüct durch ein Gericht oder einen Notar 
verjteigert worden ijt und die Auflaſſung nocd in dem Berjteigerungstermine 
itattfindet. 

& ID 116; RB. 143; Prot. S. 8853, 8854 (VI ©. 425, 426, 650; DI 
S. 173—178). 

1. Bedeutung des VBorbehalts. Gemäß $ 925 (1015) B. G.B. ift für den 
Abſchluß desjenigen dinglihen Vertrages, welcher die Uebertragung des Eigenthums 
bezw. die Beitellung des Erbbaurehts zum Gegenstand bat (Auflafiung), abweichend 
von dem Grundſatz des $ 875 Sab 2 der Abſchluß vor dem zuftändigen Grundbuch 
amt als alleinige Form und zwar zur Wirkfjamfeit des Vertrages felbit erforderlich, 
ef. Art. 142 zu Ar. 1. Durch den vorliegenden Artifel wird nun die Yandeögejeß- 
gebung ermächtigt, auch die Auflafjung den übrigen dinglihen Verträgen injofern 
aleichzuftellen, daß fie auch für eritere die gerichtliche und notarielle Form und im 


Anſchluß an Art. 142 auch die concedirte Form des Abichlujjes vor anderen Behörden 
und Beamten zur Wahl ftellen. 


Die Zulaſſung der gerichtlichen und notariellen Form war nad Entw. Il $ 838 
zur reihsrectlihen Regelung vorgeichlagen, iſt aber jet wieder der Landesgeſetzgebung 
überlajien, weil das Bedürfniß nicht jo allgemein wie im Fall des $ 863 Sak 2? an: 
erfannt werden fonnte. Kür die Zulaſſung der gerichtlihen und notariellen Form 
war im Allgemeinen maßgebend, daß auch die oligatoriihen Beräuferungsperträge 
gemäß $ 313 des B. G. B. diefer Form unterworfen find umd es daber praftisch erichien, 
landesgejeglih die Möglichfeit den Betbeiligten offen zu laſſen, die dinglichen und 
obligatoriihen Rectöverhältniiie in einem zu regeln. Speziell aber waren die Ver: 
hältniſſe in Rheinpreußen und Rheinheſſen berückſichtigungswerth; wo fich der Verkauf 
fleiner Barzellen vieliah in der Form der notariellen Berjteigerung, welche ſowohl für 
den Verfäufer als den Kaufluſtigen erhebliche Vortbeile bietet, vollzieht. In Rhein: 
beifen wird 3. B. die Zabl der in einem Jahr vorgenommenen Berfteigerungen auf 
1100— 1200, die Zahl der an dieſen Beriteigerungen betbeiligten Parzellen auf 40000 
bis 50.000 angeben. Das Griheinen der jämmtlichen Betheiligten auf dem Grund: 
buchamt erichien fait unmöglich und veruriadhte bei Bevollmäctigungen eine unerträg: 
liche Koſtenlaſt, Brot. 3636. Für die Zulaſſung der übrigen öffentlichen Formen 
waren dielelben Gründe maßgebend wie bei Art. 142, 

2, Landesgeieglihe Borichriften. Auch bier feblte es bislang (ef, Art. 142 
Nr. 2) — abgeieben von den erwähnten Beitimmungen in Rheinpreußen, Rheinheſſen 
und Baden — an jpeziellen, die Juitändigfeit abweichend normirenden Borichriften. 
Der Vorbebalt iſt aber praftiih für die künftige Gejtaltung des Rechts in den weiten 
Gebieten des Neichs, in weldhen das Preußische bez. dem Vreußiſchen nachgebildete 
partifularrechtlihe Auflaſſungsſyſtem bisher überbaupt nicht galt, jo einerleits in 
denjenigen Bundesitaaten, in welden die Eintragung des Eigentbumsübergangs über: 
baupt nicht erfordert wird, d. h. in einzelnen Gebieten Preußens, zum Theil in 
Medlenburg, jerner Weimar, Nubdolitadt und in gewiliem Sinne in Meiningen; 
andererieits in denjenigen Gebieten, wo die Fintragung allein den Eigentbumsübergang 
berbeiführte und der dingliche Dertrag gewiſſermaßen nur eine formale Borausiegung 
deſſelben war, ef. Sädi. B.W.B. SS 276, 27, 387, 348, 438 und die nachgebildeten 
Geſetze für Altenburg, Neuß j. L. und da. &; endlich aber auch in den Gebieten des 
Auflafiungsinitems dort, wo entweder die Ginreihung fchriftliher Erklärungen oder 
die Abgabe ſucceſſiver Grflärungen vor dem Grundbuchamt als ausreichend galt, 
ef. Streliker Dom.Hyp.O. von 24. Dezember 1872 8 25, Hamb. Geſ. vom 4. De: 
zember 1868 8 49, 

3. Die Zuftändigfeit der Gerichte und Notare und anderer Behörden fann im 
Uebrigen landesgeſetzlich nur in Anſehung der in dem bez. Bundesitaat belegenen 
Grundſtücke ausgeſprochen werden, ef, hierüber Anm. 4 zu Art. 142, 


4. Der Vorbehalt des Abi. 2 ermächtigt die Yandesgeiekgebung, das in s 925 
(1015) B. G. B. aufgeitellte Nequifit der gleichzeitigen Anweienheit der Berbeiligten 


970 Einführungsgeſetz z. B.O.RB. III. Abſchn. Verb. d. B.G.R. 3. d. Yandesgeieken. 


bei Abſchluß des dinglichen Vertrages zu beieitigen. Auch diefer Vorbebalt it gegeben 
ipeziell mit Nüdjicht auf die am Rhein üblichen Beriteigerungen von einer Mebrzabl 
kleinerer Grundſtücke in einem durch den Notar anberaumten gemeinfamen Termin. 
„Es iſt bier nicht gebräuchlich, die Auflaſſung ſofort nad der Veriteinerung einer 
jeden einzelnen Parzelle zu erledigen. Vielfach bebalt fich auch der Verfäufer den Zu— 
ihlag bis zum Ende des Termins vor. Der Bieter pflegt ſich, nachdem feitgeitellt 
ift, dak er das Höchitgebot abgegeben hat und nachdem er beantragt bat, das Grund: 
ftüf auf feinen Namen umzuſchreiben, vor Beendigung des Termins zu entiernen. 
Nab Einführung der Preuß. G.B. O. in der Rheinprovinz haben fih auf Grund einer 
dem 8 25 entiprebenden Beitimmung in diefem Punfte ſolche Unzuträglickeiten 
herausgeitellt, daß durch beiondere Novelle (Sei. vom 14. Juli 1595 Art. III S 5a) 
eine Beitimmung vorgeieben wurde, wonach die in einem Weriteigerungslofal ab: 
egebenen Auflaifungserflärungen als nleichzeitig auch dann anzufeben find, wenn die 
Vollziebung der Berbandlung von beiden Theilen zu verihiedenen Seiten bewirkt 
wird." Brot. 8883, 8884, 

Die landesgeſeßliche Julafiung der fuccejliven Erflärungen wird 
aber nur unter der doppelten VBorausiekung gewährt, daß 

a) eine Berfteigerung der Grundftüde durch Gericht oder Notar 
ftattiindet, 

b) die Auflaſſung nob in dem Beriteigerungstermin felbit ſtatt— 
jindet. 

Beide Vorausiekungen find mit Rückſicht auf die Gefahr dinglicher Rechts— 
änderungen in der Zwiſchenzeit zwiichen der Abgabe ter beiderjeitigen Erflärungen 
und der GFintragung der Nechtsänderung im Grundbuche geboten. 

5, Aunsführungsgeiege. 

a) Zu Abſatz 1 des Artikels. 

Preußen: Kür die Rheiniſchen Rechtsgebiete Art. 26 $ 1: Nuch anderes 
Preußiiches Amtsgericht oder Notar iſt zuſtändig. 

Banpern: Art. 81, auch Notar, 

Sachſen: $ 13: Vor jedem deutichen Amtsgericht oder deutichen Notar. 

Württemberg: Art. 34, 55, 38: Bor dem Natbsichreiber der zuitändigen Ge— 
meinde. Bet der Auflaflung auf Grund einer Grbesauseinanderjegung: vor dem 
Nachlaßgericht. 

Baden: AG. z. B.G. B.O. 88 6—8, 15, 17: Vor Notar oder zuſtändigem 
Rathsſchreiber. Bei der Auflaſſung auf Grund einer Erbesauseinanderſetzung: vor dem 
Nachlaßgericht. 

Heſſen: A.G. z. G. B.O. Art. 9: Auch vor einem heſſiſchen Notar oder Amts: 
gericht. (Bgl. ferner Art. 20 A.G. 3. B.G. B. wonach im Nabmen der allgemeinen 
Vorbebalte des III. Abichnittes bei Auflaflungen auf dieſen vorbebaltenen Nects: 
ebieten auch andere Behörden als Notare und Gerichte zuſtändig fein Fönnen.) 
Medlendburg:Schw.: S 104, -Str.: $ 102: Auch vor einem medlenburgiichen Notar 
oder Amtsgericht, ferner vor den Vormundſchafts- und Nachlaßbehörden, ſofern diejelben 
für das Grundſtück oder einen der Berbeiligten zuſtändig find, endlich vor zuftändiger 
Frlurbebörde und Anſiedelungskommiſſion. Tie Berbeiligten fünnen jedoch jtets Ab: 


ſchluß vor Grundbuchamt verlangen. - — Oldenburg: Birf.: $ 38: Auch vor einem 
andern deutichen Amtsgericht oder deutichen Notar. — S.:Weimar: 88: Auch vor 


einem andern deutichen Gericht oder Notar oder dem Serichtsichreiber des Amtsgerichts, 
wo das Grundſtück Liegt. S 100: Auf Parteiantrag auch der von dem Grundbuchamt 
delenirte Gemeindevorſtand. Ferner verbleibt es nah 8 9b bei der Zuſtändigkeit 
der Bergbebörden, Enteignungsbehörden und Ablöfungsbebörden. — &.:Meiningen: 
Art. bi, ebento wie Weimar. Edwm.:Nudolitadt: Art. 65: Vor anderem dentichen 
Amtsgericht oder Notar, Abſchluß vor Grundbuchamt fann von jedem Betheiligten 
verlangt werden. — Anbalt: Art. 46, ebenio. — Neuß j. %.: Vor einem anderen 
fürſtlichen lmtögericht oder Notar, (Durch landesberrlihe Rerordnumg fann aud 
anderer deuticher Notar oder Gericht Fiir zuſtändig erklärt werden.) Abſchluß vor 
Grundbuchamt fann verlangt werden. Yübed: S 64: Bor deutichen: Gericht oder 
Notar. »— Bremen: S Is: Auch vor bremiiden Notar. — Elfaß:Yothringen 
ILS. z. G. B. O. S 12: Auch vor ellakzlotbringiichem Notar. 

I, Abſatz 2 des Artifels. 

Non dem Borbebalt baben Gebrauch gemacht: 
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Preußen: Art. 265 82: Für die rheinischrechtlichen Gebietstheile. — Bayern: 
Art. 82. — Baden: A.G. z. B. G. B.O. $ 15. — Heilen: Art. 9. — Oldenburg 
Birf.: $ 39. — S.:Meiningen: Art. 14. — Neuß j.%.: $ 51. — Bremen: $ 18. 
— Elſaß-Lothringen: A.G. 3. B.G. B.O. $ 13. 


Hinterlegungswelen (Art. 144, 145, 146). 
Artifel 144. 
Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorjchriften über die jachliche 
und örtliche Zuftändigfeit der Hinterlegungsitellen. Die Yandesgejege können 
bejtimmen, daß die Anlequng von Miündelgeld nach $ 1808 des Bürgerlichen 


Gejegbuchs bei den Dinterlegungsitellen des Bundesjtaats nicht jtattfindet. 
E. 11117; RV. 144; Prot. ©. 637, 719, 720, 723, 89458948 (VI ©. 461463, 
618; 1 ©. 359-361), 

I. Das Bürgerlidie Gejegbud regelt in den SS 232 ff. die Hinterlegung zum 
Zweck der Sicerbeitsleiftung und in den SS 372 ff. die Hinterlegung als Erfüllungs: 
jurrogat. (Die Hinterlegung im Sinne der SS 658 ff. fommt bier nicht in Betracht.) 
Die bezeihneten Borjchriften geben davon aus, daß in jedem Bundesftaat landes: 
eſetzlich eingeſetzte öffentliche Hinterlegungsitellen befteben. Wo folde noch nicht 

iteben, find fie daher noch einzuführen. 

Der a a hr iſt in dieſem Artikel die Abgrenzung der ſachlichen 
und örtlichen Zuitändigfeit vorbehalten. 

2. Sachliche Zuitändigfeit: Die Yandesgefehe können bejtimmen, daß entiveder 
die Gerichte, 3. B. Sadien B.G. B. 88 756-759, oder andere jtaatlihe Behörden, 
i. B. Staatsbanfen, oder endlich bejondere lediglich für die Hinterlegung beitimmte 
Behörden zuitändig find. An Preußen find nach der Hinterlegungsordnung, Gef. vom 
14... März 1859, die Bezirfsregierungen (als Kaſſen, die Negierungsbauptfafien) zus 
ftändig. Die Yandesgeiege können die Zuftändigfeit für alle binterlegungsfähigen 
Gegenstände einheitlich beitimmen oder mehrere Hinterlegungsitellen mit verichiedener 
ſachlicher Zuſtändigkeit einrichten. Sie fünnen bierbei auch einen Unterſchied maden 
für den ‚all der Dringlichkeit und auc darin, ob die Hinterlegung nur zur Sicher: 
beit oder als Grfüllungsiurrogat erfolgt. In Preußen find die ordentlichen Hinter: 
legungsitellen nur für die Hinterlegung von Geld, Wertbpapieren, auf Inhaber bez. 
an Inhaber zablbaren Papieren anf Namen, und Koſtbarkeiten zuftändig, $ 1 l.e. 
Für andere a ee jeblte es bislang an einer ein für allemal bejtimmten Hinter: 
legungsitelle. ie Hinterlegung batte gemäß SS S7 ff. im micht ftreitigen Angelegen: 
heiten auf Anordnung der Amtsgerichte zu erfolgen. Im Fall der Dringlichkeit find 
gemãß SS Off. die Amtsgerichte verpflichtet, die hinterlegungsfähigen Gegenftände im 
vorläufige Verwahrung au nebmen. Nachdem durb $ 3723.68. ſämmtliche Urfunden 
als hinterlegungsfäbig bezeichnet find, werden auch injoweit ergänzende Vorschriften 
der Landesgeſetze nothwendig, desgleihen injofern die Yandesgeieke von der Er: 
mäctigung des Art. 1-45 Gebrauch machen, auch andere Gegenftände für binterlegungs: 
ſähig zu erflären. 

Die meilten Austührungsgeiege (Auizäblung derielben Bem. 8 zu Art. 144) 
haben die Amtsgerichte für fachlich zuftändig erflärt und zwar tbeils allein, theils 
neben denielben andere (Herichte oder Behörden. 

So Bayern (und Königliche Banf für Geld und MWertbpapiere), Sadien, 
Württemberg (auch Yandgerichte und für einichlägine Sachen Oberlandesgerichte, 
ev. auch Gemeinderätbe), Heiien (auch Land- bezw. Überlandesgerichte), Medien: 
burg: Schw. und Str. (auch Vormundicaits: und Nachlahbehörden für Mündel: und 
Nahlafvermögen), Oldenburg, Braunschweig, Anbalt (und Yandgericte), 
&.:Weimar (und Landeskreditfaile), S. Altenburg (und Yandgeridte,, Schw. 
Sondershaujen, Schw.:tudolitadt, Neuß j. Y., Neuß ä. Y%, Schaumburg: 
tippe, Yippe, Hamburg. 

Andere Behörden jind zuitändig nach den Geſetzen von 

Preußen: Regierungen für Geld, Anbaberpapiere und an jeden Inhaber zabl: 
bare Papiere und Koftbarkeiten, Amtsgerichte nur für andere Urfunden. (Nach bis: 
berigem Recht gab es für diefe Urkunden feine ein für allemal beitimmte Hinter: 
legungsjtelle.) ‚Für die Hinterlegung von Wertbpapieren in den Fällen der SS 1082, 
1392, 1667, 1514, 1815, 2116 B. G. B. können durch Anordnung der zuſtändigen Mintiter 
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auch die Seebandlung und bejtimmte andere im A.G. Art. 55 bezeichnete Anftalten als 
Hinterlegungsitelle bejtimmt werden. Durch den Miniſterialerlaß vom 17. Dezember 
1599 (I.M.Bl. ©. 805) find dieſe Anftalten bezeichnet. 

Baden: J. Berwaltungsbof, — S.:Meiningen: Die Yandesfreditfaife Gür 
andere Urkunden wie Preußen die Amtsgerichte). — S.:Goburg:Sotba: Die 
Landesrentenbanf in Soburg und die Yandesfreditfafle in Gotha. — Walded: Re 
an von Gaflel und Hannover. — Bremen: Die Gerichtsfailen. — Elſaß— 

Lothringen: Staatsdepofitenverwaltung. 

3. Oertliche Zuftändigfeit d. h. die Yandesgeiehe fönnen die Bezirke, welche zu 
einer Hinterlegun — ehören, näher begrenzen. Sie können nicht etwa die reichs— 
rechtlich in $ 374 B. G. B. normirte Zuſtändigkeit des Leiſtungsorts beſeitigen, viel— 
mehr nur beſtimmen, welche Hinterlegungsſtelle für den Leiſtungsort zuſtändig iſt. 
Andererſeits iſt zu beachten, daß in der Beſtimmung des S 374 Sat 2, wonach der 
Schuldner auch bei einer anderen Hinterlegungsitelle als derjenigen des Leiſtungs— 
ortes mit befreiender Wirfung binterlegen fann, nicht eine reichsredtlihe Garantie 
dafür liegt, daß jede Hinterlegungäftelle nun auch jede Hinterlegung annebmen müjie. 
Nach der Beſtimmung des vorliegenden Artifels fünnen vielmehr die Yandesgeieke 
dieles Recht des Schuldners thatlächlich illuforiih machen, ef. bierzu Mot. II p. 97, UN, 
An Preußen find gemäß Hint.O. vom 14. März 1879, Allg. Verfüg. vom 31, Ault 187% 
die Hinterlegungsbezirke nad Gerichtsbesirfen abgegrenzt, d. b. jeder Hinterlegungs: 
bezirf zerfällt in eine Vielbeit von Land- bezw. Amtsgerichtsbezirken. 

Die Ausführungsgefege richten zum Theil für jeden Amtsgerichtsbezirf eine 
Hinterlegungsitelle ein, häufig aber auch für mehrere, zum Theil mur eine einzige für 
den ganzen Staat. 

4, Unlegung don Miündelgeld. Die Hinterlegungsitellen treten überall in 

Funktion, wo das B.G.B. die öffentliche Hinterlegung anordnet (von der nah Maß— 
gabe der R.C. P.O. erfolgenden Hinterlegung iſt bier nicht zu ſprechen); alſo abgeieben 
von den erwähnten Borichriften der SS 232235, 372-386, noch in den Fällen der 
SS 52, 422, 489, 660, 691, 1077, 1082, 1142, 1171, 1217, 1219, 1224, 1281, 1392, 
1716, 1SO8-—1ST1, 1814, 818 (853, 1960, 2039, 2114, 2116. Insbeſondere kann 
emäh der erwähnten Vorschrift des S 1808 auch Meiindelgeld, ſoweit fich der mündel— 
iheren dauernden Anlage gemäß S 1507 vorübergebende Hinderniſſe in den Weg itellen, 
bei einer Hinterlegungsſtelle binterlegt werden. Dieſe Regelung, welche für weitere 
Gebiete des Reichs eine Neuerung bedeutet (nah Preuß. Vorm. O. $ 39 Abi. 2 [ef. bierzu 
Meining. Gef. vom 12. April 1852, Weim. Sei. vom 15. März 1887] fonnte beifpiels: 
weiſe eine derartige Anlage nur bei der Neichsbanf erfolgen), wird ſich dort als nicht 
praftiich erweilen, wo bei der Ginrichtung der Hinterlegungsitelle die Annahme 
verzinslicher Depots nicht angängig erſcheint. Daber rechtiertigt ſich der Vorbebalt; 
ef, die Faſſung des Entw. IS 1665, 

Die meiiten Ansführungsgeiege verbieten die Anlegung des Mündelgeldes gemäß 
S 1808 B. G. B. bei den Hinterlegungsitellen: Val. Preußen: Art. 76 (vgl. Ben. zu 
Art. 99 E. G. oben). le Art. 167 XXII. — Württemberg: Art. 146 Abi. 3. 
— Baden: 9.0. 8 4. — Heſſen: HR. $3. — Mecklenburg-Schw.: A.Berordn. 

232, — Str: 8 — Oldenburg: $ 39. — ©.:Altenburg: $ 25. — 
5. a Gotha: Art. DO 84. — Anhalt: Art. 241. — Schw. — LS 
Art. 56 84. — Waldeck: Art. 39. — Bremen: 9.0.8914. — Hamburg: 9.0.81. 


Artifel 145. 

Die Landesgejege fünnen über die Hinterlegung nähere Beſtimmungen 
trefien, insbefondere den Nachweis der Eimpfangsberechtigung regeln und vor- 
ichreiben, dab die hinterlegten Gelder und Wertbpapiere gegen die Wer 
pflichtung zur Zurüceritattung in das Eigenthum des Fiskus oder der als 
Dinterlequngsitelle beitimmten Anstalt übergeben, daß der Berfauf der binter- 
legten Sachen von Amtswegen angeordnet werden fann jowie daß der An- 
jpruch auf Nücteritattung mit dem Ablauf einer gewijien Zeit oder unter 
jonjtigen Vorausſetzungen zu Gunſten des Fiskus oder der Dinterlequngs- 
anjtalt erliicht. In den Fällen des $ 382, des $ 1171 Abi. 3 und des 
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$ 1269 Sat 3 des Bürgerlichen Geſetzbuchs muß dem Hinterleger die 
Rücknahme des hinterlegten Betrags mindejtens® während eines Jahres von 
dem Zeitpunkt an gejtattet werden, mit welchem das Necht des Gläubigers 
auf den hinterlegten Betrag erliicht. 

Von einer gerichtlichen Anordnung fann die Hinterlegung nicht abhängig 
gemacht werden. 

E. II 118; RR. 145; Prot. ©. 687, 697, 698, 719733, 8432, 8945—8949 
(VL SS. 461463, 618). 

I. Neihsrechtlihe Regelung der Hinterlegung; cf. Art. 144 Anm. 1 und 3. 
Tas B.G. B. regelt in den 88 372—386 die Hinterlegung arundiäßlih nur infomeit, 
als es das Rechtsverhältniß awiichen Gläubiger und Schuldner beitimmt. Das Rechts: 
verhältniß zwiſchen der Hinterlegungsitelle jelbjt einerjeits und dem Gläubiger und 
bez. Schuldner andererjeits regelt das B.G.B. nur infoweit, als diefe Vorichriften 
die Vorausießung für die Negelung des eritgedachten Verhältniifes bilden. In Anz 
ſehung des eritgedadhten Rechtsverhältniſſes kann die Landesgeſetzgebung weder ab: 
weichende noch ergänzende Borjchriften erlaffen. (Eine Ausnahme madht nur der 
folgende Art. 146.) Wohl aber ift die Yandeögefeßgebung zum Grlaß ergänzender 
Borichriiten in Anſehung des letztgedachten Rechtsverhältniſſes ſouverän. 

2. Die nach dieſen Grundſätzen zuläſſigen näheren Beſtimmungen der 
Landesgeſetze umfaſſen biernad: 

a) Verfahrensvorſchriften. Abgeſehen von den ſchon durch den vorhergehenden 
Artikel aufrechterhaltenen Vorſchriften über die Zuſtändigkeit und Organiſation der 
Hinterlegungsſtellen gehören hierher die Vorſchriften, welche für die Annahme und 
Ausgabe der hinterlegten Gelder die adminiſtrative efung der Hinterlegungsitelle 
vorichreiben (über gerichtlihe Anordnung unten zu ba), Preuß.Hinterl.O. $ 5, die 
Formen bejtimmen, in melden die Gejuhe um Annahme und Verausgabung anzu— 
bringen find: jchriftliche Erklärung mit beftimmt jormulirtem Inhalt, SS 14ff., 22, 
401. e., die Art der Ueberſendung der ein= und auszuzablenden Beträge u.a.m. Die 
Aufrechterhaltung aller dieier Vorjchriften ergiebt fih jchon im Uebrigen aus dem 
Grundiat des Art. 55 E.G. 

b) Materiellrechtliche Vorſchriften, ſoweit die Grundſätze zu I nicht ent: 
gegeniteben: 

a) Was die Begrenzung der landeögeießlihen Kompetenz negativ betrifft, fo 
können die Landesgeſetze beiſpielsweiſe nicht die Worausießungen erweitern, unter denen 
nah $ 372 3.6.8. die Hinterlegung ftattbaft it, ef. aber Art. 146. Sie können 
nicht abweichend von $ 375 beitimmen, dat die Hinterlegung vom Zeitpunft der Ans 
nabme dur die Hinterlegungsitelle (ef. Entw. I $ 280 Abi. 3 Schluß) wirft u. a. m. 
Sie fünnen insbeiondere auch nicht beitimmen, daR die Zurücknahme der hinterlegten 
Sache durh den Schuldner abweihend von $ 376 davon abhängig ift, daß der 
Schuldner die Zurücknahme fih ausdrücdlich vorbehält, ef. Preuß.Hint.O. $ 19 Abi. 6. 
Denn der Ausschluß der Zurücdnahme bildet reichsrechtlih gemäß 5 378 eine Voraus: 
fegung der Befreiungswirfung und damit des unbedingten Anſpruchs des Gläubigers 
auf Herausgabe an ihn. 

Tie Yandesgeiege fönnen endlih nad ausdrücklicher Vorichrift des Art. 145 
Abi. 2 die Hinterlegung nicht von einer gerihtlihen Anordnung abhängig maden. 
Das würde ein Verſtoß genen die Grundſätze der SS 372 FF. darftellen, „wonad der 
Schuldner jelbjtändig zur Hinterlegung ichreitet und die Wirfung eintritt, wenn die 
Hinterlegung rechtmäßig erfolgt und nicht zurückgenommen wird; entitebt zwiſchen dem 
Schuldner und dem Gläubiger Streit über die Rechtmäßigkeit der Hinterlegung und 
demzufolge der Befreiungswirfung derielben, jo enticheidet darüber das Gericht im 
ordentliben Progehverfabren.“ Mot. II p. 97. Aufgeboben find insbefondere auch 
die bez. Beitimmungen des gemeinen Rechtes und des Preuß. Yandrectes I, 16 88 214, 
217, 221, joweit diejelben 3. B. binfichtlich der jeßt gemäß $ 372 B. G. B. binterlegungs: 
fähigen Urkunden, 3. B. Geiftonen, Hypothekenurkunden, Handelsbücer 2c., und der 
gemäß Art. 146 für binterlegungsiäbig erflärten anderen Gegenſtände noch in Kraft 
ftanden, ef. $$ 19, 39, 70 Preuß. H.O. Aufgeboben find auch diejenigen landesgeſetz— 
liben Borichriiten, welche die Hinterlegungswirfung von einer beſonders qualifizirten 
Aufforderung oder Benachrichtigung der Gläubiger abhängig machen, Sächſ. B.G.B. 
$ 756, code eivil Art. 1257 ff. 

Niedner, Einführungsgefeh zum B.G. B. 2. Aufl. 18 
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3) Was die Regelung der ag Hg Kompetenz in pofitiver Hinſicht 
betrifft, fo bat der vorliegende Artikel die weientlichiten Beziehungen bervorgehoben, 
ohne diejelben, 3. B. in Aniebung der Berziniungspflicht, erichöpfend zu regeln. Ver: 
gleiche bierüber die folgenden Ar. 3—b. 

3. Nachweis der Empfiangsberedhtigung: Das Griordernik eines jolhen Nach— 
weiles tritt hervor, wenn die Perſon des Berechtigten zweifelbaft ift und zwar entweder, 
weil nah der Hinterlegung eine der Hinterlegungsitelle unbekannte Nechtsänderung 
(Tod, Ceſſion 2c.) eingetreten tft, cf. Preuß. H.O. 8 25, oder wenn der Zweifel in der 
Hinterlegung jelbit feinen Grund bat. Tas lebtere kann der Fall fein, wenn die 
Hinterlegung wegen Ungewißheit des Gläubigers oder eines in deilen Perſon ein: 
tretenden Umitandes erfolgt ($ 372), oder wenn der Schuldner gemäß $ 373 bei der 
Hinterlegungserflärung das Necht des Gläubigers zum Empfange der binterlegten 
Sache von der Bewirfung der Gegenleiitung abbängig gemadt bat. Die Yandesgeleke 
können vorschreiben, in welcher Weiſe, insbeiondere durch Beibringung welcher Urkunden, 
die Legitimation der Gläubiger zu führen tt, fie fönnen insbeiondere anordnen, daR 
in allen Fällen zur Yegitimation des Gläubigers die einfache Erklärung des 
Schuldners, in welcher er die Berechtigung des Gläubigers anerkennt, erforderlich und 

enügend iſt. Haben fich die Landesgeſetze darauf beichränft, dieies Erforderniß aufzu: 
tellen, jo fann der Gläubiger gemäß der reichsrechtlichen Vorſchrift des $ 350 die 
Abgabe dieier Erklärung vom Schuldner im Prozeßwege unter denſelben Voraus— 
feßungen erzwingen, unter denen er die Yeiltung felbit zu fordern berechtigt wäre. 


4. Uebergang der hinterlegten Gelder und Werthpapiere in das Eigenthum 
des Fiskus bez. der Hinterlegungsitelle. An Stelle des Anſpruchs auf Nüderitattung 
der binterlegten Gegenitände gemäß $ 376 tritt in ſolchem all der Anſpruch auf 
Rückerſtattung in gleicher Qualität und Quantität, arg. $ 700 B.G. B. Das Pfand 
recht des Rage an den hinterlegten Gegenftänden gemäß S 233 verwandelt ſich 
nad Vorſchrift dieier Beitimmung in das Pfandrecht an der Forderung auf Nüd- 
eritattung. Selbitveritändlic findet auf den Anſpruch auf Rüderitattung der S 47 
BGB. entiprehende Anwendung. Tie Yandesneiege können, ſofern das binterlegte 
Geld in das Figentbun des Fiskus und der Hinterlegungsitelle übergebt, auch ab- 
weichend von den Grundiäten über die geſetzlichen Zahlungsmittel, die Münzſorten, 
in welchen binterlegt werden muß, beitimmen, Mot. I p. 390, (ef. Preuß Hint. Ord. 
$ 11: nur kaſſenmäßiges Geld). Die Yandesgeiepe fünnen ferner die Grundiäke der 
Verzinfung der Gelder, die Höhe des Zinsfußes und die Zeitdauer der Verzinſung be— 
jtimmen SS 5, 53ff. und bes. der Wertbpapiere im Fall bloßer Aufbewahrung derielben 
anordnen, daß die Hinterlegungsitelle zur Ueberwahung der Ausloiung und Kündigung 
be. der Einziehung neuer Zinsicheine oder der Beträge fälliger Zinsicheine zu jorgen 
nicht verpflichtet ilt. 8.0. SS 38ff. ꝛc. ꝛc. 

5, Verkauf der hinterlegten Sachen don Amtsiwegen. Derartige Borichriiten 
werden jich insbeiondere nötbig machen, wenn landeögeieplih gemäß Art. 146 auch die 
Hinterlegung anderer beweglicher Sachen als Geld, Koſtbarkeiten und Urkunden für 
zuläffig erflärt wird. Der Verfauf wird für zuläſſig erflärt werden müſſen, wenn die 
Sachen dem Verderben ausgeießt oder ibre Aufbewahrung mit unverhältnißmäßigen 
Koiten verfnüpit jein würde, arg. SS 353 Abi. I Sat 2. 

6. Erlöſchen des Anſpruchs auf Nüderitattung binnen beitimmter Friſt. Nach 
8382 8.8.8, erliicht der Anſpruch des Gläubigers auf den binterlegten Betrag mit 
dem Ablauf von dreißig Nabren nach dem Empfang der Anzeige von der Hinterlegung, 
wenn nicht der Gläubiger fich vorber bei der Hinterlegungsitelle meldet. Tas Nect 
des Schuldners auf Nüderitattung und Rücknahme it jedoch nicht dem Grlöfchen 
unterworien. Es lebt, wenn der Anipruch des Gläubigers nah Voritebendem verjährt 
ift, wieder auf, wenn auch der Schuldner auf Rücknahme verzichtet bat. Den für die 
Hinterlegungsitellen bieraus erwachſenden Webelitänden können nun nah Borichrift 
diefes Artikels die Yandesgeieße durch Beſtimmung von Präclufiviriiten auch für 
dieien Fall begegnen. Sie müſſen aber bierbei eine Minimalfriſt von mindeitens 
einem Jahre nah Ablauf der Verjährung des Gläubigerrechts einbalten. Was bezüg— 
lich des $ 382 gilt, gilt auch bezüglich der demielben nacgebildeten Beſtimmungen der 
ss 1171 Abi. 3 und des $ 1209 ak >. 

Die in dieien Beitimmungen zu Gunsten des Gläubigers beitimmte 
Frift fönnen die Landesgeſetze nicht abändern oder beihränfen, Brot. 8449; 
ef. aber Pland, Komm. zu S 382 Nr. 2 Abi. 3. Die Yandesgelere können das Gr: 
Löichen der Ansprüche ſchlechthin ausſprechen oder von einem vorherigen Aufgebot ab: 
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bängig maden, ef. für das Preuß. Recht Hint.Ord. SS 58ff. — Aufrecterbalten jind 
endlich die Vorichriiten der Landesgeſetze binfichtlih der Borichriiten über 

7. die Haftung des Fisfus bez. der als Hinterlegungsſtelle bezeichneten 
Anstalt für die hinterlegten Gegenstände und insbejondere die Vorichriiten über das 
Verſchulden der Beamten, ef. Art. 77 E.G 

8. Yusführungsgeiege. Die Mehrzahl der Bundesitaaten bat auf Grund bey. 
auf Beranlaflung des vorliegenden Artifels das Hinserlegungsweien einer Neuregelung 
unterzogen. Diele Neuregelung erfolgt regelmäßig in neuen jelbitändigen Gejegen bezw. 
frajt einer in den Ausfühbrungsgeiegen gegebenen Ermächtigung im VBerordnungswege. 
Es _ werden jedoch bierbei die hauptſächlichſten materiellrecbtlihen Vorſchriften regel: 
mäßig in den bezüglihen Ausführungsgeießen zum B. G. B. jelbit abgehandelt. Anhalt 
giebt eine erihöpiende Neuregelung in feinem Ausführungsgefege jelbit, während 3. 2. 
Preußen und Baden fih darauf beihränften, einige Abänderungen der im übrigen 
aufrebterbaltenen älteren Gelege in ihren Ausführungsgeiegen vorzutragen. 

In Betraht fommen: 

Preußen: Art. 84, 85 in Verbindung mit Hinterl.Ord. vom 14. März 1879; 
Werordn. vom 9. April 1899; Allg. Verf. vom 26. Dezember 1899; 

Vapyern: Art. 167 XXII An Verbindung mit A.G. 3. G. V. G. Art 76, Hinterl. 
Ord. vom 18. Dezember 1899. Die Ausführungsvorichriiten der 9.0. vom 28. De— 
zember 1899 * die Miniſt. Bekanntmachungen vom gleichen Datum, die Königliche 
Bank betreffend. 

Sachſen: Verordnung zur Ausführung einiger Neihögeiege vom 24. Juli 1509 
SS 101 ff. u. Ausführ.Berord. zum Freiw.Geſ. vom 25. Juli 1899 88 t4ff. 

Württemberg: Art. 143. 171. Min. Berf. vom 1. Dezember 1599. 

Baden: Art. 37 in Berb. mit Hinterl.O. vom 7. Juni 1584. 

Heilen: Art. 35 (auch 24-33), Verordn. vom 19. Auguft 1899, 

Medlenburg: Schw. u. :Str.: Hinterl.O. vom 9. April 1899. J. M.B. vom 
8. Dezember 1899. 

Oldenburg: Old. 88 38 AL, Birk. 98 91 ZEN, Lüb. $$ 3539. 

Braunfhweig: Hint.Geſ. vom 12. Junt 1809, Min. Bet, vom 7. Juli 1899, 
Bef. für Yeibbausf. vom 19. Dezember 1599, 

E.:Weimar: Hint.d. vom 29. November 1599, Verordn. vom 12. De: 
zember 1599. i 
Meiningen: Hint Geſ. vom 23, Tezember 1899. 

Altenburg: $S 23— 29, Hint.D. vom 8. September 1599, j 
Coburg-Gotha: Hint.O. vom 23. Oftober 1899. Verordn. vom 28. De: 
zember 180%, 22, R 

Schwarzb.-Sondershauſen: Art. 12, Hinterl.O. vom 29. Juli 1899; AB. 
vom 14. Oftober 1899. 

Schwarzb.-Rudolſtadt: Art. 27, Hinterl.O. vom 11. Dezember 1899. 

Anbalt: Art. 15- 26. 

Neuß ä. Le: SS 26ff., Hinterl=O. vom 6. November 1899, 

Neuß j. L.e: Hinterl.O. vom 10, Auguſt 1899. 

Schaumburg:Yippe: Hint.O. vom 20, Juni 184%, 

Yippe: 8 IN. 

MWalded: Art. 46, Hint. Geſ. vom 11. Dezember 1899, Werordn. vom 27. Te: 
zenıber 1899, 

Hamburg: Hint.D. vom 14, Juli 1849, 

Bremen: Hint.O. vom 18. Juli 18, 

Yübed: Hint.D. vom 20. März 1840, 

Elſaß-Loth.: Sei. vom I. November 1594, z 

Dieje neuen Hinterlegungsgeieke weidben in der Regelung des formellen 
Hinterlegungsverfahrens vieljah von einander ab. Zum Theil ichreiben fie die Ans 
wendung der reihsrechtlihen Vorſchriften des Freiw.Geſ. vor. Tie Beltimmungen 
über die örtliche und fachliche Zuftändigfeit der Hinterlegungsitellen find bei dem vor: 
bergebenden Artikel mitgetbeilt. 

Tagegen herrſcht in der materiellsrechtliben Regelung des Rechtsverhältniſſes 
der Hinterlegungditelle zum Gläubiger und Schuldner in allen weſentlichen Punkten 
regelmäßig Uebereinſtimmung, indem namentlich die durch die Direktive des vorliegenden 
Vorbehalts gegebenen Vorſchriften ſich decken. 

So beſtimmen in Gemäßheit der ſpeziellen Ermächtigung des vorliegenden Vor— 
bebalts dieſe Staaten übereinſtimmend: 
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a) daß das baare Geld in das Figentbum des Staates übergeben joll (vgl. aber 
—— $ 8. Hinſichtlich der Werthpapiere wird regelmäßig ein Gleiches nicht be— 
timmt ; 

b) daß der Nachweis der Empfangsberechtigung erbradt ift, wenn eine der drei 
Vorausierungen vorliegt: rechtsfräftige Entiheidung der Empfangsberedtigung, Anz 
weilung der zuftändigen Behörde, Genehmigung aller Betbeiligten (einige Ausführungs- 
geiege fügen binzu: wenn der Gmpfangsberechtigte aus der Hinterlegungserflärung 
bervorgebt). 

Zum Nachweis der durd das Erlöſchen des Gläubigerrechts gemäß $ 352 B.G.B. 
berbeigeführten Empfangsberechtigung des Schuldners wird regelmäßig beitimmt, daß 
der Schuldner von der Hinterlegungsitelle aufzuiordern ift, nachzuweiſen, wann er die 
Anzeige an den Gläubiger erjtattet bat. 

Fine Prüfungspflicht nach der Richtung, ob nach der Hinterlegung Aenderungen 
in der Yegitimation des Empfangsberedtigten eingetreten find, liegt der Hinterlegungs= 
ftelle regelmäßig nicht ob. 

e) Hinfichtlih des Erlöſchens des Auſpruches auf Nüderftattung wird regel- 
mäßig beitimmt, dak nah Ablauf von 30 Jahren der Empfangsberechtigte im Auf: 
gebotsveriahren ausgeihloiien werden fann (nah Bremen Hinterl.O. $ 33: 10 Jabre, 
nab Medlenburg Hinterl.O. $ 33 bei zu verzinfendem Geld 20 Jahre). An den Fällen 
der SS 382, 1171 Abi. 3 und 1269 Sap 3 beträgt die Aufgebotsfrift 31 Jahre. 

Nach einigen Ausführungsgeiegen erliicht der Anſpruch auf Nüderitattung nad 
den bezeichneten Friſten, ohne Aufgebot von jelbit, vergl. Bayern Hint.O. SS 34ff., 
E.:Goburg:Gotba $ 19. — 

Soweit abgeieben von den bervorgebobenen Beitimmungen in den neuen Hinter— 
legungsordnungen im Hinblick auf die Neuregelung des Rechtsverhältniſſes zwiſchen 
Gläubiger und Schuldner im B.G.B. eine Anpaſſung an das Reichsrecht erforderlich 
erichien, berricht auch regelmäßig darin Uebereinſtimmung. Gine nähere Daritellung 
intereifirt bier nicht. — 


Artifel 146, 

Iſt durch Yandesgejeg beitimmt, daß die Dinterlegungsitellen auch andere 
Saden als Geld, Werthpapiere und jonjtige Urkunden jowie Nojtbarfeiten 
anzunehmen haben, jo finden auf Schuldverhältniſſe, die auf Leiltung Der- 
artiger Sachen gerichtet Sind, Die Worjchriften der 88 372 bis 382 Des 
Nürgerlichen Gejeßbuchs Anwendung. 


E. II 119; RB. 146. rot. ©. 688, 689, 719-721, 723, 8945 --8947, 8949 
(VI ©: 46—463, 618- -620), 

1. Andere Sachen als Geld x. Gemäß $ 372 B. G.B. find binterlequngs: 
fäbig nur Geld, Wertbpapiere und fonftige Urkunden ſowie Koftbarfeiten. Andere 
beweglihe Gegenstände unterliegen unter den Vorausiehungen des $ 372 BGB, 
der Verfaufsielbitbülfe des Schuldners, bez. find von dieſem felbit für den Gläubiger 
aufzubewahren. Unbewegliche Gegenitände unterliegen gemäß $ 303 der Preisgabe 
des Schuldners. Der vorliegende Artikel ermächtigt die Landesgeſetze, abweihend von 
diejen Grundſätzen auch diefe anderen, nicht in dem 8 372 bervorgebobenen, Segenitände 
für binterlegbar zu erflären. Das bat nur für bewegliche Gegenitände Bedeutung, 
‘Brot. 767, Mot. II p. 95. Die Faſſung des Artikels jcheint vorauszuieken, daß bie 
Ermächtigung der Yandesgelekgebung zu dergleihen Vorſchriften ion aus Art. 144, 
145 bez. aus allgemeinen Grundſätzen (Art 55 E.G.) folgt. Sie enthält daber that— 
ſächlich nur eine materiellereihsrechtliche Vorfchrift, welche, wie analoge andere Be— 
ftimmungen (ef. $ 233 Saß 2), in dad B.G.B. jelbit gehören würde. 

2. Zandesgeieglihe Borichriften. Der Vorbehalt bat, nachdem reichsrechtlich 
in $ 372 der Begriff des binterlegungsfähigen Gegenstandes gegenüber den meiiten 
Partikularrechten erweitert ift, nur geringe Bedeutung. Ammerbin wird derfelbe 
praftiich fein für diejenigen Gebiete, wo nach gemeinrechtlihen Grundjäßen die öffent: 
lihe Depoſition allgemein augelaiien war, Windjcheid II 8 347. Auch dort wird er 
fih bewähren, wo die Entſcheidung über die Hinterlegungstäbigfeit allgemein in das 
Ermeſſen der Depofitalbebörde (des Gerichts) geitellt war (Sächſ. B.G.B. $ 756), 
jerner in denjenigen Staaten, wo -— wie vor Allem in Preußen, WER. I, 16 $ 234 1, 
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14 88 88ff. Preuß.Hint.Dd. SS 87 ff. — an die Stelle der öffentlichen Depofition die 
Uebergabe zur gerichtlihen Verwahrung und bez. Aufficht einen Gria bot. Endlich 
aber bejonders in denjenigen Gebieten, wo die VBerfaufsjelbitbülfe jeitens des Schuldners 
überbaupt unbefannt war, ef. code eivil Art. 1257 ff., 1264, wo alio die Bejtimmung 
des $ 383 eine beſonders tief eingreifende Aenderung herbeiführen dürfte. Zu beachten 
iſt jedoch, daß die Landesgeſetze nur ermächtigt find, die öffentliche Depofition bei ein 
für allemal bejtimmten öffentlichen Hinterlegungsftellen anzuordnen, daß fie dagegen 
nicht befugt find, dem zuftändigen Gericht (ef. die bezügl. VBorichriften des preußiſchen 
und franzöiiihen Rechtes) die Beitimmung einer geeigneten, ſei es privaten, fei es 
öffentlichen — —— zu überlaſſen. Ein dahin gehender Vorſchlag fand bei 
den Berathungen der Il. Komm. feinen Beifall. Prot. 715. 

3. Die Borichriften der 383 372 —382 follen auch auf dieie Hinterlegung Anz 
wendung finden, d. b. die VBorichriiten des materiellen Hinterlegungsredtes, nad 
welchen unter ben dort näher bezeichneten Vorausjegungen eine Befreiungswirfung 
zu Gunften des Schuldners erzielt wird. Am Uebrigen finden aber auch die Vor: 
Ichriften des Art. 145 auf dieje Hinterlegung Anwendung, ef. Anm. 5 dajelbit. 

4, Von diefem VBorbebalt ift in den Ausführungsbeftimmungen der Bundes 
ftaaten in der Hauptiadhe fein Gebrauch gemacht. Val. aber Elſaß-Lothringen Hinterl. 
Geſ. $ 15. Am Gegentbeil beitimmen die meiſten Ausführungsgeiege ausdrücklich, 
daß die Hinterlegung amderer Gegenitände als Geld, Werthpapiere und ſonſtige 
Urfunden bei den Hinterlegungsitellen nicht erfolgen joll. Und Preußen bebt in 
Art. 84 zu XX die entgegenitebenden Beitimmungen des Art. 87 der alten Hinter: 
legungsordnung ausdrüdiih auf. Vgl. audh Baden: Art. 37 XIX. — Reuß ä. &.: 
90.5355. — ©.:Altenburg: $ 24. 


Verwaltung der Vormundfchafts- und Nachlaßſachen durd andere 
Kehörden als Gerichte (Artikel 147, 148). 
Artikel 147. 


Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorichriften, nach welchen für 
die dem Wormundichaftsgericht oder dem Nachlaßgericht obliegenden Ver— 
richtungen andere als gerichtliche Behörden zuitändig find. 

Sind durch Yandesgefeg die Verrichtungen des Nachlaßgerichts einer 
anderen Behörde als einem Gericht übertragen, jo ijt für die Abnahme des 
im $ 2006 des Bürgerlichen Gejegbuchs vorgejchriebenen Offenbarungseids 
das Amtsgericht zuftändig, in dejien Bezirke die Nachlaßbehörde ihren Sig hat. 

E. II 1205 R.V. 147; Prot. S. 7913— 7916, 8935—8944, 8949, 80 (VI 
458-461, 556), 

I. Allgemeines: Das B.G.B. geht im Allgemeinen davon aus, daß die Führung 
der Obervormundihait Sache der Gerichte iſt und jest bet der Regelung des Erb— 
rechts in mehrfacher Beziehung die Mitwirkung eines Nahlakgerihts voraus (cf. zu 
Nr. 2). Nah dem Freim. Ger. Sei. SS 35, 72 find die hiernach zuftändigen Gerichte 
die Amtögerihte. Durch den vorliegenden Artifel wird die Yandesgejehgebung 
ermächtigt, auch andere Behörden alö die Gerichte für zuftändig zu erflären. — „Es 
erſchien nicht angemeſſen, durch Verſagung des Vorbehalts die Behörden: und 
Beamtenorganilation der einzelnen Bundesjtaaten, wie fie ſich auf dem Gebiet der 
freiwilligen Gerichtsbarfeit berausgebildet babe, wenigitens theilweile außer Kraft zu 
jegen.” Brot. 8943. 

2, Hinfichtlih der dem Vormundſchafts- und Nachlaßgericht nah dem B.G.B. 
obliegenden Berrihtungen vergleihe im einzelnen: . 

a) in Auſehung des Vormundſchaftsgerichts, abgeſehen von dem eigent— 
lichen Vormundſchaftsrecht SS 1773—1921, — die Volljährigkeitserklärung $ 3, — Er: 
aänzung des elterlichen Ehekonſenſes $ 1308, — Entſcheidung bei mißbräuchlicher Aus: 
übung der Schlüffelgewalt $ 1357 Abi. 2, — Ergänzung der ehemännlichen Genehmi- 
aung $ 1358 Abf. 1 umd 2, desgl. auch bez. der Ehefrau SS 1402, 1447, 1451, 1519 
Abi. Zu. A., — Mitwirkung bei Ausübung der elterlihen Gewalt SS 1630 ff., 1665 fF., 
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1677, 1685 ff, — Enticheidung über die Erziehung der Kinder aus geſchiedenen Ehen 
und den perjönlichen Verkehr der Geſchiedenen mit denjelben SS 1635 ff. ; 

b) in Aniebung des Nachlaßgerichts: Sicherung des Nachlaſſes, insbei. 
durch Beitellung eines Naclaßpflegers S 1960, Anordnung einer Nahlakverwaltung 
zur Befriedigung der Gläubiger SS 1975ff, Beitimmung einer Inventarfriſt SS 194 ff., 
Ausiteltung des Erbſcheins SS 2355 ff., Ausitellung von Zeugniſſen über Fortſetzung 
der Gütergemeinſchaft $ 1507, Zuftändigfeit zur Entgegennahme gewiſſer Grflärungen 
der Betheiligten, namentlich folder, welche sich auf die Ausichlagung der Erbſchaft 
bezieben, ef. $$ 1945, 1955, 2081, 2202, 1342, 1597 u. A., Zuftändigfeit jür Nachlaß: 
theilungen und Auseinanderjekungen bei Beendigung der ehelichen besw. fortgejeßten 
Gütergemeinſchaft SS 56, 99 Gef. über Ang. d. ireim. Ger. 

3. Die Landesgefeke fönnen für alle dieie Verridtungen für zu: 
ftändig erflären: 

Andere Behörden: Alio 


a) andere Bebörden als Gerichte. Aufgeboben eriheinen nah dem Wort: 
laut daber diejenigen landesgeiegliben Vorichriften, welche die Jujtändigfeit der Land— 
gerichte vorichreiben, 3. B. in der Bayriihen Pfalz binfichtlich der Entgegennabme von 
Erklärungen über Grbicaitsantritt mit der Nechtsmwohltbat des Inventars und Grb: 
entiagung, Piälz. Civilgeſetzb. Art. 784, 973, Bremen Mot. II p. 1012, Medien: 
burg, Böbm a. a. O. p. 159. Allein dieje Konſequenz bat das Geſetz nicht gewollt. 
Bei den Berathungen der II. Kommiffion Prot. 8949, 8950 ift dies ausdrüdlich ber- 
vorgeboben. Aufgehoben find aber diejenigen Vorſchriften, welche gewiſſe Funktionen, 
3.8. die Bolljährigfeitserflärung, dem Yandesberrn übertragen: Bayern vom 15. April 
1817 841, Sachſen G. B. 195 —19%685, Braunihweig, Medienburg, Weimar, 
Lübeck (Roth p. 328). Unbenommen bleibt es diejen Bundesftaaten natürlich, in 
Gemäßheit der Ermächtigung diejes Artikels die Kompetenz des Yandesherrn aut die 
Zentralitelle des Bundesjtaates oder eines höheren Gerichts zu übertragen. 


b) Bebörden, d.b. öffentliche Behörden. Aufgeboben find daher diejenigen 
Borichriften, welche der Familie als jolhe die Obervormundſchaft ſchlechthin übertragen 
(code eivil Art. 406—415). So in der Pfalz (Pf. Ziv. Gei. I, Tit. 2, Kap. 2, Abichn. 41, 
Elſaß-Lothring. Gei. vom 14. Juni 1887, Böhm Handb. der int. Nachl. beb. 184 
p. 177, 244, ef. Art. 210 Note 4b. — Unter Behörden find aud Beamte, 3. B. einzelne 
(Semeindebeamte, zu verjteben, ferner Notare, dieſe jedoh nur, jofern fie Beamten: 
qualität bejigen, vgl. aber zu Wr. Se unten. 


4. Landesgeſetzliche VBorichriften. Darunter find nicht blos ſolche zu veriteben, 
welche die Zuftändigfeit der Gerichte zwar anerfennen und andere Behörden und 
Beamten nur in Ausführung von Beſchlüſſen der Gerichte tbätig werden lafien, jondern 
in erjter Yinie foldhe, welche die Zuſtändigkeit der anderen Behörden zur jelbitändigen 
Vornahme der bez. Verrihtungen anerfennen. 


Nach dem bisherigen Rechtszuſtand waren zuitändig: 


a) Als Bormundihafitsgerichte: In Württemberg: Die Gemeinderätbe, 
für gewiſſe Geicäfte Ausſchüſſe der Semeinderätbe, fon. Waiſengerichte, tbeils mit, 
theils ohne Mitwirkung der Gerichts: und Aıntsnotare — immer unter Auſſicht der 
Amtsgeribte (Böhm a.a. DO. p. 129. — In Medlenburg: An vielen Städten die 
Stadtmagiitrate (ef, Mot. V p. 1012 und die dort eit. Sei.). — An Yübed: Stadt: 
und Yandamt ſowie Amt Travemünde, — An Hamburg: Fine bei. aus Mitgliedern 
des Yandaerichts und Yaten zuſammengeſetzte Bebörde (in Nißebüttel der Amtsverwalter). 
— In Bremen fonnt an Stelle der gerichtlichen Behörde eine aus gelernten 
Richtern und Laien zuſammengeſetzte Behörde durch den Senat gebildet werden, 
ef. Dot. V p. 1012, Böhm a. a. O. p. 225 HU und dort eit. Geſ. — Hinfichtlich 
der Volljährigfeitserflärungen ef. oben zu 3a. An Württemberg waren zuftändig die 
Bezirkspolizeiämter Moth a. a. O.). 

by Als Nachlaßgerichte: An Württemberg die Gemeinderätbe bez. Waiſen 
gerichte « Theilumasbebörde: Gerichts: und Amtsnotar umd regelmäßig 3 Mitglieder 
des Watiengericts), Böbm a.a. O. p. 130. In Medtenburg: die Stadtmagiitrar: 
bez. Die von ibnen geordneten Waiſengerichte und fonitine Teputationen, auf dem Yande 
die Gutsherren für Nachläſſe bis zum Betrage von 1900 M., Böhm a. a. O. p. 159, Leu 
— Hamburg: das von ? Senatoren verwaltete Erbſchaftsamt, Geſ. vom 21. Tecember 
IS6S8 (Bobma.a. O. p. 2441, Endlich aebörten in werten Gebieten gewiſſe Funktionen 
des Naclangerichts (Inventuren, Beriteigerungen ıc.) zur Zuftändigfeit der Notare, fo 
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in Bayern und in den jranzöftichsrechtlichen Gebietätheilen, Böhm a. a. DO. p. 80 ff, 
96 ff., 177 ff., 241 ff; cf. Art. 141, 148 E6G 


Ausſchließliche Zuftändigfeit der Gerichte. Die Landesgeſetze können jedoch 
nicht bie Auftändigfeit der Gerichte zur Abnahme deö gemäß $ 2006 auf Verlangen 
eines Nahlakgläubigers dem Erben aufzulegenden Offenbarungseides über die Voll: 
jtändigfeit des von dem Erben errichteten Inventars ausſchließen. Dies ſtellt Abſ.? 
des Artikels klar, indem er entſprechend $ ss 72, 1% Freiw. Ger.Geſ. ——“ Amts- 
nericht für zuftändig erflärt, in welchem die Behörde ihren Sit bat. Leber weitere 
Fälle der ausichließlichen Auftändigfeit der Nachlaßgerichte cf. zu 6. 


6. Was das Verfahren vor den landesgeieglih für zujtändig erflärten Be: 
börden anbelangt, fo beftimmt jegt $ 194 Freim.Ger.Gej., daß die Vorichriften dieſes 
Geſetzes, welches bie Grundzüge des Verfahrens einheitlich für das Neich regelt, auch 
auf das Verfahren vor diefen Behörden Anwendung finden jollen, mit Ausnahme der 
SS 6, 10, 11, 16, Abi. 2 und des $ 311. c., welche ihrer Natur nah nur für Gerichts: 
bebörben paifen. Nah $ 200 deilelben Geſetzes kann jedoch die Landesgeſetzgebung 
ergänzende Vorjchrijten erlaſſen. Sie ift endlich für beitimmte hervorgehobene Fälle 
auch befugt, abweichende Vorſchriften zu erlailen, jo: gemäß $ 1M 1. e, hinſichtlich des 
Vorſitzes im Kamilienratbe; gemäß $ 194, Abi. 2 dabin, daß das nah SS 5, 46 ges 
meinichaitliche obere Gericht das gemeinſchaftliche Amtsgericht ift; gemäß $ 197 dabin, 
dat der Beichwerde die Anrufung des Amtögerichtö, in welchem die Behörde ihren 
Eis bat, voraudgebt; ef. endlich $ 192 binfichtlich der Auseinanderfeßung und $ 196 
binfichtlich der Bolljährigfeitserflärung. 


Der vorliegende Vorbehalt findet weiter eine reichsrechtliche Ergänzung durch 
8193 N. Freiw. Geſ. infofern dort die Landesgeſetze in Halbſatz 2 des $ 193 eit. er: 
mächtigt werden, für die Nacdlakregulirung gemäß $ 55 B.6.B. (und die Güter: 
gemeinihaitsauseinanderjegung gemäß $ 99) die Notare, auch wenn fie nicht „Behörden“ 
im Sinne des vorliegenden Artifels find, an Stelle oder neben Gerichten für zuftimmig 
zu erflären. 
(Nah Halbjak 1 des Art. 193 jollen ferner die Landesgeſetze ermächtigt fein, für 
die gemäß $ 99 Il. c. den Amtsgerichten obliegenden Berrihtungen undere als gericht: 
libe Bebörden für zuftändig zu erflären.) 


8. Die Ausführungsgeſetze haben von dem vorliegenden Vorbebalt und dem 
Vorbehalte des $ 193 R.Freiw.Geſ. eit. theilö generell, tbeil$ in einzelnen Beziehungen 
Gebrauch gemacht: 

a) generell werden „andere Behörden” für zuftändig erflärt durd: 

Württemberg Art. 42, 52, 72— 77. Min. Verf. vom 14. September 1899, betr. 
das Vormundſchafts- und Nachlaßweſen Als Vormundſchaftsgerichte fungiren 1 Be: 
zirfönotar ald PVorfitiender und 4 Waiſenrichter (das iſt Ortsvorftand und 3 von 
der Gemeinde erwählte Mitglieder). Gewiſſe Funftionen werden jedoch den Amts 
rihtern überlafien (SS 52, 75). — 

Medlenburg: Schw. u. Str: Aust. ®. 3. Freiw.Geſ. SI 22— 44: Als Vor: 
mundichaitägerichte und Nachlafgerichte find zuitändig die Magiitrate für die Städte 
und Gutsherren für die Yandbezirfe (ferner Hoimarichallamt, Amtsgerichte und Depu— 
tationen der Magiitrate). 

Hamburg $ 70; Gei., betr. die Vormundſchaftsbehörde, vom 14. Juli 1899: 
Zuftändig als Vormundichaftsgericht iſt eine Kommiſſion, beitebend aus zwei rechts- 
gelebrten Mitgliedern (als erfter und zweiter Borjigender) und 12 Yaien (die Wähl— 
barkeit zur Bürgerſchaft befiken). An die Stelle des jrüberen Nachlafgerihts (Krb: 
ſchaftsamt) tritt das Amtsgericht, jedoch werden dem Grbichaitsamt in den lleber: 
nangsbejtimmungen einige Befugniſſe vorbebalten. Naclakinventare find von dem 
Nachlaßgericht nicht aufzunehmen. 

Bremen 8 55 und Lübeck S 172 beben Die früberen partifulären Be: 
ftimmungen auf. 

Baden A.Freiw.Ger. (NP...) S 45: Als Nachlaßgericht zuftändig die 
Notare, einige Funktionen werden den Amtsgerichten zugetbeilt. 

b) Für einzelne Verridtungen in Vormundſchaftsſachen werden 
andere Bebörden für zuſtändig erflärt, indem Die Tolljäbrigfeitserflärung 
dem Staatö= bez. Juſtizminiſterium übertragen wird, durch Bayern Art. 2, Sadien 
LO. vom 24. Juli 1890 8 14, S.:Weimar $5, S.:Nltenburg Art. 2, Anbalt 
Art 1, Neuß ä. L. 54 Reuß j. L. $dıma. m. 
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ce) Für einzelne Verrihtungen in Nachlaßſachen werden andere Be— 
börden bez. Notare für zuſtändig erflärt: 

a) und zwar für die Auseinanderiegungen im all der 88 36, 99 R.Freiw. Geſ. 
(Erbeö= und Gejammtgutsauseinanderiegung) 

aa) die Notare an Stelle der Gerichte: 

in Elſaß-Lothringen N. 3. Freiw.Gei. $ 30 (einige Befugniſſe verbleiben 
aber den Amtögerichten $ 34 (alio ähnlich wie in Baden); 

88) die Notare neben den Gerichten 

in Bayern Art. 104 
in Heſſen Art. 49 und Not Geſ. vom. 15. März 1899 Art. 11. 

Daneben find in diefen drei Staaten die Notare zu Siegelungen, Nachlaß— 
fiherungen und Aufitellung von Nachlaßverzeichniſſen zuſtändig; 

yy) die Notare im Auftrage der Gerichte (umd zwar nur beim Antrag 

jänmtlicher Betheiligten obligatoriich) in Preußen; A. Freiw,Ger. Art. 21 
bis 28. Dadurch werden die früheren partifulären Bejonderbeiten im Rhein. 
Nectögebiet befeitigt. — 

3) Die Ortsgerichte bez. Semeindevorftände neben den Gerichten für 
die Nadhlakfiherung im Fall des S 1WO B. G. B. val.: 

Preußen A.Freiw.Geſ. Art. 104 Ff.: Dorfgerichte, das find der Schulze und 
2 Schöffen (in Hohenzollernſchen Yanden, früberen großberzogl. Heſſiſchen, landgräflich 
Heſſiſchen, Naſſauiſchen, Frankfurter und Schleswig-Holſteiniſchen Gebietstheilen die 
Ortsgerichte, Ortsvorſteher, Bürgermeiſter und Gemeindevorſtände). 

Bayern Art. 105: Bürgermeiſter (auch Notare Not. Geſ. Art. 2). 

Baden A. Freim.Gef. SS db, 16 fF.: örtliche Anventurbebörde (Bürgermeiiter und 
2 von dem Gemeinderathb ernannte Semeindemitglieder), auch Notare. 

Sachſen: VBerordg. vom 24, Juli 1899, 88 97—100: die Ortögerichtsperionen. 

Oldenburg A. Freim.Gei. $ 12: Gemeindevoritände. 

S-Weimar $ 237: Gemeindevoritände. 

S.:Meiningen A.Freiw. Geſ. Art. 106, 109: Gemeindevorftände. 

Shw.:Nudoljtadt Art. 184: Gemeindevorftände; u. a. m. 

Diefe Behörden entwideln ihre Thätigfeit regelmäßig nur als Hilisorgane der 
Gerichte, was darin bervortritt, da einmal die von ihnen vorgenommenen Maß— 
regeln der Korrektur durch die Gerichte unterliegen und daß zweitens diefe Behörden 
regelmäßig neben der Berechtigung und Verpflichtung zum jelbjtändigen Vorgeben die 
Verpflidtung haben, im Auftrage der Gerichte tbätig zu werden. 

Nah einigen Gejegen 3. B. Banern Art. 105 ift ihre IThätigfeit auf nur vor— 
läufige Maßregeln beichränft, die der ausdrücdlichen Beitätigung feitens des Gerichts 
bedürfen. Inwieweit die von ihnen aufgenommenen Nachlaßverzeichniſſe den Charakter 
von Anventaren im Sinne des $ 2004 haben, hängt davon ab, ob dieie Behörden zur Aufs 
nahme derjelben als öffentlicher Urkunden befugt find. Nach Preußen Art. 104 Satz? wird 
jenen Nachlafverzeichnifien die Bedeutung eines Nachlakinventars im Sinne des $ 2004 
B.G. B. ausdrüdlih verjagt. — Soweit fraft des Vorbebalts des Art. 140 für die Auf: 
nahme eines Naclapverzeichniiies andere Behörden durch die Yandesgeiege für zuitändig 
erflärt werden, fungiren auch dort regelmäkig die Gemeindevoritände, vgl. Bent. 4 
zu Art. 140. Nah Schw.Rud. Art. 155 baben fie im ſolchen Fällen das Recht zur 
Er Nachlaßſicherung, im Fall des $ 160 B. G. B. nur zu vorläufiger Sicherung 
Art. 134). — 

Auch abgeiehen von Nachlaßſicherungen (Siegelungen, Inventarifirungen ıc.) 
baben übrigens die bier bezeichneten Behörden nad den Beſtimmungen einiger Aus— 
jührungsgelege im Auftrage der Gerichte als Hilfsorgane derjelben in Nachlaßangelegen= 
beiten thätig zu fein. — 


Artikel 148. 


Die Landesgejege fünnen die Zuſtändigkeit des Nachlahgerichts zur 
Aufnahme des Inventars ausichliegen. 
E. II 121: RB. 148; Brot. S. 7873, 7874, 8944 (VI S. 454, 461). 


. 1. Gemäk 8 2002 B. G. B. muß der Erbe zu der Aufnahme des Inventars 
eine zuitändige Bebörde oder einen zuftändigen Beamten oder Notar zuzieben. Der 
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vorliegende Artikel ermächtigt die Yandesgefengebung, die Zuftändigfeit des Nachlaß— 
nerichts ſelbſt auszuichließen. Der Artikel erweitert die Kompetenz der Landesgeſetz— 
gebung gegenüber den Art. 147 und 141, indem er die Yandesgeieke ermächtigt, bie 
Zuftändigfeit des Gerichtes auszuschließen, nicht nur wenn diefes nadı Reichsrecht allein 
(Art. 147) oder nur eleftiv mit den Notaren (Art. 141), jondern au, wie im $ 2002, 
eleftiv mit anderen Bebörden oder Beamten für zuftändig erklärt iſt. 

2. Landesgeſetzliche Vorſchriften: Die ausichlienlihe Zuftändigfeit der Notare 
für Aufnahme des Naclafinventars beitand bez. Preußen in der Nbeinprovinz ef. 
otariatsordnung vom 25. April 1822, G.S. p. 109. Werord. vom 21. Juli 1826, 
Sei. vom 11. Juli 1552, SS 66 u. 67, 8 74 Abi. 2 des Preuß. A. G. zum G.B.G. 
vom 24. April 1878, ferner in Bayern, Rheinheſſen, Elſaß-Lothringen, Baden. 
Böhm, a. a. O. p. 89, 96, 97, 141, 154. In Württemberg war die Theilungs— 
bebörde, beitebend aus einem Notar und regelmäßig 3 Mitgliedern des Waifengerichtes, 
zuftäandige. Böhm a. a. O. p. 130. -- 

3. Ausführungsgeſetze: Von dem Vorbehalt haben Gebraub gemacht: Bayern 
Art. 167, J1 (A.G. z. G.V. G. Art. 15); Baden A. Freim.Gei. S-45; Hamburg 8 78; 
Bremen 863; Elſ.-Loth. A. Freiw.G. $37. — Preußen bat durch A.Freiw Geſ. 
Art. 31 die beitebenden partifulären Beionderheiten befeitigt. 


Zuziehung anderer Urkundsperfonen bei Errichtung von Teſtamenten ıc. 
(Artikel 149, 150). 
Artifel 149. 


Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorſchriften, nach welchen bei 
der Errichtung einer Verfügung von Todeswegen der Nichter an Stelle des 
(Herichtsichreibers oder der zwei Zeugen eine bejonders dazu bejtellte Urkunds 
perjon zuzichen fanu. 

Auf die Urkundsperſon finden die VBorichriften der 88 2234 bis 2236 
des Bürgerlichen Gejegbuchs Anwendung. 

E. II 122; RL. 149; Prot. S. 7176-7178, 8928, 8929 (VI ©. 450, 451; 
VE. 342); Neihst.stomm.Ber. V ©. 15; Neihst.Eik.Prot. 3035, 3096. 

1. Nach 3 2233 B.G. B. muß der Richter entweder einen Gerichtsichreiber 
oder zwei Zeugen, der Notar entweder einen zweiten Notar oder zwei Zeugen zuzieben. 
Dieſe Formvorſchrift kann durch Yandesgeieh nur inſofern geändert werden, als gemäß 
Art. 141 E. G. entweder der Notar oder der Richter allein für zuſtändig erklärt wird, 
und ferner gemäß Dem dorliegenden Artikel, als der Richter — nicht auch der Notar 
— ſich mit Zuziehung der bier bezeichneten Urkundsperſon begnügen fann. Gin Bor: 
behalt, welcher analog dem Art. 147 auch die Zujtändigfeit anderer Behörden (4. B. 
Stadt: und Yandamt in Yibed) fichert, ift nicht gegeben. 

2, Die zuzuziehende Urkundsperſon muß zu Diefem Zwede ein für allemal 
angeitellt fein, vgl. die Faſſung im $ 1915 Abſ. 1 E. I. Nicht ausreichend ift dabei 
Die Zuziehung einer Urfundsperion, welche nicht bejonders zu diefem Zwede angeitellt 
iſt, z. B. eines Notars (diejer fann nur gemeinfam mit einem Notar tbätig werden) 
oder allgemein eines vereideten Schöppen. Nicht ausreichend iſt ferner die Zuziehung 
einer nur ad hoe vom Richter bejtellten Urfundsperjon. Nicht auirechterbalten iſt 
biernah Preuß. Geſ. vom 3. März 1879 89 Abi. 2 u. 3, wonach die Vertretung eines 
behinderten Gerichtsſchreibers jür einzelne dringende Fälle dur eine jede von dem 
Richter berufene Perion erfolgen fann, welde den allgemeinen Dieniteid geleitet 
bat, oder für den jpeziellen Aft beeidigt it. 

3. Die $8 2234-2236 follen Anwendung finden, d. b. die abjoluten Ausichliegungs- 
gründe vom Beurfundungsaft wegen Verwandtſchaft mit dem Grblaiier oder Richter 
(bez. Notar) und wegen Selbitbedenfung im Teitament. Die Yandesgeiehgebung kann 
gemäß $ 200 Freiw. Geſ. auch andere Untauglichfeitögrinde aufftellen. Doch begründen 
dieſe feine Nichtigfeit S 200 Abi. 2 eit. 

4. Landesgefeglihe Vorschriften. Aufrechterbalten find hiernach diejenigen Yandes: 
aeiche, welche, wie namentlich Sachſen $23 S. B. G. B. in Verb. mit der Befanntm. 
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von 22. Februar 1865 die Gerichtsbeiſitzer oder Ortögerichtöperionen (Serichtsichöppen) 
alö Urfundsperionen bierzu ein für allemal verwenden; vgl. auch die Verhältniſſe im 
Großberzogtbum Heſſen, wo in den Provinzen Starfenburg und Oberheſſen beiondere 
Ortögerichte beiteben, deren je eines in jeder Gemeinde in der Regel mit dem Bürger: 
meiſter ald Vorſtand errichtet ift und welden in Sachen der freiwilligen Gerichtöbarfeit 
gewiſſe Funktionen obliegen. (Böhm a. a. O., p. 153.) 


5. Ausführungsgeſetze. Nah Sachſen S46 gl auch Berordg. vom 24. Juli 
1899 8 50 und Bef. vom 15. Dezember 1899) find die Ortögerihtsperionen aur 
Mitwirkung zuſtändig. Ebenſo nah Sahjen-Altenburg S 141. Neuß a. Y. 

149, Nah Schw. Sondershausen Art. 60 (Drtsichägergeiek vom 29. Juli 1544 
8) die Ortsihäßer, nah Neuß j. &. $ 136 die Amtsichulgen. (Heilen ef. zu 4 
at von dem Borbebalt nit Gebrauch gemacht.) 


6. Analog dem vorliegenden Vorbebalt iſt nah $ 198 R.Freiw. Gef, der Yandes- 
geſetzgebung vorbehalten, für die gerichtlihen und notariellen Urfunden der Tauben, 
Blinden, Stummen (gemäß $ 169 1. e.) eine Urfundsperion an Stelle des Gerichts: 
fchreiberö oder der ? Zeugen mitwirken zu laſſen. 


Die vorbezeihneten Bundesjtaaten haben auch von diefem Vorbehalt Gebraud 
gemadt. — 


Artikel 150. 


Unberührt bleiben die landesgeieglichen VBorjchriften, nach welchen im 
Falle des $ 2249 des Bürgerlichen Gejegbuchs an Stelle des Vorſtehers 
oder neben dem Vorſteher eine andere amtlich bejtellte Perſon zuitändig it. 


E. I 123; RR. 1da; Prot. S. 7196, 7198, 8929, 8930 (VI. 450, 451; 
Ve. 343), 

1. Gemäß 8 2249 iſt das Nothteftament (wenn der Tod vor der Möglichkeit 
ordentliher Errichtung au beiorgen ift) vor dem Gemeindevoriteber bez. Gutsvorſteher 
und 2 Zeugen zu errichten. Der Vorbehalt ermächtigt die Yandesgeieße, welche in 
Gemeinden neben den politiihen Gemeindebebörden befondere Beurfundungsbebörden 
eingerichtet haben, die als Hülfsorgane der Gerichte in Sachen der freiwilligen Gerichts: 
barfeit zuitändig find, die Befugniſſe des Vorſtehers der politiichen Gemeinde zur 
Teftamenterrichtung auf dieſe Behörden ber. Beamte zu übertragen. Hinſichtlich der 
landesgeſetzlichen Borichriiten vgl. vorigen Artikel zu 3. Ueber den Grund der Vor: 
fchriit ef, Prot. 8929, 

Die Vorſchrift berückſichtigt namentlich auch die beionderen Berbältnifie einzelner 
Nordieeinieln (Dit: und Nordiriefiiben Inſeln bez. die ſogn. Halligen), wo der Ge 
meindevorfteher nicht immer die zur Grrichtung eines Teitaments ertorderlibe Be: 
fäbigung beißt und wo es zweckmäßig ericheint, in Notbiällen 3. B. den Pfarrer landes- 
geieglich für zuftändig zu erflären. 

2. WAusführungsgeiege. Nab Preußen Art. 50 wird die landesgeſetzliche 
Beſugniß bierzu auf den Juſtizminiſter delegirt (der Artifel ftellt ferner in Benutzung 
des in 8 2249 enthaltenen landesgeſetzlichen Borbebalts die „ſelbſtändigen Gutsbezirke“ 
den Gemeinden gleih. — Nab Sachſen 8 47 fann der Juſtizminiſter eine für die 
Gemeinde beionders beitellte Ortögerichtsperion ernennen. — Nach Baden SS 38, 39 ift 
in gewiſſen Fällen der Stabbalter tbeils neben, tbeils an Stelle des Gemeindevorftebers 
zuftändig. In Ermangelung deiielben oder im Berbinderungsiall der Vorſitzende des 
für diefen beitellten Berwaltungsratbs bez. der Bürgermeiiter einer benachbarten Ge: 
meinde. — Nab Heſſen A-Freiw Geſ. Art. 130 der Ortögerichtsvoriteber. — Nadı 
Medlenburg: Schw. $ 262, «Str. $ 250 für Urtichaiten, für die ein Gemeinde: 
verband nicht beitebt, der Träger der Urtsobrigfeit und der Ortsvoriteber. -— Nadı 
Oldenburg, Old. $35, Yib, $ 32, Birfenield S 79 kann wie in Preußen eine andere 
Perſon vom Juſtizminiſter beitellt werden. (Nah Birk, an Stelle des Echöffen oder 
neben dem Schöffen) - Nab ©. Altenburg $ 147 die für den Bezirk beitellte Orts: 


gerichtsperion, aber nur neben dem Gemeindevoriteber. — Reuß ä Y. $ 150 der 
Amtsſchulze. — Neuß. vs 135 ebenio. — Walde Art. 42 wie Preußen und 
Oldenburg. — Yubed S 149 der Vorſitzende des Hemeindevoritandes Lin gewiſſen 


Gemeinden der Bauernvogt“). — 
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Ergänzende Vorfchriften der Landesgefeße über die Errichtung von 
Teftamenten ıc. 
Artifel 151. 

Durch die VBorichriften der SS 2234 bis 2245, 2276 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs und des Artikel 149 dieſes Gejeges werden die allgemeinen 
Vorſchriften der Yandesgejege über die Errichtung gerichtlicher oder notarieller 
Urkunden nicht berührt. Gin Beritoß gegen eine ſolche Vorfchrift iſt, un- 
bejchadet der Vorichriften über die ‚Folgen des Mangels der jachlichen Zu— 
jtändigfeit, ohne Einfluß auf die Gültigkeit der Verfügung von Todeswegen. 

&. II 124; R.V. 151; Prot. S. 7195, 8939, 8940 (VIS. 458 —460; V &. 312). 


I. In den Borichriiten der 88 2234—2245, 2276 hat das B.G.B. Die 
Formerfordernifie eines ordentlihen Zejtamentes und Grbvertrags erihöpfend 
geregelt und dadurch die diesbezüglichen landesgeſetzlichen Vorſchriften, ſoweit ſie die 
Formierforderniſſe für die Gültigkeit aufſtellen, beſeitigt. Damit ſoll jedoch nicht in die 
Kompetenz der Landesgeſetzgebung eingegriffen werden, ergänzende Vorſchriften über 
die zu beobachtende Form und das bei der Errichtung der gerichtlichen bezw. notariellen 
Teitaments: und Grbvertragsurfunde zu beobachtende Lerfabren zu erlajien. Denn 
dieje Vorichriften gehören in das in dem B.G.B, nicht geregelte Gebiet der freiwilligen 
Serichtsbarfeit. Der vorliegende Artikel jpricht jedoch zur näheren Klarſtellung aus, 
daß dieſe Vorſchriften das Reichsrecht nicht in Anſehung der weientlihen Formerforder— 
niſſe ergänzen dürfen. 

2. Zu den dem Landesrecht vorbehaltenen Vorſchriften dieſer Art gehören Bor: 
Ichriften über die dentität oder die Geſchäftsfähigkeit des Werfügenden, Verbeſſe— 
rungen, Rajuren, Aenderungen, Beifügung von Siegeln ꝛc. x. Cs gebören an ji 
bierber aud diejenigen über die Zuſtändigkeit des inftrumentirenden Richters und 
Notars. 

Der vorliegende Artikel macht jedoch eine poſitive Ausnahme hinfichtlich 
der ſachlichen Zuſtändigkeit (ob Richter allein oder Notar allein zuſtändig iſt, ef. 
Art. 141 — welde Art von Richtern [ob Amysrichter oder Yandrichter ꝛc.] be. welche 
Art von Notaren [ob Gerichts-, Amts: oder nicht immatrifulirte Notare — Württem— 
berg] und welche Art von Gerichtöichreibern zuftändig tft), indem er der Landesgeſetz— 
gebung vorbehält, an die Verlegung diefer Vorichriften die Ungültigfeit zu fnüpfen. 

Hinfichtlich der landesgejeglichen Vorichriiten, welche entweder die Gerichte oder 
die Notare allein für zuftändig erflären, ef, Art. 141. — Bezüglich der örtlichen Zu— 
jtändigfeit befindet fich das Geſetz in Uebereinſtimmung mit * Mehrzahl der geltenden 
Geſetze, cf. VER. 1, 12873 Sächſ. B.G.B. $ 2093 u. 

3. Die Borfriften über die weientlichen — der gerichtlichen 
und bez. notariellen Urkunden ſind, wie hervorgehoben, nur hinſichtlich der Teſta— 
mente und Erbverträge im B.G. B. erfolgt. Aber auch hinſichtlich der übrigen 
Urkunden iſt diesbezüglich eine reichsrechtliche Regelung und zwar im Geſetz, betr. 
die Angelegenbeiten der freiw. Gerichtsbarkeit, SS 167 — 154 (X) erfolgt. Analog dem 
vorliegenden Art. 151 ift auch im jenem Gejep S 200 Abi. 2 ausgeiproden, daß ein 
Verstoß gegen die von der Yandesgeichgebung -- vermöge ihrer bier fih von jelbit 
(S 200 Abi. 1) ergebenden Kompetenz erlafienen ergänzenden Vorſchriften obne 
Einfluß auf die Gültigfeit der Beurkundung it, unbeichadet auch bier des Mangels der 
fachlichen Zuftändigfeit, ef. Bemerf. zu Art. 141. 

4. Die Ausführungsgeiege geben ſämmtlich unter Benußung des vorliegenden 
Vorbehalts und des in Art. 200 Freiw Geſ. gegebenen Vorbehalts unterſchiedslos für 
jämmtliche gerichtlihe und notarielle Urkunden, alſo auch für Teftamente, ſolche er: 
aänzenden Vorſchriften. Und zwar finden ſich dieſelben fajt ausnahmslos in den 
Ausführungsgelegen zum R.Freimw.Gel., wohin fie auch allein gebören. Vgl.: 

Preußen: A. freim.dei. vom 21. September 189 (G.S. S. 249 Art. 31 ff. 

Bapvern: Not.Sei. vom 9. Juni 1899 (Beil. zu Nr. 25 Gel. und Berordn. Bl. 
vom 12. Juni 1899 Art. 24 #f. 

Württemberg: A.G. 3. BSR. und deiien Nebengeiepen vom 25, Juli 1899 
N.G. Bl. S. 423 Art. 111ff. 
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Sachſen: Verordn. zur Ausführung eines Neichögel. vom 24, Juli 1849 Gel. 
und Berordn. Bl. S. 217 88 36ff. Verordn. zur Ausführung des Freim.&ei. vom 
25. Juli 1899 ebenda S. 246 SS 7 ff. 

Baden: A.Freiw.Geſ. (Nechtspolizeigeieß) vom 17. Juni 1899 (Gef, umd 
Verordn. Bi. S. 22m 88 SH ff. 

Heilen: A.G. 3. Freiw Geſ. => 18, a 1599 (RB. S. 257) Art. b5ft.; 
Not.Sei. vom Id. März 1899 (RR. u. 47) Art. 1 ff. 

Medlenburg: Shw., :Str.: A Verordn. 3. Freiw. Geſ. vom 9. April 1549 
(RB. S. 227 bezw. 237) SS 75 bei. TOff. 

Oldenburg: A.Freiw.Geſ. vom 15. Mai 1899 (G. Bl. ©. 437 88 15 ff. 

©. Weimar: A. freiw.Gei. vom 12. April 1899 (R.Bl. 207) Art. 28 ff. 

S Meiningen: A. Freiw. Geſ. vom 15. August 1899 (Samml. der Yand. 
Xerordn. & 397 ff.). 

S. ——— A.Freiw. Geſ. vom 4. Mat 1899 (G.S. S. 80) SS Mff. 
S.Coburg-Gotha: A.Freiw.Geſ. vom 23. Oktober 1899 (G.S. Nr. 6 
Art. 32H, Not. Geſ. vom 23. Oftober 1899 (G.S. ©. #21) Art. Lif. 

Shw.: Sondershausen: A.Freim.Gej. vom 29. Juli 1899 (8,8. &.871 88 27H. 

Schw.:Rudolitadt: A. sreim.Gei. vom 11. Juli 1899 (G.S. ©. 9) Art. 30 1r. 

Reuß ä. L.: A.Freiw. Geſ. vom 17. Mat 1848 (G.S. ©. 65) SS 38 ff. 

Neuß j. L.: ArFreiw.Geſ. vom 10. uch 1899 (G.S. ©. 46) 88 TH, 
Not.Ordn. vom 10, August 1899 (G,S. ©. 82) SS 1ff. 

i ee meig: A.Freiw. Geſ. vom 12. Juni 1899 (Gef. und Verordn.Bl. 
380) 88 

Anbalt: A.Freim.Gel. vom 12. Mai 1899 (G.S. S. 91) Art. 21 }F. 

Yippe: A.Freiw.Geſ. vom 17. November 1899 (G.5. ©. 507 ff.) SS 37 ff. 

SchaumburgsYippe: A.Freiw.Geſ. vom 16. Auguſt 1599 (Land. Verordn. 
S. 12788.) 88 27 ff. 

Walde: A.Freiw. Geſ. vom 11. Dezember 1899 (R.B. ©. 102) Art. 23 ff. 

Hamburg: A.Freiw.Geſ. vom 14. Auli 1899 (Amtsbl. S. 341) SS Lift, 
Not. Geſ. vom 29. Tegember 1849 SS Aff. 

Bremen: A. Freiw. Geſ. vom 18. Juli 1899 (G. Bl. S. 137 ff.) SS 36 ff. 

Yübed: A.Freiw.Geſ. vom 18, September 1899 (ei ab erordn. u. S. 34). 

Elſaß-Lothringen: AFreiw. Geſ. vom 6. November 1899 (G. Bl. S. 117 if.) 
gs Mff. 

5. An Anſehung der ſachlichen Zuſtändigkeit können die Landesgeſetze einmal ſchon 
kraft des Vorbehaltes des Art. 141 vorſchreiben, daß entweder nur die Gerichte oder 
nur die Notare zuſtändig find, vgl. Bem. zu Art. 141, ferner aber gemäß Art. 200 
RFreiw Geſ. in Ergänzung der reichsrechtlichen Borichriften der SS 167 R.Freiw.Geſ. 
weiter vorichreiben, daß unter den verichiedenen Gerichten bejondere Arten von Ge: 
richten, alio au neben den in $ 167 R.Freiw.Geſ. für zuftändig erflärten Amts— 
nerichten beiipielsweile die Yandgerichte, und unter den verichtedenen Arten von Notaren 
(Gerichts- Amts- oder nicht immatrifulirte Notare) eine dieſer Arten von Notaren 
fachlich zujtändig fein ſollen. 


Dieſe Borfchriiten über die fachliche Zuſtändigkeit werden durch ausdrüdlice 
Vorichriit des vorliegenden Artikels dabin ausgezeichnet, daß für fie die Negel des Sat ? 
des Artifels, wonach die Verlegung der Vorſchriften feine Ungültigfeit des Nectsafts 
zur Folge bat, nicht gelten joll. Mit den Worten „unbeichadet der Vorichriiten über 
die Folgen des Mangels der fachlichen Zuſtändigkeit“ bringt der Artikel zum Ausdrud, 
daß es bei den reichsrechtlichen und landesredtlidben Vorſchriften, wonad 
ein Verſtoß gegen die fachliche Zuständigkeit die Ungültigfeit des Nechtöitreits zur Folge 
bat, fein Bewenden baben ſoll. 


Nach reihsrechtliher Vorſchrift find aber ungültig die Nechtsafte, welche genen 
die reichsrechtliche Vorſchrift der nerichtlichen oder notariellen Beurfundung oder eine 
fraft des Norbebalts des Art. 141 nleichneitellte Beurfundung veritoßen, vgl. Bent. 4 
zu Art. 141. Einer ausdrüdlicen landesgeſetzlichen Vorſchrift über die Folgen gegen 
den Veritoß einer landesgeiekliben Vorihriit, welche beiipielsweile ausichlieglich die 
Notare für zuſtändig erklärt, bedarf es daber nicht. Wohl aber bedarf es einer folden 
Borichritt in allen den Fällen, wo etwa die Yandesgelege unter den verschiedenen Ge— 
richten und Notaren beiondere Arten von Serichten oder Notaren für fachlich zuftändia 
erflären. (Solche Vorſchriften find bezüglich der bier in ‚srage fommenden Urfunden 
bislana nicht ergangen.) 
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In diefem Sinne iſt die Streitfrage zwiſchen Dorner, Schneider, zrob: 
Birfenbihl einerjeits und Schultze— Görlitz, Jaſtrow, Weister, Rausni 6 
andererſeits (vgl. die Artifel von Dorner im „Recht“ 1900 ©. 474 ff. ©. 505 ff.) u. 
E. zu enticheiden. 


Wirkungen der Redjtshängigkeit. 
Artifel 152. 

Unberührt bleiben die landesgejeglichen VBorjchriften, welche für die 
nicht nach den VBorjchriften der Givilprozekordnung zu erledigenden Rechts— 
jtreitigfeiten die Vorgänge beitimmen, mit denen die nach den Vorjchriften 
des Bürgerlichen Gejegbuchs an die Klagerhebung und an die Nehtshängig 
feit gefnüpften Wirkungen eintreten. Soweit jolche Borichriften fehlen, finden 
die Vorjchriften der Givilprozeßordnung entjprechende Anwendung. 

E. 152; E. Il 125; RB. 152; Mot. zu 51, 52 ©. 177-179; Prot. S. 8855 
(VI S. 408). 

1. Bedeutung des Borbehalts. Derielbe überläßt alio der Landesgeſetzgebung, 
zu beitimmen, was unter Klagerbebung bez. Rechtshängigkeit bei Prozeſſen 
zu verjteben it, welche den landesgejeglihen Verfahrensvorſchriſten unterliegen. Der 
Artifel entbält, richtig aufgefaßt, zwei verihiedene Vorſchriften, nämlich 
a) einen Vorbehalt für die Yandesgejekgebung, b) eine materiell reichs: 
rechtliche Vorſchrift. 

a) Was den Vorbehalt für Die Landesgeſetzgebung anbelangt, jo iſt derſelbe 
überflüffig. Die Beitimmung des Zeitpunftes des Prozeßbeginnes bei den landeögeiek: 
lichen Prozeduren iſt an ſich eine reine Verfahrensvorſchrift und wird gemäß Art. 55 
E.G. ſo wie ſo nicht berührt. Ebenſowenig werden aber auch diejenigen Vorſchriften 
der Landesgeſetze berührt, welche an den Vorgang des Prozeßbeginns materiellrechtliche 
Wirkungen in Anſehung des in iudieium deduzirten Anſpruchs knüpfen, es ſei denn, 
daß dieſe Regelung im B. G. B. ſelbſt erfolgt iſt. Unzweifelhaft aufrecht erhalten ſind 
diejenigen landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche den Einfluß des Prozeßbeginns analog 
den Vorſchriſten der SS 265, 266 C. P.O. (Uebertragbarfeit der res litigiosa) geſtalten. 
Der Art. 51 Entw. I, welder dieje Konſequenz ausdrüdlih ausſprach, wurde bei 
der 2. Berathung Brot. 5854 als bei richtiger Interpretation ſich von jelbit ergebend 
geſtrichen. 

b) Was die materiell reichsrechtliche Vorſchrift dieſes Artikels anbelangt, fo 
ipricht dieielbe aus, dak, wenn in dem landesrechtlichen Verfahren der Zeitpunft des 
Prozeßbeginns firirt iſt, fih an denjelben die gleihen Wirfungen knüpfen follen, 
welhe das B.G.B, an den Zeitpunft der Klagerbebung bez. Nectsbängigfeit im 
Einne der C.P.O. knüpft, daß alio in fomeit die Souveränität der Yandes: 
geiehgebung auf dem Gebiet des durh die E.P.O. nicht geregelten materiellen 

Prozehrehts aufgehoben iſt. Die Vorſchriit enthält nichts weiter als eine Verall— 
gemeinerung bes gleichen, fhon in $ 220 8.8.8. ſpeziell für die Wirfung der Rechts: 
bängigfeit in Anſehung der Verjährung ausgeſprochenen Grundiages auf die übrigen 
im B. G. B. geregelten Wirkungen der Rechtshängigkeit und hätte ſomit im B.G. B. 
ſelbſt einen richtigeren Platz gefunden. 

Die Faſſung des Artikels bringt dieſe geſetzgeberiſchen Gedanken nicht klar zum 
Ausdruck. Sie enthält in den Worten: „mit denen die ꝛc. an die Rechtshängigkeit 
geknüpften MWirfungen eintreten” eine petitio prineipii, bez. giebt zu der Auffaſſung 
Raum, als ob die Yandesgeieße es in der Hand hätten, die bez. Wirfungen eintreten 
zu laſſen oder nicht. 


2, Klageerhebung und Nehtshängigfeit. Der Zeitpunft der Stlageerbebung iſt 
nah der R.EB.DO., unbeichadet der Vorſchrift des S 204 dai., der Jeitpunft der lage: 
zuitellung bezw. des mündlichen Vortrags SS 253, 263, 490, 278, 280, 281, 500, 
519, 268, 269, der Zuitellung ded Zahlungsbefehles, $ 693, der diefen Akten im 
ihiedsrichterlihen Verfahren SS 1025 ff. gleihfommende Alt; cf. $ 220 eit. B. G. B. 
We die EP.O. für das Ichiedörichterliche Verfahren, jo baben freilih die Yandes- 
aeiepe regelmäßig beiondere Vorſchriften über den Piozeßbeginn in den ihnen vor— 
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behaltenen Prozeduren nicht aufgeitellt. Gind diesber. Beitimmung entbält aber bei: 
fpielöwetie S 37 (38) des Gel. vom IS, Februar 1580, betr. das Berlabren in Aus⸗ 
einanderießumgsiahen: Der Prozeßbeginn erfolgt durch Einreichung der Klage bei dem 
Kommiſſar oder durch Erklärung zu kommiſſariſchem Protokoll bez. durch Geltend— 
machung der Klage in der Inſtruktionsverhandlung. 

Soweit landesgeſetzliche Borichriiten feblen, müſſen die Borjchriiten der G.P.C 
entiprehende Anwendung finden (Sak 2 des Art.). 

3. Borihriften des B.6G.B. über die Wirkungen der Nlageerhebung und 
Nechtsbängiafeit: binfichtlih des Einfluſſes auf die Verjährung und Erſitzung SS 209 
bis 215, 220; binfichtlich der Steinerung und Modifikation des beanspruchten Rechtes 
bei. der Schuldverbältniiie S 292, der Gigentbumsaniprühe SS 987-989 (1007, 
1008), des Grbbaurebts S 1017, des Niekbraubs S 1065, des Pfandrechts 8 122., 
des Erbſchaftsanſpruchs SS 2023, 2029; cf. auch fernere "Wirkungen im einzelnen: 
8$ 291, «8b, 818, 910, 1002, 1259, 12%], 1341, 1422, 1425, 1431, 1479, 1498, 150, 
1542, 1548, 1613. 

4. Nedıtsitreitigfeiten, die nicht nad den Boricriften der Kivil- VProseh: 
Ordnung zu erledigen find, find jolche, weldhe gemäh S 3 E. G. 3. E. P.O. und S 14 
G. V. G. zur Zuftändigfeit der Verwaltungsbebörden, Verwaltungogerichte oder reiche: 
geieplich zugelaiienen beionderen Gerichte gebören, bei. gemäß S 3 Abi. 2 end. zwar 
den ordentlichen Gerichten belasien, aber einem abweichenden Verfahren unterworfen find. 

a) Hinfichtlib der Berwaltungsaerichte vol. Preuß. Gel, über die Alla. 
Landesverw, vom 30, Juli 1883 ST, IS 61 48.5 Zuſtändigkeitsgeſetz vom 1. Auguft 1>>. 

In Bavern: Gei., die Errichtung eines Verwaltungsgerichtähofs u. ſ. w. betr., 
vom 8. August I878. 

Sachſen: Gel, das Verfahren in Adminiftrationsjuitisfahen betr., vom 
30, Januar 1535 nebit Gef. vom 5. Januar 18:0, 

Württemberg: Gel. vom 26, Tezember 1876, 

Raden: Gef. vom 14, Aunt 1854, die Verwaltungsrectöpflege betr. 

Selten: Gel. vom 12, Aunt 1874 u.a. m. 

b) Als beiondere Gerichte find zugelaſſen (3 14 G. B.G.): 

a) die auf Staatövertränen berubenden Rheinſchiffahrts- und Elbzollgerichte. 
Preußen: Sei. vom 8. und 9, März 1859 &,5. 129}. — Bayern: A.G. 3. G.B.G.: 
Rerordn. vom 18, Juni 1879. — Sadien: Verordn. vom 8, September IN7%. — 
Baden: Verordn. vom 24, Juni 1879, 

3 Marargerichte zur Entſcheidung von bürgerl. Nectöitreitigfeiten bei Ab: 
löſungen, Verfoppelungen und Auseinanderiegungen; Preußen: Gel. vom 18. Fe 
bruar IS80 u.a. 

;) Gemeindegerichte mit der Beichränfung gemäß S 14 Nr. d G. V. G. mur 
bis 60 Dart, nur unter Semeindeanfälligen und nur proviloriich): Württembera: 
A.G. z. E.P.O. 5 -12: 3 Mitglieder des Gemeinderatbes. — Baden: E. G. 3. R.Juſt. G. 
ss 115ff.; Sei. vom 16. April 1886 (Bürgermeiiter). 

d) Gewerbegerichte Art. 1202 R.Gew. O. Tas Verfahren und die Or: 
ganiſation dieier Gerichte iſt jedoch jekt reichsrechtlich gerenelt, N.G. vom 29, Juli 
1890 (R. G. Bl. 14h), ef. näberes bei Schmidt, Lehrbuch der Deutſch. E. P. Leipzig 1888. 

d. Soweit im EG. beſtimmte Materien der landesgeſetzlichen Regelung über: 
laſſen sind, bleibt die Zuſtändigkeit derſelben in Anſehung des materiellen Prozeß— 
rechts ohne Weiteres auch in Anſehung etwa zu erlaſſender abweichender Vorſchriften 
von den oben gedachten Beſtimmungen des B.G. B. begründet. 


6. Finichlägine landesgeieglihe Vorſchriften finden fich zum Theil in den oben 
erwähnten älteren Gelesen, Wustührungsbeitimmungen find im Allgemeinen wicht 
ergangen. Vgl. aber 3. B. Heſſen: Art. ?1: Bei Anfprücden, die vor einem Ber: 
waltungsgericht oder einer Verwaltungsbebörde geltend zu machen find, treten Die 
Wirkungen der Rechtshängigkeit mit dem Zeitpunft ein, in welchem der Anfpruc bei 
dem Berwaltungsgericht oder der Verwaltungsbehörde, durch Ginreihung eines Schrift— 
ſatzes, durch eine Frflärung zu Rrotofoll oder durch einen auf mündliches Borbrinaen 
in den Aften niedergelegten amtlichen Vermerf geltend gemacht wird. Die Vorſchriften 
der C.P.O. nach welchen die Nechtshangigfeit mit der Geltendmachung eines Anspruchs 
in eine MEN Nerbandlung eintritt, finden entiprehbende Anwendung. al 
auch Art. 22 1. e. 


Dierter Abſchnitt. 
Uebergangspvorjchriften. 
Einleitung. 


I. Am Gegenjaß zu den meisten bisherigen Kodififationen enthält 
das B.G.B. weder in jeinem Tertnodh im Einf.Geſ. allgemeine Bejtimmungen 
über Die zeitlihe Wirkſamkeit der Gefege. Die Gründe hierfür jind in den Motiven 
zum Allg. Theil I p. 19—24 eingehend erörtert. Man war in Uebereinſtimmung mit 
bervorragenden Scriftitellern der Anficht, dag ein allgemeingiltiges Prinzip fich 
überhaupt nicht formuliren laſſe und daß der Grundfak, „Geſetze haben feine rüd: 
wirfende Kraft“, wie er der jetzt allgemein berrichenden Lehre entipricht, ſich deshalb 
nicht verwerthen lajie, weil das Wort „Rüdwirfung” einen allgemein jeititehenden 
Beariff nicht wiedergebe, diejes Wort vielmehr in der Wiffenichaft und Praris in der 
verschiedensten Bedeutung genommen werde. Abnelehnt wird insbejondere auch der 
Geſichtspunkt der „wohlerworbenen Rechte”, weldher aber neuerdings von Gierke 
(Dentih. Priv. T p. 186 5F.) in beifallswürdiger Beihränfung wieder zur Geltung 
gebradt iſt. | 

Das Geſetz beichränft fih demgemäß darauf, in dem vorliegenden Abichnitt 
durch eine Neibe pofitiver Finzelvorichriiten das Verhältniß des B.G. B. zu den bei 
Anfrafttreten dejielben beitebenden Nechtsverhältniffen in den wichtigsten Beziehungen 
flar zu stellen. 


II. Dieier Standpunft des Geſetzgebers iit mit gewiſſem Necht von der Kritik 
angegriffen. Es ergeben fid beim Danget eines einheitlihen Prinzips erhebliche 
Zweifel injoiern, als 

l. für eine Reibe von Rechtsverhältniſſen überhaupt feine pafiende 
KXollijionsnorm eriftirt, 

2. die Negeluna aud der vorhandenen Kollilionsnormen nur eine 
unvollftändine iit, 

3. endlih inſoweit, als die Regelung im Ginzelnen vielfah der 
erforderlihen Beitimmtbeit und Unzweideutigkeit entbebrt. 


In jedem Fall wird es daher Aufgabe der Wiſſenſchaft fein, ein im Allgemeinen 
giltiges, leitendes Prinzip, nad weldem die Yücen des Geſetzes auszufüllen find, zu 
finden. Tie Motive jcheinen das freilich nicht anzuerfennen, indem fie ausführen, 
daß die zeitliche Tragweite eines Geſetzes im speziellen Falle durb Auslegung des 
maßgeblichen Geiegeswillens zu erforichen fei, ſie können aber nicht umbin einige 
allgemeine Grundſäte zu formuliren: „Es fomme bei der Auslegung zunächſt in 
Betracht, daß Geſetze regelmäßig die Beitimmung haben, die rechtlihe Geftaltung der 
Gegenwart und Zukunft zu ordnen, und daß die diefem Zweck dienende abitrafte 
Norm eben deshalb diejenigen Thatbeitände ergreifen und diejenigen Verhältniſſe 
rechtlih ausprägen wolle, welche während ihrer Geltung ſich verwirklichen. An dieie 
Betrahtung reibe ſich beftätigend umd ergänzend die weitere Grwägung, daß der 
Staat ald Hüter der Nectsordnung mit ſich selbit in Widerſpruch treten würde, 
wenn er den ımter dem Schuße jeiner Geſetze und deren Garantie gebörig erworbenen 
und begründeten Necdten und Nechtsperhältniiien ſpäter ihre Wirkſamkeit in willkür— 
liher Weife wieder entziehen wollte.” Des Weiteren wird dann (a. a. O. p. 22 
folgendes ausgeführt: „die Gründe, welche dazu führen, daß ein Nectsiag feinen 
Herrichaftsbereih über die gewöhnlichen Grenzen binaus erjtredt, find verichiedener 
Natur, Bolitiiche, ſoziale, wirtbichaitliche, etbiiche Rückſichten können beitimmend fein. 
Ton Bedeutung iſt im Beionderen die innere Berſchiedenheit des Rechtsſtoffs. Das 
Gebiet der Schuldverhältniiie it der Privatautonomie im weiteren Umfange frei: 
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gegeben ald das Gebiet des Sachenrechts; die Forderungsrechte fteben zu ihrem Ent: 
ftebungsgrunde in innigerer Beziehung als die dinglihen Rechte. Rectsänderungen, 
welche beitebende Schuldverhältnifie betreffen, treffen, weil fie der Regel nab dem 
Privatwillen freigegeben find, die individuelle Nechtöipbäre empfindlicher, als Aende: 
rungen, welche den Inhalt dingliber Rechte zum Gegenstand haben; andererieitä legt 
die abjolute Natur der auf die Dauer berechneten dinglichen Rechte dem Geſetzgeber 
die Ginwirfung auf die beftebenden Nechtögeitaltungen näber, als die relative Natur 
der der Grledigung zuitrebenden, vorübergehenden Forderungsrechte. Auf dem Gebiet 
des Familienrechts verbält es jih ähnlich wie auf dem Gebiete des Sachenrechts; die 
reinen Familienrechte find vorwiegend nur die Kehrſeite von Pflichten, die, in der 
Sphäre der Sittlichfeit wurzelnd, zu Rechtspflichten erhoben find; der Gemeinmwille 
bat deshalb auch bier bäufigere und dringendere Veranlaſſung, ſich mit befonderer 
Energie zu bethätigen.“ Von den erbredtlihen Verhältniſſen iſt an dieier Stelle 
nichts gejagt. 

III. Für die Interpretation werden aud künftig die allgemeinen Grundjäge 
der bisherigen Kodififationen über Die zeitliche Kollifion nicht ohne Bedeutung fein. 
Auf positive Geltung können fie freilich feinen Anſpruch mehr mahen. Denn wenn 
diejelben auch als Normen des öffentlichen Rechts an ſich dur das Kodififations: 
prinzip des Art. 55 E. G. nicht getroffen worden, jo find jie doch lediglich als geſetz— 
liche Uebergangsbeitimmungen für das jeweilige Geiles im Verhältniß zu dem dieien 
vorausgebenden Rechtszuſtand aufzufaflen, auch wenn die allgemeine Formulirung 
der Normen — ef. . B. $ 17 Einl. 3. Preuß. VER. — eine andere Auffaſſung nabe 
legt. Aus dieſem Grunde kann daher auch von einem stonflift, wie er uns in 
Geſtalt der Rückverweiſung im Internat. Privatrecht Artikel 27 begegnet, bier nicht 
die Rebe jein. 

Die frübere Yitteratur über die Grundſätze der zeitlihen Kolliiion der 
Geſetze ift in umfajlender Weile zuſammengeſtellt und fritiich beſprochen bei Pfaff 
und Hofmann, Grfurie zum Deitr. BGB. Wien 1889 Ip. 114—123, 296 350, 
deögl. bei Göppert (Eck), Jahrb. für Dogm. 1854 XXI p. 1ff. Dieſe beiden 
Shriftiteller geben auch eingehende neue dogmatiſche Unterſuchungen, vol. ferner die 
Litteraturüberficht bei Gierke Deutich. Priv. I p. 186. 

Aus der neueren Litteratur über die Llebergangsbeitimmungen des B.G.B. 
it bervorzubeben: Habicht: Tie Ginmwirfung des B.G. B. auf zuvor entitandene 
Rechtsverhältniſſe („Fragen der Lebergangszeit”), Jena IL, Aufl. 1900, 8. Lehmann: 
Die zeitlihe Anwendbarfeit der Beſtimmungen des neuen H.G.B. (Zeitſchrift für 
das geſammte Handelsrecht 48, ©. 1120), Fuchs in Gruchots Zeitichriit Bd. 44, 
S. 1-64; ferner Scherer, Kommentar zum E.G. Erlangen 1899, 1900 nebit Er: 
gänzungsheit: „Das erite Jahr des B.G. B. = Grlangen 1901 und Wagner, Kommentar 
zum 6.6), Minden 1899 (Theil des Staudinger'ihen Kommentars); endlich das 
noch unvollenbete Werf von Aifolter,. das intertemporale Privatrecht (Veipzig 1901). 

Mehr oder weniger umfaſſend werden die Lebergangsbeitimmungen des E.G. 
auch in den neueiten befannten Yehrbücern über das B.G.B. beſprochen, desgleichen 
in den Kommentaren zu den einzelnen Ausführungsgeiegen. 

Die einschlägige Yitteratur für die einzelnen pofitiven Webergangsvorichriften 
wird a — Stelle beſprochen werden. 

. Folgende allgemeine Grundiäge fünnen der Ginzelbeiprebung voraus: 
a a Der oberite Grundiag lautet: Jedes Rechtsverhältniß gehört 
Dem Rechte der Zeit an, in welder es begründet üt. (Gntiprehend wird vielfach 
für das Gebiet des Anternationalen Privatrehtö der Grundſatz aufgeitellt: „Jedes 
Rechtsverhältniß gebört dem Gebiet an, in weldem es begründet it“; indeß wird bier 
zumweilen nicht der Zeitpunft der Begründung, jondern derjenige des Wirfens für ent: 
icheidend erflärt.) 


Diejen Grundſatz kann der Geſetzgeber auch bier nur wie im Anternationalen 
Privatrecht in den Grenzen feines Zujtändigfeitbereichs zur MAnerfennung 
bringen, ef, oben Borbem. IV. zu Art. 7 ff. ©. 14; alio nicht für alle Zukunft, jondern 
nur für das Verbältuik des B.G.B. zu dem vorbergebenden Rechtszuſtand. Auch 
nicht für die geſammte Vergangenheit ſchlechthin, ſondern unter Wahrung der ſeitens 
der früheren Geſetze im Verhältniß zu dem dieſen vorausgehenden Rechtszuſtand auf— 
geſtellten zeitlichen Kolliſionsnormen, mögen ſie nun dem Prinzip entſprechen oder 
nicht. Wal. hierzu Art. 27 Note Ib und Art. 189 Note 10. Konkret gefaßt lautet 
alio der obige Grundſatz: Gin vor dem 1. Januar 1900 begründetes Nedts: 
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verbältniß wird ſowohl hinſichtlich der Vorausſetzungen ſeiner Be— 
gründung als auch hinſichtlich der ſeinen Inhalt ausmachenden Wirkungen 
nach dem — Recht beurtheilt, gleichviel ob dieſe Wirkungen vor 
oder nach dem Januar 1900 ſich entfalten. In dieſem Sinne iſt der 
Grundſatz ——— haben feine rudwirkende Kraft“ auch für das B.G. B. als voll— 
gültig anzuerkennen. 


I. Hinſichtlich der Vorausſetzungen ihrer Begründung iſt dieſer Grundſatz 
unbedingt für ſämmtliche Rechtsverhältniſſe anzuerkennen. 

a) Denn auch diejenigen Uebergangsbeſtimmungen des E.G. welche ausnahms— 
weiſe eine Rückwirkung des neuen Geſetzes ſtatuiren (vergl. Art. 180, 181: Beſitz, 
Eigenthum; Art. 199: Ehe; Art. 203: Verhältniß von Eltern zu Kindern) ordnen dies 
felbe nur in der Weile an, dak die Wirkungen des Rechtsverhältniſſes vom 1. Januar 
1900 an dem neuen Recht unteriteben, laflen aber den Begründungsaft bz. die Vor: 
ausiegungen feiner Exiſtenz dem bisherigen unterliegen. Theils wird dies ausdrüdlich 
ausgeiproden, ef. Art. 198, 207, 209, theils ergiebt jih das aus der Faſſung der 
einzelnen Artikel, ef. Art. 180, 181. — 

b) Keine Ausnahme des Grundfages liegt darin, daß die Statusver:- 
hältniiie, der perionenrechtliche Zuſtand in Folge Alters, Gebrechlichkeit ıc. alsbald 
dem neuen Recht unterliegen. Denn bier fann von der Begründung eines Rechts— 
verbältniiies regelmäßig nicht die Nede jein. Verlangt aber auch bier das Geſetz einen 
civilrechtliben Begründungdaft, 3. B. Volljährigfeitserflärung, Entmimdigung, fo unter= 
liegt dieſer Nechtsaft der Negel gemäß wiederum dem bisherigen Recht, unter welchem 
er jih vollzogen bat (vgl. die Faſſung der Art. 143 -— 156). 

ce) seine Ausnahme des Grundiates liegt ferner darin, daß das neue Gejeh 
jih vor bloßen Hoffnungen und Erwartungen nicht zurückzieht, 3. B. vor der 
Ausiicht zu erben (vor dem Tode des Erblaſſers) arg. Art. 213, vor dem Begründungs: 
aft eines Rechtsverhältniſſes, jofern deſſen Thatbeitand noch unfertig tft, 3. B. bei der 
Verjährung Art. 169, Am letteren Fall fannn jedoch binfichtlich des unter der Herr: 
ſchaft des bisherigen Rechts vollgogenen Theiles des Thatbeitandes der Einfluß des 
bisherigen Nechtes nicht ignorirt werden, vgl. Art. 169 Abi. 1 Sa 2. 

d) Bofitive Ausnahmen jtatuiren aber: Art. 176 Satz 2 und Art. 198, ferner 
in gewiſſem Sinne Art. 175, 196 u. 197 (vgl. Bem. zu diefen Artikeln). 

e) Macht hiernach das Geſetz von dem Grundſatz der Nichtrückwirkung nur 
geringe Ausnahmen, jo läht es in einen Falle vielmehr umgefebrt das bisherige 
Recht tortgelten, auch wenn der Begründungsaft bereitsnach dem I. Januar 1900 
fällt. gl. Art. 189: Erwerb von Rechten an Grunditüden vor Anlegung des Grund: 
buchs m. auch Art. 197). 


Oinſichtlich der Wirkungen eines Rechtsverhältnifſes gilt regelmäßig der 
gleiche Grundiat wie binfichtlih der Worausiekungen, Es iſt dDaber für die über: 
wiegende Mehrzahl der Rechtsverhältniſfe aub das Prinzip der Nicht- 
rüdwirfungdesneuen Gejeßesinden folgenden llebergangsbeitimmungen 
pojitiv anerfannt. So für das geſammte Gebiet der Schuldverbältniiie Art. 170, 
die dinglicen Rechte Art. 154, 181 Abi, 2, 152--183, 179, 168 (über die zum Tbeil 
nur beichränfte Ausnabme beim Eigenthum Art. 181, vgl. Bem. dort), für das ebeliche 
Süterrecht Art. 200, für die geſammten erbrechtlihen Verhältniſſe Art. 215, die Rechts— 
wirfungen der Todeserflärung Art. 158, 161, desgleichen in einigen ipeziellen Vor: 
schriften, die wiederum als Ausnabmebeitimmungen zu denjenigen Vorſchriften fiqnriren, 
welche das Prinzip der Nichtrückwirkung durchbrechen, die daher auch dort das Prinzip 
wieder zur Geltung bringen. Vgl. Art. 16i--167, 191, 208 Abi. 1 Cab ? 

Tas regelmäßig auch bier geltende Prinzip der Nidtrüdwirfung wird aber 
eingeichränft, bez: muß eingeihränft werden 

a) Durd eine Reihe von Ausnahmen, welde das Geſetz jelbit poſitiv normirt, 
indem es vorichreibt, dak für die — einzelner ſpeziell beſtimmter Rechts— 


verhältniſſe das neue Recht alsbald vom Jannar 1900 Anwendung finden ſoll, 
vgl. Art. 180, 181, 199, 204, 203 u. a. m. Die Zahl dieſer Ausnahmevorſchriften 
iſt — wenn auch an Aedeutung bei Weiten geringer — größter als die Zahl ders 


jenigen, welche die Regel wiedergeben. Denn auch von den Negelvorichriiten werden 

wiederum mebrfahe Ausnahmen gemacht. Val. Art. 170 mit Art. 171-177, Art, 154 

Eat ?, Art. 12—19. Die ausnahmsweiſe Anordnung der Nüdwirfung des neuen 

Geſetzes erfolgt theild in der Weile, daß das neue Necht ichlechtbin als anwendbar 

erklärt wird, 3. B. Art. 180, 181, Art. 174ff, 199 u. a, tbeils in der Weiſe, dat 
Niedner, Einführungsgeieh zum B.G. B. 2. Aufl. 19 
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das bisherige Rechtsverhältniß einem entiprechenden Nechtöverbältnik des B. G. B. an— 
gepakt wird, ef. Art. 192, 195 (Art. 153-156), 

Nur eine jcheinbare Ausnahme mahen auch bier die Borichriften über Die 
Statusverbältniffe, Art. 153156. Denn daß die Wirkungen eines perionenrectlichen 
Zuftandes, auch wenn bderjelbe auf einem civilrehtlihen Begründungsaft (Ent: 
mündigung, Wolljäbrigfeitserflärung) berubt, alsbald dem neuen Recht unteriteben, 
folgt aus der Gleichitellung der Wirkungen dieies fünftliben Status mit denjenigen 
des natürlichen Stans. Keine eigentlihe Ausnabme iſt es auch, wenn die Beſitz— 
verbältniffe vom 1. Januar 1900 an dem neuen Recht unterjtehen (Art. 180); denn 
bier liegt gleichialls "regelmäßig ein thatſächlicher Zuftand vor. Ueber Rechts— 
geichäite vgl. Vorbem. zu Art. 15. 

Dagegen entbalten folgende der erwähnten Vorſchriften wahre 
Ausnahmebeltimmungen von dem Prinzip der Nihtrüdwirfung: 

a) die das Familienverhältniß betreffenden Borichriiten, nämlich Die 
Art. 199: perlönlihe Beziehungen der Ehegatten; Art. 203: Nechtsverbältnik zwiichen 
Eltern und Kindern; Art. 208 Sak 1: Rechtsverhältniſſe der umebelihen Kinder; 
Art. 210: Vormundſchaft und Pflegſchaft; 

A) Art. 181: binfichtlih des Eigenthums (in gewiſſem Sinne); ferner 
Art. 192— 195: binfichtlih der Hypotheken und Grundſchulden; Art. 17-4 bis 
178: binfichtlih der Schuldverihreibungen auf Anbaber. 

y) Art. 1854 Satz 2: binfihtlib der Erbbaurechte und Grunddienit- 
barfeiten; Art. 171, 172: binfichtlich der Mieth- und Pachtrechte; Art. 173: hinsichtlich 
der Semeinihaiten nah Brucdtbeilen; 

Die Gründe, welche für die Statutrung der vorgedadhten NAusnabmevoricriiten 
maßgebend waren, find bei den einzelnen Kategorien derielben verichieden: 

Hinfichtlih der Kamilienverbältniiie (zu «) iſt das an der Regelung derielben 
erbeblich betbeiligte öffentliche Antereile, der Einfluß dieſer Negelung auf öffentlich: 
rechtliche Vorſchriften und Inftitutionen (4. B. Staatsangebörigfeitsgeleke), der tbeilmeiie 
öffentlich:rechtlihe Charakter dieſer Vorichriften, 3. 8. derjenige über das Vormund— 
ichaftsredht, der Zuſammenhang der lekteren mit den übrigen Vorſchriften des 
Familienrects, insbefondere auch jeßt mit dem Eberecht, 88 135° Abi. 2, 1358 Abi. 2, 
endlich der Juiammenbang mit Berfabrensvorichriiten enticheidend. — Aehnliche Gründe 
find maßgebend für die alsbaldige Geltung des neuen Nechts binfichtlih der Vor- 
ichriiten zu 3, bezüglich des Eigenthums, ſoweit fein Anbalt dur die öffentlich-recht- 
liben Beſchränkungen und die gleichfalls im allgemeinen Intereſſe erlaſſenen Nachbar: 
rechte beitimmt wird (ef. Bem. zu Art. 181), binfichtlih des Hypothekenrechts wegen 
jeines Zuſammenhangs mit der Örundbuceinrichtung, binfichtlih der Anbaberpapiere 
wegen des Zuſammenhangs mit den die Amortifation betreffenden Verfahrensvor— 
ſchriften. — Dagegen jind für die Ausnahmen zu lediglich Zweckmäßigkeitsgeſichts— 
punfte, die Beſorgniß vor der „langen Fortdauer“ ſolcher nah dem bisherigen Recht 
ausgejtalteter Berechtigungen, maßgebend geweien, und war deshalb auch die Rückwirkung 
bei der uriprünglicden Faſſung des Geſetzes in diejen Fällen nicht angeordnet (Artikel 103, 
104, 106 Entw. 1). 

Fin gemeinfames Prinzip für dieie Ausnahmevorſchriften läßt ſich nicht feititellen. 

Sehr bedenflic wäre es entiprechend der in Artifel 30 für das Internationale 
Privatrecht jormulirten Vorſchrift, ein ‘Prinzip dabin aufzuitellen, daß „die Rückwirkung 
des neuen Geſetzes in allen den Fällen zuläffig tt, wenn die Anwendung des bisherigen 
Geſetzes gegen die auten Zitten oder den Zwed eines neuen Geſetzes veritoken 
würde” (el. Sächſ. BG.B. $ 2) Die Kinichränfungen, welde dort dieſe allgemeine 
stlausel erfabren muß (ef. Bem. zu Art. 30), treiten in verftärften Maße bier zu, wo 
der Achtung vor der Souveränität der fremden Staaten die Achtung vor der eigenen, 
wenn auch früberen Rechtsordnung entipricht. 

Ansbejondere iſt es daber verfeblt, allen zwingenden Borichriiten 
des neuen Geſetzes, wie das in der Yitteratur zum BGB. ſchon zum 
Ihbeil vertreten wird, rüdwirfende Geltung zu vindiziren. Bedenflich 
erscheint auch die Abitellung auf den Begriff des probibitiven und reformatoriichen 
Gharafters. 

(Fr wird vielmehr beim Mangel potitiver Nücdwirfungsvorichriften regelmäßig 
da5 Prinzip der Nichtrückwirkung zu Geltung aebracht werden mütlen. 

Vergleiche das Nähere bei der Taritellung des Nechts der Sculdverbältniiie 


— 


Bem. IL 5 au Art, 170 S. 43., 
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b) Einer Einihränfung bez richtigen Begrenzung bedarf das Prinzip 
der Wihtrüdwirfung jerner auch da, wo es rein zur Geltung fommt, 
(oben zu ?) allgemein infoweit, als der Begriff der Wirfung eines Rechts— 
verhältniffes genau zu umgrenzen i 

Als Wirkungen eines Rechtsverhältniſſes, für weldhe das bisherige 
Recht fortgilt, fönnen nur ſolche angeſehen werden, die den eigentliden 
Inhalt deijelben ausmachen. Nicht hierher werden regelmäßig ſolche Wirfungen 
aebören, die erit durch ein an das Nechtöverbältnig von Außen berantretendes, daſſelbe 
beeinfluflendes Faktum vermittelt werden, ef. Göppert Jahrb. f. Dogm. 22 p. 125, 

Der Begriff des Inhalts eines Nechtsverbältnifies it je nach der Natur desjelben 
ein weitergebender oder engerer. Weitergebender fann er (4. B. in Anfehung der 
Folgen des vertragswidrigen Verhaltens) bei den Schuldverbältnifien fein, als bei 
dinglihen Rechten und Grbrecdten. Umgekehrt wird er bei dinglihen Nechten und 
Erbrechten weitergehender fein als bei Schuldverbältnifien, infofern er dort auch die 
Rectsbeziebungen zu dritten Perſonen (bei Erbredtsverbältnifien auch das Verhältniß 
su den Nahlakgläubigern) umfaßt, vgl. das Einzelne zu Art. 170, 181, 213. 

V, ie im Anternationalen Privatredht erbebt ſich aud bier die prinzipielle 
Vorfrage, welche Rechtsordnung enticheiden foll, wenn Das alte und das neue Nedt 
in der juriitiihen Terminologie, d. h. in der begrifflidhen Abgrenzung der einzelnen 
Rechtsverhältniſſe und Rechtsfiguren von einander abweichen. 

1. Man muß bier untericheiden: Soweit die Rechtsbegriffe geichichtlih ge— 
wordene Folgerungen aus der rechtlihen Natur und dem inneren Weien der Rechts 
verbältnifie find, kann ihre Beurtbeilung grundſätzlich auch nur nah der Rechts— 
ordnung erfolgen, welche für die Rechtsverhältniſſe jelbit maßgebend ift. 
Sehr bäufig aber bandelt es fihb nur um Konitruftionen, die an fi mit dem 
inneren Weſen des Nechtöinitituts nichts zu ichaffen haben, die vielmehr im Hinblid 
auf gewiſſe Gigentbümlichfeiten und Mängel des bisherigen Rechts aus Gründen der 
Praftifabilität geihaffen find. 

a) Hierbin gebören die mannigfachen Fiktionen des gemeinen Rechts, welche 
ſich im Anichluß an das frühere Aftioneniyitem erhalten baben. Tiefe fönnen gegen: 
über der neuen Rechtsordnung feinen Beltand mehr beaniprucen. So fanı der 
Umitand, daß das gemeine Recht den Anfpruch gegen denjenigen, qui dolo desiit 
possidere (unter der Fiktion der Fortdauer des Beſitzes auf der Glegnerjeite) als eine 
in rem actio auffahte, nicht dabin führen, diefen Anipruch dem Statut des Art. 181 umter: 
zuordnen und daber dieien Anſpruch, auch wenn er vor dem 1. Januar 1900 erwacien 
ist, nach neuem Necht zu beurtbeilen (vgl. meinen Auflag im „Recht“ 1900 ©, 183); 
umgefebrt kann der nah dem 1. Januar 1900 erwachene Scadenseriakanipruch 
negen denjenigen, welder in Folge Verzuges oder ſchuldhafter Weile berbeigetübrter 
Unmöglichkeit der Erfüllung fih außer Stand geſetzt bat, den uriprünglichen Gegenitand 
eines vor dem 1. Januar 1900 entitandenen Sculdverbältniifes zu liefern, nicht 
deshalb gemäß Art. 170 nad bisherigem Recht beurtbeilt werden, weil das bisherige 
Recht (unter der Fiktion des Fortbeitandes des urſprünglichen Obligationsgegenitandes) 
eine Klage aus dem urfprünglicen Schuldverbältnig gewährte (vgl. meine Aufläße: 
„Recht“ 1900 S. 142 FF., ebenda ©. 477 tF.) u. a. m. 

b) Mitunter berubt die juriitiiche Begriffsbildung des bisherigen Rechts auf 
rein formal geſetztechniſchen Erwägungen Auch bier fann der Kortbeitand 
jolcher Konftruftionen nicht anerfannt werden. So ordnet das Pr. WER die von 
dem B.G.»B. als „Erbbaurechte“ bezeichneten Rechte in den über die Grundgerechtig⸗ 
feiten handelnden Titel unter, vgl. 1, 2288 243 ff. AN. ES kann aber nicht zweifelhaft 
jein, daft dieſe Grundgerechüglellen des 54 Rechts etwa num der für Grumdgerechtig: 
feiten in Art. 184 gegebenen llebergangsnorm gut unterwerfen, alio im Sinne dieſes 
Artikels umzumandeln find. Sie bleiben vielmehr in Gemäßheit der für Erbbaurecte 
gegebenen Uebergangsnorn aufrechterhalten. So beseihnen ferner die bisherigen 
Hypothekenordnungen für Mecdlenburg die dort beitebenden, der Grundſchuld des 
3.6.2. begrifflich entiprehenden jelbitandigen dinglichen Belaftungen als „Hupothefen” 
im Gegenjaß zu der nemeinrectlihen Auffaſſung, welde jenem Begriff lediglich die 
acceſſoriſchen Piandrebte an Grundstücken unterordnete. 65 liegt aber Far, auch 
ohne ausdrüdlichen Ausipruch der bez. Ausführungsgeſetze (vgl Medlenburg- Schw. 
197, Str. 195), daß diele Kapitalpoſten obne Weiteres der jür Grundihulden in 
Art. 195 gegebenen Uebergangsmorn unterliegen müſſen. 

ec) Soweit nach Vorſtehendem nicht lediglich Konitruftionsiragen des 
bisherigen Rechts vorliegen, mul der Grundſatz der Nichtrückwirkung aud für 

19* 
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die Enticeidung der redtlihen Natur eines aufredterhaltenen Rechtsverhältniffes 
Anwendung finden. (A. Meinung Habicht ©. 14ff.) Zu den in Art. 154 aufrecht: 
erhaltenen Erbbaurechten des bisherigen Rechts gebören daber nicht nur die Nechte 
im Sinne des $ 1012 B. G. B. fondern auch die bisber möglichen juperfiziariichen 
Rechte an einzelnen Stodiwerfen eines Gebäudes. Als Vater im Sinne des Art. 208 
Abi. I iſt Icdiglich derjenige aufzufafien, der nach bisberigem Recht als Vater in An- 
ipruch genommen werden fonnte. Gbarakteriftiih ift der Art. 155, wo der „wegen 
Geiſteskrankheit Entmündigte” des bisherigen Rechts dem „wegen Geiſteskrankheit 
Entmündigten“ nad jekigem Recht gleichgeitellt wird; vgl. dort ©. 305 Bem. 2. 

Die Ausführungsgeiege baben bäufig, wo die Augebörigfeit eines Rechts— 
verbältnifies zu einer beitimmten Kategorie nach bisherigem Recht zweifelhaft war, 
eine geießlihe Teflaration vorgenommen (eine Mahregel, zu welcder fie zweiiellos 
nicht zuftändig waren, wenn man den bier vertretenen Standpunft nicht tbeilt). So 
deflarirt Preußen: A.G. Art. 46 8 2,5082, 51 8 4 die nad vericiedenen Güter: 
rechtöinitemen beitebenden Erbrechte des überlebenden Gbegatten als „erbrecdtliche 
Wirfungen des Güteritandes“, um fie gemäk Art, 200 aufrecht zu erbalten und dem 
neuen Recht gemäß Art. 215 zu entzieben. So geben eine Reihe Ausführungsgeſetze im 
Gebiet des franzöliihen Rechts geſetzliche Deklarationen für das nad feiner rechtlichen 
Natur zweifelhafte Nectsinititut des Neitliationsrechts, um deſſen Aufrechterbaltung 
gegenüber Art. 181, gemäß Art. 170 und 154 zu fihern (vgl. Bem. zu Art. 181, 1m), 
So entziehen Heilen: Art. 223, Elfaß:totbringen: A.G. z. G.B.O. $ 23 die 
Antichreie der Ueberleitung durch Art. 192, indem fie dieſes Rechtsverhältniß für ein 
perſönliches Recht erflären ꝛc. ıc. 

d) Die Beurtbeilung der rechtlichen Natur eines Rechtsverhältniſſes nach bis— 
berinem Recht muß auch dann erfolgen, wenn das E.G. nur die Anwendung einzelner 
Vorſchriften des B. G. B. auf beitebende Rechtsverhältniſſe anordnet. So ift der S 1017 
B.G. B. gemäß Art. 154 Sab 2 nicht nur auf Erbbaurechte im Sinne des BGB., 
fondern auch auf die beftebenden, jeßt nicht mehr zuläſſigen fuperfigiariihen Rechte an 
einzelnen Stodwerfen anzuwenden; a. Mein. Habicht ©. 315. Die SS 1020 bis 
1028 BGB. finden Anwendung auch auf ſolche Grundgerechtigkeiten des bisherigen 
Rechts, welche einen gemäß S 1019 nicht zuläſſigen Anbalt baben u. a. m. Hierher 
nebört auch die ‚frage, was unter einer vorber ausgejtellten Schuldverichreibung im 
Sinne des Art. 174 zu veriteben iſt; vgl. Ben. dajelbit. 


2, Nur wenn das E.G. in feinen pofitiven lebergangsbeitimmungen ein 
Reditsverhältnii vom 1. Januar 1900 ab völlig unter das neue Recht unterordnet, 
dann mu ſich auch das, was unter einem folden Rechtsverhältnißß zu dveritchen 
it, nach dem neuen Necht richten. So umfaht der Ausdrud Dienitvertrag in Art. 171 
nicht nur die Dienitverträge im Sinne des bisherigen Nechts, jondern auch die ent: 
neltlihen Geihältsbelorgungen, welche nach bisberigem Recht als Austragverbältniiie 
aufgefaht wurden; arg. S 675; der Ausdrud „Beſitzverhältniß“ in Art. 150 umfaßt 
auch die nemeinrectliche Tetention. Andererieits begreift der Ausdruck „Erbgerichts— 
vertrag” in Art. 217 lediglich die Erbentjaqungsverträge der SS 2346 ff, nicht auch die 
Erbentſagungsverträge des Preuß. AUR, A, 128 649) im sich, u. a. m.; ebenio 
bier Habicht S. 143 vgl. auch Zitelmann IS 241, und für ähnliche ragen auf 
den Webiet des Handelsrechts Yebmann ©. 41, 57. 


VI Der Girundiaß, daß die Vorausſetzungen der Begründung eines jeden, auch 
der libergeleiteten Rechtsverhältniſſe nach bisherigem Necht zu beurtbeilen find, bringt 
das ES. dadurch zum Ausdrud, daß es die Vorschriften des neuen Rechts auf die 
„beitebenden Rechtsverhältniſſe“, vgl. Art. 180, I81, 192, oder „die vorber 
entitandenen Nedtsverbältniiie”, val. Art. 174, anordnet bezw. die Anwendung 
Dieter Borichritten auf die vorber entitandenen (Art. 170) oder beitebenden (Art. Zr) 
Nechtsverhältniſſe ausichließt. Tiefe Ausdrüde find völlig Innonym gebraudt. Es iſt 
jeblerbatt, aus denſelben auf die Tragweite der Llebergangsnormen zu ſchließen; val. 
das Nähere Bem. IL, 2 zu Art. 170, 2 zu Art. 181, 2 au Art. 192, (Daß der Ausdrud 
„beſtehende“ She im Sinne von „vorber abgeſchloſſener“ Ehe zu veriteben ift, ergiebt 
ib ſchon daraus, daß ja ſonſt arg. e eontr. nicht beſtehende, alſo in der Ausein= 
anderiekung befindliche, vor dem 1. Januar 1900 aufgelöſte Ehen nad neuem echt 
zu beurtbeilen wären.) 

VII. Ebenſo wie die Vorausſetzungen der Begründung müſſen ſich auch bei den 
übergeleiteten Rechtsverhältniſſen fämmtliche einzelne Aniprüde und Verbindlichkeiten, 
welche vor dem 1. Amar 100 fich aus dem Nechtsverbältnig entwidelt haben, auch 
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nach dem 1. Januar 1900 nach dem bisherigen Recht richten, jomweit jie auf Ver— 
wirflihung des inder Vergangenbeit liegenden Zuſtandes gerichtet find. 
Es muß dies umjomehr gelten, wenn dieſe Anfprühe am 1. Ianuar 1900 ichon 
rechtshängig find oder gar dur ein, wenn auch nicht rechtäfräftiges, Urtheil erledigt 
find. Soweit einige Ausfübrungsgelege, 3. B. in Anſehung der vorher erwachienen 
Verbindlichfeiten bei übergeleiteten Eben, Solches befonders ausſprechen, bejtimmen 
jie etwas Selbitverftändliches; vgl. Bem. zu Art. 200. 

Sind jedodh die vor dem 1.Yanuar 1900 erwadhienen Aniprüde auf 
bie Verwirflidung des Nechtöverhältnifies für die Jufunft gerichtet, 
jo iſt zu unterjcheiden, ob das Nechtsverbältniß, aus welchem jie fich entwideln, vom 
I. Januar 1940 an grundſätzlich oder nur fraft einer Ausnabmebeitimmung 
den neuen Recht unterworfen tft. So wird der vorber begründete Anſpruch auf Gr: 
miſſion auch nad der Ueberleitung in das neue Recht im Wall des Art. 171, der 
Aniprub auf Erſatz des unrechtmäßig verwendeten Frauenguts auch nach der lieber: 
leitung des Güterjtandes (durch die Ausführungsgeiege) gemäß den Grundſätzen ber 
Art. 170, 200 nad bisherigem Recht zu beurtbeilen fein. Dagegen richtet ſich der vorber 
begründete Anipruch auf Herausgabe des Gigenthbums, der Bejeitigung eines Leber: 
baus, der Heritellung des ehelichen Lebens, der Scheidung, gemäß den Grundiägen 
der Art. 181, 199, 201 alsbald nad dem neuen Nedht. 

Das neue Recht ziebt fih vor diejen Anſprüchen nicht aurüd, auch 
wenn jie am 1. Januar 1900 ſchon redtshängig waren, jpeziell auch nicht in 
dem Fall, wenn fie injenem Zeitpunftihon in der Berufungsinitang oder 
Reviſionsinſtanz Shwebten Wird in der Berufungsinftanz zum erjten Mal 
oder im Fall der Zurüdverweifung wiederholt oder wird von dem Revifionsgericht 
ſelbſt anderweitig in der Sade entichieben, jo muß in allen Källen neues Recht Pla 
greiſen. Nur bei einer zur Aufbebung oder Beitätigung des Berufungsurtbeils führenden 
Entſcheidung bat das Reviſionsgericht die Grundſätze des bisherigen Rechts (denn nur 
dieies fann ja beobachtet oder verlegt jein, 588 549, 550 6. P.O.) zu Grunde zu 
legen (vgl. Art. 200 Bem. 1). Diefe Grundſätze find unzweifelhaft richtig für die 
bejondere Art des Berjahrens in Eheſachen mit Rückſicht auf die unbejchränfte 
Zuläfligfeit der Geltendmahung anderer als der in ber Klage geltend gemachten 
stlagegründe und des Uebergangs von einer der in $ 615 C. P.O. genannten Klagen 
zu einer andern diejer Klagen, vgl. Entich. d. R.G. 31 Ar. 2. Sie müſſen aber au 
gelten im Nabmen des gewöhnlichen Verfahrens im Hinblid auf den Digi 
Devolutionseffeft der Berufung. Val. Göppert Jahrb. f. Dogm. XXI 1, 160 ff.; 
Habicht S. 18ff.; a. Mein. Gierke ©. 190; vgl. auch S. 368 Bem. I Abi. ? zu 
Art. 181, 

Nur vor dem rechtskräftig entichtedenen Anipruc zieht ſich das neue Recht 
zurück. Das bedeutet jedoch nicht, daß auch einem aus dem Rechtsverhältniß fih neu 
entwidelnden Anſpruch, auch wenn er mit dem bereits rechtskräftig entichiedenen 
identisch ift, der Einwand ber rechtskräftig entichiedenen Sade unter allen Umständen 
entgegengebalten werden kann. Wie auch nach biäberigem Recht das Eintreten neuer 
Umftände die wiederholte Geltendmachung des Gigentbumsaniprudbs, Scheidungs: und 
Eheherſtellungsanſpruchs rechtiertigt, jo kann die durch die Aenderung der Geſetzgebung 
umgemwanbelte Rechtslage einen Nectiertigungsarund für die wiederholte Geltend: 
machung folder Anfprüche abgeben; vgl. Habicht S.20, Scherer Wr. 192 ©. 14%. 

Während der Unterichted der neuen Nechtsnormen nad ihrer Eigenſchaft als 
zwingender und ergänzender (beyw. nachniebiger) Rechtsſätze gegenüber dem Prinzip 
der „Nichtrückwirkung“ grundiäßlich feine Bedeutung bat (vgl. oben Bem. IV 2), 
tritt die Bedeutung dieies Unterſchiedes in eminenter Weile bervor, 
jomweit das Gejeh die „Rückwirkung“, alio das Eingreifen des neuen 
Rechts auf beitebende Rechtsverhältniſſe alsbald mit dem I. Januar 1900 
anordnet. 

Soweit bier die neuen Vorſchriften nachgiebiges Necht enthalten, iſt es den 
Parteien unbenommen, durch Parteivereinbarung die Geltung dejielben auszuſchließen. 
Es gelten bier die gleichen Grundſätze wie im internationalen Privatredt. Die Art 
und Weile, wie die Barteien das neue Necht ausschließen, Liegt in ihrer Hand. Sie 
fönnen das durch mebr oder weniger ſpezielle Negelung des Mechtsverbältnifies in 
(semäßbeit der bisherigen Beitimmungen oder durch ipezielle oder generelle Verweiſung 
auf das bisherige Necht thun. Na, es iit fein prinzipieller Grund vorbanden, einer 
Nereinbarung allgemein dabin gehend, daß die durch das neue Geier angeordnete 
Rückwirkung für ein fonfretes Nechtsverbältniß nicht maßgeblich fein joll, die Wirk: 
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jamfeit zu verlagen. A. Mein. Habicht S. 265 Ann, 1, vgl. aber Niemever 
Rorihläge S. 73 ff. Zitelmann 15.270. So fünnen 3. B. die ‘Parteien vereinbaren, 
dak das Mietbverhältnig auch nah dem in Art. 171 bezeichneten Zeitpunft nad altem 
Recht zu beurtbeilen ift. Der Umſtand, daß die Kolliſionsnormen des neuen Rechts 
öffentlicherechtliher Natur find, ſteht dem nicht entgegen. Denn eine derartige Ver— 
einbarung gebt nicht dahin, die Ktollifionsnorm außer Anwendung zu jegen. Sie iſt 
nur eine abgefürzte Regelung des materiellen Rechtsverbältnifies dur Bertrag fraft der 
Ermächtigung des dispofitiven Rechtsſatzes. Die Zuläſſigkeit derartigen vertraglichen 
Ausichluffes des geltenden Rechts bei beitebenden Nechtsverbältniiien fann um vo 
weniger angezweifelt werden, als eine derartige Parteivereinbarung auch bei Rechts— 
verbältniffen zu berüdjichtigen ift, die erit nach dem I. Januar 1900 zur Entitebung 
gelangen. Der $ 34 des Entwurf „Sebbard“, welder dieien Grundiag ausdrüdlich 
ausſprach, it zwar nicht Seieß geworden. Allein die für das ebelihe Güterrecht normirte 
pojitive Ausnabmebeitimmung des $ 1433 beweiſt die —— des Grundſatzes als 
Regel. An ſich kann die Vereinbarung der Fortgeltung des bisherigen Rechts auch 
durch konkludente Handlungen erfolgen; vgl. Entſch. d. R.G. 36 ©. 33. Für Die 
Annahme einer joldben ſtillſchweigenden Parteiabrede wird aber bier weit weniger 
Raum jein als auf dem Gebiet des internationalen Privatrechts, wo der Beſtand der 
inbezuggenommenen jremden Nechtsordnung ein gegenwärtiger ift, und wo das or: 
bandeniein irgend einer, jei es örtlichen, ſei es ftaatliben Beziehung der Xontrabenten 
zu jener Rechtsordnung die Möglichkeit einer Schlußfolgerung auf den Parteiwillen 
näber legt- So fann beiſpielsweiſe die Unterwerfung der Barteien unter das alte 
Recht nicht ſchon darin erblicdt werden, daß jie ein vor dem 1. Januar 1900 ent: 
itandenes und nach dieſem Zeitpunkt beendetes Miethverhältniß ſtillſchweigend fort: 
jegen oder, daß fie nah Ausscheidung eines Geiellihafters (und der dadurd im 
Gemäßheit des bisherigen Rechts herbeigeführten Auflöiung der Geſellſchaft) die weitere 
Fortdauer unter ſich beichließen; vgl. Bem. zu Art. 170, ©. 326 bei d. 

Soweit natürlid die Borichriiten des neuen Rechts zwingend find, kann von 
einer Aufrecterbaltung entgegenftebender Grundiäge des bisherigen Rechts feine Nede 
fein, vgl. Art. 181, 199, 201 u. a. 

Eine Verweiſung auf das bisherige Net, welche nah dem Parteiwillen zum 
Ausſchluß des geltenden Rechts führen kann, liegt regelmäßig auch dann nicht vor, 
wenn eine ſolche Verweiſung noch unter der Herrichait des bisherigen Rechtes erfolgte. 
An einer ſolchen Verweiſung liegt vielmehr regelmäßig deutlich der Wille der Parteien 
ausgedrüdt, eine von den allgemeinen geſetzlichen Beitimmungen abweichende Regelung 
des Rechtsverhältniſſes nicht treffen zu wollen. Dieſe allgemeinen geſetzlichen Bes 
ſtimmungen find aber bei den bier in Betracht kommenden Webergangsnormen vom 
1. Januar 1900 an, einichließlich ihrer dispofitiven Rechtsſätze, durch die Vorſchriften 
des B. G. B. erſetzt. 

VIII. Konflikt der Uebergangsnormen unter einander. Eine Reihe von 
Uebergangsnormen können untereinander im Widerſpruch ſtehen. Dieſer Widerſpruch 
entſteht dadurch, daß es Rechtsfragen giebt, welche begrifflich verſchiedenen Rechts— 
verhältniſſen untergeordnet werden können, daß aber die Uebergangsnormen für jedes 
der konkurrirenden Rechtsverhältniſſe im entgegengeſetzten Sinne lautet. So ſteht in 
Widerſpruch: Art. 181 mit Art. 184, inſofern ſich der Inhalt des Eigenthums durch 
den Anhalt der dinglichen Nechte beitimmt, Art. 16% mit Art. 173, infofern aus Der 
Semeinichaft vielfache Berfiigungsbeichränfungen der Genoſſen erwachſen, Art. 171 mit 
Art. 184 infoiern das Miethspfandrecht ein dingliches Recht an ſremder Sade iſt, 
vol. auch Art. 172 mit Art. 184 und 174 u. a. m. 

Die Yölung dieter Nonflifte bat bier -- was an fich nabe liegen würde — nicht au 
Gunſten des Grundjages der RNichtrückwirkung zu erfolgen, vielmebr au 
Gunſten derjenigen Uebergangsnormen, welde für die fonfrete Rechts— 
frage Die ipeziellere Regelung abaiebt. Zo muß der Anhalt des Gigentbums 
gegenüber den beitebenden dinglicen Rechten nad der ipesielleren Vorſchrift des 
Art. 184 nad bisherinem Recht ſich richten. So wird auf das Mietbspfandredt 
das neue Necht mit dem in Art. IE bezeichneten Zeitpunkt troß Art. 154 alsbald in 
Kraft gelegt u. a. nu. Bgl. das Näbere zu den einzelnen Artikeln. 

Wie aber ſind vorbandene Yüden der lleberaanasbeitimmungen auszufüllen 
(wenn nämlich das E. G.hinſichtlich beitimmter Nechtsverbältniffe überbaupt feine Norm 
giebt)? Hier muß die Entſchet omeit nicht andere Beſtimmungen des E.G. und 
des B.G. B. einen Anbalt nwendung der fir andere Nechtsverbältntiie 
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gegebenen Uebergangsnorm abgeben, ſtets zu Gunſten des Prinzips der Nichts 
rüdwirfung ausfallen. So müſſen beifpielsweile die vor dem 1. Januar 1900 
errichteten Bereine ohne Nectsfähigfeit, welche nicht juriftiihe Berfonen im Sinne 
der Uebergangsnorm des Art. 163 jind und vielfah (man denfe an die erlaubten 
Privatgejellihaften des AL.R) aub nicht als Schuldverhältniſſe im Sinne des 
Art. 170 aufgefaht werden fünnen, in ihrer bisherigen Recdtögeitaltung aufrechterhalten 
bleiben; vgl. S. 313, Bem. 4 zu Art. 163, 

Ein Anbalt für die Entiheidung fann aus den materiellen Rechtsnormen des 
B.G. B. infofern entnommen werden, als bei gewiſſen Rechtsverhältniſſen vielfah die 
entiprehende Anwendung der für andere Rechtsverbältniffe geltenden Normen ganz oder 
zum Theil vorgeichrieben wird. So wird dic Anwendung der für die Verjährung be: 
jtebenden Uebergangsnorm des Art. 169 bei ſolchen Ausichlußfriiten feinem Be: 
denfen unterliegen, bei welchen auch materiellredhtlih die entiprehende Anwendung 
der Grundſfätze über die Verjährung angeordnet ift, vgl. Bemerk. 1 zu Art. 169, 
So wird man die Auseinanderjekung der Gejellichaft entiprehend der für die Ge— 
meinſchaft nach Bruchtbeilen gegebenen Webergangsnorm des Art. 173 vom I. Januar 
1900 an nah den Vorſchriften des B.G. B. behandeln fönnen, da für die Aus: 
einanderjegung der Gejellibaften auch materiellrechtlich gemäß 8 731 Sak 2 die 
Grundiäße über die Gemeinschaft entiprechende Anwendung finden jollen. Bgl. ferner 
Ss 1056 Abſ. 1 mit $ 571 und Art. 171 E.G. 8914 Abi. 3 mit SS 1005 FF. und 
Art. 184 6.8. u. a. m. 

IX. Berhältniß der Uebergangsbeitimmungen zu den Borichriften des I. 
bis III. Abſchnitts des E.G. 


I. Berhältnii zu den örtlichen Kollifionsnormen im 1. Abſchnitt. Die or: 
ichriften über die örtlichen stollifionen jind im Gegeniaß zum Entw. Il (wo fie als 
6. Bud des B. G. B. in dieſem -jelbit geregelt waren) im Einführungsgeſetz abgehandelt. 
Sie find alio nah dem Willen des Geſetzgebers den lebergangsbeitimmungen des 
IV. Abichnitts, welche nur für die Voricriften des B.G.B. gegeben find, entzogen. 
Fraglich kann aber jein, ob nicht nach allgemeinen Grundſätzen die Unterwerfung der 
neuen Normen des internationalen Privatrechts unter die Uebergangsbeitimmungen 
des IV. Abjchnitts dennoch erfolgen muß. Die Entiheidung der Frage iſt von 
eminenter praftiicher Bedeutung. Denn durch das neue \nternationale Privatrecht des 
I. Abſchnitts iſt eine weientliche Imgeitaltung der bisherigen in Deutichland geltenden 
Grundiäge über die örtlichen Kolliſionen insbeiondere dadurch herbeigeführt, daß das 
im Gebiet des Preußiſchen A.L. R. gemeinen Rechts und des code civil geltende Wohnſitz— 
prinzip durch dad Staatsangebörigfeitsprinzip erjegt it. Le nachdem man nun bei 
Gnticheidung eines Nechtsftreitö die internationalrechtliche Frage ohne Rückſicht auf die 
Uebergangsbeitimmungen löft, oder die zeitliche Kolliſionsſrage vor der örtlichen ent— 
icheidet, wird ſich eine Werichtedenbeit des anzuwendenden materiellen Nects ergeben. 
Wenn beilpielsweile die Erbſchaft nah einem vor dem I. Januar in Berlin ver: 
ftorbenen und dort wohnbaften Franzoſen in Frage Ttebt, wird bei zuvoriger Be: 
antwortung der örtlihen wollifionsirage gemäß Art 25 E. G. das franzöſiſche Necht, 
bei zuvoriger Gnticheidung der zeitlichen Kolliſionsfrage gemäß Art. 213 E. G. das 
bisherige deutihe (und zwar speziell das Preußiſche) Recht zur Anwendung zu 
bringen sein. 

Die Frage mu zu Gunſten der Vorentſcheidung Der örtlichen Nolliiionsfrage 
beantwortet werden. Das ergiebt ih aus Folgendem: 

a) Die Vorſchriften über die örtlichen Kolliſionsnormen find wie diejenigen über 
die zeitlichen Kollifionsnormen öffentlich-rechtlicher Natur (vgl. VBorbem. zu Art. « ff. 
und Ginleit. I zu dieſem Abichnitt). Aus diefer ihrer Natur jolgt einmal, daß immer: 
balb ihrer Wirfungsipbäre feine der gedachten ktollifionsnormen den Vorrang vor der 
anderen beanipruden kann und zum ziveiten, daß fie alsbald gelten, d. b. beitebende 
Rectsverbältnijie mit rückwirkender Kraft ergreiien müſſen 

b) Die Vorichriiten über örtliche und zeitliche Kolliiionen find Vorichriiten des 
politiven Rechts der einzelnen Staaten, Für eine Unterordnung der eriteren unter 
die leßteren aus dem Geſichtspunkt völkerrechtlichen Grundiages, der Natur der Sadıe 
oder aprioriitiichen Bernunitsgebots iſt biernad fein Raum. 

e) Die Vorihriiten über die örtliben Kolliſionen haben eine umfaſſendere 
Kompetenz als diejenigen über die zeitlichen Kolliſionen. Denn dieſe regeln lediglich 
den Anmwendungsbereich des einheimiichen Nechts, jene auch denjenigen des ausländiichen 
Rechts (und zwar positiv, ſoweit fie als vollkommen zweiſeitige und negativ, ſoweit fie 
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lediglih als einfeitige Kollifiondnormen aufgeitellt find). Und im legteren Falle fommt 
al5 Quelle der Grundiäge der örtlichen Kollifion nicht mur das einbeimiiche Necht, 
fondern auch das pofitive ausländiiche Recht in Betracht, vgl. Borbem. zu Art. 7 .15 ff. 

Hieraus aber folgt in Verbindung mit den Grundfäßen zu a und b 
ohne Weiteres die Prävalenz der örtlihen Kollifion. Tie Fleinere An: 
wendungsiphäre des einheimiichen Rechts einſchließlich der einbeimiichen Kollifions- 
normen muß innerhalb jenes größeren Normenfreiies zuvor abgeitedt werden. 

Die jofortige Anwendung der Grundſätze des neueninternationalen 
Privatrechts iſt auh im lebrigen dem Jwed und Weien diefer Normen 
entiprebend. Denn dieje Normen follen nah der Auffaſſung des Geſetzgebers der 
gegenwärtigen, im internationalen Rechtöverfehr berrichenden Auffaifung über die Ab— 
grenzung der den verichiedenen Staaten zu gewährenden Machtipbären in privatredt- 
licher Beziehung entiprehen. Bei ihrer Aufftellung find die Wefenseigentbümlichfeiten 
der Nechtönormen ſowohl des Inlands als auch des Auslands, ſowohl der fünitigen 
als auch der bisherigen Zeitepoche jhon berüdjichtigt worden. 

Dieie Berückſichtigung fann daber durch Zurückgreifen auf die 
Suftändigfeitsnormen einer früberen Zeit nicht nodh einmal wiederbolt 
werden. Man gelangt ſonſt in den gleichen feblerbaften Zirkel wie im ‚Sal der 
arundiäßlich zu verwerienden Rückverweiſung (ef. Ben. au Art. 27 ©. 69 ff.). — Vergleiche 
Näberes über diefe Frage in meinem Aufſatz „Kollifion der örtlichen und zeitlichen 
Kolliſionsnormen „Recht“ 100 S. Miff. A. Meinung Habicht II. Aufl. &.37 ff. 
und ipeziell gegen mich „Recht“ 1900 &. 405 ff, ibm zuftimmend Endemann in jeinem 
Lehrbuch u. a. Neuerdings fommt „Diena“ in ſeinem Aufſatz „rücdwirfende Kraft 
des internat. PBrivatrechts“, Zeitichr. für Int. Priv. u. Str.R. X S. 3d4ff,, inioweit 
zu dem gleichen Nefultat, als er die Rückwirkung der pojitiven Kolliſionsnormen verneint. 
Einen ſehr beachtenswertben Berfuch zur Löſung der Streitfrage bat jüngit auch 
Sitelmann unternommen in feinem Aufſatz „Verhältniß der örtliben und zeitlichen 
Anmwendungsnormen zu einander“, KAabrb. für Dogmatif 1901 ©. 190ff. — Wal. 
endlich aub Scherer: Tas erite Jahr des B. 6. B. S.?. Das Hauptargument der 
Gegner iſt der Hinweis auf den bei der Borentiheidung der örtlichen Kolliſion möglichen 
Singriff in woblerworbene Rechte. Allein ein jolcher Singriff wird bei Borenticheidung 
der zeitliben Kollifionsirage feineswegs vermieden. Sie wird mur für den Fall ver: 
mieden, daß die Kolliiionsnormen des Anz: und Auslands gegenwärtig und in der 
Vergangenheit völlig mit einander übereinftimmen, im Uebrigen nur, wenn man cin: 
jcitig vom Standpunkt des einheimischen Necdts ausgeht. Es muß vielmehr behauptet 
werden, daß im Verhältniß zu allen den Ztanten, welche bisber ſchon dem Staats- 
angebörigfeitsprinzip buldigten, alſo gegenüber der Mebrzabl der Kontinentalitaaten, 
durch die Vorentſcheidung der örtlichen Kolliſionsfrage in Gemähbeit des Art, 17 ff. 
E.G. die Seiahr der Verlegung wohlerworbener Rechte eber vermindert wird. Tenn 
die im Lerhältniß zu jenen Staaten ſchon durch eine Verlegung des Wohnſitzes in 
Folge Verſchiedenheit der örtliben Kolliſionsnormen bisher gegebenen Möglichkeit der 
Verletzung woblerworbener Rechte wird nunmehr rückwärts bejeitigt. 

Zitelmann a. a. O. ſtimmt wir zwar darin bei, daß die örtliche Kolliſion 
zuerst zu löſen jet, weilt aber darauf bin, daß damit der Inhalt der Streitirage nicht 
entichieden jet. Tenn es ſei zu beachten, daß die örtliche Kolliſion doch immer nur 
nach dem potitiven Anwendungsnormen des deutichen Rechts, welde für den ein 
heimischen Richter aller bindend ſeien, gelöft werden fünne. Tie Frage ſei biernadı 
dabin zu ftellen: Haben die jur den deutſchen Nichter maßgeblichen Kolliſionsnormen der 
Art. Tff. E.G. rüchwirfende seraft? Und dieſe Frage jet in Analogie des im IV. Ab: 
ſchnitt Des E.G. zur Geltung gebrachten Grundſatzes der Nichtruchvirfung zu verneinen. 

Allen es kann nicht zugegeben werden, daß die inländiichen Ktolliitonsnormen 
ſtets und allein für den inländischen Richter maßgebend find, Denn der grundiäßliche 
Ztandpimft des Anternationalen Privatrechts unſeres Geſetzes ſteht dem entgegen 
tval. darüber oben Borbem. zu Art, if. S. 131.1. Ebenſowenig fann die Berechtigung 
der von Sitelmann vorgenommenen Analonie anerfammt werden. Denn die Begriffe 
„Anwendungsnorm“ und „materieller Rechtsſaß“ ſind völltg infonmmeninrabel und der 
im IV. Abſchnitt des EAs, durchgeführte Grundſatz der Nichtrückwirkung iſt weder in 
den Doch bier in Betracht kommenden Geſetzgebungen der Auslandsſtaaten überall in 
aleicher Weiſe anerfannt, neh etwa aus einem boberen aprioriſtiſchen Vernunftsgebot 
zu jolgern. Scherer a. a. Ü. wendet ich auch gegen die von Zitelmann empfoblene 
Kerwerthung des Rechtsbehelſs der Analogie. Er erkennt den Grundſatz der Richt— 
rückwirkung nur vorbehaltlich einer Neibe ſpeziell angeſührter Ausnabmen an, 
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Die vorjtchende Erörterung verftebt fih nur für den Fall, daß die 
internationalsprivatrehtlidhe Arage im Berbältniß zum Ausland zu 
Löien iſt. Iſt dieſe Frage innerhalb des Deutihen Reichs im Verbältniß der einzelnen 
Ztaaten untereinander zu löjen, dann wird dielelbe für die durch die Uebergangs— 
beitimmungen aufrechterhaltenen bisherigen Nechtänormen nicht anders beantwortet 
werden fönnen, als in Anfebung der im IIl. Buch des E.G. vorbehaltenen Sonderrechtö: 
materien, vgl. Vorbem. zu Art. 7 ff. S. 11 und meine oben citirte Abhandlung ©. 253; 
vgl. ferner Bem. 2d zu Art. 201, Bem. 6 zu Art. 208, 

Entſprechend den bier entwicelten Grundjägen haben bie Yandesausführungs: 
geſetze bei der Leberleitung der beitebenden Ehen in die Güterftände des B. G.B. 
dieſe eberleitung nur im Verbältniß zu den andern deutichen Bundesitaaten und bier 
in Gemäßbeit des bisherigen internationalen Privatrechts vorgenommen, dagegen die 
Regelung im Verhältniß zu den ausländiihen Güterſtänden grundfäßlich vermieden ; 
vgl. Bem. O I, I zu Art. 200. Bol. auch hierzu Schöller D.J.3. 1900 S. 250, 
Yippmann Sächſ. Arch. X Heft 5. 

2. Verhältniß zu den ſachlichen Kolliionsnormen des Il. Abichnitts. (or: 
bebalte für die Neichögefengebung.) Diejes Verhältniß bietet feine Schwierigkeiten. 
Ta die Neihsipezialgeieße neben dem B.G. B. unberührt bleiben, werden jie au von 
den lWebergangsbeitimmungen des B.G. B. nicht berührt. Insbeſondere verftebt fich 
die Aufrechthaltung beitebender Nechtsverbältnifie nur mit den reichögeleglien Ein— 
ſchränkungen des bisherigen und künftigen Reichsrechts. So bezieht ſich Art. 170 nicht 
auf die jrüheren Schuldverhältniffe aus dem Neichshaftpflichtgeieg, jo Art. 200 Abi. 2 
nicht auf diejenigen Beichränfungen der Geichältsiähigfeit in Folge des Güterjtands, 
welche durch die Vorichriiten des jrüheren Handelsgeſetzbuches normirt find u. a. m. 
Ebenſo beſtimmt ſich die Befugniß zur ipäteren Abänderung der für beitebende Rechts— 
verbältniife dieſer Art geltenden reichsrechtlichen Beſtimmungen lediglich gemäß Art.32 6.6. 

Zu beachten iſt jedoch auch bier der Einfluß des Art. 4 EG. Es finden daher 
auch die Lebergangsbeitimmungen des B.G. B. auf diejenigen Nectsiragen unmittelbare 
Anwendung, welche in den Neichsipecialgeießen lediglich durch VBerweilung auf das 
allgemeine bürgerlibe Recht geregelt find. Hier fann im einzelnen vieles zweifelhaſt 
ein — Bem. zu Art. 4 nnd Art. 32 und Lehmann, Zeitſchr. f. H.R. XLVIII. 
S. . 

Soweit die Reichsgeſetze im Anichluß an das B.G.B. neändert find, werden 
die Uebergangsbeitimmungen des B.G.B. jedohb analog zur Amwendung gelangen 
fünnen, es jei denn, daß lediglich Vorſchriften des formellen Reichsrechts in Frage jteben. 

Eine TDarftellung dieſer analogen Anwendung für den Uebergang von der 
alten zur neuen Handelsgeſetzgebung giebt Yebmann in der oben gedachten Abhandlung. 

3. Verhältniß zu den jadlicdhen Kollifionsnormen des III. Abichnitts, (Vor: 
behalte für die Yandesgeleßgebung.) 

a) Soweit die Vorbehalte des III. Abichnittes Pla greifen, iſt für die Leber: 
ganasbeitimmungen fein Raum, mögen jene Vorbehalte einen ganzen Kreis von Rechts— 
verbältniiien umtafien, die einem beſtimmten Sonderrecdtögebiet angebören oder nur 
die Nenelung einzelner Beziehungen eines Nechtsverbältnijies der Landesgeſetzgebung 
uberlajlen. Wenn daber 3. B. die Landesausführungsgeſetze Vorſchriften über den Inhalt 
nd das Maaß von Dienitbarfeiten und Neallaiten treffen, fo leiten fie die Yegitimation 
zum Grlaß folder Borichriiten auch in Anſehung der bereits am 1. Januar 1100 
beitebenden Rechte dieſer Art nicht aus Art. 184 E. G, Tondern aus Art. 115 6.68. ber. 

b) Die Aehnlichkeit der Borichriiten des III. und IV, Abichnitts beſteht darin, 
dar Frait beider das bisherige Yandesrecht im beſtimmten Umfang auirechterbalten wird. 

Der Unterichied dieſer Aufrecbterbaltung tritt in zwei weientlichen Punkten bervor: 
Einerſeits ift die Kompetenz der Yandeögeiekgebung im Nabmen des III. Abichnitts 
eine engere, iniofern ihr dort die Nenclung der Nechtöverbältniiie mur für die dort 
beitimmt bezeichneten Beziehungen (Sonderrehtsmaterien, Sonderrecdtsiragen) über: 
lajien ift, während die Kompetenz der Yandesgeiehgebung im Nabmen des IV. Ab: 
ichnitts die Nechtsverbältniiice im Allgemeinen ergreift. Andererjeits ift die durch den 
dritten Abichnitt geichaffene Kompetenz eine weitere, infojern fie nicht nur die am 
I. Kanuar 1900 beitebenden, jondern auch die nach diefem Zeitpunkt zukünſtig sich 
estwidelnden Rechtsverhältniſſe erareiit, während die Aufrechterhaltung im Naben 
des IV, Abichnitts jich nur in Anſehung der am 1. Nanuar 1400 bejtebenden 
Nechtsverhältniſſe veriteht. 

e) Ein weiterer Unterſchied iſt nicht vorbanden. Insbeſondere find 
durch Art. 218 die das bisherige Yandesredht aufrechterbaltenden Normen des IV. Ab: 
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ihnitts denen des III. Abſchnitts inſoſern gleichgeitellt, als auch für fie entſprechend 
dem Art. 3 E. G. der Grundſatz aufgeitellt iſt, daß (seil. in Anſehung der beitebenden 
Rechtsverhältniſſe) die bisherigen Yandesgeieke auch nach dem 1. Januar 18060 geändert 
werden fünnen, 


Es erbebt ſich jedoh folgende Frage: Mann die Yandesgeieggebung, 
nachdem sie einmal don der Ermächtigung des 8 218 Gebrauh gemäacht und 
das er Recht geändert hat, das abändernde Geſetz wieder aufheben oder 
modifiziren ? Niemand wird Bedenken tragen, dieſe Frage für den Fall zu bejaben, 
dak die Abänderung des bisherigen Rechts nicht oder nur unvollfommen in einer 
Steichitellung defielben mit dem B.G.B. beftebt. So wird Württemberg, weldes eine 
Ueberleitung der beitebenden Eben in das Recht des B.G. B. nur in Anjebung der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft vorgenommen bat, zweiiellos das Recht haben, dur 
ein ipäteres Ausführungsgeſetz eine weitergebende Leberleitung der beitebenden Ehen 
vorzunehmen, ſoweit ſich der jekt eingeichlagene Wen als nicht zweckmäßig erweiien 
jollte. Nimmt man aber das an, jo liegt Fein prinzipieller Grund vor, der Yandes- 
geſetzgebung die Befugniß abzuſprechen, auch ſolche Ausiühbrungsbeitimmungen ſpäter 
wieder abzuändern, durch welche die beſtehenden Rechtsverhältniſſe vollklkommen in das 
Recht des B.G. B. übergeleitet ſind. Denn auch im dieſem Fall berubt die Geltung der 
neuen Beſtimmungen nicht auf Reichs- ſondern auf Landesrecht und ihre Abänderungs— 
möglichfeit beſteht fraft der reichsrechtlichen Ermächtigung des Art. 218 fort (a. Meinung 
Habicht S. 22, auch S. 103, 104 Bem. 2); vgl. Bem. 2 zu Art. 218. 


d)ı Soweit die bereits vor dem 1. Januar 1900 publizirten Yandes: 
ausjührungsgeiege eine Aenderung des bisherigen Rechts vornchmen, 
erbebtiich die weitere Frage, ob fie die Ermächtigung zu folder Nenderung aus 
der ihnen bis zum Geltungsbeginn des BG.B. obne weiteres zuitebenden 
Kompetenz oder aus Art. 218 entnehmen. Soweit diefe Ausjührungsgeieße vor 
dem 1. Januar 1900 in Kraft gelegt find, muß die ‚frage im eriteren Sinne enticbieden 
werden. Im anderen alle fann fie zweiſelhaft fein, da ein erit am 1. Janıtar in 
Kraft geſeztes Ausfübrungsgeieg die in dDieiem ZJeitpunft beitebenden, alio der 
stompetenz des B.G. B. umterliegenden Nechtsverbältniiie feiner Negelung unterwirft. 
Die Entiheidung der Frage iſt wichtig, weil, je nach dem ſie fällt, die Zuläſſigkeit 
folder Ausführungsbeitimmungen, welche eine Umwandlung beitebender, aber gemäß 
dem E.G. alabald mit dem I. Januar 1900 dem B. G. B unterworjener Necdtöverbältniiie 
vornehmen, bejaht oder verneint werden muß. Mau wird die Yegitimation nur aus 
Art. 218 benrunden fönnen und alſo landesgeießlihe Negelungen beitebender Rechts— 
verbältnifie durch die erit vom 1. Januar IM in Kraft gelegten Ausführungs— 
neiege nur in Anſehung des in Gemäßbeit des E.G. aufrechterbaltenen Anbalts der 
beitebenden Nechtsverbältniiie als gültig anerkennen fönnen. A. Meinung Habicht 
S. 103 Bem. 2. (Gr ftebt aber im Wideripruc mit feiner Ausführung S. 4:4 
Bem. 2.) Die Ausführunasgeieße haben namentlich auf den Gebiete des Yiegenihafts: 
rechts, wo die rechtliche Natur gewiſſer Nechtsbeziebungen am Grundftüd zweiielbait 
war, geſetzliche Teflarationen erlaiien, um die Finordnung in die eine oder andere 
Uebergangsbeitimmung des EG. zu ermöglichen, jo in Anſehung des franz. rechtlichen 
Relilidationsrechtes, der Vorzugsrecte, der antichretiiben Pfandrechte, der Grundſtücks— 
renten u. a. m. Regelmäßig entiprehen dieſe Deftarationen der bisberigen Rechts: 
auffaffung. Sie werden auch im allen den Fällen nicht zu beanitanden fein, wo nad 
den Ausführungsverordnungen das Grundbuch nicht ſchon mit dem 1. Januar 1900 als 
angelegt zu gelten bat. Denn in dieiem Kall giebt der Art. 189 E. G. die ausreihende 
Yegitimation zu ſolchen Beitimmungen. Das Einzelne wird bei den bezüglichen Artikeln 
beiprochen werden. 


e) Soweit die Ausiührungsaeieke im Rahmen ſei es der Worbebalte des 
III. Abſchnitts, jet es derjenigen des IV. Abſchnitts, die bisberigen Yandesgeieke abändern, 
werden, ſoweit nicht poſitive Uebergangsbeſtimmungen in den Ausführungsgeſetzen 
jelbit entbalten Find, die Grundſätze des Meichsubergangsredts entiprebende An 
wendung finden können. S.:Meiningen AS, Art. II ST Ichreibt dieſe Anwendung 
auspdrinklic allgemein vor. Andere Ausführungsgeſetze geben nur Vorichriiten in An: 
ſehung einzelner Nectsverbältnisie, val. Preußen Art: 8 8 2; Banern Art. ST: 
Zadbiens 2 Abi. 2 a. Tie in den bisherigen Yandesrechten geltenden Grund 
füke über Die zeitliche Wirkſamkeit der Geſeke müſſen als durch Art. 55 in Berbindung 
mit Art. 4 auch im Anſehung der beitebenden Nechtsverbältnifie außer Kraft geſeßt 
gelten, vgl. oben S. >>, 
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X. Die näbere Grörterung des Einfluſſes, den Das neue Prozeßrecht 
auf anbängige Prozeije äußert, muß der Darjtellung des Prozeßrechts 
een bleiben; vgl. bierüber einzelne Ausführungen von Neufamp D.\.Z. 
ST ff, Frande (ebenda ©. 204 ff), Nöldede 1899 ©. 410, Mannbarbt 1900 
124, Beterjen „Recht“ 1900 S.5, Mannbardt „Recht“ 1900 ©. 397, Scherer: 
Das Grite Jahr S. 50, 51; ferner die Kommentare zur C. P.O. von Neufamp, 
Beterien:Anger u. a. 


I. Hinſichtlich des materiellen Prozeßrechts, d. b. derjenigen Normen, welche 
den Ginfluß gewiſſer Stadien der NRectöveriolgung auf das in Streit beiangene 
Rechtsverhältniß regeln, faun — mögen dieſe Normen im B.G.B. oder in den Prozeß— 
gelegen enthalten jein — nur diejenige Rechtsordnung enticheiden, welche nah den 
Webergangsbejtimmungen des B.G.B. für das Nechtöverbältnig maßgebend ift. 


2. Dagegen gilt binfidhtlih des formalen Prozeßrechts der Grundſatz 
der Rückwirkung unbedingt Es finden deshalb die durch das Geſ. betr. Aende— 
rungen der E. P.O. vom 17. Mai 1898 geänderten formalen Borichriften mit der 
Einſchränkung des Art. IX des E.G. jenes Geſetzes jofort Anwendung, foweit nicht reine 
Nechtswirfungen der vergangenen Handlungen in Trage kommen; vgl. Beil. des 
R.G. I vom 24. Januar 1900 Jur. Woc. ©. 146, Anmwendungsfälle diejes Grund: 
jaßes geben u. a. Beichl. des R.G. V vom 5. Mai 1900 ur. Wod. ©. 471. 

Fbenio gilt grundiäglih das neue Recht vom 1. Januar IW0 an 
auch für die formalen Vorjehriften der Übrigen Neichsgeiege, auch wenn ein aus= 
drüdlicher dabingebender Ausipruc in den Geſetzen nicht enthalten iſt. So binficht: 
lich des Grundbuchrechts, ſoweit nicht Art. 156, 189 entgegenftebt, desgleichen hinſicht⸗ 
lich des Verfahrens in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Doch iſt bier 
die Ueberleitung in Folge des Vorbehalts des Art. 200 — durch die einzelnen 
Landesgeſetze zum Theil des Näheren beſtimmt. Vgl. 3. Preuß. F. G. G. Art. 140 
bis 142, Bayr. Ueb.G. Art. 34-38, Sächſ. Verordn. vom I Juli 1849 88 124-130 u.a. 


3. Uusnahmen von diejen Grundiäßen zu 2 beftimmen Art. 161 und 
178 E. G. z. B. G. B. Art. V E. G. z. d. &,, betr. Mend. d. Konk.O., vom 17, Mai 1598, 
EG. z. Zw. V. Geſ. vom 24. Mai 1897 8 15, inſofern fie beſtimmen, daß ein am 
I. Januar 1900 anhängiges Todeserklärungs-, Kraftloserklärungs-, Konkurs— und 
Swangsveriteigerungsverfabren nach den bisherigen Geſetzen zu erledigen iſt. Und 
darüber binaus beitimmen jerner R.F. G. G. S 180, 0.6.0.8 83, EG. z. 30.8. 82, 
dak auch bei einem nach dem 1. Januar 1900 anbängigen Beriabren, joweit das 
materielle Yandesrebt in dem III. und IV. Abichnitt des E.G. 3. B.G. B. aufrecht: 
erbalten ift, auch die formalen Vorjchriiten dieſer Reichsgeſetze jujpendirt bleiben jollen. 


XI. Die landesgeiegliden Ausführungsbeitimmungen zu den Uebergangsvor: 
ichriften des B.G. B. finden fih regelmäßig in den Allgemeinen Yandesausfübrungs- 
gelegen. (Diejelben iind in der Einleitung des Kommentars mitgetheilt.) So regelt 
Preußen derartige Beitimmungen in den Art. 3,5,882, 10, 11, 1482, 18, a, 
25, 28, 32-34, 34 bis 67, 71, 75, 86, 89; — Sadien in den SE > J 9, 17,: 32, 
34, 36, 40 u. ſ. w. (vgl. auch die Zuiammenitellung bei Habidht 2. "i 30). Ein 
lediglib Ausführunasvorichriften der bier bezeichneten Art enthaltendes (Seien bat 
erlaiien: Bayern: Geſ., Hebergangsvorichriiten zum B.G.B. betr., vom 9. Juni 1849 
Sei. und Verordn.Bl. 1899 Ir. 28), ferner in Anſehung des ehelihen Güterrechts 
die bei Art. 200 mitgetbeilten Bundesjtaaten. 


XII. Ueberſicht der nachfolgenden Vorſchriften des IV. Abſchnitts. Tie An— 
ordnung der Lebergangsvorichriften ſchließt fich der Yegalordnung der Vorſchriften des 
B.G. an. Es verhalten ſich: 

. Ueber den Allgemeinen Theil: Art. 153—169; 
a) das Perſonenrecht: Art. 155—167, und zwar: 
Art. 153: Volljährigkeit, 
Art. 154: Gmansipation, 
Art. 155, 156: Gntmündigung, 
Art. 157: Wobniiß, 
Art. 158-162: Todeserflärung, 
Art. 163 467: Juriftiiche Perſonen; 
b) Verfügungsbeſchränkungen: Art. 168; 
ce) Verjährung: Art. Io, 


gan: 
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2. Ueber das Recht der Schuldverhältnifſe: Art. 170—179; 
a) die Schuldverhältniſſe im Allgemeinen: Art. 170; 
b) einzelne Sculdverbältniiie: Art. 171—179, und zwar: 
Art. 171-172: Mietb: und Dienftverbältnifie, 
Art. 173: Gemeinſchaft nach Bruchtheilen, 
Art. 174-178: Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, 
Art. 179: Eingetragene Schuldverbältniiie. 
3. Ueber das Zadenredht: Art. IN0—197; 
a) Beſitz, Eigenthum und dingliche Nechte: Art. I80—15, und zwar: 
Art. 180: Beſitz, 
Art. 181 -183: Eigenthum, 
Art. 184: Dinglihe Rechte an iremder Sade, 
Art. 185: Erſitzung; 
b) die Nechte an Grundſtücken im Beionderen: Art. 156--196, und zwar: 
Art. 186158: Die Grundbuchanlegung in formeller und materieller 
Beziehung, 
Art. 189—191: Rechtsverhältniſſe an Grundſtücken bis zur Anlegung, 
Art. 192?— 195: Pfandrechte und Grundſchulden, 
Art. 196 -197: Selbſtändige Gerechtigfeiten und Nukungsredte. 
4. Ueber das Familienrecht: Art. 198—212; 
a) die Ehe: Art. 198-202, und zwar: 
Art. 148: Entſtehung der Ebe, 
Art. 199: Wirkungen der Ehe in periönliber Beziebuna, 
Art. 200: Wirkungen der Ehe in güterrechtlicher Beriebung, 
Art, 201, 202: Scheidung der Ebe; 
b) das Rechtsverhältniß au den Kindern: Art. 205-209, und zwar: 
Art. 203 200: Nectsverbältniiie der ehelichen Kinder, 
Art. 207: Kinder aus ungültigen Eben, 
Art. 208: Uneheliche Kinder, 
Art. 209: Yegitimirte und adoptirte Kinder; 
c) die Wormundicant: Art. 210-212; 
5, Ueber das Erbredt: Art. 213217: 
Art. 213: Erbrecht im Allgemeinen, 
Art. 214, 215: Form und Teitirfäbiafeit bei Teitamenten, 
Art. 216: Pflichttheilrecht gewiſſer ritterichaftliber Familien, 
Art. 217: Grbversichtsverträge. 
Hinein reiht ſich zum Schluß die allgemeine, für alle Rechtsverbältniiie ver 
lebergangszeit geltende Beitimmung des Art. 218. 


Uebergangsvorjihriften zum Allgemeinen Theil. 
Vorbemerkung. 


Tas Fini.Gei. giebt in den folnenden Art. 133 —169 nur einige wenige Vor: 
ichriiten über die Behandlung der Nechtsiragen aus dem allgemeinen Theil des 
B.G. B. in der llebergangszeit, Als eine füblbare Lücke muß beionders das Fehlen 
einer allgemeinen lleberganasvorichriit für die Behandlung der Rechtsgeſchäfte em— 
pfunden werden. Es iſt nicht autreitend, wie die Motive S. 255 ausfübren, dak ſich 
ein allgemeingiltiges Prinzip nicht aufſtellen laſſe. Der leitende Grundiag ergiebt fich aus 
dent in der Sinleitung E. ?>4, Borgetranenen: Rechtsgeſchäfte jind feine Nechtsverbält: 
nie, Te dienen nur dazu, leßtere zu begründen, autzubeben und bez. umzugeitalten. 
Tie Frage nad der Rückwirkung oder Nichtriidwirfung des nenen Geſetzes, welche nur 
ur Rechtsverhältniſſe Bedeutung bat, kann daber tür fie prinzipiell überbaupt nicht 
angeworien werden. Zie unterliegen als aumächit rein thbatlächliche Afte, wie die 
Ztatusperbältntiie, den Geſetzen der geit, in welcher sic ich ereignen. 

I, Tiejes Geſeß entſcheidet fonverän über ihre Gültigkeit in Aniebuna 
der Weichärttstäbigfeit des handelnden, der Korn, der Willensbeitimmebeit, 
undallerubrinen indenss IHM. VOR bebandelten Gültigfeitserforder 
niiſſe. Ebenſo Habicht S. oft; a Meinung Scherer ©. HH?) 

a) it das Rechtsgeſchäft dor dem I, Januar 100 vorgenommen, io 
fan die Anwendung des bisherigen Rechts nicht zweilelbaft fein. Denn auch die 
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Rechtsverhältniſſe, die fie begründen, aufheben oder umwandeln, unterliegen ſämmtlich 
bis zu dieſem Zeitpunft dem bisherigen Recht (vgl. Einleitung ©. 289). Es richtet 
ſich aljo insbeiondere nad bisherigem Recht, ob ein irrtbümlih abgeichloiienes 
Geſchäft anfehtbar oder nichtig ift, und in weldien Friſten und in welder Form 
die Anfechtung zu erfolgen bat. 

Das Geſetz macht nur zwei pofitive Ausnahmen: 

a) für die Eingehung der Ehe im Fall des Art. 198 Abi. 2 in Anſehung der 
mit dem neuen Recht nicht übereinftimmenden Anfehtungsgründe, 

3) für die Teitamente in Anſehung der Gültigfeitserfordernifie — abgeiehen von 
der Form und der Teftirfähigfeit, Art. 214 —, wenn der Teitator nach dem 
1. Januar 1900 veritorben ift, Art. 213. 

) im Fall des Art. 215 Abi. 2, 

b) it das Rechtsgeſchäft nad dem I. Januar 1900 vorgenommen, 
jo beurtbeilt es fih nah dem neuen Recht, gleichgiltig, ob das Rechtsverhältniß, an 
welchem es Sich betbätigt, dem alten oder dem meuen Recht unterliegt. Ceſſion, 
Entjagung oder Griüllungsgeihäft werden daher auch bei beitehbenden Sculdver: 
bältniiien troß Art. 170 in Anſehung ihrer Gültigfeitserfordernifie nah dem neuen 
Recht beurtbeilt, vgl. Bem. S. 332 zu b 

Ausnabmen treten ein: 

a) inſoweit, alö die rechtögeichäftlihen Akte dergeftalt mit dem Inhalt eines Rechts— 
verhältniſſes zuiammenhängen, daß fie durch die über diejen gegebenen Vorſchriften zu 
Tbatbeitandstbeilen desielben jelbit erhoben werden. Tas gilt von dem Erbichafts: 
antritt, der Erbichaftsentiagung, der Anventarerrichtung, der Wahrung der Rechtswobltbat. 
Dieſe Nechtögeichäite find auch nach dem 1. Januar 1900 bei einem vorher erfolgten 
Todesfall ausichlieklih nach bisherigem Recht zu beurtheilen, vgl. Bem. zu Art. 215 

A) Krait pofitiver Vorſchrift des Art. 189 ſoll fih bis zur Anlegung des Grunde 
buches auch nah dem 1. Januar 1900 der Erwerb, die Aenderung und Aufhebung 
dinglicher Rechte nach bisherigem Recht richten. Much bier gilt aber die Ausnahme 
nur injoweit, als die Grforderniffe des rechtsgeihäftliben Aftes in Anſehung dieſer 
dinglichen Nectsänderungen beſonders individualiiirt find, vgl. Bem. zu Art. 184 
E&. 392 bei d und ©. 395 bei 3, 

y) Kraft positiver VBorichrift des Art. 215 Abi. I ift im dem dort behandelten 
Fall die Teitirfäbigfeit auch bei einem nach dem 1. Januar 1900 errichteten Teitament 
nach bisherigem Recht zu beurtheilen. 

2. Iſt die Gültigkeit eines Rechtsgeſchäfts nah den Vorſchriften 
des B.G.B. von dem Hinzutritt eines anderen Rechtsgeſchäfts abbängia 
(Senebmigung im Fall der Verfügung eined Minderjährigen S 108, eines Vertreters 
obne Vertretungsmadbt $ 177, Genehmigung, nacträglider Erwerb, Beerbung im 
Falle eines zur Verfügung nicht Berechtigten S 182) und ift nur das erite Rechts— 
neichäft unter dem bisherigen Recht abgeichlojien, während der Fonvalescirende Akt 
noch ausjteht, jo fann der letere überhaupt nicht in Betracht fonımen, wenn das erite 
Rechtsgeſchäft nach dem bisherigen Recht entweder vollgültig oder vollungültig it. 

Iſt es nah dem bisherigen Recht hinkend, jo richten ſich die Be: 
dingungen feiner stonvalescirung ebenfallsnadb dem bisherigen Recht, 
desgleichen ob und inwieweit der andere Theil gebunden iſt, oder ibm ein Widerrufsrecht 
auftebt; ebenjo Habicht ©. 134, Neumann ©. 1446, 1451, Zweiſel fönnen allerdings 
im ‚all des $ 182 eintreten, wenn das bisherige Recht die mangelnde Verfügungs— 
bereditigung nicht unter dem Geſichtspunkt eines Giltigkeitserforderniſſes des rechts— 
geihäftlihen Aftes ſelbſt nimmt, jondern ihr nur einen Einfluß auf die — 
von Rechten in beſtimmt bezeichneten Fällen einräumt, vgl. Pr ER. SS 8, 9, 10 
Ib, Auch bier wird man aber die Rückwirkung des neuen Rechts verneinen müſſen, 
alio die in $ 185 bezeichneten Gründe der Ktonvalescenz, Soweit fie dem bisherigen 
Recht unbefannt jmd, nicht gelten laſſen fünnen, vgl. Bem. 3 zu Art. 181. 

Weitere Fragen des Allgemeinen Theils in Anſehung ihrer zeitliben Wirk: 
jamfeit werden bei den einzelnen Artikeln im Folgenden zur Sprade kommen. 


Volljährigkeit. 
Artikel 153. 
Wer zur Zeit des Infrafttretens des Bürgerlichen Gejegbuchs nicht 
das einundzwanzigite Yebensjahr vollendet bat, aber rür volljährig erklärt iſt 
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oder jonjt die rechtliche Stellung eines Bolljährigen erlangt bat, ſteht von 
dieſer Zeit an einem Bolljährigen gleich. 

Entw. I Art. 95; Entw. II Art. 126; Neihst.Vorl. Art. 153; Mor. zu Art. 
95 S. 242 bis 244. Kommiſſ. Prot. S. 8956 (VI S. 486). 

I. Allgemeines zu Art. 153—156. Das Geſetz enthält feine allgemeine Norm 
über die zeitliche irktamfeit der den Status, die Nedtsperiönlichfeit, die 
Rechtsfähigkeit und die Handlungsfäbigfeit im Allgemeinen regelnden Be 
itimmungen. Die nachfolgenden Artifel beichäftigen ſich lediglib mit der Geſchäfts— 
fäbigfeit bez. geminderten Geichäftsfäbigfeit, weldhe auf einem civilredtlicen 
Regründunsaft,„Volljähbrigfeitserflärung, Emancipation,Entmündigung 
Prodigalitätserflärung” berubt. Konſequent den allgemeinen Grundjäßen (ci 
Rorbem. IV 1b u. 2a) wird beitimmt, dak der Begründungsaft, jofern er unter 
der Herrſchaft des bisherigen Rechts erfolgt iſt, nad jeinen Borausjegungen dem 
bisherigen Necht, in Anfebung feiner Wirfungen aber vom \nfrafttreten des B.GR 
an dem neuen Recht unterjtebt, was durch bie Worte: „steht einem Rolljäbrigen, 
einem nad den Vorſchriften des B.G.B. Entmündigten 2c. gleich“ ausgedrüdt wir. 
Zu beachten ift: 

a) Das Geie beichäftigt ſich Hier nur mit der Geſchäftsfähigkeit, wie fie ſich 
in Anichung der nad) Inkrafttreten des B.G.B. vorzunchmenden Handlungen be 
thätigt. Handlungen, weldbe vor dem „nfrajttreten des B.G.B. vorgenommen ſind, 
fönnen binfichtlih der Käbigfeit des Handelnden nur nad dem früberen Mecht beur: 
theilt werden, arg. Art. 170, 195 u. U. 

b) Das Geſetz beichäftigt fi) nicht mit dem Status der Geihäftstähigkeit in 
Folge natürlihen Zuitandes Alter, Gebrechlichkeit, Geiſtesdefekt). Auf diefen finde: 
das neue Geſetz jofort Anwendung, da ein ſpezieller unter der Herrichaft des früberen 
Geſetzes erfolgter Begründungsaft bier füglih nicht in Frage ſteht. Das Yentere 
fann allerdings zweifelhaft jein binfichtlih der Einſchränkung bezw. Erweiterung der 
Geſchäfsfähigkeit in Folge Alters, inſoſern man mit Fug dem „Seitablauf“ eine 
gleiche recbtlihe Wirkung wie jenen obengenannten civilrehtlihen Begründungsaften 
wohl vindiziren könnte. Allein das Geſetz hat eine ſolche Sleichitelung grundiäglic 
reprobirt. Gin am 31. Dezember 1599 gemäß RG. v. 6. Februar 1875 8 28 Abi. ? 
mit vollendetem 0. Jahr ebemündig Gewordener wird gemäß S 1303 B. G. B. wieder 
ebeunmündig. Gin in jenem Zeitpunft gemäß 8 16 LT I2 A.L.R. mit dem 14, Lebens: 
jahr teitirfäbig gewordener wird gemäß F 2229 Abi. 2 wieder teftirunfäbig, es jei 
denn, daß vorber die Ehe eingegangen bezw. das Teitament errichtet it, arg. Arı. 
198, 215 Abi. 1E. G., ef. auch den Einfluß des Alters bei 88 828 Abi. 2, 179=, 
1750, 1827. 

Wie Steht es mit der unter dem alten Recht bereits erworbenen 
Rolljährigfeit? Tie Motive glauben dieſen Fall nicht enticheiden zu müſſen, weil 
das beim Anfrafttreten des B.G.B. bereits 2 Jahre zurüdliegende R.G. von 7. Kebruar 
1875 den gleiden Großiährigfeitstermin bereits für das ganze Neichögebiet eingeführt 
bat. Man denfe aber folgenden Fall: Fin im Ausland, 3. B. Türfei, wobnender 
Treuße iſt nah den dort geltenden und im Gemäßheit des bisherigen preußiſchen 
Internationalen Privatrechts bei uns zur Anwendung fommenden Geieken bereits vor 
vollendetem 21. Yebensjahr am 1. Januar 1900 großjäbria geworden. Bom 1. Januar 
100 gilt gemäß dem Ztaatsangebörigfeitsprinzip des Art. 7 E.G. für ihn das 
deutiche Net. Wird er wieder minderjäbrig? Die Entiheidung wird aus Gründen 
der Praftifabilität, arg. Art. 7 Abi. 2, endlich arg. a. pot. des Art. 153 dabin aus: 
inllen müſſen, daß die einmal erworbene Großiährigkeit nicht wieder verloren geht. 

e) Grundiäglih beridieden zu behandeln don der Geihäftsfähigteit iit Die 
mangelnde Dispofitionsfähigfeit in Folge mangelnden eigenen Rechts und in Folge 
beihränfender Nechte dritter Perſonen oder als Folge eines beitimmten Rectsver- 
hältniſſes, z. B. Zugebörigfeit zu einem Orden oder ähnlichem Berbande, Einf.Geſ. 
Art, 56, 87, Dispofitionsbeihränfungen der Ehefrau, Kinder x. Hier find die fürdas 
in Frage fommende Necbtsverbältniß mahnebendenNormenentihbeiden»: 
vgl. hinsichtlich der Beihränfungen der Ehefrau in Folge des ebemännliden Ginipruchs- 
rechts Art. 199 6,8,, in Folge des Süterftandes Art. 200. Poſitiv beitimmt darüber 
binaus Art. 200 Abi. 9, daß auch die Beihränfung der „Geichäftsiäbigfeit” der 
Ehefrau, und zwar nicht nur, infojern te eine Folge des Güteritandes, fondern auch 
eine Folge der Ehe iſt (ef. 3. B. Art. 217.0, C.), folange in Kraft bleibt, als der 
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bisherige Güterftand beiteht. Im Gffeft wird die Behandlung dieſer Dispofitiong- 
beihränfungen mit der — * der Geſchäſtsfähigkeit vielfach die gleiche fein, ef. 
Tail und Hofmann, Grfurje I p. 149. Ausnahmen ftatuiren u. a. Art. 168, 181 
Abi. 1, 203 E. G., ef. Co ſack p. 235, auch Bem. 2 zu Art. 7. 


2, Großjährigkeitstermin. Anlangend die Art der Berehnung des Volljährig: 
feitstermins, fo find im Anſehung derjenigen, welche unter der Herrſchaft des neuen 
Rechtes volljährig werden, die Borfchriften des B.G.B. über Zeitbeitimmungen 
ss 1x8 ff. B. G. B. maßgebend, Mot. 242. 

3. Bolljährigfeitserfiärung. Diejelbe richtet ſich alfo, falls unter der Herricait 
des bisherigen Rechts erfolgt: 

a) Hinfihtlih der Borausjeßungen nah bisherigem Nedt. Gin 
derzeit noch nicht erledigtes Verfahren muß den Anforderungen des neuen Rechts 
entipreden und nach dieſem erledigt werden. 

b) Hinſichtlich jeines Inhalts u. bezw. feiner Wirkungen nad dem 
neuen Recht. Die Volljährigfeitserklärung (Nahrgebung) des $ 3 B.G.B. hat num 
die Wirfung, daß der Minderjährige einem Volljährigen völlig gleich fteht. Der Voll: 
jäbrigerflärte iſt aljo fortan nicht mehr den SERIEN LUNGEN unterworfen, welche jrübere 
Bartifularredte, L. 3 God. 2, 45 Bayr. ER. 1, 7 $ 36 Wr. 7, Sädi. B. G. B. $ 1969 
binfichtlich der ee: von Liegenſchaften ſtatuiren oder wie Sächſ. B.G. 5 1970 
u. S. Weim. Gef. v. 27. März 1872 8 74 binfichtlich des Verzibts auf Schlußrehnung 
vorichreiben. 

4. Rechtliche Stellung don Volljährigen haben auch unter der Herrſchaft bes 
bisherigen Rechts in den meiiten Staaten nur die für volljährig Erflärten. In 
gemeinrechtlichen Gebieten gilt jedoch vereinzelt der Grundſatz „Heirath macht mündig“, 
ebenjo in einzelnen partifularrectl. Kodififationen: Bayr. Yandredt I, 7 $ 36 Wr. 7, 
Weimar. Sei. v. 27. März 1872 88 17, 20, 71, 73, Brem. Vorm. Ordn. vom 7. Auguft 
1826 8 34 b; ferner nur bezigl. der Frau: Württemberg. Gef. vom 21. Mai 1825, 
Art. I Abi. 3, Lübeck. Vorm. Ordn. $ 51, 72, Hamb. Borm.Ord. Art. 63, Wismar. 
Vorm.Ordn. vom 9. Dezember 1875 (Mot. 3. Allg. Tb. p. 58, 59). 

Der Grundfaß der Sleichjtellung der durch Heirath — Mündigteit und 
der neuen Großjährigkeitserklärung iſt aber auch bier analog L. 4 God. 2, 45 dahin 
einzufchränfen, daß, jofern unter der Herricaft des früheren Nechts rechtsgeichaftlich 
von der Volljährigkeit im Sinne der Ehemündigkeit eine Wirkung abhängig gemacht 
iſt, dieſe Wirkung durch eine unter ber Herricaft des neuen Geſetzes erfolgte Groß: 
jährigfeitserflärung nicht herbeigeführt werden kann. 


Emanzipation. 
Artifel 154. 


Wer nach den franzöftichen oder den badiichen Gejegen emanzipirt oder 
aus der Gewalt entlajjen it, jtebt von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Gejegbuchs an, wenn er zu dieſer Zeit das achtzehnte Yebensjahr vollendet 
hat, einem VBolljährigen, anderenjalls einem Minderjährigen gleich. 

61%; E. UI 127; RV. 154; Mot. zu 96 ©, 44-245; Prot. S. 986 
VIS no 

. Gewaltentlaffung (Emanzipation). Während der vorhergehende Artikel 
— Viinderjährigen im Auge bat, welche unter der Herrſchaft der früberen 
Geſetze die rechtliche Stellung Rolljähriger hatten, behandelt der vorliegende 
Artifel diejenigen Minderjährigen, weldbe jene Stellung nur in be: 
ihbränftem Make inne hatten. Das find, joweit die erweiterte Geſchäftsfähigkeit 
im Allgemeinen nicht bloß in Anſehung ſpezieller Nechtsafte in Frage ſteht, nad 
franzöſiſchem und badiſchem echt, ec. e. Art. 476, die Emanzipirten (Gewaltentlafienen). 
Die Emanzipation erfolgte theils durch beionderen Ausiprud Art. 477, theils durch Ver: 
ehelichung Art. 476, theils durch elterlicherjeits gebilligte Begründung eigener Nieder: 
laifung Art. dia. "Die Gewaltentlaſſung, welche eine allgemein erweiterte Geſchäfts— 
täbigfeit gemwährleiftet, it dem B.G.B. fremd. Die ſolcher Gejtalt Gmanzipirten 
werden in dieſem Artikel gleichfalls den Bi ke nleichgeitellt, jedodb nur 
unter der Vorausjekung, daß ſie am Januar 1900 das achtzehnte 
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Vebensjabr vollendet haben, ef. die analoge Beitimmung der Preuß.Vorm. 
Ordn. $ 98 Abi. 2 Sag 1. Dieſer Zeitpunkt iſt gewählt mit Nüdjiht auf die in 
jenem Zeitpunkt gemäß 83 BGB. eröffnete Möglichkeit der Nabrgebung. Die 
Vorausjeßungen der vor dem 1. Jannar 1900 erfolgten Emanzipation richten 
jib nad dem bisherigen Recht. Iſt ein Verfahren zur Herbeifübrung der Emanzi— 
pation noch nicht abgeſchloſſen, jo iſt es am 1. Januar 1900 einzuftellen. 

Sind die folder Gejtalt Emanzipirten am I. Januar 1900 noch nicht 15 Nabre 
(nah Art. 477 e. e. fann die Emanzipation jhon mit dem 15. Yebensjahre erfolgen), 
jo werden fie in vollem Umfang wieder minderjährig, und es müſſen die Erforderniffe 
der Schußbedürftigfeit erfüllt werden. Sie werden auch nicht dadurch großjäbria, daß 
jie ipäter das 15, Yebensjahr vollenden. Es ſteht ihnen dann nur der Weg offen, 
die Volljährigfeitserflärung nachzuſuchen. 

2, Das Geſetz giebt feine Vorſchriften über die zeitlibe Wirfiam: 
feit derjenigen Normen, welde die erweiterte Geſchäftsfähigkeit in anderen 
Fällen, SS 112, 113 8.8.8. (Grmädtigung der Minderjährigen zum ſelbſtändigen 
Betrieb eines Grwerbsgeihäfts, zur selbitändigen Gingebung eines Dienft: oder 
Arbeitöverbältniiies) gemwährleiiten bez. im Gegenjaß zu dem früheren Recht in gewiſſem 
Sinne einihränfen. Nab den allgemeinen Grundjäsgen wird der Erwerb 
der Geſchäftsfähigkeit bez. die Frage nad der giltigen Ertbeilung des 
Seneralfonienjes nah dem bisberigen Recht jih zu richten baben. Es 
wird aljo die einmal unter der Herrichaft des Preuß. Sei. vom 12. Juli 1875 8 5 
ertbeilte väterlibe Genehmigung genügen, obwohl nah S 112 B.G. B. die vormund: 
ichaftsgerichtliche Genehmigung binzutreten muß, ebenio Habicht S. 50; wublenbed 
S. 220. U. Meinung Neumann S. 1447 (der Letztere vermikt einen beionderen Bor: 
bebalt, wie er beiipielsweife bei Art. 215 normirt tft. Allein eines bejfonderen Bor: 
behalts bedarf e3 nicht, da die Beurtbeilung des unter dem alten Recht vollzgogenen 
Begründungsaftes nad diefem dem Prinzip entipricht). Andererjeitö wird der Inhalt 
und die Wirkung einer ſolchen Srmädtigung be; eines foldhen Seneralfonienjes nad 
dem neuen Recht zu beurtbeilen fein. Es wird alio zu den einzelnen Geicäften, 
welche ſowohl früher als jegt der obervormundicaftsgerichtlichen Genehmigung be— 
durften, ſofern fie nach \nfraittreten des B.G.B. vorgenommen werden, nicht bloß der 
nab 8 5 des cit. Preuß.Gei. erforderliben obervormundichaftsgerichtlichen Ge— 
nebmigung, jondern außerdem der nah $ 112 B. G. B. erforderliben Zuftimmung des 
geſetzlichen Vertreterd bedürfen. Ebenmäßig wird das nah dem Württemb.Gef. vom 
30, Auni 1865 Art. 3 Ziff. ? dem gejeglihen Vertreter zuftebende Widerrufsrecht 
nad dem Anfraittreten des B.G,B. ceffiren müſſen, ebenfo Dabihta.a. O.; a. Mein. 
Fuchs bei Gruchot 4, S. 4 

Ueberhaupt wird fich die Frage der Ginihränfung und Zurüdnabme der Gr: 
mäctigung vom 1. Januar 1900 an nach dem neuen Recht zu regeln haben. Letzteres 
jedoch unbeichadet der Nechte dritter Berionen, arg. Art. 170 6,6. 

3 Sinfihtlih der Ehemündigkeit und Zeitirfäbigfeit vgl. Art. 153 Bem. 1 
hinsichtlich der Dispoſitionsfähigkeit ebenda Ic, 


’ 


Entmündigung wegen Geileskrankheit. 
Artifel 155. 

Wer zur Zeit des Infrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs wegen 
Geiſteskrankheit entmindigt it, Steht von dieſer Yeit an einem nach den 
Borjchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs wegen Geiltesfranfheit Gnt: 
mündigten qleich. 

E. 19 Abi. 1; & 11 128; RB 155; Mot. u HS. H5—246; Prot. 
S. 8987, 816, 8917, 9108, 9241, 9242 (VL S. 486, 620, 621). 

Entmündigung wegen Geiſteskrankheit: Gntiprebend den allgemeinen 
Grundſätzen (ef. oben Art. 155 Anmerf. I) richten fih die Borausießungen einer 
vor dem 1. Nanuar 1900 erfolgten Gntmündigung nad dem bisherigen Recht, der 
Anbalt und bez. die Wirfungen nach dem neuen Recht. 

1. Borausieungen der Entmündigung. Sie richten ſich nah dem bis— 
berigen Recht in formeller und materieller Beziehung. Iſt das Beriahren 
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am 1. Januar 1900 jedoh noch nicht abgeichlojien, jo ift es einzuftellen, wenn die 
materiellen Borausfegungen des neuen Rechts am 1. Januar 1900 nicht mehr vor: 
liegen; liegen fie vor, jo greifen auch die Verfahrensvorichriften des neuen Rechts als: 
bald Platz (anders Art. 161). — Das Verfahren it nicht abgeſchloſſen, unterliegt alio 
formell und materiell dem neuen Recht, wenn eine vor dem 1. Januar 1900 erfolgte 
Entmündigung nah dem 1. Januar 1900 angefochten wird. Ebenſo Habicht S. 64. 
Entſch. d. R.G. vom 29. Oft. und 20. November 1900 ©. 848, 867. A. Meinung 
Scherer Nr. 195, Neumann ©. 1442 Nr. 4. 


Eriorberlih für die Anwendung bes Artikeld ift, daß eine Entmündigung 
des geiitig Defekten erfolgt tt. Aus melden Gründen die Entmündigung erfolgt 
it, ob wegen Wahnfinnd oder Blödfinng, ade wegen Geiftesichwäche, ift gleich: 
gültig; vgl. die — —— in URL. I 1 88 27—29, Oeſterr. B.&.B. $ 21, 
eod. eiv. Art. 489, Bad.L.R. 489, Grforderlic iſt nur das Vorliegen einer 
wirflichen Enimũndigung. Alſo nat die Zeit nad Inkrafttreten der alten R.EP.O. 
in Betraht fommt, das Vorliegen eines amtögerichtlihen Entmündigungsbeichlufies 
(formelle Entmündigung). Soweit die Zeit vor Inkrafttreten jenes Geſetzes in Be: 
tracht fommt, genügt die nad den damaligen Landesgeſetzen zuläffige Entmündigung 
durch obrigfeitlihes Dekret, bez. die Untervormundichaftäftellung wegen wirflicher 
Geiſteskrankheit (materielle Gntmündigung): vgl. Mot. p. 2406. 

Eine Entmündigung liegt nidt vor: 

a) m Fall einer bloßen Untervormundichaftsftellung wegen 
Geiſtesſchwäche ohne formelle oder materielle Entmündigung; 

b) im Fall einer bloßen Verbeiſtandung im Sinne des Franz und 
Bad.Rechts, cod. eiv. Art. 499, Bad. L.R. Satz 49. 

Die erftere ift gemäß Art. 210 Abi. 1 Sat 3 E.G. vom 1. Januar 1900 an 
einer nah $ 1910 Abi, 2 des B. G. B. für die Vermögensangelegenbeiten des Geiſtes— 
ſchwachen angeordneten Pflegihait gleichgeitellt. Die letztere iſt nicht einmal einer 
ſolchen Pilegihait gleichgeitellt. Die Verbeiſtandung verliert vielmehr gemäß Art. 211 
E.G. mit dem Ablauf einer Friſt von 6 Monaten nad Inkrafttreten des B.G.B. ihre 
Wirkung, ef. Bemerf. zu Art. 210 und 211 E.G. 


2. Hingejeben auf den Inhalt und die Wirkungen der unter dem bisherigen 
Recht erfolgten Entmündigung, fo findet das neue Gejeg vom 1. Januar 1900 an ins 
jofern Anwendung, als auf jede jolde Entmündigung die Vorſchriften des 
B.6.B. über die Entmündigung wegen „Geiſteskrankheit“ 5 104 Nr. Fff. 
B.G.B. Anwendung finden, unb zwar gleichviel, ob, wie oben hervorgehoben, die Ent— 
mündigung nad bisherigem Recht wegen Geiſtestrankbeit oder nur wegen Blöd— 
ſinns, Schwachſinnigkeit oder Geiſtesſchwäche erfolgte. Einer Anregung, die nach bis— 
herigem Recht nr Blödfinns bezw. Geijtesihwähe Entmündigten den gemäß $ 6 
Nr. 1, g 114 DB. wegen Geiftesihwähe Entmündigten gleichzuitellen, ift bei den 
Berathungen der II. Kommiſſion nicht Folge gegeben, Prot. II p. 9108, 9216. Es 
ift alſo das Wort „Geiitesfranfheit” in dem eriten Halbjaß des Artikels in dem all: 
gemeinen Sinn „geiitiger Gebrechlichfeit” zu nehmen, im zweiten Halbjag dagegen in 
der technischen Bedeutung des B.G.B. Die Gleichitellung des Geſetzes bat zur Folge, 
dak ein nah Preuß. Landrecht wegen Blödſinns Entmündigter, welder gemäß 
82651, 4 AL.R. nur beihränft dispofitionsunfähig war, nunmehr gemäß $ 104 Nr. 3 
BER. völlig dispofitionsunfähig wird und nicht etwa gemäß 5 114 nur beſchränkt 
dispoſitionsfähig bleibt. ES find ferner die „lichten Zwiſchenräume“ (dilucida inter- 
valla), welhe nah gemeinem Recht nach berrichender Lehre auch bei Entmündigten 
(ef, Sterfel p. 392, ef, auch Bayr. ER. Le. 7 $37 Nr. 3) zu berüdfichtigen waren, 
nicht mehr beadhtlid. 

3. Ueber Anbalt und Wirkung einer bloßen Untervormundichaftsitellung 
ohne vorausgegangene Entmündigung bez. einer bloßen VBerbeiltandung vgl. oben zu 1. 


Entmündigung wegen Verfchwendung. 
Artikel 156. 

Wer zur Zeit des Infrafttretens des Bürgerlichen Gejegbuchs wegen 
Verſchwendung entmündigt ift, jteht von diejer Zeit an einem nach den Vor- 
ichriften.des Bürgerlichen Gejegbuchs wegen Berjchwendung Entmündigten gleich. 

Niedner, Einführungsgefep zum 8.6.8. 2. Aufl. 20 
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Dajjelde gilt von demjenigen, für welchen nach den franzöjiihen oder 
den badischen Gejegen wegen Verichwendung die Beitellung eines Beiltandes 
angeordnet ilt. 


E. 198; €. 11 129; RB. 156; Mot. zu 98 ©. 247- 248; Prot. ©. 890, 
S991, 9216— 9240 (VI S. 188, 489). 


1, Entſprechend den allgemeinen Grundſätzen richten ſich die Vor— 

ausſetzungen einer unter der —— des bisherigen Rechts erfolgten 

nach bisherigem Recht, Inhalt und Wirkung vom 
l. Januar 1900 an nach dem neuen Recht, ef. Bem. 1 zu Art. 153. 


Hinfichtlih eines am 1. Januar 1900 anbängigen Verfahrens gilt daſſelbe 
Be anhängigen Entmündigungsverfahrens wegen Geiitesfranfbeit, cf. Anm. 1 
zu Art. 455. 

2. Vorausjeßung it nah Abi. 1, dak eine wirflide Entmündigung unter 
der Herrſchaft des bisberigen Rechts erfolgt üt. 

Nah der ausdrüdlihen Vorſchrift des Abi, 2 joll aber die nad franzöſiſchem 
und badiihem Recht erfolgte „Verbeiltandung“ wegen Verfhwendung der Ent— 
mündigung wegen Verſchwendung gleihgeachtet werden. Nach code eivil 513 erbalten 
Verihwender nur einen Beiltand für gewiſſe Geichäfte, und nah bad. Yandrect 
Sak 515 gleichfalls. Nur Verſchwender ftärferen Grades werben nad lekterem Recht 
dem volljtändig Entmündigten gleichgeitellt. Im Uebrigen erfolgt die Feſtſtellung 
ber Verſchwendereigenſchaft gemäß $ 10 E.G. zur C. P.O. in den Formen des ordent: 
lihen Entmündigungsverfahrens. 


In Gemäßbeit der Vorichrift diefes Artifels werden die folcergeitalt Verbei⸗ 
ſtandeten vom 1, Januar 1900 an jämmtlid beihränft dispofitionsunfähig im 
Einne des $ 114 BGB. und müffen einen Bormund erbalten gemäß S 1545 B.G. B. 
Tamit iſt eine im frangöftichrecbtlihen Theile Preußens berrichende Streitirage erledigt, 
Mot. p. 247. (Abweichend hiervon verliert die jranzöfiichrechtliche Verbeiftandung wegen 
(Seiftesihwädhe nah dem 1. Januar 100 ihre Kraft, ef. Art. 155, 211.) 


Erwählter Wohnfit des franz. Rechts. 
Artifel 157. 

Die Borjchriften der franzöfiichen und der badijchen Gejege über den 
erwählten Wohnſitz bleiben für Nechtsverhältniiie, die ſich nach dieſen Gejegen 
beitimmen, in Kraft, jofern der Wohnfig vor dem Inkrafttreten des Bürger 
lihen Geſetzbuchs erwählt worden iit. 


E. 1100; G. 11130; R.V. 157; Mot. zu 100 S. 249-230; Prot. ©. 8992 
bis 8044 (VI S. 49), 


1. Nah den durch das E.G. zur alten EP.O. 8 15 Nr. 5 infomweit aufrecht: 
erhaltenen Borichriiten des franzöſiſchen und badiichen Rechts code eivil Art. 113, 
111, cod. d. proced. Art. 59 Ar. 3, bad. Yandredit Sat 11 (ef. R.G. 10 p. 305) 
fünnen die Parteien bebuis Vollziehung eines Rechtsgeſchäfts mit der Wirkfamfeit 
ein von dem thatiählihen Wohnſitz abweidendes Domizil bejtimmen, daß Yu: 
itellungen wirkſam dabin gnemadt werden (domieile elu).. Durch das Rodifi— 
fationsprinzip des B.G. B. bez. durch die Auſhebung des $ 15 Nr.5 E. G. ur C. P.O. 
in dem neuen * 1 EG. zur 62P.O. iſt dieſes domicile elu vom 1. Januar 1900 
an bejeitigt. Der vorliegende üirtifel ftellt nun far, daß von diefer Beſeitigung 
die Fälle nicht betroffen werden, in welchen ſich jene Vorſchriften bereits vor dem 
I. Bu 1900 Fonfretifirt haben. rot. 54993. 


. Borausfekung für die Anwendung des Artifels iſt alio, 
a) daß das Rechtsgeſchäſft, deiien Vollziehung in frage ſteht, noch der Herrichait 
des bisherigen Nechts unterſteht. 


Wann Dies der all, enticheidet ſich nah den Borichriiten des Abjchnitts III 
und IV E. G., cl. 3.8. Art. 170, 214 E. G.; 


b) daß der Wohnfitßz thatiächlich vor dem 1. Januar 1900 gewählt ift. 
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3. Die Vorſchriften über das domieile lu find prozeljualer Natur. Sie 
bängen aber mit dem materiellen Recht aufs engite zuſammen, und es iſt deshalb die 
Aufnahme der vorliegenden Beltimmung im E.®. zum B.G.B. erfolgt; vgl. auch Art. 12 
Entw. I zum E. G., Mot. p. 108. Andererjeits ift wegen ihres prozeſſualen Charakters 
die Beitimmung nicht überflüffig, weil im Prinzip das Geſetz auf dem Standpunft 
ftebt, daß Berfahrensvorichriften Jofort Anwendung finden; ef. gleihe Ausnahmen in 
Art. 161, Art. 200 Abi. 1 Satz 2, Art. 213 Sa 2 E.G. 


Todeserklärung (Artikel 158—162). 
Artifel 158. 


' Die Wirkungen einer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs erfolgten Todeserflärung bejtimmen jich nach den bisherigen Geſetzen, 
joweit jich nicht aus den Artifeln 159, 160 ein Anderes ergiebt. 


6192 Sa 1; €. 11 131; RB. 1585; Mot. zu 92—94 ©. 236- -241; Prot. 
S. 8461, 8962 (VI S. 471, 472). 


I. Die Artifet 155162 enthalten die Normen über die zeitliche Wirkſamkeit 
der Die Todeserflärung bez. die ähnlich gearteten Rechtsinſtitute des bisberigen Rechts 
regelnden Beitimmungen. 


Entſprechend den allgemeinen Grundſätzen ſind die Vorausſetzungen einer 
vor dem 1. Januar 1900 erfolgten Todeserklärung nad dem bisherigen Recht zu 
beurtheilen. Was die Wirfungen der Todeserflärung anbelangt, jo find die oben 
u Art. 9 E.G. Anm. 1b gegebenen Ausführungen im Wejentliben auch bier zus 
treffend. Dem Mejen diejer die Fiktion der Beendigung der natürlichen Berjönlichkeit 
betreffenden Normen, deren Bedeutung in eriter Yinte für die an den Thatbeitand 
der Todeserflärung anfnüpfenden Rechtsverhältniſſe in Betracht fommt, 
würde es entipredhen, die Wirkungen der Todeserklärung den gleichen zeitlihen Zus 
jtändigfeitönormen zu unterwerfen, welchen jene Rectsverbältniffe unterliegen. Das 
Geſetz hat indeilen dieſe Konſequenz wenigitens äußerlih micht gezogen. Es ſpricht 
vielmehr in Art. 158 ausdrüdlih ald Regel aus, daß die Wirfung einer vor In— 
frafttreten des B.G. B. erfolgten Todeserflärung den bisherigen Geſetzen unteritebe, 
unbefümmert darum, ob die Nechtsverbältniife, bei denen die Todesannahıne in Be: 
tracht kommt, dem bisherigen oder neuen Rechte unterfteben. Allein das Geſetz macht 
in den folgenden Art. 154, 160 alsbald von dieſer Negel wichtige Ausnahmen. 
Und es lehrt eine nähere Betrachtung derielben, daß im Gffekt die in Art. 158 aus: 
geiprodhene Regel im Weſentlichen nur infoweit aufrecht erhalten ift, ald es ſich um 
jolche für die Todesannahme bedeutungsvolle Nechtsverhältnifie handelt, die unter der 
Herrichaft des bisherigen Rechts begründet find. 


2. Borausiegungen der ZTodeserflärung. TDieielben richten ſich, falls die 
Todeserflärung vor dem 1. Januar 1900 erfolgte, durchgängig nach dem bisherigen 
Recht. Die Todeserkflärung muß unter dem alten Recht abgeſchloſſen fein, um dem: 
jelben zu unterftehen. Diefem Fall ausdrücdlich gleichgeitellt iſt jedoch der Fall, daß 
das Verfahren der Zodeserflärung bereits begonnen bat, was insbelondere auch 
alö vorliegend angenommen wird, wenn eine der Todeserflärung (bes. der derjelben 
gleichitebenden endgiltigen Einweiſung der Erben) voraufgebende „Berichollenbeits: 
erflärung“ bez. vorläufige Einweiſung der Erben vor dem 1, Januar 1900 bereits 
itattgefunden bat, ef. Art. 161. it ledialich die Abweienbeit des Verichollenen als 
Vorausſetzung beim Anfraittreten des B.G. B. gegeben, jo findet das alte Geſetz nicht 
Anwendung. Die Vorausſetzungen einer nach dem 1. Januar 1900 beantragten | Todes⸗ 
erklärung unterſtehen natürlich dem neuen Recht. Nur ſoweit vorber- bereits eine 
positive Rechtsvermuthung (Vebensvermutbung) Geltung gewonnen bat, wird dieſe 
durch das neue Necht nicht berührt (ef. Gofad Ip. #68 und das Beifpiel dajelbit). 


3. Wirfungen der Todeserflärung. Als ſolche fommen in Betradt: die Bor: 
ichritten über die allgemeine Natur der Todeserflärung, ob fie deflaratoriih oder 
fonititutiv wirft, bez. welcher Zeitpunft als Todestag anzuieben iſt, über die Gr: 
ſtreckung des Einfluſſes dieier Fiktion auf die für dallelbe bedeutungsvollen Rechts: 
verbältniiie, über den Gegenbeweis gegen die Todesvermuthung, den Wegfall ibrer 
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Wirfungen u. a. m. ($ 18 B.G.B.), ebenio Habidht ©. 99; Seuff. Bl. f. Rechts— 
anw. 65 ©. 527; abweichend 3. Theil Scherer, Tas Grite Jahr S. 3. 

a) 68 wird aljo die Regelung der Grbjolge nah einer unter der Herrſchaft 
des franzöfiichen Rechts (cod. eiv. Art. 129) für verichollen erflärten Perſon nah dem 
Zeitpunkt des Gintritts der Verichollenbeit, nicht nad dem gemäß Art. 18, 14 B.E.R. 
maßgebenden Zeitpunft erfolgen müſſen. Cine unter der Herrſchaft des "Breußiicen 
Rechts und der in Thüringen geltenden Geſetze begründete Tobdeserflärung wird erit 
vom Zeitpunft des Grlafies derielben Wirkung baben, da nah diefen Rechten die 
Tobdeserflärung fonjtitutiv (cf. ALR. I, 9 $ 367, Weimar. Gef. vom 3. April 1833 
8 21), nicht, wie nah Art. 14 B.G.B., beflaratorifh wirft. Kehrt ein unter ver 
Herrichaft des bisherigen Rechts für todt Erflärter zurüd, jo ift u. U. fein Anſpruch 
lediglih auf die Nubungen des abgejallenen Vermögend bez. auf lebenslänglichen 
Unterhalt befhränft. it die Todeserflärung im Gebiet des gemeinen Rechts erfolgt, 
fo unterliegt der Rüdforderungsaniprud feiner Verjährung; ef. über den Inhalt der 
verichiebenen Bartifularredte Roth, $ 61 Anmerf. 141—143, 

b) Anlangend bie einzelnen Rechtsverhältniſſe, die unter ber Herr: 
ſchaft der bisherigen Geſetze ihre rechtliche Ausprägung erhalten baben und in An: 
jehung deren deshalb die Wirfungen ber Todeserflärung dem bisherigen Recht unter: 
iteben, jo fommt in Betradt in eriter Linie das Erbrecht des Verſchollenen und 
die hinter demſelben begründeten Erbberechtigungen. Das folgt ſchon aus Art. 213 E. G. 
Damit bleibt auch die eautio de restituendo für diejenigen Rechtsverhältniſſe, für 
welche fie beftebt, in Straft. Ebenſo ſteht es mit dem unter der Herrſchaft des alten 
Rechts begründeten Anſpruch auf Schuß geiftiger Erzeugniſſe als eines individuell 
erworbenen Perſonenrechts. Es beſtimmt fich ferner nah dem bisherigen Recht, in: 
wieweit höchſt perfönlihe Rechte, wie der Nießbrauch u. a., in Folge der unter der 
Herrichaft des alten Rechts erfolgten Todeserflärung ihre Endichaft erreichen. Tas 
Gleiche gilt ſchon mit Rückſicht auf Art. 200 E.G. be. der Endigung der ebeliden 
Nutznießung und Errungenichaftögemeinihait SS 1420, 1544 B. G. B. 

) Dagegen wird auch die vor dem 1. Januar 1900 erfolgte Tobdeserflärung in 
Anſehung folder Nechtöverhältniffe, welche im Wejentlihen der Einwirkung des neuen 
Geſetzes unterworfen find, wie die Aufhebung einer alten und Schließung einer 
neuen Ehe: Art. 201, 198 E. G., die Aufbebung der elterlihen Gewalt, VBormundfcait, 
Pflegſchaft: Art. 203, 210 E. G, auch damit dem neuen Recht unteritellt, wie das in 
ben tolgenden Artifeln 159, 160 auch ausdrüdlich vorgeihrieben wird. 

d) Ueber die Wirkungen des neuen Rechts gegenüber einer altrecht lichen 
Lebensvermuthung, vgl. oben zu 2 und Näheres bet Habicht, S. 89 ff., vgl. auch 
Scherer, Das Erſte Jabr, ©. 23 und Zimmerle, Württemb. Zeitichr. j. 56 190, 
S. 2, 305 ff. 

4. Den gleihen Grundiäßen wie die Todeserflärung muß die Ariegsperihollen- 
heit unterliegen, cf. Mot. p. 241 und die dort angeführten einzelnen bisherigen Geſetze. 
Dieſelben ſeßzen übrigens entſprechend dem $ 18 Abi. 2 Satz 2 BGB. für die im 
Kriege Vermißten gemeinfame gelehlihe Todestage feit. So Preuß. ‚Gel. den 31. Dezember 
1864, 31. Dezember 1866, 30, Juni 1871. 

5. Den gleihen Grundſätzen unterliegt endlih die Verſchollenheitserklärung 
(döclaration d’absence) nad franzöfiibem und bad. Net, Art. 112Ff., bad. UN. 
Sat 112 Ff., fofern diefelbe vor nfraittreten des B.G.B. mit der Einweiſung der 
muthmaßlichen Erben endgiltig neworden ift, arg. Art. 161 E.B. Bezüglich diejer gilt 
jedoh das Dogma der Nichtrüdwirfung des neuen Geſetzes ohne die Schranfen des 
Art. 159 und 160, 

6. Von den bisherigen die Verſchollenheit und Todeserflärung betreffenden 
Geſetzen find bervorzubeben: 

Preußen: A.L.R. II, 18 88 823-855. A. G.O. 1,37, Geſetz vom 24. Februar 
1801, ferner Geſetze der neu anneftirten Provinzen, endlihb Ausführungsgeſetz zur 
GPO. vom 24. März 1879 88 22, 2i—2%6. — Bayern: Geſetz zur Ausf. der 
EC.P.O. und Konft.O. vom 23. Februar 1879 Art. 103-—122, 174, — Sadien: 
5.8.58 37—44, 1708—1710, Geſetz vom 4. März 1879 88 15--17. Geſetze der 
übrigen einzelnen Staaten aufgezählt Mot. I ©. 33. 

Ausführungsgeiee: Banern: Ueb Geſ. Art. 107—111. — Heilen: A. 
Art. 156-160, — MedlenburgeShw.: AR. 12) :Str: AB. 812. — Olden: 
burgsdirt.: 4.8. $ 1. — Bremen: AG. 8 1. — Elſaß-Lothringen: A.G. 3 
SD Su, — 
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Artifel 159. 


Der Ehegatte einer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejegbuchs 
für todt erklärten Perſon kann nad) dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Sejegbuchs eine neue Ehe eingehen, aud wenn die Wiederverheirathung nach 
den bisherigen Gejegen nicht zuläffig jein würde Die Borjchriften der 
88 1348 bis 1352 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden entiprechende An— 
wendung. 

E. 192 Saß 2; €. U 132; G. V. 159; Mot. zu 2—94 ©. 236— 241; Prot. 
S. 8961, 8962 (VI ©. 472). 

1. Der Artikel enthält eine Ausnahme von Der Regel des Art. 158, injoiern 
die Wirfungen der unter ber Herrſchaft des alten Geſetzes erfolgten 
Iodederflärung bier vom 1. Januar 1900 fofort dem neuen Redt unter: 
jtellt werden. Die Ausnahme wird in den Motiven aus fozialen und wirthichait: 
lihen Gründen, ſowie mit Rüdjicht darauf gerechtfertigt, daß bier ſowohl wie in ben 
im nadjolgenden Artifel erwähnten Fällen an bie Todeövermuthung eine Geftaltung 
der Verhältniſſe gefnüpft ift, welche von dem an fich ftattbaften Beweiſe des Gegen: 
theils unberührt bleibt, Mot. p. 237, ef. aber auch oben Anm. I zu Art. 158. 

a) Gemäß SS 1348, 1349 B. G. B. kann alfo auch ein unter der Herrichait des 
gemeinen Rechts für todt Erflärter, obwohl und inſoweit ſolches die Wiederver— 
beirathung verbietet, eine neue Ehe eingehen. Auch ift die Neueingehung nicht davon 
abhängig, daß die frühere Ehe gemäß N 1708 des Sächſ. B. G. B. für beendigt erflärt 
it, ef. Siebenhaar Komm. 3. Aufl. III p. 90. j 

b) Die alsbaldige Einwirkung der SS 1348 ff. muß ſich auch für den Fall ver: 
iteben, wo nad bisherigem Recht die Auflöfung der alten Ehe ſchon in Folge der 
Todeserflärung vollzog; ebenſo Zimmerle a.a. DO. Scherer a. a. O. ©. 24. And. 
Mein. Habicht ©. 71 und Kublenbed ©. 226, beide unter Hinweis auf den Cha— 
rafter des Art. 159 alö einer Ausnabmevorichriit. Allein es handelt fih nur um eine 
icheinbare Ausnahme, da Art. 158 dad Prinzip nur unvollftändig wiedergiebt, vgl. 
Bem. 1 und 3e zu Art. 158. 

2. Nicht die gleihen Wirkungen bat eine deelaration d’absence unter der 
Herrſchaft des franzöfiihen und bad. Rechts. Es bleibt daber einem jolden nn 
nichts übrig, als entweder wegen böslider Verlaſſung auf Scheidung zu Flagen 
(Mot. 240), oder aber ein neues Verfahren der Todeserflärung in Gemäßheit der 
Rorichriften des B.G.B. zu beantragen, Art. 162 E.G. 


Artifel 160. 

Soweit nach den Vorjchriften des Bürgerlichen Gejegbuchs in Folge 
einer Todeserflärung die elterliche Gewalt des Verjchollenen, die Vormund— 
ichaft, die Pflegichaft jowie das Amt als Vormund, Gegenvormund, Pfleger, 
Beiſtand oder Mitglied eines Familienraths emdigt, gelten dieje Vorjchriften 
von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejegbuhs an auch für eine vorher 
erfolgte Todeserklärung. 

6.192 Sag 3; €. U 133; RB. 160; Mot. zu 92-94 ©. 2336-241; Prot. 
S. 8961, 8962 (VI ©. 472), 

1. Der Artikel enthält eine weitere Ausnahme bon der Negel des Art. 
158, ef. Bem. 1 zu Art. 158, Bem. zum vorigen Artikel. 

Giterlihe Gewalt: 1679 (1684 Abi. B.G. B. — Vormundſchaft: 1884. — 
Pflegſchaft: 1921 Abi. 3. — Vormund: 1885, Gegenvormund: 1895, Pfleger: 1915, 
Beiſtand: 1694, Familienrath: 1878. 

2, Auch bier hat die döelaration d’absence nicht die gleihen Wirfungen. 
Art. 162 E. G. tritt in die Breiche ein, 

3. Die Aufnahme des $ 927 B. G. B. (Aufgebot eines Grundſtücks) in dieſem 
Artikel it im Gejeg im Gegenſatz zu dem Beichluß der Il. Kommiſſion Prot. 8084 
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nicht erfolgt. Vgl. auch S 912 Bundesrathsvorlage mit Art. 135 E. G. daſelbſt. Durch 

die Faſſung, welche der $ 912 als s 911 der Reichstagsvorlage erhalten bat, wird jedod 

— — des 8 927 in dieſem Artikel erübrigt (inſoweit zutreffend Habicht 
. 74 Bem. 2). 


Artikel 161. 

Ein zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs anhängiges 
Verfahren, das eine Todeserklärung, eine Verſchollenheitserklärung oder die 
Einweiſung des muthmaßlichen Erben in den Beſitz oder Genuß des Ber 
mögens eines Verjchollenen zum Gegenitande hat, iſt nach den bisherigen 
Geſetzen zu erledigen. 

Sit vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejegbuchs eine Ver 
ichollenheitserflärung oder die vorläufige Einweiſung des muthmaßlichen 
Erben in den Bejig oder Genuß des Vermögens eines Verjchollenen erfolgt, 
jo find die bisherigen Gejege auch für die Todeserflärung jowie fir die 
endgültige Einweilung maßgebend. 

Nach den bisherigen Gejeten bejtimmen jich auch die Wirkungen der 
nach Abi. 1, 2 ergebenden Entjcheidungen. Im Falle der Todeserflärung 
finden die Vorfchriften der Artikel 159, 160 Amwendung. 


E. 193, 9; E. DI 134; RB. 161; Mot. u 92—9 S. 236-241; Prot. 
S. 802, 

1. Anhängines Verfahren. Nah dem von Gejeg im Allgemeinen beiolgten 
Grundiag, daß Berfahrensvorichriiten des neuen Geſetzes alsbald in Wirkſamkeit 
treten, und daß bezüglich des dabei in Anwendung zu bringenden materiellen Rechts 
die frage der Nechtsbängigfeit obne Einfluß ift, müßte analog der bezüglich des Ent: 
mündigungsveriabrens getroffenen Norichriiten (ef. Art. 155, 156 Note 1 dortielbit) 
das neue Recht alsbald eingreiien. Die Anomalie dieies Artifels (cf. Art. 15> 
Anm. 1) rechtiertigt fich, was das materielle Recht der Todeserflärung anbelangt, 
durch die billige Rückſichtnahme auf diejenigen, welche das Verfahren unter Beobachtung 
der oft ſchwer und mit nicht unerbeblichen Koſten zu erfüllenden VBorausießungen des 
bisherigen Rechts in die Wege geleitet haben. Was die formalen Berfabrensvor: 
ichriften aber ſelbſt anbelangt, jo sind fie ichlechterdings wegen ihres innigen Ju: 
fammenbangd mit dem materiellen Recht (ef. Anm. zu EG. Art. 9 von letterem 
nicht getrennt zu bebandeln. gl. Bayr. AG. u E. P.O. und Konk. O. vom 23. Februar 
1379 Art. 122. 

2, Berichollenheitserflärung. „Der code eivil (Art. 112 ff.) kennt eine Ber: 
ichollenheitserflärung, feine Todeserflärung. Es werden drei Jeiträume unterichieden, 
wäbrend mwelder die Beurtbeilung der Nectslage des Abweienden mit der wachienden 
Wabricbeinlichkeit des Todes ſich verichieden geitaltet: Bermißtbeit (absence 
presumee), Verſchollenheit (absence deelarce), endgiltige Cinweifung bes auf 
den Todesfall Berechtigten in das Vermögen des Verſchollenen. Die Verfchollenbeits: 
erflärung kann nah Ablauf eines vier: bezw. zebnjährigen Zeitraumes nadrictsloier 
Abweienbeit beantragt werden. Sie bereditigt diejenigen, welche zur Zeit des Ber: 
jchwindens oder der lekten Nachrichten die vermuthlichen Erben waren, vorläufige 
Einweiſung in den Beiit des Vermögens zu verlangen. Nach Ablauf von 30 Jahren, 
gerechnet von der vorläufigen Beſitzeinweiſung, können die obenbezeihneten Perſonen 
bezw, deren Rechtsnachfolger die endgiltige Einweiſung beantragen. Bon diefem Zeit: 
punft an reaelt der Nechtsitand fich nach der Nermutbung, daß der Verichollene nid 
mehr am Yeben jei. Belondere Beitimmungen find getroffen für den Fall, daß von 
dem Tode des Abwejenden abbängige Rechte an dejlen Vermögen begründet find. Tas 
Bad. Yandrebt Sag 112 tit im Weſentlichen dem code eivil gefolgt," Mot. Ip. 3%, 
ef. Förtſch „code eivil und BG. B.“ p. 11. 

Der vorliegende Artifel bejtimmt num in Abi. I, daß auch ein ſolches 
der Todeserflärung analoges Verfahren, falls am 1, Januar 1900 anhängig, nad den 


Todeserflärung (Art. 162). Juriftiihe Perjonen (Art. 163). 311 


bisherigen Geſetzen zu erledigen iſt. In nothwendiger Konſequenz des voraufgehenden 
Abi. 1 beſtimmt ferner Abſ. 2, daß, falls in dieſem Verfahren vor Inkrafttreten des 
B.G. B. eine Verichollenheitserflärung erfolgt, das weitere Verfahren, die Beiitein: 
weilung der Erben betreffend, jih nah dem bisherigen Neht richten muß. Die 
gleiben Grundjäße müſſen gelten für diejenigen Nechtögebiete, wo das Griordernif 
einer vorgängigen ausdrücklichen Verichollenbeitserflärung und die Einweiſung der 
Erben gegen Sicherheit der eigentlichen Todeserflärung bezw. dem auf dieje gerichteten 
beionderen Berjahren vorausgeht. Mot. I p. 35, Mot. E.&. p. 239. 

3. Die Wirkungen einer Todeserflärung bez}. franz. rechtl. Verſchollenheits— 
erflärung, welche in einem vor dem 1. Januar 1900 anbängigen Verfahren ergeht, 
follen nah der ausdrüdlihen Borihrift des Abſatz 3 den gleichen Gejegen unter— 
fteben, wie eine vorber bereits abgeichlojlene Entſcheidung der gedachten Art. Die 
Wirkungen der Todeserflärung richten ſich daher nad dem bisherigen Recht, mit 
Ausnahme der Fälle der Art. 159, 160; die Wirkungen der Berichollenbeitserflärung 
lediglich nad den bisherigen Recht, ef. Art. 162, 

4. Ausführungsgeiege. Bayern: A.G. Art. 107—112. — Baben: Freiw. 
Geſ. G. 855161, — Heilen: Art. 156 —160, 209, 210; A. G. 3. Freiw. Geſ. Art. 148, 
149. Medlend.: Schw. $ 12; :Str. $ 12. Oldenburg:Birfenfeld: Si. — 
Bremen: $ 1. — Elſaß-Lothringen: A.G. 3. Freiw Geſ. SS 72, 73, 


Artifel 162. 

Soweit eine nach den bisherigen Gejegen erfolgte oder nad) Artikel 161 
Abi. 2 zuläffige endgültige Einweilung des muthmahlichen Erben in den 
Beſitz oder Genuß des Vermögens des Verjchollenen ohne Einflu auf 
Nechtsverhältnilie iit, auf die jich die Wirkungen der Todeserflärung nach 
dem Bürgerlichen Gejegbuch eritreden, ijt nach dem Inkrafttreten des Bürger- 
fihen Gejegbuchs eine Todeserflärung nach deijen Vorjchriften zuläſſig: die 
Wirkungen beichränfen ſich auf diefe Rechtsverhältniſſe. 

E. II 135; RB. 162, Brot. S. 8982—8084 (VI S. 483— 185, 626), 

Wie ihon bei Art. 159 und 161 bervorgeboben, ſchafft das Verſchollenheits— 
verfahren des franz. und bad. Rechts, code civil Art. 112, micht eine Todesver= 
mutbung, welde ohne weiteres die Rechtsſolgen nach ſich zieht, welde das B.G.B. an 
die Todeserflärung in dem zu Art. 159, 160 bervorgebobenen Beſtimmungen knüpft. 
Um nun insbeijondere dem Ghegatten eines jo Verſchollenen die Wiederver: 
beiratbung zu ermöglichen, iſt der Art. 162 eingeitellt. Der zurüdgebliebene 
Ehegatte fann ein neues Verfahren nah der Vorichriit des B.G.B. in Antrag bringen. 
Dieje Beitimmung war im Entw. I, welcher joldhenialls den Ghegatten lediglich auf 


die Scheidungsflage wegen böslicher Verlaſſung verwies, Mor. p. 240, nicht entbalten, 
Brot. a. a. D.; vol. oben Bem. 2 zu Art. 159: Ben. > zu Art. 161. 


Iuriſtiſche Perfonen. 
Artifel 163. 

Auf die zur Zeit des Infrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs be- 
jtehenden juriitiichen Perſonen finden von dieſer Zeit an die Vorſchriften der 
SS 25 bis 53, 85 bis 89 des Bürgerlichen Gejegbuchs Anwendung, joweit 
jih nicht aus den Artikeln 164 bis 166 ein Anderes ergiebt. 

E. II 136: RR. 163; Brot. 8994-8998 (VI ES. 490— 13), 

1. Der Artikel entbält eine Ausnahme von dem Prinzip der Rihtrüdwirfung, 
injofern er die am 1. \anuar 1900 bereits beitebenden juriſtiſchen Perſonen von dieſem 
Zeitpunft dem meuen Nechte unterwirtt. — 

Der Artikel bezieht ſich nur auf diejenigen juriſtiſchen Perſonen, welche im 
AGB. unter dieſem Titel bebandelt werden; alſo Vereine (eingetragene und wirth— 


312  Ginführungsgeieß zum B.G. B. IV. Abichnitt. Uebergangsvorſchriften. 


ſchaftliche) $S 21—79 und privatredtlihe Stiftungen $$ 80-88; nicht auf die Öffentlich: 

rechtlichen juriitiichen Perſonen (abgeieben von S 89) und bie in beionderen Reichs— 

geleben er AUITROREDORENER Landesgeſetzen geregelten juriftiihen Perſonen; vgl. 
em. zu Art. 10. 


2. Dem neuen Redt find die beitehenden juriitiihen Perſonen unter: 


a) Es richtet ſich alſo nad bisherigem Net Die Frage der Entitehung (ob 
bloßer Zuiammentritt der Mitglieder mit storporationszwed, ftaatlibe Verleihung, 
Gintragung, qualifizivtes Begründungsgeichäft zc. 2c. zur Bildung der juriftiihen Berion 
erforderlich find). Darum find die SS 21—24, 80— 84 in dem Artifel nicht mitcitirt. 
Jit am 1. Januar 1900 der Entitehungsakt nicht vollendet, fehlt alio 3. B. die auch 
nacı biöherigem Recht eriorderliche ftaatliche Genehmigung, jo tritt alöbald das neue 
Recht in vollem Umjang ein, Gntiprict alio ſolchenfalls ein Stiftungsgeſchäft zwar 
der Form des alten Rechts, nicht aber derjenigen des $ 81 B.G.B. (Brot. II SW), 
jo fann die ftaatliche Genehmigung nunmehr nur ertbeilt werben, wenn die Form des 
neuen nen zuvor nachgebolt wird. 

‚NR ah dem neuen Recht richtet fh aber gemäß den angezogenen 
ss 5253, 85589 die Organijation der juriftiichen Perſönlichkeit, ihre Yebenstbätig- 
feit im Allgemeinen und Speziellen, die Art und Weile der Beſchlußfaſſung, die Ver: 
tretung und insbefondere die Haftung für Handlungen der Vertreter. Die ausnahms— 
weile Nüdtwirfung des neuen Geſetzes ift mit Rückſicht darauf gerectiertigt, daß es 
jih bier um die Regelung eincs dem Statut der natürliben Berjönlichfeit äbnlicen 
perſonenrechtlichen Zuſtandes handelt, daß ferner das öffentliche Intereſſe erbeblich be= 
theiligt ift und die ber. Borichriiten des B.G.B, auch mehr oder minder mit öffentlid- 
rechtlihen Vorichriiten zuiammenbängen, 

Das neue Recht greiit Pla nicht blos binfichtlih feiner zwingenden Bor: 
fchriiten, 3. 8. der Haltung für den Vertreter ($ 31), jondern auch binjichtlich der die 
Mehrzahl bildenden Dispofitivunormen. Someit aber die beitehenden Korporationen 
und Stiftungen in ibren Berjaflungsurfunden und bez. Sakungen beiondere Vor— 
ſchriften enthalten, greifen die legteren nicht Platz. (Die Sapung kann nicht nur au 
Statut, jondern auch auf Herfommen beruben, Habicht S. 112,) Die rückwirkende 
Beitimmung des vorliegenden Artifels verliert aber auch ferner inioweit erbeblid an 
Bedeutung, als gemäß des allgemeinen Borbebalts des Art. 82 die landesgeleklicen 
Vorichriiten über die Verfaſſung folder Vereine, deren Rectsiäbigfeit auf ftaatlicer 
Verleihung berubt, unberübrt bleiben. 

Aus dieien Gründen bat man denn auch einen fpeziellen WBorbebalt für die 
zahlreichen landesgeießlichen Vorſchriften, welche bei Endigung der Juriſtiſchen Reriön: 
lichfeit den Anfall des rag abweichend von $ 44 B. G. B. regeln, nict 
fiir erforderlich erachtet; vgl. Brot. II 8998. 

3. Die Anwendung des $ 85 B. G. B. auf Die beitebenden Stiftungen veritebt 
ſich natürlib nur unbeichadet des ſchon in S 55 cit. enthaltenen allgemeinen landes: 
geſetzlichen Vorbehalts. Iſt alio die Verfaſſung einer jolben Stiftung durd Yandesgeich 
geregelt, jo bleibt dieje Negelung, ſoweit nicht die zwingenden Vorichriften der SS 86— >> 
entgegenstehen, auch für beitebende Stiftungen in Kraft und können ſolche Beſtimmungen 
des Stiitungsgeicäfts, die von den zwingenden landesgelekliben Normen abweichen, 
auch künftig Feine Berückſichtigung finden. 

Die Bundesitaaten baben mit Ausnahme von Baden fämmtlich einzelne Aus: 
ni brungöbeitimm ungen in Gemäßheit des Vorbehalts des 3 55 B. G.B. erlaiien. — 


worfen 


So Preußen: SS 1-5: — Dayern: Art 55 — Sadien: $ I; — Württem: 
berg: Art. 138; - Heilen: Art. 8 — Weimar: 88 15-17; — ten 
Schw.: wg, :Str.: 04; — Srauniaweig: ss 10-14; - — 
Ar. 185; S. Altenburg: $ 2; — ©.:&oburg: Gotba: Art. — Schw.“ 
Nudolitadt: Art. 13- Ib: — Saw. -Sondersbanien: Art. 5 — Anhalt: 
Nt.t 73 Lippess7 12: Schaumb.:Y.:$ 10, 11; Waldes: Art. 2,9: — 
Reuß av. S 14: Reuß j. v.: 8 10; Samburg: SS 115 - Bremen: 
SS 4, 5; vübed: SI 7 - Il; Fliak-Yothbr.: S 7. — Die Mehrzahl dieſer Aus: 


uhrungsneiehe beſtimmt, daß, ſoſern das Stiitumasaeicät Beſtimmungen über Die 
Kerſaſſung entbält, mur eine Ergänzung durd Geſet oder Verwaltungsanordnung 
zuläſſig Nein ſoll. Sie beitimmen tjerner ſämmtlich und zwar in Ausiullung der in 
SE B. B. orten gelajienen Yüde, an wen das Etittungsvermögen fallen joll, wenn 
das Eriitungsneichaft darüber nichts beitimmt (regelmäßig an den Fiskus). 
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Preußen: SS I—4; — Walded: Art. 6 — Anhalt: Art. 2 haben befondere Be: 
jtimmungen über Familienſtiftungen. 

Alle diefe VBorichriften der Ausführungsgeieße beziehen fich auch auf beſtehende 
Stiftungen, aber nicht kraft ber lebergangsbeitimmung des vorliegenden Artikels, fondern 
ihon kraft des allgemeinen Vorbehalt des 5 85 B. G. B. Die näbere Daritellung 
(vgl. Habicht S. 113 ff.) muß daher der Erläuterung jener Vorſchrift als sedes materine 
überlaſſen bleiben. 

Hierher gehören nur diejenigen Veitimmungen der Ausfährungsgeiege, welche 
jih über die Rechtsfähigkeit der beitebenden Stiftungen verbalten. Denn dieie be: 
treffen lediglich ragen nah der Entitebung der juriſtiſchen Berfönlichkeit, für welche 
der vorliegende Artifel das mahgebende Statut iſt. 

Solde Beitimmungen geben: Preußen: Art. 3; — Medlenburg:Schw.: 
S 25, »ötr.: 24; — Lippe $ 12; — vLübeck: $ 6. 

4, Der Artikelenthältteine Uebergangsbeftimmungen fürbiejeni en 
Vereine, weldie nah bishberigem und jetzigem Recht feine juriitiihe Perſön— 
fichfeit genießen. Nach dem Grundiag der Nichtrüdwirfung müßten fie von Rechts 
wegen mit ihrem bisherigen Anhalt, wie er ſich einerſeits im Werbältniß der Mit- 
alieder zu einander, andercerieits im Verhältniß nach Außen bin bethätigt, aufrecht— 
erhalten bleiben, arg. Art. 170, arg. e contr. Art, 163; ebenio Gierke D.J. 3. 1899 
. 480; Derfelbe: „Vereine obne Rechtsfähigkeit“, Berlin 1900, &. 36ff. Habidt 
120 ff.: Kuhlenbeck, E.G. S. 231. A. Dein. meine 1. Aufl. S. 256, Kockerols, 
J3 IV ©. 450; Predari, Kommeni. 3. G.B.O. ©. 155; Scherer, J. W. 1900 
798 und „Erſtes Jahr” S. Mu. a. 

Der 8554 Sap | BOB, wonach auf nichtrechtöfähige Vereine die Rorichriiten 
über bie Geiellicaft Anwendung finden jollen, fann alſo auf dieſe beitehenden Vereine 
nicht zur Anwendung fonmen. Das bat namentlich injofern Bedeutung, als die Be: 
itimmungen ber SS 723, 725, 727, 728 auf ſolche Vereine feine Anwendung leiden. 
Tagegen müſſen die Beitimmungen. des 5354 Sat 2 über die Haltung Dritten gegen= 
über aus Nechtsgeihäiten, die nach dem 1. -Nanuar 1900 vorgenommen find, nad den 
auch für die beitebenden ®ejellichaiten geltenden Grundiäßen (vgl. Bem. zu Art. 170) 
auch auf dieie Vereine fofort zur Geltung fommen, vgl. Sierfe, Habicht a.a. O. 
Desgleihen find fie alsbald den Borichriiten der SS 50, 735 E. P.O. und S 215 
R.O. unterworfen. — Bon den Ausführungsgeiegen jchreiben jedob Bayern 1.6. 
Art. 2 und Helfen Art. 134 die Anwendung auch des S54 Sa 1 auf jolde Vereine 
ausdrüdlih vor. Auch bier aber iſt zu beachten, daß die zur Anwendung fommenden 
Grundſätze über die Geſellſchaft zunächſt dispofitiver Natur find, welche durch aus— 
drückliche oder jtillichweigende Satzungen der Bereinsmitglieder ausgeichlojien fein 
fönnen, vgl. Gierke, Habicht a. a. O. 

Für einige Rechtsgebilde dieſer Art mit korporativer Geſtaltung aber ohne 
eigentliche juriſtiſche Perſönlichkeit trifft der folgende Artikel, Art. 164 Abi. 2 Halb— 
ſatz I (ef. auch Art. 181 Abi. 2), Vorjorge, indem er diejelben auch binfichtlich ihrer 
Organtjation und Yebenstbätigfeit dem bisherigen Recht unteritellt. 

5. Ausnahmen don der in dieſem Artikel ftatuirten Mitwirkung des neuen 
Geſetzes ar die folgenden Art. 164—167, nicht blos wie der Artikel jagt: 
„Art. 164— 166” 

Soweit die bisherigen juriitiichen Perſonen und Bereine dem der Yandesgeieh: 
gebung allgemein vorbehaltenen Gebiete angebören, jo alle Vereinigungen des Forſt— 
Art. 83), des Waſſer- (Art. 65), Deich: und Sielrechts (Art. 66), des Bergrechts (Art. 67), 
des Jagb⸗ und Fiſchereirechts (Art uU), des Verfiherungsrects (Art. 5 E. G), bat 
e5 dabei jein Bewenden. 


— * HH 


Renlgemeimden. 
Artikel 164, 

In Kraft bleiben die landesgeſetzlichen VBorjchriften über die zur Zeit 
des Anfrafttretens des Bürgerlichen Gejeßbuchs beitehenden Realgemeinden 
und ähnlichen Verbände, deren Mitglieder als jolche zu Nugungen an land» 
und foritwirtbichaftliden Grunditücen, an Mühlen, Brauhäujern und äbn- 
lichen Anlagen berechtigt jind. Es macht feinen Unterichied, ob die Neal- 
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- geimeinden oder jonitigen Verbände juriitiiche Perſonen find oder nicht und 
ob die Berechtigung der Mitglieder an Grundbeſitz gefmüpft it oder nicht. 

E 1 137; RB. 164; Prot. S. 1225—1230, 8994-8996, 8998 —89u0 (VI 
S. 41—49%; I ©. 612—619). 

1. Der Artikel entbält die erite Ausnahme von dem Grundſatz des Art. 
163, nah weldem die Verfaflung und Organifation der am 1. Januar 1900 be: 
ftebenden juriftifchen Perfonen nad den neuen Necht zu beurtbeilen iit. 

Diefe Ausnahme ift von hervorragender Bedeutung, fie ermöglicht vor allem 
der großen Anzahl jener alten deutſchrechtlichen Agrargenofienichaften den 
Fortbeſtand ihrer althergebrachten Rechtsgeitaltung und iſt deshalb gerechtfertigt, weil 
die eigenartige Organifation dieſer Korporationen der Anpaflung an die SS 25-3 
3.6.8. wideritrebt, um fo mehr, als die Nechtsgebilde unter ſich ein ungemein ver: 
ihiedenartiges Gepräge zeigen; von der vollitändigen Gebundenbeit der Mitglieder, 
die ihre Rechte nur gemeinichaftlih ausüben dürfen und unter denen die Theilung 
ausgeſchloſſen ift, in allmäblichen Abjtuiungen bis zur freien, veräußerliben Nutzungs— 
berechtigung jedes Genoſſen, ef, Brot. Il 1230, 

2, Tragweite des Borbehalts. 

a) Der Urtikel hat bier indeh nur inſofern Bedeutung, als nicht ſchon durch 
beiondere Vorbebalte im Abſchnitt ILL der Yandesgeießgebung die Möglichkeit 
geboten tit, dieſe Nechtsgebilde auch für die Zukunft zu erbalten und neu zu fonitruiren 
Abgeſehen von dem bier in Betracht fommenden mittelbaren Einfluß der Art. 59, 111, 
119 (183) find bervorzubeben die Art. 113 in Anſehung der Gemeinbeitstbeilung, 
Verfoppelung, Negulirung und Ablölung und vor allem Art. 83 in Aniehung der 
Waldgenoſſenſchaften (cf. Bemerf. dort). 

b) Auch bier tft, wie bei Art. 82 (vgl. Bem. dort) das Eingreifen des Art. 4 
6.6. zu beachten. Das beift, nur die beionderen Borichriiten der Landesgeſetze über 
diele Art von Ktorporationen find aufrechterhalten. Soweit die Yandesgeiege bei Regelung 
diefer Meaterien, ſei es ausdrüdlich, ſei es ftillichweigend, auf die allgemeinen Be: 
ftimmungen des bisherigen Rechts über Vereine und Korporationen verweilen, areitt 
das neue Necht ein. 

Eine andere Frage aber it, ob nicht die Yandesneieße auf Grund ber Gr: 
mäcdtigung des S 218 E.G. in Aniebung dieier Norporationen auch die allgemeinen 
Grundſätze des B. G. B. uber jurtitiihe Perfonen zum Gegenſtand einer abändernden 
Spesialregelung maden können. Dieſe Frage iſt zu bejaben. Die abweichende Ansicht 
Habihts ©. 105 Anmerf. 2 berubt auf einer Berfennung der Bedeutung des Art. 21>, 
vgl. Finleitung zum IV. Abichnitt S. 798. 

e) Der vorliegende Vorbebalt dedt nicht nur das eigentliche Vereinsrecht dieier 
Korporationen (Verfaſſung, Yebensthätigfeit), ſondern auch die dinglichen und obligato- 
riihen Nechtsbeziebungen der Mitglieder zu dem Korporationsvermögen. 


Lediglich weil diefe Nechtsbeziebungen von der Organilation dieſer Körper: 
ichaiten nicht zu trennen find, iſt die Einſtellung des VBorbebalts an dieſer Stelle des 
Geſetzes erfolgt, vgl. Bem. zu Art. 181. Daraus ergiebt ſich das Verbältniß der 
Art. 163-168 zu Art. 173 und 181 Abſ. 1 dabin, daß dieſe lekteren Artifel auf die bier 
in Frage fommenden Gemeinschaften feine Anwendung finden, auch wenn eine Gemein: 
halt nah Pruchtbeilen vorliegt und das Verbäaltniß zu Art. 181 Ab. ? dabin, daß 
jener Borbebalt ſchon dur den vorliegenden zum großen Theil gededt ift. Vgl. 
Bem, zu Art. 181; ebenſo „Habicht“ ©. 11:. 

3. Gemeiniames Ariterium aller der bier im Betracht fommenden Korpo— 
rationen it nach den Worten des Saß |, da „die Mitglieder als folde zu 
Nutzungen an Grundſtücken bez Anlagen beredbtigt” find und (wie Die 
Protokolle II 1234 treffend bervorbeben) „die Nutzungsrechte der Mitglieder nicht auf 
Miteigentbum im Sinne des römiichen Rechts, jondern auf Grundiägen des deutichen 
Rechts beruben.“ 

Nicht nothwendige Nriterien find nad Zat 2 des Artikels: 

a) daß dieſe Nechtsnebilde auch jurtitiihe Perſönlichkeit nah bisherigem 
Recht genießen, ef, Art. 164 Note 3. Regelmäßig it aber juriſtiſche Perjönlichfeit 
Dieter Norporationen anerfannt, ef. Gierke Ip. Dösft; 

br daß die Berechtigung der Mitalieder jubjeftiv an Grundbeſitz 
geknüpft vit: Nealgemeinden im engeren Sime. Miegelmäßißg iſt auch Dies jreilich 
der all, el. Gierke a. a. O. und oben Ben, zu Art, 83. 
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e) Kein Erforderniß iſt es ferner, daß die Grundſätze des deutichrechtlichen 
Miteigenthums zur gelammten Hand jtreng durchgeführt find, daß die Theilung aus- 
geſchloſſen oder beichränft iſt. Aufrechterbalten find hiernach auch die zahlreichen, 
insbei. in Sadjen und Hannover beftehenden Genoſſenſchaften, deren Mitgliedern die 
freie Theilbarfeit der Nutzungsberechtigung offen fteht, Brot. II 1238. Kein Erforderniß 
iſt es endlih, daß dieie Nechtögebilde auf altbergebradter Gewohnbeit beruhen. Sie 
können auch durch Geſetz und bez. privatrechtlichen Aft begründet fein. Kommen jolche 
gewohnheitsrechtlichen Necdtsbildungen aber in Yändern vor, wo bie Geltung bes 
Gewohnheitsrechts befeitigt ift, wie im frangöjiichen und bad. Recht, jo fommt es für 
den Fortbeſtand darauf an, ob nad der Abficht des betreffenden Rechts dieſe gewohnbeits- 
rechtlichen Bildungen aud für die Zukunft ausgeichlofien fein follen, oder ob das 
Verbot aud) dad vorhandene Gewohnbeitsredht betrifft, Prot. 1240, 


4, Das Gejerbebtalsvorfommende Abartenderin Frage fommenden 
Korporationen bervor: 

a) Die Realgemeinden. Das jind die gewohnheitsrechtliben Gebilde diejer 
Art. Sole fommen in den verichiedenen Nechtögebieten unter den verichiedeniten 
Namen vor, als Mark-Genoſſenſchaften, Märfergenofienichaften, Erben-Genoſſenſchaften, 
Sütergemeinden, Wüftungsgemeinden, Nußungsgemeinden, Nechtiame : Gemeinden, 
Mente-Gemeinden, Intereſſenſchaftsforſten, Halben-Gebrauhswaldungen, Hauberg3: 
Genoſſenſchaften, Geböferichaften ıc. 

b) Aehnliche Berbände, deren Mitglieder als foldhe zu Nutzungen an land- 
und foritwirthichaftlihen Grundſtücken berechtigt find, Das find vorzugsweile jolde, 
welche in Folge einer geſetzlichen Anordnung gebildet find oder binfichtlich deren eine 
geſetzliche Theilnehmerpflicht beitebt. Hierber gebören auch Abfindungen, welche Mit— 
aliedern einer Genoſſenſchaft oder einer Klaſſe von Mitgliedern einer Gemeinde mittels 
Gemeinheitstheilung oder Servitutenablöfung als Gefammtabfindung überwiejen werden. 

c) Aehnliche Berbände, deren Mitglieder als jolde zu Nutzungen an Mühlen, 
Brauhäufern und ähnlichen Anlagen bereditigt find. Die Hervorbebung der „Mühlen“ 
bat jpeziell für Bayern Bedeutung. Es fommen dort Berbände von Holzintereiienten 
vor (Schneidtage), welche gemeinichaitlihe Sägemühlen befigen. Ebenſo giebt es in 
verichiedenen deutihen Städten, inöbelondere auch in Bayern, jogen. Kommumlal)- 
brauereien, bei denen es zweifelhaft iſt, ob eine bejondere Art des Miteigentbums 
oder eine jelbitändige juriitiiche Perfönlichfeit vorlient. Tas Wort „ähnliche Anlagen” 
it in weiterem Sinne zu nebmen. Es follen alle ähnlichen Betriebe (auch nicht 
gewerbliche), die einen ähnlichen Gharafter tragen, getroffen werden, Brot. II 8999. 


5. Ginige Ausführungsgeiehe geben lleberleitungsvorichriften. So foll nad 
S.:Meiningen: Art. 183 md S.:Goburg:Gotha: Art. 8 der 8 29 BGB. 
(Beitellung einer Vertretung durch das Amtsgericht) entiprehende Anwendung finden; 
vgl. ferner S.:Altenburg: 88 6—8 und Reuß j. %.: 8 Id. — 


Bayeriſche Vereine. 
Artifel 165. 

In Kraft bleiben die Vorjchriften der bayerischen Gejege, betrefiend 
die privatrechtliche Stellung der Bereine jowie der Grwerbs- und Wirth— 
ichaftsgejellichaften, vom 29. April 1869 in Anjehung derjenigen Bereine 
und regiltrirten Gejellichaften, welche auf Grund dieſer Gelege zur Zeit des 
Infrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehen. 

E. U 158; RB. 165; Brot. S. 5995, 9003, 9004 (VI S. 491, 496). 

Der Artikel entbält eine weitere Ausnahme bon dem Grundiat Des 
Art. 163. Gr bezieht sich einerfeits auf die nach dem bayeriich. Sei. vom 29. April 
1869 über die Erwerbs: und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften gebildeten Geſellſchaften 
mit beihränfter Haltung, jomweit fie bis zum 1. August 1573 (Zeitpunkt der Einführung 
des Bundesgeiehes vom 4. Juli 1568 in Bayern) eingetragen find: Sogenannte 


regiitrirte Gejellihaften mit beihränfter Haftung, etwa 26 an der Zahl 
(vgl. $ 153 RG. vom 1, Mat 1589 über die Erwerbs: und Wirthſchaftsgenoſſen— 


- 


ſchaften, $ 6 E.8. 3. 6,0, ef. Sarwen, Komm. z. 8.O. UL Aufl, S. 2). 
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Des weiteren bezieht fich der Artifel auf die nad Artifel 1 des bayr. Geſ. vom 
29. April 1869 beftehbenden PVereinigungen mit nicht beichränfter Mlitgliederzabi (die 
nicht zu den öffentl. Korporations=, Handels-, Verfiherungsgeiellihaften und Erwerbs: 
und Wirtbichaitsgenofjenidaften gebören), di jogenannten anerfannten Vereine, die 
legteren Vereine find jedob durh Bayern: U.G. Art. 1 auf Grund der Ermächtigung 
des Art. 218 in die Beitimmungen des B.G. B. übergeleitet. Sie jollen fünftig als 
eingetragene Vereine im Sinne des $ 21 B. G. B gelten. 


Sähhfche Vereine. 
Artifel 166. 

In Kraft bleiben die Vorjchriften des ſächſiſchen Gejeges von 
15. Juni 1868, betreffend die juriſtiſchen Perjonen, in Anjehung derjenigen 
‘Berjonenvereine, welche zur Zeit des \nfrafttretens des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs die Nechtsjähigfeit durch Gintragung in das Genojienichaftsregiiter 
erlangt haben, 

E. II 135; RR. 166; Prot. S. 8995, 9004, 9005 (VI, ©. i91, 497). 

Der Artikel enthält eine weitere Ausnahme don dem Grundſatz des Art. 169. 
Er bält die Borichriften über die Organiſation und Yebenstbätigfeit derjenigen juriſtiſchen 
Verſonen aufrecht, welde in Gemäßheit des neben den allgemeinen Voricriften des 
Sächſ. BGB. über juritiihe Perſonen bejtebenden beionderen Gejekes vom 
15. Juni 1868 über juritiiche Perſonen begründet find. 

Der $ 6 des cit. Gef. beitimmt: Perſonenverein-Genoſſenſchaften erlangen bie 
juriſtiſche Perfönlichfeit dur den Gintrag in das im $ 70 vorgeichriebene Genofien- 
ſchaftsregiſter. Nah 8 72 cit. bat das Negiitergericht zu prüfen, ob das Statut dem 
Geſetze entipricht und nichts geſetzwidriges enthält. Perſonenvereine, deren Zweck ſich 


auf öffentliche Angelegenbeiten besiebt, dürfen nur mit Genehmigung des Juſtiz— 
minifteriums eingetragen werden. 


Landesgeſehliche Kreditanktalten. 
Artikel 167. 

In Kraft bleiben die landesgejeglichen Vorjchriften, welche die zur Zeit 
des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gejegbuchs beitehenden landjchaftlichen 
oder ritterjchaftlichen Kreditanitalten betreffen. 

RV. 167. 

Der Artifel entbält eine weitere Ausnahme don dem Grundjage des Art. 163. 
Tie Vorſchrift, welche hauptiäclic jür Preußen Bedeutung bat, it vom Bundesrath 
eingeſchaltet. Val. über dieje Verbände insbei. die Ueberfiht bei Dernburg Preuß. 
Hypothekenrecht 1891 p. 113ff. Für Sachſen vgl. die Zufammenjtellung der Geſetze 
bei Tränkner und Wulfert Handausgabe p. 927. 

Wichtig iſt dieſer Artikel insbeiondere inſofern, als durch ihn in Verbindung 
mit 383 R.G. B.C. auch die beionderen landesgeſetzlichen VBoricriften über das 
Grundbuchweſen bezgl. dieſer Korporation aufrechterhalten werden. So 4: der Preuß. 
RD. vom 5. Mai 1872, welcher lautet: die für die Kreditinſtitute ergangenen ſtatuten— 
mäßigen Vorichriiten über die Aufnabme, Fintragung und Löſchung der Piandbriei: 
darleben, ſowie über die Umichreibung eingetragener Forderungen in Piandbrieidarleben 
und die Umwandlung der Pfandbrieſe bleiben unberührt. — Turh Art. 21 Preuß. 
A.G. 3. G. B.O. ſind dementiprecend jene Vorichriiten ausdrüdlich aufrechterbalten 
(auch iſt bier beitimmt, daß als landichaftliche Kreditanftalten im Sinne dieſes Artifels 
auch die provinzials (fommumal) -ſtändiſchen Mreditanitalten gelten ſollen). 

Tes fernern bleiben gemäß 826.6. zum R. 3w. B. G. vom 24. März 1894 die 
bejonderen fur dieſe Inſtitute ergangenen Borichriiten binfichtlich der Zwangsverſteigeruug 
und Swangsperwaltung in Mrait. Solche Beitimmungen beiteben in Preußen und 
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beiden Medlenburg; vgl. SS 145, 202 des Preuß. Zw. V. G. Die aufrechterhaltenen 
Privilegien find dur den Abf. 2 "des $ 2 eit. R.Zw. V. G. jedoch infoweit beichräntt, 
dak den Anſprüchen auf die älteren als zweijährigen Rüdftände wieberfehrender 
Leiſtungen das jtatutariihe Vorrecht vor den Anſprüchen des 5 10 (1—6) R.Zw.B.G. 
entzogen iſt. Val. das we beit Wolff, Zmangäverfteigerungägefeß, Berlin 1899, 
auch $ 10 E.®. zum R.8w. V.G 


Für Preußen vgl. hierzu A.G. 3. Zw. V.G. Art. 12 u, 34 fowie Gef. vom 
3. Auguſt 18597, G.S. ©. 388, u. ®. vom 10. Augujt 1899 und Näheres bei Wolii 
Kommentar zum Preuß. A.®. 3. Z3m.B.G., fowie Turnau-Förſter ©. 621, 689. 


Verfügungsbefchränkungen. 
Artikel 168, 


Eine zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gejegbuchs be- 
jtehende Berfügungsbejchränfung bleibt wirkſam, unbejchadet der Vorfchriften 
des Bürgerlichen Gejegbuchs zu Gunſten derjenigen, welche Nechte von einem 
Nichtberechtigten herleiten. 


E. 1101; € U 140; RB. 158; Mot. zu 101 ©. 30; Prot. S. 9005, WOR 
(VI S. 497, 498). 

. Die Vorſchrift des Artikels iſt eine Konſequenz des Grundſatzes der 
Nichtrücwirkung auf beſtehende Rechtsverhältniſſe. Der Artikel hat nicht die im 
öffentlichen Antereite erlafjenen Berfügungsbeihränfungen im Auge. Dieje erhalten 
jih mit Rückſicht auf ihren öffentlih rechtlichen Charakter von ſelbſt. Im Uebrigen 
find dieſelben durch bejondere Vorbehalte gededt, ef. 3. B. Art. 119 E.G. (landes: 
geſetzliche Beräußerungs: und Theilungdbeihränfungen von Grundſtücken). Die 
Wirkungen einer ſolchen Beitimmung find auch nach bisherigem und neuem Necht 
nicht verjchieden. 

Der Artifel hat vielmehr die Verfügungsbeihränfungen zu Guniten 
beitimmter Berfonen im Auge (FF 135--137), mögen fie num auf Geſetz, 3. B. 
Beichränfung der Vorerben durch den Nacerben: SS 2113, 2129 B. G. B.; 6.8.0.3 25, 
bebördliher Anordnung, 3. B. Beichlagnahme im Zwangsverfteigerungsverfabren, 
ober Rechtsgeſchäft (a. B. vertragsmäßiges Beräußerungsverbot in Anfebung eines 
werthuollen Andenfens), beruhen. 

Die Aufrehterhaltung der biäherigen Vorichriiten iſt fonfequent, weil die dem 
Mangel des Rechts im ber Perſon des Beichränften entiprechende Rectspofition 
gemwillermaßen einer dinglichen Rechtsbeziehung gleichzuachten ift (Mot. III 77) umd 
deshalb analog den Grunbjägen des Art. 184 zu jchüßen iſt. Soweit eine ſolche Ver: 
fügungsbeihränfung nach bisherigen Necht thatiählich zu einem dinglichen Necht an 
der Sache auägeitaltet iſt (ef. Preuß. A.L.R. 1, 4 88 15—19), erbält ſich dielelbe ſchon 
nach den Grundſätzen der Art. 179, 184 eit. 

2. Nah bishberigem Recht ift alfo zu beurtbeilen: 

2 ai die ‚Zuldffigteit der Verfügungsbeihränfung, ef. u. a. Sächſ. B. G. B. 
2 

b) die "Wirfung ber Verfügungsbeihränfung, d. 5b. die frage nad ber 
Wirkſamkeit einer dieſer Verfügungsbeihränfung zumiderlaufenden Veräußerung bei. 
Belaftung. Iſt alio die Veräußerung einer mit einer geſetzlichen Verfügungs— 
beihränfung belafteten Sache im Gebiet des gemeinen Rechts erfolgt, jo fanı gegen: 
über einem bösgläubigen Erwerber auch der Veräußerer die Nichtigfeit geltend machen, 
Windſcheid $ 172a Anm. 2, nicht nur wie nad $ 135 B. G. B. derjenige, zu deſſen 
Gunften die Verfügungsbeihränfung befteht. Die Veräußerung der dur eine rechts: 
geihäftlihe Verfügungsbeihränfung im Gebiet des Preuß. AR. IL, 4 88 15—1N 
belaiteten Sache fann gegenüber dem bösgläubigen Erwerber nah wie vor aufgerufen 
werden, entgegen dem 137 B. G. B., wonad eine rechtögeihäftlihe Verfügungs— 
beihränfung überhaupt feine Wirfung gegen Dritte bat ꝛc. Gleichgiltig bierbei iſt, 
ob das zumiderlaufende Nehtsgeihäft vor oder nah dem 1. Nanuar 1900 vor: 
aenommen ift; vgl. aber Bem. 3. 


3. Die Wirffamfeit der Verfügungsbeihränfung nad bisherigem 
Recht ift, wie Halbjatz 2 des Artikels vorichreibt, jedoch inſoweit beihränft, 
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als die Grundiäge des guten Glaubens bez. des öffentlihen Glaubens des Grund- 
buchs nah dem neuen Recht entgegenfteben. (Anfoweit find fie alio, ef. S 135 
Abi. 2, den geſetzlichen Verfügungsbeihränfungen des neuen Rechts gleichgeitellt.) 
Auch dieſe Beitimmung iſt foniequent, da es ſich bierbei lediglib um Thatſachen des 
Erwerbs und Rerlufted von Necten handelt, welche nah allgemeinen Grundjätzen 
dem Recht unteriteben, in deſſen Bereich fie fich ereignen, ef. Art. 181 Anm. 2. 

In Betracht fommen bier die Vorjchriiten der 88 892 (inäbei. $ 92 Abi. I 
ab 2), 932, ferner 893, 936, 1032, 1138, 1155, 1207, 1208, 1244, ef. aber aud 
Sau B. G. B. Die — dieſer Vorſchriften ergiebt, daß der gutgläubige bei. 
im Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs erfolgte Erwerb auch der mit einer 
Verfügungsbeſchränkung alten Rechts belaſteten Sache (bes. eines ſolchen Rechtes) dem 
Erwerber die Sache (bez. das Recht) frei von dieſer Verfügungsbeichränfung verihaftt. 

4. Ueber das Verhältniß dieies Artikels zu Art. 172, 179, 154 vgl. Bem. dort. 

5. Ausführungsgeiege: Bayern: U.G. Art. 43, Lieg. G. Art. 15, 16, 21. - 
Baden: A.G. z. G. BO SS 36, 57. — Heilen: Art. 139, 966. — Braunihmweia: 
8 42. — Bremen: $ 2. — Eljaß:Yotbringen:s$$ 76, 93, 98, 113. —- Ueber 
Preußen Art. 25 vgl. Bem. zu Art. 151 und 184. 


Verjährung. 
Artifel 169. 

Die Vorjchriiten des Bürgerlichen Gejegbuchs über die Verjährung 
finden auf die vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejegbuchs ent 
tandenen, noch nicht verjährten Anjprüche Anwendung. Der Beginn jorwie 
die Hemmung und Unterbrechung der Verjährung beitimmen ſich jedoch für 
Die Zeit vor dem nfrafttreten des Bürgerlichen Gejegbuchs nach den bis’ 
berigen Gejegen. 

Sit die Werjäbrungstriit nach dem Bürgerlichen Gejegbuche fürzer als 
nach den bisherigen Gejegen, jo wird die kürzere Friſt von dem Infrafttreten 
des Bürgerlichen Gelegbuchs an berechnet. Yäuft jedoch die in den bisherigen 
Geſetzen bejtimmte längere Friſt früher als die im Bürgerlichen Gejegbuce 
beitinmmte fürzere Friſt ab, jo iſt die Verjährung mit dem Mblaufe der 
längeren Friſt vollendet. 

E. 1102; & TI 111; RR. 169: Mot. 102 &. 20 294; Prot. S. won (VI 
S. I98, 407, 626). 

i I. Die Verjährung ats ein die Aufhebung eines Nedhtsverhältnifies herbei- 
rührender Rechtsakt ift, joweit er fih vollfommen fowobl binfichtlich feines Beginns 
als feiner Vollendung unter dem neuen Nect ereignet, nad den allgemeinen Grund: 
ſäßen dieſem unterworfen, auch wenn das Nectöverbältnig, welches er zur Aut 
hebung bringt — 3.8. ein Eculdverbaliniß gemäß Art. 170 —, dem bisherigen 
Recht unterliegt. j | 

Zweifel ergeben ſich nach den allgemeinen Grundſätzen für den all, daß der 
bezeichnete Nechtsaft tbeils unter die Herricaft des alten, theils unter Die 
des neuen Rechts fallt, d. b. wenn eine Verjährung am 1. Januar 1900 bereits 
läuft. Tas Geſetz löſt Dielen Konflikt in angemejiener Weile dadurd, daß es die 
Vorausiegungen des Zeitablaufs bis zum 1. Januar 1900 dem bisherigen, don da 
ab Dem nenen Recht unteritellt, 

Tas Geſetz beantwortet damit die in der Wiſſenſchaft ftreitige Frage, ob die 
durch den Zeitablauf bis zum Inkrafttreten des neuen Geſetzes begründete Rechts: 
poſition eine bloße den neuen Geſetz nicht entzogene „Erwartung“ iſt oder ein wohl⸗ 
erworhenes Recht“, inſofern wenigſtens im letzteren Sinne, als es jener Rechtspoſition 
den Eharakter eines ſchutzbedürftigen thatſächlichen Verhältniſſes vindizirt, welches 
ähnlich dem Beſitz hinſichtlich feiner Borausierungen nach dem Rechte zur Zeit feiner 
Begründung zu beurtbeilen ift. 
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Aus der gleihmähigen Berüdfichtigung des alten und neuen Rechtes für 
——— Rechtsakt ergiebt ſich ohne Weiteres folgendes: Schließt das bisherige 
Recht die Möglichkeit der Vexiährung überhaupt aus, jet es daß es „Un— 
verjährbarfeit” itatuirt, fei es daß es größere Griorderniffe in conereto (3. B. bona 
fidtes) gegenüber dem neuen Net ftatuirt, jo kann die Verjährung bis zum 1. Januar 
1300 überhaupt nicht laufen, vielmehr erſt von diefem Zeitpunft. Schließt ums 
gekehrt das neue Recht die Möglichkeit der Verjährung aus, indem es 
entweder IUnverjährbarfeit ftatuirt oder mehrere Erforderniffe aufitellt, jo kann die 
Verjährung vom 1. Januar 1900 nicht weiter laufen, alfo desfalls überhaupt nicht zu 
Stande fommen. 


3. Das Gejet erwähnt von den hiernad) dem bisherigen Necht unteritehenden 
Nehtsthatiahen 

a) den Beginn der Verjährung SS 198 -201 B. G. B. 

a) Das bisherige Recht enticheidet in jouveräner Weile die Fragen, in 
welchem Zeitpunft die Verjährung begonnen bat. Wenn alfo das bisherige 
Recht außer der Entſtehung des Anſpruchs (S 198 B.G. B.) noch den vorherigen 
Eintritt anderer Thatſachen, 3. ®. Rechtöverlegung, a" nata (Windjcheid p. 315), 
erfordert, jo find dieje maßgebend. Nah $ 199 8.8.8. beginnt die Verjährung in 
den Fällen, wo der Berechtigte die Yeiltung erit nad) voraufgegangener Kündigung 
verlangen fann, mit dem Zeitpunkt, wo dieſe zuläjlig ift, während die berrichende 
gemeinrechtliche Theorie erit die thatlächlich erfolgte Kündigung gelten läßt, Windbicheid, 
a. a. O. Nah 8 199 Abi. 2 ift die Friſt abzuwarten, was im bisherigen Recht auch 
nicht überall anerkannt iſt. Nach 8 490 Abi. 3 beginnt die Verjährung des Gewähr— 
ihajtsanipruces beim Viehhandel erit nah Ablauf der Gewährfriſt, nah Pr-AL.R. I, 
5 88 343 -345, Sächſ. B. G. B. S 925 die dort freilich längere Gewaͤhrſchaftsverjahrung 
mit der Ablieferung. Nach 8 1302 beginnt die Verjährung der Klage aus dem Ber: 
löbniß mit der Auflöſung deijelben, wahrend SS 128, 129 II, 1 WER. den Tag, wo 
die Vollziehung ftattfinden follte, als Beginn binftellen. 

Soweit ferner nad bisherigem Recht auch die furzgen Verjäbrungsfriiten 
alöbald mit der Entitebung des Anipruchs beginnen (vgl. code eivil Art. 2272), nicht 
erit — wie nah $ 196 B.G. B. — mit dem Schluß des Kalenderjahres, bat eö dabei 
jein Bewenden, vgl. Förtih D.J.3. 4 ©. 02, Habicht ©. 146, 

3) Desgleichen bejtimmt das bisherige Necht auch die übrigen Voraus: 
jegungen des Beginns der Verjährung jedoch bier nur fouverän bis zum 
I. Januar 1900, ef. oben zu ?. 

Wenn alio nach bisherigen Ne, — ef. z. B. Shwarzsb.:Sondersh.: Geil. 
vom 27, April 1850 (G.S. S. 474) 8 ‚ Schwarsb.: -NRudolit.: Sei. vom 3. März 
1854 (6.5. ©. 28) $ 12 — die bona her für die Verjährung eines Anspruchs auf Her: 
ausgabe einer Sache erfordert wird, fo fann dem Berechtigten die Verihweigung eines 
jolben vor dem 1. Januar 1900 entitandenen Anſpruchs gegenüber dem Berpflichteten, 
welder den Anipruch fannte oder fennen mußte, bis zum 1. Sanuar 1900 wicht 
ihaden, obwohl das B.G. B. das Griorderniß der bona fides nicht aufitellt. Tie im 
8 194 (902) B. G. B. ftatuirte Verjährung des Eigenthumsanſpruchs kann bis zum 
I. Januar 1900 auch beziiglih vor dieſem Zeitpunkt entitandener Anſprüche in den: 
jenigen Nectsgebieten nicht laufen, in welchen bisher eine ſolche Verjährung unbefaunt 
war, ef. Mot. p. 254, Mot. I p. 298. 

b) Das bisherige Hecht entidheidet nah jernerer Beitimmung des 
Abi. I über Die Hemmung und Interbredung einer vom I. Januar 1100 
laufenden Berjäbrung, ſofern dieie Rechtsthatſachen vor dieiem Zeit: 
punft eintreten. 

Vergleihe über die Hemmung: SI 2R—07 B. G. B, über die Unter: 
bredung: SS 208—221 B. G. B. 

Bezüglich dieſer Thatiahen weichen die bisherigen Rechte zum Theil erbeblich 
vom B.G. B. ab. 

Nach 8 203 B. G. B. wird bezüglich der jogenannten thatſächlichen Hemmung 
nur böbere Gewalt, beſonders Stillitand der Nechtspflege, berüdfichtigt, während das 
Preuß. AR. eine ganze Neibe weiterer Gründe fennt: als entichuldbare Nichtkenntniß 
ss 512--514 1, 9, Gridwerung der Geltendmachung, insbei. in Folge Abmweienbeit im 
Staatsdienit ss 516--518, Gntjernung einer Militärperſon von ihrem Standort 
während des Krieges S ! 22 ’c., wogegen 3. B. der code civil überhaupt und das 
Heſſ.Geſ. vom 19. März 1853 bei der ordentlichen Berjäbrung feine Hemmung tbat: 
jächlicher Art kennt, Mot. I p. 316. Cine weitere erbebliche Berichiedenheit von dem 
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bisherigen Recht beſteht darin, daß dasſelbe zum Theil wie das Preuß. Recht die 
thatſächliche Hemmung nur dann berückſichtigt, wenn ſie zur Zeit des Beginns der 
Verjährung beſtand, MER. I, 9 88 512, 516, 530 (mit der Ausnahme der 88 52 
bis 529), oder zur Endzeit der Verjährung vorbanden ift, während andere Rechte die 
Hemmung in jedem Stadium berüdjichtigen, ef. Sächſ. B.G.B. $ 157. Nah B.GR. 
S 203 wird dieſe Hemmung nur innerhalb der legten 6 Monate bis zum Ablauf der 
Verjährung berüdiichtigt. 

Berüglid der Unterbredung bat das B.G.B. die Gründe gegenüber dem 
bisherigen Recht tbeild vermehrt, tbeild vermindert. Wenn alio im Gebiet des 
Preußiſchen Rechts nah Beginn der Verjährung, aber vor \nfrafttreten des B. G.B. 
dem Berpflichteten der Streit verfündet iſt oder der Anſpruch einredemweile im Prozeſſe 
zur Kompenfation geitellt fit, jo würde, wenn man der Anficht derer folgt, melde 
dieie von dem B.G. B. in $ 209 Wr. 4 u. 3 ausdrüdlih anerfannten Unterbrebungs: 
gründe für das Preußiſche Recht nicht gelten laſſen wollen (ef. Koh Ar.R. IT, “ 
Ss 551, Eccius bei Förſter I $ 57 Anmerf. 59), eine linterbredung nicht berbei: 
gerührt jein. Am Gemeinen Recht ift die Nichtanerfennung ber einredeweilen Geltend- 
mahung als eines Interbrebungsgrundes berrichende Anſicht. Windſcheid Ip. 32". 

Andererieitö ift die unter der Herricaft des iranzöfiihen Rechts erfolgte Yaduna 
des BVerpflichteten zum Sühneverſuch nad wie vor gemäh Art. 2245 als Unterbrechungs— 
arund zu berüdjichtigen, obwohl das B. G. B. $ 209 eit. ſolchen Unterbredungsgrund 
nicht keunt. 

4. Dagegen richtet ſich die Vollendung einer am 1. Januar 14 
laufenden Verjährung (ebenio wie die nad) diefem Zeitpunft eingetretenen Rechts— 
tbatiahen des Beginns, der Hemmung und Unterbrebung) grundſätzlich nad dem 
neuen Recht, das heißt: 

a) die Verjährung kann fih nicht vollenden, wenn die Vorausſetzungen, 
weldhe das neue Recht für die Verjährung aufitellt, nah dem 1. Januar 1900 nit 
mehr vorliegen. Tas ergiebt fih aus dem oben Borgetragenen zu 2. Iſt alio 
durch das B. G. B. die Unverjäbrbarfeit eines Anſpruches Ttatuirt, 3. B. binfichtlich der 
in SS 894-846 B. G. B. geregelten Anſprüche auf Berichtigung des unrichtigen Bud» 
eintrages, jo wird ber unter dem früberen Recht gültig erfolgte Beginn einer ſolchen 
Verjährung vom 1. Januar 1900 ab ignorirt; 

b) die Verjährung fann jih gemäß Abſatz 1 Sak I und Abſatz 2 des vorl. 
Art. m N den Friiten vollenden, welde das B.G. B. aufitellt, ef. FF 195 — 19, 
52 B. G. B. 

a) Das gilt unbedingt, wenn das B.G.B. eine längere Friſt erfordert, als 
das bisherige Neht. Hat alio eine unter der Herrſchaft des braunichweigiiden 
Geſetzes vom 3. Juli 1853 (nah welchem grundiäglic alle periönlihen forderungen 
in 10 Jahren verjähren) begonnene Verjährung am 1. Januar 1900 neun Sabre 
nelaufen, jo endigt fie nicht in Gemäßbeit des gedachten Gejekes mit dem Ablauf des 
Jahres 1900, fondern gemäß der Regel des S 195 B.G.B. mit der Vollendung des 
Jahres 1920, 

3) Ebenſo gilt grumdiäglich die Friit des B.G.B,, wenn diefe fürzer ift ale 
diejenige des bisherigen Rechts, ein Fall, der erbeblich wichtiger ift als der bisberige, 
da das B.G. B. im Weſentlichen kürzere Verjäbrungsfriiten einführt. 

Rofitiv beitimmt aber bier Abſatz 1 Zat | des Artikels weiter, daß dieſe 
fürzere Friſt erit vom 1. Januar 1400 berechnet werden foll. Dieſe in Weberein: 
ftimmung mit der Wiehrzabl der bisherigen Geſetze (val. die Aufzählung Mot. p. 255) 
getroffene Regelung war notbiwendig, um der Möglichkeit vorzubeugen, daß durch die 
Eubitituirung der fürzeren Friſt des B.G. B. Die Verjäbrung in vielen Fällen bereits 
vor dem 1. Januar 1900 rückwärts vollendet worden wäre, dem Gläubiger aber 
damit eine Friſt zur Abmwendung dieies Necdtsverluftes überhaupt veriagt würde. 
Handelt es ich daber 3. B. um einen am 1. April 1874 in Preußen jällig gewordenen 
Anſpruch eines Landwirths wegen zum Haushalt des Schuldners gelieierter Gegen: 
ſtände (S 195 Nr. 2), jo verjährt der Anipruch nicht erft am 1. April 1904 wie nad 
bisberinem Recht (auch nicht etwa rüdwärts am 31. Dezember 1877), ſondern gemäß 
s 16 Nr. 2 B. G. B. am 31, Tezember 11, 

Die Gefahr einer Schädigung des Berechtigten durch Einführung fürzerer Ver: 
jährungsvorichriften it dann nicht gegeben, wenn die frübere längere 8er: 
jäbrungsiriit jo wie jo ihon vor Ablauf der fürzeren Berjäbrungsiriit 
des neuen Rechts vollendet tit; vielmehr wird umpgefehrt joldben Falls der 
Gläubiger durd die Negelung des Sat I des Abf. 2 ungerechtiertigter Weile bevorzuat. 
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Es beftimmt daher Tat 2 des Abi. 2, daß folhen Falls Sab 1 bes Abſatz ? nicht 
Platz greifen joll, desfalls vielmehr ausnahmsweiſe die Vollendung nad bisherigem 
Recht erfolgen joll. Iſt alſo im obigen Beifpiel_der Anſpruch des Landwirths bereits 
am 1. April 1571 fällig geweien, fo vollendet ſich die Verjährung in Gemäßbeit des 
bisherigen Rechts jhon am 1. April 1901, nicht erit gemäh $ 196 Nr. 2 am 
31. Dezember 1902. 


Die Berjährungsiriit kann, mach bisherigem Recht kraft Geſetzes oder kraft 
Vereinbarung (vgl. 88 565-567 ITIAENR., $ 152 Sähi.B.G.B.) länger fein als 
nach jekigem Recht. Auch auf die frait Vereinbarung a Friſt findet Art. 169 
Ad}. 2 Anwendung, da anderniall3 der mit der Beitimmung des Art. 169 beabfichtigte 
Schutz wohlerworbener Anwartſchaften nicht verwirflicht werden würde. So zutreffend 
Habicht S. 149 gegen Förtih D.J.3. IV ©. 202, 

e) Die Vollendung einer altrechtlichen Verjährung in den Friſten des B.G.B. 
fann natürlih nur erfolgen, jomweit das B.G. B. ſolche Friſten überhaupt feitiekt. 
Keine Berjäbrungsfriiten beftimmt das B.G. B. für ſolche Anſprüche, die ihm überbaupt 
unbefannt find, jo für die querela inoffieiosi test. deö gemeinen und der laesio 
enormis des franz. (und Preuß.) Rechts. Auf eine jolche am 1. Januar 1900 laufende 
Verjährung finden daber nicht die 30 jährige Friit des B.G.B., fondern die früberen 
fürzeren Friften von 5 bez. ? Jahren nah wie vor Anwendung; vgl. Habicht ©. 148. 


Wie ftebt es, wenn das B.G.B., abweichend vom bisherigen Recht, zwar feine 
Berjährungsfriten für beitimmte Anſprüche fejtiegt, wohl aber ftärfer wirfende Aus: 
ſchlußfriſten? Auc bier bleibt es (jofern nur das Nechtöverbältniß felbit dem alten 
Recht unteritebt, vgl. Bem. 7) bei den bisherigen Verjährungsiriiten. Es fann alio 
für eine Anfehtung von Rectsgeichäften wegen Betrugs die in $ 123 B.G.B. be: 
ſtimmte Friſt nicht vor dem 1. Januar 1900 zu laufen beginnen; vgl. Habicht 
S. 150, a. Meinung Dronfe Zeitihr. f. Franz. Civ.K. 30 ©. 136, 


5. Mit der Vollendung einer am 1. Januar 1900 laufenden Verjährung richten 
ſich nah dem Grundſatz zu I aub die Wirkungen der Berjährung, SS 222—225 
B. G. B. nah dem neuen Recht. Es ift (im Gegenſatz zu der Beitimmung des 8 12 
der Publ. V. zum Sahi.B.G.B.) gleichgültig, ob das neue Recht die Wirfungen ver: 
mindert oder vermehrt. VBermindert find die Wirfungen gegenüber dem bisherigen 
Recht u. A. injoweit, als die e“ indebiti des gemeinen Rechts wegen eines in Un: 
fenntniß der Verjährung befriedigten Anspruchs (Windicheid Ip. 328, II p. 606) 
nicht mebr zuläſſig it; $ 222 Abi. 2 BSR Vermehrt find diefe Wirkungen 
insofern, als die Berjäbrung der Forderung gemäß $ 222 B. G. B. im Wejentlichen 
den Verluſt des Anfpruchs herbeiführt, und nicht, wie z. B. nach Mecklenburg. Necht 
on vom 2. Juni 1855 8 4 Anz. ©. 57 ff), bloß die Klagbarkeit des Anſpruchs 
eleitigt. 

Iſt die Verjährung noch unter dem alten Nect vollendet, To richten fich die 
Wirkungen (nad dem zu Bem. 1 Abi. 1 Vorgetragenen) durdaus nad bisherignem Necht. 

Gine vor oder nah dem 1. Januar 1900 erfolgte Leiſtung auf eine im Gebiet 
des Gemeinen oder Preußiſchen Nechts vor dem 1. Januar 1900 verjährte Forderung 
kann daber troß $ 222 BG.B. nah wie vor zurückgefordert werben; ebenio Förtſch 
D.J.3. 4 S. 204. (A. Meinung binfichtlih der nah dem 1. Januar 1900 erfolgten 
Leiſtung Habicht ©. 141.) 

Segenüber einer vor dem 1. Januar 1900 nach den kurzen Berjährungsiriiten 
der Art. 2271-2275 eod. eiv. vollendeten Verjährung tft nad wie vor Eideszuſchiebung 
über die Tilgung an den Schuldner zuläfiig. Es it bier jedoch zweierlei zu beachten: 
Einmal erlangt der Schuldner nad Ablauf der nunmehr gemäß dem B.G. B. auch 
für dieſe Aniprüche laufenden Verjährungsfriſt die günftigere Nechtsitellung des B.G.B., 
nah welcher jeine Schuld jest völlig getilgt it; vgl. Habicht S. HU. Anbdererieits 
wird aber auc für die neben der kurzen Verjährungsfriſt laufende ordentliche Ber: 
jährungsiriit des $ 2262 eod. eiv, der Abi. 2 des Art. 169 bedeutiam; vgl. Oftbelder 
„Recht“ 1900 S. 95, 46 (vgl. dort auch über die Frage, ob die Borichrift, daß der 
Gegenbeweis nur durch GFideszuichiebung zu führen it, gemäß S 14 Abi. 2E. G. z. 
C.P.O. bejeitigt in). 

6. Reine allgemeine Beſtimmung enthält das Geſetz über die zeitliche Wirk: 
jamfeit derjenigen Normen des neuen Rechts, weldhe den Einfluß der Seit auf Nechts- 
verbältniiie (abgejeben von der Verjährung) regeln, alſo insbeiondere über Die geſetz— 
lichen Ausſchlußfriſten (Präftufivfriiten). 


Niedner, Einführungsgeieg zum B.G. B. 2. Aufl. 21 
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a) Dieie Friiten find als Thatbeitandsinomente desjenigeu Rechtsverhältniffes, 
für weldes fie normirt find, der für dieſes allgemein geltenden Ucbergangsuorm 
unterzuordnnen. (Dem Vorgang der Preuß. Patente vom 15. November 1816 S 12 
und vom 21. Juni 1825 8 19, welche dieſe Friiten den gleichen Grundſätzen wie die 
Verjährung unterwerfen, it das B.6.». abſichtlich nicht gefolgt, Mot. p. 254. 

a) Sreiit für das bezügliche Rechtsverhältniß Das bisherige Acht 
laß, io regelt das lehtere auch fjouverän die für daſſelbe normirten Friſten. So 
müſſen gemäß Art. 170 und gemäk Art. 171 (bis zu dem dort bezeichneten Zeiwunkt) 
die Sewährichaitsiriiten beim Kauf und bei der Miethe, deögleihen die Kündigungs— 
jriiten bei der Miethe vollitändig in Anſehung des Beginnes, der Tauer und der 
Vollendung dem ——— Recht unterſtehen. Das gleiche gilt für die Vorlegungsfriſten 
bei den vor dem 1. Januar 1900 ausgegebenen Inhaberpapieren, vgl. Ben. ?e zu 
Art. 174, für die nung der Jllegitimitätsflage, für die Anjechrungstriiten 
bei altrechtlichen Rechtsgeſchäften u. a. m. (vgl. aub Habicht ©. 154, Lehmann 
S. bs), 

3) Gilt für das bisherige Rechtsverhältniß das neue Recht, jo greifen 
auch die fiir daffelbe normirten Friſten folort ein, fo gemäß Art. 158 ff. die zehnjährige 
Verichollenbeitötrift des S 14, die Aufgebotsirift, bei dem Gigentbumserwerb im Kal 
des $ 927, die zebnjäbrige Friſt des S 1571 bei der Fheicheidung u. a. m. Tie Be: 
deutung des jofortigen Eingreifens des neuen Rechts beitebt bier vor Allem darin, 
daß auch Beginn und Vollendung der Friit im Gegenſatz zur Verjährung ſich aus: 
ichließlich nad dem neuen Recht beitimmt,. Mag das alte Recht eine ſolche Friſt iiber: 
baupt nicht fennen oder für dieſelbe eine andere Trauer vorichreiben, in jedem Fall 
eröffnet dasjenige Ereigniß, an welches das neue Necht den Yanf der Friſt fnupit, 
dieien Yaui Schon vor dem 1. Januar 10, wenn es vor dieſem Zeitpunft bereits 
eingetreten iſt. Es wird alio der vor dem 1. Januar 100 abgelauiene Zeitraum 
ohne weiteres eingerechnet. Wäbrend Art. 169 die unter dem bisherigen Necht erwacdienen 
Anwartidaften ſowohl desjenigen, für den die Verjährung läuft, Art. 169, Abi. I und 
Abi. ? Sak 2, als auch desjeninen, genen welden ſie eintritt (Abi. 2, Satz I), ſchützt, 
fann bier der Schuß folder Anwartichaiten nicht in ‚srage fommen. Nur wenn die 
bisher geltende Ausichlußfriit ichon unter dem bisherigen Recht vollendet it, kann 
natürlich auch bier das neue Recht nicht mehr in Frage kommen. 

b) Der Grundiat der Rückwirkung der neuen Ausſchlußfriſten (45) erleidet 
Ausnahmen: 

a) Kraft pofitiver Beitimmung des Art. I98 Abjakß ? Sa ?, inſofern 
die dort beſtimmte Friſt (welche rüdwirfend auf die altrechtlichen Eben eritredt wird) 
erit vom 1. Januar 1200 beginnen ſoll, val. Bem. dort. 

4) Allgemein injorweit, als nach den Borichriiten des B.G. B. auf die Ausſchluß— 
iriiten die Vorſchriften über die Berjäbrung entiprehend zur Anwendung 
gebradıt werden. So jür die ſechsmonatige Friſt Des 8 A gemäß Abſ. 4 dieies $, 
vol. Ben. 4 zu Art. 21 und Einleit. Bem. VII Abi. 4 S. 2. 

e) Mitunter kann es nach bishberigem Recht zweitelbait fein, ob reine Ber: 
jährungsvorichriften oder andere Friſten vorliegen, jo bei den unten zu Art. 174 er: 
wähnten Borlegungsirtiten bei \nbaberpapieren. Unzutrvänlichfeiten fönnen aber daraus 
dort nicht entjtehen, da gemäß pofitiver Norichriit des Art. 174 Abi. ? aud die Ver: 
jährung dort ausnabmsweile ganz dem bisherigen Mecht unterjtellt it, ſoweit Die 
Papiere vor dem 1. Jammar 1900 ausgeſtellt find. 

(Fin weiterer Zweiſel ergiebt fich hinsichtlich der in Art. 2271-2275 ende eivil 
geregelten ſogenannten „beionderen Berjäbrung” tpreseripfion partieuliere), 
welche fein Erlöſchen des Anſpruchs, ſondern nur eine Nechtsvermutbung, verbinden 
mit einer Beweiseinichränfung, herbeiführt. Das Reichsgericht (Entſch. 32 S. 367) 
bat Dielen Inſtitut den Gharafter einer eigentlichen Berjäbrung abgeiproden. Es 
wirde ſich alſo gemäſt Art. 140 als Mechtstolae nur die Nechtsvermutbung auch nad 
dem #, Januar erbalten, wenn ſich nach dieſem Zeitpunkt die Verjährung vollendet, 
Dagegen nicht die itarfere Verjährungswirkung des BB, gemäß Art. 169 eintreten 
formen. Desgleichen würde der S Int Abt. > aut dieſe Verjährung feine Anwendung 
finden, Dieſe Konſequenz wird man aucd ziehen müſſen. Ebenſo Mann D.\.3. d 
S. is, Scherer S. 158 Nr. 205 und im Ergebniß zuitimmend Oſthelder Recht 100 
S. 6, auch Mentzel i. Zeitſchr. d. Remtsr.R. S. 4Koffe; — a. Mein. Tronfe in 
Zeitichr. j. Franz. Kiwi. 2,5 8 MH ff. Habicht S. 147 Ben 1 

:) Tie Austührungsneiege, welde mit einigen Ausnahmen auf Grund ibrer 
Kompetenz Fir öffentlich rechtliche Verhältniſſe und im Rahmen einzelner Borbebalte 
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des 111. Abichnitts E.G. noch für andere als die in SS 196-197 bezeichneten Anſprüche 
fürzere Berjährungsiriiten eingeführt haben, beitimmen faft ſämmtlich, daß der Art. 169 auch) 
auf a Verjährung Anwendung finden foll. So Preußen: Art. 8,952. — Sadien: 
a: — Württemberg: Art. 141. — ©. Weimar: $ 21. — ©. Meiningen: Art. 4, 

S.:Altenburg: $18. — SKoburg-Gotha Art. 11,81. — Schw.: Rudoljtadt: 
Ari. “ie, — Shw.-Sondersbaujen: Art. 10, $ 1. — Anbalt: Art. 9, 82. — 
Schaumb.:t.: $ 13. — Lippe: 5 16, Abf. 2. — Neuß ä. %.: 8 14. — Neuß j. L.: 
s 17. — Walded: Art. 7. — Yübed: $22. Die gleihen Grundjäge müffen auch für 
Dieienigen Ausjührungsgeiege gelten, weldhe — wie Heilen, Diedlenburg, Bremen — 
feine — Beſtimmung geben, vgl. Habicht S. 156 und oben Einleit. ©. 298 
Bem. e. 65 verbleibt bier alſo nicht bei dem Ueberleitungsvorichriften des bisherigen 
Rechts (mitgetbeilt bei Mot. S. 253), deögleichen iſt der Art. 169 auch auf die von den 
oben aufgeführten Ausführunnsgefehen gegebenen Sondergrundjäge über den Beginn, 
die Hemmung und Unterbredung der Verjährung auszudehnen, auch wenn die Wort: 
jaffung der bezüglihen Ausführungsvorihriiten auf das Gegentbeil bindeutet; vgl. 
Habicht a. a. O, ebenio für Preußen: Erufen: Müller S. Il, 


Schuldverhältnife im Allgemeinen. 
Artikel 170, 


Für ein Schuldverhältnik, das vor dem Jnfrafttreten des Bürgerlichen 
Gejegbuchs entitanden iſt, bleiben die bisherigen Geſetze maßgebend. 


6.1103; &. 11 142; RB. 170; Meot. zu 103 &. 255 — 257; Prot. S. 9006 — 9008 
(VIE. i9s, 499). 

I. Allgemeines: Hinfihtlid der Schuldverhältniiie it, abgeieben von 
den in den folgenden Artikeln 171—179 enthaltenen Ausnahmen, der 
Grundſatz der „Nihtrüdwirtung“ ftreng durchgeführt. Die Normen des bisherigen 
Rechts über Schuldverhältnijie beherrſchen daſſelbe nicht blos binfichtlich feiner Ent: 
jtebung, fondern auch binfichtlich feines nach Anfraittreten des B.G. B. ſich bethätigen: 
den Inhalts und feiner Wirfungen. 

Damit bat fih das Geſetz gegenüber den in der Theorie des bisherigen Nechts 
vertretenen drei Ansichten, welche einerfeits den Inhalt und die Wirkungen des Schuld: 
verhältniſſes vollfommen dem alten Recht unterordnnen, ef. Gierke D.Pr. Ip. 200, 
anbererfeits wenigitens zum Theil nach dem neuen Necht beurtbeilen, Stobbe D.Pr. 
S 28 Anm, 21, andererjeits endlich ganz dem neuen Recht unterordnen, Schmid 
Derricaft d. Geſ., Jena 1863 p. 132, Siebenhaar, stomment. zu $ 18 Publ. Verord. 
3. ©. B. G. B. ſcheinbar auf den Standpunft jener radikalen eriten Theorie geitellt. 
Der Standpunft des Geſetzes wird in den Motiven nicht damit gerechtiertigt, daß die 
bei den Schuldverhältniſſen ſich bethätigende Privatautonomie ſtillſchweigend die Dis— 
poſitive des bisherigen Geſetzes in ſich aufgenommen hat, ſondern es wird betont, daß 
die Parteien, „indem ſie ein Schuldverhältniß eingeben, dies im Hinblid auf den 
wirtbichaftlihen Griolg thun, welden das zur Zeit der Vornahme des Nechtsgeichäfts 
geltende Recht mit demielben verbindet”, Mot. 256, 


Aus den weiteren Ausführungen der Motive geht dann bervor, 
daß der Geſetzgeber nicht jämmtliche, die Wirkſamkeit der Schuldverbält: 
niſſe beeinflufienden Momente nah dem bisherigen Nedt beurtbeilt 
wiiien will. Es werden einerjeits das Griülluingsgeichäft, Towie die übrigen das 
Erlöſchen der Forderung berbeiführenden telbitändigen Rechtsgeſchäfſte dem neuen 
Geſetz unterjtellt, andererieits ſoll das Gleiche gelten binfichtlih anderer für die Wirk— 
jamfeit des Schuldverhältniſſes bedeutiamen Thatſachen, wie Verzug, ſchuldhafte Un: 
möglichfeit der Erfüllung, joiern deren Einwirkung ſich nicht als gleichſam 
innere Gntwidlung des Schuldverbältniiies Daritellt, dieſelben viel: 
mehr nur von außen an das Schuldverhältniß berantreten, obne mit 
der fonfreten Beſchaffenheit deiielben in bedingendem SJulammenbang 
zu ſtehen; Mot. a. a. O., ef. auch Brot. WOO7. Mit gewiſſem Recht it von der 
aeritif Zuſammenſtellung 1891 p. 77, 48) bervorgeboben, daß diefe Ausführungen 
mit den Worten des Gelegestertes im Wideripruch jteben. Und die Motive würden 
jtherlih zur Interpretation nicht verwertbet werden fünnen, wenn nicht Far läge, 
daß die Ausführungen derielben vollfommen auf dem Boden jener oben (Ginleit, S. I. 

21* 
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Nr. IVb) vorgetragenen allgemeinen Prinzipien ſtehen, in welchen auch der nad 
feinem Wortlaut kraſſeſte Ausſpruch der Nichtrüdwirfung feine nothwendige Be: 
grenzung findet. 


Es gilt hiernad auch für Schuldverhältniſſe folgender Leitjag: Beitebt ein 
Schuldverbältniß am 1. Januar 1900, ſo richten ſich nad bisberigem Recht 
einmal die Vorausſetzungen feiner Entitebung und aweitens feine Wir: 
fungen, leßtere jedoch nur, foweit fie den eigentlihen Inhalt des Schuld— 
verbältnifies ausmaden. 


U. Im Einzelnen folgt bieraus: 


1. Um die Anwendung des bisherigen Rechts gemäß dem vorliegenden Artikel 
zu rechtfertigen, muß ein am 1. Januar 1900 beſtehendes Schuldverhältniß vor: 
liegen, das heißt, ein Rectöverbältnik, für welches die Normen des HI. Buches des 
BB. mafsgebend find. Nicht zu verwechſeln mit dem Sculdverhältniß iſt der 
Anſpruch S IH BGB) Anſprüche fallen nur unter diejen Artifel, jomweit fie 
Ausflüfie eines Schuldverbältnifies find. Anſprüche aus einem andern Rechtsver⸗ 
hältniß, alſo dingliche, familienrechtliche, erbrechtliche Anſprüche unterliegen den für 
dieſe Rechtsverhältniſſe geltenden Uebergangsbeſtimmungen der Art, 181 ff., 198 ff. 
213. EG. Nicht beifallswürdig ift eS daher, wenn Habicht ©. 164 und ihm 
folgend Andere die Berbindlichfeiten des Eigenbeſitzers auf Herausgabe der Saden, 
des Bräutigams, der die Verlobung grundlos löſt (auf Abſchluß der Ehe), des Ebe— 
manns, der nad Auflöjung der She die dos, des Erben, der ein Vermächtniß beraus: 
zugeben hat, grundiäglich dem Statut des Art. 170 unterwerfen. Richtig tft nur, daß ſich 
auch bei joldhen Rechtsverhältniſſen Verbindlichfeiten obligatoriicher Art entwiceln fönnen, 
wenn nämlich die den Verbindlichfeiten zu Grunde liegende Nechtsverlegung ſich nicht 
lediglich auf eine Negirung des ‚verlegten Rechts beihränft, vielmehr darüber binaus 
einen widerrechtlichen Eingriff in die durch das verletzte Recht beherrſchte Intereſſen— 
ſphäre darſtellt. So find Verbindlichkeiten deſſen, qui dolo desiit possidere, des treu: 
loſen Verlobten, jomweit er nah bisberigem Recht ichadenseriagpflichtig iſt, des Ehe— 
manns, des Erben, die ſich ichuldhaiter Weiie zur Herausgabe der Sadıen außer Stand 
geſetzt baben, dem Statut unieres Artikels unterworfen. Denn dieſe Verbindlichfeiten 
wurzeln in den durch die allgemeinen Borichriiten der SS 823 ff., 812 ff. B.G.B. ge: 
regelten Schuldverhältniſſen, — vgl. meinen Aufſatz „Recht“ 1900 S. 153 und Bem. «3 
E. 232, — vgl. auch Einleit. Ar. VII S. 202, 293, 


2. Das Schuldverbältnig muß, um die Anwendung des bisherigen Rechts zu 
redtiertigen, unter dieſem entitanden fein. Das heißt, es müflen ſämmtliche Tbat: 
beitände, welche zur Erzeugung des Schuldverhältniſſes uothwendig ſind, unter dem 
bisherigen Recht eingetreten fein (ſo richtig Yehmann ©. 85); 


a) Berubt dad Schuldverbältnig auf rehtsgeihäftlihem Akt, To iſt folgendes 
zu beachten: 

«) Tas Rechtsgeſchäft felbit muB unter dem biösberigen Necht vollendet ſein. 
Wann dies der Fall iſt, darüber vgl. oben ©. 300, 301, 


A) Sind mehrere rechtsgeſchäſtliche Akte erforderlich, jo müſſen dieſe ſämmtlich 
unter dem bisherigen Recht vorgenommen ſein. Es genügt alſo nicht, wenn der Ver— 
transantrag vor dem 1, Jannar 1900 erfolgt iſt, die Annahme aber noch ausiteht. 
Kine vor dem 1. Januar 1900 angetragene rechtsgiltige mündliche oder ichriftliche 
Tfferte zum Anfauf eines Grundſtücks, durch welche Offerent bis zum 15. Dezember 14m 
ſich aebunden bat, kann alio (wegen der jetzt vorgeichriebenen gerichtlichen oder notariellen 
Form) nach dem 1. Januar IH) nicht mehr rechtswirfiam angenommen werden, auch 
nicht, wenn die Annahme ibrerieits den Erſorderniſſen des S 313 B. G. B. gerecht wird. 
A. Nein, Habicht S. 167, welder von der nicht zutreffenden Annahme auögebt, daß 
die Offerte ein ſelbſtändiges Schuldverhältniß iſt, welches bei willfürlihem Rücktritt 
des Offerenten einen Anipruc aut Abſchluß des Vertrages oder Schadenerjaß wegen 
Richterfüllung giebt, während doch nur eine einſeitige Willensgebundenbeit vor: 
lient, die eventuell den Anſpruch auf Erſatz des negativen Intereſſes gewährt. Un— 
zutreffend auh Neumann 5. 1444; derielbe giebt zwar anscheinend zu, daß durch 
die Annahme der altrechtlidben Offerte allein ein formgiltiger Vertrag nicht zu 
Stande kommt, giebt aber dem Annehmenden das Nect, auf Abichluß eines den 
Formerforderniſſen des neuen Nechts entiprehenden Bertrages zu flagen. Allein der 
tormloje Vorvertrag it, wenn tiberbaupt, fo unter den neuen Recht zum Abſchluß 
acfommen. Mach den Grundſätzen des B.G. B. iſt aber aus einem jormlolen Vor— 
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vertrag eine Klage auf Abichluß des formgiltigen Vertrages nicht zuläflig; vgl. Scholl: 
meyer ©. 170 u. a.*). 

7) Nur wenn und joweit dur eins der verichiedenen zur Begründung eines 
Schuldverhältniſſes erforderlihen Rechtsgeſchäfte ein jelbitändiges Schuldverhältnik 
begründet wird, unterliegt es injoweit auh dem bisherigen Recht, unter deſſen 
Herrſchaft e3 entitanden iſt. Darum ift auch die altrechtliche Offerte in Anjebung 
der Dauer der Begründung und der Anzeigepflicht dem biäberigen Recht unterworfen; 
desgleihen die Frage, ob aus folder Offerte ein Anſpruch auf negatives Vertrags: 
interefie (eulpa in contrahendo) erwächſt (vgl. auh Kublenbed, ©. 240 Bem. 2a). 

Ebenſo it zu beurtbeilen der Vertrag zu Gunſten eines Dritten in Anfehung des 
Rechtsverhältniſſes zwiichen den BVertragichließenden und in Anſehung der Willens: 
gebundenbeit nenenüber dem Dritten. Entſprechend muß das einen Fhatbeftandtheil 
der condieti indebiti bildende Vorhandenſein einer getilgten oder nichtigen Schuld, 
wenn unter das alte Recht fallend, nach diejem beurtheilt werden, während die Trage 
‚nah der Zuläfjigfeit der Nüdjorderung nah neuem Recht zu beurtbeilen ift (vgl. 
Habicht ©. 211). 

b) Hat ein zwiichen zwei Perionen am 1. Januar 1900 beſtehendes Schuld: 
verbältniß zugleich Wirkung für und gegen Dritte, jo ijt zu untericheiden: 

a) Tritt die —— für und gegen den Dritten ohne deſſen Zuthun ein, ſo 
bleibt das alte Recht maßgebend; ſo für die Rechte des Uebernehmers aus einem vor 
dem 1. Januar 1900 abgeſchloſſenen Gutsüberlaſſungsvertrage, des Empfängers 
aus einem altrechtlihen Frachtvertrage; fo auch beim handelsrechtlihen Mäfler: 
vertrage für die Rechte und Pflichten des Gegenfontrabenten gemäß SS 99, 98 9.6.8. 
(das überjiehbt Habicht S. 225 contra Yehmann), wenn das zu vermittelnde Geſchäſt 
vor dem 1. Januar 1900 zum Abichluß gefonunen iſt. Yebmann ©. 87, 

A) It aber zur Heritellung des Verbältniffes zu dem Dritten ein beionderer 
rechtsgeſchäftlicher Aft mit dieſem erforderlih und diefer unter dem neuen Necht 
vorgenommen, jo jind 

@) die aus dem uriprüngliden Inhalt des Sculdverhältnifies ſich ent: 
— Pflichten und Befugniſſe des Dritten nach altem Recht zu beurtheilen, 

agegen 

3) die Rechtswirkungen des mit dem Dritten abgeſchloſſenen Geſchäfts als 
ſolchem nah neuem Recht. 

Einſchlägige Fälle bieten, abgeiehben von dem Bertrage zu Gunften Dritter, die 
Rectsverhältniiie der Bürgſchaft, Anweiſung, der Geſellſchafter zu Dritten u. a. 
So beitimmt ſich der Anhalt deilen, was der Bürge, Angewieiene, Gejellicajter 
dem Gläubiger, Anmweilungsempfänger, Dritten zu leiften bat, nad bisherigem Recht. 
Dagegen ift die Frage, ob und inwieweit eine Haftung diejer Perſonen eintritt, nah neuem 
Recht zu enticheiden, ob alſo beiipielsweile der Bürge die Einrede der Vorausflage, der 
Angemwiejene — abgejehen von einer dabingehenden ausdrüdlichen Vereinbarung — die 
Pliht zur Honorirung bat (bier anders Habicht S. 309), ob und immieweit der 
Kommanbittit aus Gejchäjten für die Gejellichaft haftet (Yebmann S. 105), ob eine 
Verpflibtung der Gejellibafter nur antheilsweile, wie nach gemeinem Necht, oder 
iolidariih gemäß $ 427 B. G. B. eintritt (Habicht S. 300), Entſprechend gilt das 
neue Recht für die nicht mit dem Inhalt der Hauptobligation zujammenbängenden 
MWirfungen der unter dem neuen Recht vorgenommenen Nechtsafte; fo für die Frage, 
ob die Forderung auf den zahlenden Bürgen, Gejellichaiter, Geſammtſchuldner frait 
des Geſetzes übergeht, $ 774 B.G.B. Dagegen muß die Frage, ob und inwie— 
weit ein Regreß des Zahlenden überbaupt gegeben iſt, bes. die Frage, welde 
Einwendungen ihm entgegeniteben, nad dem bisherigen Recht beurtbeilt werden, wenn 
die Bürgichaft 2c. unter dem bisherigen Recht entitanden ift, jedoß nur unter der 
Vorausfegung, dak ein obligatoriiches Verhältniß awiichen den Betheiligten beitebt, 
aus welchem fich die Negrekirage regelt. (Anders Lehmann ©. 103 und ihm folgend 
Neumann ©. 1459.) Ueberhaupt richten fih die Nechtsfolgen der für die Beziehung 
der Betheiligten faufalen Bertragsvereinbarungen nad den bisherigen Rechte, wenn 
fie unter dieſem getroffen find, was feiner weiteren Ausführung bedarf. 

Ueber die jich bei der Feſſion und Schuldübernabme ergebenden ähnlichen 


2*28 ’ 


Rechtsfragen vgl. unten ©. 330, 332, 3. 


*, Wenn Habidhta.a. D. die bindende Haufofferte dem Kauf auf Probe gleichitellt, fo überficht er 
den Unterichied des Nechten- und Bilichtenfreiies auf Zeiten des dem Lfferenten gegenüberitebenden Ber— 
tragstheiles; jo den Einfluß des Todes und der Weichaftsunfähignfeit auf jener Seite, die Veziehungen zu 
erwa überfandten Waaren, wenn diefe Thatumitände vor der Annahme eintreten. 
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e) Iſt ein Schuldverbältnig vor dem 1. Januar 1900 unter einer Bedingung 
oder Berriftung begründet, jo ift es vor dem I. Januar IM) entitanden, auch wenn 
die Bedingung und der Termin in dieſem Zeitpunft noch ausftebt. Hierüber berrict 
allgemein Einverſtändniß. 

d) Wird ein an ſich beendigtes Schuldverhältniß nach dem 1. Januar ja auf 
Grund ausdrüdlicher oder ſtillſchweigender Bereinbarung iortgeiet, fo tit das fort- 
geſetzte Verhältniß nicht unier dem alten Recht entitanden. Vgl. Garlin S. 2; 
ebenjo Yehmann ©. 87, 88%; Staub S. 353; a. Meinung Habicht S. 214. Tie 
(Fntitebung eines Shulbberbättmiifes unter dem bisherigen Recht wird jedoch nicht 
dadurch negirt, daß das Geier dem Sculdverbältniß vom 1. Januar 1900 an eine 
andere Ausprägung giebt, 3. B. eine vor dem 1. Januar IN) begründete bürgerlice 
Sejellihait wird auf Grund des $? H.G. B. zu einer Handelsgelellihait, oder es hört 
umgefehrt eine Handelsgeiellibait nab dem 1. Januar 1900 auf, Handelögeiellichaft 
zu jein, vgl. Lehmann Sadu. Dean fann in ſolchen Fällen aber auch mit Lehmann 
a. a. D. nicht annehmen, dak die altredtlichen internen Nectsbeziebungen der Geſell— 
fchaiter durch ſolche Worichriiten des neuen Rechts beberricht werden müſſen, welde 
eine logiſche Folge der Handelögeiellichaitsqualität find, 3. ®. durch die neuen Bor: 
ichritten über die Berechnung der Kapitalantheile, Profurenbeitellung, Geſchäftsführung: 
vgl. Staub a. a. O. 

e) And bei andern als rechtsgeſchäftlichen Obligationen fällt der Zeitpunkt 
ihres Gntitebens dann unter das alte Recht, wenn der dieſelben bedingende Ibat: 
beitand ſich unter dem bisherigen Necht vollendet bat. 

a) Kin Sculdverbältnig aus einer unerlaubten Handlung it vor dem 
Il. Januar 1WO entitanden, wenn das Telift vor dem 1. Januar IM begangen ift, 
mag ein Schaden in diefem Augenblick ſchon eingetreten jein oder nicht. Begangen 
it ein Delikt unter dem bisherigen Recht, wenn der Eingriff in die Nedhtsipbäre des 
Verlesten vollendet iſt. Das iſt noch nicht der Kal, wenn zwar der Delinquent die 
gelammte Ihätigfeit, welche zur Herbeiführung dieies Kingriffs von feiner Seite er: 
torderlic it, unter dem bisherigen Necht entfaltet bat, die Wirfung auf den Dritten 
aber erit nab dem 1. Januar 1900 eintritt; 3. B. ein vor dem 1. Januar 166 
aeichriebener Brief, in welchem über Die nun, des Dritten falibe Angaben 
gemacht find, erreicht ſeine Adreſſe erſt nach dem 1. Januar 1900; vgl. Entſch. des 
R.G. 19 ©. 387 (a. Anfiht Habicht ©. 1741).) Die Motive p. 275 überlafien es der 
Wiſſenſchaft und Praris zu enticheiden, ob das alte Recht auch Pla greift, wenn der 
ſchädigende Erfolg des Delifts erjt nad dem 1. Januar 1900 eingetreten ift; 5. B. ein 
Grundbuchamt löſcht fabrläflig vor dem 1. Januar INW ein Necht, nad dem 1. Januar 
1900 erfolgt die Veräußerung des Grundſtücks an einen autgläubigen Erwerber. So: 
weit es ich um die unmittelbaren Kolgen bandelt, it die stage wobl obne Weiteres 
zu bejaben. Sie wird aber auch bezüglich der durch ein unabhängiges Faktum ver: 
mittelten Wirkungen zu bejaben fein, da bei der itrengen Durchführung des Naufalitäts: 
begrüifs im B.G.B. und der prinzipiellen Verwerfung des Unterichtedes zwiſchen mittel- 
baren und unmittelbaren Folgen den „enusav eoeflieientes* auch eine nach der bier 
in Frage fommenden Beziebung maßgebende Bedeutung entzogen iſt; ebenfo Habicht 
a.a.xX, a. Anfiht Wagner ©. 216 zu B, Anders liegt die Sadıe, wenn das 
Geſetz die Schadenbaftung von einem gefährdenden Zuftande abbängig macht, indem 
es pralumirt, daß die Nichtbeſeitigung der Geſahr auf einem Verſchulden des Inanſpruch— 
genommenen berubt, vol. SS 82%, 833-838; dann ift aud für einen ſchon aus der 
Zeit vor dem I. Januar I beitebenden derartigen Zuſtand das neue Recht maß— 
nebend, wenn der Schaden erft nah dem 1. Januar 1060 erwuds, vgl. Heuberger 
S. 54, Habicht S. 174. 

Ar Bin Schuldverhältniß aus einer ungerechtfertigten Bereicherung it unter 
dent alten Recht entitanden, wenn ſowohl die Bermögensverichiebung al$ auch diejenigen 
Thatſachen unter dem alten Necht eingetreten find, auf Grund derer die Vermögens: 
verichtebung als eine ungerechtfertigte fich darstellt. Es müſſen alfo bei der e“ indebitı 
die Ihatbeitandsmomente des Vorliegens einer Nichtſchuld und der Zahlung auf die: 
velbe, bei der cr causa data cansa non see. und Der ea ob causam datorum Die 
Leiſtung und der Wegfall des Nechtsarumdes bes. der nicht einaetretene Griolg ſämmt 
Ih vor dem 1. Januar 1900 in die Erſcheinung getreten fein. Tas legte leugnet 
Habicht S. 175, geſtützt auf Entſch. des. Raſs. Band AV Nr. 5b 5. 220. Wichtig iſt 


*, Die Polemit Habicht's 5. 171 Kote I aenen obige Reichegerichtsenticheidung mit dem Hinweis 
darauf, daß Der Handelnde sicıt in Aufpruch genommen werden foume, wenn er Das getlian habe, was ihm 
dein Hecht nebot, dürite veriehlt ſein. Es fragt Hd ja gerade, welches Recht jein Recht tin! 
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jedoch nur, daß, wenn für die Frage nad dem Wegfall des Nectsgrundes und dem 
ausgebliebenen Griolg der Inhalt der Fonfreten Obligation enticheidend it, inſoweit 
das bisherige die Obligation beherrichende Recht maßgebend bleib. So muß aud — 
wie ichon oben hervorgehoben — bei der c® indebiti die Frage nad dem Vorliegen 
einer Nichtichuld nach bisherigem Recht beantwortet werden, wenn dieſe Thatiache ſchon 
vor dem 1. Jannar 1900 vorlag, die Zahlung aber nach dem 1. Januar 1900 erfolgte 
und damit der Bereiherungsaniprudh an fi dem neuen Recht unterworien iſt. 

y) Das dem Anſpruch auf Borlegung don Zahen SS 809 ff. entiprechende 
Berpflictungsverbältniß fnüpft ſich kraft Geſetzes an den Beſitz der relevanten Sadıe. 
Dieies Schuldverhältniß ift daher, wenn der Beſitz unter dem neuen Hecht jortdauert, 
nicht bloß unter den alten Necht entitanden, fondern entſteht unter dem neuen echt 
fortdauernd von neuem, Es it daher desjalls ſowohl dem alten als auch dem neuen 
Recht unterworjen. Es ift, wenn das bisherige Necht (gemeinrectliche a® ad exhibendum) 
ihn in weiterem Umfang anerkennt, ald das B.G. B. auch in diefem weiteren Umfang 
begründet, andererfeits auch gegeben, wenn das bisherige Necht, 3.8. Preuß. AY.R. und 
code eivil, ihn überhaupt nicht anerfennt; ebenfo Neumanna.a.O., Wagner a. a. O., 
Habicht S. 175 will unter Berufung auf Art. 180 E.G. lediglih das neue Necht 
anwenden. Allein ein Anſpruch, welcher die Heritellung des jenem Statut unter: 
worienen Nechtsverhältniffes bezielt, wird mit dem durch die SS 809ff. gewährten 
Rechtsmittel nicht gewährt. 

d) Die Frage, wann das durh die Geſchäftsführung obne Auftrag be: 
gründete Nectsverhältniß entitanden ift, bedarf feiner Grörterung; hinsichtlich der 
Semeinihaft vgl. Art. 173 EG. 

3. Für die Entiheidung der zu 1 und 2 behandelten Frage, ob ein Schuld: 
verbältniß gegeben iſt und ob dajjelbe unter dem bisherigen oder neuen Necht 
entitanden it, können — fofern die frage überhaupt zweiielbaft ift — nad den 
in der Einleitung ©. 212 entwidelten Grundſätzen nur die Borichriiten des bisherigen 
Rechts maßgebend jein. Iſt biernab ein am 1. Januar 1400 beitebendes Schuldver: 
hältniß gegeben, jo gilt nah dem oben zu I vorgetragenen Yeitjaß: 

a) Nach altem Recht richtet ſich alles, was zur Begründung des Schuld» 
verhältniffes gehört, was VBorausiegung feiner Entitebung iſt. Alſo bei rechts= 
geſchäftlichen Obligationen die Form der Nechtögeichäfte, die Bedingungen ihrer 
Gültigkeit, bei andern Obligationen der diejelbe bedingende Thatbeitand, 3. B. Weg: 
fall des rundes der Yeiltung bei Kondiktionen. Ansbeiondere richten ſich alio nad 
bisherigen Recht: 

a) Die Anfechtung eines Bertrages wegen Willensfeblens (Irrthums), 
Berrugs, Zwangs, Handlungsunfäbigfeit, laesio enormis, Frauduloſität c. 2c., und zwar 
ohne Rückſicht darauf, ob die Aniechtungsgründe erit ſpäter bervorgetreten find, ob fie im 
Wege der Klage oder der Einrede geltend gemacht werden (Savigny, Spitem 5 p. 434). 

2) Die Frage nad der Aufhebung eines Vertrages wegen anfänglider, 
jet es objeftiver, fei esjubjeftiver Unmöglichkeit der Erfüllung, 3. B. wegen 
Undurcdfübrbarfeit derielben als einer verbotsiwidrigen, SS 0b 310, 

z) Die Gewährſchaftspflicht wegen Mängel und Eviftion, SS 451 bis 
515, 434 443, weil und inſoweit nämlich dieſelbe auf den Geſichtspunkt der anſäng— 
lichen theilweiien Unmöglichfeit zurückzuführen it; wenn nämlich die Mängel ichon 
beim Bertragsabichluß vorbanden waren. (Treten die Mängel zwiſchen Abſchluß und 
Uebergabe ein, fo gilt — aus andern Gründen — das Gleiche, val. S. 329 oben. 

b) Nah) dem bisherigen Nedt richten ſich ferner Der Inhalt Der vor Dem 
1. Januar 1900 entitandenen Tbligation, das heißt der Anhalt und Umfang der 
den unmittelbaren Gegenitand derielben bildenden Yeiltung. Alſo die or: 
jhriiten — über den Leiſtungsinhalt im Allgemeinen SS 241, 242 (vgl. bierzu ©. >51 
Abi. 3), bei Genus: und Alternativobligattionen SS 245 Abi. 1, 262, bei Iheilbarfeit 
und Fungibiliät der Yeiitung SS 266, 267, - über die Höbe der Zinſen SS 246—48, 
das Maß der Vertretungspflicht SS 276, 522, 599, 6>0, 300, 01,702, den Inhalt 
des Schadenserſatzanſpruchs, se. ſoweit derielbe unmittelbarer Anbalt der Obligation it, 
Sy 249-256, — den Anbalt der Rechnungslegungs-Offenbarungspflicht SS 260-261, 
vgl. hierzu Bem. 4b, S. 335, — die Beltimmung des Orts und der Zeit der 
Leiſtung. Hierher gebören die Vorichriiten tiber Kündigungsmöglichkeit, Ausſchluß— 
jriiten, 3. B. Rorlegungsiriiten bei \nbaberpapieren zc. und vor allem aud die Vor: 
ichriften über die Beweispflicht, z. B. IS 282 B. G. B. endlich die zablvreichen im Geſeß 
aeregelten Borichriiten uber den unmittelbaren Anbalt bei den einzelnen als kauf, 
Zauich ?c. individualiirten Tbligattonen. 
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e) Grundjäglih eine andere rechtliche Stellung nehmen ein die durch cin 
nach Inkrafttreten des B.G. B. eintretendes Faktum vermittelten, fon. 
mittelbaren Wirkungen einer Obligation. Hierber find zu rechnen: 

a) Die Vorſchriften über die Veränderung bez. das Erlöſchen der Obligation 
in Folge nachfolgender, jei es ſchuldhafter, jei es ſchuldloſer Unmöglichkeit SS 2:5, 
279, 282, 324-327, wegen Berzuges, jei es in der Erfüllung, jet es in der Annabme 
ss — 293— 304, über veränderte Umſtände S 321, Verweigerung der Leiſtung 
SS 320, 273. 

3) Die Vorſchriften über die Veränderung des Übligationsinhaltes durch 
Ucbertragung: Abtretung, SS 398—413 und Schuldübernabme, 88 414- 418. 

y) Die Vorſchriften über das Erlöſchen der Obligation in Folge jelbitändiger 
Reditsafte, aljo der Hingabe an Zahlungsſtatt SS 363—371, der Hinterlegung SS 372 56, 
der Aufrechnung SS 357-396, des Erlaſſes $ 397, der der Erfüllung gleichjtebenden 
Yeiftung an einen Dritten $ 362 Abi. 2, cf. auch $ 89, 

Nicht bierber zu beziehen find die Endigungsgründe, welde ſich aus 
dem Inhalt der Obligation ergeben, jo Kündigung, auflöfende Bedinqung, 
Tod ıc., ef. oben 3b. 

Alle diefe zu =—y dargeftellten Rechtswirkungen find nur uneigentlih Wirfungen 
des urjprünglidhen Sculdverbältniifes. Sie baben thatſächlich ihren Entſtehungs— 
grund in einer felbjtändigen causa, nämlich dem rechtswidrigen Verbalten («@), dem 
Uebertragungsaft (3), dem auf Griüllung gerichteten Rechtsakt (5) und treten injoiern 
in Sinne der oben zu I citirten Motive von Außen an das Schuldverhältniß heran, 
ohne daß fie nothwendig mit demielben in bedingendem Zulammenbang iteben. Dieier 
Sufammenbang kann gegeben fein, braucht aber nicht vorzuliegen. Sie find, mag man 
diefe Wirfungen als Ausfluß jelbitändiger Schuldverbältniiie auffallen oder nicht, 
jedenfalls notbivendige Tbatbeitandsmomente einer im Zuſammenhang mit der uriprimg: 
lien Obligation neugeichaffenen obligatorischen Beziebung und infofern gemäß den 
vorstehend umter Il, 2 entiwwidelten Grundſätzen dem bisherigen Recht nicht unterworien, 
wenn fie unter diefem jich nicht ereignen. 

Bezüglich aller dieſer Rechtswirkungen fit Daher folgendermaßen zu entidjeiden: 
Im Allgemeinen gilt der Grundſatz, daß dieſelben dem neuen Nedt unteritchen, 
seil. wenn fie fi nadı dem 1. Januar 1900 ereignen. 

Zu «a. Bezüglich dieſer Vorſchriften kann das vom Standpunkt der 
berrichenden gemeinrectlichen Theorie um deshalb zweifelhaft ericheinen, als 
nad jener Theorie die in Folge der nacträglichen Unmöglichfeit und des 
Verzuges eintretende Schadenserjatverbindlichfeit alö eine Perpetuirung der 
uriprünglichen Obligation aufgefaßt wird, cf. Mot. II p. 50, und weiter, 
infofern die Krane nad den veränderten Umſtänden aus den Gejichtspunft 
einer clausula rebus sie stantibus betrachtet wird. Allein dieſe doftrinäre 
Auffaffung berubt im Grunde auf einer Fiktion (ef. G. Rocholl u. N. 
Niedner, Vorichläge in Form eines Gegenentwuris, Breslau 1891, SS 308 
bis 369, p. 144). Thatfächlich bat der Intereſſenanſpruch eine jelbitändige 
causa, das kaſuelle und bez. ſchuldhafte Ereigniß, welches, da es ſich unter 
der Herrichaft des neuen Geſetzes vollzicht, ſowohl in jeinen Vorausſetzungen 
als aud in jeinen Wirfungen dem neuen Recht unteritebt. 

Gebietet hiernach die logiſche Konſequenz die alöbaldige Geltung der 
Vorſchriften des B. G. B für dieje Rechtsfolgen, fo werden freilich die Aus: 
nahmen, welche ſich für die Praris von diejer Regel ergeben, jo erbebtid 
fein, daß es nicht unbedenklich ericheinen mag, dieje Konſequenz noch als 
Regelſatz aufzuſtellen. Ausnabmen werden ſich ergeben für alle 
diejenigen vorgedachten Rechtsfolgen, welde bei den einzelnen, 
im Geſetz geregelten Obligationen GKauf, Tauſch ꝛc) der Natur 
dbieier Berträge entipredbend individualiiirt und aus dem Geſichts— 
punkt des Berichaffungsprinzips als gewiſſermaßen zum Yeiltungsinbalt 
gehörig dargeitellt find. So die Nechtsfolge der kaſuellen Unmöglichfeit der 
Erfüllung (8 323) in der Norm der Traqung der Gefahr beim Kauf 8 446, 
die Nechtsfolge der theilweiſen Unmöglichkeit der Erfüllung (8 323) in der 
Form der Woiftionsbaitung und Gewährleiitungspflidt SS Ti ff, 4ff. 
dev nicht rechtzeitigen Erſullung in der Norm der Mängelvertretung beim 
Werkoertrag S vB a. a. m. Iſt ein Kaufvertrag unter der Herrſchaft des 
gemeinen Rechts im Vertrauen auf die dort im Gegenſatz zu SIE VER. 
alsbald nach dem Kaufabſchluß auf den Käufer übergehende Geſahr, it ein 
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ſolcher Vertrag in jenem Rechtsgebiete (cf. auh Sächſ. G.B. $ 902, code 
‚eivil Art. 1641) im Vertrauen auf bie im Gegenſatz zu S 459 B. G. B. dort 
geltende Beihränfung der Bertretungspflicht für die lediglich beim Abſchluß 
des Vertrags vorbandenen Mängel, iſt endlich in jenem Nechtögebiet ein 
MWerfvertrag abgeichlojien, binfichtlih deilen der Unternebmer mit Rückſicht 
auf die dort berrichenden Rechtsgrundſätze darauf rechnen fonnte, daß dem 
Beiteller bei verzögerter Heritellung nicht alsbald ein Rücktrittsrecht, wie in 
$ 636 B. G. B. normirt, zuſtehen würde, fo darf in allen dieien Fällen diejes 
Vertrauen, im Sinblid auf weldes der Berpflichtete vielleicht genügende 
Dispofitionen zu jeiner Sicherung (Berfiherungsverträge, Dedungsgeichäite ıc.) 
unterlafien bat, durch die alsbaldige Anwendung des neuen Geſetzes nad) 
dem 1. Januar 1900 nicht netäuscht werden. Es werden fih nun aller= 
dings für die Praxis nicht unerbeblibe Schwierigfeiten daraus 
ergeben, daß die Abgrenzung der bier in Betradbt kommenden 
Rechtsfolgen vielfach nicht leicht fein wird. Denn es iſt zu erwägen, 
dat einerjeits die Grundſätze, nach welchen die Individualiſirung jener 
Rechtsfolgen bei den einzelnen Verträgen erfolgt ift, großen Theils mit den 
Grundiägen der bisherigen Rechte nicht übereinitimmen, ef. z. B. $ 636 
B.G. B.; daß andrerieits die bisherigen Rechte unter fich in dieſer Negelung 
erbeblib von einander abweichen, daß endlich oft ſchwer zu erfennen ift, 
inwieweit eine ſolche Andividualiiirung überhaupt vorliegt bez. zu erfolgen 
bat (vgl. die befannte Streitirage des Preuß. Rechts über die Anwendung 
der dort im Allgemeinen Theil I 533, 318ff. behandelten Grundſätze der 
Sewähricaftspflicht auf den Werfvertrag, Dernburg, Preuß. Priv.:R. II 
p- 569 Anm. 14) u. a. m.; vgl. Näheres bei Niedner „das Recht“ 1900 
S. HOF. und S. 427 ff. Lebereinftimmend: Schönfeld, Neufamp, 
Brüdner ebenda S. 55, 77, 113, 114, vgl. aub Garlin S. 49, 51. 
A. Dein. Habidbt ©. 1% Yebmann ©. %, Scherer, Erſtes Jahr 
S. T u.a. Tod läßt auch Habicht die Folgen der unverichuldeten Un— 
möglichfeit und diejeninen des Släubigerverzuges übereinſtimmend mit uns 
dem neuen Recht unterliegen. 

In jedem Fall laſſen fih aber eine ganze Neibe der bier in Betradt 
fommenden Rechtsfolgen obne Weiteres als ſolche beitimmen, welde 
mit der fonfreten Beſchaffenheit des Nehtögeihäftsnichts zu thbun haben. 

Es finden biernab auf ein altrechtliches Sculdverbältnig jofort Anwendung: 
Tie Vorſchriften über die Konzentration der Alternativoblination im Fall Verzuges 
und Unmöglichkeit der Leitung SS 264, 265, der Gintritt des Erſatzanſpruchs in die 
unmögliche Yeiltung (Surrogationsprinzip) 8 251, die VBerzugsfolge nah rechtöfräftiger 
erurtbeilung $ 253, die Vorſchriſten der SS 290-212, die Vorjchriften über dic 
Nebtswirfungen des Glänbigers-Verzugs SS 293ff. (infoweit übereinſtimmend auch 
Habicht S. 206 ff.), die Vorihriit des $ 321 (veränderte Umstände), vgl. das von 
Scherer a. a. OD. mitgerb. Erf. d. L.G. Kaiſerslautern, $ 322 (274), die Vorjchriiten 
über * Zurückbehaltungsrecht, vgl. O.Y.G. Hamburg I. Dezember 1900, „Recht“ 1901 
S. 20; u.a. m. 

Vor Allem greifen auch jojort Plaß die Borichriiten des neuen 
Rechts über die Berzugszinien und deren Höhe. Wal. meinen Aufſatz im „Recht“ 
a.a. D.; im Ergebniß ebenio bier Habicht &. 200ff., Schönfeld, Neufanp, Stölzel 
in „das Recht“ 1900 S. 55, 77, 137, ſowie fait einitimmig die Praris der böberen 
Gerichte, insbeiondere des Neichsgerichts in einer Entſcheidung des 7. Civ.Zen. vom 
6. Februar 1900 n.a.; vgl. D.J.B. S. 12, 87,W, 99, 100, ſowie „das Recht“ passim ; — 
A. Mein.: Lehmann ©. v5, Holder, Staub D.}.3. S. 101-104, 110, Ginſichtlich 
der älteren Yitteratur vgl. einerieits Stobbe Teutich.Briv. Ip. 216, Pfaffu Hofmann 
Erkurſe 186 für, andererieits Gierke Teutih. Priv. I S. 200 gegen die Anwendung 
des neuen Rechts. Die Praris der Gerichte bat ſich auch bei der lleberleitung früberer 
Geſetze für die Geltung des neuen Rechts ausgeiprodenr, vgl. Entſch. d. Preuß. Ob.Trib. 
Präj. 1775 und binfichtlich der Weberleitung des Schweiz Obligationsrechts die bei 
Schneider-Fick ©. 1077 mitgetbeilten Fnticheidingen.) 

Die Zinſen aus einen Rechtsgeſchäft, weldes nad dem alten Handelsgeſetzbuch 
ein Handelsgeichäft war, ſolches aber nach den nenen Recht micht mehr it, ermäßinen 
jih demgemäh von 6"a auf "038.8, vom 19, Mat 1900, Gruchot JF S. W, 

Tie alsbaldige Geltung des neuen Rechts iſt auch in Anfebung der Verzugs— 
zinien lediglich damit zu rechtiertigen, daß dieje Verzugsfolge mit der Beichaffenbeit 
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der fonfreten Obligation in feinem bedingenden Zuſammenhang itebt. Diejenigen, 
welde (wie Habicht und Stölzel a. a. DO.) diefe Verzugsfolge anders behandeln 
wie die übrigen Berzugstolgen, verfahren, wie Staub a. a. O. mit Recht vorträgt, 
infonfequent. Die abweichende Behandlung rechtfertigt Habicht a.a. O. insbei. 
S. 730 damit, daß er in llebereinjtimmung mit Stölzel a. a. ©. die Frage über 
die zeitliche Geltung bes 5 246 aus dieſer Norm jelbit beantworten will. Hierdurch 
aber fchlieht er die ausdrückliche Kolliiionsnorm des Art. 170 durch eine ftill- 
ihweigendeKollifionsnorm aus, was unzuläſſig ericheint ; vgl. Niedner „Recht“ S. 42V. 

Es it darum auch daran feſtzuhalten, dak die Verzugszinien nur dann dem 
neuen Recht unteriteben, wenn der an das alte Schuldverhältnik berantretende Verzug 
unter dem neuen Recht begonnen bat. Tie Wirfungen eines unter dem alten Recht 
bereits begonnenen Berzuges bleiben jedoch au, wenn der Verzug unter dem neuen 
Recht fortdauert, insbeiondere alſo auch in Anſehung der VBerzugssinien, dem alten Recht 
unterworfen; vgl. darüber unten Bemerf. 5a, 


Val. ferner über Deliftszinien: Keyſſner, DJ.3. 1900 5. 113; geies- 
libe Zinsen: Neumann, JB. 190 S. 506 — 507; Prozeßzinſen: D. J. 3. 1900 
S. 87; Zinſen bei NRüdforderung des auf Grund vorläufig vollitrefbaren Urtbeils 
Geleiſteten. RG.Verein. Eiv.Sen. J.W. 1900 S. 471. 

Zu 3. Was die Einwirkung der unter dem neuen Recht er: 
jolgenden Schuldübertragungsafte GEeſſion und Scduldübernahme) 
auf alte Schuldverbältniiie anbelangt, fo find im Hinblid auf die 
grundjäglice Durchführung des Prinzips der Singularſucceſſion dieſe Ein— 
wirfungen nur von geringer Bedeutung. Immerhin find ſolche Finwirfungen 
vorhanden, und ſoweit fie vorhanden jind, jteben fie mit der Beichaffenbeit 
des Schuldverbältnifies in feinem bedingenden Jufammenbang und sind 
deshalb dem neuen Recht unterworfen. Gemäß $ 05 B. G. B. verliert 
aljo der Schuldner einer jimulirten aber verbrieiten Forderung feine Ein: 
wendungen aus der Simulation gegenüber dem nach dem 1. Januar Inn 
eintretenden Ceſſionar. Ulebereinſtimmend Habicht, Aber mit nicht zu— 
treffender Beichränfung auf den Kal, daß die Ausſtellung der Urkunde nach 
dem I. Januar 1900 erfolgte.) Gemäß S-Al! B.G. B. wird ſich entſcheiden, 
in welchem Umfange der Schulpübernehmer, insbei. der Käufer eines 
Grundſtücks (vgl. Entih. d. RG. 1 S. 41m, 7 S. 219, Grudot 5 
S. 32), ſich der Einwendungen des bisherigen Schuldners bedienen kann. 
Und nah $ 418 tritt im Folge der Schuldübernabme das Erlöſchen der 
Bürgichaften und Pfandrechte cin, auch wenn das nad bisberigem Recht 
nicht anerfannt fit. Bon ſelbſt veritebt es ſich, daß der \nbalt der dem 
debitor cessus und Gritichuldner zur Seit der Abtretung zuitebenden Gin: 
reden nach bisherigen Recht zu beurtbetlen ift. Nicht als Veränderungen des 
uriprünglien Schuldverhältniſſes ftellen fich ſolche Einwirkungen der Ceſſion 
und Sculdübernabme dar, welche aus Vorgängen nad der Uebertragung 
rejultiren. (Inſoweit, aber nur imioweit rihtin Pfaff umd Hofmann 
Erkurſe S. 186.) Daß dieſe Nectswirfungen obne Weiteres dem nenen 
Recht unterliegen, wird weiter unten, Bem. Ib, dargeitellt. 

5 wird an dieſer Stelle ferner vorausgelcht, daß die Ceſſion un 
Echuldibernabme des alten Schuldverbältnifies nach dem 1. Januar 1900 
erfolgt find. Sind fie vorber erfolgt, jo greitt natürlich das alte Recht Plas. 
Sind aber auch im dieſem Fall die Beziebungen zwiichen dem neuen 
Gläubiger und Schuldner ber. alten Zchuldner und neuen Gläubiger vor 
dem 1, Januar 100 noch nicht bergeitellt, jo greift wiederum das neue 
echt ein. Darüber vol. unten Bem. 5b, 


Su y. Auch für die Wirfungen der auf das Erlöfchen der Obli: 
nation gerichteten Jelbjtandigen Nectsafte muß, falls fie ſich nad 
dem 1. Januar mV ereianen, alsbald das neue Necht gelten, ebenio Pfaff 
und Homann Grfurie I p. 187, Barlin 2. 5, a. Meinung Coſack 
VER, Ip. 387 Sw. IT, aub Neumann S. 1158 oben, ef. aber jerner unten 
S. 551 Sulag. Es muß ſich alſo nach dem neuen Mecht richten, ob die 
gemäß SSH Abſ. I BR, geleitete Zahlung an den Pritten gemäß S I» 
AND, der Emüllung gleichzuachten iſt tel. much S 8104), in welcer Weiſe 
die Anrechnung aut mehrere Zdruldpoiten (S or vorzumebmen iſt. So 
bat auch bezüglich eines vor dem 1. Januar 190 in Preußen oder Sachſen 
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begründeten Schuldverbältniiies die an irgend einer landesgeieglic be: 
ftimmten (Art. 144 E. G) öffentlichen Dinterlegungsitelle na dem 1. Januar 
1900 bewirfte Hinterlegung die in $ 378 normirte befreiende Wirkung, ob: 
ibon nah $ 214 L, 16 AL.R. SS 756, 759 Sächſ. B. G.B dieje Wirfung 
nur bei einer am Yeiltungsort bewirften Hinterlegung eintritt: Die be: 
jreiende Wirfung wird amdererjeits, wie mehrfach nad bisherigem Recht, 
nicht ichon mit der Hinterlegung, jondern gemäß 8 378 B. G. B. erjt mit 
dem Zeitpunkt eintreten, wo die Rücknahme ausgeſchloſſen iſt. 

Die Aufrechnung auch gegenüber einer vor dem 1. Januar 1900 ent: 
ftandenen Forderung wird munmehr nur dann das Grlöichen derielben 
berbeitübhren, wenn fie durch Erflärung gegenüber dem andern Theil gemäß 
8388 BOB. erfolgt. Gilt aber nach dem bisherigen Recht der Grundiak 
„compensatio ipso iure fit“ in der radifalen Bedeutung, daß auch eine in 
irrtbümlicher Nichtfenntni des Vorbandenjeind einer Gegenforderung ge: 
leistete Zahlung fondizirbar iſt, jo ift das alte Schuldverbältniß, wenn jich die 
Forderungen ſchon vor dem 1. Januar 1900 fompenfabel gegenüberſtanden, 
erlofhen. Für das franzöſiſche Necht wird ſolchen Falls das Erlöſchen des 
alten Schuldverhältnifjes bei der compensation legale angenommen; vgl. 
Dronke Zeitihr. f. franz. Givilr. XXIX Heft ? p. 369 (nicht für die com- 
pensation judiciaire),. Ebenſo Habicht ©. 156, a. Mein. Yebmann 
S. 101, Neumann ©. 1458. Ueber bie Vorausiegungen der Anis 
rechnung gegenüber altrebtliben Forderungen vgl. unten zu Wr, 4 y. 

Nicht zu verwecdjeln mit der bier bebandelten Frage tit, 
ob das GErfüllungsaeihbäft dem Anbalt des Schuldverbält: 
niſſes, deſſen Zielpunft ja die Erfüllung it, geredt wird. 

Dieje Frage ift natürlich gemäß dem oben zu 3b-Vorgetragenen nad) bis— 
berigem Recht au beurtbeilen. 

Darum find auch die Endigungsgründe, welche jihb aus dem Inhalt 
der Obligation obne Weiteres ergeben, wie Kündigung, auflöjende Be: 
dingung, Tod 2c., dem alten Recht unterworfen. 


Zufag: Selbſtverſtändlich unterſtehen endlich Die ſämmtlichen vorſtehend zu 
« bis z erwähnten Rechtswirkungen dem bisherigen Recht, wenn ſie, ſei es aus— 
drüdtich, jei es erfennbar, im Bertrage jelbit neregelt und damit zum Inhalt der fon: 
freten Obligation gemacht jind. So müſſen ſich auch die tube des vertrags: 
age Rücktritts gemäß SS 346ff. nach bisherigem Recht richten. 


Nach dem neuen Net müflen fih aud die Vorausſetzungen und der 
fetbftändige Inhalt der an die alten Schuldverbältniiie unter dem neuen Recht ber: 
antretenden (voritebend zu 3 beſprochenen) Rechtsthatſachen richten. 


a) Die Borausiegungen. Es richten jib alio nah neuem Nedt: 

«) Bei der „nachfolgenden Unmöglichkeit”, die abweichend vom bisherigen Recht 
(vgl. Windiheid II. ©. 56) erfolgte GSleichitellung der jubjeftiven Unmögliceit bei 
Speziesleiitungen mit der objeftiven Unmöglichkeit SS 275 Abi. 2, 279 bei dem 
Berzuge die Vorausſetzungen der mora nad der Richtung hin, ob ahnung eriorderlic 
ift, bezw. ob und in wie weit dies interpellat pro homine, vgl. $ 736 Sächſ. B. G. B., 
Art. 1139 eode eivil mit Ss 284 Abi. 2 B. G. B., ebenio pPfaff u. Hoſmannu Ip. 180, 
Stobbe a.a.D.; a. Mein. Sierfe p. 200 Arm. 19, Habicht ©. 1 u.a, bei 
dem Annahmederzug die Frage ob, wie nad bisherigem Net (vgl. AR. l, 11 
ss 98, 102, 103, Sächſ. B. G. B. SS 7-i6 ff), Verichulden erforderlich iſt oder ob gemäß 
88 203ff. BGB. die einfahe Nichtannahme genügt. (Hier übereinſtimmend auch 
Habicht S. Wbff., a. Dein. Yebmann, Neumann a.a. O.; u.a.). 

Tagegen werden ich die Vorausſetzungen der mora und des casus, jomweit 
jie abhängig iind von der nah Maßgabe des Schuldverhältniiies au 
präftirenden Vertretungspflicht Gal. SS 276, 277, 285 mit, SS 708, 1359, 
1374, 1664, 2230), nad dem bisherigen Necht richten müflen, da ja dieje als zum 
Inhalt der Obligation gebörig gemäh dem oben zu 3b vorgetragenen dem alten Necht 
unterworfen ift. 

>) Bei der Geifion die Frage der Gejiibilität, ſoweit dieſelbe unabbängnig it, 
von dem Inhalt des Schuldverbälmijies. Es iſt alio nah dem neuen echt ge: 
mäß S 400 auch eine alte Forderung nicht abtretbar, ſofern sie unpfandbar tl. 
Ebenſo Piafi u. Hofmann 1 p. 156, desgl. nur mit abw. Begründung Habicht 
E. 217, a. Mein. Yehmann S. 102, Neumann aa. O. u.a) Soweit ba: 
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negen die Gejfibilität abbängig fit von dem Anbalt der fonfreten Obligation, vgl. S 49 
BG.B. mit 88 613, 664 Abf. 717, 1091, 1092, 1300 Abi. 2 u. a., bleibt audı 5* 
dieſe Vorausſetzung gemäß dem oben zu 3b Vorgetragenen das alte Recht maßgebend. 

y) Bei der Aufrechnung die Frage nad) der Kompeniabilität. Und zwar wird 
fih nah dem neuen Recht die Frage, ob die Forderungen an ſich Fompenjabel find, 
auch dann richten müſſen, wenn die Forderungen bereits vor dem 1. Januar 1000 
fompenfabel gegenüberitanden, jofern nur die Aufrebnungserflärung nad dem 1. Januar 
1900 erfolgt. Denn nah dem neuen Net ift die Aufrednungserflärung das 
Entſcheidende. (it jedoch im Gebiet des Franzöſiſchen Rechts nah dem Grundiak der 
compensatio ex lege die Forderung durd die Thatſache des Gegemüberitebens ipso 
iure erlojchen, jo kann das neue Recht nicht in Frage kommen; vgl. oben Bem. 3 zu z.) 
Es iſt aljo gegen eine alte Korderung, foweit fie unpfändbar iſt, desgleichen gegen eine 
Forderung aus einer vorläßlich begangenen unerlaubten Handlung die Aufrebnung 
gemäß SS 394, 393 B. G. B. nicht mehr zuläſſig. Wie bei « und 3 gilt jedob aud 
bier, daß, ſoweit die Kompenſabilität abhängig iſt von dem Inhalt der fonfreten Obli— 
gation, das bisherige Recht enticheiden muß. So wird die Aufrehnung gegenüber einer 
im Gebiet des Preuß. A.L. R. und des Franzöſiſchen Redits entitandenen Forderung auf 
Rückgabe einer geliebenen und anvertrauten Sabe gemäß $ 303 1, 16 A.L.R. Art. 1239 
code eivil auch nad dem 1. Januar 1900 nicht Zuläſſig ſein. Ebenio wie bier Schneider— 
Fick S. 1075 und anſcheinend Lehmann ©. 109, 111., In der erſten Auflage babe 
ich im 1 Anichluf an Dronfe, Zeitichr. f. Franz. Giv. XXIX Heft 2 p. 369, und desgl. 
Habicht in jeiner eriten Auflage die Kompenſabilität durdweg nad neuem Mect 
beurtbeilt. Habicht will jekt 2. Auflage S. 187 durchweg das alte Recht enticheiden 
laſſen, allein jein Grund, „der Schuldner babe feinen Segenanipruc vielleicht mur 
deshalb erworben, weil er durch die Möglichkeit, mit diefem gegen jeine Schuld auf: 
zurechnen, gedekt war”, Fann nicht ausichlaggebend fein. Denn durd den Girundias 
der Nichtrüdwirkfung des Art. 170 wird ja nur ein früher begründetes Schuldverbälmin, 
nicht bie bloße Möglichkeit, ein ſolches zu begründen, geſchützt, vgl. Ein. S. 289 
zu le; wie bier jegt auch Entſch d. Kamm. G. vom 17. Mai 1900, Rechtſpr. d. O V. G. 
1900 S. 139, 141. 

d) Bei der Hinterlegung muß entſprechend die Frage der Hinterlegungsfähigkeit 
nach neuem Recht beurtbeilt werden, desgleihen die VBorausiegung der die Hinter: 
legungsbejugniß ergänzenden Berfaufsielbitbülie, Yebmann ©. 111, ebenfo Habict 
©. 185, R.G. vom 9. Februar 1901 J.W. 1901 ©. 152. Es kommen aljo dem nad 
dem 1. Januar 1900 binterlegenden Schuldner einer alten Forderung die gegenüber 
dem bisherigen Recht, vgl. A.R. 1, 16 $ 213, Hint.O. $ 1, code eivil Art. 1257 ff, 
1264, weitergebenden Befugniſſe des $ 383 B.G. B. au. 

b) Was den Anhalt der unter dem neuen Rechte vorgenommenen 
Rechtsakte zu 33y anbelangt, fo muß derielbe — auch abgeieben von den ſchon oben 
zu 347 bdargeitellten Cinwirfungen auf das uriprünglide Schuldverbältnif dem 
neuen Recht unterliegen. Das Gleiche gilt von der Form dieſer Rechtsakte. 


a) In Anſehung der Ceſſion und Schuldübernahme it dies wohl allgemein 
anerfannt. Es gilt das ſowohl in Anfebung der im Verbältniß zwiichen Gedenten 
und Gellionar bez. Gritihuldner und Uebernebmer, ſowie im WVerbältniß dieſer zum 
Schuldner und ber. Gläubiger eintretenden Rechtswirkungen. Es richten ſich alio nad 
dem neuen Nect die Kragen nad der Giltigkeit des Ceſſionsgeſchäfts jelbit, jowie die dem 
debitor cessus aus Vorgängen nah der Abtretung gemäß SS 406, 407, 408 zuiteben 
den Einreden. (Hinfichtlihb der unter dem alten Recht ertolgenden Webertragungen 
val. aber unten Bem. 5b.) Zu beachten aber ift wiederum, dat das dieſen abitraften 
Stechtsaeichäften au Grunde Liegende ſelbſtändige kauſale Geſchäft, 3. B. Verkauf, 
Schenfung der Forderung, Vertrag zu Gunsten eines Tritten ꝛc., nach dem alten Hecht 
zu beurtbeilen it, wenn es unter dielem entitanden it. 


4) Was die anf Erfüllung gerichteten jelbitändigen Rechtsakte anbelangt, jo be: 
darf einer befonderen Hervorbebung bier das Erfüllungsgeſchäft ſelbſt. Someit daſſelbe 
auf Befriedigung des iperiellen Obligattonsinbalts fich richtet, iſt Tein Anhalt natürlich 
niit dieſem identiich und daher inſoweit nach bisberigem Recht zu beuriheilen. Nur 
ſoweit Die Borausjekungen deſſelben als eines jelbitändigen rechtsgeſchäftlichen Aftes 
in Betracht kommen Irrthum, Betrug, Bedingung ꝛch, aebört daſſelbe bierber, ferner 
inſoweit, als das Geſetz dem abſtrakten Erfüllungsgeſchäft einen beionderen, von der 
kauſalen Beziehung des zu Grunde liegenden Eculdverbältniiies unabhängigen 
Inhalt giebt. 
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So finden jofort Anwendung, abgeſehen von den oben zu 3y_ behandelten 
88 362 und 364 B.G.B., die Borfchriiten der 88 363, 365 bis 371 B. G. B. Insbeſondere 
richtet fich alſo nad dem neuen Recht die Suittungspflicht bes Gläubigers und die 
Frage, wer die Koſten der Quittung zu tragen bat, ebenſo Habicht ©. 182: a. 
Meinung Yebmann ©. 101; Neumann ©. 1458; desgl. unterliegt dem B.G.B. 
der Aniprud des —— Schuldners auf Herausgabe oder Entfräftigung bes Schuld⸗ 
ſcheines ($ 371); ebenſo Schneider-Fick 1077; a. Meinung Lehmann a. a. ©.; 
zweifelhaft Habicht a. a. O. aber mit dem nicht ————— Hinweis darauf, 
daß die Verpflichtungen des Släubigers dadurch erjchwert würden; denn eine derartige 
Erſchwerung fann auch bei anderen von Habicht jelbit ſofort angewendeten Normen 
über die Grfüllungdgeihäfte eintreten, vgl. $ 381 u. a. (Anders ift ed natürlich in 
den Fällen, wo der Bejiß der Urfunde eine Gilentiale für die Begründung, bez. den 
Fortbeitand der Forderung bildet, vgl. $ 793 B. G. B. denn dann liegt eine Rechts: 
wirfung des Anbalts der Forderung vor.) al. auch die analoge Anwendung der 
neuen SS 403, 410 auf die nach dem 1. Sanuar 1900 vorgenommenen Ceſſionen alter 
Schuldverbältniiie oben zu «. Hiernach ijt auch die Frage, ob ein unter der Herrichaft 
des nemeinrechtlihen Traditionsivftens abgeichlofienes Eigenthumsverſchaffungsgeſchäft 
den Veräußerer nach dem J. Januar 1900 zur Auflaffung im Sinne des neuen Gejeßes 
verpflichtet (cf. Preuß.Ob. Trib. Strietb.Ardb. 99 p. 16), im _bejahenden Sinne zu 
enticheiden. Nicht zutreffend aber ift es, wenn Habicht ©. 182 aud die Ver: 
pflichtung zur Rechnungslegung oder zur Herausgabe eines Inbegriff mit Ausfunfts: 
ertbeilungs: und DOffenbarungseidespflicht, SS 259— 261 B. G. B. als bierber gehörig 
auch bei alten Schuldverbältnifjen dem neuen Recht unterftellt. Denn bier ſteht eine 
mit dem kauſalen Schuldverhältniß in Zuſammenhang ſtehende Verpflichtung in Frage, 
die gemäß dem oben zu 3b Vorgetragenen dem bisherigem Recht unterſteht. (Ebenſo 
wie bier Neumann ©. 1457, aber mit der gleichfalls unbegründeten Einſchränkung, 
daß die Vorichrift des $ 259 Abi. 3 B. G. B, wonach in Angelegenheiten von geringer 
Bedeutung eine Prlicht zur Eidesleiſtung nicht beitebt, als eine zwingende [?!| fojort 
Anwendung finden müſſe.) 


5. Auch bezüglich der voritebend zu 3 und 4 dargeitellten Nectsafte kann es 
wie bei den uriprünglichen Schuldverbältniffen fraglih werden, ob und inwieweit jie 
unter dem alten oder neuen Necht entitanden jind. Es greifen bier analog die oben 
zu 2 entwidelten Grundjäge Bla. 

a) Hinfichtlih des Berzuges iſt bier hbervorzubeben, daß derielbe 
dann unter dem alten Recht entitanden ift und daber fortdauerndb dem 
alten Recht unterliegt, wenn derielbenurunterdemalten Recht begonnen 
bat, mag er auch weiter unter dem neuen Necht fortdauern. Denn ſchon mit dem Eintritt 
des DVerzuges iſt die theilweiſe Unmöglichkeit der Erfüllung in Anſehung der Zeit 
vollendet. Um den Verzug fortdauern zu laſſen, braucden die für den Beginn des 
Verzuges wejentliben Ihatbeitandsmomente, insbejondere das Werichulden, nicht in 
jeder Zeiteinheit von neuem gegeben zu fein. Dadurch untericheidet jich das durch den 
Verzug begründete Schuldverbältniß 3. B. von der Alimentationspfliht. Es ſteht 
vielmehr lediglich eine gewöhnliche Dauerobligation in Frage, die wie andere Dauer: 
obligatonen, 3. ®. Geſellſchaft ꝛe. (Ausnahmen nur Miethe, Dienitvertrag, Gemeinschaft), 
gemäß dem Artikel 170 vom Augenblick der Entitebung, nach altem Recht zu beurtbeilen it. 
Es find daher insbejondere auch die Verzugszinien, ſoſern der Verzug vor dem 
I. Januar 1900 begonnen hat, fortdauernd nad altem Recht zu beurtbeilen. (Hat er 
nad dem 1. Januar 1900 begonnen, wenn aud) bei einem alten Schuldver hältniß, ſo greift 
gemäß dem oben ©. 329 Bem. 3b zu « Vorgetragenen das neue Recht ein, vgl. dort.) 

Die Verfennung diejer Geſichtspunkte hat zu der in dieier Fragt abweichenden Entſch. 
des R.G. vom 6b. Februar 1900 geführt; vgl. Näberes in meinem Aufſatz „Das Recht“ 
10 5. 184 und ©. 426. Abweichend bier aub Habicht ©. 195 ff. und 730, 

b) Hinfichtlib der Geifion und Zduldübernahme fommt es bei einem noch 
vor dem 1. Januar 1900 vorgenommenen Uebertragungsaft für die in Folge diejes Aftes 
eintretenden Nectswirfungen genenüber dem debitor cessus bez. Gläubiger daranf 
an, ob diele Betbeiligten zu dem Geffionar bez. Schuldübernehmer vor dem I. Januar 
1900 nach den Grundiäßen des bisherigen Rechts in Beziehung getreten find oder 
nicht (vgl. die Ausführungen oben zu 2b; 

a) Wenn alio bei der Geilion die SS 46, 407 B. G. B. abweichend vom bis: 
berigen Recht (vgl. 53413 1, 11, 8 313 1, 16 AR; Art. 1690 eode eivil) die Wirkung 
genen den cessus nicht erit mit der Denumciation, Sondern jchon mit dem jrüberen 
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Zeitpunkt der Kenntniß von dem Geſſionsakt eintreten laſſen, fo iſt eine vor dem 
I. Januar 1900 eintretende Kenntniß zu innoriren, während eine nad dem 1. \anuar 
1900 eintretende Kenntniß ſofort die Wirkung bat, da eine in dieſem Zeitpunft er: 
folgende Zahlung, ber. ein in diefem Seitpunfte erfolgter Erwerb einer Gegenforderung 
feine Befreiung des Schuldners mehr berbeiführt. Ebenſo Habicht S. 220, a. Mein. 
Scherer, J.W. 1900 &. 467 und „Erites Jahr“ S. 30, 

3) Wenn jerner bei der Schuldübernahme die Wirkung gegenüber dem Gläubiger 
gemäß $ 415 ſchon mit dem Zeitpunft der Genehmigung eintritt, fo bedarf es nad 
dem 1. Januar 1900 auch binfichtlicd eines vor dieſem Zeitpunfte erfolgten Schuld: 
übertragungsgeſchäfts nicht mebr einer ausdrüdlichen Expromiſſion gemäh SS 34u ft. 1, 
IH AR. Iſt aber nad den Grundſätzen des bisherigen Rechts die Wirkung der 
Zchuldübertragung für den Gläubiger nur dadurd möglich, daß der Gläubiger ſowobl 
mit dem Schuldner als auch der llebernebmer in neue vertragliche Beziebungen tritt 
(Novation: vol. Sächſ. B.G. B. SS 1003, 1005; code eivil Art. 1271, 1274-1247 1, 
io fann auf eine ſolche altrebtlibe Schuldübertragung auch nach dem 1. Januar 110 
der S 415 BB. feine Anwendung finden. 


Was die Echuldübernabme des 8 416 anbelangt, jo kann die Borichriit des 
8416 auf eine gemäß S 41 des Preuß.Eig.Ew.Geſ. vom b. Mai 1872 durd Leber: 
eignung des Grundſtücks vor dem I. Januar 1900 vollendete Schuldübernabme feine 
Anwendung finden. Denn die Wirkung für und gegen den Gläubiger tritt ja nah 
altem Recht ſchon ohne Zuthun des Gläubigers ein, wenigitens infomweit, als er obne 
weiteres die periönlice lage genen den Grunditüdserwerber erlangt. Fraglich kann 
es fein, ob jib die Wirkung gegen den Gläubiger auch in Anſehung der Befreiung 
des Beräußerers nach altem Recht beitimmt, da dieſe die vorberige Benachrichtigung 
des Hläubigers, alſo einen beionderen mit dielem vorzunehmenden Nechtsaft voraus: 
fegt. Diele jchwierige Frage möchten wir im Anjchluß an Habicht S. 228 bejaben, 
da „die Befreiung des Veräußerers von feiner perſönlichen Haftung die Mebrieite ti 
von dem obne Zuthun des Gläubigers erfolgten Eintritt des Erwerbers im dieſe 
Haftung” (das war auch der Standpunft der Preuß. Praris bei lleberleitung des E.EG. 
vom 5. Mai 1872, vgl. Bablmann, Kom. 3. Preuß. 6.8.0. ©. 172: ebenio jert aud 
Turnau-Förſter S. S818; Dernburg U S. 363 Bem, 3). Es wird alio der Kar: 
äußerer auch nad den 1. Januar 1240 nach Ablauf der vom Gläubiger nußtzlos ae 
laſſenen Friſt von der Haftung frei, auch wenn er die Benachrichtigung von der Ver 
Äußerung erit nach dem 1. Januar 1900 dem Gläubiger zugeben läßt. Ich meine 
aber, man wird dem Veräußerer anderieits auch die Befugniß einräumen müſſen, die 
Beireiung von der perlönlichen Verbindlichkeit gemäß 5 416 Abi. 28.6.8. ſchon in 
einem fruberen Zeitpunft berbeisufüubren. (Der tür die Schuldübernabme mahgebende 
Seitpunft it für das bisherige Necht derjeniae der Auflaſſung, nicht derjenige der 
Eintragung des Frwerbes, val. Habicht, Turnau-Förſter a.a. QO.) 

Tie gemäß $ Ar Sächſ. B. G. B. zu erzielende Befreiung des Schuldübernebmers 
durch einiache Weiterveräußerung des belaiteten Grundſtücks kann dem Veräußerer 
nur dann noch zu Gute fommen, wenn auch die zweite Veräußerung unter dem bıs- 
herigen Recht erfolgt, Habicht a. a. O. 

Ueber die Geltung des 8416 in der Zwiſchenzeit bis zur Anlegung des Grund— 
buchs (Art. I86) vergleiche Bem, zu Art. 189 S. 569 bei V, 1. 


5. Durch die Borichrift des vorliegenden Artifels Toll nah den Motiven p. 2: 
erner nicht ausgeſchloſſen fein, daß, wenn einzelne Normen des B. G.B. - wie m 
Irene der Auslegung Teitzwitellen iſt einen veformatoriicen und prohibitiven 
Kharafter dergeitalt haben, daß fie auch zur Zeit des Anfraittretens des B. G.B. beſtehende 
Schuldverhältniſſe zu erareiten beabiichtigen, dieſer rückwirkenden Tendenz Folge zu geben it. 

Allein eine ſolche Tendenz wird nur in den allerielteniten Fällen und mit großer 
Soritcht Feitzuitellen fein, vergl, Einleitung 2. 290 unten und Art. 30 Bam 
I amd b. seinestalls können ſämmtliche Borichriiten bierber gerechnet werden, welde 
das Weich zu jogenannten zwingenden und in S 1-4 zu ſogenannten probibitiven 
ſtempelt. 

a) Die Rückwirkung ſolcher Vorſchriften wird grundſfätzlich ausgeſchloſſen jein 
hinsichtlich der vorſtehend au I erwähnten, die Entitchung der Schuldver— 
hältniſſe betreftenden Vorſchriften. MM a. We: Tie Rückwirkung kann audı 
bier nie jo weit geben einmal begründete Schuldverhältniſſe ſchlechthin zu beſeitigen. 

a) Denn der auf den veränderten wirtinchaltlichen Verhältniſſen begründete 
Trobibitivaustpruch des neuen Geſetzes wurde ein wohlerworbenes Nedt, 
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welches den bisherigen wirtbichaitlichen Verhältniſſen entipricht, verlegen. 
So iſt eine unter der Herrichait des bisherigen Lübecker Gejeges vom 23. Juni 
1862 Art. 4 (ef. auch Franffurt. Gef. vom 2. Februar I864 $ 5) im Noraus 
getroffene Abrede, daß Fünftig verjallene Zinſen wieder Zinſen tragen jollen, 
auch nach dem 1. Jan. 1900 troß des Verbots des Anatocismus in S 248 
Abi. 1 B. G. B. als giltig zu behandeln. Das iſt au in der Doftrin des 
bisherigen Rechts anerfannt (Sierfe I p. 201), ſoweit nicht einzelne Geſetze 
über Zinsbeichränfungen die rückwirkende Kraft ſich ausdrücdlich beilegten, 
ef. Preuß. Publ. Bat. vom 15. Nov. 1816 (ebenio Habidt ©. 239). Es 
ift ferner die im Gebiet des gemeinen Rechts (ef. auch SS 1087, 1088 1, 
II AL.) vor den Inkrafttreten des B.G. B. erfolgte Schenfung des fünftigen 
Vermögens, ein unter der Herricaft des Bayr. und Württemberg. Nechts 
(code Max. B, Tb. III stap. 11 Nr. 5, Württemb. ER. 11987, ef. au 
Preuß. AR. I, 12 88 649 FF.) geichloifener Erbichaftsvertrag nah wie vor 
als giltig zu bebandeln, obwohl B.G. B. SS 310, 312 folde Verträge für 
nichtig erklärt. (bw. Habicht S. 238. Allein der $ 310 B. G. B. berubt 
nur auf wirtbichaftlihen Erwägungen, vgl. Shollmener Kommt. zu $ 310 
Bent. 1; ebenfo wie bier Scherer ©. 147.) Es kann weiter 8343 BGB. 
(Herabietung einer übermäßigen Vertragsitrafe) auf alte Schuldverbältniiie 
nicht angewendet werden; ebenſo Yehmann S. 53, Entich. d.R.®. 44 ©. bl, 
R.G. von 16.23. Oftober 1900 D.J.3. 100 S. 50 (abw. Habicht ©. 258 
u. A), desgl. nicht S 656 lage auf Ehemaklerlohn. Entſch. d. RG. 
vom 17. Juli 100 VI. E.S., „Recht“ 1900 S. 461, auch ebenda S. 306, 
419, val. auch SS 399, 7417 B. G. B. mit Preuß. VEN. I 1788 216-218, 
code eivil Art. 1861. Ebenſowenig wirfen zurüd: $ 547 (Umübertragbar: 
feit des idealen Gntichädigungsanipruds), 8 419 Abi. 3 (Angiltige Berein: 
barung des Haftungsausichluifes zwiſchen Bermögensübernebmer und bis: 
herigem Schuldner). 

Bei allen dieſen Vorſchriften ift es gleichgiltin, ob die unfittliche Leiſtung 
bereits verdient it oder nicht. Leber das Verbot der Konitituirung von 
Bezugsrechten nah Art. 215a und deſſen nicht rücwirfende Kraft el. R.G. 
XXVII Jr. 1, XXVIII Nr. 14. 

3) Soweit allerdings Schuldverbältnifie von dem neuen Necht nicht blos 
vom veränderten wirtbichaitlihen Standpunft aus, ſondern als allgemein 
unfsittliche perborrescirt werden, greift das neue Recht auch bezüglich 
beitebender Schuldverbältniffe ein. Beiſpiel $ 158, insbeiondere $ 135 Abi. 2, 
die Wuchergeichäfte betreffend, da dieie als gegen die guten Sitten verftorend 
dort ausdrüdlich nefennzeichnet werden. Ebenſo Habicht a. a. O. Entſch. 
d. O.L. G. Karlsruhe „Recht“ 100 S. 189 Nr. 612, 614, R. G. vom 30. Mo— 
venber 100, IJW. 1901 S. 1. Val. aub „Mumm“ in Seuff. BL. für NN. 
1 Nr. 13-16. Anders freilich bez. der Wuchergeichäfte auch die bisherige 
Rehtsanihauung, el. Gierke I p. M. Es gebören bierber auch die Vor— 
ichriiten gegen die Beichränfung der perfönlichen Freiheit, ..8. 8 723 Abi. 5 
(Kündigungsausichluß beim Gefellichaitsvertrag), S 2:02 (vertragsmähigne 
Verpflichtung zur Errichtung bezw. Aufſtellung einer leßtiwilligen Berfünumg). 

y) Daß Beitimmungen des bisherigen Rechts, welde gegen ein am 
I. Jan. IM) im Kraft tretendes zwingendes und bez. verbietendes Geſetz 
deö öffentlichen Rechts, 3.8. Verbot des Arbeitens am Sonntag, 
veritoßen, alsbald unwirkſam find, folgt aus der rücdhwirfenden Krait des 
legteren und bedarf bier feiner Ausführung. Wohl aber ift bier zu beachten, 
daß mit diejer rückwirkenden Kraft auch ſolche Borichriiten des B.G. B. 
ausgeitattet werden, welche mit jenen Vorſchriſten des öffentlichen Rechts, 
insbe. mit VBerfabrensvorichriiten, zulammenbängen. Hiernach wird nad) 
dem 1. Jan. 100 die Belaftung eines Bruchtheils eines Grundſtücks ſeitens 
des Allerneigentbiimers (SS II 14, 1106, 1095) nicht mehr möglich fein, wenn 
auch ein auf ſolche Belaſtung gerichteter Vertrag vor dem I. Jan. IM) dort, 
wo derielbe zuläſſig war, geſchloſſen iſt. Nach Banr. Hypothekenrecht (GHypo— 
thekengeſ. S 44) kann die vertragsmäßige Verpflichtung der Eigenthümer, 
feine Hywpotheken mehr zu beitellen, durch Eintragung ficher geſtellt werden. 
Das wird auch bezüglich einer vor dem 1, Jam. PO eingegangenen Ber: 
pflichtung dieſer Art nicht mebr möglich fein. CAM. Mein. Echerer: Grites 
Jahr S. 25.) 
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Damit hängt ferner zuſammen die alsbaldige Wirkung der Grundjäse 
des öffentlihen Glaubens des Grundbuchs auf die der Hypotbef zu Grunde 
liegende Forderung des $ 1135, auf die an den einzelnen Berechtigten zu 
bewirfenden —— 8 893, der alsbaldige Einfluß des Eheregiſters im 
Fall des 8 1357 u. A. m. 

b) — Kraft kann aber derartigen prohibitiven und 
zwingenden Beitimmungen des neuen Geſetzes binfihtlib der oben 
zu 3b bezeichneten, den Inhalt der Obligation beitimmenden Vorſchriften 
beigemeiien werden, injofern fie eriihtlih das weitere Fortbeſtehen 
derjelben bindern wollen. "Hierin gebören die Kündigungsvorſchriften des S 725 
bei der Gefellihait mit Rüdjiht auf $ 723 Abi. 3, die gleihen Vorichriften bei der 
Gemeinſchaſt im Hinblid auf $ 749 Abſ. 3 (micht aber $ 626 beim Dienitvertrag, da 
dieſe Borichrift durch Vertrag außer Anwendung geſetzt werden fann) die Kündigungs— 
befugniß wegen Gejundheitswidrigfeit der Mietbwohnung $ 544, vgl. Bem. 3by au 
Art. 171, die vom janitären Gejichtspunft ausgehende Borichriit des 8 618 u. 
eine rücwirfende Kraft möchten wir mit Habicht S. 240 der Vorichriit des $ 248 
Kündigungsmöglichkeit einer überhoch verziniten Schuld) beimeijen. 

Von dem bier vertretenen Standpunkt iit auch der Entic. d. N.G. XXL Nr. 1 
über die rüdwirfende strait des unbedingten Verbots des $ 227 9.6.8. (Art. 215 
Q. 3.) »- nah weldhem Aftien nur aus dem Gewinn amortifierbar find — beizu- 
ſtimmen. 


6. Die Ausführungsgeiege enthalten nur wenige Beſtimmungen über das Recht 
der Sculdverhältniffe im Allgemeinen, SHervorzubeben find | 

In Anſehung der geſetzlichen Zinſen: Preußen: Art. 10. —— — 
Ueb.Geſ. Art. 3. Sadien: 83. Heſſen: Art. 69. - S.-Weimar: $2%7. — 
Braunſchweig: 820. — ©. Altenburg: 821. — S.:Coburg:Gotba: S 12. _ 
Anhalt: Art. 12. — Schw.:Nudolitadt: Art. 25. — Neuß Ad.Y.: $ 24. — Reuß 
j. L.: 53 23. — Waldedl: Art. 7. — Bremen: $ 10. - - Lübeck: $23. — Elia: 
Yothr.: 89. 

Val. ferner über Gejammtichuldverbältniiie und Wiederfaufsredte 
S.:Weimar: $ 53; über Bierlieferungsverträge: Bayern: Ueb. Geſ. Art. 4. 


Mieth-, Padıt- oder Dienftverhältniß. 
Artikel 171. 

Ein zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gejegbuchs beitehendes 
Mieth-, Pacht- oder Dienſtverhältniß beſtimmt ſich, wenn nicht die Kündigung 
nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejegbuchs für den eriten Termin 
erfolgt, für den jie nach den bisherigen Geſetzen zuläſſig it, von dieſem 
Termin an nach den VBorfchriften des Bürgerlichen Gejegbuchs. 

E. 11143, RB. 171; Brot. S. WOS— 9011 (VI S. 499 -601). 

1. Allgemeines Der Artikel enthält die erite Ausnahme don dem Grundjat, 
des vorhergehenden Art. 170, infofern das neue Geſetz auf Mieth: (Paht:) und 
Tienit-Verbältniiie nah dem 1. Januar 1900 alsbald von dem eriten Termin 
an Anwendung finden foll, für welchen nad den bisherigen Gefegen die Kündigung 
zuläfſig war. Beiſpiel: Ein Miethvertrag it in Preußen am 1. Oftober 180m 
unter Verabredung eines jährlichen Miethzinſes, aber ohne Bereinbarung emer Pr 
lichen Kündigungsfriſt auf unbeitimmte Dauer geſchloſſen Gemäß SS 341, 344 J, 
A.x.R. kann die Kündigung früheſtens zum 1, Oktober 1900 erfolgen, und. zwar der 
——* Falls die Kündigung in den erſten drei Tagen des Juli erfolgen. Vom 

Oktober 1900 an findet gemäß dem vorliegenden Artikel das neue Recht Anwendung. 
Erfolgt die Ründigung zum 1. Oftober 1900, jo kommt natürlich das neue Recht erit 
gar nicht in Frage, da ja dann, das Miethverbältnik aufgelöſt it. Tadurd, dak der 
Artifel dieie letztere jelbitveritändliche Thatſache in feiner Faſſung mit zum Ausdrud 
bringt, wird fein Inhalt einigermaßen unklar und bat deshalb auch icon zu Min 
verſtändniſſen Anlaß gegeben. 

Grund der ausnahmsweiſen Rückwirkung iſt derſelbe wie für die An— 
ordnung der Rückwirkung in den Art. 184 Eat 2 hinſichtlich der Erbbanrechte und 
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Grundbienftbarfeiten, nämlich die Beſorgniß vor der langen Fortdauer ſolcher Dauer— 
verbältnifie; vgl. Seite 244 zu y. 


2. Zeitpunft des Begins des neuen Nedhts ift der erite Termin, für welchen 
u —— des B.G. B. die Kündigung gemäß den bisherigen Geſetzen zuläſſig 
iſt. Alſo: 

a) der erſte Termin, für welchen die Kündigung zuläſſig iſt, nicht der Termin, 
an welchem ſie zuläſſig iſt: alſo in obigem Beiſpiel der erſte Oktober 1900, nicht 
ſchon der erſte Juli 1900; 


b) ber erite Termin, für welchen nad) Inkrafttreten des B.G.B. die Kündigung 
erfolgen kann: es muß alfo nicht bloß der Termin, für welden die Künbigung, 
fondern auch der Termin, an welchem nad bisherigem Recht die Kündigung erfolgen 
fonnte, nad dem 1. Januar 1900 Liegen; 


ce) der erfte Termin, für welchen die Kündigung nad ben bisherigen Gejeken 
— das heißt nad bisherigem Recht — zuläffig iſt; die Beſtimmung des eriten 
Termins, für welden die Kündigung zuläffig it, kann hiernach auf Grunb des bis— 
berigen Rechts frait Geſetzes oder kraft Vereinbarung erfolgt jein. Abweichend 
nimmt Fränkel (Mieth: und Pachtrecht S. 105 Anm. 6) an, daß lediglich die nad 
den bisherigen Landesgeſetzen zuläffine geiekliche Kündigungsfriſt enticheidend fein foll. 
Gegen ihn mit Recht Habicht ©. 26ff. Die verfehlte Auffaffung, wonad dur den 
Artikel das Recht eingeführt werde, allgemein die am 1. Januar 1900 beftehenden 
Verträge ohne Rückſicht auf die vertragsmäßiige Seltungsdauer zu fündigen, iſt jchon 
des öfteren widerlegt (cf. u. A. Fränfel D.IJ.83. TUI p. 96, Euld, Das Miethredt, 
Leipzig 1898, p. 10ff, cf. auhb Taube Sach Arch VII, 7 und 8 Schuhmacher 
Arc. f. bürg. R. XV), 

Iſt der Miethvertrag auf feitbeitimmte ze abgeichlofien, fo tritt das neue 
Net alsbald mit dem Ablauf diejer Zeit ein. Der ſtillſchweigend verlängerte Mieth—⸗ 
vertrag (tacita relocatio) ift jhon nach allgemeinen Grundſätzen dem neuen Recht 
unterworfen; vgl. oben zu Art. 170 Bem. 2d ©. 326; 

’ d) der erite Termin, jür welchen die Kündigung nad ben bisherigen Gefeten 
zuläffig iſt: 

a) wenn aljo der Löfungstermin auf Seiten der einen Partei früher fällt als 
der für die andere rigen ſtipulirte, fo ift diejer frühere Termin enticheidend, ebenfo 
Lehmann ©. 18, 23, Franke „Recht“ 1900 S. 274, Scherer Erſtes Jahr S. 30. 
A. Meinung Hain S. 265, Zimmermann Bl. f. RAnm. 65 ©. 58, Neu: 
mann ©. 1462, Kuhlenbeck €. 246, welde in dieſem Fall erft den Termin ent: 
fcheidend jein laſſen wollen, in welchem für beide Theile die Auflöfung zuläffig 
war. Allein diefe Auffaffung läßt fih mit dem Wortlaut des Gefehes abiolut 
nicht vereinigen. Sie ift auch nicht mit der Begründung zu ftüßen, daß fie allein 
dem Sinn und Geiſt ded Geſetzes gerecht werde, weil die geſetzliche Unterwerfung 
unter das neue Recht auf der Annahme einer dahin gehenden ſtillſchweigenden 
beiderſeitigen Willensvereinbarung beruhe. Dann — wie Habicht S. 267 auch 
ſelbſt anerkennt — tritt die Geltung des neuen Rechts ein, wenn auch den Par— 
teien an dem entſcheidenden Termin die Ausübung der Kündigung wegen Ge— 
ihäftsunfähigfeit oder aus anderen Gründen thatjächlihb unmöglib war. Es iſt 
doch aud zu beachten, daß derjenige, welcher dem andern Theil das Recht zu einer 
früheren Löſung des Bertragsverhältnifies einräumt, damit regelmäßig dofumentirt, 
daß ihm jelbft an der Fortdauer des Verbältnifjes unter den bisherigen Bedingungen 
nicht allzuviel gelegen ilt. Der Gedanke des Geſetzgebers iſt vielmehr der, daß die 
alten Berträge nur jo lange von der Rückwirkung verichont bleiben jollen, als eine 
fefte Gebundenbeit auf beiden Vertragsſeiten vorbanden it. 

3) Aus dem Wortlaut und Sinn des Geſetzes folgt weiter, daß, wie bei $ 571 
Abi. 2 B. G. B, nur das ordentlihe Kündigungsrecht in Frage kommen fann, nicht 
das außerordentliche; wegen Devajtation, Zinsrüdjtand; bei Dienftverträgen: 
mangelnde Befähigung, Yohnrüdjtand ꝛc. (übereinitimmend bier Habicht a. a. D©.). 


3. Bis zu dem hiernach zuläffigen eriten Yölungstermin (Räumungstermin) * 
gilt aljo das alte Recht entiprehend dem Grundſatz des Art. 170 fort. Unrichtig 
it es, wenn Fulda.a. D. annimmt, daß das neue Necht innerbalb diejer Frift dann 
eingreife, wenn die Parteien über beitimmte Punkte feine Vereinbarung getroffen 
haben, 3. B. über die Befugniß zu Untervermietbung. Das bisherige Necht kann vielmehr 





*) Ich babe hier natürlich nicht den polizeilichen Ziehtermin im Auge. 
Niedner, Einführungsgefeg zum B.G.B. 2. Aufl. 2 
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innerhalb diejes Zeitraumes hinſichtlich der Geſammtheit feiner dispofitiven Normen 

emäß Art. 170 E.G. auch ohne Inbezugnahme feitens der Parteien zur Anwendung 
ommen. Es richten ſich alio ſowohl die VBorausiekungen der Begründung als auch 
ber Anbalt des Mieth- und Dienftvertrages nach bisherigem Recht. 


a) Die Borausfegungen feiner Begründung. Hier iſt zumächit das bei Art. 170 
Bem. II, 1-—3a zu wiederholen. Hervorzubeben iſt bier nur binfichtlih des Dienit: 
verbältnifles, daß auch die begriffliche Abgrenzung des bürgerlihen Dienjtverbältnijies 
von den im Handelsgeiekbucd geregelten Dienftverbältniiien nah den Grundjäten 
bes bisherigen Rechts zu erfolgen bat. Es wird aljo der vor dem 1. Januar 1400 
abgeichlofiene Dienftvertrag mit einem bisher der Gewerbeordnung bez. dem bisherigen 
Landesrecht unteritebenden Gehülfen ſchon deshalb nit dem neuen R.H.G.B. unter: 
worjen, weil der Gebülfe in Folge der Ummandlung feines Prinzipals in einen Kauf— 
mann neuen Stils zum Handlungsgebülfen im Sinne des $ 59 H.G. B. geworden ift, 
vgl. Lehmann ©. 45. Desgleichen wird die gemeinrechtliche Mietbe an Rechten nicht 
deshalb den Borichriiten des B.G.B. über Pachtverträge unterworfen, weil das 
B.G. B. ſolche Recdhtsverbältniffe unter dem Gefichtspunft von Pactverhältniiien be— 
trachtet u. a. m. 


b) Was den Inhalt der altrechtlihen Mieth: und Dienitverträge anbelangt, io 
ift auch bier das bei Art. 170 Bem. 3b, 4,5 Angeführte zu vergleiben. Es gilt alſo 

a) für den unmittelbaren Anbalt das alte Recht. So inäbejondere für 
die Norausjeßungen und Wirkungen der ordentlihben Kündigung als Funktionen 
ber Beitimmungen über die Zeit der Yeiltung, fo die Mängelbaftung auch für die nad 
Abſchluß des Vertrages und Uebergabe eintretenden Mängel. und Sebrauhsitörungen 
(für die beim Abichluß vorhandenen Mängel vgl. ichon zu a) als Nectsiolgen der 
ehe eg vgl Art. 170 zu3be, (Nicht bierber gehören dte polizeilichen 
Vorſchriften über die Ziehtage, dieje finden als öffentlichrechtliche foiort Anwendung.) 
Ueber die nicht rechtzeitige Gewährung der Miethſache (abgeieben vom Berzuge vol. b 3) 
aus dem gleihen Grunde. Ferner für die Fälle der SS 615, 616 als individualifirte 
Rechtsſolgen der Unmöglichfeit der Yeiltung auf Gläubiger: und Sculdnerieite (324, 
323 BOB.) u. a. m.; vgl. meinen Aufſatz „Recht“ 1900 ©, 426 ff.; 

8) für die mittelbaren Rebtswirfungen ſowie die Vorausiekungen und 
den Anhalt der diejelben vermittelnden Nechtsafte gilt aber auch bier, d. b. ſchon von 
der Zwiſchenzeit vom 1. Januar 1900 an, gemäß dem zu 3 @a—y Vorgetragenen das neue 
Recht. Alſo insbei. für die allgemeinen Rechtsfolgen und Vorausſetzungen des Verzugs 
und der Unmöglichfeit der Erfüllung, ſoweit fie nicht nach Vorſtehendem (4) der Narur 
bes Mieth- und Dienftvertrages entiprebend individualiiirt find. So vor Allem auch 
die Rechtsfolge aus $ 253 3.8.8. Es fann aljo auch bei einem altrechtlichen Dienit: 
vertrage ME dem 1. Januar 1900 der TDienitberechtigte dem in dieſem Zeitpunkt 
rechtskräftig verurtbeilten Dienitpflichtigen die Präflufivfritt des $ 283 eit. ftellen u. a. m.; 

7) deögleihen gelten auch bier alsbald vom 1. Januar 1900 an 
gemäh dem zu Art. 170 Nr. 5b Vorgetragenen die den Inhalt der Mierb- 
und Dienfitverträge betreiienden unbedingt zwingenden Vorichriiten des 
neuen Rechts, 

aa) Hinfichtlich der Mietbverbältniiie gebören nur bierber: die Vorichriit: 
bes $ 544 über die Kündigung einer geiundbeitsgefährlihden Wohnung, der immerbin in 
mander Beziehung, insbeſ. in dem Ausichluß des Verzichtd auf Kündigung, über das: 
jenige binfortgebt, was in den bisherigen Rechten anerkannt ift. Ebenſo Habicht 
©. 24 u.a. A Meinung Mittelftein Miethe S. 39 ff., Brüdner „Recht“ 1900 
©. 115. Allein wenn diefe Schriftiteller die Nüdwirkung deshalb ausſchließen, weil 
der 5 544 nicht die Nichtigfeit eines ſolchen Miethvertrages vorichreibe, jo iſt dieſer 
Grund nicht ſtichhaltig. Umgekehrt müßte vielmehr der etwaige Ausipruhb der 
Nichtigkeit eber gegen die Rückwirkung fprechen, da desialls die Vorausießungen der 
Begründung des Nechtöverhältniiies negirt würden, vgl. oben zu Art. 170 Bem. ba. 

Ferner gehört bierber S 567 B. G. B., wonach Miethverträge mit über 30jäbriger 
Dauer nah 30 Jahren gekündigt werden fünnen, weil in dem Ausschluß der Kündigung 
eine unzuläffige Beichränfung der perfönlichen Freiheit liegt. Ebenſo Brüdner „Net“ 
1900 ©. 115, Neumann S. 1462. N. Mein. Habidht ©. 255. Wenn Habicht 
bier die Rückwirkung verneint, bei dem auf dem gleichen geſetzgeberiſchen Gedanfen 
berubenden $ 624 B. G.B. aber die Rückwirkung bejabt und dieje unterfchiedlihe Be— 
handlung damit begründet, daß der Miether anders wie der Dienftpflichtige durch die 
lange Bertragsdauer nicht unmittelbar in feiner periönlichen freiheit beeinträchtigt 
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werde, jo „überfieht. er, daß das Rechtsverhältniß auf Seiten des Mietbers und Pächters 
fich nicht im Bewohnen und Gebrauch der Mieth- und Pachtſache genen Zahlung des 
Miethzinjes erichöpit, vielmehr jei es kraft Gejeb, vgl. 3. B. SS 586, 585, ſei es fraft 
Bereinbarung in noch andermweiten Pflichten beiteben fann, die integrirende Beitand- 
theile des Mieth- und Pachtvertrages Telbit iind. — Die 30jährige Friſt kann aber 
erst vom 1. Januar 1900 berechnet werden. 

33) Hinfictlib der Dienitverhältnifie gehören als rüdwirfend nur bierber 
die Vorichriiten der 88 617, 618 (619) über die Pflichten des Dienftberrn zu Vor: 
fehrungen gegen die Gefahr der Erfranfung des Dienitpflichtigen und im Fall Eins 
trittö der Erkrankung, da dieje Vorſchriften zugleich öffentlichrechtlichen (polizeilichen) 
Gharafter haben. Ebenſo Habicht ©. 288, Neumanna.a.D. Desgleichen der $ 624 
über die vorzeitige Kündigung von Dienftverträgen mit längerer als fünfjähriger Dauer, 
da in dem Ausichluß der Kündigung wie bei $ 567 eine unzuläffige Beihränfung der 
perjönlichen Freiheit liegt. Ebenſo Habicht ©. 259, Neumann a. a. O. Die fünf: 
jährige Dauer fann aud bier erit vom 1. Januar 1900 beginnen. A. Meinung bier 
Habicht. Nicht rüdwirfend aber find alle übrigen Vorſchriften, insbejondere auch 
nicht der $ 626 über die Kündigung beim Vorliegen eines wichtigen Grundes. Denn 
dieſe Vorſchrift ift nicht einmal zwingend, fie kann durch Vertrag ausgeſchloſſen oder 
beihränft werden. U. Meinung Habicht. Zweifelhaft fönnte die Nüdwirfung 
diejer Vorſchriſt nur jein, wenn man fie aus dem Gefichtspunft der weientlidh ver: 
änderten Umſtände nehmen könnte, vgl. oben zu Art. 170 Bem. 3c«, Allein ein für 
alle Schuldverhältnifie geltendes Rücktrittsrecht, deſſen Ausfluß der S 6% B. G. B. 
wäre, iſt im B. G. B. nicht anerfannt. Entiprecendes gilt für die Vorſchrift des $ 616, 
dba er den Grundiak des & 323 nicht ammendet, jondern dem Inhalt des Dienitver: 
trages entſprechend modifizirt, vgl. oben ba, 

yr) Was die Dienftverbältniiie fpeziell des RH.G.B. anbelangt, jo hat 
binfichtlih der rücwirfenden Kraft der bereits am 1. Januar 1895 in Kraft getretenen 
Vorſchriften der 83309ff. R.H.G.». eine (insbeiondere von Horwitz, Recht der Handlungs: 
gehülfen 1897 S. Sff., Bappenbeim bei Gruchot 42 ©. 359, Urtb. d. R.G.42 ©. 97, 43 
S. 23 vertretene) herrſchende Anſicht ſich wohl dahin Derausgebilbet, daß Lediglich den 
Vorſchriften der SS 62, 76 Ab. 2--4, 81, 82 H. G. B. rüdwirfende Kraft beizumeſſen ift, da 
Dieie Beſtimmungen einen zugleich "polizeilichen Gharafter an fich tragen, vgl. Habicht 
S. 20 ff. und die dort mitgetbeilte Yitteratur, Yebmann ©. 33—349 Habicht 
will noch den Morfchriften der SS 60, 63, 64 ©. 2, 67 Abi. 4, 75 Abi. 1, 78 Rück— 
wirfung beilegen, während Lehmann nur noch den SS 64, 73, 80 außer den oben 
bervorgehobenen Beitimmungen Rückwirkung verleiht. Wir jchließen uns der herrſchen— 
den Meinung an nach Mahgabe der Yehmannihen Ergänzung, lajien aber den $ 64 
als nicht polizeilichen Charakters auf ältere Dienjtverträge außer Anwendung bleiben. 


9) Solange nach vorliegendem Artikel vom 1. Januar 1900 noch das bisherige 
Recht gilt, muß es auch in Anſehung der Sidherungsvenhte und Pfandrechte weiter 
gelten, welche dem Vermiether an den eingebrachten Sachen in Gemäßheit der bisherigen 
Rechte zuitanden. Allerdings it zu beachten, daß, ſoweit die Sicherungsrechte nad 
bishberigem Recht pfandrechtlihen Gharafter hatten, bier gleichzeitig die jur Mobiliar: 
piandrecte im Allgemeinen geltende Uebergangsnorm des Art. 184 Platz greift. 

Allein der vorgedahte Grundiat der Nichtrückwirkung wird dadurd nicht alterirt. 

aa) Bezüglich der vor dem 1. Januar 1900 eingebradten Saden iſt 
die fortdauernde Anwendung des bisherigen Rechts obne Weiteres Far. Soweit die 
bisherigen Gejeße, vgl. Sächſ. B.G.B. $ 1225 und die Mehrzahl der deutichen 
Partifulargefege, lediglich ein periönliches Vorzugsrecht gegenüber dem Gläubiger 
des Miethers (verbunden regelmäßig mit einem perfönlichen Retentionsredt gegenüber 
dem Mietber und einem Abionderungsrecht auch außerhalb des Konkurſes gegenüber den 
Gläubigern) anerfannten, bleibt dieſe Rechtspoſition allein auf Grund des Art. 170 
für altrechtlihde Miethsverbältnifie erhalten. Und joweit wie im Preuß. AR. J, 
218539, Defl. vom 21. Juli 1846 und anderen Partikulargeſetzen das bisherige 
Sicherungsrecht ein geſetzliches Pfandrecht gewährt, wird deſſen Aufrechterhaltung 
zugleich durch Art. 170 ſowie durch Art. 184 E. G, welcher übereinſtimmend mit Art. 170 
dort die geregelten Rechtsverbältniiie nach Borausießung und Inhalt dem biöherigen Necht 
unterwirft, ebenfalls geſichert. Das gleiche ailt binfichtlich des weientlich einen ding: 
liben Gharafter tragenden Privilegs gemäß Art. 2102 Nr. I code eivil, bad. Sei. 
vom 3. Mat 1879 $ 21 u.a. Dieſe Sicherungsrechte erbalten fi in dem Umfange, 
in welchem fie bisher zuitanden, allo im Gebiet des Preuß. AR. nicht nur, wie nad 
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$ 559 B. G. B. an den eigenen Saden des Miethers, jondern an allen fremden 
Sachen, die er zu verpfänden befugt war (Ehefrau, Kinder), im Gebiet des franzöfiichen 
Rechts auch an den Sachen des Untermietbers und an allen fremden Sachen, hinſichtlich 
deren der Bermiether im guten Glauben war. Sie baften für alle auch nad dem 1. Jan. 
1900 entitebenden Forderungen und auch über den Umfang des $ 559 B. G. B. binaus, 
foweit das bisherige Recht, 3. B. A.L. R. S 395 I, 21, dies zuließ. Ebenſo Habicht 
©. 256, Frande „Recht“ S. 775. 4. Meinung Zimmermann a. a. ©. S. 60, 
Arnold BL. f. RA. 63 ©. 382, 

33) Bezüglih der nad) dem 1. Januar 1400 eingebradten Sachen 
würde bei alleiniger Anwendung der Webergangsnorm des Art. 184 (arg. e contr.) 
das neue Necht Plak greifen müſſen, ſoweit wenigitens das bisherige Recht dem 
Sicherungscecht den Charakter eines Pfandrechts verleibt. Denn erjt mit der Gin: 
bringung fommt das Piandrecht zur Entitehbung (und ein Pfandredt am ganzen Ver: 
mögen, welches kraft Geſetzes alle zufünftigen Beitandtbeile des Vermögens ergreiit, vgl. 
unten S. 406, 407, ftebt nicht in frage). Es iſt aber zu beachten, daß die Gntitebung 
diejes Pfandrechts zugleih eine Funktion vom Inhalt des Miethverhältniſſes iſt und 
damit zugleich der Norm des Art. 170 unterliegt. Bei einem Widerſpruch zwiſchen 
Art. 184 und Art. 170 muß aber der fpezielleren Norm, und das ift in Anfebung des 
Mietbpfandrehts der Art. 170 bez. 171, der Vorzug gegeben werden, vgl. Einleitung 
Bem. VIII S. 29. Es greift alfo auch bier bisberiges Recht Platz. Hier: 
nach treten aber nicht nur eigene Saden des Mietbers, jondern aud fremde Sahen, 
foweit dies nach bisherigem Recht zuläffig ift, in den Piandnerus ein, aud wenn ie 
nad dem I. Januar IMM eingebradht werden. A. Meinung binfichtlih der fremden 
Saden Habicht S. 357, 337. Wie hier Neumann ©. 1463; vgl. auch „Recht“ 
S. 194, ferner Entih. OX.G. Hamburg R. d. OL.G. 1900 ©. 4. Für die Frage, 
ob der Gintritt fremder Sadhen in den Pfandnexus zuläſſig it, kann mittelbar neues 
Recht infofern in Anwendung fommen, als fich beiipielsweile die Yegitimation des 
landrechtlihen Miietbers zur Verpfändung von Saden feiner Ehefrau und Kinder 
gemäß Art. ?03 und dem Preuß. A.G. zu Art. 200 nah den Vorichriften des B.G. B. 
bejtimmt, vgl. Neumann a. a. O. 

yr) Ebenſo gilt bisheriges Recht weiter für die Wirfung des Mieth— 
piandredts gegenüber Dritten, insbei. den Släubigern des Mietbers. Gs 
greift alfo_$ 563 für altrechtlibe Miethverbältniffe nicht Platz. Ebenjo Habicht 
a. a. ©. Das Gleiche gilt gemäß ausdrüdlicer Vorichriit des Art. VI E. G, betr. 
Aend. d. K.O. vom 17. Mai 1845 jür die Geltendmachung diejer Necte im Konfurie 
des Mietbers. (At das Verfahren ihon vor dem 1. Januar 1900 anbängig, jo greift 
bisberiges Recht ihon gemäß Art. V 1. e. ein.) 

85) GEndlib muß aber auch altes Recht für die Erlöfhbensgründe 
des Miethpfandrechts gelten und zwar ſowohl diejenigen, welche auf dem Unter: 
gang der Mietbiorderung als auch die, welche auf der Thatiahe der Fortſchaffung 
der Mietbjabe aus der Miethwohnung beruhen. Es greift alfo $ 560 B.G. B. genen: 
über den abweichenden Vorſchriften des code eivil Art. 2102 Nr. 1, Sädi. G.B. 
8 1228, nicht Plap. A. Mein. Habicht ©. WS, der aber von ber nicht zutreffenden 
Auffaſſung ausgeht, daß das Erlöſchen des Piandredts in Folge Beſitzaufgabe nicht 
eine Funktion feines Inhaltes ſei und deshalb gemäß Art. 184 nicht dem bisherigen 
Recht unterliege. Vgl. biergegen unten S. 378 Abf. 1.*%) Nur fomweit das Erlöſchen als 
Folge der Grundſätze über den Erwerb im guten Glauben eintritt, greift das neue 
Recht ſofort ein. 

se) Dagegen muß $ 561, welcher die Art der Ausübung des Miethpfandrechts 
regelt, wie alle Borichritten über Selbitbülfe, als formales Net ſofort zur An: 
wendung fommen. 


i. Bon dem zuläffigen eriten Löſungs-(Räumungs-)termin findet das neue 
Recht auf Die zu dieſer Zeit beitchenden Mieth- Gacht-) und Dienjtverhältniffe 
Anwendung, d. b. von nun an it der Inhalt diefer Nechtsverbältnifie dem neuen 
Recht unterworfen, 


a) Alſo auch von dieſem Zeitpunft an fommt das bisherige Recht 


Es führt auch die Anſchauung Habicht's zu dem praftiich mißlichen Ergebniß, daß für das Er 
löichen der perföntichen Vorzugsrechte des bisherigen Rechte ein anderes Necht gelten würde, als für Die 
bisherigen Mierhpiandrechte. Im Uebrigen würde, wenn bier wirklich eine Disfrevanz zwiſchen Urt. 17% 
und 154 vorlage, dem erjieren der Vorzug einzuranmen ſein: vgl. au IF. 
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zur Anwendung, foweit es jih um die Frage der Begründung bez. Ent: 
jtebung der beitebenden, alio vorber entitandenen Rechtsverhältniſſe 
bandelt (vgl. die analoge Faſſung des Art. 181 E.G.), ef. Art. 170 Bem. I, Nach 
dem bisherigen Recht ift alfo die Gültigkeit des Vertrags in Anfehung der Geſchäfts— 
fähigfeit, des Irrthums, der Form (jedoch muß die Rechtswirkung des $ 566 B. G. B. 
alsbald gelten) ꝛc. zu beurtbeilen. Stellt fih ferner auh nah dem fritiichen Zeit: 
punft ein Mangel heraus, der aber ſchon zur Zeit des Abſchluſſes des Kontrafts vor: 
banden geweſen ift, jo richtet fich die Gewähr: und Schadenserfaßpfliht mac bis— 
berigen Recht. Gin unter der Herridait des Preuß. Nechts I, 21 8 273 abgeichlojiener 
Mietbvertrag würde daher gemäß A.L.R. I, 21 8 275 den Bermietber zum Schadens: 
erſatz nur bei nachweisbarem Berjhulden, nicht gemäß $ 538 aud ohne ſolchen Nach— 
weis verpflichten. 


b) Dagegen richtet ſich der Inhalt jener Nehtsverbältnijie von nun 
an nah dem neuen Recht. Es iſt alio 3. B. dem Miether, der unter der Herr: 
ichaft des gemeinen und franzöfiiben Rechts erlaubter Weile einen Aftermiether ge— 
nommen bat (l. 6 cod. d. loe, 4, 65, Art. 1644 code eivil), diefes Recht von nun an 
gemäß 8 549 B. G. B. verihränft:e Das unter der Herrichait des code eivil Art. 1741 
ausübbare Kündigungsreht it nunmehr gemäß $ 554 B.G.B. auszuüben. Die Ge— 
wäbrichaftspflicht wegen nach dem fritiihen Zeitpunkt eingetretener Mängel unterliegt 
den neuen Geſetz. Wie aber, wenn die Mängel in der Jwiichenzeit bis zum fritifchen 
Zeitpunft eingetreten waren? Wird bier die Schäßung gemäß dem bisherigen Necht, 
3.82. Art. 1644 code civil oder gemäß SS 537, 472, 473 B. G. B., eintreten? Es jcheint 
auch bier die Mahgeblichfeit des bisherigen Rechts geboten. 


Belonders wichtig iſt, daß nunmehr die Sicherungsrechte des Bermiethers auf 
rund des bisherigen Rechts fich in bie Mietbpfandrechte mit dem Inhalt der SS 559, 
555, 590 ff. ummwandeln. Es beitehen dieſe Rechte nunmehr als geieglihe Pfandrechte. 
Sie erlöſchen binjichtlih der Forderungen und binfichtlich der Gegenstände, für welche 
bez. an welchen fie in Gemäßbeit des $ 559 B. G. B. abweichend vom bisherigen Recht, 
nicht beiteben, auch wenn Diele Forderungen und Saden vor dem Gintritt des neuen 
Rechts (alfo vor dem 1. Januar 1900 oder in der Zwiſchenzeit bis zum fritiichen 
Zeitpunft) entitanden und eingebracht find. (Hinfichtlich der fälligen Anfprüche val. zu €.) 
Die allgemeine Lebergangsnorm des Art. 184 muß auch bier der ipezielleren dieſes 
Artifels weichen, vgl. oben zu 333. Zweifelhaft fünnte nur fein, ob auch bie Um— 
wandlung der bisherigen perſönlichen Netentions: und Borzugsrechte gerechtfertint er: 
jcheint. Denn wie Art. 181 feine Nechtspofition zum Eigenthum machen fann, welche 
nac bisherigem Recht feine ift, ſo könnte man das Gleiche für die bier fraglichen 
Rechtspoſitionen deduziren, Allein die frage, ob ein Miethpfandrecht in dem Fritiichen 
Seitpunft zur Entſtehung gelangt, iſt micht blos eine frage der Begründung diejes 
dingliben Rechts, ſondern zugleich eine Frage, welche aus dem Inhalt des Schuld: 
verbältniiies zu beantworten iſt. Für dieſen aber gilt gemäß der Speialvorichriit 
unjers Artifels von nun an das neue Recht, vgl. oben zu 3. 


ec) Wie ſteht es mit den fälligen Anſprüchen, die fich bereits vor dem 
I. Januar 1900 bez. in der Zwiſchenzeit bis zum Gintritt des neuen Rechts entwidelt 
baben, aber noch nicht geltend gemacht find? Am Allgemeinen gilt der Grundſatz, 
dab fie als Ausflüffe des uriprüngliben Sculdverbältnifies gemäh Art. 170 6,6. 
dem bisherigen Necht unterliegen. Soweit fie aber über die Nealifation des bisherigen 
Schuldverbältnijies hinaus nah ihrem Gegenitand den Anhalt des Miethverhältniſſes 
für die Zukunft realifiren wollen, gilt auch für fie das neue Recht. So für den Ans 
ſpruch des gemeinrecdtlichen, iranzöfiichrechtliben, ſächſiſchen Miethers auf Duldung 
eines Untermietbers. So au bier für die Geltendmachung des landrectlichen Ver: 
mietbpiandrebts an Saden der Ehefrau und Kinder des Miethers wegen jolcher 
fälligen Anfprüde. Es müſſen aucd bier die gleihen Grundſätze wie bei Art. 181 
binfichtlich der vor dem 1. Nanuar 100 fälligen Eigenthumsanſprüche zur Anwendung 
fommen, vgl. dort. 


5. Die Ausnahme des Wrtifels veriteht fh nur für die Borichriften des 
B.G. B. über Miethe, SS 5335—580, Pacht, SS 581-597, Dienftvertrag, SS 611-630, 
Auf andere Dauerverbältniife, 3. B. Geiellichaft, findet er Feine Anwendung (ef. hierzu 
Meiſel, Deutih. Nur. Zeit. 1597 p. 33). Allein ſoweit für dieſe die Vorſchriften 
über die Gemeinſchaft gelten, S 731 Sat 2, greift gemäß Art. 173 das B.G. B. auf 
dieje Verbältniiie ihon vom 1. Januar 1900 an ein, 
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Rückwirkung des Sahes „Kauf bricht nicht Miethe“. 
Artifel 172, 

Wird eine Sache, die zur Zeit des Infrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs vermiethet oder verpachtet war, nad dieſer Zeit veräußert oder 
nit einem Mechte belaitet, jo bat der Mietber oder Pächter dem Erwerber 
der Sache oder des Nechtes gegenüber die im Bürgerlichen Gejetbuche 
beitimmten MNechte. Weitergehende Rechte des Miethers oder Pächters, Die 
ſich aus den bisherigen Gejegen ergeben, bleiben unberührt, unbejchadet der 
Vorſchrift des Artikel 171. 


6,1104; 6, II 144; R.V. 177; Mot. zu 104 ©. 257 — 26. Prot. S. 29013 —WlN 
(VI S. 501 - 504), 


1, Der Artifel enthält die zweite Ausnahme von dem Grundiat des Art, 170. 
Sr läßt die Rückwirkung des neuen Gelekes in noch weiterem Grade zu, als der vor: 
bergebende Art. 171, infofern er die den Grundſatz „Heuer gebt vor Kauf“ zum Aus— 
druc dringenden Vorſchriften der Ss 571-581 8.6.8. auf die beftebenden Mictb= und 
PBactverbältniiie alsbald mit dem 1. Januar 19%, alio ſchon vor dem eriten zulälligen 
Räumungstermin (Art, 171) zur Anwendung bringt, wenn in diefer Zwiſchenzeit eine 
Veräußerung oder Belaſtung der Miethſache erfolgt. 


Vom wiſſenſchaftlichen Standpunft aus fann es zweiielbaft fein, ob bier über: 
baupt eine Ausnabme von dem Grundſatz des Art. 170 vorliegt. Denn nimmt man 
den in Folge der Veräußerung ſich vollzgiebenden Uebergang der Rechte und Pflichten 
gegenüber dem Miether aus dem Geſichtspunkt einer geſetzlichen Ceſſion und Schuld— 
übernabme (vgl. bei Dertmann $ 571 Bem. 2), jo fann die alöbaldige Geltung 
des neuen Rechts obne weiteres gemäß den oben zu Art. 170 Bem. Fey Vorgetragenen 
gerechtiertigt werden. Legt man aber die Auffaffung von der Umſchaffung der ur: 
ſprünglichen Obligation in eine Nealobligation (Dertmann a. a. DO.) zu Grunde, 
fo ergiebt fich die Seltung des neuen Nechts ſchon aus dem oben zu Art. 170 Bem. | 
Vorgetragenen. Es iſt daber auch in der Wiſſenſchaſt des bisberigen Rechts die Anficht 
vielfach auigeitellt, dak den Grundſatz „Heuer gebt vor Kauf“ auch obne beiondere 
—— rückwirkende Kraft zukommt, vgl. bei Pfaff u. Hoſmann Grfurie | 
p- Idu ff. u.a. 


2. Der Miether tritt nad der Beräukerung Dem Erwerber gegenüber in 
die Nehtsitellung ein, welche ihm die SS 571 -581 gemwährleiiten. Das heißt: 

a) der Dlietber erbalt in der Perſon des Erwerbers für die ibm aus dem 
Mietbverbältniß zuitebenden Nechte» einen neuen Schuldner und für ibm aus dem 
Mietbverbältnik obliegende Berbindlichfeiten einen neuen Gläubiger. In der Perſon 
bes Nermietbers aber erbält er zur Sicherung feiner Ansprüche gegen den Erwerber 
einen mitbaftenden Bürgen. Wlan bat eine jo weitgebende Nüdwirfung des Geſetzes 
geleugnet mit dem Hinweis darauf, daß der Artifel nur von „Rechten“, nicht auch 
von Pflichten des Miethers ſpreche. Allein die Wortfaſſung des Geſetzes iſt bier eine 
ungenaue, Sie erflärt fih damit, daß bei den Beratbungen (Prot. VI ©. 502 - 504) 
die das eigentliche Zubitrat des Grundſaßzes „Neuer aebt vor Maui” bildende 
Verpflichtung des Wrwerbers zu Aushaltung des Mierbsvertrages allein als 
jtreitig in die Erſcheinung trat. Die Ibatiache, daß mit dem Uebergang dieler Ver: 
pflichtung gleichzeitig der Uebergang der Rechte des Vermiethers auf den Grwerber 
verbunden war, bielt man, nachdem diejelbe bei dem früheren Berathungen (vgl. Prot. 
11 2. 13%) als praftiich nothwendige und gewiſſermaßen ſelbſtverſtändliche Folge 
hinzugeſtellt war, offenbar nicht mehr für Ddisfutabel, Wäre durch den Artikel 
beabtichtigt geweſen, dem Miether lediglich Rechte gegen den Erwerber, nicht auch dieſem 
Rechte genen den Mietber zu geben, fo würde Dies ticher bei den Beratbungen hervor: 
aeboben worden fein. Wine ſolche Auffaſſung des Artifels wurde zu dem nit an— 
nebmbaren Ergebniß fuhren, daß eine Klage des Erwerbers gegen den ſfäumigen 
Miether auf Zahlung des Miethzinſes wegen mangelnder Sachlegitimation abgewieſen 
werden mußte; ein Ergebniß, das bei den Beratbungen des S 51 ſelbſt als theoretiſch 
und praftiich unbaltbar acfennzeichnet wurde und von dem man darum nicht annehmen 
fan, daß cs der Geſetzgeber auch für Die Uebergangszeit gewollt babe. 
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5 bleibt alio nichts übrig, als die ungenaue Wortfaffung des 
Artifels dabin zu präzifiren, daß an Stelle der Worte „Redte” das 
Wort „Nedtsitellung“ zu treten bat. Immerhin liegt bier ein all vor, wo 
die Heranziebung ber Geſetzesvorgänge zur Interpretation des Geſetzes nothmwendig iſt. 
Denn hält man mit Habicht S. 273 ff., der übrigens im Ergebniß mit uns zuſammen— 
trifft, an fih an der Wortfaſſung des Artikels teft, dann fann man auch den lleber: 
gang der Rechte gegen den Mietber auf den Erwerber nicht damit erflären, daß ſich 
diejer Lebergang als Folge des Veräußerungsgeichäfts in Gemäßheit der Vorfchriiten 
des neuen Rechts deshalb vollzieben muß, weil ja das Beräuferungsgeichäft unter deffen 
Herrſchaft vorgenommen iſt. Mit demielben Hecht fünnte man fo in Anſehung der 
mit dieſem Nechtsaft verbundenen Schuldübertragung argumentiren. Dann aber wäre 
der Artifel überflüffig. Und ebenjowenig fann man aber dem Erwerber die Rechte gegen 
den Miethber mit Neumann ©. 1464 (u.a) als jelbitveritändliche Folge feines — 
gemäß Art. 181 dem neuen Recht unterliegenden -— Gigenthums vindiciren. Denn 
mit noch weit beilerem Necht könnte man das dem Dlietber gegen den Erwerber zus 
ftebende Necht auf Ausbaltung der Sade aus diejem Gefichtspunft nehmen. Dann 
aber wäre wiederum der Artikel völlig überflüffig. 

b) Der Miether erbält nur die ihm günstigere Nectsitellung des neuen Rechts 
gegenüber dem Grwerber und Bermietber, wie fie als Rechtsfolge der Veräußerung 
gemäß SS >71— 581 eintritt. Im Uebrigen bleibt dad Miethverhältniß matericl! dem 
— Recht unterworfen. 


Die nach vorſtehenden Grundſätzen dem neuen Recht unterliegenden 
—— der neuen Rechtsſtellung des Miethers ſind insbej. folgende: 
a) gemäß $ 571 Abi. 1 bat alio der Miether gegen den Erwerber den An: 
iprud auf Aushaltung des Miethvertrages und Grfüllung der aus demſelben 
fich ergebenden Obliegenbeiten. 

Bejeitigt find alſo für Ihn die Vorichriiten des gemeinen Rechts, weldhe dem 
Grwerber in ſchärfſter Durchſührung des Grundſatzes „Kauf bricht Mietbe” ein jo: 
fortiges Austreibungsreht gewähren (Windſcheid S. 502 ff); — die Vorichriften 
des Sächſ. B. G. B. 88 1222, 1225, 1226, des Bayr. Geſ. vom 15. Februar 1871 8 21, 
welde in beichränfterer Durdführung diejes Grundſatzes die Austreibung von einer 
vorherigen Kündigung abhängig maden; — die Vorichriften des code eivil Art. 1743 
und Bad. ER. Satz 1743, $ 146 Gef. vom 3. März 1879, foweit jie den Grundjag 
„Dtietbe gebt vor Kauf” nur bei Yiegenichaiten für den Fall anerfennen, daß der 
Mietbvertrag mit den zuläſſigen Beweismitteln bewielen wird. 

b) Gemäß $ 571 eit. bat der Erwerber ohne Weiteres gegen den Miether die 
während der Dauer feines Figentbums aus dem Miethverhältniß ſich ergebenden echte, 
aljo insbeiondere auf die während diejer Zeit entjfallenden Zinien. Bejeitigt 
find alio die Vorjchriiten des gemeinen Rechts (vgl. zu a), welche dieje Rechte von 
einer Eeſſion jeitens des Vermietbers abhängig macen. 

ce) Gemäß 88 573, 574, 575 jteben dem Miether nunmehr Finreden gegen den 
Erwerber aus Borausverfünungen des Vermietbers über den Miethzins fiir das (beim 
Gigentbumsübergang) laufende und folgende Unartal und aus den entiprechenden, mit 
dem Vermiether abgeichlofienen Rechtsgeſchäften zu. Wejeitigt find damit die Vorichriften 
des bisherigen Rechts, welche derartige Finreden überhaupt abichneiden, anders bes 
ihranfen oder erweitern; vgl. binfichtlich der ſächſiſchen und bayriſchen Praxis Mot. 
II ©. 389 und hinsichtlich Preußens Dernburg 1 S. 715, wonadh dort Kinreden 
aus Vorausverfügungen _ des Vermietbers gegen den Grwerber unbeichränft zuläffig 
find. Ebenſo Habibt 5 276. A. Dein. Zimmermann S. 64, Franfe „ Recht” 
1900 S. 275. Allein, wenn Letzterer daraut binweilt, dab der Erwerber nur in die 
Rechte und Verbindlichfeiten des Bermietbers eintrete, und dieſe ja bis auf Weiteres 
bisherigen Nechtes seien, To ift dieſer Hinweis nicht beweiiend. Gewiß Find dieie 
Rechte und Berbindlichfeiten ſolche bisherigen Nechtes, welches nach wie vor das 
Miethverhältniß beberricht (vgl. oben zu ?b), aber eben nur jomweit, als fie nicht durch 
die dem neuen Recht unterlienenden Rechtswirkungen der Beräußerung beeinflußt 
werden. Dieſe Einwirkung tritt zwar nicht in Anſehung des Inhalts der bisherigen 
Einreden, wohl aber i in Aniebung des Umiangs ihrer Seltendmahung ein. Muß 
hiernach aber die Frage nach der Giltigkeit von Vorausverfügungen des Vermiethers 
nach neuem Recht beantwortet werden, dann muß das neue Recht auch in Anſehung 
folder Vorausverfügungen gelten, welche vor dem 1. Jannar LU vorgenommen ſind. 
A. Meinung Habicht S. 276. Allein wenn ſchon hinsichtlich der Nechtswirfung von 
neurechtlihen Ceſſionen auf altrechtliche Schuldverbältnijie der Grundſatz alsbaldiger 
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Geltung auch ohne ausprüdlihe Normirung anzuerfennen tft (vgl. zu Art. 170 
Bem. 3c 8), dann muß das Gleiche erit recht gelten, wenn der Geſetzgeber, wie bier, 
unzweibeutig die alöbaldige Geltung der Borichriiten über die an die Veräußerung 
der Miethiache gefnüpften. Rechtswirkungen proflamirt. Die Ginwirfung des neuen 
Rechts ift bier ebenfowenig unbillig, wie die Grmweiterung der neuen Grundiäße über 
den Erwerb im guten Glauben auf beitebende dingliche Rechte. Die Vorichriiten des 
8571 B. G. B. ziehen die Diagonale zwiihen den das Eigenthum des Ermwerbers durd 
Gemwäbrung des jofortigen Austreibungsrechts überipannenden Vorichriiten des gemeinen 
Rechts kan den dasſelbe übermäßig beichränfenden Beitimmungen des Preußiſchen 
Rechts. Wenn bier die Nüdwirfung der neuen Vorichriiten für den Miether als un: 
billig empfunden wird, dann müßte dort der Ausipruch der Nichtrüdwirfung für den 
Erwerber als nod weit unbilliger erachtet werden. Denn diefer würde zwar mit dem 
neuen Recht die Verpflichtung zur Ausbaltung der Miethe dagegen bei vielleiht auf 
Jahre hinaus erfolgten Vorauszahlungen des Miethzinſes feinen oder nur geringen 
Entgelt für die Beichränfung jeines Eigenthums erbalten. 


. Eine andere Frage it, ob die für die Einreden des Miethers günjtigeren Bor: 
ichriiten des bisherigen Nects auf Grund des Saß 2 des Art. 172 aufrecht zu erbalten 
find. Auch das iſt zu vermeinen; vgl. unten Bem. de. 


d) Gemäß $ 571 Abi. 2 bat der Mietber nunmehr bis zu dem bort bezeichneten 
Zeitpunft einen Regreß gegen den Bermietber als Bürgen, wenn ber Erwerber jeinen 
Berpflihtungen nicht nahfommt. Und gemäß S 572 bat er unter den dort bereichneten 
Borausiehungen einen unmittelbaren Anſpruch gegen den Erwerber auf Rüdgewähr 
der geleiiteten Kaution. Beide Rechte Steben ibm nad den Borichriften des Preußiſchen 
Rechts, vgl. Strietb. Ar. Di p. 183, Dernburg U p. 749, nit zu. Diele Vor: 
ſchriften fommen alio für ibn nicht mehr in Betracht, denn es iſt zu beachten, daß auc 
die dem Miether ungünftigeren Vorichriften folber Geſetze beieitint 
find, welheanjih dem Mietberweitergebendere Rechte als das BGEB. 
gewähren, aber in einzelnen Bunftenbinter ibm zurüdbleiben; ebenfo 
Habicht ©. 277. 

e) Keiner Erörterung bedarf das alsbaldige Fingreiien der Vorſchriften 
der 88 576— 580, Hervorzubeben ift insbeionbere $ 577, wonach cine den vertragss 
mäßigen Gebrauch entziebende Belaftung der Veräußerung im Sinne des $ 571 gleich: 
geitellt ift und eine den Gebrauch beichränfende Belaftung den direkten Anipruch gegen 
den Erwerber auf Unterlaſſung der Ausübung gewährt, endlich der $ 578, wonach 
eine zwiichen Abichluß des Miethvertrages und Ueberlafiung der Miethſache erfolgte Ver: 
äußerung und Belajtung die gleichen Nectsfolgen bat, wenn der Erwerber aub nur 
dem Bermietber gegenüber die Verpflichtungen aus dem Miethverhältniß übernommen bat. 


4, Die in dem Artifel ausgeiprohene Rüdwirfung des Grundſatzes, „Heuer gebt 
vor Kauf“, veritebt fih nah Satz 2 nur mit der Maßgabe, daß weitergehende Rechte 
Ben einen (Pädters), die jih aus den bisherigen Gejegen ergeben, unberührt 

eiben. 

a) Aufrechterhalten find hiernach 

a) die Borichriiten des Preuß.A.L. R. I, 2188 2ff. 358 ff., welche dem Mietbrecht 
den Charakter eines dinglichen Rechts einräumen, die im Stadtbezirfe Hamburg, in 
Braunihweig nab d. Berordn. v. 25. Oft. 1760 und zum Theil in Heſſen-Naſſau nach 
einer Verordn. v. 16. März 1763 geltenden Nechte, welche fih dem Preußiichen Necht 
anſchließen; 

4) die Vorſchriften derjenigen Geſetze, welche Die Eintragung der Mieth— 
und Pachtrechte mit dinglicher Wirkung zulaſſen, vgl. Saͤchſ. B. G. B. $ 1224; 
Heſſ.Geſ., das Pfandrecht betr., v. db. September 15855 Art. 127; Preuß.Geſ. über das 
Srundbuchmweien in Neuvorpommern und Rügen vom 26. Mat 18753 8 14, in Schleswig: 
Holitein vom 27. Mat 18555 8 34, in Kallel vom 29. Mai 1573 8 3; für Elſaß— 
Yothringen vgl. Gef. vom 22, März 1855; 

y) die Borichriiten des code eivil, ſoweit fie den Miether entgegen SS 571,578 
BGB. durch den Grundſatz „Heuer gebt vor Kauf” ion dor der lleberlaijung der 
Miethſache unbedingt ſchützen. 

b) Die Aufrechterhaltung der bisherigen Vorſchriften zu a ergiebt fid im 
Weſentlichen ihon aus anderen llebergangsnormen, nämlich derjenigen zu « aus 
Art. 184 E.G. (wozu auch rt. 185 Abi, 2 und die in Ausführung dejlelben ergangene 
Preuß. Verord. vom 16, November 15809 8 4 zu vergleichen tt), und derjenigen zu 3 
aus Art. 174 E.G. 
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Hart Immerhin it die beiondere Aufrechterhaltung in diefem Artikel nicht über: 
flüssig: 

a) Denn einerſeits fommen bier einige Vorjchriften in Frage, deren Aufredt: 
erbaltung durch jene Artifel nicht gedeckt wird, jo beijpieläweife das dem Miether nach 
ALR, J, 215359 1, 19 gewährleiitete Necht zur Sache, vermöge deſſen er die vertrags: 
mäßige Benugung von dem Erwerber verlangen kann, auch ohne daß der Erwerber 
die Verpflitung bierzu gemäß S 5785 B.G. B. dem Vermiether gegenüber übernommen 
bat, deögleihen das dem Miether ſolchen Falls vor Ueberlaſſung der Miethſache ge: 
währte NRüdtrittsreht gemäß 88 361, 362 L, 21 u, a., endlih und vor Allen das 
Hecht des Miethers dem Erwerber gegenüber auf Ausbaltung des Miethverbältnijies, 
auch wenn der Grwerber nicht dur freiwillige Veräußerung, jondern auf andere 
Weiſe das Eigenthum an der Miethſache erlangt, 83 355, 389 I, 21. Der widhtigite 
Fall, nämlich der Rückfall an den Gigentbümer bei Beendigung des Niekbrauds, ift 
zwar auch reichsrechtlich durch $ 1056 entiprechend den SS 571 ff. geregelt, nicht aber 
beiipielsweile die Fälle der bedingten und betagten Gigentbumsübertragung u. a. m. 

3) Es würde ferner allgemein die nad bisberigem Recht mit der Ueberlaſſung 
der Miethiahe verfnüpite dinglihe Wirfung gegenüber dem Erwerber nicht mehr vor 
der Veräußerung entiteben fönnen, wenn der Vertragdabichluß zwar vor der lieber: 
laſſung der Miethiache, aber erſt nad den 1. Januar 1900 fallen würde; denn Art. 184 
ſchützt nur die am 1, Januar 1900 beftehenden Rechte. 

y) Endlich iſt der ausdrüdlihe Ausipruh der Aufrechterhaltung ſchon deshalb 
bier erforderlid, weil bein Schweigen des Geſetzes die Annahme nicht ungerechtiertigt 
wäre, daß die lex generalis der Artikel 179, 184 durch die lex speeialis des vorliegenden 
Artikels in Anſehung der Wirkung gegen den Erwerber der Miethſache bejeitigt 
wäre; vgl. Ginleitung Bem, VIII ©. 294, 

d) Im Uebrigen wird dur den vorliegenden Artikel lediglich die Aufredt: 
erbaltung der dingliben Wirfung dieier Rechte im Verbältniß zum Erwerber 
der Miethſache (bez. des Rechts an der Miethſache $ 577) gededt. Für die Kortdauer 
der dingliden Wirfung gegenüber andern Dritten, und für die bei Störung der 
echte auitchenden Rechtsmittel find lediglich die Art. 184, 179 eit. maßgebend. 

Dieſe dinglibe Nectspofition unterliegt den Vorichriften über den Erwerb im 
guten Glauben. Sie fann alio nah $ 892 B. G. B. verloren geben, es jei denn, daß 
fie gemäß Art. 185 Abi. ? E.G. dagegen geichüßt wird; vgl. Bem. zu Art. 188, 

ec) Die Aufrehbterbaltung veritebt jihb nur in Anſehung der zu a 
erwähnten weitergehenden Rechte des Mietbers gegen den Erwerber. 
Hierbin gehören nicht die dem Miether nad bisherigem Recht aus Borandverfügungen 
der Bermietbers über den Miethzins erwachſenden weitergehenden Ginreden, vgl. 
zu 3e. Denn bier bandelt es ſich ledinlih um Einfchränfungen von Verbindlichfeiten. 
Für die Unterordnung diefer und das Wort „Nechte” ergiebt aber auch die Entſtehungs— 
aeichichte des Geſetzes bier feinen Anbalt. 

5. Der vorliegende Artikel hat nur Bedeutung für die Zwiſchenzeit dom 
1. Januar 1900 bis zu Dem nad Art. 171 eriten zuläffigen Näumungstermin. Denn 
von diefem Zeitpunft wird ja ſchon gemäß Art. 171 das Miethverbältniß auch in Anz 
jebung aller übrigen materiellen Rectswirkungen vom neuen Recht beberriht. Won 
dieſem Zeitpunft müſſen folgerecht auch die in Art. 172 aufrechterbaltenen, dem Mietber 
günftigeren Necdtswirfungen des bisherigen Rechts ceſſiren. Der Artifel bringt 
dieje jelbitveritändlihe Folge durch die Worte „unbeihadet der Vorſchrift des 
Art. 171” noch beionders zum Ausdrud. Cs erliicht alio von diefem Zeitpunft die 
dinglihe Wirkung der Miethbe gegenüber dem Erwerber, mag fie nad den bis: 
berigen Vorſchriften (vgl. oben zu da) von felbit oder in Folge Fintragung entitehen. 
(A. Mein. binjichtlih der eingetr. Nehte Habicht S. 272, 282, 285.) Denn ber 
Art. 171 iſt in Anfehung der dinglichen Wirfung des Miethverhältniſſes, ſoweit es 
ſich im Verhältniß des Miethers zum Bermietber und Grwerber eriböpit, gegenüber 
den Art. 179 und 184 die lex specialis, Die dinglibe Wirfung im Uebrigen (vgl. 
4b d) bleibt dieſen Rechten felbitveritändlih gemäß Art. 179 und 154 aud unter 
dem in Folge des Art. 171 eingetretenen neuen Recht erhalten. 

b. Borausiegung für die Rechtswirkung des Art. 172 iſt im Uebrigen: 

a) daß eine Miethsſache vorliegt (micht Net). Hierin gebören in eriter 
Linie Grunditüde. Nur für Diele find die SS 571ff. mahgebend, von demen im 
Vorſtehenden zunäcit allein die Nede war. Wird eine beweglide, zur Miethe über: 
lafſene Sache nach dem 1. Jan. 1900 veräußert, was gemäß 8 931 nur durch Abtretung 
des Anſpruchs auf Herausgabe geiheben kann, jo hat für eine ſolche Veräußerung die 
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Vorſchrift des Art. 172 die Bedeutung, daß fortan der Mietber dein neuen Eigentbümer 
die ſämmtlichen Ginwendungen ee fann, welche ibm aus dem Mieth- 
verbältnik —— ($ 986 Abi. 2 B. G. B.); 

b) Die Zadıe muß dor dem 1. San’ 1900 vermiethet jein. Es muß alio der 
Abſchluß des Miethvertrages vor dem 1. Jan. 1900 liegen, während die Ueberlaifung 
der Mietbiache auch ipäter eriolgt fein kann. 

Wird eine jo vermietbete Sache nad dem 1. Jan. 1100 

a) nad der Ueberlaiiung veräußert, jo tritt die Rechtswirkung des S Dil ein, 

3) vor der Ueberlaſſung veräußert, jo preiit der $ 5:3 B. G. B. Plas; 

e) Die Sache mul; nach dem 1. Jan. 1900 veräußert oder belaitet jein. Das 
beißt, der dingliche Nectsaft (Auflaſſung, Einigung SS 875 ff.) muß nach dem 1. Jan. 
1900 fallen. Auf den Zeitpunkt des kauſalen Geſchäfts (Kauf 2c.) fommt es nicht an. 
Ebenjowenig aber fanı es für die Geltung der Rechtswirkung des S 578 darauf 
anfommen, ob die Uebernabme der Berpflihtung, den Wlierbsvertrag auszubalten 
(8 578 Schlußjaß), unter dem neuen oder dem alten Nect eriolat iſt. — 


1. Grumdiäßlih feine Nüdwirfung haben die im dem neuen R.Zwangs: 
dberiteigerungsgeieg und der R.Nonfursordnung in d. 5. v. 17. Mai 1898 an die 
Zwangsverjteigerung der Miethsgrundſtücke bez. die freiwillige Veräußerung durd den 
Konfursvermwalter geknüpften en 

Beide Geſetze R.. B.G. S 57, NR.E.O. s 21 Abi. 3) laſſen im wejentlichen den 
in dem 8571 B. G B. —— Grundſatßz „Heuer geht vor Kauf“ entſprechend zur 
Anwendung kommen. Inwieweit dieſen neuen Beſtimmungen rückwirkende Kraſt 
zukommt, iſt lediglich aus jenen Reichsgeſetzen und den dazu erlaſſenen Uebergangs— 
beſtimmungen zu beantworten. 

Beide Geſetze bejtimmen nun übereinjtimmend: 

a) daß ein vor dem 1, Jan. 1300 anbängiges Verfahren nad den bisherigen 
en zu erledigen iſt — E. 8 z. R.3. V. G. 8 153 -- E. G. z. Abänd. G. z. KO. 

Art. V. Hiernach iſt alſo in dieſem Fall die Anwendung der neuen Vorſchriften 
ausgeiclofien, jelbit wenn die VBerfteigerung oder Veräußerung nach dem 1. Jan. 1900 
erfolgt iſt, ja selbjt wenn das Miethsverhältniß gemäß Art. 170, 171 materiell den 
neuen Recht unterliegt. gl. aber die Ueberleitungsbeitinmungen von Banpern: 
Ü.G. Art. 6 u. Bremen: AG. 3. 3m.G. $ 4; 

b) daß auch bei einem am oder nad dem 1. Jan. 1900 anbängiq ae: 
wordenen Jwangspverjteigerungs: oder KXonfursverfabren die Beitinumungen 
des bisherigen Zwangsveriteigerungsredts und Konkursrechts Anwendung finden jollen, 
wenn ein durch das Verfabren betroffenes Nechtöverbältnig nah dem E.G. zum B.G.B. 
— ——— Recht unterliegt — E.G. z. R.3. V. G. 8 2; — 6.6. z. Abänd. ©. 3. 

rt 

a) Hiernach iſt aber auch die in einem am oder nah dem 1. Jan. 1900 anbänaia 
gewordenen Berfabren erfolgte Beriteigerung oder Weräußerung in ibren Rechts— 
wirfungen gegen Miietber und Griteber grumdiäglih nicht dem S DI NR.Z.B.G. und 
be3. $ 21 Abſ. 3 MO. vielmehr dem bisherigen Recht unterworfen bis zu dem 
Beitpunft, wo nach Art. 171 &,®. (eriter zuläſſiger Räumungstermin) das andere Net 
eintritt. Denn bis zu dieſem Zeitpunft gilt gemäß Art. 171 das bisherige Necht mit 
Ausnahme des im Art. 172 geregelten Nalles einer in Gemäßheit der Vorſchriften 
„des Bürgerl. Seießb.” vorgenommenen Veräußerung. 

A. Mein. für die Swangsverfteinerung Habicht ©. 280, für den Konfurs 
Rudorff „Recht 1200 S. 249 mit dem Hinweis darauf, daß der Vorbehalt des Art. 11 
durch Art, 172 zu Gunſten des neuen Nechts wieder eingeichränft werde. Allein beide 
Scriititeller verfennen anscheinend, daß ſich Art. 172 über eine zwangsweiſe und be. 
durch den wonfursperwalter vorgenommene Veräußerung — weil bierzu gegenüber der 
Reichsſpezialgeſetzgebung nicht berufen und wie auch ſein Wortlaut ergiebt — überbaupt 
nicht verbält; ebenſo, wie bier, RS. vom 26, Februar 101 Jur.Woch. 10901 ©. 238. 

El Hinfichtlich der Zwangsverfteigerung bejtimmen aber eine Neibe von Aus: 
fährungsgefegen, daß bei einem nach dem 1. Jan. IM anbängiaen Verfahren der 
S5E NR. 30.8, auch dann Anwendung finden joll, wen das Grundſtück vor dem In 
Frafitreten des B.G. B. einem Weietber oder ächter überlaſſen ift, wenn alio das 
Nectsverbältniß nach dem oben zu ba Boraetragenen dem bisberigen Necht unterliegt. 
Die Ausführungsgeſeße ſtellen auf den Settpunft der Ueberlaſſung der Miethſache, 
nicht aut den der Begründung des Miethverhältniſſes ab, weil 5z 57R.8. V. G. nur 
Anwendung findet, wenn das Grundſtück vor der Beichlannabme überlafien it. Sie 
übertchen aber dabei den Kal, daß die Ucberlaiiung des Grundſtücks auch nach den 
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1. Januar 1900 vor der Beichlagnabme noch in Gemäßbeit des bisherigen — 
erfolgt fein kann; vgl. abicht a. a. O. So Preußen: A.G. z. Zw. G. Art. 7 
Bayern: A.G. z. Grundo O. ı. SW, BO. $28, — Oldenburg: 16. 3. Zw. V. OR für 
Oldenburg $ 19, für on — &.: Meiningen: A.G. 3. Zw.G. Art. 9. — .-Wlten- 
burg: A.G. 3. 306. 87. — Heuk BJ.R: AG. 3. Zw.v. ð $ 30. — tippe: AG. }. 
Zw. B. G. 8 3. — Bremen: AG. z. Zw. V. G. $ 4. Und weiter bejtimmen einige 
diejer Geſeze — jo Preußen, Bayern, Meiningen, Altenburg — (entiprechend 
dem Art. 172 ©. 2E. G. zum B.G.B.), daß weitergebende Rechte des Miethers oder 
Pächters, bie ich aus den bisherigen Geſetzen ergeben, unberührt bleiben jollen. 
(Yettere Beitimmung wird natürlih gegenitandslos, wenn das Miethverhältniß 
gemäß Art. 171 E. G. 3. B.G.B. unter das neue Recht tritt.) 


Gemeinſchaft nadı Bruchtheilen. 
Artikel 173. 

Auf eine zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
beitehende Gemeinſchaft nach Bruchtheilen finden von dieſer Zeit an die 
Vorjchriften des Bürgerlihen Gejegbuchs Anwendung. 

E. II 145; 0.8. 173; Prot. S. WII--W20 (VI ©. 504, 505), 

1. Der Artifel ftatuirt eine weitere Ausnahme von dem Grundiag Des 
Arr. 170 für die Vorichriiten der SS 7-41--758 B. G. B, alfo für die Vorfchriften, 
welche die obligatoriichen Beziehungen derjenigen Perſonen regeln, denen kraft der 
fogen. ecommunio ineidens ein Recht ungetbeilt, und zwar gemäß der Präſumtion des 
8 il, nah Bructbeilen zuiteht. 

Der Artikel beziebt ſich nicht 

a) auf die dinglihe Seite dieſes ———— 88 1008- 10410 B. G. B. 
Für das Miteigenthum beſtimmt ſchon Art. 181 Abi. 1 die alsbaldige Geltung des 
neuen Geſetzes; 

b) auf diejenigen Gemeinihaiten, wo nad beionderer Beitimmung 
des Geſetzes eine Gemeinſchaft nah Bructbeilen nicht vorliegt, vielmehr 
eine jolde zur „Geſammten Hand“, alio die allgemeine Gütergemeinſchaft SS 1338, 
1442, 1471 Abi. 2, die Errungenschajtsgemeinichait $ 1519, Fahrnißgemeinſchaft $ 154%. 
Auf dieſe findet das bisherige Recht auch nah dem 1. Jannar 1900 folange Anz: 
er als die betr. Ehe noch nah dem 1. Januar 1900 bejtebt, Art. 200 E.G. — 
endlih die Erbengemeinichaft, bier findet das bisherige Recht auch nad dem 
1. Januar 1900 Anwendung, falld der Grblaffer vor dem 1. Januar 1900 ftirbt, 
Art. 213 E.G. Welchen Charakter diefe Gemeinſchaften nah den Grundſätzen des 
bisherigen Rechts batten, darauf kann es bier nicht anfommen. Denn dieie Gemein— 
ichaiten werden deshalb durch den vorliegenden Artikel nicht betroffen, weil fie durd 
andere Uebergangsbeitimmungen fpeziell geregelt find. Es iſt daher eine altrechtliche 
Grbengemeinihaft auch danı allein dem Statut des Art. 213 unterworien, wenn fie 
auf den Grundjägen des römiſchen Miteigentbums nah Bruchtheilen aufgebaut it; 
a. Mein. Habicht, vgl. Bern. ?b, 3 au zu Art. 215; 

e) auf die durch Gejellidaftsvertrag begründeten Semeinjchaiten, 
ss 705-740 BGB. Auf die Gejellicbaiten findet Art. 170 Anwendung, wonach die 
am 1. Januar 1900 beitebende Geiellichait nach bisberigem Recht zu beurtbeilen it 
(ebenjo Coſack 11 ©. 401, Scherer EG. zu Art. 175, a. Mein. Habicht III. Aufl. 
©. 316, Kublenbed 6.8. S. 248). 

Doch wird man auch auf die beftehenden Geſellſchaften das neue Recht infoweit 
zur Anwendung bringen wüſſen, als in $ 31 Sat 2 (nämlich für die Auseinander: 
feßung) die Vorichriiten über die Gemeinſchaft entiprechend zur Anwendung gebracht 
werden, vgl. Einleitung Bem. VIII Abi. 4 ©. 2%. 

2, Es fann fih auch bier fragen, ob der Artikel eine wirflide Ausnabme von 
Art. 170 enthält. Denn da die bier in Frage ftebenden obligatoriichen Beziebungen 
fib nicht aus einem Vertrag (Gefellichaitsvertrag) ergeben, vielmehr aus der Thatſache 
der dinglihen Gemeinſchaft (Windicheid II p. 655 Anm, 1), jo kann dieſes Ver— 
pflihtungsverbältniß als ein ſich Stets erneuerndes, alio vom 1. Januar 19000 an als 
ein unter der Herricait des B. G. B. entſtandenes behandelt werden (ef. Prot. a. a. C.), 
aber umſomehr, ſoweit die Quelle ſeines Wirkens gemäß Art. 181 Abi. 1 alsbald 
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vom 1. Januar 1900 dem neuen Nect unterftebt. Es würde, aucd, wie eine Ver— 
gleihung der Vorichriften des $ 1010 mit denjenigen der $$ 746, 749, 751 ergiebt, 
eine abweichende Behandlung faum durchführbar fein. 

3. Im Einzelnen gilt auch bier der Grundſatz, daß, wenn in den besüglichen 
Vorichriften über die Gemeinschaft gewiſſe Wirkungen an einen bejtimmten fertigen 
Thatbeitand gefnüpit werben, dieſer Thatbeitand ſich unter der Herrihaft des neuen 
Geſetzes vermwirflicht haben muß, um deſſen Anwendung zu rechtfertigen. Es müſſen 
alio die Vereinbarungen der SS 751, 746 B.G.B. unter der Herridait des B.G.B, 
die in $ 751 Abi. 2 erwähnte Piändung in diefem Zeitraum erjolgt fein, um die von 
dem bisherigen Recht abweihenden Wirkungen des neuen Rechts äußern zu können. 

Desgl. bezieht fih Art. 173 nicht auf einzelne Anfprüche, die den Theilbabern ſchon 
vor dem 1. Jan, 1900 erwachſen find, ebenio Habicht a.a. O, Neumann ©. 1464 Wr. 4. 

4. Austührungsgeiege. Bauern: Ueb.Geſ. Art. 40, 41, 43, 113 -115. 


Schuldverfchreibungen auf den Inhaber (Artikel 174—178). 
Artifel 174. 

Bon dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejegbuchs an gelten für die 
vorher ausgeitellten Schuldverjchreibungen auf den Inhaber die Borichrirten 
der 88 798 bis 800, 802, 804 und des $ 806 Satz 1 des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs. Bei den auf Sicht zahlbaren unverzinslichen Schuldverschreibungen 
jowie bei Zins-, Nenten- und Gewinnantbeilicheinen bleiben jedoch für die 
Ktraftloserflärung und die Zahlungsiperre die bisherigen Gejege mahgebend. 

Die Verjährung der Anfprüche aus den vor dem Anfrafttreten des 
Bürgerlichen Gejegbuchs ausgejtellten Schuldverjchreibungen auf den Inhaber 
beitimmt ich, unbejchadet der Vorjchriiten des $ 802 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, nach den bisherigen Gejegen. 

E. 1105 Abſatz 1, 3; E. II 146; RB. 174; Mot. zu 105 S. 261-262, 263; 
Brot. 9020-3027 (VL ©. 505-509, HH —H2R). 

1. Die Artikel 174-175 geben Borichriften über die zeitlihe Wirkſamkeit 
derjenigen Normen, welde das auf Die Ausitellung eines Inhaberpapiers begründete 
Schuldverhältnißß beitimmen. 

Sie enthalten: J 

a) eine weitere Ausnahme don Dem Grundſatz Des Art. 170 im Intereſſe 
der Rüdwirfung, infofern fie den neuen Vorichriiten über die Amortifation (straftlos- 
erflärung) und Außerfursiegung alsbald vom I. Januar 1900 an Wirfiamfeit verleiben; 

b) eine Ausnahme von dem Srundiag Des Art. 169 im Intereſſe der 
Nichtrückwirkung, infoiern fie die Vorichriften über die Verjährung dieſer Aniprüche 
völlig dem biösherigen Recht unteritellen. 

2, Als Regel gilt Daher aud hier gemäß; Art. 170, daß Vorausſetzungen und 
Inhalt diefer vor dem 1. Januar 1900 ausgejtellten Schuldverſchreibungen dem 
bisherigen Recht unterliegen. 

Nach dem bisherigen Recht find alio zu beurtbeilen (was übrigens auch der 
Artikel 174 durch Nichtinbesugnabme dieier SS zum Ausdrud bringt): 

a) die Normen über die verpflichtende Wirkung des Begründungsafts und die 
Borausierungen, unter denen eine Beireiung des Schuldners eintritt, SS 193, 4 
8.8.8. Zu beachten iſt jedoch folgendes: 

«) das bisherige Necht tritt nicht ein, wenn nur Die Ausitellung des Rapiers 
unter feiner Herrſchaft eriolgt iſt, dagegen die Emiſſion erft nach dem 1. Januar Lu) 
itattiindet. Denn nad der berridenden Theorie des bisberigen Rechts wird im 
Segeniak au der im B.G. B. durchgeführten wreationstbeorie das Schuldverhältnik aus 
der Anbaberobligation erjt mit deren bemußter Begebung begründet, vgl. Stobbe: 
Yebmann III ©. 185 u. a. Nicht zutreffend iit es, wenn Habicht ©. 311 ausführt, 
daR aerade nach dem vorlicaendem Artikel für die Anwendung des bisberigen Rechts 
der Zeitpunkt der Ausstellung enticheide. Der vorliegende Artifel giebt lediglich eine 
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Anmwendungsnorm für beitimmte VBorichriften des neuen Rechts und überläßt im 
Uebrigen die Zuſtändigkeitsſrage dem Art. 170; 

3) das bisherige Redt tritt ferner nicht ein, ſoweit bie jahenredt- 
lihen Vorfchriften des neuen Rechts über den Erwerb im guten Glauben, 
88 932, 335 B. G. B. und $$ 366, 367 R.H. G. B, und über die Verfügungsmadt 
des an dem Inbaberpapier Beredtigten im Uebrigen (vgl. 3. B. $ 1081, 
B. G. B.) entgegenſtehen. Hier greifen die Uebergany Snormen der Art. 181, 184 
fonfurrirend ein. Das muß mwenigitens für diefenigen Nechtsgebiete gelten, wo aud) 
bisber nur bie Verfügungsberedtigung des Inhabers denjelben zum Gläubiger der 
Dbligation machen fonnte. Es wird aljo die bisher beftrittene Frage, ob bie brevi 
manu traditio den gutgläubigen Inhaber zum Verfügungsberedtigten macht, gemäß 
SS 932, 935 eit. auch bei alten Anbaberpapieren für den Fall bejabt werben, daß der 
Erwerber feinen Bejis vom Veräußerer ableitet. Grwirbt jemand ein fol altrecht— 
liches Papier nah dem 1. Januar 1900 von einem Bantier, fo können ihm Gin: 
wendungen aus dem Mangel feiner Verfügungsberechtigten dann nicht entgegengeiekt 
werden, wenn er zwar das Nichteigenthum feines Nechtsvorgängers fannte, aber nad 
Page der Sade annehmen durfte, daß fein Nectsvorgänger berechtigt war, über das 
Papier für den GFigentbümer zu verfügen. Andererjeitö bat der ein geitoblenes In— 
baberpapier gutgläubig bejigende Banfier auch dem Schuldner gegenüber nunmehr 
gemäß $ 3679688. eine ungünftigere Stellung alö nad bisherigem Recht u. a. m. 
280 jreilih im bisherigen Recht (vgl. z. B. Sächſ. G.B. 88 1039, 1049), abweichend von 
Ss 173, 796 B. G. B. die Thatſache der Innehabung allein genügt, um den Inhaber 
zum Gläubiger zu machen, iſt bei altrehtlichen Anbaberobligationen für das Eingreifen 
des neuen Rechts in der bier fraglihen Nichtung fein Raum. 

b) Selbitverftändlich unteriteht die Form des unter dem biöherigen Recht voll: 
zogenen Aufitellungsaftes jtets dieſem. Nach bisberigem Recht richtet fih alio ins: 
bejondere auch, welche Form die Unterzeihnung baben muß. E83 find alio diejenigen 
Landesgeſetze nach wie vor wirfian, welde die Beobachtung einer beitimmten Form 
(au obne daß dies aus der Urfunde hervorgeht) unbedingt vorjchreiben. 

Nah dem Vorbehalt des Art. 100 Fann übrigens die Yandesgeießgebung auch 
für nah dem 1. Januar 1900 ausgeftellte Schuldverichreibungen des Staats oder 
öffentliher Korporationen eine ſolche Vorſchrift erlaiien. 

c) Nach bisherigem Recht find ferner zu beurtbeilen: Das Erforderniß jtaatlicher 
Senebmigung $ 795, die Zuläffigfeit von Einreden $ 790 (ſoweit nicht das gu a3 
Bemerkte zutrifft), das Recht auf Aushändigung des Tapiercs bei der Leiſtung SS 79%, 
808 Abi. ? Satz 1, die Fortdauer der Verpflibtung aus Zinsſcheinen bei Grlöichen der 
Hauptforderung $ 803 (vgl. aber bierzu die Ausführungsgeiee von Bayern: Ue.G. 
Art. 5 Abi. 1, ſowie Württemberg: A.G. Art. 184 und Koburg-Gotha: A.G. 
Art. 15 $ 2, welde dem Art. 505 rüdmwirfende Kraft für ältere \nbaberobligationen 
bes. ältere Zinsicheine verleiben), vor Allem aber auch die „zerpflihtung des Aus— 
ftellers zur Feltmahung des Inhaberpapieres $ 806 Sa ? (vgl. aber den 
unten zu 5b mitgetheilten landeögeieglichen Vorbehalt) und die Vorlegungs: und 
Ausſchlußfriſten des $ 801, hinfichtlich der leßteren ift zu bemerfen, daß, fomeit 
dieje Friſten nach bisherigem Recht nah den Grundſätzen der Verjährung behandelt 
wurden, die Aufrechterbaltung der bezüglichen altrechtlihen Normen durch Abi. 2 des 
Art. 174 noch einmal beionders ausgeiprodhen iſt (vgl. Bem. 3 und die bei 
3f mitgetheilten Ausführungsgeiege). 

3. Nihtrüdwirfende Kraft haben ferner für beitehende Schuldverichreibungen 
auf Inhaber die Boricriften der SS SOL und 504 über die Verjährung Der 
Inhaberobligationen und mar gemäß ausdrüdlider VBorichrift des Abſatz 2 des 
vorliegenden Artikels. (Die in den bezeihneten SS 801 und 804 enthaltenen Be: 
ftimmungen über die Borlegungsfriiten haben ihon dem gemäß 2b Vorgetragenen 
feine Rüdwirfung.) Es iſt das andererieits eine Ausnahme von der Uebergangsnorm 
des Art. 169. Abweichend von jenem Artikel finden alio auf beitebende Schuld: 
verbältnifie dieier Art ausichließlich die bisherigen Vorſchriften binfichtlich des ganzen 
Yaufs und der Vollendung der Berjährung Anwendung. Das it jo beitimmt, weil 
dieie VBerjährungsporichriften mit der Organilation der Verwaltung und den übrigen 
Beitimmungen, insbejondere den VBorichriften über die Borlegungs: und Ausichlußiriiten 
im innigen Zuſammenhange iteben (Mot. ©. 263). 

Im Ginzelnen it folgendes zu beachten: 

a) Eine Ausnahme von dem Grundiag der Nichtrüdwirfung der Verjährungs: 
vorichriften macht das Geſetz dahin, daß die VBorichriiten des $ 2 über die Hemmung 
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und Umnterbrebung der Verjährung in Folge der Zahlungsiperre (gerictliches 

Zahlungsverbot an den Ausiteller während des Verfahrens $ 1019 G.PO.) auf die 

altrechtlibe Verjährung ſofort Anwendung finden. Abi. I des vorliegenden Artikels 

bringt dieſe Ausnahme durch die Nichtinbesugnabme des S S02 und Abi. 2 noch ein: 

er un die Worte „unbeichadet der Vorichriiten des $ 802 B.G. B.“ beionders zum 
usdrud. 

b) Tarauf, ob in den Anbaberpapieren und Koupons die Verjährungsfriſt oder 
Ausſchlußfriſt vorgeieben iſt, ſowie darauf, ob auf die Vorichriiten der Geſetze über 
die Verjährung Bezug genommen ift, kommt es für die Fortgeltung des bisherigen 
Rechts nicht an. Gin dieſes Erfordernik empfeblender Antrag iſt nach den Protofollen II 
024, 9229 abgelebnt. 

e) Hinfichtlich des bisherigen Rechts über die Verjährung vol. die bei Mot. II 
©. 703 einzeln aufgezäblten Geſetze. 

d) Tie Wirfung der Verjährung, SS 222 fF., beitimmt fih jedob auch bier nad 
neuem ect (jo richtig Habicht ©. 314). 

e) Ter Abjag > des vorliegenden Artikels bezieht fich nicht auf die „Talons“ (Er: 
neuerungsicheine) des $ 505, die Yegitimationspapiere des S 807 und die qualifizirten 
Yegitimationsurfunden des 8 808 Denn das find feine eigentlihen Schuld: 
verichreibungen auf den Anbaber. Bezüglich aller dieſer Urfunden bleibt es alio bei 
der Negelnorm des Art. 164, wonach die Verjährung bis zum 1. Januar 1900 nad 
Diaßerigrm Recht, von da an nah B.G.B. ſich beitimmt. 

) Fine Neibe von Austührungsgeiegen geben (auf Grund des $ 218 G.@.) 
den Vorichriiten des S 801 über die Verjäbrung und Ausichluffriiten rüdwirfende 
Kraft, auch für beitebende Anhaberobligationen. So allgemein: Helfen: Art. 137. — 
S.-Weimar: $ 5b. — S.:Meiningen: Art. 1081. — ©S.:Koburg:Gotba: 
Art. 15 81, Neußä.t.: $ 50, — Ferner binfichtlich der Staatsihuldverihreibungen 
Württemberg: Art. 183 und Bayern: Ue.G. Art. 5 (lekteres auch binfichtlich der 
Schuldverjchreibungen anderer öffentlicher Korporationen und aller übrigen Schuld— 
verichreibungen, ſoſern fie nah dem 1. Januar 1900 fällig werden). Nach Bavern, 
Württemberg, Heilen und S.:Meiningen joll für die Berechnung der Friſt vor dem 
I. Januar 1900 jedoch der Art. 169 mahgebend fein. 

4. Nüdwirkende Araft auf beitehende Schuldverichreibungen auf den Inhaber 
haben dagegen nad Abi. 1 des vorliegenden Artifels Die neuen Borichriften über 
die Amortifation (straitloserflärung), SS T9S— 800, und die damit zufammenbängende 
Vorſchrift des $ S02 über die Jahlungsiperre (das iſt das gerichtliche Zablungsverbor 
an den Ausiteller während des Verfahrens $ 1019 6. P.O). Hinfichtlih des S NH 
vgl. unten zu na, 

a) Fine Ausnahme von der Nüdwirfung macht jedoch wiederum der Zah ? 
des Abi. I des vorliegenden Artikels für die auf Sicht zahlbaren underzinslichen 
Schuldverſchreibungen (Banknoten u. i. w.) und für die Zing-, Renten- und Gewinn- 
antheilieine. Es findet alio nicht S 79V Abi. 1 Sat 2? Anwendung, wonach für 
ſolche Scheine ein Aufgebotsverjabren ausgeſchloſſen it, jondern es bleiben die ab: 
weichenden landesgeſetzlichen Borichriiten aufrechterbalten. Diele Aufrebterbaltung bat 
jedoch nur geringe Bedeutung. Tenn für die Scheine der eriten Kategorie fennen 
nur wenige Geſetze ein ſolches Auigebotöveriabren, val. 3. B. Elſaß-vLothringen: 
AS... ERO.S 25 Abi. 3, und für die Scheine der zweiten Kategorie baben die 
meiiten Ausführungsgeiege (auf Grund der Ermächtigung der Art. 215 EG.) das 
bisherige Aufgebotsverjahren nunmehr bejeitigt: So Württemberg: Art. 185. — 


Helfen: Art. 136. — Oldenburg, Old. Ss, Birk. 8.6, Lüb. $ 4. — S.:Alten: 
burg: 8 33. — E.:Meiningen: Art. WS2 — ©.:toburg:Gotba: Art. 15 
Ss 1. -- Schw.-Sondershauſen: Art. 1782. — Neußä%.:$51. — Neuß 
j. v8 6, 


RER Für die Zins», Nenten- und Gewinnantheilſcheine it noch Folgendes zu 
eaditen: 

a) Nach Abi. 1 Sat 1 des vorliegenden Artifels ift der $S04 B. G. B. 

(welcher als Erſatz des mangelnden Aufgebots ein bequemered Vertabren 

für den bisherigen Anbaber einführt, fih gegen die Gefahren des Berluites 

zu Sichern) ausdrücklich unter den Borichriiten aufgeführt, weldbe vom 

I, Sannar Kim jorort Anwendung finden jollen. Es iſt alſo aub den 

Inhabern von am 1. Januar 1400 bereits ausgeitellten Zinsſcheinen dieſes 

Rechtsmittel jedenfalls gegeben. Die Anwendbarfeit des S 04 ift mit Rück— 

jicht darauf angeziveilelt, dan die Berugnabme des $ 504 im Abi. 1 des vor— 
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liegenden Artifels nur auf einem Verſehen des Geſetzgebers (und zwar an 
Stelle des in Bezug zu nehmenden $ 805) berube. Allein diejes Verfehen 
fann die nunmebrige Amvendung um jo ‚weniger hindern, als bdiejelbe 
feineswegs unzweckmäßig iſt. (So zutreffend Habicht ©. 327; vgl. aud 
die dort mitgetheilte Entitehungsgeihichte des Geſetzes.) Verſchiedene Aus— 
führungsgeiege haben aber, um jeden Zweifel auszuschließen, die Anwendung 
des $ S04 noch einmal ausdrücklich vorgeihrieben. (So Württemberg: 


Art. 185. — Heilen: Art. 136. — S.:Weimar: $ 56. — ©.:Koburg: 
Sotba: Art. 582. — Shw:Sondershauien: Art 1782. — 


Reuß dä. Y.: 8 51.) 

Aus der Anwendung des S 304 auf beitehende Zinsjcheine ergiebt ſich: 

aa) Der $ 804 eit. muß Plaß greifen, nicht blos, wenn das bisherige 
Recht ein Aufgebotsverfabren für ſolche Urfunden nicht fennt, fondern auch 
in anderem Kalle. In legterem Falle hat der Verluftträger aber die Wahl, 
das frühere Verfahren zu betreiben bez. weiter zu betreiben oder fich des 
fürzeren Weges des $ 804 zu bedienen, vgl. Habicht ©. 325. 

33) Die Anwendung des 8 504 veritebt ſich mur mit der Einſchränkung, 
welche fihb aus Ab. I und 2 des vorliegenden Artikels zu Gunsten ber 
Aufrechterbaltung der altrechtlichen Vorlegungs- und Berjährungsfriften 
ergiebt. (Ebenſo Habicht, jedoch abweichend hinfichtlih der Verjaͤhrungs— 
vorichriit des S 504 Abi. 1 Schlußſatz) Für die in $ 804 erwähnten Bor: 
legungs- und Berjährungsfriiten it daher lediglich altes Necht, aljo weder 
gemäß $ 801 Abi. 2 neues Net noch gemäß Art. 169 theils altes, theils 
neues Recht maßgebend. Zu beachten ift jedoch, daß nah dem oben zu'3f 
Vorgetragenen eine Reihe von Ausführungsgeieken die aufrechterhaltenen 
Borichriften über die Borlegungs: und Verjährungsiriiten bejeitigt haben. 

+7) Gemäß Abi. 2 des $ 804 verlieren die landesgeieklichen Vorſchriften, 
welche an den Berluft des Koupons ſchlechthin den Ausichluß der Aniprüce 
des bisherigen Inhabers knüpfen, fortan ihre Gültigfeit. 

Nah dem Vorbehalt des Art. 100 bleiben jedoch die bier abweichenden 
Vorichriften der Yandesgeiege für die Schuldverichreibung des Staats und 
anderer öffentlichrechtliher Storporationen aufrechterbalten. 

3) Die vorstehenden Uebergangsnormen gelten nicht blos für die dor 
dem 1. Januar 1900 ausgegebenen Zins:, Nenten: und Dividendenjceine, 
jondern auch die nad dem 1. Januar 1900 für einen vor diefem Zeitpunkt 
ausgeitellten Schuldichein ausgenebenen. — Das jchreibt der folgende Art. 175 
ausdrüdlid vor. 

b) Die biernadh für die beitebenden Schuldverſchreibungen alöbald 
in Kraft tretende Amortifation richtet jihb nah dem neuen Geſetz ſowohl 
binfihtlidh ihrer VBorausjekungen als auch binfichtlih ihrer Rirfungen. 
(Die Amortifirbarfeit der Hauptichuldverichreibungen ift auc bisher geltendes Recht 
mit Ausnahme von Banern.) Hinfichtlib der in Betracht fommenden Verfahrens: 
vorichriften, welhe der R.G.P.O. SS 1003 ff. überwielen find, ergiebt ſich deren ſofortige 
Anmwendbarfeit von jelbit. 

e) Die bezeichneten Vorichriiten über das Amortifattonsverfahren greifen Platz, 
auch wenn ber Verluſt oder die Beſchädigung des Papiers ſchon vor dem Inkraft— 
treten des B.G.B. eingetreten iſt. (Selbitverftändlih darf der Anſpruch aus dem 
Anbaberpapier in dieſem Zeitpunkt nicht Ihon in Gemäßheit der Vorſchriften des bisherigen 
Rechts erloichen fein.) 

d) Iſt aber in diefem Zeitpunft ein Amortifationsveriabren ſchon anbängig, To 
erledigt sich daijelbe formell und materiell, jomwie die Wirfungen der ergebenden 
Snticheidung gemäß ausdrüdlicher Vorichriit des Art. 175 nach bisherinem Recht. 

e) Die Vorſchriften des neuen Rechts über die Amortifation enthalten injomweit 
dispofitives Recht, als gemäß $ 799 die Amortifation durch eine Erklärung in ber 
Urkunde ſelbſt verboten jein kann. Inſoweit ift eine ſolche VBertragsbeitimmung auch 
bei beitchenden Anhaberobligationen für wirkſam anzuerfennen. Das Bejteben eines 
Amortifationsverbots in einem altrechtlichen Geſetz, Statut oder Privileg reicht aber 
ebenjowenig aus, wie der Hinweis auf foldhe Normen in der Urfunde ſelbſt. So 
zutreffend Habicht ©. 312 Bem. d. — 

5. Nüdwirtende Araft auf beitchende Schuldverihreibungen auf den Inhaber 
haben ferner die Borichriften des neuen Rechts über die Außerkursſetzung be. 
Feſtmachung der Schuldverichreibung auf den Inhaber. Es joll nämlich gemäß weiterem 
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Gitat des Abjak 1 Tab 1 des Artifeld auch auf die beitebenden Schuldverichreibungen 
8 506 Sag 1 B.G.B. Anwendung finden, wonach die Feſtmachung lediglich durch den 
Aussteller und lediglich durch Umwandlung in ein Namenpapier erfolgen fann. 

a) Damit iſt ausgeiprocden, daß vom 1. Jan. 1900 an: 

a) weder die Feſtmachung durch Den Inhaber bez. einen Dritten (jei es 
Privatperion, fei ed Bebörde) erfolgen fann, womit, was Art. 176 Satz 1 noch einmal 
pofitiv wiederholt, das Inſtitut der eigentlichen Außerfursf etzung beieitigt tit; 

A) noch die Feitmahung feitens des Ausitellers durch eine den Namen des 
Berechtigten nicht enthaltene Erklärung, 3. B. eine Vinfulationserflärung, wie fie in 
Bayern üblich war, erfolgen fann. 

b) Nicht in Bezug nimmt der Abi. 1 S.1 des vorl. Art. aucd den Sat 2 des 880. 
Die Frage, ob der Ausiteller zur Feſtmachung des \nbaberpapiers ver: 
pflichtet ift, muß alio bei beftehenden Obligationen diefer Art nah altem Recht 
beantwortet werden; cf. zu 2. 

Gemäß Art. 101 E.G. iſt übrigens der Landesgeſetzgebung vorbebalten, aud in 
Anfebung der nach dem 1. Jan. 1900 ausgeitellten Schuldverichreibungen auf den Anbaber, 
ſoweit fie vom Staat oder einer öffentlich rechtlichen torporation ausgegeben wurden, 
eine Verpflichtung der ausitellenden Bebörde zur Feſtmachung vorzuichreiben. 


6, Nüdwirfende Kraft hat endiih nah Zat 1 Abi, 1 des vorl. Art. die 
Borihrift Des 3 798 B.G. B. über die Verpflichtung des Ausitellers zum Eintauſch 
einer beſchädigten Urkunde gegen eine neue. 


7. Keine Anwendung hat der borliegende Artikel auf Die uneigentlichen 
‚nhaberpapiere. Der Artikel hat vielmehr nur die eigentlichen Schuldverichreibungen 
ber SS 793, 799 im Auge. 

68 beziebt ſich hiernach der Artifel nicht auf: 

a) die Talons (Erneuerungsſcheine, Zinsliſten). Es unterliegen diefe daber 
gemäß Art. 170 dem bisherigen Net. Ansbeiondere findet Art. 505 B. G. B. (der ja 
auch in Abi. 1 Sab 1 des vorliegenden Artifels nicht in Bezug genommen ift) feine 
Anwendung. (Die Nichtinbesugnabme foll auf einem Verſehen des Geſetzgebers beruben, 
vgl. oben da«,) Es findet ferner das neue Recht auch injoweit nicht Anwendung, als 
es (wie es durch fein Schweigen zum Ausdrud bringt) ein Amortiiationsveriabren 
bezüglich diejer Urfunden nicht fennt. Da, wo bisher ein Aufgebotsverfabren zuläſſig 
war, bleibt es alſo an ſich beiteben. 

Fine Neibe von Austührungsgeiegen haben jedoch auf Grund der Ermädtigung 
des Art. 218 einerjeits die Anwendung des S 805 B. G. B. vorgeichrieben, andererieits 
das bisherige Auigebotsverfabren einschl. der Jahlungsiperre für dieſe Papiere befeitigt. 


So Württemberg: Art. 186; — S.:Weimar: $ 56; — Oldenburg, Old. $ 4, 
Birk. 5 6, Lüb. $ d; — Meiningen: Art. 10.5 2; — Koburg=Gotba: 
Art. 15 $ 2; — Altenburg: $ 33 Abi. 2; — Schwarzsb.:Sondersbanfen: 


Art. 17 8 2; — Neuß ä. V.: 8 51; — Reuß i. %.: 3 46 Abi. 2; 

b) die Yegitimationstarten Des 8 807 (Karten, Marken oder äbnlidhe Urfunden 
auf den nbaber). Auch dieie unterliegen daber, jallS fie vor dem 1. an. 1900 aus: 
negeben sind, gemäß Art. 170 E. G. lediglich dem bisherigen Recht. Ginfichtlich der 
Verjäbrung aber find fie der Negelnorm des Art. 169 unterworfen. 

Was das Amortifationsveriabren bezüglich diejer Urkunden anbelangt, io 
bat jedoch die Yandesacienaebung gemäß dem allgemeinen Vorbehalt des Art. 102 E.®. 
es in ber Hand, auch für die nach dem 1. Nanuar 1900 ausgegebenen Urfunden dieier 
Art entgegen dem B.G.B. weldyes auch bier ein Amortifationsverfabren nicht fennt, 
ein folches Verfahren zuzulaſſen und vorzuichreiben. — Hinfichtlich der landesgeſetzlichen 
Austührungögeleße, vgl. zu Nr. 

ec) die aualifizirten — — des 8 808; vgl. über dieſe ben 
Art. nn binfichtlich der landesgeſetzlichen Ausführungsgeſetze vgl. zu Nr. 9, 

8. Ebenſo wie die eigentlichen Inhaberobligationen werden dagegen auch Altien 
alsbald vom I, Jan. 1900 an den neuen Borfchriiten über bie Straftloserflärung und 
Außerkursſetzung unterworſen, welche für dieſe das NR.Hand.Gei.Buch in den 88 220, 
230 normirt; SS 2D, 26 EG. zum 98.8. (Urfprünglib war diefe Rückwirkung 
binfichtlih der Aftten auf den Inhaber in dem vorliegenden Artikel geregelt, vgl. 
Art. 105 Entw. 1, Brot. II 8778.) 

4 Verhältnis; zu den Vorbehalten der Art. 100, 101,102 E.G. Die in dem 
vorliegenden Art. 174 (und den folgenden Artifeln 175 —175) enthaltenen Uebergangs— 
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vorjchriften verjteben fich nur, ſoweit nicht die Regelung der Inhaberpapiere ben Yandes- 
gelegen vorbehalten iſt. 

Solde Vorbehalte enthalten 

a) die Art. 100 und 101 für die Anbaberobligationen des Staats und anderer 
öffentliher Norporationen in ben dort bezeichneten bejtimmten Beziehungen; val. die 
Gitate oben bei Bem. 2b, da yy und 5b; 

b) der Art. 102 für die Yegitimationsfarten und qualifizirten Legitimations— 
urfunden der SS 807,808 B.G.B. in Anfehung deren straftloserflärung und Zablungsiperre. 

Soweit bier Ausführungsgeieße der einzelnen Bunbdesftaaten ergangen find, 
haben diejelben bei Art. 100, 101 und 102 zur Darftellung zu gelangen. Denn wenn 
auch dieſe Ausführungsgeiege zum Theil ihre Beitimmungen auch auf die am 
1. Januar 1900 bereits auögejtellten Urkunden dieſer Art erftresten, nehmen fie ihre 
Legitimation dazu nicht aus dem vorliegenden Artifel bez. aus Art. 170 und 218, 
fondern aus den oben zitirten Borbehalten des III. Abichnittö des E.G. vgl. 
Einleitung S. 297 Bem, 3a, 


Bins- und Dividendenfceine, 
Artifel 175. 

‚Für Zins-, Nenten- und Gewinnantheiljcheine, die nach dem nfraft- 
treten des Bürgerlichen Gejegbuchd für ein vor dieſer Zeit ausgejtelltes 
Inhaberpapier ausgegeben werden, find die Geſetze mahgebend, welche für 
die vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejegbuchs ausgegebenen Scheine 
gleicher Art gelten. 

E. II 147, RB. 175, Brot. S. 020-9023, 9026, 9027, 9277-9230 (VI S. 505 
bis 509, 626 —628). 

1. Es ſoll alſo die für die vor dem I. Januar 1900 ausgegebenen Scheine 
geltende llebergangsbeitimmung des Art. 174 (170) aud für die nad dem 1. Januar 
1900 ausgegebenen Scheine gelten, ſofern nur die Hauptichuldverichreibung vor dem 
I. Januar 1900 ausgeftellt ift. 

Dieſe Regelung erflärt fih aus dem Abhängigfeitsverhältniß, in welchem dieje 
Anſprüche zum Hauptihuldanipruch jtehen, bez. nad den Grundſätzen des bisherigen 
Rechts aeitanden haben. 

2. Darüber, in wie weit altes und in wie weit neues Recht auf diefe Scheine 
eingreift, iſt lediglih das zu Art. 174 Vorgetragene zu vergleihen. Bon Bedeutung 
iſt hiernach insbejondere, daß auch in Anſehung dieier Scheine Die Vorlegungd: 
frift und Verjährungsirijt des $ 804 (801) ſich nicht nad dem B.G.B. beitimmt, 
vgl. Bem. da, a33 und 3 zu Art. 174. Gin die fofortige Anwendung der neuen Vor: 
legungsfriften wenigftens für die bier in Frage fommenden Scheine empfeblender 
Antrag wurde von der Kommiſſion mit der Begründung zurüdgemwieien, daß eine der— 
artige theilweile Anwendung des neuen und alten Rechts zu Komplikationen führen 
würde und im Uebrigen fih aus den Scheinen meiſt nicht erſehen laſſe, ob fie vor 
oder nah dem 1. Januar 1900 ausgegeben feten. Brot. Il 9228, 9229, 

Zu beachten find noch die landesgejeglihen Ausführungsgeiege, melde die 
Beitimmungen des neuen Rechts über die Vorlegungsfriiten und den Ausſchluß des 
Aufgebotverfabrens für altrechtliche Zinsicheine nunmehr einführen. Denn dieje Geſetze 
bezieben ſich auch auf die bier in Frage ſtehenden, nach dem 1. Januar 1900 aus: 


gegebenen Scheine diejer Art. Dieje Ausführungsgeieke find mitgetbeilt bei Bem. 3f 
und Ja zu Art. 174. 


Außerkursfehung. 
Wrtifel 176. 

Die Außerkursſetzung von Schuldverichreibungen auf den Inhaber 
findet nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht mehr jtatt. 
Eine vorher erfolgte Außerkursſetzung verliert mit dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Gejegbuchs ihre Wirkung. 


Niedner, Einführungsgeieh zum 8.6.8. 2. Aufl. 23 
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GIi RN Abf. 2; €. IE 148 RB. 176, Mot. zu 105 ©. 263, Prot. S. WII, 
9022, 9025, 036 (VI S. 505—509, 6% —628). 

1. Die sans iſt durch $806 Sag 1 B.G. B., wonad nur 
noch die Feſtmachung durch den Ausiteller zum Namenspapier möglid 
tft, bejeitigt; und die jofortige Geltung dieſer Beleitigungsvorichrift auch für die be: 
ſtehenden een auf den Inhaber ijt bereits in Art. 174 ausgeiproden. 
Es iſt für Sat 1 des vorl. Artikels das Näbere in Bem. 5 zu Art. 174 dargeitellt. 


2, Hier iſt lediglich Satz 2 des Artikels von Bedeutung, wonad der Vor: 
ſchrift des $ 806 Satz 1 3GB. eine derart erorbitante rüfwirfende 
Kraft (vgl. Bem. daa zu Art. 174) beigelegt wird, daß ſie auch eine unter 
ber Herrſchaft des bisherigen Rechts erfolgte Außerfursießung er: 
greift und deren Wirfungen von dem 1. Januar 1900 ab ohne weiteres 
aufbebt. Maßgebend für diefe Regelung waren die Schwierigfeiten, welde den 
&miifionsinftituten aus der Prüfung entiteben fönnten, ob eine Außerfursiehung 
nad den Vorjchriiten des bisherigen Nechts giltig iſt oder nicht, zumal da den Sperr: 
vermerfen in der Regel ein Datum nicht beigefügt wurde; vgl. das Brot. II 9021 mit: 
getheilte Gutachten der Preuß. Hauptverwaltung der Stantölhulden vom 1. Juni IS». 
Es follte den Inhabern überlaſſen bleiben, die Zeit bis zum Anfrafttreten des Geſetzes 
zu benugen, um fih vor Schaden durch geeignete Maßregeln zu ſchützen. Vgl. hierzu 
die Ausführungsbeitimmungen von Sadien: AR. vom 6. Juli 1899 $ 12 — 
Medlenburg: A.V. z. Fr.G.G. 8 86. 

3. Die Aufhebung der Wirkungen einer vor dem 1. Januar I 
vorgenommenen Außerkursſetzung erfolgtandererieitsnurvoml. Januar 
1900 an. Das heißt, von dieſem Zeitpunft an ift das geiperrte Papier wieder An: 
haberpapier. Gin BNIgRAUDIeET Grwerb von einem Nictverfügungsberectigten vor 
dem I. Januar 1900 kann alio dem Be nah dem 1. Januar 1900 nicht bie 
— ——————— ne 88 932, 9535 Abi. 2 B. G. B. Art. 307 AD. 9.6.3.) geben; val. 
Habidt ©. 317. 

4, Der vorliegende Artikel bezieht ſich nur auf eigentliche Schuldverichreibungen 
auf den Inhaber. Das ergiebt ſchon fein Wortlaut. Er fommt daber insbeiondere 
aud für die in $ 808 bezeichneten qualfizirten Yegitimationsurfunden (Sparfajjen: 
bücher) nicht in Betracht; vgl. Näberes hierüber bei Bem. 4 und 5 zu Art. 177. 

5. Selbitverftändlich ift durch den vorliegendem Artifel nur die fogenannte eigent— 
fihe Außerfursjeßgung des bisherigen Rechts bejeitigt. Erfüllt eine unter der 
Herrſchaft des bisherigen Rechts erfolgte Sperrung die Erforderniife des $ 806 Sar |, 
fo bleibt dieielbe wirfiam, wenn fie auch nah dem Ortsſprachgebrauch oder einer 
auf der Urfunde befindlichen Grflärung als „Außerfursießung“ bezeichnet wird; 
vgl. Habidt a. a. O 


Kraftloserklärung von Legitimationspapieren. 
Artikel 177, 

Bon dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejegbuchs an gelten für 
vorher ausgegebene Urkunden der im $ 808 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
bezeichneten Art, jorern der Schuldner nur gegen Aushändigung der Urfunde 
zur Leiſtung verpflichtet it, die VBorichriften des $ 808 Abi. 2 Sab 2, 3 


des Bürgerlichen Gejeßbuchs und des Artifel 102 Abi. 2 diejes Geſetzes. 
= I 149; R.V. 177; Brot. S. 9039, 9040 (VI ©. 515, 516, 627, 628). 
Der Artifel verleiht dem $ 508 Abi. 2 Cat 2, 3, alfo den neurechtlichen 


Amortifarionsnorieritten, für die in S 808 BGB. bezeichneten Yegitimations: 
urfunden rüdwirtende Kraft auf beitehende Urkunden dieſer Art. 


Der Artikel ſchreibt alſo für dieſe Legitimationsurkunden inſoweit die gleiche 
Rückwirkung vor, wie Art. 17-4 für bie eigentlichen Schuldverſchreibungen auf Inhaber 
(vgl. Bem. 4 zu Art. 174). Der inbezuggenommene 5 8085 Abi, 2 Sa ? ordnet atı, 
daß die Yegitimationsurfunden, wenn nicht ein anderes beitimmt ift, im Wege des 
Aufgebotsverfahrens fiir fraitlos erflärt werden fönnen, und der ferner in Bezug 
genommene 5 08 Abi. ? Satz 3 normirt unter Verweifung auf $ 802, inwieweit die 
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in einem ſolchen Verfahren ergebende richterlihe SJahlungsiperre (S 1019 E.P.O.) eine 
Hemmung der laufenden Verjährung bemirft. 

2. Der Artikel giebt rüdwirfende Kraft den neurechtlihen Amortifationsvor- 
ichriften nur auf die vorber ausgenebenen Urfunden der in $ 508 des BGB, 
bezeihneten Art., d. b. jolhe Urkunden, die ſowohl 

a) dem Grfordernig des $ 808 Abi. 1 als auch 

b) dem Erforderniß des S 808 Abi. 2 Sak 1 entipreben. Das letztere bringt 
der Artifel dur einen Pleonasmus feiner Faſſung (infojern der Schuldner nur gegen 
Ausbändigung der Urkunde zur Yeiitung verpflichtet ift) noch einmal zum Ausdrud. 

Hiervon abweichende Urfunden des bisherigen Rechts find als einfache Yegiti= 
mationöfarten (im Sinne des $ 807 B. G. B.) gemäß Art. 170 und Art. 102 Abi. 1 
völlig dem bisherigen Recht unterworjen; vgl. Bem. 7b zu Art. 174. 

3. Der Artifel erwähnt als jofort anzumwendende Vorſchrift außer dem $ 808 
Abi. 2 Sat 2, 3 noch den Art. 102 Abf. 2 EG. Diele Erwähnung it überflüjfig. 
Denn daß fih Art. 102 Abi. 2 auch in Anfebung beitehender Urkunden der bier be: 
zeichneten Art veritebt, ergiebt jener Vorbehalt (vgl. auch Art. 3) von jelbit. 

Soweit alfo nad dem bisherigen Recht ein anderes Verfahren als das gericht: 
lihe Aufgebotsverfahren beſteht oder ein ſolches künftig von der Landesgeſetzgebung 
zugelaſſen wird, iſt für die rückwirkende Vorſchrift dieſes Artikels kein Raum. Die 
bier erlaſſenen Ausführungsgeſetze der Bundesſtaaten find bei Art. 102 Abi. 2 als 
sedes materiae mitgetbeilt. 


4. Da nur.den neuen Amortifationsvorichriiten Rüdwirfung beigelegt iſt, 
fo ergiebt ſich: Es verbleibt für die am I. Januar 1900 beſtehenden Legitimations- 
urfunden im Uebrigen bei den Wegelnormen der Art. 170 und 169. «(uch hier 
fommt es für die Entjtehung des Schulbverhältnifies auf den Zeitpunft der Ausgabe 
an, val. Bem. 1 zu Art. 174; ebenfo bier Habicht ©. 330.) Aweichend von den für 
die eigentliben Schuldverichreibungen auf den Inhaber gegebenen Uebergangsvorſchriften 
(Art. 174—176) richtet ſich alio 

a) die Außerfursießung nach bisherigem Recht, vgl. Bem. 5 umd Te zu Art. 174 
fowie Bem. zu Art. 176; 

b) die Verjährung nicht lediglich nach bisherigem Recht, jondern gemäß Art. 169 
bis zum 1. Januar 1900 nach bisherigem Recht, von da an nah neuem Nedt, vgl. 
Bem. 3e und 76 zu Art. 174. 


5. Da3 zu da bemerkte muß aud für die Auherfursiehung der vor dem 
1. Januar 1900 ausgegebenen Spartafienbüder gelten. Das iſt in der Wiſſenſchaft 
und Praxis vielfach ſtreitig geworden. 

Wie jchon erwähnt, kommt abgeichen von den Vorjchriiten des S 808 Abi. 2 
das neue Recht auf diele Bücher nicht in Anwendung, alſo auc in jomweit nicht, als 
8 — ſein Schweigen eine Außerkursſetzung dieſer Papiere ausſchließt. Hiernach 

alio 

a) bei nah bem 1. Januar 1900 ausgegebenen Bücern dieſer Art 
die Nußerfursießung ann ausgeichloiien. Sie fann aud nicht auf Grund 
des Art. 99 EG. durch die Yandesgejeßgebung zugelaſſen werden. Denn jener Artikel 
verhält ſich nur über die Organilation und Einrichtung der Sparkaſſen; vgl. Bem. dort. 

b) Dagegen iſt 

a) die Außerfursießung aub künftig nicht ausgeſchloſſen für die 
vor dem 3. Januar 1900 bereits ausgegebenen Sparfaiienbüder und 

3) bleibt eine am 1. Januar 1900 bereits erfolgte Außerkursſetzung 
in Kraft. Beides folgt aus Art. 170 E.G, und dies Ergebnig wird durch Art. 176, 
da derielbe ſich nur auf eigentlihe Schuldverichreibungen” auf den Inhaber bezieht, 
nicht alterirt. 

Hinſichtlich der ad «a zugelajienen Möglichkeit auch künitiger Außerfursfeßung be: 
ſtehender Sparfajjenbücer iſt jedoch für Preußen zu beachten, daß es an einer landes- 
geſetzlihen Vorſchrift, welche derartige Außerkursſetzungen zuläßt, nunmehr fehlt. Denn 
der $ 60 Preuß. RYorm.O., auf Grund deſſen die bisherige Praxis derartige Außerkurs— 
fehungen zuließ, iſt durch das BGB. aufgehoben (vgl. auch Stranz:Gerbard ©. 379) 
und auch durch den Vorbehalt des Art. 99 E. G. wird nad dem zu a VBorgetragenen die 
Aufrechterbaltung jener Beitimmung nicht herbeigeführt. Dagegen läßt fich die Kom— 
petenz der Yandesgeiehgebung für die fünjtige Wiedereinführung der Außerfursiegung 
für die vor dem 1. Nanuar 1901 ausgegebenen Sparfajlenbicher auf Grund des 
Art. 170, 218 E.®. fehr wohl rechtfertigen und noch weniger läßt fich die Zuläſſigkeit 
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folder landesgeſetzlichen Beltimmungen anzweifeln, welde die Bedeutung einer am 
1. Januar 1900 bereits erfolgten Außerfursiegung Far ftellen. 

A. Mein. Nußbaum D.J.3. 1899 S. 414, welder auch bejtebende Außer: 
fursfeßungen erlöihen laſſen will. A. Mein. auch Habicht S. 333 ff., welder 
umgefehrt auch für nah dem 1. Januar 1900 ausgegebene Sparfaijenbücer eine 
Außerkursſetzung zulaffen will. Wie bier Stranz-Gerhard ©. 379, aber wiederum 
mit der Abweichung, daß er die Möglichkeit künftiger Außerfursiegung auch bei am 
1. Januar 1900 beitebenden Sparkaſſenbüchern ausſchließt. 

Das Preuß. A.G. Art. 75 8 2 jtellt die Bedeutung einer vor dem 1. Januar 
1900 erfolgten Außerkursſetzung als ein Sicherungsmittel für den Münbel dahin Flar, 
daß bei einem jo geiperrten Buch „zur Erhebung des Geldes die Genehmigung des 
Gegenvormundes oder des Bormundichaftsgerichts erforderlich ift.“ (In den Materialien 
um Preuß. A.G. [Heymann ©. 174] wird allerdings die Kompetenz zu diejer Vor: 
—* unzutreffend auf den Vorbehalt des Art. 99 E.G. geſtützt.) — Vgl. hierzu auch 
Ben. zu Art. 99, 

6. Die rüdwirfende Kraft des 8808 Abf. 2 tritt auch bier ein, wenn der 
Verluft der Urkunden bereit3S vor dem 1. Januar 1900 fich ereignet bat. Iſt aber 
am 1. Nanuar 1900 ein Verfahren bereits anbängig, jo beftimmt ſich daſſelbe gemäß 
Art. 178 formell und materiell nach bisherigem Recht, vgl. Bem. dd zu Art. 174. 


Anhängiges Verfahren bei Kraftloserklärung. 
Artifel 178. 

Ein zur Zeit des Infrafttretens des Bürgerlichen Gejegbuchs an- 
bängiges Verfahren, das Die Straftloserflärung einer Schuldverjchreibung 
auf den Inhaber oder einer Urkunde der im $ 808 des Bürgerlichen Geſetz 
buchs bezeichneten Art oder die Zahlungsiperre für ein jolches Papier zum 
Gegenjtande hat, iſt nach den bisherigen Gejegen zu erledigen. Nach diejen 
Geſetzen bejtimmen fich auch die Wirkungen des Verfahrens und der Ent- 
ſcheidung. 

E. 1105 Abi. 4; E. II 150; RB. 178. Mot. zu 105 ©. 263-264; Prot. 
S. 9027, 9227—9230 (VI 505—508, 627, 628). j 

Val. Art. 174 Note dd und Art, 177 Note 6. 


1. Der Artikel enthält eine wichtige Ausnahme don der Rücwirkungsvorſchrift 
des Art. 174 und dem allgemeinen Grundſatz, daß Verfahrensvorſchriften des neuen 
Rechts jofort Anwendung finden. 


Es ift alfo ein am 1. Januar 1900 anbängiges Amortifationsverfahren weder 
den materiellen Vorſchriften der SS 799ff. noch dem prozejiualen Vorſchriften der 
SS 1017. der neuen R.C. P.O. unterworfen. 


2, Dem neuen Prozekrecht darf aber auch ferner ein ſolches Verfahren nit 
unterworfen werden, welches zwar nah dem 1. Januar 1900 anhängig wird, aber 
materiell dem bisherigen Recht unterliegt. 


Eingetragene Auſprücht aus Schuldverhältniſſen. 
Artifel 179. 


Hat ein Anjpruch aus einem Schuldverhältnifie nach den bisherigen 
Geſetzen durch Eintragung in ein Öffentliches Buch Wirkſamkeit gegen Dritte 
erlangt, jo behält er dieſe Wirkſamkeit auch nach dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs. 


E. 1104 Abi. ?; E. U 1515 RR. 179, Mot. zu 104 ©. 261; Prot. S. 
9013-9019 (VI &. 5u1, 504, 505). 
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1. Nach den Grundſätzen des B.G.B., welches nur die Gintragung dinglicher 
Necte an Grunditüden zuläßt, SS 873 Ff., und nur eine beichränfte Anzahl dinglicher 
Rechte fennt, würde an ſich für das Fortbeſtehen der eingetragenen obligatorischen 
Aniprüde fein Raum fein, und müßte daher die Wirffamfeit diefer Rechte gegen 
Dritte an fih am 1. Januar 1900 erlöfchen. Der vorliegende Artifel beugt dieier 
Ktonjequenz vor. Er bat namentlih für das Gebiet des Preußiſchen Rechts 
Bedeutung, nah weldhen an fich jeder perjönliche Anipruch auf eine beftimmte Sache 
durch Gintragung in das Grundbuh Wirffamkeit genen Dritte erlangen fann, 
Dernburg Preuß.Priv. I, 455, vgl. auch für das Vorkaufsrecht ALR. I, 20 
s 570, Grundbudhg. für Anhalt vom 11. März 1873 $ 3, Nah Württemberg. 
Pfandgei. vom 15. April 1525 Art. 74 fann einem jeden Recht auf Erwerb und 
Wiedererwerb des Eigenthums Wirffamfeit gegen Dritte durch Gintrag verichafft 
werden. Wichtig ift die Beitimmung insbefondere auch für die oben zu Art. 172 
Note 11 erwähnten Mieth: und Pachtrechte. 


. 2. Soweit übrigens allen diefen Rechten der Chorakter der Dinglichfeit nach den 
Grundjägen des bisherigen Rechts nicht abgeiprohen werden Fann, erhalten fie fich 
ihon gemäß Art. 184, vgl. Bem. zu diefem Art. 


3. Ueber das Verhältniß des Artifelö zu Art. 172 vgl. dort Bem. 4b ©. 344, 345, 


Sachenrechtliche Uebergangsnormen. 
Vorbemerkung. 


1. Eine allgemeine Uebergangsvorſchrift, wie fie Art. 170 für die Schuld: 
verbältniffe enthält, wird in ben folgenden Artikeln für dinglihe Rechtsverhält— 
niſſe nicht gegeben. 

Es gilt aber, wie die Betrachtung der einzelnen Bejtimmungen ergiebt, aud 
bier der Grundiaß: 

Für ein Dingliches Necdhtsverhältnik, das dor dem Inkrafttreten des B.G. B. 
entitanden iſt, bleiben Die bisherigen Gejege mahgebend. Das Ginleitung ©. 239 
Bem, 1a Gejagte ift bier zu vergleichen. 

Der Grundiaß gilt: ‚ 

a) Allgemein für die Begründung bez. die Vorausiegungen der Entitehung der 
dinglihen Rechte. (Darüber hinaus läßt Art. 189 das bisherige Necht ſogar für die 
nah dem Anfrafttreten des B.G.B. begründeten Rechte weitergelten.) Es gilt dies 
insbejondere auch für diejenigen Nechtsverbältniffe, bei weldhen im Folgenden — wie 
bei Bejiß Art. 180, Gigentbum Art. 181, Ammobiliarpfandredt, Grunddienftbarfeit, 
Grbbaureht Art. 184 — ausnahmsweiſe die alsbaldige Geltung des neuen Rechts 
proflamirt wird. Denn diefe Rückwirkung bezieht jich immer nur auf den am 1. Januar 
1400 beftebenden inhalt dieſer Rechte. 

a) Iſt aljo am 1. Januar 1900 nah den Grundſätzen des bisherigen 
Rechts ein dingliches Nedt, 3.8. Eigenthum, nicht begründet, jo fann es auch 
nach dem 1. Januar 1900 feine Wirkung äußern. Der durch gutgläubigen Erwerb 
einer vom Nichteigentbümer im Gebiet des gemeinen Rechts vor dem 1, Januar 1900 
veräußerten Sache begründete Thatbeitand gilt alio vom 1. Januar 1900 nicht als 
Figentbum. Denn das B.G. B. faht ihn zwar als Eigenthum auf ($ 932), nicht aber 
das bisherige gemeine Recht. 

3) Iſt am 1. Kanuar 1900 nah den Grundſätzen des bisherigen 
Rechts ein dinglihes Recht begründet, jo fommt es darauf an, ob nad) dem 
unten zu b Geſagten auf den Anhalt des Rechts das bisherige Recht weiter zu gelten, 
oder aber fortan das neue Recht anzumenden tft. Am eriteren Fall bat es bei dem 
bisherigen Recht fein Bewenden. Im lebteren Fall fann das Nectsverhältnik fortan 
nur Peer die Wirfungen äußern, welde das neue Net mit demjelben verknüpft. 
Das beißt: 

au) Knüpft das neue Recht andere Wirkungen daran ald das bisherige Nedt, 
jo treten dieje anderen Wirfungen ein. Beifpiel: Ein vor dem 1. Januar 1900 im 
Gebiet deö gemeinen Rechts erworbenes Eigenthum ift vom 1. Nanuar 1900 an gemäß 
Art. 181 der nachbarlichen Beihränfung des Leberbaus ($ 912) unterworfen, obwohl 
e5 bisher dieſer Einſchränkung nicht unterlag. 
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Hierbei iſt zu beachten, dak die anders gearteten Wirkungen, welde das neue 
Recht an ein beitebendes Nechtsverbältnik knüpft, derart umfangreich jein fönnen, 
daß das Rechtsverhältniß fortan überbaupt nicht mebr die Ibatbeitandsmerfmale des: 
jenigen Nectsinftituts erbält, welchem es bisber angebörte. Beilpiel: Eine im Gebiet 
des iranzöliichen Rechts begründete Antichreie (e. e, Art. 2070, 2055) gilt nunmehr vom 
1. Januar 1900 an (bey. dem jpäteren Zeitpumft der Srundbuchanlegung) gemäß Art. 11. 
als Buchhypothek. Hat das bisherige Recht in ſolchem Fall nah dem ibm zu Gebote 
ftebenden Schatz von Necdtsbegriffen für die neu angefmüpften Wirkungen überbaupt 
feinen Namen, jo muß natürlich die Terminologie des B. G. B. in die Breiche treten. 
Beilpiel: Fine im Gebiet des A.L.R. begründete Grunddienſtbarkeit, an welche vom 
1. Januar 1900 an die Wirfungen des dem Eprahgebraub des AL.R. unbefannten 
Rechtsinſtituts des Erbbaurechts (Supertieies) geknüpft werden, qilt nunmehr (tn Ans 
jehbung des $ 1017) gemäß Art. 154 ald Erbbauberectigung u. ſ. w. 

38) Knüpft das neue Recht an das vor dem 1. Januar Ilm be: 
gründete Rechtsverhältniß gar feine redtlihe Wirkung, 3. B. an das Zonder: 
eigentbum an dem tignum junetum $ 98 1, 9 AY.R., den Rechtsbeſitz des ALNR. u. a., 
fo fönnen dieſe Nechtsverbältniiie unmittelbare Wirkungen nah dem I. Januar Im« 
überbaupt nicht mebr äußern. 

Für die Nectsordnung beiteben aber die zu «a und 3? erwähnten alten Nedts: 
verbältnifie nach wie vor injofern noch, als einmal die daraus begründeten einzelnen 
Anſprüche, 3. B. Schadenserfag: und Bereicherungsaniprüce, nad wie vor geltend ac 
macht werden dürfen, und ferner iniofern, als fie bei Erledigung von Präjudizialiragen 
Bedeutung bebalten können. 

Aus Vorſtehendem ergiebt fih, daß die Formulirung von Habicht S. >44, 
360 (u. a. z. aubd Turnau-Förſter ©. 55), wonach „die Frage, ob ein That: 
beitand, den das neue Recht vorfindet, unter den Begriff des Beſitzes, Eigenthums fällt, 
nach neuem Recht zu beurtbeilen tft,“ eime jchiefe it (vgl. beionders auch das oben 
bei « mitgetbeilte Beiipiel).*) 

b) Der Grundjag der Nihtrüdwirfung des neuen Geſetzes gilt auch für deu 
Inhalt der dinglichen Rechtsverhältniſſe. Gr wird ausgeiprocden im Art. 154 zu 
Gunſten alsbaldiger Geltung des neuen Nects. 

Ausnahmen ergeben ſich 

«) für eine Neibe ſpeziell aufgeführter Rechtsverhältniſſe: 

für den Beſitz Art, 180, 

für das Eigenthum rt. 181, 

für die Grumddienitbarfeiten Art. 154, 

für das Erbbaurecht ebenda, 

für das Immobiliarpfandrect ebenda und Art. 102ff.; 

3) allgemein für ſämmtliche dingliche Nechtsverbältniiie dabin, daß das bis: 
berige Recht inſoweit nicht weiter gelten fann, als es mit den Vorſchriften über die 
neue Grundbucheinrichtung unverträglich iſt (arg. Art. 186ff., 192 H7.). 

e) Selbitverftändlich gilt, wie bei allen Nedbtsverbältniiien, aud 
bier der Grundſatz, daß die Bearundung derielben nad dem 1. Jannar 
1900 dem neuen Nect unterliegt. 

(Fine bemerfenswertbe Ausnabme beitimmt jedoh Art. 189 dabin, daß die 
Begründung und Auibebung eines dinglicben Rechts auch nach dem 1. Januar IWW 
noch dem bisheriaen Recht unterlienen toll bis zu dem Zeitpunft, wo das Grundbuch 
als angelegt anziehen it. Dieje Ausnahme wird aber dabin wiederum eingeichränft, 
daß ein nach den Boricriiten des BG. B. unzuläſſiges Recht auch in dieſer Zwiſchen— 
zeit nicht begrimdet werden kann. 

(Fine weitere, aber nur uneigentliche Ausnahme entbält Art. 197. 

2. In welder Neibenfolge die vorftebenden Grundſätze in den SS 180107 ver 
wirflicht werden, ergiebt tolgende Ueberſicht: 

“) Art, 180 —183 entbalten die Uebergangsnormen für Beſitz und Eigenthum: 

(15 gilt neues Recht. Ausnahmen rt. 151 Abſ. 2, 182, 185, 

b) Art. 184 enthalt die Uebergangsbeitimmung fur die übrigen dinglichen Rechte: 


*Wenn Habicht =. 31% fant: Ter Geſeßgeber babe in Art, 180, 181 durch Die Ausdrücke bei 
ftebendes Beſitzuerhaltniß, beitebendes Eigenthum and auferlih in „Feiner“ Weile Den Unterichied zu 
rt. 170, wo von einem vorher entitandenen ZchuldverhatundG Die Rede tit, marfirt, jo tit demgegenütet 
zu oemerlen, dah ans anderen Uebergangsbeſtimmungen unzweideutig berveracht, daß der Geiegeber dieſe 
Nusdrüde nit in dem von Habicht gedeuteten Zinne braudıt; vol. 3. B. Urt. ua EB. 
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Es gilt bisheriges Recht; Ausnahmen (abgelehen vom Ammobiltarpfandredt 
vgl. zu ey): für Erbbaureht und Grunddienitbarfeit. 

ec) Art. 185 (und 189 Abi. 2) enthält die Uebergangsbeitimmung für die Er: 
finung. Es gilt für bewegliche Sachen der Grundſatz des Art. 169, alio theils altes, 
theils neues Necht, für unbeweglibe Sachen und für Rechte das neue Nedt. 

d) Art. 156—195 enthalten die Modififationen der Grundſätze zu a—c, joweit 
fie fih aus der neuen Bucheinrichtung ergeben und zwar: 

a) Art. 186 dabin, daß mit dem dort beitimmten Zeitpunft die Wirkungen 
der Buceinrihtung 88 973 ff. eintreten, alio insbejondere die Vorichriiten 
über den öffentliben Glauben des Grundbuhs nad jener pofitiven und 
negativen Richtung. 

Hiervon bejtimmen jedoch Ausnabmen: 

aa) Art. 187 zu Gunsten der Grunddienjtbarfeiten, 
33) Art. 188 zu Gunsten der bisherigen geſetzlichen Pfandrechte und 
der bisherigen dinglihen Mieth- und Pachtrecte; 

3) Art. 189 dahin, dak auch nach dem 1. Januar 1900 bis zu dem zu 
«« bezeichneten Zeitpunft der Grundbuchanlegung die Begründung, Ver: 
änderung und Aufhebung eines dinglichen Rechts nach den bisherigen Vor: 
ichriften zu erfolgen bat. 

In Konſequenz diefer Mopdififation veritebt ſich die weitere Aufrecht- 
erhaltung des bisherigen Nects in 

aa) Art. 10 zu Gunsten des Aneignungsrechts des Fisfus, 
3) Art. 191 zu Gunsten des Beſitzſchutzes bei Grunddienftbarfeiten 
(Ausnahme ipeziell von Art. 180); 

z) Art. 102—1% dahin, daß die bisherigen Immobiliarpfandrechte in 
folhe des B.G. B. ungewandelt werden. 

e) Art. 196— 197 enthalten Uebergangsnormen für bisherige, dem B.G.B. un: _ 
bekannte dingliche Rechte. 


Beſchverhältniß. 
Artikel 180. 
Auf ein zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs be— 
ſtehendes Beſitzverhältniß finden von dieſer Zeit an, unbeſchadet des Artikel 191, 
die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. 


E. I 106 Abi. 1; E. II 152; RB. 180; Mot. zu 106 ©. 364-365; Prot. 
S. 9040, 9042, 9043, 9230-9333 (VL S. 516-518, 628630), 

1. Allgemeines. Der Artikel enthält die eriten Ausnahmen don dem Grund: 
ſatz der Nihtrüdwirfung (vgl. voritehende Vorbem. zu 1). Sie it damit gerechtiertigt, 
daß der Beſitz in der Hauptſache ein thatſächliches Verhältniß iſt, das feinen 
Grund in einer gegenwärtigen Sachlage bat, nicht in juriitiichen Thatiachen, die der 
VBergangenbeit amgebören. Gr ſteht infofern mit dem Nectsverbältnik des Status der 
Berjönlichfeit auf einer Stufe, und eine eigentlihbe Nüdwirfung des neuen Geſetzes, 
wenn dasjelbe ibn ergreift, liegt nicht vor, vgl. Kinleit. S. 259 Bem. 1b. 

Der Befit ift aber in gewiſſem Einne audb ein Rechtsverhältniß, was 
daraus bervorgebt, dar einmal Beſitz (u. zwar ſowohl nad den Grundſätzen des bis: 
berigen als auch des neuen Rechts) u. U. auch angenommen wird, ıwo feine that: 
ſächliche Gewalt über die Sache vorliegt (mittelbarer Beſitz F 868), und daß anderer: 
ſeits der Schuß des Belites u. U. veriagt, wenn der Beſitz „Tchlerbait” erlangt 
war ($ 88, vgl. SS 561, 861, 862 Abi. 2). Inſoweit entbält der Anipruc der Rüd: 
wirfung cine wahre Ausnabme von dem Prinzip, die Sich aber damit rechtiertigt, 
dah der Anhalt diejes Nechtsverbältnifies in deſſen Begründungsaft durh den Willen 
der Betbeiligten nicht feitgelegt wird und sich jedem Tritten gegenüber gleihmäßig 
betbätigt; vgl. Bem. 3 zu Art. 184. 

2. Soweit der Beitk und fein Schut nicht Lediglich einer thatſäch— 
liben Sachlage entipreden, gilt alles das, was in Borbem. la ©. 37 
für die dinglichen Rechtsverhältniſſe im Allgemeinen vorgetragen tit 
auch für den Beſitz. Nlio: 
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Nach bisherigem Recht richten fid die in deſſen Bereid fallenden Boraus: 
fegungen des Befigderhältnifies und jein Inhalt bis zum 1. Januar 1900, 


a) In Anſehung des Begründungsaftes: Ein unter der Herridait des 
Preußiihen Nechts in nur mündlicher, alio — Form eingegangenes constitutam 
possessorium kann daher gemäß SS 71-73 1, 77A.L.R. ein den Erforderniſſen der 
ss 854, 868 B.G.B. entiprehendes Verbältnik nicht zum Beſitz ſtempeln. Der Erbe 
eines Beliterd im Gebiet des gemeinen Rechts fann, wenn der Erbiall vor dem Inkraft⸗ 
treten des B.G.B. eingetreten it, fich nicht auf S 857 B.G. B. berufen, da ibm das 
bisherige Recht (Windſcheid 1S. 482) entgegenitebt. (Zuftimmend, aber mit ab: 
weichender Begründung, Habicht ©. 344 Bem. 1.) Demjenigen, welder unter dem 
bisherigen Recht ein handelsrechtliches Traditionspapier (Yagerichein, Yadeihein: SS 424, 
450 9.6.8.) durch Uebergabe erworben bat, will Yebmann ©. 65 den mittelbaren 
Beſitz an der Waare, wie ibn $ 565 B.G. B gemwäbrleiftet, zuerfennen. Dem it mit 
Rückſicht auf die von ibm bervorgebobene Thatiadhe, daß die SS 424, 450 H. G. B. nur 
im Wefentlichen bereits geltendes Recht Fodifiziren, zuzuſtimmen. 

b) In Anjebung der frage nad der Fehlerhaftigkeit: Der Vermictber, 
welcher unter der Herrihait des gemeinen Nechts feinen Miether eigenmächtig den 
Gewahriam entzogen bat, befitt nicht feblerbait. Denn der Mietber ift nach gemeinem 
Recht Fein Befiser. Stört der Miether nah dem 1. Januar 1900 den Vermietber in 
feinem Beſitz, jo fann er deſſen stlage gegenüber ſich nicht auf $ 861 Abi. 2 berufen, 
ebenio Habicht ©. 346. 

e) In Anſehung der unter der Herridait des bisherigen Nedts be: 
gründeten Aniprüce: Dieje jedoch nur, infomweit fie nicht auf Heritellung des Beſitz— 
verhältniſſes ſelbſt gerichtet find, da ja dicies vom 1. Nanuar 1900 an dem neuen 
Recht unterliegt, alio die Bereiherungs: und Schadenerjakaniprühe; ebenio Habicht 
a.a. D.; vgl. auch die Entic. des L.G. Colmar bei Sörgel Ripr. 100 ©. Si; 
a. Mein. Scherer ©. 17V Note 232, Schneider ©. 2W, 

Nicht anwendbar bei einer vor dem 1. Januar 1900 verübten Gigenmact iſt 
auch die Ausihlußiriit des $ 864 Abi. 1, ebenio Habicht a. a. O. 


3. Dagegen unteriteht dem neuen Recht dom 1. Januar 1900 an der Inhalt 
des Beſitzverhältniſſes und feine Folgen. al. Vorbem. 1a8. Tas bedeutet: 

a) Ein bisheriges Beſitzverhältniß erliiht vom 1. Januar 1900 ab injoweit, 
als das neue Recht ferne Wirfungen mebr daran fnüpft. Alſo: 

a) Der Beſitz von Reallaſten und Vorkaufsrechten erliicht überbaupt, da das 
B.G. B. feinen Rechtsbeſitz fennt. 

A) Der Beſitz an anderen dinglichen Rechten fann — ſoweit er nicht wie beim 
Nießbrauch, Wohnungsrecht, Pfandrecht, Erbbaurecht zugleib Sachbeſitz iſt — nur 
noch als Beſitz eines eingetragenen Rechts geſchützt werden. In Betracht kommen 
Nie: beſchrãntte perſönliche Dienſtbarkeiten und Grunddienſtbarkeiten SS 1029, 100 

7) Eine poſitive Ausnahme beſtimmt jedoch Art. 191 Abi. 2hin— 
ſichtlich der Grunddienſtbarkeiten. Sie ſollen bis zur Anlegung des Grundbuchs 
dem bisherigen Recht geſchützt werden und nach der Anlegung des Grundbuchs nach 
den Borichriiten des B.G.B., ſowohl wenn fie eingetragen find als auch, wenn fie 
zwar nicht eingetragen find, aber gemäß Art. 187 nicht eingetragen zu werden brauchen; 
vgl. Bem. zu Art. 191 und die dort mitgetbeilten Ausführungsgeſetze. 

b) Kin tbatlächliches Gewaltverhältniß über eine Sade gilt fortan gemäß $ 54 
B.G. B. als Beſitz, auch wenn es bisher dieie Figenichait nicht hatte. Der Miether 
und Pächter des gemeinen Nedtes, weldher bisher nur Detentor war, 
genieht alfo fortan Beſitzesſchutz. 

ec) Auf die biernab am 1. Januar 1900 bejtebenden, den Erfordernilien der 
SS 854, 868 entiprehenden Juftände qreiien die Borichriften der SS 856 ff. ein, obne 
Rückſicht darauf, ob die Sache bez. das Recht, an welchem der Beiig ausgeübt wird, 
dem neuen Recht unteritebt oder dem bisherigen Necdt unterworfen bleibt. Letzteres 
fann bei dem Mitbeſitz (S 805) gemäß Art. ISI Abi. 2 und bei den Servituten gemäß 
Art. 184 der Fall fein. 


4. Reine Reditswirfungen des Beſitzes, fondern des Eigenthumserwerbes und 
feiner Folgen jind die in den SS 1006 (Figentbumsvermutbung), 1007 (Stlage aus bejlerem 
Beſitz) geregelten Nectswirfungen. Sie werden daber bei Art. 181 Beſprechung finden 
(anders Habicht ©. 349 ff.). 
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5. Soweit der Beſitz ald Erforderniß der Erſitzung in Frage fommt, ift Art. 185 
maßgebend. 


6. In Anſehung der im III. Abſchnitt Des E.G. vorbehaltenen Materien 
bleiben die Vorichriften der bisherigen Geſetze über den Rechtsbeſitz, alſo am Jagd— 
recht, Filchereirecht, Gemeingebraud an öffentlihen Flüſſen, Art. 69, 65 E. G. u. a., auf: 
rechterbalten, denn dieje VBorichriften hängen mit den dort in eriter Linie geregelten 
ſachenrechtlichen Normen eng zufammen, 


Eigentum. 
Artifel 181. 

Auf das zur Zeit des Snfrafttretens des Bürgerlichen Gejegbuchs be— 
jtehende Eigenthum finden von diejer Zeit an die Vorſchriften des Bürger- 
lichen Gejegbuchs Anwendung. 

Steht zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gejegbuchs das 
Eigenthum an einer Sache Mehreren nicht nach Bruchtheilen zu oder iſt zu 
dDiejer Zeit ein Sondereigenthum an stehenden Erzeugnijjen eines Grundſtücks, 
insbejondere an Bäumen, begründet, jo bleiben dieje Nechte beitehen. 

E. I 1060 Abi. 1; E. II 153; RR. 181; Mot. zu 106 S. 2364; Prot. S. 9040 
bis 9044, 9230—9233, 1227--1229 (VI ©. 516—518, 628 - 630). 

1. Allgemeines: Der Artikel enthält die zweite Ausnahme don dem für 
dingliche Rechtsverhältniſſe geltenden Grundiag der Nichtrücwirkung; vgl. Vorbem. 
1b 5.358. Diefe Ausnahme iſt damit gerechtfertigt, daß der Anbalt des Eigenthums als 
des Rechts auf die ausſchließliche Herrſchaft über eine Sache prinzipiell für altes und 
neues Recht ein ummandelbarer fit. Sein Anhalt wird durch den Willen der Be: 
theiligten nur mittelbar (Art. 184) in dem Begründungsaft (Erwerbsaft) feitgelegt 
und bethätigt ſich grundiäßlich gegenüber jedem Dritten gleihmäßig; vol. Bem. 3 ©. 365. 

2, Die Borausieungen des Erwerbs des Eigenthums richten ſich aber auch 
bier, falls derielbe dor dem 1. Januar 1900 erfolgt iſt, nad bisherigem Recht. 
Hierfür ift lediglich das Vorbem. 1 S. 357 Gefagte zu wiederholen. Gin im Gebiet des 
Semeinen Rechts durch bloßen Wertrag und Uebergabe erworbenes Eigenthum an 
einem Grundftüd bleibt aljo trog 8 925 B.G.B. auch nah dem 1. Januar 1900 
Eigenthum. Das durch doloje Spezififation im Gebiet des A.L.R. begründete Beſitz— 
verbältniß an einer fremden Sache wirb nit auf Grund des $ 950 B. G. B. als 
Eigenthum angeiproden werden fönnen u.a. m.; ebenfo R.G. vom 1, Dezember 1900, 
„Recht“ 1901 ©. 16. (Als Ausnahme von diefem Grundſatz beſtimmt A.G. Hejien: 
Art. 211, daß ein privatichriftlicher Veräußerungsvertrag über ein Grundſtück feine 
Gültigkeit zurücdwirfend verlieren joll, wenn er nicht binnen Jahresfriſt jeit dem 
1. Januar 1900 notariell oder gerichtlich beurfundet wird.) 

Im Ginzelnen iſt bier Folgendes zu beadten: 

a) Zu den die materiellen Vorausſetzungen des Erwerbs regelnden 
Vorſchriften gebören auch diejenigen über den Erwerb im guten Glauben 
bei Veräußerung eines Nichteigenthümers, und zwar gilt dieſes gleichmäßig binfichtlich 
der Mobilien SS 932 ff., wie der Immobilien 88 8925. B.G.B. Die Frage war in 
der bisherigen Wiſſenſchaft nicht unbeftritten. Die Verichiedenbeit der Anfichten rejultirte 
daraus, daß man die geſchützte Rechtöftellung des redlihen Ermwerbers gegenüber dem 
Vindikanten einerjeits als Wirkung des redlihen Beſitzes (en fait de meubles la 
possession vauttitre), beziw. als Abſchwächung der Klagemacht des Bindifanten, andererjeits 
als wahren Eigentbumserwerb aufiakte: ef. Pfaff und Hofmann Exkurſe p. 155. 

Melden Standpunft das B.G. B. einnimmt, iſt 

«) hinſichtlich der beweglihen Sachen Har. Die Vorſchriften der SS 932 Fr. 
finden ih in dem Titel über „Erwerb und PVerluft des Eigenthums“; und die Be: 
ftimmung, daß der redlihe Erwerber Gigentbümer wird, ichließt den Beſtand eines 
zweiten Eigenthums an der Sade aus. Hiernach kann fich alſo auf den Schuß bes 
redlihen Beſitzes gegenüber einer nah dem 1. Nanuar 190 angejtellten Bindifation 
derjenige nicht berufen, welcher unter der Herrichait des früheren Rechts, welches einen 
folhen Schutz nicht oder nur beſchränkter anerkannte (cf. Seuffert AXXIX Wr. 332), 
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den Befit erworben bat. Wichtig iit dies insbeſondere im Verhältniß zu dem gemein: 
rechtlichen Gebietstheilen (ubi rem meam invenio ibi vindico), deögleihen aber aud 
gegenüber der Mehrzahl der übrigen Rechte, welche ben Rechtsſchuß des redlichen Er— 
werbes nur durch Zubilligung eines eg newäbrleiiten, ef. AR. 1, 
1083; J, 15 8 4-26, Sadi.B.6.B. 8 2 245, 315. Andererſeits wird 
dieſer Löfungsanſpruch dem vor dem 1, Xanuar "ins erfolgten redlihen Erwerb 
erhalten. Das folgt aus Art. 170, vgl. auch Dernburg B.G.B. p. 257. Dieſer Anſpruch 
ge gegenüber dem Vinditanten durch, mag die Vindikation gemäß dem bisherigen 
echt oder auch gemäß S 935 B. G. B. auch nach neuem Recht begründet fein. 


Soweit dem Grwerber nach bishberigem Nect eine dinglibe Rechtsſtellung zur 
Sade bereits gewäbrleiitet war, 3. B. als franzöſiſch-rechtlicher Mobilienbeſitz oder als 
Publizianiſche Nechtsitellung mit der exe. rei venditae et trad.. bleibt dieſe ſchon 
gemäß Art. 184 in Krait. 


Umgefebrt kann das durch den bona fide Grwerb nad den Grundſätzen des 
bisherigen Rechts erworbene Eigenthum nicht wieder verloren gehen, wenn auch das 
neue Recht ſolchen Eigenthumserwerb negirt. So iit der Banauier, welcher cine 
Konſol unter dem alten Necht gutgläubig erworben, geibüst, auch wenn der Verlust 
* un im Neibsanzeiger befaunt gemadt war, $ 367 H.G. B.; val. Yebmanı 

eite 6 

A) Die leihen Grundſätze müjien gelten in Anſehung der JZmmobilien (wo 
dem Beſitz umd guten Glauben die Gintragung und der angel des böjen Slaubens 
entipricht). Zwar iſt bier in $ 592 nicht mit der Klarheit wie in $ W532 ausgeiproden, 
daft der Erwerb im quten Glauben (sc. Glauben an die Nichtigfeit des Buchs) nnter 
Bejeitigung des bisherigen Eigentyums neues Eigenthum verſchafft. Allein, daß dic 
Vorichriften des B.G.B. uber den öffentlichen Glauben des Grundbuchs rumdiänlih 
vom nfrafttreten des B.G. B. an gelten müſſen, folgt in jedem Fall aus Art. I 
in Verbindung mit dem allgemein giltigen Grundſatz, daß das bisherige Recht inſoweit 
zurückſtehen muR, als es mit den Einrichtungen des neuen Nechts Ichlechterdings un— 
vereinbar tft, vgl. Bem. zu Art. 186. Nur it kraft politiver Vorichrist des Art. I» 
die Geltung des neuen Rechts auch in Anſehung der Grumdiäge uber den Erwerb 
im guten Glauben bis zum SBeitpunft der Anlegung des Grundbuchs inspendirt. 
Fine vor dieſem Zeitpunkt erfolgte Auflaſſung feitens eines eingetragenen Nichteigen— 
thümers kann aljo, wenn fie nad bisherigen Necht nicht Eigenthum vericaften Fonnte, 
auch nad dem I. Januar 1900 nicht als titulus zum Gigentbumserwerb in Anſpruch 
genommen werden. 

Dagegen verichafft eine nad dem 1. Nanuar 1900 (bes. dem inäteren Zeitpunft 
der Anlegung des Grundbuchs) erfolgte Auflaſſung jeitens eines eingerragenen Nic 
eigentbümers gemäß S 842 B.G. B. Eigenthum für den Erwerber — und dieſes, gleich— 
giltig, ob der Auflaſſende nad oder vor dem 1, Januar 110 (bei. der Anlegung des 
Grundbuchs) feine Eintragung als Eigenthümer erlangt hatte. Das lektere war im 
Preukiichen Recht bisher lebhaft beftritten ; val. aber genen die Entſch. d. Preuß. Ob. Trib. 
LXXV p. 15 die (ntich. d..R.6. II Mr. 54, XVI Xr. 53, XXII Nr. 60. In der 
That kann entſprechend dem bisher Gntwidelten dem Umitand, daß eine Eigemhums 
eintragung nach bisherigem Recht die Wirkungen des SW? äußerte, genenuber einen 
nad der Anlegung des Grundbuchs im Zinne des B.G. B. erfolgten Erwerb ebento: 
wenig eine Bedeutung beinelent werden wie dem Umitande, daß der vor dem 1. Januar 
1900 erlangte Beſitz des Veräußerers einer beweglichen Sache nah bisherigem Net 
nicht die Wirkungen Des S 932 BSR. äußerte, 

b) Zu der Yebre von den Borausiekungen des Eigenthumserwerbes 
bei. als Konſequenz der darüber auinettellten Rechtsregeln veriteben 
fih ferner die Borichriiten des neuen Geſetzes über die Kigenthums- 
vermuthungen. 

So der Ss IH BR. zu Gunſten des Beſitzers einer beweglichen Sache (be, 
au Gunſten bes jruberen Belipers) und S SU B.G. B. zu Gunſten des Bucheinen: 
thumers. Hieraus folgt, daß derjeniae, welder unter der Herrſchaft des bisberigen 
Rechts den Beſitz einer beweglichen Sache erworben batte, einen an dertelben gelteud 
gemachten Eigenthumsanſpruch nicht mut der bloßen Bebauptung des Beſitzes, ſondern 
mit der Bebauptung des Siaentbumsermwerbs nad wie vor jubftantiiren mut. 

Analog muß bimiichtlich Der unbewrglidhen Sachen im Berbältnik au denjenigen 
Rechtsgebieten, wo bisher die Eintragung des Gigentbums nur Die Kolge und Beur— 
fundung des durch Titel und Uebergabe erworbenen Gigentbums war, dahin ent: 
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fchieden werden, daß der Eigenthumsanſpruch eines ſolchen Bucheigentbimers mit der 
Behauptung der Eigenthumseintragung allein nicht jubitantiirt werden fann. Dieje 
Konſequenz tt für das Preußiſche Recht dur entiprehende Auslegung des $ 7 E.6.G. 
vom >. Mai 1872 auch von der herrſchenden Meinung gezogen worden, ef. u. a. R.G. 
IV Nr. 74. Die gleihe Konfequenz für das B.G.B. zieht Dernburg, B. G. B. 
—— p. 142 Wr. 7, wogegen Boehm, Reichsgrundbuchrecht, Hannover 1898 

p. 55 (aber unter Berufung auf den Wall nicht treffende Entſcheidungen) und Bier: 
mann Sadenrebt Anm. zu $ 891 der Vermuthung des 5 596 rüdwirfende Kraft 
auch für die vor Inkrafttreien des B.G. B. erfolgten Gintragungen beimejjen. Die 
letzte Anficht findet in den Motiven p. 267 (zu Art. 156) ihre Stütze, wo es heit, 
dat die Grflärung eines bisper geführten Buches als Grundbuh des B.G. B. die 
fämmtlihen Vorſchriften des neuen Rechts, inäbeiondere auch den F891 (826 Entw. I) 
auf die bisherigen Eintragungen zur Anwendung bringe Allein troß dieſer dem 
Art. 186 nad der Abjicht der Motive hiernach innewohnenden materiellrechtlichen 
Bedeutung wird man fich der letztgedachten Anjicht nah Obigem nicht anichließen Fönnen. 

65 fann alio für eine ſolche unter dem bisherigen Recht eriolgte Gintragung 
die Vermuthung des $ 391 nicht angeiprocden werden. Ebenſo Turnau-Förſter ©. 375 
unten. (Seine anfceinend wideriprechende Bemerkung S. 187 Wr. 6 ift dabin zu ver: 
fteben, daß frühere Eintragungen dann die Bermutbung des $ 891 für jich haben, wenn 
fie für den Gigentbinnserwerb die gleiche und weitergebende Bedeutung haben als die. 
Eintragungen des B.G.B.) 

A. Meinung Habidt ©. 349 umd 455 Ben. 1 ſowohl für die Vermuthung 
des S 1006 als auch diejenige des $ 91. Seine Auffaflung berubt aber auf einer 
Veberipannung der Begriffe des Beſitzes und der Gintragung und der Berfennung, 
daß es ſich in beiden Fällen legtlich um Konſequenzen des Figentbumserwerbs bandelt. 
Seine Berufung auf die Entih. d. R.G. 16 ©. 2%, 22 ©. 306 und auf die Be: 
merfung Gierke's Privatredt S. 199 Nr. 14 berubt auf einer mißverjtändlichen 
Auffaſſung dieler Gitate. Sowohl jene Entideidungen als Gierke baben nicht den 
Fall des $S 7 Pr.E. E.G. fondern den des $ I Pr.E. E. G. (Gintragung des Rechts— 
vorgängers) im Auge. (Dort muß allerdings neues Necht gelten — vgl. Bem, 2a 3 
Abi. : 2.) Das Neihsgericht bat vielmehr foniequent den bier vertretenen Standpunft 
eingenommen; vgl. R.G. IV Nr. 4, Gruchot 38 ©. 730 u. a, 

Geſetzliche Eigenhumsvermuthungen, wie ſie nach bisherigem Recht begründet 
ſind, bleiben in Kraft. So die ſich in manchen Landesgeſetzen findende Beſtimmung, 
daß geſchloſſene Gewäſſer, die ſich innerhalb der Grenzen eines Grundſtücks befinden, 
In der Regel als Eigenthum des Grundherrn anzuſehen ſind; el, A.L.R. I, 9 8 176, 

Dernburg a. a. O. S. 343; — vgl. Ben. Ge zu Art. 186. 


3. Zweifel ergeben ſich, wenn der Erwerb des Eigenthums theils unter 
das alte, theils unter das neue Recht fällt: 

a) Richt hierher gehört der Fall, wenn der Erwerbsakt jelbit völlig nad 
dem 1. Januar 1900 eingetreten it und mur die NRectsjtellung, welche den Ver: 
äußernden beräbigt, Gigentbum in Gemãßheit des neuen Rechts zu übertragen (alio 
die Thatſache des Belites, der Gintragung im Grundbuch), noch unter dem bisherigen 
Recht erlangt it. 

Hier gilt lediglich neues Recht: 

a) Das hat das Neichsgericht für den Fall der ————— durch einen Nichte 
eigentbiimer twiederbolt ausgeiproden ; vgl. Bent. 2a 3 (Abi. 

MD Das muß aber erit recht gelten, wenn der — jeßt unanfechtbarer 
Eigenthümer (Dritten gegenüber) iſt, während ſein Eigenthum nach den Vorſchriften 
eines bisherigen Geſetzes, z. B. F 10 Pr.E. E.G, auf Grund des unterliegenden Kauſal— 
geſchäftes auch Dritten gegenüber wirkſam angefochten werden fonnte, 

») Richt bierber gebört weiter der Fall, wenn der dingliche Vertrag 
(Tradition, Auflaſſung u. ſ. w) na dem Anfraittreten des B.G.B. erfolgt, das Kauſal— 
geſchäft (saufvertrag !c.) aber vor dieiem Zeitpunft liegt. Denn das Kaufalgeichäit 
it für den Gigentbumsübergang irrelevant. Yon Bedeutung iſt der Seitpunft des 
Kauſalgeſchäfts nur für das auf Grund der SS 1217. begrimdete Schuldverbältniß 
unter den uriprünglich Betbeiliaten auf Rückgängigmachung des Figentbumsübergangs. 
Sit natürlihd in dielem Fall nach den Grundlagen des bisherigen Rechts durch den 
bloßen Vertrag Eigenthum jchon übergegangen (Franz. Nedt), jo bat es dabei jein 
Bemwenben. 

e) Nicht bierber gehört endlich der Fall, wenn nach bisberinem Recht 
eine Figentbumsübertragung ftattgeiunden, dielelbe aber nur von einer Bedingung ab: 
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bängig gemacht iſt (bedingte Tradition im gemeinen, bedingter Vertrag nad franzöſiſchem 
Recht). Hier ift, da der Erwerbsaft an ſich unter dem alten Recht fertig ift, lediglich 
bisheriges Recht maßgebend. A. Mein. Habicht S. 362. Tas Gleiche gilt, wenn 
die rechtögeichäftliche Llebertragung im Gebiet des franzöftihen Rechts ſchon itatt- 
nefunden, aber nad den Grundſätzen des code eivil Art. 1183, 1154, 951, 1654 durch 
Urtbeil oder .frait Geſetzes wieder aufgehoben werden fann. 

Nur bei Immobilien wird mit der Neuanlegung des Grundbuhs der Möglich— 
feit des Weiterbeitebens bedingter Gigentbumsübertragungen der Boden entzogen. 
Einige Ausführungsgeieße baben bier erforderliche Lebertragungsbeitimmungen getroffen. 
So beitimmt Preußen A. ©. Art. 25, daß das dinglihe Widerrufsrecht der Gigen: 
thbumsübertragung im Gebiet des Rheiniſchen Rechts ſich mit der Anlegung des 
Grundbuchs in einen obligatoriihen Anipruh auf Rüdübertragung des Gigentbums 
und Befreiung von inzwiſchen eingetragenen Yaften verwandeln joll, welder auf Ver: 
langen durch VBormerfung zu jibern it. Aehnlich Bayern leb.G., Art. 39, Lieg G. 
Art. 17; Heſſ.G. Anleg. d. Grdb. Art. 43, 44. 

d) Hierber gebörig iind dagegen die Fälle, wo die Thatbeitands- 
momente des Ddinglihen Erwerbsaftes jelbit zum Tbeil unter das alte Nedt 
und zum Theil unter das neue Redt fallen. 

Das fann vorliegen, 

a) wenn die Erwerbshbandlung vor dem 3. Januar 1900 begann, aber 
in dieſem Zeitpunft noch nicht beendet ijt. Ginichlägine Fälle bieten die 
88 90 und 331: Eigentbumsübertragung durd constitutum possessorium und Ab: 
tretung des Herausnabeanipruds. Bei einer ſolchen Art der llebertragung jeitens 
eines Nichteigentbümers foll gemäß SS 933, 934 B. G. B. der Erwerber erjt Figentbum 
erhalten, wenn ibm die Sadıe nadträglib förperlih übergeben tft und er in diefem 
Moment im guten Glauben fich befunden bat. Hier fragt es fich, weldes Recht gilt, 
wenn der dinglice Vertrag (constitutum, Geiftion) vor dem 1. Januar 1900, die 
Uebergabe nad dieſem Zeitpunkt erfolgt iſt. Man wird in allen dicien Fällen einen 
Eigenthumserwerb als nicht vorliegend erachten können, wenn die unter das bisherige 
Recht fallenden Thatbeitandsmomente ungültig find. Alſo: 

aa) der Gigentbumserwerb ift ungültig, wern das bisherige Necht einen Eigen— 
thbumsübergang durch Veräußerung ſeitens eines Nichteigentbümers überhaupt nicht 
kannte (gemein. Recht); 

33) desgleihen, wenn das bisherige Net ſolche Gigentbumsübertragung zwar 
fannte, aber nur bei förperliher Tradition anerkannte (Preußiſches Recht). A. Meinung 
Habicht ©. 303; 

7) desgleichen, wenn der dinglice Vertrag nad bisberigem Recht (4. B. ein 
in mündlicher Form abgeichlojienes Konftitut nah A.L.R.) ungültig war; 

09) desgleichen ferner, wenn der veräußernde Nichteigentbümer mac den Grund: 
ſätzen des bisherigen Rechts eine Rechtsſtellung inne hatte, welche ihn zur Gigenthums: 
übertragung nicht befäbigte. Es kann alfo beifpieläweije derjenige, welder im guten 
Glauben an die Beräußerungsbeiugnii des Verfäufers von einem Kaufmann Waaren 
nefauft bat, die er zwar vor dem 1. Januar 1900 durch lebergabe des Yagericheines 
(alſo gemäß SS 931, 8008 B. G. B., aber erit nad) dem 1. Januar 1900 durch förperliche 
Uebergabe erbalten bat, nicht geltend macen, dat ihm gemäß S 366 Abi. 1 RHG.B. 
Gigentbum übertragen jet, fofern nämlich fein Autor aur Zeit der Aushändigung des 
Traditionsicheines in Gemäßheit der Borichriiten des bisherigen Handelsrechts die 
rebtlibe Stellung eines Nichtfaufmanns hatte; ebenio Yehmann ©. 68. Auch bier 
fommt es nicht darauf an, dak der Veräußerer zur Zeit der förperliben Uebergabe 
Kaufmann war. 

3) Hierber gebörtierner der Fall eines Baues auf fremdem Grund 
und Boden, wenn der Bau vor dem I. Januar 1900 begonnen und nadber 
fortgeſetzt wird. 

Desgleihen beider Einfügung fremder Materialien in ein Gebäude. 
bier iſt zu unterfcheiden: 

«a) Iſt durch den Bau ber. die Einfügung ein weientlicer Beſtandtheil des 
fremden Grundſtücks bergeitellt (S 94), jo tritt für die Beurtbeilung gemäß S 'H 
B.G. B. neues Recht ein. Tenn, wie bei Vorbem. 143 ©. 358 vorgetragen, fann ja 
Sondereigenthum an dieſen Beitandtbeilen fürder nicht mehr beiteben. 

BF) Wird aber das Gebäude ber. der anderweite Beitandtbeil nur zum vor: 
übergnebenden Zweck oder in Ausubung einer Berechtigung mit dem Grundſtück ver: 
bunden, jo tritt für die Beurtbeilung bisberiges Recht ein, wenn auch unter ibm der 
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Bau bez. die Einfügung nicht vollendet iſt. Ein im Gebiet des Gemeinen Rechts vor 
dem 1. Januar 1900 begonnenes Gebäude muß aljo nah dem Grundſatz superficies 
solo cedit in das Eigenthum des Grumdbefigers fallen, und zwar im Ganzen; ebenfo 
Habicht ©. 363. 

7) Die Thatbeitandsmomente des Erwerbsaktes fallen dann nicht völlig unter 
das bisherige Recht, wenn der Erwerbsaft zwar vor dem 1. Januar 1900 vorgenommen 
ift, die Gültigkeit deſſelben aber von der Bedingung des Eintritts einer 
jpäteren Thatjade abhängig gemacht ift und wenn dieje Thatſache nah dem 
1. Januar 1900 eintritt. So iſt die Veräußerung jeitend eines Nichteigenthiimers 
(abgeieben von dem Fall guigläubigen Erwerbs) nur gültig, wenn der Eigenthümer 
die Veräußerung genehmigt, $ 185 B.G.B. Man wird bier mit Rüdficht auf die 
materiellre&tlid rüdwirfende Kraft des neuen Geſetzes ($ 154 Abi. 1) nicht ohne 
weiteres Rüdwirfung auch im Verhältniß zum bisherigen Recht annehmen dürfen, 
(anders Auflage 1). Der Fall ift übrigens wenig von praftiihem Intereſſe. Denn im 
Gebiet des Preußiihen Rechts (Dernburg $ 298 Ziff. 3) und Sächſ. B. G.B. $ 254 
tritt gleichfalls Konvalescenz ein; im Gebiet des Gemeinen Rechts jtebt aber desfalls 
dem Grwerber die exceptio rei venditae et traditae zu; dieſe Rechtspoſition aber 
bleibt dem Grwerber gemäß Art. 184 erbalten, val. dort Note 3. 

d) Leber den Einfluß der VBorichriiten des B.G.B. auf eine am 1. Jan. 1900 
noch nicht vollendete Erfigung einer beweglihen Sache verbält ſich Art. 185, einer 
unbeweglichen Zadje Art. 189 Abi. : 

e) Kine Ausnahme don dem 7 RER daß Erwerb und Berluit des Eigen— 
thums vom 1. Januar 1900 an nad dem 8.6.8. fid) richten, beitimmt Art. 189, 
injofern er beitimmt, daß auch nach dem 1. Jan. 1900 bis zum Zeitpunft der Anlequng 
bes Grundbuchs das alte Recht fortgelten jol. Das gilt auch für die Grundjäge über 
den öffentlichen Glauben des Grundbuchs; cf. zu 2a. 


4. Inhalt und bez. Wirkungen des Eigenthums. Während in der bisherigen 
Wiſſeuſchaft und Geſetzgebung die Normen über die zeitliche Wirkſamkeit der Gelee 
hinſichtlich ſämmtlicher dingliber Rechte arundjäglih einbeitlich geregelt 
waren, indem nur injofern eine Verſchiedenheit der Anfichten obwaltete, als die einen 

rundjäßlid das Prinzip der Nichtrüdwirkung (ef. Gierke I, p. 199), andere grund: 
lich das entgegengeiekte Prinzip (ef. Stobbe I p. 213) proflamirten und den ich 
bei den einzelnen dinglihen Rechten ergebenden Berichiedenbeiten durch Statuirung 
von Ausnabmen diejer Grundiäße gerecht wurden (ef. u. a. Bornemann, Erörterungen 
im Gebiet d. Preuß. Nechts, 1855, p. 29ff., Pfaff u. Hofmann, Erfurie I p. 154, 
157, 159), begegnet uns in dem neuen Geſetz die auffallende Thatiache, daß die 
Bebandlung des Eigenthums einerjeits und der übrigen dinglihen Necdte 
andererieits bier grundjäßlidh eine verichiedene tit, indem der Anhalt und die 
Wirkungen des Eigentbums vom 1. Jan. 1900 ab gemäß dem vorliegenden Artifel 
dem neuen Recht, die vorher begründeten übrigen dinglichen Nechte (mit einigen Aus: 
nahmen) aber gemäß Art. 154 dem bisherigen Recht unterjtellt werden. Daß dieſe 
beiden Grundjäge aber ein jeder mit weientlihen Ginjchränfungen zu veriteben find, 
ergiebt bezüglich des vorliegenden Artikels die Erwägung, daß der Anhalt des Eigenthums, 
ſoweit er jih im Verhältniß zu den daran begründeten Rechten verjteht, von dieſen 
abbängig tft und daber füglich feiner andern zeitlihen Norm unterliegen fann als dieie; 
bezüglich der übrigen dinglichen Nechte ift aber das zu Art. 184 Bem. 3 ©. 376 Geſagte 
zu vergleiben. Die dort aufgeitellten Grundjäge find auch für das Eigenthum richtig: 

Der Inbalt des Figentbums richtet ſich, ſoweit er ſich 

a) im VBerbältniß zu den daran begründeten dingliden Redten 
veritebt, nah bisherigem Recht, 

b) im Berbältniß zu jedem andern Dritten nah dem neuen Recht. 
Nur iſt bier beim Eigenthum zu beachten, daß der Grundjaß zu a im Hinblid auf die 
Abhängigkeit des Gigentbumsinhaltes von den nah dem 1. Nan. 1900 begründeten 
dinglichen Rechten ſinngemäß einzwichränfen tt, und daß dic Beziehungen zu b, welche 
bei den übrigen dingliben Rechten von geringerer Bedeutung find, bier beim Eigenthum 
in den Vordergrund treten. Angejichts dieier Thatſachen und im Hinblid darauf, daR 
das B. G. B. in feinem Spitem das Rechtsverhältniß des Figentbümers zu den dinglich 
an der Sade Berechtigten in dem Titel über den Anbalt des Gigenthbums 88 903 ff. 
nicht regelt, eriheint es im Effekt im wejentlichen richtig, wenn in dem vorliegenden 
Artifel das umgekehrte Prinzip aufgeitellt wird, wie in Art, 184 E. G. 

ad a. Nach Dem bisherigen Recht richten ſich alio die Nedtsbeziehungen des 
Gigenthämers zu Dem an Der Sache bereits dor dem 1. Jan. 1900 dinglid Berechtigten. 
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(5 werden ibm aljo auch nad dem 1. Jan. 1900 einem ſolchen Niekbraucer gegenüber 
nicht die aus den Yegalobligationen deilelben gemäß SS 1036 ff. reiultirenden Berechtigungen 
und ber. die fih daraus ergebende Klagemacht zuſtehen. Ginem jolben Reallait: 
berechtigten gegenüber wird er nicht gemäß $ 1105 Abi. 2 auch perſönlich bajten, jofern 
eben dieje Rechte und Pflichten nicht auch nach bisberigem Recht begründet find. 

ad b. Im llebrigen aber treten die VBorichriften des 8.6.8. vom 1. Januar 
1900 an sofort in Geltung. SHervorzubeben find: 

a) Die Borichriften des B.G. B. über Die geſetzlichen Beſchränkungen des 
Eigenthums in der Benutzung deffelben SS 803 5924 B. G. B. Die dieſen Beſchränkungen 
entſprechenden Befugniſſe des Nachbargrundſtücks (ſog. Nachbarrechte) ſind feine dings 
lichen Rechte, welche gemäß Art. 1854 6.8, aufrecdhterbalten werden. (Damit überein: 
ftimmend übrigens aud die Braris des bisherigen Rechts, vol. insbeſ. R.G.XXXI Nr. 76). 

Am Ginzelnen iſt vorzutragen: 

aa) Fine Ausnahme tritt ein gemäß Art. 183, infofern das dort bezeichnete 
Nachbarrecht in Gemäßheit des bisherigen Rechts aufredterhalten wird. 

33) Nicht berührt werden von dem neuen Necht die im Abichnitt III der E.G. 
in den allgemeinen Worbebalten der Yandesgeiekgebung überlajienen Gigentbums: 
beihränfungen, vgl. Bem. 4. Tesgleihen insbeiondere nicht der Vorbebalt des Art. 124 
E. G, wonach der Yandesgeiehgebung überlaſſen ift, andersgeartete Nachbarrechte, als 
das B. G. B. normirt, einzuführen. 

77) Nicht berührt werden von dem neuen Recht die frait Vertrages, Erſitzung oder 
fonititutiven Richterſpruchs begründeten Servituten des bisherigen Nechts, wonach die 
Nachbarrechte der SS 903-924 vericärit, eingeichränft oder aufgehoben mwerden, 
Art. 184. (Inſoweit bleiben alio im Gffeft nicht bloß anderägeartete Nahbarredte, 
jondern auch ſolche Befugniſſe des Nachbarn beiteben, welche einen von den geſetz— 
lichen Nachbarrechten abweichenden Anbalt haben.) 

Hervorzuheben iſt bier der Roihweg des Preußiſchen Landredts. ſoweit er 
gemäß SIL 22A.L. R, alſo nicht im Falle der Notblage, ſondern über SIT B. G. B. 
hinaus zur Berbeileru ng des Nachbargrunbitücs begründet iſt. Denn Bier liegt feine 
Yegaliervitut vor, jondern eine durch Richterſpruch Fonitituirte Grundgerectigfeit. 
(Das beweiſt die Negelung im 22. anitatt im 8, Titel.) 

d5) Im Hebrigen aber greift das neue Nachbarrecht der 88 903 — 24 
ein, mag daiielbe die bisherigen Eigentbumsbeihränfungen aufbeben, 
vermindern oder ermweitern. 

Am Fall der Aufhebung oder Minderung fann der Eigenthümer verlangen, daß 
die ihm läſtigen Einſchränkungen vom 1, Januar 1900 an fofort befeitigt werden. Hieraus 
tolgt, daß er insbeiondere die Beieitigung auch beitebender Anlagen verlangen kann, 
die zwar feine nad bisherigem Recht unzuläſſige Einwirkung äußerten, wohl aber 
ſolche, welche gemäß S VO6 B.G. B. verboten find. In Betracht fommen bier gegemüber 
dem bisher geltenden Recht Anlagen, welde übermäßige Gerüche und Geräuſche von 
fih neben. Es liegt bier eine beionders füblbare, den Nachbar unter Umitänden 
empfindlich ſchädigende Einwirkung des neuen Rechts vor, und es erbebt fi die Frage, 
ob bier nicht ein Fall gegeben it, wo u. U. die Entihädigungspflicdt des Staates 
negeben iſt. Wir ſtehen nicht an, dieje Krane zu bejaben. Ammerbin werden die Fälle 
nicht häufig jein, da für gewerbliche Anlagen der 5 26 R.Gew.Ordn. eingreift, wonach 
bei fonzeiltonirten Anlagen der in S W7 B. G. B. bezeihneten Art nicht auf Finftellung 
des Betriebs, jondern nur auf Schutzvorrichtungen und be. Schadenserſatz geklagt 
werden kann. (Die landesgeſetzlichen Ausſührungsvorſchriften, ſoweit ſie in dem Rahmen 
des Art. 124 die bisherigen Eigenthumsbeſchränkungen verändern, haben vielfach 
Bedacht genommen, zweckmäßige Ueberleitungsbeſtimmungen zu treffen, vgl. u. a. 
Bavern: A.G. Art. 66 u. 75.) 

Tie Beieitignung der nah vielen Landesgeſetzen beitebenden, über 
den Nabmen des 83917 B. G. B. hinausgehenden Nothwegberechtigungen wirft 
die Frage auf, wie es in dieſem Fall mit einer von dem Berechtigten an 
den Verpflichteten nezablten Entihädigung zu — iſt. Beſteht dieſe Ent— 
ſchädigung — wie vielfach, z. B. 86 1, 22 Pr. ALR. — in einer jährlichen Abgabe, 
ſo hört die Zahlungspflicht natürlich mit dem 1. Januar 1900 auf. Beſtand fie aber 
in einer Mapitalabfindung, dann wird man füglich die Rückforderung nad den Grund— 
ſätzen der SS 12H. BER. zulaſſen müſſen, wobei allerdings die Berechnung ibre 
Zcdhvierigfeiten baben wird. Hat aber nad den Grundſätzen des bisherigen Rechts 
die Notbwenberedtiguma den GShbarafter einer Girundgeredtigfeit, fo bleibt es, wie mit 
ibr, fo natürlich auch mit der Entſchädigung beim Alten, vgl. au 34. 
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ee) Das neue Nahbarreht greift auch auf beitebende Zuitände ein, 
fofern es neue, dem bisherigen Recht unbefannte Nahbarredite einführt. So 
muß der Eigenthümer auc einen amı I. Januar 1900 beftebenden Heberban ($ 912) dulden, 
auch wenn er nad den Grundiägen des bisherigen Rechts, z. B. des Gemeinen Rechts, 
die Beieitigung deilelben verlangen fünnte; a. Mein. Dernburg Eadenreht S. 237 
Fuchs bei Grucdot 44 S. 21. Allein die Neueinführung eines Nachbarrechts ſteht 
mit der Umwandlung eines bisherigen in der bier fragliben Beziehung völlig auf einer 
Stufe, und Art. 154 kann von den Gegnern nicht als Rectiertigungsgrund angezogen 
werden. So mit Hecht Habicht ©. 37V Bem. 1; zuftimmend Entich. d. R.G. V vom 
19. Mai 1900 D.J.3. 1900 S. 464. Für die Borichriften des neuen Rechts über 
den Ueberbau ift fein Raum, wo der Weberbauende ſchon vor dem 1. Januar 1900 
auf Grund des früheren Rechts (1. B. ALR. II S 34, Württemberg. BauOrbn. 
vom bi, DOftober 1872, Art. 72) das Eigenthum an der überbauten Fläche erworben 
batte; vgl. Habicht a. a. O. 

Man fann hier und im Fall dd auch nicht etwa einwenden, daß die Wortfaſſung 
der 88 912, 307 erfennen lajie, daß diefe SS nur für nah dem 1. Januar 1900 er: 
richtete Anlagen und Veberbauten gelten follen. Denn damit würde man in Diele 
Beitinnmungen eine jtillichweigende Enticheidung der zeitlihen Kolliſionsnorm jelbit 
bineinlegen. Für eine joldhe aber ift gegenüber der ausdrüdlichen Kollifionsnorm 
des Art. 181 fein Raum. 

Die gemäß 88 912, 917 von dem verpflichteten Eigenthümer zu gemwährenden 
Entihädigungsrenten find bei beitebenden Weberbauten und Nothwegen natürlich erft 
vom 1. Januar 1900 an zu zahlen. Für die Berehnung der Höhe aber ijt nicht dieſer 
Zeitpunft, ſondern derjenige des Fintritts der Belaftung zu Grunde zu legen. it 
bereitö unter dem bisherigen Recht eine Kapitalabfindung bezablt, jo bat es dabei 
fein Bewenden. Auf eine beſtehende Entihädigungsrente finden fortan die VBorichriften 
der 88 913 ff. Anwendung. Die Bezugnabme des $ 914 Abf. 3 bedeutet nicht etwa 
aud eine Berweilung auf Art. 154. 

) Das neue Nahbarreht greiit ein, auch wenn die Befeitigung eines nad 
bisherigem Recht unzulälfigen, aber nunmehr zuläſſigen Nahbarredts rechtskräftig 
feitgeitellt ift, oder wenn umgekehrt dieje Feſtſtellung ein bisher zuläfliges, aber jeßt 
nicht mehr zulätfiges Nachbarrecht betrifft (ebenio Habicht a.a.D.), unbeichadet bereits 
erwacdiener Schadenseriag: oder Bereicherungsaniprücde; vgl. nachſtehend zu 2. 

3) Das neue Recht ergreift weiter dom 1. Jannar 1900 an die aus dem 
Eigenthum begränderen Anſprüche. Diejelben jind zwar von vornherein, alio 
auch ſchon vor dem 1. Januar 1900 gegen jeden Dritten dabin begrünbet, daß er ſich mit 
dem Eigenthum nicht in Widerſpruch jest. Allein das kann die Aufrechterbaltung des 
bisherigen Rechts nicht rechtiertigen. Art. 170 E.G. findet feine Anwendung. Bol. 
»Bem. 1 dort. 

aa) Die Negel gilt allgemein, wenn die Eniziebung oder Störung des Gigen: 
thbums nach dem 1. Januar 1900 erfolgt. 

Hinfichtlih der Bindifation (Herausgabeaniprudh $ 955) bedarf das feiner Aus: 
führung. 

Desgleihen nicht binfichtlih der Publiriana (Klage aus beſſerem Beiig 1007). 
Nur tit bier zu beachten, daß die VBorausiegung dieſes Anſpruchs, alio die Thatſache 
des fruberen Befiges, ſofern fie lediglih unter das bisherige Recht fällt, nad dieſem 
zu beurtbeilen iſt. Denn die Klagemacht des früheren Beſitzers beruht auf der geſetz— 
lihen Vermuthung des S 1006 Abi. 2. Dieſe aber ift wiederum eine Konjequenz der 
Borichriften über den Eigenthumserwerb und feine Folgen, alſo ſolcher Vorausſetzungen, 
die nah dem zu 2b Vorgetragenen dem bisberigen Recht unterliegen. Gab alio das 
bisherige Necht feine stlage aus früberem Beſitz, To ift fie in dieſem Fall aud jet 
nicht gegeben. Soweit aber der frübere Beſitz unter Hinzutritt anderer Thatſachen 
eine dinglibe Nectsitellung begründete (Bublicianiihe Nechtöftellung des Gemeinen 
Rechts), bleibt dieſe Rechtspoſition gemäß Art. 1854 E. G. erbalten. 

Hinfichtlich der Negatoria (Störungsklage 1004) iſt folgendes zu beachten: 

Soweit fie das Rechtsverhältniß au den dinglih Berechtigten ver: 
folgt, alio 3. B. die Verwirflihung der Yegalobligationen des Niekbrauders, ift gemäß 
dem ada(S. 366 oben) Vorgetragenen auch nad dem 1. Januar 1900 und auch gegen: 
über nad dieſem Zeitpunft eingetretenen Störungen das bisherige Recht maßgebend. 

Somweit fie das Rechtsverhältniß genen jeden anderen Dritten ver: 
folgt, greift das neue Recht ein, insbeiondere alio auch genenuber unbefugter Störung 
des Eigenthums durch Anmahung von Nacbarrebten und unbefugter Störung von 
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Nachbarrechten durch Uebergriffe des verpflichteten Gigentbümers. Nicht fommt es darauf 
an, ob die geitörten Berechtigungen vor dem 1. Januar IM beitanden oder nicht. 
Auch rechtskräftig abgemwiejene Anſprüche können von Neuem erhoben werden, fofern 
nur die Störung am 1. Januar 1900 fortbeſteht; vgl. oben zu «. 

38) Die Regel der NRüdwirfung fann nur beichränft zur Durdführung 
fommen, wenn die Entzichung oder Störung des Gigenthbums dor dem J. Jannar 
1900 erfolgte. (Auch bier ift natürlich für die Anipruche des Gigentbümers, wie fie 
fih aus den Yegalobligationen gegenüber den dinglib an der Sache Berechtigten er: 
geben, gemäß Art. 154 altes Recht maßgebend.) 


Dinfichtlihh Diefer Anſprüche des Gigenthümers iſt ſcharf zu unteriheiden 
zwiihen den Anſprüchen, welde auf unmittelbare Verwirflibung des 
Gigentbumsinbalts geben, und den auf Schadenerſatz und Bereiderung 
gerichteten Ansprüchen. Zur eriten Kategorie gebört die vindicatio, ſoweit fie 
auf Herausgabe der Sade jelbit und die vorhandenen Früchte gerichtet iſt S 985, 
der negatoriihe Anipruch, joweit er auf Beleitigung der Störung gerichtet iſt S 1004, 
und die Klage aus früherem Beſitz $ 1007. Zu der zweiten Ktategorie gebören die 
übrigen in den 88 985—1007 geregelten Aniprüche. 

I. Für die Anſprüche der eriten Kategorie iſt jofort neues Recht mak- 
gebend. Sie find lediglih Ausflüſſe des Eigentbums, deſſen Anbalt fi 
nad dem vorliegenden Artifel nach neuem Recht beftimmt. Gin „Schuld: 
verhältniß“ wird meder durd die Thatiahe des Anbeiignehmens der 
fremden Sache noch durch die Thatſache des unberechtigten Eingriffs auf 
dieielbe awiichen dem Gigentbümer einerieit3 und dem Bejiker, bez. Störer 
hergeitellt. Es it vielmehr lediglich die als Stebrieite des Eigenthums— 
anſpruchs jedem Dritten gleichmäßig obliegende Verpflichtung fonfret zur 
Gribeinung gebradt. Darum ift Art. 170 E.G. nah welchem bisberiges 
Recht Plak greifen müßte, nicht anwendbar. Derjenige, welder vor dem 
1. Januar 1900 im Gebiet des gemeinen Rechts eine Sache (gutgläubig) in 
Beſitz genommen bat, braucht demnach dem am 1. Januar 1900 klagenden 
Eigenthümer auch die vor dem I. Januar 1900 gezogenen, zum ordnungs— 
mäßigen Ertrag gebörigen Früchte, welde er nad gemeinem Rechte aus: 
antworten mußte, nunmehr gemäß $ 993 B. G. B. nicht mehr herauszugeben. 
(A. Meinung für die vor dem 1. Januar 1900 gezogenen Früdte Habicht 
S. 356.) 

Fbenio muß für den negatorifhen Anspruch gegenüber einer vor 
dein 1. Januar 1900 erfolgten Störung entichieden werden. Die Verwirk— 
lichung des Gigenthbumsinbalts gegenüber unzuläſſigen Gigenthums: 
beihränfungen und unbefugten nahbarliben Anmaßungen fann nur gemäß 
ss 23ff. B.G-B. erfolgen. Auch der bereits rechtsbängige — nach gemeinem 
Recht zuläſſige — Anſpruch auf Beleitigung eines vom Eigenthümer ftill- 
ichweigend geduldeten Ueberbaus muß gemäß S 912 B.G.B. nunmehr ab: 
gewieſen werden. Das gilt auch für die Berufungsinftan, vgl. S. 367 Bem, ze 
u. R.G. vom 10. Mat 1900, Gruchot Bd. 44 ©. 1097, Die vor dem 1. Januar 
1900 erhobene Klage auf Unterlaffung iſt nunmehr nur noch begründet, wenn 
weitere Beeinträctigungen zu befürdten find ($ 1004 Ab. 15.2 BGB), 
bier a. Mein. R.G. vom 12. März 1901 Jur. Woch. 1901 S. 293. Für die 
gemeinrechtlichen ichon erwachienen Aniprüche der cautio damni infeeti und 
der operis novi nuntiatio ift fortan fein Raum mehr, vgl. Habicht ©. 368. 
Nur will Habicht a.a. ©. den erjteren Anprud dann weiter gelten lafien, 
wenn er bereits rechtsbängig it. [?]) 

II, Für die Anſprüche der zweiten Kategorie iſt grundiäglic bisheriges 
Recht maßnebend. Denn dieje Aniprüce jind feine wahren Gigentbums: 
aniprüce. Sie werden zwar in der Leberichriit der SS 9Sdff. jo genannt. 
In Wahrheit aber find fie Ausflüſſe von eigentlihen Schuldverhältniſſen 
im Sinne des II, Buches des B.G. B. unterliegen alfo der Uebergangsnorm 
des Art. 17V. 

Das gilt unbedingt für die Schadenseriaganiprüde gegen den Delif- 
tiihen Befiger S 3092 und den im Verzug befindlichen Beſißer $ 990 Abi. 2, 
wie fich aus der Verweiſung in $ 902 bes. 8900 Abi. 2 felbit ohne meiteres 
ergiebt. Für dieſe Ansprüche iſt daber lediglich gemäß Art. 170 E,®. altes 
Recht maßgebend. Nicht richtia tt es, wenn Habicht S. 386 den unter 
dein neuen Necht fich fortiekenden mala fide Beſitz nach neuem Recht be: 
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urtbeilen will. Denn durch dieſe Fortſetzung werden zwar neue Ber: 
pflichtungen, wie auch bei anderen Dauerobligationen, nicht aber ein neues 
felbftändiges Schuldverhältniß begründet. Cine Ausnahme für die Dauer: 
obligationen wird aber, abgejeben von den in Art. 171—173 geregelten Obliga: 
tionen, in Art. 170 nicht gemacht; vgl. meinen Aufjab „Recht“ 1900 ©. 184. 

In Anfebung der übrigen in ben 88 987ff. geregelten Bereiherungs- 
und Schadenerjaganiprüde können ſich für die Fortgeltung des bisherigen 
Rechts nah zwei Richtungen bin Bedenken erheben: Ginmal, weil dieje 
Aniprüce in den SS 937 ff. eine befondere, von den allgemeinen Grunbfägen 
der SS 812Ff., 823 ff. abweichende Regelung erfahren baben. (Zu Gunſten 
des Bejikers wird, infofern ihm der ordnungsmäßige Fruchtertrag verbleibt, 
der Bereiherungsanipruc des $ 512 eingeichränft, vgl. $ 993; zum Nachtheil 
des Beſitzers wird ein zum Schadenserjag verpflichtendes Verhalten, abweichend 
von $ 823, ſchon in dem mala fide Erwerb erblidt, vgl. $ 990; andererieit wird 
wieder zu feinen Gunſten die Schadenserjahpflicht, abweichend von 88 823 ff, 
erheblich eingeihränft, vgl. $ 990, 989). Man fünnte das biefe abweichende 
Regelung indbividualifirende Moment in dem Eigenthumsinhalt jelbft 
finden und die bezüglichen Aniprüche aus diefem Grunde, weil ja der — 
thumsinhalt dem neuen Rechte unterliegt, entweder ganz dem neuen Recht 
unterordnen (jo die erſte Auflage S. 282 bei 3), oder aber wenigſtens vom 
1. Januar 1900 an (fo Habicht 5.386.) Allein der Inhalt des Eigenthums 
ift für dieſe befondere Regelung nicht das Enticheidende; vgl. meinen Aufjaß 
im „Recht“ 1900 5 183. Ausichlaggebend für die rein obligatoriihe Seite 
auch diefer Anſprüche it der Umſtand, daß dielelben nicht einem gegen: 
wärtigen Eigenthümer zuiteben, jondern demjenigen, welcher zur Zeit der 
verpflichteten Thatſache Eigenthümer war, und daß fie nicht ohne weiteres 
das veräußerte Figentbum begleiteten, jondern nur in Folge einer ausdrüd: 
lichen oder ftillichweigenden Gefiion, vgl. Mot. 3. Sachenr. IIL S. 396, — Ein 
weiteres Bedenfen gegen die Behandlung diefer Anſprüche als obligatoriſch 
fönnte jih daraus ergeben, daß nad der Auffaſſung des bisherigen gemeinen 
Rechts der Anipruch gegen denjenigen qui dolo desiit possidere $$ 990, 989 
ald eine in rem actio (Windſcheid I S. 615) aufgefaht wurde. Allein 
wenn auch das bisherige Necht für die rechtliche Konitruftion der in feinem 
Bereihe erwadhjenen Anfprüche maßgebend iſt, jo bandelt es jich bier um 
eine bloße (micht beachtliche) Fiktion; vgl. Einleitung S. 291 Bem. V 

Hieraus folgt, daß auch für diefe Aniprüche gemäß Art. 170 Iediglich das 
bisherige Recht maßgebend iſt. Der redliche Beſitzer, welcher im Gebiet des 
Preuß. AR. durch Verwerthung von Früchten, die er über das Maaß einer 
ordnungsmäßigen Wirthichaft erzielt hat, bereichert ift, braucht alio gemäß 
88 189, 190 IT A.L. R. dieien Gewinn troß $ 993 B.G.B, aud nach dem 
1. Januar 1900 nicht herauszugeben. Der mala fide Bejiter des gemeinen 
Rechts iſt im Fall einer vor dem 1. Januar 1900 eingetretenen fubjeftiven 
Unmöglichkeit der Herausgabe auh nah dem 1. Januar 1900 troß 8 989 
zunächſt auf Herausgabe der Sache jelbit zu verurtbeilen. Er baftet für die 
aus jeiner Nachläſſigkeit nicht gezogenen Früchte troß $ 990 erit vom Zeit: 
punkt der Rechtshängigkeit unbedingt (Windſcheid S. 018), nicht Ihon vom 
Zeitpunft des Erwerbes. Die Yortdaner des mala fide Beſitzes nah dem 
I. Januar 1900 fann die Anwendung des neuen Rechts nicht vechtiertigen. 
A. Mein. Habicht a. a. ©. Tritt jedodh das rechtswidrige Verhalten des 
bösgläubigen Beſitzers erſt nah dem 1. Januar 1900 ein, 3. B. er ver: 
äußert die Sache nad dieiem Zeitpunft, dann ift gemäß dem bei Art. 170 
©. 325 zu a Vorgetragenen das neue Recht maßgebend. Desgleiben für die 
Folgen der nad dem 1. Januar 1900 eintretenden Rechtshängigkeit. 

Für die felbitändigen Gegenanſprüche des Beſitzers wegen feiner Ber: 
wendungen SS 994 ff. iſt das Recht maßgebend, unter deſſen Herrichaft die 
Verwendung erfolat, val. S. 326, Bem. Te zu Art. 170. Nur für die Art der 
Geltendmachung iſt alsbald neues Necht maßgebend, ebenio Habicht ©. 387, 
nicht zutreffend inſoweit R. G. vom 5. März 1901 ur. W. 101 ©. 2337. 

Hinfichtlich des altrechtlihen Yölungsanipruds vgl. Bem. 2a.«. 

Daß die neben dem negatoriiben Anſpruch berlaufenden 
Schadenserfaß: und Bereiherungsaniprüde nad bisherigem Redt, 
wenn unter diefem erwacien, zu beurtbeilen find, bedarf deshalb feiner Aus: 
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führung, weil auch nach der bisherigen Rechtsanſchauung dieſe Anſprüche 
mit dem dinglichen Rectsverbältniß in feinem bedingenden Zuſammenhang 
jteben. 

5. Aus dem Grundia des Abi. 1 des vorl. Artifels, wonach für den Anbalt 
des Cigentbums vom I, ‘an. 1900 an das neue Recht maßgebend it, folgt weiter: 

Gin am 1. Jan. 1900 beitehendes Miteigenthumsverhältniß gilt nunmehr als 
Miteigenthum nad) Brudtheilen i. S. der SS 1008, denn nur an ein foldes 
Rechtsverhältniß mehrerer an einer Sache Berechtigten fnüpft das B.G. B. (abgeieben 
von fpeziell normirten Ausnahmen) rechtlihe Wirfungen; und weiter: 

Ein am I. Jan. 1900 beitchendes Sondereigenthum an weientliden Beitand- 
theilen einer Sache wird wirkungslos. Denn an ein ſolches Eigenthum fnüpft das 
B.G. B. da es nah den Vorichriften der SS 93, 9, 903 B. G. B. in das Eigenthum 
an der Hauptiache aufgebt, überbaupt feine Wirkungen, vgl. Vorbem. 1a 33 ©. 358, 

Bon dieſen Folgeſätzen macht der vorliegende Abſatz 2 zwei Ausnahmen, 

a) Nach Halbjag 1 Abſ. 2 follen beitehende Redıte, kraft deren Eigenthum 
an einer Sache Mehreren nicht nad) Bruchtheilen zuitcht, aufredterbalten biriben. 

a) Die Ausnahme verſteht jih nur zu Gunſten „beionderer“ Rechts— 
berhältniife, welche auf Grund des bisherigen Rechts begründet sind, 
nicht für eine Rehtsbildung auf Grund der allgemeinen Vorſchriften 
der bisherigen Geſetze. Das iſt zwar im Geſetz nicht ausdrücklich hervorgehoben, 
aber bei den Berathungen dieſes Vorbehalts in der II. Kommiſſion ausdrücklich 
ohne Widerſpruch von irgend einer Seite feſtgeſtellt, vgl. Brot. W042, 1227, 1225 
(18. 612ff. VLS. 517). Und zwar jtellte man das fejt, nachdem von zwei Anträgen, 
von denen einer diefe Beichränfung in jeiner Faſſung zum Ausdrud bradıte, der andere 
nicht, dem legteren mit der Begründung den Vorzug gab, daß die beiondere Hervor- 
bebung der Beichränfung überflüſſig jet. Bei der ichließlichen Nedaftion bat man wohl 
geglaubt, durch die Worte „Diele Rechte“ den Willen des Geſetzgebers ausreichend zum 
Ausdrud gebradt zu haben. Daß der Vorbehalt fo zu veriteben, ergiebt auch die 
fonftige Entitehungsgeichichte deilelben. Uriprünglich war derielbe als Zuſatz bes. Theil des 
Art. 164 vorgeichlagen. In dieſem letzteren Artifel werden aud nur beiondere von den 
allgemeinen Borichriften abweichende Nechtsgebilde aufrechterhalten, nämlich die Rechts— 
verhältniffe mehrerer an einer Sadıe oder an einem Inbegriff von Sachen Berectigter, 
weldhe in ‚nenoflenichaftlichen Verbänden eine mebr oder ‚weniger forporative Aus: 
geitaltung »erbalten haben. Man jtellte num bei den Berathungen feit, daß nicht 
bei allen diejen, von den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften abweichenden 
u ar Berechtigungen eine genoſſenſchaftliche Ausgeſtaltung ſich nach— 
weiſen laſſe, m. a. ®,, daß der „geſammten Hand“ als ſolcher nicht ohne weiteres 
juriſtiſche —— zukomme, und man verwies aus dieſem Grunde die Regelung 
dieſer beſonderen Rechtsverhältniſſe in die für das Eigenthum zu gebende Uebergangsnorm. 
Auf Grund dieſer Entſtehungsgeſchichte, mit Rückſicht ferner auf die Zuſammenſtellung 
der vorliegenden Berechtigung mit den Rechtsverhältniſſen an einzelnen Sachbeſtandtheilen 
in Halbſatz S. 2 dieies Abſatzes, welche gleichfalls Sonderrechtsverhältniſſe darſtellen, 
mit Rückſicht endlich darauf, daß ein anderweites Ergebniß zu widerſinnigen Konſequenzen 
führen würde, erſcheint die Ausdeutung des Vorhalts in dem oben wiedergegebenen 
Sinne geboten. Beſeitigt ſind alſo auch für beſtehende Miteigenthumsverhältniſſe vom 
1, Jan. 1900 an beiſpielsweiſe die Vorſchriften des 17. Titels des A.Y.R. über „Mit- und 
Gejammteigenthbum”, desgleichen die Vorichriiten des Franzöſiſchen Rechts Art. 883 ce, 
auch wenn im dieien Rorihriften der Grundſatz der geſammten Hand mehr oder weniger 
verwirflicht it, ebenfo im Weſentlichen Maenner „Recht“ 1900 ©. 409. N. Meinung 
Scherer ©. 167, 

Der Vorbehalt veritebt fich biernab nur für diejenigen beionderen, von ben 
allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften abweichenden gelanmtbänderiihen Miteigentbums: 
verhältnifie des bisherigen Nects, welde eine genoilenichaftlide oder genoſſenſchafts— 
ähnliche Ausgeſtaltung nicht erhalten baben. Für die leßtere ift Art. 164 die zuſtändige 
Uebergangsnorm, weil bei ihnen das Nechtsverhältnig zu den gemeinſchaftlichen Sachen 
ſchon durd die Organiiation und Berfailung des gefammtbänderiihen Berbandes 
beitimmt und individualiiirt wird; val. Bem. zu Art. 164. Folgt man der durd 
Gierke berausgearbeiteten berrichenden Aufiaifung von den geſammthänderiſchen 
beionderen Rectsgebilden, jo bat die vorliegende Ausnahme neben Art. 164 faum 
praftiihe Bedeutung (vgl. aber 3. B. über noch nicht abgeftorbene adlige Ganerbichaiten 
und bäuerliche Gemeindeerbichaiten Gierke I p. 670), 
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3) Die Ausnahme verftebt fich nicht für die ehbelihen Gütergemeinſchaften 
und Grbengemeinihaften des bisherigen Rechts, für melde Rectägebilde 
übrigens das B.G.B. abweichend von den allgemeinen Grundſätzen meist entiprechend 
dem bisherigen Recht das Prinzip der geſammten Hand durchführt, SS 1438 FF, 1519 ff., 
1549 Ff., 2032. Für dieſe Nechtsverhältnifie geben Art. 200, 213 E. G. die zuftändine 
Uebergangsnorm. Das Bedenfen Maenner's, Recht 1900 ©. 385, ob durch Art. 200 
auch die bisherigen Gejege für die noch beitebenden Gemeinſchaften bei vor dem 
I. Jan. 1900 aufgelöſten Ehen nededt werden, erledigt fih wohl völlig damit, daß 
„beitehende“ Ehen in Art. 200 im Simme von vorber abgeichloifenen Ehen zu verſtehen 
find. Soweit diefe Gemeinschaften dur die Ausführungsgeiege nicht übergeleitet find, 
bleibt für fie fraft Art. 200 bisheriges Nect beiteben. 


>) Die Ausnahme veriteht fi nur für geiammthänderiihe Miteigenthums— 

verhältniffe des bisherigen Rechts. 

Nicht hierher gehören: 

aa) Die beſtehenden Miteigentbumsverbältniiie an den, den wirth— 
ſchaftlichen Zweden mehrerer Srunditüde dienenden Smwijhenräumen, 
Winfel, Giniahrten, Brunnen ze. (vgl. für Preußen Dernburg Br. Priv. 18 22 
Anmerf. 1, für das Franz. Recht Zachariä, Handb. IS 197 Ziff. 22). Denn bier her 
es ſich um newöhnliches Miteigentbum nad Bructbeilen, bei weldem nur wegen ber 
beionderen Beichaffenbeit des gemeinichaitlihen Gegenitandes die Aufhebung der Gemein: 
ſchaft nicht verlangt werden fan. Gbenio Maenner: ,„Redt” ©. 410 und Habicht 
S. 392 (den M. mißverſteht). Hieraus folgt, daß die dieſen Eigenthumsverhält— 
niſſen anbaitende Beichränfung ihrer Aufbebbarfeit vom 1. Nan. I900 auch für be: 
ſtehende Miteigentbumsverbältniffe dieſer Art beieitigt ift. Gin Vorbehalt, aus welchem 
der Weiterbeitand gerechtfertigt werden fönnte, beitehbt nicht. Als eine für bie 
begünitigten Grundſtücke an der gemeinichaftliden Sache beitehende, die bisherige 
Benugung gewäbhrleiftende Grundgerechtigfeit kann dieſe Beihränfung nicht angeſehen 
werden. Denn abgeieben davon, daß nach dem bisher geltenden Nect der in S 1009 
anerfannte Grundiag nad der Regel nulli res sua servit feine allgemeine Anerfennung 
hatte, jo fann auch nad der in Gemäßheit des Art. 151 Abi. 1 einmal erjolgten Auf: 
bebung bei. Ummwandlung eines bisherigen Gigenthbumsverbältnifies ein demielben zu: 
gehöriges Thatbeſtandsmoment nicht gemäß Art. 184 als eine beiondere dingliche Rechts: 
position wieder gewahrt werden. A. Mein. Habicht 5.395. Auch als ein den begünitigten 
Grundſtücken anbaitendes Zubebör - das iſt die Auffaffung des Preuß. O.Trib. 34 ©. 142 
(Strietb. Ar. 22 ©. 315) — fann diefes Miteigentbum in ber bisherigen Form nicht 
weiter gelten. Denn dem BGB, tft ein fubjektiv dingliches Miteigenthumsverhältniß 
fremd. Als gejeglihe Nachbarrechte, deren Aufrechterbaltung gemäß Art. 124 E. G. in 
Frage fommen fönnte, find diefe Berechtigungen im bisherigen Recht nur injoweit 
anerfannt, als fie fih auf der Grenze der Nachbargrunditücde betbätigen. Inſoweit 
aber werden fie dur $ 921 8.6.8. (Art. 181 Abi. I) umgewandelt. Sclbitveritändlich 
bleibt es den Betbeilinten unbenommen, durch rechtsgeſchäftlichen Akt entiprecende 
Grunddienſtbarkeiten nach dem 1. Jan. 1900 zu begründen oder durch Vereinbarung 
die Aufbebung auszuschließen und diefer Vereinbarung gemäß 8 1010 B. G. B. dingliche 
Wirkung zu verleihen. 


Einige Ausführungsgeſetze haben ausdrückliche Ueberleitungsbeſtimmungen dahin 
getroffen, daß ein am 1. an. 1900 beſtehendes Miteigenthum der bezeichneten Art 
mit diefem Zeitpunft frait Geſetzes als mit einer die bisherige Benußungsart gewähr: 
leiftenden Grunddienitbarfeit belastet gelten jolle: So Bayern: Ü.G. Art. 43, Yieg.®. 
Art. 21, — Heilen: Art. 139, — Oldenburg, Birfenield: $ 42, — Bremen: 
8 25, — Eljaß:Yotbringen: $ 76, 

Aus Art. 184 E. G. laſſen ſich diefe Beitimmungen nicht rechtiertigen, wohl 
aber aus Art. 189 E.G. in Verbindung mit Art. 218, (in denjenigen Nectsgebieten, 
wo der Zeitpunft der Grumdbuchanlegung mit dem \nfrafttreten des B.G. B. zu— 
fammenfällt [3. B. Breußen], find denn auch derartige leberleitungsbeitimmungen 
nicht aetroffen). 

35) Nicht aufrechterhalten iitdurd Abi. 2fernerdas dem Franzöſiſchen 
Recht eigentbümlidbe Miteinentbumsverbältniß der Nachbarn an der 
Srenzmauer (mitoyennete). Denn auch bier liegt nur ein eigenartig ausgeitaltetes 
(Figentbum nah Bruchtheilen vor. In Anſehung der nadbbarliben Befugniſſe auf 
gemeinſchaftliche Benußung wird es durch SS 901, 992 BGB. in ein geſetzliches 
Nachbarrebt umgewandelt. Weitergebende als Ausfluß jenes Mit-Eigenthumsverhält— 

34* 
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nijies beitchende Berechtigungen find durch mehrere Ausführungsgeiege auf Grund 
des WVorbebalts des Art. 124 als „andere Nachbarrechte“ ausgeitaltet und dadurd 
aufrechterbalten. Diejelben find bei Art. 124 mitgetbeilt. Someit ſolche Ausfübrungs: 
beitimmungen nicht beiteben, fann es auch nicht als juperfiziariiches Recht aufredt: 
erhalten gelten; vgl. Bem. 4b zu Art. 154 9.378. X. Mein. Tb. Wolff, Recht I" 
Seite 478. 

d) Die Ausnahme veritebt fih im Uebrigen für beſondere geſammthänderijche 
Verhältniſſe, gleichgiltig, ob das unterliegende Subſtrat ein Inbegriff von Sachen 
oder eine Einzelſache iſt. Nach Maenner a. a. ©. ©. 409 fallen erſtere ſtets 
unter Art. 184, und kommen letztere überhaupt nicht vor. Bol. aber für eritere 
Bem. «a, binfichtlich letzterer iſt hinzuweiſen auf die Gemeinichaitäverbältniffe, in welden 
einzelne Separationsintereilenten zu den im Umlegungsverjabren eingerichteten An- 
lagen iteben. 


e) Soweit die Vorbehalte im IL. Abichnitt des E.G. reichen, bleiben natürlic 
auch die auf den Grundiägen der bisberigen allgemeinen Vorichriften aufgebauten 
geſammthänderiſchen Miteigenthumsverhältniſſe aufrechterhalten und iſt auch deren 
Neubildung ermöglicht. So auf dem Gebiet des Berg-, Agrar: und Forſtrechts, vgl. 
Bem. zu Art. 164. 


b) Rad) Halbi. 2 Abi. 2 joll das beitchende Sondereigenthum an weſentlichen 
Beſtandtheilen einer Sache, ſoweit es an stehenden Erzeugniffen eines Grumditüds 
begründet iſt, aufrechterhalten bleiben, (Ebenſo gemäß Art. 182 das Sondereigen: 
tbum an einzelnen Stodwerfen eines Hauses, vgl. Bem. dort.) 


a) Hierbin gebören die im Gebiet des franzöſiſchen Rechts an Bäumen, 
3. B. den von dem Anlieger einer öffentliben Straße auf dieſer Gingepflanzten, in 
Württemberg an Übitbäumen, in Preußen an dem wildaufwachſenden Holze 
(A.L.R. 1228 2%, 187, 197) begründeten Berechtigungen. 

Zu beachten iſt jedoch, daß auch für diefe Berechtigungen vom 1. Januar 1900 
an die Grundſätze des B.G.B. über den Erwerb im guten Glauben eingreifen. Denn 
bier handelt es ſich nicht um Nectsfolgen aus dem Inhalt diefer Berechtiaungen, 
jondern um Borausjeungen für den Erwerb folder Berechtigungen nach dem 1. Januar 
1900, Dieſe Fragen find aber jtets nach neuem Necht zu beurtbeilen ; vgl. oben Bem. 2a 3 
E. 362. Da nun das B. G. B. für Beitandtheile eines Grumdftüds diejelben Grundfäre 
in Aniebung des Verkehrsrechts aufftellt, wie für die Hauptiahe, jo müſſen dieſe 
Grundſätze fortan gelten. Gemäß Art. 159 Abi. 1 richtet ſich die Lebertragung und 
Belaftung dieſes Sondereigentbums bis zur Srundbuchanlegung nach dem bisherigen 
Recht und das Erlöſchen auch gemäß Abi. 3 jenes Artikels noch über dieſen Zeitpunft 
binaus. Nach dem Zeitpunkt der Grundbuchanlegung fommen die Vorſchriften des 
neuen materiellen und formellen Grundbuchrechts zur Anwendung; aber natürlic 
nur unter der Vorausſetzung, daß dieſe Nechte nach dem bisherigen Landesrecht überhaupt 
eintragungsbedürftig find (jo mit Net Habicht ©. 3% Bem. 2). Cine Neubegründung 
—5. Rechte iſt gemäß Satz 3 des Art. 189 auch in ber Zwiſchenzeit nicht mehr 
zuläſſi 

3 Nicht aufrechterhalten durch den vorliegenden Vorbehalt iſt das 
zum Theil, z. B. HAUEN. L 9 beitebende Gigentbum an Gebäuden und 
Baumaterialien (beim Kauf auf Abbruch), ſowie das gemeinredhtlihe Eigenthum 
am tignum junetum, Denn bier jteben feine „itebenden Erzeugniſſe“ in Frage. 


Sind aber jolde Gegenitände entiprebend $ 95 BGB. mur zum Zweck ber 
Ausübung einer Berechtigung am Grund und Boden mit diefem verbunden, jo bleibt 
das jelbitändine Figentbum daran gemäß Art. 184 beiteben. 


Tod wird das im Gebiet des Franzöfiichen Rechts vorfommende Sondereigen: 
thum an einzelnen Gebäuden und Gebäudetbeilen dur die Ausführungsgeſetze von 
Banern und Heilen als juperfistariiches Necht deflarirt und in diefer NRechtögeitaltung 
gemäß Art. 184 aufrecterbalten; vgl. Bem. 4b 33 au Art. 184. 


6. Zu den alsbald mit dem 1. Nanuar 1900 auch für beitebende Eigenthums— 
verbältniiie in Wegfall fommenden geſetzlichen Figentbumsbeihränfungen gebören nit 
die allgemeinen Verfügungsbeſchränkungen fraft Geſetzes, obrigfeitlicer 
Verfügung und Nectsgeicätt, 3. B. Beichränfung des Vorerben SS 2113, 2129, der 
Ehefrau SS 1.404 (1445), val. ferner SS 137 B. G. B, 119 E.G. Derartige Berfügungs- 
beihränfungen bleiben vorbebaltlih der über den öffentlihen Glauben des Grund: 
buchs geltenden Borichriiten unberührt; vgl. Art. IN6 E. G. 
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Für die Anwendung der Vorichriften des B.G.B. auf dad am 1. Januar 
1900 —— Eigenthum iſt —— weiter kein Raum, ſoweit gemäß den 
landesgeſetzlichen Vorbehalten in Art. 109-125 anderweite Beſchränkungen im 
öffentlichen oder nachbarlichen Intereſſe beitehen ober in Zufunft eingeführt werden. 
Die bezüglichen landesgefeglichen "Ausführungsgeiete find bei jenen Artikeln mitgetbeilt. 


Stodwerkseigenthum. 
Artifel 182, 


Das zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beitehende 
Stocwerkseigenthum bleibt bejtehen. Das Nechtsverhältniß der Betheiligten 
unter einander bejtimmt jich nad) den bisherigen Geſetzen. 

E. 1 154; RR. 182; Prot. ©. 9230—9233 (VI ©. 629, 630). 

1. Der vorliegende Artifel enthält eine Ergänzung des Abſatz 2 des vorhergehenden 
Artifels, indem er als weitere Ausnahme von dem Grundjag Des Art. 181 Abi. 1 
auch das beitehende Sondereigentbum an einzelnen Stodwerfen eines Gebäudes aufrecht— 
erhält. EEigentliches Stodwerkseigentbum.) 

Das Stodwerfseigentbum iſt, wie jhon bei Art. 131 vorgetragen, welcher bier 
zu vergleichen ilt, dem B.G. B., welches die Stodwerfe als wejentlihe Beitandtheile 
der Hauptſache auffaßt, unbefannt. In den biäherigen Nechten iſt daſſelbe — dort, 
wo es gilt, vgl. zu Art. 131 — nad jeiner rechtlihen Konſtruktion verjchieden aus: 
geitaltet: 

a) Regelmäßig wird es als Miiteigentbumsverbältniß an dem ganzen Gebäude mit - 
Br Benutzungsrecht eines Stodwerfs aufgefaßt (uneigentliches Stodwerfs: 
eigenthum), 

b) Ausnahmsweiſe, nämlih im Gebiet des Franzöfiihen Rechts und 
zum Theil auch im rechtsrheiniihen Bayern, gilt es aber als Sondereigentbum an 
den einzelnen Stodwerfen mit Miteigenthums- bez. Gebrauchsrechten an den zum 
gemeinichaftlihen Gebrauch dienenden übrigen Gebaudetheilen. (Gigentlihes Stock— 
werfseigenthum.) 

Das zu a erwähnte Necdtöverhältniß fommt bier nicht in Betradt. Es iſt 
bereits durch Art. 131 aufrechterhalten und fann in dieſer Form auch für die Zukunft 
begründet werden. Landesgeſetzliche Ausführungsgeſetze find für jenes Nechtsverhältnik 
nicht ergangen. 

Hier interejfirt lediglich das eigentliche Stocdwerfseigentbum zu b. Es it in 
denjenigen Rechtsgebieten, wo es gilt, durd die zu 3 dargeltellten landesgefeglichen 
Ausführungsgeiege neu ausgeftaltet bez. übergeleitet. 

2, Das bier in Betracht kommende eigentlihe Stodwerkseigenthum iſt nur 
als beitchendes aufrechterhalten. Es kann alio nicht neu begründet werden. Die 
llebertragung und das Grlöihen des Stodwerfseigenthbums richtet fich jedoch gemäß 
Art. 159 bis zur Anlegung des Grumdbuhs nach bisherigem Recht, das Grlöfchen 
auch noch über dieſen Zeitpunft hinaus, bis das Recht im Grundbuch zur Eintragung 
nelangt, Art. 189 Abi. 3. Die Neubegründung it auch gemäß Sak 3 des Abi. I des 
Art. 159 auch in der Zwiſchenzeit nicht mehr zuläffig. 

Die grundbuchmäßige Bebandlung des Stocdwerfseigentbums it gemäß S 83 
R.G. B.O. der landesgeſetzlichen Regelung überlalien. 

3. Bon den Ausführungsgeiegen baben Hefien und Bayern UWeberleitungs: 
vorſchriften erlaſſen. 

Heilen: Art. 216-219 deklarirt das beſtehende Stockwerkseigenthum im 
Weſentlichen im bisherigen Sinne: alfo Sondereigentbum an den einzelnen Stodwerfen, 
verbunden mit Miteigenthum an den zur gemeinichaftlien Benutzung nothwendigen 
Theilen des Gebäudes. Mur werden auf das letztere die SS 743 Abi. 2, 744— 746, 
38 83.6.8. ausgedehnt. Im Grundbuch erbält jedes Stodwerf ein beionderes 
Srundbucblatt. 

Bayern: UG.Geſ. Art. 42, Lieg Geſ. für Pfalz Art. 2U wandelt dagegen das 
beitehbende Sondereigentbum an den Stocdwerfen in Miteigentbum an dem Gebäude 
unter dinglicher Regelung des Benutzungsrechts an den einzelnen Stodwerfen um, 
Es wird dem Stodwerfseigenthum alio die dem Art, 131 entſprechende Nechtögeitaltung 
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gegeben. Die grundbuhmähige Behandlung ift im rechtsrbeintichen und linksrheiniſchen 
Bayern verschieden. In leßterem wird fonjequent für dad ganze Gebäude nur ein 
Grundbuchblatt angelegt und das Benußungsrecht der Miteigentbümer in Abtb. II 
geregelt. Im rechtsrbeiniihen Bayern werden dagegen die ausichließlihen Nußungs: 
rechte an den einzelnen Stocdwerfen auf bejondere Grundbucblätter eingetragen; val. 
Habicht S. 405 und beionders Schneider Lieg.Recht S. 198. 

4. Ueber das Sondereigentbum an einzelnen Stodwerfen eines 
fremden Gebäudes bei an ganzen Baumerfen auf fremdem Grund umd 
Boden vgl. Ben. 3b 3 zu Art. 151 und Bem, 4b 33 zu Art. IM. 


Uachbarrechte in Bezug auf Waldbäume. 
Artikel 183. 


Zu Gunjten eines Grunditüds, das zur Zeit des Inkrafttretens des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs mit Wald bejtanden iſt, bleiben die landesgejeglichen 
Borjchriften, welche die Nechte des Eigenthümers eines Nachbargrundjtüds 
in Anjehbung der auf der Grenze oder auf dem Waldgrundjtüde ſtehenden 
Bäume und Sträucher abweichend von den VBorjchriften des $ 910 und des 
8 923 Abi. 2, 3 des Bürgerlichen Gejegbuchs beitimmen, bis zur nächiten 
Verjüngung des Waldes in Kraft. 

Reihst.somm.Ber. II ©. 6, Reihst.Siß.Prot. S. 3035, 3096. 

I. Der vorliegende Artifel enthält eine weitere Ausnahme don Dem 
Grundjag des Art. 181 Abi. I, wonad die in den SS 6ff. B.G. B. geregelten 
Verfügungsbeihränfungen des Gigentbümers in Folge Nahbarredts 
vom I. Januar 1900 alsbald in Kraft treten. 

Die den (in den SS 910 umd 923 Abi. 2, 3 des B. G. B. geregelten) Berechti— 
ungen des Nachbarn an dem Grenzbaum und auf Bejeitigung des Ueberbangs von 

weigen und der leberwurzelung entiprehenden nachbarlichen Befugniſſe des bis: 
herigen Rechts ſind im forſtwirthſchaftlichen Intereſſe vielfah zu Gunſten des Gigen: 
thümers von Waldgrundſtücken ausgeſchloſſen und beidränft. 

Der vorliegende Artifel hält die abweichenden Vorſchriften der Landesgeieke zu 
Gunsten des Figentbümers eines Waldgrundjtüds bis zur nächſten Verjüngung des 
Waldes aufrecht. 

2. Urfprünglib war dieſer Vorbehalt allgemein auch für die Zufuntt 
geplant und in Verbindung mit dem jebigen Art. 122 E.6. (Art. 121 Abi. 1 Entw. Il) 
in den IIl. Abichnitt aufgenommen. Auf Antrag der Reichstagskommiſſion XII iſt 
er jedoch insoweit bejeitigt und nur als Uebergangsbeſtimmung aufrechterhalten, ct. 
Note 2 zu Art. 122. Durch Art. 124 wird der vorliegende Artifel nicht etwa ſchon 
gededt. Denn in Art. 124 find nur diejenigen landesgeſetzlichen Vorſchriften aufrecht: 
erbalten, welde andere Nachbarredte als die reichsrechtlichen regeln, nicht diejenigen, 
welche den Anbalt der reichsrechtlichen Nachbarrechte abweichend beitimmen; vgl. Note ! 
zu Art. 122 und Art. 124. 

3. Hier eimichlägige Ueberleitungsvorſchriften geben die Ausführungsneiege 
von Bayern: UerG. Art. 9; — Württemberg: Art. 245; — Heſſen: Art. 88; — 


Mecklenburg-Schw.: $ 182, Str. $ 150; — Braunfhweig: $ 47; — ©: 
Altenburg: S 71; — S-Koburg-Gotha: Art. 24 $ 10; — Schw.-Sonders— 


bauen: Art. 318 6. 


Dingliche Rechte (außer dem Eigenthum). 
Artikel 184. 
Mechte, mit denen eine Sache oder ein Recht zur Zeit des Inkrait 
tretens des Bürgerlichen Gejegbuchs belastet it, bleiben mit dem ſich aus 
den bisherigen Geleten ergebenden Inbalt und Nange beitehen, joweit jich 
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nicht aus den Artikeln 192 bis 195 ein Anderes ergiebt. Bon dem In— 
frafttreten des Bürgerlichen Gejegbuchs an gelten jedoch für ein Erbbaurecht 
die Vorjchriften des $ 1017, für eine Grunddienitbarfeit die Vorjchriften 
der 88 1020 bis 1028 des Bürgerlichen Gejegbuchs. I 

E. 1106 Abi. 2; E. UI 156; NV. 183; Mot. zu 106 ©. 265—266; Brot. 
S. 8797, 040-9042, W44— 9047, 9230-9233 (VI S. 516—5%, 555, 629— 631)., 

1. Allgemeines: Die Bejtimmung des vorliegenden Artikels, wonad ding: 
libe Rechte an Sadıen und Rechten, welde vor dem 1., Januar 1900 be: 
gründet jind, dem bisherigen Recht ſowohl in Anjebung ihrer Voraus: 
ſetzungen als ihrer Wirfungen unterliegen, entipridt dem im Urt. 181 zu 
Ar. I vorgetragenen Prinzip. Die Motive rechtfertigen die Beitimmung auch mit dem 
Hinweis darauf, daß das B.G. B. nur eine beichränfte Anzahl dinglicher Rechte zuläßt, 
daß dieje ftreng genommen daher erſt am 1. Januar 1900 entſtehen fönnen, und daß 
eine Anpaflung der alten Rechte an diefe neuen mit praftiihen Schwierigfeiten ver: 
fnüpft ift, Mot. p. 265. . 

2, Die Borausiegungen des Erwerbs, der Begründung, der Aufhebung richten 
ſich daher, falls vor dem 1. Januar 1900 erfolgt, nach dem bisherigen, falls aber 
fpäter, nad) dem neuen Recht. 

a) Zu den diefe Vorausſetzungen regelnden Vorſchriften gebören 
aud bier (ef. Art. 181 Note 2a) diejenigen über dem gutgläubigen bez. 
nicht bösgläubigen Erwerb bei Veräußerung eines Nichtberechtigten, da nad 
dieſen Borichriften einem ſolchen Grwerber das Recht ſelbſt pofitiv verichafft wird, 
und andererjeits demselben unbekannte und bez. nicht eingetragene Rechte ibm gegen: 
über erlöfchen. 

a) Klar ergiebt fih diefe Auffaſſung des Geſetzes und damit der maß: 
geblihe Zeitpunft jeiner Anwendung jedenfalls in Anſehung der dinglichen 
Rechte an beweglichen Sachen. Der nah dem 1. Januar 1900 erfolgte 
redliche Erwerb eines Nießbrauchs bez. eines Pfandrechts an einer beweg: 
lihen Sade, 88 1052 Sak 2, 1207, 9535, wird daher gemäß 88 932 7F. 
B.G. B. geſchützt, wenn auch der nichtberechtigte Autor in den Bejit der 
berrihenden Sade vor dem 1. Nanuar 1000 gelangte. Andererſeits gebt 
das an einer ſolchen beweglihen Sache vor dem 1. Januar IY00 begründete 
und in Gemäßheit des bisherigen Rechts gegen jeden Dritten wirkende Nieh: 
brauhs: und Pfandrecht nah dem 1. Januar 1900 gegenüber einen qut= 
gläubigen Erwerber der Sache unter ($S Wh). Es bleibt nicht etwa die 
diefen Rechten nad bisberigem Geier zuitebende ſtärkere „dingliche 
Wirkung” als eine zum Anbalt diefer Rechte gebörige Wirkung in Ge: 
mäßbeit des vorliegenden Artifels beiteben. U. Meinung Yebmann 
©. 72, 76, ebenio wie bier Habicht ©. 411 Anm. 1. (Des Yehteren Be: 
denfen gegen die alsbaldige Anwendung der SS 1032, 1208 erledigt Tich 
wohl damit, da nicht eine Anwendung der neuen Vorſchriften über den 
Rang, fondern diejenigen über den unter dem neuen Recht erfolgenden Gr: 
werb und Berluft des Nanges in Frage Iteben.) 

3) Entiprehendes muß auch für die dingliben Rechte an Jmmobilien 
gelten. Bezüglich diejer ergtebt ſich dies in jedem all aus der Vorichrift 
des Art. 186 in deilen materieller Bedeutung. (Nur iſt bier die Geltung 
des neuen Rechts fraft pojitiver Vorſchrift des Art. 15% bis zum 
Zeitpunft der Anlegung des Grundbuchs juipendirt) Gs wird 
aljo eine vor dem 1. Januar bez. dem ſpäteren Zeitpunkt der Grundbuch: 
anlegung im Gebiet des Preuß. Gel. vom 5. Mat 1872 (Entſch. des RG. 
29 p. 244) eingetragene Judikatshypothek auch nac diejem Zeitpunft gegen: 
über dem eingetragenen Nichteigentbümer wirfiam bleiben, obiwobl das B.G. B. 
(arg, $ 892) diefe Wirkung nicht mebr anerfennt. Gin nicht eingetragenes, 
wenn auch vor dem 1. Januar 1900 bez. der jpäteren Anlequng des Grund: 
buchs ohne Gintragung gültig begründetes dingliches Recht kann dagegen 
jeine dingliche Wirkung nad diejem Zeitpunft gegenüber einem qutgläubigen 
(Srwerber nicht mehr äußern. Der nad dem gedachten Zeitpunkt gemäß 
$ 812 erfolgte Erwerb iſt ſtets geſchützt. Gleichgültig it es auch bier, ob 
der eingetragene Autor vor oder nah dieiem Zeitpunft die Fintragung 
erlangt batte; vgl. Ben. 2a zu Art. 181 und Bem. zu Art, 156. 
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b) Hinfihtlib der den dinglich Berechtigten im geil einer Beeinträchtigung 
ihres Rechts zur Seite ſtehenden Vermuthungen, $$ 891, 1006, 1065 :c. ıc., muß 
das Gleiche gelten, was oben bezüglih der Gigenthumspermuthungen zu Art. 181 
Note 2b bemerkt ift. Vor dem 1. Januar 1900 entjtandene Rechte fönnen alſo dieſe 
Vermuthung, ſoweit fie nicht ſchon nach bisberigem Recht begründet it, nicht in An— 
fpruch nehmen. A. Meinung Habicht S. 457 und passim, 

©) Ueber den Finfluß der Vorſchriften des B.G.B. auf eine am 1. Januar 10 
noch nicht vollendete Erfigung des Nießbrauchs einer bewegliden Sade ver: 
bält ſich Art. 185. 


d) Eine Ausnahme von dem Grundiag, dab Erwerb und Verluft dinglicher 
Nechte vom 1. Januar 1900 an nah dem B.G.B. fih richten, beitimmt Art. 159, 
infofern er die Vorichriften des B.G.B. bis zum Zeitpunft der Anlegung des Grund: 
buchs juipendirt; vgl. Bem. zu Art. 189. 

3. Inhalt und Rang der dinglihen Rechte: Das Geſetz ordnet nach feinem 
Wortlaut nicht die vor dem 1. Januar 1900 begründeten Nechte ſchlechthin, fondern 
nur binfichtlich ihres Inhaltes und Nanges dem bisherigen Recht unter. Dieſer 
Gegenjaß zu andern Uebergangsbeitimmungen (ef. Art. 170, 213 E. G) legt die Ver— 
muthung nabe, daß der Geſetzgeber bier den Grundjat der Nichtrüdwirfung nur in 
beihränfterem Sinne babe anerfennen wollen. 


Was ift unter „Anhalt“ des dinglihben Rechts im Sinne dieſes 
Artikels zu verjteben? Unter Inhalt eines Nechts ift ftreng genommen nur der 
„materielle Gebalt von Befugnik und Verpflichtung“, nicht auch die „Art und Weije, wie 
fünftig die Befugniß verändert, beichränft und aufgeboben werden kann, oder nicht 
fann“, nicht, „der Einfluß, welchen die VBerlegungen des Rechts auszuüben und die Be: 
fugnifle, welche dieſe zu verleihen vermögen“, ef. Göppert (EA) Jahrb. für Dogm. XXL 
1574 ©. 195, zu veritehen. Allein daß der Artifel den Begriff „Inhalt“ nicht in dieſem 
beihränfteren Sinne nimmt, ergeben die in Sat 2 alsbald angeführten Ausnahmen, 
welche zum Theil (ef. die SS 1017, 1024-1028) zweifellos nicht zum Inhalt dieſer 
Rechte in jenem beichränfteren Sinne gehören, alio destalls der Hervorhebung garnicht 
bedurit hätten. Sieht man aber auf den Wortlaut des Artikels und nimmt Diele 
Ausnabmen als Beitätigung der Regel, fo würde diejelbe lauten müſſen: „die ding: 
liben Rechte richten jih in Anfebung ihrer ſämmtlichen Wirkungen (alls vor dem 
I. Januar 1900 begründet) nach bisherigem Recht.“ Allein in diefem Umfang tit die 
Regel troß des anicheinend entgegenitebenden Wortlauts des Geſetzes nicht aufrecht zu 
erhalten. Denn biernah -- arg. e contr. Sa 2 (1024) — würde fich beiipielsmweiie 
die Negelung des Nechtsverhältniiies beim Zuſammentreffen unvereinbarer Nutzungs— 
rechte (5 1060 B. G. B) an einer Sache nah dem neuen Rechte regeln müſſen, aud 
wenn diefe Rechte vor dem 1. Januar 1900 begründet find. Wie nun, wenn ein 
Nießbrauchs- oder Erbbaurecht mit einer unvereinbaren Grunddienitbarfeit fonfurrirt? 
Sollen in diefem Fall die Borichriften der SS 1024, 1060 des neuen Rechts An: 
wendung finden oder gemäß der in Sak für Grunddienjtbarfeiten gemachten Aus: 
nahmen die Vorichriften des bisherigen Nedts? Am Hinblid auf dieſe und äbnliche 
fib ergebenden Wideriprühe wird die Wiſſenſchaft und Praris notbwendig 
den Begriff „Inhalt“ in dieſem Artifel entiprebend beihränfen müſſen. 
In der bisherigen Wiſſenſchaſt bat es an Verſuchen zu einer bejtimmten Grenzziehung 
nicht gefehlt, ek. Pfaff und Hofmann, Grfurie 1 p. 157, 159, 154. 

Uns icheint für das künftige Necdt folgende Unteriheidung geboten: 
Es liegt im Welen der dinglichen Nechte, als Serridaitsbeziebungen bez. Nutungs: 
beiugniiie an einer Sache mit abioluter Wirfung gegen Dritte, daß dieſe abjoluten 
Wirkungen ſich nicht genen jeden Dritten gleichmäßig betbätigen, vielmebr in inten: 
fiverer Reife demjenigen Triiten gegenüber wirfen, deilen eigencs Recht an der Sache 
jte beihränfen, et. Gierke, Teutih. Priv. I p. 258 Anm. 6. Lediglich diele leuten 
Htechtsbeziehungen, d. b. die Summe derim Berbältniß zwiſchen Eigenthiimer 
und dinglih Berechtigtem ſich entwidelnden Befugniſſe und Pflichten 
(jo u. a. die Yegalobligationen des Niehbraucders und Prandgläubigers 88 1051 ff., 
1055, 1217. B. .cB.) und die Rechtsmittel zu deren Geltendmachung (Klage und 
Eicherungsanipruc, ef. SS 10063, 1051) Sind bei den einzelnen dinglichen Rechten ver: 
idneden individualifirt. Tagegen Find die Nechtsbesiebungen gegen jeden anderen 
Tritten, d. b. die Anſprüche, welde ſich im ‚all der Störung des Rechts durch dieien 
entwickeln, grundſätzlich bei all dieien Rechten gleichmäßig geregelt (arg. SS 1u0D, 
1017 Abi. 2, 1225 verb. mit SS 95 ff), ſoweit fie nicht wie bei Neallaiten und Bor: 
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faufsrechten (Prot. II, 4764, 4884 verb. mit Entw. I 1055) überhaupt völlig in den 
Hintergrund treten. Zuftimmend Oberned, Reihs-Grundbuh ©. 424, Kublen: 
bed ©. 264. 

Lediglich die eritgedahten Wirkungen gegenüber dem jeweiligen Eigenthümer 
(Berechtigten) find es nun, welche u, &. den „Inhalt“ der dinglichen Rechte im 
Einne des vorliegenden Artifels ausmachen. Nur für diefe hat es auch einen Sinn, 
das Prinzip der Nichtrüdwirfung des neuen Geſetzes zu ftatuiren, da nur dieje als 
im Begründungsaft dauernd feitgelent gelten müſſen, während die Regelung der 
übrigen Beziehungen regelmäßig weder im Willen noh in der Madt der am 
Gründungsaft Betheiligten liegt. —- Dafür, daß das Geſetz felbit das Wort „Inhalt“ 
in dem vorgedachten beihränfteren Sinne nehmen will, fönnte man im übrigen auch 
anführen, daß das Selen neben dem Inhalt den „Rang“ der Rechte bejonders 
bervorhebt: 

a) Yegt man die vorftehenden Ausführungen zu Grunde, jo ergiebt fich zwar, 
daß die Vorſchriften des neuen Geſetzes auf die vorhin Dorabeier. 
dingliden Rechte in der Hauptſache feine Anwendung leiden. So bei- 
ſpielsweiſe beim Nießbrauch die Borichriften der $S 1035-1055 B.G.B. Dagegen 
werden fofort vom 1. Januar 1900 Anwendung finden müjfen: die Vor: 
ihriften über die foniejloriichen Aniprüce; — über die Geltendmahung der Nußungs: 
und Pfandrechte in den 88 1065, 1227, 985 ff. (1004), nicht blos der $ 1017 Abi. 2 
Sat 2 (deögl. über das Publicianiſche Rechtsmittel 1007, Brot. 4055); — ferner die 
Vorſchriften über die Kollifion unvereinbarer Nutzungsrechte S 1060, (Es unterliegt 
ja auch das dieſem Kollifionsjall ähnliche Verhältniß der Gemeinihaft nah Bruch 
tbeilen gemäß Art. 175 dem neuen Redt.) 

Im Einzelnen fann Vieles zweifelhaft fein: Wie ftebt es mit den Vorſchriften 
über die Berpflichtung des Eigentbümers gegenüber den vom Niekbraucher eingegangenen 
Mietb: und PBachtverträgen im Fall der Beendigung des Nießbrauchs 8 1056, vgl. 
Art. 172. Wie fteht ed mit den Beltimmungen, welche zugeichriebene Sadhen dem 
Pfandnerus unterwerfen? (Die Nüdwirfung des neuen Rechts wird bier nur für den 
Fall des Art. 192 zu bejaben jein, und aud da nur umnbeichader der ichon früher be: 
gründeten Rechte, vol. R.G. vom 7. Juli 1900 Jur. Woch. 1900 S. 640.) Wie mit 
den Vorſchriften, welche die Rechte der Betheiligten im Fall der Theilung der berechtinten 
und belaiteten Sache regeln (58 1060, 1109 ff.)? Schon in den Protofollen II p. 9046 
ift die Zugebörigkeit diefer Beitimmungen zu dem Anhalt des Rechts angezweiielt. — 
Bejahen möchten wir jedenfalls die Nichtrücdwirfung der Vorichriften über die Leber 
tragbarfeit bez. Nichtübertragbarfeit des Nießbrauchs (S 1059 B. G. B.), da es für die 
Berheiligten bei Begründung des Nießbrauchs weſentlich jein mußte, ob die dereinjtigen 
Rechtsnachfolger des Nichbrauchers dinglih (ef. AL.R. I 21 88 110 ff, Sächſ. G.B. 
$ 600, code eivil Art. 595) oder nur obligatoriich (S 1059) haften. Geboten ericheint 
uns auch die Nichtanwendung des $ 1061 über das Erlöſchen des Nießbrauchs in Folge 
Todes bey. Erlöihens einer juriftiihen Perſon, auf den vorhin mit anderen zeitlichen 
Grenzen begründeten Nießbrauch. So wird fich der gemäß Preuß. A.L.R. I, 21 88 178 ff. 
als vererblich, der einer juriftiichen Perſon unter bejtimmter Dauer beitellte Nießbrauch 
mit jener Erweiterung bez. dieler Beihränfung erhalten. — Wie ftebt es, wenn aus dem 
Begründungsaft fich nichts erieben läht? Gebt dann ein im Gebiet des gemeinen 
Rechts einer jurijtiihen Perſon beſtellter Nießbrauch nad 100 Jahren, oder gemäß 
8 1061 B.8.B. umter? Nah dem vorliegenden Artikel, welcher einen Unterichied 
zwiichen zwingenden und dispofitiven Vorschriften des neuen Rechts in Anſehung der 
Nichtrüdwirfung nicht macht, muß das eritere angenommen werden, ef. auch Prot. 11 
4105; a. Mein. Dernburg, B.G. B. Sachenrecht) p. 509, welcher die Beichränfung 
nur aufrechterhalten will, foweit fie als Auslegung der Beitellung anzuſehen iſt. 
Bon der Anwendung nicht ausgeichloilen it jedoch jedenfalls der Girundiat des neuen 
Rechts, daß der eingetragene Nießbrauch an einer unbeweglihen Sache durch ton: 
folidation nicht erliiht. Denn bier handelt es fih nicht um eine Frage nach dem 
Inhalt, jondern lediglih um eine Frage nah der „Aufhebung“ des Rechts im Sinne 
unten zu b, Nah Dernburg a. a. ©. p. 548 joll auch die Vorichriit des $ 1108 
Abi. I, daß der Eigenthümer für die während der Dauer jeines Eigenthums falligen 
Reallaftleiftungen auch periönlich baftet, auf alle beitebenden Neallaiten fofort An: 
wendung finden, weil das Geſetzbuch dieſe Beitimmung aus dem „Weſen des Inſtituts 
entwidelt habe“. Dem iit nicht beizuftimmen; vgl. auch Prot. ul 9045, 9041, wo ein 
die alsbaldige Anwendung der 88 1108-1113 B. G. B. (1091-96 Gntw. III) vor: 
ichlagender Antrag ausdrüdlid abgelehnt it. 
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Zu dem aufrechterhaltenen Inhalt eines Mobiliarpfandrechts gehört insbeſondere 
auch der Umfang der Forderung, für den das Pfand haftet, die Vorausſetzungen, unter 
denen das Verkaufsrecht eintritt und die Art jeiner Ausübung, die Friſten und Formen 
deö aufßergerichtlihen Verfahrens, vgl. Habicht ©. 409. A. Meinung Yebmann 
©. 75. Lediglich Ausflüffe aus dem Inhalt des Pfandrechts find weiter die Bor- 
ichriften über das Erlöſchen des Pfandrechts in Folge Untergang der Korderung (1252), 
fowie in Folge der Beſitzanfgabe am Piande (8 1253). Wenn daber code civil Art. 2046 
das Pfandrecht ſchon bei Werluft der Innehabung eintreten läßt, nicht erit im Fall 
der Zurückgabe, jo bleibt dieſe Beſtimmung aufrechterhalten. A. Meinung Habicht 
©. 411, vgl. Ben. zu Art. 171. 

Die Aufrechterhaltung verftebt jih natürlih nur umbeichadet des neuen Ber: 
kehrsrechts, vgl. Ben. 2aa. 

b) Nicht zum Inhalt der Rechte gehören jedenfalls die Borausjegungen und 
Wirfungen der jelbitändigen Nechtöthatfachen, die unter der Herrichaft des neuen Rechts 
entjteben und an die fertigen Gebilde des alten Nechts herantreten. So die Voraus— 
feßungen und Wirkungen des Erwerbs, der Uebertragung und Auibebung 
der beitehenden Rechte, mögen dieje dinglihen Nehtsänderungen auf Geſetz (Gontolis 
dation) oder rechtsgeſchäftlichem Aft beruben, SS 873ff., 1064, 1071, 

Das pleihe gilt au für die Wirkungen des öffentliben Glaubens 
des Grundbuchs, vgl. Ben. oben zu 2a, 

Nur find die Borichriiten über diefe dingliben Nectsänderungen, jomeit fie 
fib auf Grunditüde berieben, kraft positiver Vorſchrift des Art. 189 bis zur Anlegung 
des Grundbuchs juipendirt, und die Borichriiten über die Aufbebung noch darüber binaus, 
bis das Recht im Grundbuch eingetragen ift, vgl. Bem. zu Art. 19. 

4. Der Artikel hält aufrecht alle beitchenden dingliden Rechtsbeziehungen 
der bisherigen Gelege zu einer Sache oder einem Recht, ſoweit fic nicht einem 
Rechtsverhältniß entipringen, für welches nad) ausdrüdliher Boridrift des vor— 
liegenden Geſetzes Das neue Recht maßgebend iſt: 

a) Aus der vorſtehenden poſitiven Begriffsumgrenzung folat: 

7 Aufrechterhalten werden die ſogenannten dinglichen Rechte an fremder Sache, 
mögen ſie 

ac) einer der zuläſſigen Formen unter dem numerus elausus des B. G. B. ent: 
ſprechen, oder mögen ſie 

44) ihrem Inhalte nad künftig unzuläſſig ſein, z. B. vererblicher Nießbrauch, 
ſuperfiziariſche Rechte an Gebäudetheilen, dingliche Mieth- und Pachtrechte, u. a. m.; 
val. Bem. . . zu Art. 189. 

3) Aufrechterhalten bleiben ferner die ſelbſtändigen dinglichen Rechtspoſitionen 
des bisherigen Rechts, wie die gemeinrechtliche publicianiſche Rechtsſtellung und der 
franzöſiſch-rechtliche Mobilienbeſitz. 

b) Aus der negativen Begriffsumgrenzung folgt: 

a) Es kommen in Kortiall alle dinglichen Rechtsbeziehungen, welche nicht jelb- 
jtändig find, jondern nur Ausflüffe eines gemäß Art. 181, 154, 192 E. G. aufgebobenen 
oder umgewandelten Mechts: 

aa) In Megiall kommen alſo die dem neurechtlihen Anbalt des Eigenthums 
widerjtreitenden Yegallervituten (Nachbarredte), arg. Art. 181; 

83) TDesgleihen die Nechtsbeziebungen an den Beltandtbeilen einer Sade, 
(tienum ijunetum, gemeinichaftlidhe Einfabrten, Brunnen ꝛc., vgl. oben S. 371 zu au), 
fomweit jie nicht — val. oben «33 — ſelbſtändige juperfiztariiche Nechte daritellen. 

Durch die Ausführungsgeſetze von Bayern Lieg.&. Art. 19 und Heilen 
Art. 220 wird das an einzelnen Gebäuden und Gebäudetheilen beitebende Sonder: 
— als ſelbſtändiges ſuperfiziariſches Recht erflärt, vgl. Bem. au Art. 184, S. 372 

ei 24. 

yr) Das franzöſiſch-rechtliche Rückfallsrecht (Nefiliations = Nejolutionsrect! 
nad Art. 1183, 1184, ut u. ſ. w. eode eivil bei Uebertranung des Figentbums an einem 
Grundſtück. Denn dieſes Necht tft lediglich die Rechtsſolge der früber zuläfligen be- 
dingten Ginentbumsübertragung an Grundſtücken. Die frage, ob ein ſolches Wider: 
rufsrecht mit dinglicher Wirkung weiterbeſteht, kann daber nur nad der für das 
Eigenthum maßgebenden Lebergangsnorm des Art. IST beantwortet werden und muß 
biernach verneint werden (a. Meinung Scherer Nr. 240 zu Art. 154, Habicht ©. 494, 
welche dieſes Necht gemäß dem vorlienenden Artifet ſchütßzen wollen, Turnau-Förſter 
©. 335 unter Berufung auf Art. 170, 159; Andere unter Berufung auf Art, 165). Alleın 
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es liegt bier weder eine jelbitändine dingliche Nechtspofition, noch ein dinglich wirfendes 
Sculdverbältniß gemäß Art. 179, nod eine Verfügungsbeihränfung gemäß Art. 168 
vor. (Zweifelnd Maenner Recht ©. 429.) Beim Mangel landesgejeglicher Aus: 
führungsbeftimmungen müßte Diele Recht alſo nur noch obligatoriihe Wirfungen 
zwiichen den Benründern äußern fönnen, und es ftände nur in Frage, ob eine dingliche 
Sicherung gemäß $ 883 B. G. B. zuläfiig wäre. (Diefe Frage möchten wir bejaben, 
vgl. auch Entidh. d. K.G. Joh. Jabrb. 1900 S. 77—50, W146.) 

Nah Preußen Art. 25 wird denn auch diejes Nüdjallsrecht als ein nur obli— 
gatoriiher Anſpruch auf Nüdübertragung des Gigentbums deflarirt, verbunden mit 
einem Anſpruch auf Fintragung einer VBormerfung. (Die vorher erfolgte Eintragung 
des Rückfallsrechts gilt als Gintragung einer VBormerfung.) — Aehnlich bejtimmt 
Bayern Pfalz Art. 17, Elſaß-Lothr. $ 25, vgl. auch Helfen Anleg.G. Art. 43, 44 
(nah Bayern joll das Rüdfallöreht ex lege wie eine Votmerkung neuen Styls 
wirfen. Die Berechtigung zum Grlaß dieier Beitimmung wird aus Art. 189 E.G. ber: 
Serie PeTDER fönnen); vgl. hierzu Bem. 544 zu Art. 181 S. 371 und Bem. dayy zu 

rt. 184. 

9) Das antidreriihe Plandreht an Immobilien, d. h. das Recht zum Bei 
und Genuß des Grundftüds zur Sicherung und zur Befriedigung einer Forderung. 
Denn diejes Rechtsverhältniß wird durch die Uebergangsnorm des Art. 192 in eine 
Buchhypothek neuen Rechts umgewandelt. Es kann demgegenüber der lediglich den 
Inhalt dieies dingliben Rechts bildende Anipruch auf Beſiß und Genuß des Grund: 
ſtücks nicht als eine ſelbſtändige dingliche Nechtspofition angeſprochen werden, welche in 
Gemäßheit des vorliegenden Artifels zu ſchützen wäre, vgl. Bem. 5f zu Art. 192 ©. 408, 

ee) Nicht betroffen durch Art. 154 werden endlih die Berfügungs 
beibränfungen. Allein dieje werden gleichfalls nah ausdrüdlicher Vorichriit des 
Art. 165 aufrechterhalten. Gbenjo gebören an sich nicht bierber die durch Gin: 
tragung im Grundbuhb mit og. dinglider Wirfung auögeitatteten 
Schuldverbältnijie Aber auch dieje werden gemäß ausdrüdlicher Vorſchrift des 
Art. 179 aufrechterhalten. 

3) Es fommen diejenigen dingliben Nechtsbeziebungen in Fortfall, weldhe mit 
der neuen Grundbuceinrichtung vom Zeitpunft des Art. 156 völlig unvereinbar find. 
So muß der Jmmobiliarnießbrauch des Rheinischen Nects jih in einen Niekbraud 
neuen Rechts ummandeln. Pfandrechte an demselben können nur gemäß SS 1273 FF. 
begründet werden; vgl. Bem. 58 zu Art. 192 S. 408, Cine Ausnahme madıt Art. 196; 
val. Bem. dort. 

5. Die nach Abi. I Satz 1 ibrem Inhalt nach aufredbterbaltenen 
dinglihen Rechte, alio insbejondere Nießbrauch, beibränfte periönlide 
Dienitbarfeiten, Neallaiten, Piandredte an beweglichen Saden, Vor: 
fauis:, Wiederfaufs rechte werden jedoch zum Theil durch die Ausfuhrungs⸗ 
geſetze ihon vom 1. Januar 1900 an dem Reichsrecht angepaßt. Co: 

a) Die beihränkten perſönlichen Dienitbarfeiten durd: S:: Weimar: $ 148, 

©.:Meiningen: Art. 17821, Shwarzb.:Nudolftadt: Art. 100, Neuß j. L. 8 8. 

Mit der alsbaldigen Infrajtfeßung der $S 1090 —1093 werden auch die in 
8 1090 Abi. 2 in Bezug genommenen, den Inhalt von Girunddienitbarfeiten nor- 
mirenden Vorichriiten in Kraft geießt. Es beitimmen daber auch dieſe Ausführungs— 
neieße weiter, dai damit auch diejenigen Ausführungsbeſtimmungen alsbald entiprechend 
Platz greifen jollen, durch welde der Anbalt der Girunddienitbarfeiten auf Grund des 
Vorbebalts des Art. 115 näher bejtimmt iſt. Ebenſo müſſen für die umgewandelten 
Wohnungsrechte auch die in $ 1093 im Bezug genommenen Vorſchriften über den 
Nießbrauch alsbald Anwendung finden. Wenn Habicht ©. 412 Bem. 1 darauf 
binweift, daß von dieler Ummandlung die Wirkungen von Thatſachen, die vor dem 

Januar 1900 Liegen, nicht betroffen werden, jo iſt das auch bier nur mit der Ein— 
ſchränkung richtig, daß vorber entitandene Aniprüche wegen Schadenseriak und Bes 
reicherung nicht berührt werden; alſo 3. B. die Aniprücde wegen Verwendungen aus 
SS 1093, 1049 Abi. 1. Soweit dieſe Aniprüce aber auf Nealiiation des gegenwärtigen 
Zuſtandes gerichtet find (und dabin gebört auch 3. B. das ius tollendi des S 1049 
Abi. 2), areift das neue Net Plaß; vgl. Ben. zu Art. 181 ©. 368 bei 1. 

Keine Anwendung auf die umgewandelten Dienitbarfeiten finden die in S 4000 
gleichfalls in Bezug genommenen Boricriiten des S 1029 über den Beſitzſchutz. 
Hier ift vielmehr Art. 191 Abi, 1 die mahnebende Uebergangsnorm. Tas Ichreiben 
die bezeichneten Ausführungsgeieke auch ausdrüdlih vor, vgl. z. B. Meiningen: 
Art. 17 8 21 Abi. 2. 
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b) Die beitebenden Reallaſten durch: Bayern-Pfalz: Ueb.G. Art. 46, S.= 
Reimar: $ 150, Meiningen: Art. 15 $ 2, Koburg:Gotba: Art. 36 $ 2. 

e) Die beitehenden Mobiliar- Pinndrehte (unter Inkraftſetzung der SS 1209 
bis 1212, 1214—1258, 1273 Abi. 2, 1275—1279, 1281—1291, 1293 —1296) durch: 
Heilen: Art. 153, Medlenburg:Schm.: $ 205, -Str.: $ 203, Braunihmweig: 
S 62; (vgl. auch Medlenburg: SS 205, 203 Abi. 2, Braunihmweig: $ 62 Abi. 2, 
Oldenburg: $ 15, Bremen: $45 binfichtlih der Schiffspfandrecte, ferner Heſſen: 
F en 2 binfichtlih des Art. 2082 Abi. 2 e. e. und dazu Habicht ©. 413 

emerf. 4). 


Ausnahmen des Abi. 2 und des Satz 2 des Abi. 1. 


b, Für das in Sat 1 ausgeiprodhene Prinzip der Nichtrücwirkung itatuirt 
der Artifel drei Ausnahmen: 

: = Bezüglich der Grumddienitbarteiten, SS 1018 ff. 8.8.8. — Zap 2 
es Art. — 

a) Hier jollen allgemein die über den Inhalt folder Rechte 
lautenden Vorſchriften der SS 1020-1028 BGB. alsbald aud für be— 
ftebende Grunddienitbarfeiten in Kraft treten. Der Ausipruh der rüd: 
wirfenden Krait des neuen Geſetzes iſt bier erit nah langem Kampf durdgedrungen, 
ef. Mot. I p. 265, Brot. 9046, 9255. Maßgebend war die Nüdficht auf die lange 
Daner diejer zum großen Theil nicht ablösbaren Rechte, welde den bisherigen Rechts: 
zuftand noch auf lange Zeit jortbeiteben lafien würden. Es war dieſe Rückſicht auch 
durcbichlagend, obwohl man nicht verfannte, dak die Anwendung namentlih der Vor— 
ichriften der SS 1023, 1024, 1025 und 1026 B. G. B. auf beitebende Girunddienitbarfeiten 
erhebliche praftiibe Schwierigkeiten bieten würden. Allein was die legteren Vorichriften 
anbetrifit, jo fann es füglich zweifelhaft fein, ob nicht die rüchwirfende Kraft auch obne 
ausdrüdlihen Ausiprub anerkannt werden müſſe; vgl. oben Ben. 3a. Yu beachten it 
unter dieſen alsbald zur Anwendung kommenden Borichriften insbejondere der S 102, 
Die Verjährung des Anſpruchs auf Bejeitigung der Anlagen kann jedoch gegenüber 
einer vor dem 1. Januar 19m) eingetragenen Grunddienitbarfeit, welche genen eine 
ſolche Berjährung neichüst war (vgl. $ 12 Pr. E. E.G. vom 5. Mai 1572), gemäß $ 169 
erit vom 1. Januar 1900 beginnen; vgl. Habicht ©. 417, 

3) Der Artifel nimmt von den Borichriften über die Grunddienſtbarkeiten 
nicht in Bezug, ſchließt alio von der Anwendung auf beitebende Grund: 
dienitbarfeiten aus nur die SS 1018 und 1019 über den Begriff und das 
zuläjiige Maß der Grumddienitbarfeit und den $ 1029 über den Beiikesihug im all 
der Störung. Der Ausichluß der beiden eriteren Beitimmungen it mit Rückſicht 
darauf gerechtfertigt, daß dieſe Beitimmungen die Frage nad dem Beſtande bez. den 
Rorausießungen dieſer Rechte ſelbſt betreffen, und im Fall ihrer Anwendung daber 
beitchende Grunddienitbarfeiten zum Theil überbaupt bejeitinen würden. Die Nicht: 
anmwendung des $ 1029 iſt im Hinblick darauf geredtiertigt, daß ſchon Art. 180 in 
Verbindung mit Art. 191 beitimmt, inwieweit die Beitimmungen des B.G.B. über 
den Beiikesihug von Grunddienitbarfeiten auf beitebende Rechte diefer Art Anz 
wendung finden. 

y) Kür Grumddienitbarfeiten gelten außer den bereits oben zu 1 erwähnten, 
für alle dinglihben Rechte neltenden lebergangsbeitimmungen der SS 180, 156, 190 
nody die beionderen Uebergangsbeſtimmungen des $ 1857 (Beireiung vom Gin: 
tragungsztwang) und des S 191 ( Beiigesihuß). 

b) Bezüglih des Erbbaurechts (Superficies) SS 1012. B.G. B. — Zar 2 
des Art. — Bier iſt auf die beitehenden Rechte dieſer Art lediglich die sofortige 
Anwendung des $ 1017 8.6.8. vorgeidrieben, welcher vorichreibt, daß auf Erb: 
baurechte die auf Grundſtücke und die für den Erwerb des Gigentbums und bie 
Aniprüce aus demjelben geltenden Loricriiten Amvendung finden jollen. Was die 
lenteren Anſprüche SS O5 Hr, 1004 B. G. B. anbetrifft, fo würde fich u. E. die alsbaldiae 
Amvendung des $ 1017 auch ohne ausdrücklichen Ausipruc ergeben; val. oben Bem. ># 
Vorſchriften über Srunditüde, ef. Biermann, Sachenrecht zu S 1017 Note I), Tie 
den Erwerb bez. die Uebertragung des Eigenthums regelnden Borichriiten finden ſich 
im sy 900, 25, 26, Ueber die arundbuhmärige Vebandlung von dem In 
Art. 186 bezeichneten Zeitpunft el. S 7,3 Zaß 2, 20, 22 Abi. 84 RG.B.O. Fin 
Antrag, auch die übrigen auf den Anbalt des Erbbaurechts bezüglichen Borjcriten 
der SS 1013, 1016 jofort in Kraft treten gu laſſen, iſt laut Brot. 9045 ausdrüdlic 
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abgelehnt. Freilich war damals die erjt fpäter (Prot. 9230ff) für Grunddienftbarfeiten 
beichloilene erorbitante Rückwirkung des neuen Geſetzes noch nicht feitgeiekt. 


Zuſatz zu a und b: Hinfichtlich der Grunddienftbarfeiten und Erbbau— 
rechte ift noch Folgendes zu bemerken: 

a) Die Vorausſetzungen der Entſtehung dieſer beitebenden Nechte richten 
jih nah bisherigem Redt. Dagegen tft die Frage, ob begrifflich 
eine Grunddienftbarfeit oder ein Erbbauredht vorliegt, für 
weldes die neuen Vorſchriften gelten follen, nad neuem Recht zu be= 
urtbeilen. Es werden daher die Grundgeredhtigfeiten nah 88 243 ff. I, 22 
A.L.R. (Gruchot 40 ©. 1131) feineswegs den Vorſchriften der 88 1020 
bis 1028 unterworfen. Denn im Sinne des BGB. find es eben feine 
Grundgerechtigfeiten, jondern juperfiziariiche Rechte. Wohl aber findet der 
$ 1017 auf Diele Rechte alsbald Anwendung; vgl. Vorbem. zu Art. 180 ff. 
S. 358 oben u. Einl. S. 291 Bem. Vb. Andererjeits findet auch auf be: 
itebende Erbbauberedhtigungen des bisherigen Rechts, ſoweit fie an einzelnen 
Sebäudetheilen und Anpflanzungen begründet find, der $ 1017 feine An: 
wendung. Denn bier liegen feine Grbbaurebte im Sinne des B.G.B. 
($S 1012) vor. 

3) Die vorgeihriebene tbeilweife alöbaldige Anwendung 
neuen Rechts auf beitehende Grundpdienftbarfeiten und Erbbau: 

rechte veritebt ſich nur unbeichadet des Art. 189 E.&. Someit dieie 
neuen Vorſchriften aljo nicht lediglich den nbalt, jondern die Begründung, 
Uebertragung und Aufbebung dieier Rechte betreffen, bleiben fie bis zum 
Zeitpunft der Grundbuchanlegung jufpendirt. A. Mein. Habicht ©. 414. 
Allein der Art. 159 bezieht ſich doch nicht nur auf die in Art. 184 Sap 1 
bezeichneten Rechte, fondern auf alle dinglichen Rechte, alio auch auf 
die in Art. 181 und 184 Abi. 2 umgewandelten Nechte: 

Bezüglih des Erbbaurechts bleiben alio die in $ 1017 in Bezug 
genommenen Borichriiten über die Nechtsänderungen an Grunditüden 
SS 873ff, desgleihen die über die Auflafiung SS 925 ff. vor der Grund: 
bucdanlegung außer Anwendung, wogegen die nicht mit der neuen Grund— 
bucanlegung zujammenbängenden, in S 1017 in Bezug genommenen Bor: 
ſchriften, alio 3. B. 88 313 Sab 1, 867, 905, 1015 ff, alsbald mit dem 
Il, Januar 1900 Anwendung finden. 

Berüglih der Grunddienftbarfeiten fommt bier von den aläbald 
in Kraft geießten Vorichriiten jedenfalls der S 1028 als ein folder in Be: 
tracht, der nicht zum Anbalt der Grunddienitbarfeit gebört und deshalb bis 
zur Anlegung des Grundbuchs juipendirt bleiben muß. Nah Habicht 
S. 417 foll die alsbaldige Geltung jedoch des $ 1028 ſchon deshalb geboten 
jein, weil diefer Auibebungsgrund mit der neuen Grundbucheinrihtung in 
feinem Zuſammenhang steht. Allein der Art. 189 ſuſpendirt aud Die: 
jenigen Borichriiten des neuen Rechts, welche dingliche Rechtsänderungen 
unabhängig vom Grundbuch eintreten lajien, ſoweit dies nämlich im 
Gegenſatz zum bisherigen Recht geichiebt: vgl. Bem. III zu Art, 18%, 

c) Brzügli der Pfandrechte an Grunditüden: Hypotheken, Grund: 
Schulden Ss 1413ff. — Sag 1 Halbi. 2 des Art. — Hier ſoll auf beitebende Nechte 
diefer Art gemäß Art. 192—195, auf den Inhalt diefer Nechte (nicht auch auf den 
Rang) das neue Recht alsbald Anwendung finden. 

Die alsbaldige Anwendung verftebt ſich jedoch bier erit allgemein — aud be: 
züglib der den Inhalt diejer Nechte betreffenden Vorſchriſten — vom Zeitpunkt der 
Grundbuhanlegung. 

(3 haben aber einige Ausführungsgeietze beitimmt, daß gewiſſe den Inhalt 
dieſer Rechte betreffende Borichriiten ihon vom 1. Januar 1900 an Anwendung 
ng jollen; vgl. Heſſen: Art. 224, S.:Weimar: $ 156, Schw.:Rudoljtadt: 

rt. 105, 

71. Gemäß dem beionderen Vorbehalt des Art. 115 E.G. (des ILL. Abichnitts) 
baben die Yandesgeiege die Befugniß, auch für zufünitig entitebende Grumddienftbarfeiten, 
Neallaiten und beichränfte perſönliche Dienitbarfeiten Vorſchriften zu erlaiien, welche 
den Anbalt und das Maß diejer Rechte näber beitimmen. Tesgleihen haben ie das 
Recht, auf Grund der allgemeinen VBorbebalte der Art. 65, 66, 73, 113, 164 nal. 
auch Art. 114, 118, 120, 121, 128, 131, 132, 133) durch abänternde Vorichriiten bei 
allen dinglihen Rechtsverhältniſſen den bisherigen Rechtszuſtand aufrechtzuerbalten. 
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Eine Ueberſicht des ſich danadı ergebenden Nechtszuitandes iſt bei Art. 115 
mitgetbeilt, desgleichen find auch dort Die bezüglichen landesgeieglihen Ausführungs— 
geſetze mitgetbeilt. Dielelben baben auc, ſoweit fie ſich auf beitebende dingliche Rechte 
beziehen, nicht bier, jondern dort ihre sedes materiae. 

8, Nur einige wenige Ausführungsgeſetze intereifiren an dieſer Stelle, io 
Medlenburg:Shw.: 176 -178, :Str.: 175—177, welde ſich mit den vererblichen 
und übertragbaren Nubungsredten und anderen bäuerliben Nutzungsrechten be— 
ſchäftigen, welche nicht unter Art. 63 fallen. 


Erliung. 
Artifel 185. 

Iſt zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gejegbuchs die Er- 
ſitzung des Eigenthums oder Niegbrauchs an einer beweglichen Zache noch 
nicht vollendet, jo finden auf die Erfigung die Vorjchriften des Artikel 169 
entiprechende Anwendung. 

6. 1107; E. II 156; RR. 184; Mor. zu 107 S. 2366; Prot. S. 9047, 9236 
(VIE. 520, 633). 

Der vorliegende Artikel ordnet in Verbindung mit Art. 189 Abi. 1 


und ? die Bebandlung einer am 1. Januar 1900 noch nicht vollendeten 
Griigung einer Sache oder eines Nedts. 

I. Hinfichtlich beweglicher Sachen kennt das B. G. B entiprehend dem bisherigen 
Rechtszuſtand die Erſitzung des Eigenthums und Nießbrauchs $ 957 und $ 10553, ie 
entiprechende Anwendung der Grundiäge des Art. 169 über eine am 1. Januar 1900 
noch nicht vollendete Verjährung it bier alſo unbedenflid. 

2. Hinfichtlih unbeweglider Sachen und Rechte an unbeweglidben Sachen, 
Erbbaurecht, Nießbrauch, Ghrunddienitbarfeit, beihränfte periönliche Dienitbarfeit fennt 
das B. G. B. feine eigentlibe Erſitzung. (Vorkaufsrechte und Reallaiten fommen über: 
baupt nicht in Betracht, vgl. Bem. 3Zaa zu Art. 180 ©. 360.) Tie Erfikumg dieier 
Rechte fann fich daber nad dem 1. Januar 1900 nicht mehr vollenden. Nur wenn zu 
diejer Zeit das Grundbuch noch nicht angelegt it, gilt für dieſe Uebergangszeit das 
bisherige Recht fort. Sie kann fih dann eventuell noch vollenden (Art. 189 Abi. 1). 

Tagegen fennt das B.G.B. bezüglib des Grundeigentbums und der übrigen 
voritebend gedachten Rechte die Form der „Tabellareriikung“, SS 00 Abi. 1, 900 
Abi. 2 (1029, 1036, 1090 Abi. 2). An diefer Form kann fih gemäß der pofitiven 
Vorſchrift des Art. 189 Abi. ? die Friikung nad dem 1. Januar 1900 vollenden, und 
es finden dann wie für die Erfisung bewegliher Sachen die Grundiäke des Art. 169 
über eine am 3. Januar 1900 noch nicht vollendete Verjährung entiprehende Anwendung; 
vgl. Bem. 7 zu Art. 189, 


Anlegung von Grundbüchern. 
Wrtifel 186. 


Das Verfahren, in welchem die Anlequng der Grundbücher erfolgt, 
jowie der Zeitpunkt, in welchem das Grundbuch für einen Bezirf als an- 
gelegt anzujehen ift, werden für jeden Bundesjtaat durch landesherrliche Ver- 
ordnung beſtimmt. 

Iſt das Grundbuch für einen Bezirk als angelegt anzujeben, jo ift die 
Anlegung auch für jolche zu dem Bezirke gehörende Grundjtüde, die noch 
fein Blatt im Grundbuche haben, als erfolgt anzujehen, joweit nicht be- 
ſtimmte Grunditüce durch beiondere Anordnung ausgenommen find. 


61108; E. 111555 RB. 1855 Dot. zu 108-110 ©. 266— 265; Prot. ©. 
9047, W048 (VI S. 520, 521). 
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I. Allgemeines. Der vorliegende Artikel verhält ſich über die zeitliche Wirk— 
famfeit derjenigen Boridwiften des Sachenrechts, welche das Borhandenjrin eines 
Grundbuchs vorausiegen, 83 S873—892 fi. 

Der Artikel enthält zwar ausdrücklich eine ſolche VBorichrift nicht, er enthält 
vielmehr nah jeinem Wortlaut lediglih eine VBerfabrensvorichrift, aber dadurd, 
daß er mit diefer VBorichriit über den Zeitpunkt disponirt, in welchem das „Grundbuch“ 
(seil. Grundbuh im Sinne des B.G. B) ald angelegt gelten foll, giebt er gleich 
zeitig eine Entſcheidung über den Geltungsbeginn der auf daflelbe bezüglichen Vor— 
ichriften des B.G.B. Schon nah dem auch in diefem Geſetz durchgeführten ‘Prinzip, 
dab Beriahrensvorichriiten alsbald mit dem 1. Januar 10 in Kraft treten, müßten 
die bezeichneten Vorſchriften ebenmäßig, wie die formalen Vorſchriften der Reichs— 
arundbudhordnung vom 24. März 1897, mit denen fie auf das engite zuſammenhängen, 
auch von dieſem Zeitpunft an Geltung haben. Dieje alsbaldige Geltung ift jedoch 
mit Rückſicht darauf nicht möglich, daß zur Zeit in vielen Gebieten Deutichlands ein 
zu den gedachten Borichriiten paflendes Grundbuch nicht vorhanden ift und auch am 
I. Januar 1900 nicht vorbanden zu fein braucht, da die Vorſchriften der Reichsgrund— 
buchordnung, alio auch die die Anlegung der Bücher und die Ginrichtung derfelben 
betreffenden Borichriften dieſes Geſetzes, frübeitens mit dem 1. Januar 1900 in Kraft 
treten ($ 82 R.G.B.O.). Bei dieier Sachlage aber müßten jtreng genommen bie 
Vorſchriften der SS 873— 892 B. G. B. ſowie die Norichriiten der Reichsgrundbuch— 
ordnung (jomweit jie nicht die Anlegung des Grundbuchs ſelbſt betreffen) bis zu der 
thatjächlich erfolgten Anlegung des Grundbuchs für jedes einzelne Grundſtück fuspendirt 
werben. Der vorliegende Artifel ermöglicht nun den gedachten Vorſchriften ſchon einen 
früheren Geltungsbeginn, indem er den einzelnen Bundesjtaaten überläßt, ſchon vor 
thatſächlich beendigtem Anlequngsverfahren durch landesherrlide Berordnung aus: 
zufprecen, daß ein Grundbuh im Sinne des B.G.B. vorhanden ſei. Ebenmäßig 
erflärt die Reichsgrundbuchordnung $ 82 diefen Zeitpunkt fir den Geltungsbeginn 
ihrer Rorichriiten für maßgebend. - - Richtiger wäre es wohl geweſen, den vorliegenden 
Artikel gänzlib in die R.G.B.O. zu übernehmen und bier mur zu beitimmen, daß die 
Borfchriiten des B.G. B, ſoweit jie ein Grundbuch vorausjegen, mit dem Zeitpunft 
Geltung haben, wo das Grundbuch als angelegt anzuieben ijt. 


Diefe in unferem Artifel eutbaltene positive Beitimmung bringt 
zugleih negativ zum Ausdrud, daß die vorgedadten, ein Grundbuch 
vorausſetzenden Borichriiten des BGB bis zum gleichen Zeitpunft 
juspenbdirt bleiben. Der Art. 189 stellt dieſe Konſequenz noch ausdrücklich feſt. 


2. Gemäß Abias 1 iit alio der landesherrliden Verordnung überlaflen, 
das Verfahren über die Anlegung don Grundbüchern im Sinne des BGB. zu 
regeln (nicht dem Landesgeſetz, weil es fih um die Erfüllung einer den Bundes: 
Staaten obliegenden Berpflichtung bandelt, ef. E.&. zum G.B.G. $ 17 Abi. 2, R.A.O. 
88 107, 110). Die Kompetenz der Yandesherren ijt natürlich beichränft, ſoweit reichs: 
rechtlibe Worfchriften über die Anlegung von Grundbüchern eriitiren. Solde find 
vorbanden in dem 1. Abichnitt der Neihsgrundbuchordnung vom 24. März 1897 
(88 1—12). An diefe find die Yandesherren infoweit gebunden, als ihnen nicht jenes 
Geſetz jelbit in jeinen Schlußbeitimmungen, nämlich in den bier in Betracht fommenden 
SS 85—12, wiederum Abweichungen bez. Ergänzungen geitattet. 

a) Die bezüglichen Borichriiten der Neichsgrundbuchordnung find bauptiächlich 
im nterefje des Spezialitätsprinzips erlafien. Ansbeiondere bejtimmt $ 2, nachdem in 
$ 1 die ipezielle Einrichtung der Bücher den Anordnungen der Yandesjuftizverwaltung 
überlafien ift, daß die Grundbücher (mie auch der vorliegende Artikel vorausiekt) nad 
Bezirken anzulegen find. Gemäß 885 G. B.O. kann jedoch durd landesberrlidhe Ver: 
ordnung beftimmt werden, daß für gewiſſe Gattungen von Grundſtücken eine Aus: 
nahme jtattfindet. Die Bücher find in Uebereinftimmung mit einem den Beitand des 
Bezirks nachweiſenden Verzeichniß zu balten, deſſen näbere Beitimmung (Ginrichtung 
von Flurbüchern ꝛc.) wiederum landesherrliher Verordnung überlaffen it, ef. hierzu 
889 SBOD. Gemäß $ 5 enthält jedes Srundbuh ein Grundbuchblatt. Nur ein 
folches tft für das Grundſtück als „Grundbuh im Sinne des B.G. B.“ anzuſehen. 
Gemäß SS 57, 88 8.8.0. kann jedoch durd landesherrliche Verordnung beitimmt 
werben, dat ein bisher gneführtes Buch oder mehrere bisher geführte Bücher -als 
Grundbücher im inne d. B.G. B. gelten jollen. Nur müſſen dieſe Bücher bezw. 
Geſammtbücher eine Seite entbalten, aut welcher (wenigitens durch Verweiſungen) der 
geſammte dingliche Rechtszuſtand dargeitellt it. Gemäß S 4 R.G.BO. fünnen aus 
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nahmsweiſe Perſonalfolien gebildet werden, wenn daraus nicht Verwirrung zu befürchten 
tt. Nah $ 56 fünnen nad landesberrliher Verordnung die Perjonalfolien jih auch 
auf mehrere Bezirfe eritreden. 

Gemäß $ 90 G. B.O. können ferner gewiſſe Grunditüde (des Fisfus, gem. 
storporationen, öffentl. Wege, Gewäſſer, Babnlinien, Grundftüde der Yandesherren 
und gleichgeitellter Häufer) dur landesberrlihe Berordnung vom Buchungszwang 
befreit werden. 

Endlich bejtimmt $ 91 G.B.O., dab das Verfahren zum Zweck der Gintragung 
von Grundjtüden, die bei der Anlegung des Grundbuchs ein Blatt nicht erbalten 
haben, ebenfalls durch landesberrlihe Verordnung geregelt wird. 

Durch die Beitimmung des vorliegenden Artikels in Verbindung mit den vor: 
ftehbenden Beitimmungen der G. B.O. find, da der $ 55 E. G. auf dieſe Beitimmungen 
durch $ 82 Abi. 2 G. B.O. entiprebend für anwendbar erflärt it, die landesgeſetzlichen 
Vorſchriften über die Anlegung von Grundbücern beieitigt, foweit nicht im Einf. Geſ. 
wiederum Vorbehalte gemadt find ($ 83 G. B.O.). Der vorliegende Artifel ipricht 
nur von der „Anlegung der Grundbücder und bei. deren Errichtung“. Hinſichtlich 
des Verfahrens in Grundbuchſachen im Uebrigen beſtimmt die Reihsgrundbuhordnung 
88 13 — 81 gleichfalls mit Kodififationsprinzip (SS 82, 85), aber die Regelung zablreicher 
oe der Landesgeſetzgebung bes. Yandesjuftizverwaltung (SS 95—102, 93--95) 
überlaffend 

Das Reichsgeſetz über die freiw. Gerichtsbarfeit greift bier nicht ergänzend ein, 
wohl aber die Yandesgeießgebung, ſoweit es ſich nicht um ſpeziell grundbudlide Bor: 
ichriften handelt. 

b) Yusführungsperordnungen über die Anlegung des Grundbuchs find bereits 
in den meiften Staaten ergangen: 

Preußen: Verordn. v. 13. November 1899, betr. das Grundbuchweſen; desgl. 
für Naffau v. 11. Dezember 1899 und für Helgoland vom 10, April 1900, 

Bayern: Gef. v. 18, Juni 1895 über die Vorbereitung der Anlegung des Grdb. 
rag DB. v. 23. Juli 1898; desgl. für die Pfalz Gef. über das Yiegenichaftsrecht v. 

Juli 1898 nebit B.v. 28. August 1898. 

Sadjen: ®. 3. Ausf. der Grdb.O. v. 26. Juli 1899, 

Württemberg: 2. v. 30. Juli 1899, betr. d. Anleg. d. Grdb. 

Baden: V. v. 1. August 1899; V. v. 4. Mai u. 9. Nov. 1900. 

ge fen: Sei.,d. Ünteg, d. Grdb. betr., v. 16. März 1899 nebit ®. v. 13. Januar 1900. 

Idenburg: (für Oldenburg, Lübed, Birkenfeld) Aust. Verordnungen 3. Grob. O. 
v. 15. Mat 1899, 

Medlendb.:Schw. u. :Str.: Ausf. Verordnungen v. 9, April 1899, 

Braunfhweig: V., betr. d. Ausf. d. Grdb.O,., v. 12, Juni 1899, 
Weimar: A.®. 3 B.G. B. SS 119—132, 

Meiningen: ®. v. 16. Dezember 1899, betr. d. Grob. 
‚Altenburg: ®. v. 5. September 1899 3. Ausf. d. Grdb.O. 
:Goburg Gotba:®. v. 1. Dezember 1899 3. Ausf. d. Grdb. O. 

Anhalt: ®. v. 10, Dezember 1899, betr. d. Grdb. 

Schw.:Sonderäbauien: A.G. z. B.G B. Art. 22. 

Waldeck: DB. vo. 20. Dezember 1899, betr. d. Grdb.O. 

Neuß dä L.: V. v. 6. Dezember 1899 3, Ausf. d. Grdb.O. 

Reuß j. %: V. v. 18. November 1899 3. Aust. d. Grdb.O. 

Schaumburg:t.: ®. v. 2. Desember 1899, betr. d. Ausf. d. Grdb.O. 

Lippe: ©. 3. Ausf. d. Grdb. O. v. 18, Degember 1899, 

Lübeck: Ausi. Gef. 3. Grob.O. v. 18, Dezember 1899, 

Bremen: ®. v. 19. Dezember 1899, betr. die Anleg. d. Grdb. 

Hamburg: Geſ., betr. d. Aus. d. Grbb.D., v. 14. Juli 1899 u. Belfanntm. 
v. 11. Dezember 1899. 

Elſaß-Lothringen: ®. v. 18. April 1900, betr. d. Anleg. d. Grundb. 

3. Der landeshberrliben Verordnung tit ferner gemäß Abi. 1 über: 
lafien, den Zeitpunft zu beitimmen, in welbem das Grundbuch als an: 
gelegt gelten ſoll. 

a) Dieſer Zeitpunft fonnte fih bei denjenigen Yändern, die bereis ein 
dem Grundbud des BG.B. ähnliches Grundbuch bejiten, zum Theil jchon 
auf den 1. Januar 1900 verlegen laffen (womit ſich dann die Uebergangsbeſtimmung 
des Art. ISO erledigt) und wird auch im Uebrigen nicht weit binaus vertagt zu werden 
braucen. Sp für die Grundbuchſyſteme von Preußen mit Ausnahme von Helgoland 
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und dem ehem. Herzogtbum Naffau und die demielben nadgebildeten Spiteme der 
Staaten Oldenburg, Goburg:Gotba, Braunihweig, Fürftentbum Lübed, Yippe-Detmold, 
Schwarzburg:Sonderdhauien, Schaumburg:tippe, Waldef und Pyrmont; desgleichen 
für die Spiteme des Königreichs Sachſen und die nachgebildeten Syiteme von Alten: 
burg, Reuß jüng. und Neuß ält. Linie. 


Auch für die übrigen Länder des fogenannten Srundbudiyitems 
wie Anhalt, Medlenburg (mit Ausnahme des ritterichaftlihen Grundbeiikes), Hanız 
burg, Meiningen, Heil. Prov. Starfenburg und Oberheſſen, vormaliges Herzogthum 
Naſſau, ift bezw. war für eine weite Hinausichiebung des Zeitpunfts ein Bedürfnik 
nicht vorhanden. Someit in diefen Yändern wie in Meiningen, Heilen: Naffau, 
Hamburg, Heſſen getrennte Bücher für Gigenthum und dingliche Belajtungen eriftiren, 
werden die 88 87, 88 R.G.B.O. über die Schwierigfeiten hinweghelfen. In einzelnen 
dieier Staaten, 3. B. in Meiningen und Heſſen, geitaltet fih die Anlegung freilich deshalb 
fchwierig, weil dielelben dingliche Rechte mit Ausnahme der Hypotheken grundiäglich 
nicht zur Gintragung bringen. 

Schwieriger wird dagegen dad Anlegungsverfahren in den übrigen Staaten 
fich geitalten, melde entweder wie Bremen überhaupt fein Grunde oder Pfand: 
buch bejiten (Berichwiegenbeitäinitem) oder nur ein dem Grundbuh zum 
Theil ähnlich geitaltetes Negiiter, wie bayr. Pfalz, Baden, Rheinheſſen, Birken: 
feld, Elſaß-Lothringen (Transjfriptionsiyitem), oder welde nur fpeziell für Hypotheken 
beitimmte Hnpotbefenbücher befigen wie Bayern, Württemberg, Mecdlenburg bez. des 
ritterichaftl. Grundbeiites, Weimar, Schwarzburg:Rudolitadt (Pfandbuchſyſtem). Wer: 
gleiche die von Lehmann in Stobbestehmann Deut. Priv.R. 1896 ILL p. 104-167 
aufgejtellte, den jeweiligen Rechtszuſtand in Deutichland Far veranichaulichende Tabelle. 
(Die Ueberiicht der Motive zum Sachenrecht III. p. 12ff. iſt nicht mehr ganz autreffend. 
So ift in gang Preußen mit Ausnahme des vormal. Herzogtbum Naflau und Helgoland 
bereits die Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 eingeführt.) 


b) Ausführungsgeiege. Den eriten Januar 1900 haben als Zeitpunkt der 
Grundbuchanlegung bejtimmt: Preußen für den uriprünglichen Geltungsbereich der 
früberen GB. vom 5. Mat 1872, desgl. für den überwiegenden Theil der übrigen 
Nechtögebiete. Dagegen nicht in Naſſau und Helgoland, wo jene Grundbuchordnung 
noch nicht eingeführt war; vgl. Art. 3 8.8, vom 13. Dezember 1899 u. Anlage dazu; 
Provinz Sachſen: V. vom 26. Juli 1899 $ 1. — Württemberg: V. vom 30, Juli 
1899 81. — Braunihmweig: ©. vom 12. Juni 1899 83. — Meiningen: ®, vom 
16. Dezember 1899 Art. d. — S.:Coburg:Gotha: V. v. 1. Dezember 1599 $ 4, — 
Lippe: V. vom 15. Dezember 1899 8 1. 


4. Bermutheter Zeitpunft der Anlegung. Iſt die Grumdbuchregulirung durd 
die landesherrliche Grflärung, daß das Grundbuch für einen Bezirf als angelegt ailt, 
beendigt, jo bat jedes Grundſtück in dem Bezirf ein Grundbuch im Sinne der Vor: 
fchritten des B. G.B., auch wenn in Wahrbeit ein Grunditüd noch nicht eingetragen 
it, Set es weil die Grundſtücke überieben, weil deren Buchung wegen obwaltender 
Umftände noch nicht erfolgen fonnte oder weil bei nicht buchungspilichtigen Grund: 
ſtücken die Buchung wegen dinglicher Nechtsänderung erit nachträglich erforderlich wird. 
„Lie rebtsgeichäftliche Verfügung über noch nicht nebuchte Grundſtücke iſt ſolchenfalls 
allerdings einftweilen gebindert, doch wird die nachträgliche Buchung der auigelaiienen 
Grundſtücke ohne großen Zeitverluft zu erreichen ſein,“ Mot. p. 268. Das Berfabren 
für dieje nachträgliche Buchung wird gemäß SIIR.GBO. (ef. zu 3) gleichialls durch 
landesherrlihe Verordnung bejtimmt. 

In Gemäßheit des Schlußſatzes des Abi, 2 des borliegenden Artikels kann 
ferner die Geltung der Vermuthung für einiae noch nicht gebuchte Grundſtücke durd 
bejondere Anordnung ausgenommen und damit die Fortdauer des bisherigen Rechts 
für diefe Grundſtücke ausgeiprochen werden, ef. auch S WN.G.B.O. Leber die äbn: 
liche Ueberaangsbeitimmung des S 49 Satz 2 der Preuß. Grundbuch-O. vom 5. Mai 
1572 und die ſich daran anfnüpfienden Streitfragen, ef. R.G. 31 p. 302, 

Austührungsbeitimmungen: Preußen: B®. vom 13. November 1899 Art. 15, 
Abi. 2; Bavern: ®. vom 23. Juli 1898 8 27, V. vom 28. Auguſt 1808 88 36, 37. 

(63 fönnen ferner die Ausführungsgeſetze auf Grund der allgemeinen Vor: 
behalte des III. Abſchnitts für gewiſſe Materien dieſe bisherigen Bücher befteben laiien. 
So läht Meiningen die bisherigen Berg:, Grunde und Hypothekenbücher auf Grund 
der Art. 6 ff. fortbeiteben.) 
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5. Berichtigung des Grundbuds. Die Anlegung des Grundbuhs wird, und 
Ban auch in den Yäandern des Grundbuchſyſtems, nicht eher ausgeiprodhen werden 
önnen, bis die bisherigen Lücken in den Gintragungen ausgefüllt find. Denn vom 
Beitpunft der Anlegung find die nicht eingetragenen Rechte der Gefahr der Aufhebung 
zu Gunſten eines gutgläubigen Erwerbers ausgejegt (ef. zu 6). Die Vollftändigfeit 
des Grundbuchs wird die landesberrlihe Verordnung durh Aufforderung an die 
Snterejienten, binnen bejtimmter Friſt ihre Gintragung nachzuſuchen, erreihen. Die 
Friſt darf feine Präflufivfriit fein, vielmehr nur die Nechtöfolge des S 83 
androben. Nah der Anlenung des Grundbuhs fteht jedenfalls dem nichtein- 
etragenen Änterefjenten, ſoweit fein Recht auf Grund der bisherigen Geſetze in dieſem 
Beitpunft bejtebt, gemäß SS 894—898 der dinglihe Anſpruch auf Berichtigung des 
Grundbuchs genenüber allen denjenigen zu, für welche das Grundbuch nah dem nun: 
mehrigen Rechtszuitande wegen der Lücken der Eintragung ein Zuviel am Rechte 
ergiebt. Iſt allerdings nach dem Zeitpunkt der Anlegung inzwiichen ein gutgläubiger 
(Srwerb jeitend eines Dritten erfolgt, jo ceijirt mit dem dadurch bewirften Wegfall 
des nichteingetragenen Rechts auch der Anſpruch auf Berihtigung. 

Am Entw. I Art. 114 war dieſer Berichtigungsaniprud beionders vorgeleben. 
Der Artikel wurde jedoch im Hinblid auf die veränderte Faſſung des S 994 B. G. B. 
gegenüber $ 843 Entw. I gejtrihen; vgl. Mot. p. 276 und Prot. p. 9053 unten. 

6, Die materielle Bedeutung des Artikels liegt, wie ſchon zu 1 dargelegt iit, 
darin, daß vom Zeitpunkt der Anlegung des Grundbuchs alle die Vorſchriften Des 
B.6.B, gelten, welhe das Borhandenjein eines Grundbuchs zur weientlihen Bor: 
ausſetzung haben. Gine weitere Friſt, abgejeben von der dur das Anlegungsver— 
fahren gebotenen Frift, innerhalb welcher die Geltung dieier Borichriiten ſuspendirt 
wäre, fennt das B.G.B. nicht. (Anders beifp. Preuß. G. B.O. vom 5. Mai 1872 8 73.) 

a) Hervorzubeben find vor allem die Vorichriften über den öffentlihen Glauben 
des Grundbuchs — 8 893 —, fomwohl nad jeiner positiven Seite, iniofern er 
die Nichtigfeit des Grundbuchs gewährleistet und dem gutgläubigen Erwerber eines 
Rechtes, auch wenn diejes vor der Anlegung des Grundbuchs bez. vor dem 1. Januar 
100 eingetragen ist, diejes Necht verfchafft, ald auch nach feiner negativen Seite, 
infofern er die Bollitändigfeit des Buchs gewährleiſtet und das nicht eingetragene 
Recht, auch wenn dajielbe vor der Anlegung des Grundbuchs entitanden ift, gegenuber 
einem folben Erwerber zum Erlöſchen bringt. Diele Grundſätze finden auf alle be: 
ftebenden dinglihen Rechte Anwendung, mögen fie gemäß Art. 184 ihrem Jnbalte nad 
dem neuen oder dem biöherigen Recht unterliegen. Soweit dur dieſe Vorſchriften 
über den öffentlichen Glauben des Grundbuchs der Erwerb des Eigentbums und anderer 
dinglicher Nechte ſowie die Aufbebung folder Rechte bewirft wird, ift diefe Wirfung 
des öffentlichen Glaubens ſchon in Art. 181 Bem. 222, fowie in Art. 154 Bem. 2a 3 
©. 362 u. 375, eingebend beiproden. Die Bedeutung des vorliegenden Artikels beitebt 
aber auch darin, dak von dem Zeitpunkt der Grundbuchanlegung der öffentlibe Glaube 
gemäß S 893 zu Gunſten desjenigen wirft, welder an den als beredtigt Ein— 
getragenen auf Grund diejes Rechts eine Yeiltung (Zinszahlung 2c.) bewirkt bat; ferner 
darin, daß von nun an gemäß $ 1138 B.G. B. der öffentliche Glaube auch in Anz 
fehung der einer Hypothek zu Grunde liegenden Forderung und der dem Gigentbümer 
gemäß S 1137 zuitebenden Einreden gilt, mag nun die Fintragung der Hypotbef nach 
oder vor Anlegung des Grundbuchs erfolgt jein. 

b) Der öffentliche Glaube wirft nur zu Gunſten derjenigen, welcde 
nadı der Anlenung des Grundbuchs Rechte an dem Grunditüde erwerben 
(ber. Yeiltungen bewirken). Ein vor dieiem Zeitpunft, wenn auch nah Inkraft— 
treten des B.G. B. erfolgter Erwerb it daber nicht geſchützt, wenn er es nad bis 
berigem Recht nicht war. Val. Bem. zu Art. 1841 S. 375 und Bem. zu Art. 189 5.392 bei fl. 

Tie in der Zwiſchenzeit bis zur Anlegung eingetragenen, vorber nicht ein 
tragungsbedürftigen Rechte erbalten ihren durch die Entitebungszeit begründeten Hang 
auch gegenüber den vorber eingetragenen Nechten gemäß Art. 184. 

e) Die nah den bisherigen Grundbuchrechten vielfach ftreitige Krane (ef, Tur: 
nau Komm. 3. Preuß. G.B.O. S 75 Note dt. u. a), ob auch ſolche dinglichen Nechte 
des bisherigen Nedts, welche auch nah neuem Necht zur dinglihen Wirfung der Ein— 
traqung bedürfen, eingetragen werden müſſen, it mit Rückſicht auf die Faſſung des 
8 892 B. G. B. jetzt genenitandslos. Val. über die Kintragungsbedürftigfeit bebufs 
dinglicher Wirkung nach jetzigem Recht Biermann Sachenrecht Note 1b zu SS 802, 88, 

d) Vie durd die Erſtreckung der Garantiewirfung des Grundbuchs auf ſämmt— 
liche Fintragungen des neuen bezw. bisherigen Buches für bisherige Rechte erwachiende 
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Gefahr des Rechtsverluſtes wird naturgemäß in den einzelnen Rechts— 
gebieten eine verjhiedene jein. Am günjtigiten ift in dieſer Hinficht die Rechts: 
lage derjenigen Staaten, welde wie Sadien, Lübeck, Hamburg und zum Theil 
Mecdlenburg das Prinzip der formellen Rechtskraft der Eintragungen batten. An— 
näbernd ebenjo günftig liegen die Verhältwiife in dem Herrichaitsgebiet des das 
Publizitätsprinzip Schon in weitem Umfange zur Anerkennung bringenden Preußiſchen 
Geſetzes vom 5. Mai 1872 (SS 9, 11, 12, 38, 49) und der diefem Sieh —— 
Geſetze für Oldenburg, Goburg: Gotha, Braunſchweig Sondershauſen, Lippe, Waldeck 
Zum Theil wird auch hier ein Redhtöverhuft eintreten können, injofern der Schuß des 
quten Glaubens durch das in den SS 9 und 38 eit. leg. vom 5. Mai 1872 ftatuirte 
Erforderniß der Gntgeltlichfeit des Grwerbes, gemäß $ 892 3.6.2. fortan nicht mehr 
bedingt it; val. auch $ 26 Wr. 4 Bayr. SÖnpotbefengeieß vom I. Juni 1822, Art. 72 
und 88 Württemberg. Piandgejek vom 15. April 1825. Größer ichon tit die Gefahr 
für diejenigen Staaten, welde Dienftbarfeiten grundiäßlich von der Gintragung aus— 
ichlofjen; ef. Meiningen Geſ., die Anl. von Grund: und Hypothekenbüchern betr., vom 
15. Juli 1862 Art. 2; für gewiſſe Dienitbarfeiten auch Sadien B.G.B. $ 6-46. Die 
Gefahr erbebliherer Störungen ift jedod mit dem nfrafttreten des Geſetzes in den: 
jenigen Yändern, in welchen entweder gar feine Buceinrichtung beitand, oder mo die 
Publizität der Gintragungen entweder nur nach ihrer negativen Seite, wie regelmäßig 
bei den Ländern des Transkriptionsſyſtems, oder nach ihrer politiven Seite nur im 
ren Make gewährleiftet ift, wie in den Yändern des Pfandbuchſyſtems, ef. 
oben zu 

Bei vielen der vorerwäbhnten Staaten, in welchen annäbernd ſchon ein ähnlicher 
Rechtszuſtand wie jeht nah dem B.G.B. eriftirt, kommt übrigens in Betracht, daß dieier 
Rechtszuſtand meift von noch nicht allzulanger Dauer ift, ef. Art. 159 Bem. XIE. 399, 

e) Mit dem Zeitpunft der Anlegung des Grundbuds wird aud 
die Beweiskraft des 8 891 B.6. B. gewährleiitet, was auch ge enüber den Ländern 
des bisherigen Grundbuchſyſtems von Bedeutung iſt, indem z. B. in Preußen die Exiſtenz 
einer ſolchen Vermuthung gemäß 5,7 7,37 E. E.G. nur für Gigentbum und — 
anzunehmen iſt; ef. auch Sächſ. B.G 8 $ 429, Bayr. Hypothekengeſetz vom l. Juni 
1822, $ 22, 26, 53, 151— 156, MWürttemb. Bfandgef. vom 15. April 1875 Art. 22, 74, 85. 

Diefe Vermuthung erftreck ſich aber nicht (anders die Garantiewirkung des 
$ 892, vgl. zu b) auf Eintragungen, welche vor der Anlegung des Grundbuchs, wenn 
auch nah Inkrafttreten des B.G.B., erfolgt find, ſofern nicht die gleiche Vermuthung 
auch nad) bisherigem Recht begründet it. Die Nectiprechung, melde beijpielsweije 
in Preußen den vor dem Inkrafttreten des Preußiſchen Grundgeſetzbuches erfolgten 
Eintragungen die Vermutbung aim ift daher nah wie vor praktiſch. 
(A. Mein. Habidt S. 455 Bem. l, 457 Bem. 2) Vergl. Näheres hier— 
— Note 2b zu Art. 181 ©. 362, 303 und Note 2b su Art. 184 ©. 376, 

7. Ausnahmen von dem Grundiat, des borliegenden Artifels, daß mit der 
Anlegung des Grundbuchs auch deiien Bollitändinfeit gemwäbrleiftet wird (öffentlicher 
Glaube nah jeinem negativen Effekt), ergeben jich für die von dem B.GB. nicht be: 
rührten, auf öffentlichen Titeln berubenden gemeinen Lajten und die in Folge der 
allgemeinen Vorbehalte des ILL. Abichnitts für die Landesgeſetzgebung von diejer mit 
dingliher Wirfung aud ohne Gintragung begründeten Rechte; vgl, Art. 67, 109, 114. 

N A ——— Ausnahmen jtatuiren endlich die beiden folgenden Artitel 187 
um 


8. Auch der Grundjaß, daß, von der Anlegung des Grundbuchs an, fich der 
Erwerb x. von Rechten nab dem B.G.B. richtet, verftebt fich nur mit den Eins 
fhränfungen der landesgeichliben Vorbehalte des III. Abichnitts, cf. Art. 114, 
Art. 128, 129, Art. 62, Dernburg B.G. B. p- 254, ef. auch Art. 143 Abi. 1 


Beſchränkung des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs gegenüber 
Grunddienſtharkeiten. 
Artikel 187. 
Eine Grunddienſtbarkeit, die zu der Zeit beſteht, zu welcher das Grund— 
buch als angelegt anzuſehen iſt, bedarf zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegen— 
über dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht der Eintragung. Die 
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Eintragung bat jedoch zu erfolgen, wenn jie von dem Berechtigten oder von 
dem Gigenthümer des belajteten Grundſtücks verlangt wird; die Koſten jind 
von demjenigen zu tragen und vorzuſchießen, welcher die Eintragung verlangt. 

Durch Yandesgejeg kann beitimmt werden, dab die beitebenden Grund- 
dienitbarfeiten oder einzelne Arten zur Erhaltung der Wirfjamfeit gegenüber 
dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs bei der Anlegung des Grundbuchs 
oder jpäter in das Grundbuch eingetragen werden müjjen. Die Beitimmung 
fann auf einzelne Grundbuchbezirke beichränft werden. 


E. 1109; E. U 158; RB. 186; Mot. zu 108-110 5, %8—269; Brot. 
©. 3353-3866, 3852-3890, 8566, 9048-9050 (VL S. 521, 522; III S. 300-303). 

1. Der Artikel Ubi, 1 *— 1 befreit die zur Zeit der Anlegung des Grund— 
buchs (ef. Art. 186) beſtehenden Srunddienitbarfeiten vom Gintragungszwang. Gr 
bezieht jih alio auf die vor dem 1. Januar IWO und in der Zwiſchenzeit 
bis zur Anlegung des Grundbuchs begründeten Nechte diefer Art. (Tie nadıe 
ber zu begründenden, weldhe gemäß 88 873, 1018 auch zu ihrer Gntitebung der Ein 
tragung bedürfen, unterliegen unbedingt der Nectswirfung des $ 892) 


2. Der Artifel enthält eine Ausnahme bon dem Grundiag des Art. 186, 
wonach von dem Zeitpunft der Anlegung des Grundbuchs daſſelbe über alle, auch die 
vorher begründeten, Nechte vollitändige Auskunft giebt, und wonach daber nicht ein 
getragene Rechte gemäß $ 892 gegenüber einem gautgläubigen Erwerber erlöichen. 

a) Dieie Ausnahme iit gerechtfertigt: 

a) durch die Unmöglichkeit, die ſämmtlichen beitebenden Nechte dieſer Art, welche 
namentlich in den Städten oft den Betbeiligten jelbit unbefannt find und obne näbere 
Unterſuchung, zuweilen obne Bejeitigung von Bauwerken ſich nicht ermitteln laſſen, in 
abiehbarer Zeit zur Gintragung au bringen; 

A) durch den Hinblid darauf, daß diefe Nechte zum andern Theil wiederum 
durch apparente Anlagen Aedermann erfennbar find, und, wo dieſes nicht der all, 
ihr Inbefanntiein dem Erwerber wenig ſchadet; 

x) durd den Umſtand, daß in den meilten Yändern zur Zeit eine Cintragungs: 
pflicht für Grunddienſtbarkeiten nicht beiteht; 

d) endlich und bauptiächlich wenen der Schwierigfeiten, welde die nur wenig 
fortaeichrittene Flurbereinigung in vielen Gebieten Deutſchlands, namentlih in den 
öitliben Provinzen Preußens uud mehreren Bezirfen Bayerns bietet (Prot. II 3884), 
Es ergiebt ſich hiernach gemäß Art. I87, 154 Zar 2 für die vor dem Inkrafttreten 
des BSH, begründeten Grumddienitbarfeiten in Gegenſatz zu andern vor dielem 
Zeitpunkt begrimdeten dinglichen Nechten der Rechtszuſtand, daß die Grunddienſtbarkeiten 
binfichtlih ibres Anbalts in der Hauptiache nach dem neuen Nect, in Aniebung ihrer 
Dingliben Wirkung auc gegenüber qutgläubigen Dritten aber nach bishberigem 
Recht beurtbeilt werden, während gerade das umgefehrte Verhältniß für die übrigen 
dinglichen Nechte gemäß Art. 154 Sas 1, Art. 186 beitebt. 

b) Rechtsgebiete des bisherigen Rechts, in welchen Srunddienitbarfeiten bis- 
her nicht der Eintragung bedurften, find: Preußen mit Ausichluk des vorm. Herz. 
Naſſan, Banern, Sachſen, Württemberg, Heſſen, Weimar, Oldenburg, Goburg:Gotha, 
Hamburg, Lübeck Rechtsgebiete, wo war fein Jwang, aber wenigitens die 
Eintragung auläliig war, find u.a. Preußen, Anbalt, Oldenburg, Deeiningen. Bet 
anderen Ztaaten war die Wirkung der Nicbteintranung beitritten, dagegen beitand 
der Sintragunasswang in der Hauptſache in Mecklenburg, Braunichweig, Württents: 
berg, Baden, Elſaß-Lothringen. 

. Einſchränkung der Ausnahmen: Kine Gintranungspflicdt iſt jedoch auch 
bezüglich zur Zeit der Grundbuchanlegung ſchon beſtehender Grund— 
dienſtbarkeiten vorhanden 

a) nach Satz 2 Ubi. I, wenn der Berechtigte oder der Eigenthümer 
des belasteten Grundſtücks es verlangt val. Turnau-Förſter S. 380 tf,, 

bynadı Abſatz 2, wenn die Gintragungspiliht durch Landesgeſetz 
ausdrüdlich beitimmt tik. 

4. Dieſer Borbehalt Des Abi. 2 Für Die Yandesgeießgebung iſt erfolat, um 
der reicbsrectlichen RNegelung der Eintragungspflicht wenigitens in denjenigen Gebieten, 
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wo dieſelbe —— iſt, die Wege zu ebnen, wo alſo wie in Württemberg, Sachſen, 
Heſſen, Mecklenburg und Naſſau die Flurbereinigung eine bereits fortgeſchrittene iſt, 
oder wo fie, wie in Mecklenburg (ef. zu 2b), bereits beſteht. 

ber 9 2 Landesgeſetzgebung hat es aber nach fernerer Vorſchrift des Abſatz 2 in 
er Hand, 

a) die Gintragungspfliht auf einzelne Arten von Girundbdienftbarfeiten zu 
beichränfen, was zwedmäßig ericheint binfichtlich der jog. nicht apparenten Grunddientt: 
barfeiten, welche mit einer dauernden Anlage nicht verfnüpft find; 

b) eine vom Zeitpunft der Anlegung des Grundbuchs laufende längere oder 
fürzere Friſt zur Anmeldung zu gewähren; 

ec) die ee auf einzelne Bezirke (z. B. ſolche, in denen die 
Flurbereinigung ſchon erfolgt it) zu beichränfen. 

Die meiiten Ausführungsgeiege, insbeiondere Preußen, haben von dem Vor— 
bebalt des Abi. 2 feinen Gebrauch gemadht. 

Wohl aber: 

Bayern Ue.G. Art. 10: die Gintragung bat binnen einer durh Kal. BO. 
zu beitimmender Frift zu erfolgen; ausgenommen find Grundbdienjtbarfeiten, * mit 
feiner dauernden Anlage verbunden ſind. (Val. auch Ue.G. Art. 44, welcher die reichs— 
rechtliche Vorichrift des Sat 2 Abf. 1 ſchon mit dem 1. Januar 1900 in Kraft jet.) 

Medlenburg: Schw. 186, -Str. 184: Cintragungspflictig find die jchon vor— 
ber in den bisherigen Bücern eingetragenen Grumddienitbarfeiten. 

Hellen: Die Eintragungspfliht kann durch landesherrliche Verordnung be: 
ftinmt werben. 

Hamburg: $ 44: Die Eintragung bat binnen 10 Jahren vom 1. Januar 
1900 zu erfolgen. (Die unbekannten Grunddienftbarfeiten können durd Aufgebot 
ausgeichloflen werden.) 

(Braunihweig $50 und Lippe $ 29 wiederholen lediglich den Abſ. 1 Sat 2, 
Neuß j. Y. den Abi. 2 dieſes Artifels.] — 

5. Nach Art. 125 6.6. haben die Yandesgejege die Befugniß, binfichtlih der 
nicht bucungspflichtigen Grundſtücke die Gintragung auch für zufünftig au bes 
aründende Grunddienjtbarfeiten auszuschließen. gl. Bem. zu Art. 125 und die dort 
mitgetheilten Ausführungsgeſetze. 

b. Soweit die Grunddienſtbarkeit biernach der Eintragung nicht bedarf, bleibt 
das Recht auch nah Maäaßgabe des Yandesrebts von der Jwangsperjteigerung 
unberührt, aud wenn es bei der Feſtſtellung des geringiten Gebots nicht berücdhichtigt 
ist, $ 9 6.6. zum R.Zw. V.G. vom 24. 3. 1897. Bol. jdoh auch Abi. 2 $ 9 eit. 


Beſchränkung des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs gegenüber gefehlichen 
Pfandrechten, Mieth- und Pachtrechten. 


Artikel 188, 


Durch landesherrliche Verordnung fann bejtimmt werden, dab gelegliche 
Pfandrechte, die zu der Zeit beiteben, zu welcher das Grundbuch als angelegt 
anzujehen ijt, zur Erhaltung der Wirfjamfeit gegenüber dem öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs während einer zehn Jahre nicht überjteigenden, von 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejegbuchs an zu berechnenden Friſt nicht 
der Eintragung bedürfen. 

Durch landesherrliche Verordnung kann bejtimmt werden, dal Mieth- 
rechte und Bachtrechte, welche zu der im Abſ. 1 bezeichneten Zeit als Nechte 
an einem Grundſtücke bejtehen, zur Erhaltung der Wirkfjamfeit gegenüber dem 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht der Gintraqung bedürfen. 

E. I 109; €. II 159; RB. 187; Mot. zu 108-110 ©. 208; Prot. ©. 9048 
bis 50 (VI & 521 ‚922). 

1. Der Artifel enthält zwei weitere Ausnahmen don dem Grundjat des 
Art. 186, wonach mit dem Zeitpunft der Anlegung des Grundbuchs alle nicht ein- 
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getragenen, aber nab dem B.G.B. eintragungäbedüritigen Rechte der Aufbebung zu 
Gunſten eines gutgläubigen Erwerbers unterliegen; vgl. Art. 186 Bem. 7 Abi. 2 
am Schluß. 
Die Ausnahme ift aber nicht wie im vorigen Artifel reichsrechtlich 
eregelt, Sondern der Anordnung burd die in frage fommenden Bundes: 
— überlaſſen. Da mithin lediglich ein Dispens von reichsrechtlichen Vor— 
ſchriften in Frage ſteht, ſo erflärt es ſich auch, warum bier die „landesherrliche 
Verordnung“, nicht wie in dem vorigen Artikel Abi, 2 die „Landesgeiekgebung“ 
für zuitändig erflärt iſt. 


2. Mieth- und Pachtrechte. 

a) Diefelben Fönnen, da die Anzahl der dinglichen Nechte des Geſetzes gemäß 
Art. 873ff. eine geichlofiene ift, nah nfrafttreten des B.G.B. und auch in der 
Zwiſchenzeit bis zur Grundbuchanlegung gemäß Art. 189 Abi. 1 Sab 3 alö dingliche 
Rechte nicht mehr begründet werden. Sie bleiben aber gemäß Art. 184, falls vor 
Anfrafttreten des B.G. B. dinglich begründet, beitehben; nach jenem Artifel aber nur 
vorbebaltlih des öffentlichen Glaubens des Grundbuch® (Art. 186). Der vorliegende 
Artifel ermächtigt nun, auch die Wirkung gegenüber eig nn auszuſprechen. 

Bedeutung bat der Vorbehalt für Preußen A.L.R. s88 2—5, 350-360, 
und einige Partikularrechte. 

b) Der Vorbehalt iſt auch gegenüber dem Art. 172 Satz 2 keineswegs über: 
flüffig. (A. Mein. Habicht S. 464.) Denn jener Artikel bält nur die Dingliche 
Wirfung gegenüber dem Erwerber der Miethſache und dinglich Berechtigten, und nur 
im Fall freiwilliger Veräußerung bezw. Belaftung ($$ 571, 577) aufredt. 

Kraft des vorliegenden Vorbehalts fann alfo die dingltche Wirfung auch gegen 
jeden anderen Dritten gewwabrt werden, ferner für den Fall eines unfreiwilligen 
Verluftes der Miethſache von Seiten des Vermiethers, * 8 bei dem Rüdfall_des 
Eigentbums im Fall einer Bedingung, Anfechtung, bei der Beendigung eines Erb- 
baurechts, Nießbrauchs u. a. m., endlich aber auch gegenüber einem dinglicen Be: 
rechtigten, obne daß die Eriordernilie des $ 577 vorzuliegen brauden; vgl. ©. 345, 
Bem. 4b zu Art. 172. 

e) Keinen Bezug bat der Borbebalt für die in manden Rechtsgebieten beitebenden 
oblinatoriichen, aber durch Gintragung gegen Dritte wirffam gewordenen Mieth— 
verbältniffe. Dieſe werden durch Art. 179 aufrechterhalten; vgl. Bem. dort. 

d) Von dem Vorbehalt bat Preußen dur die Verord. 3. Audf. d. B.G. B. 
vom 16, November Art. 9 Gebrauch gemacht. 


3._ Der Vorbebalt jür die geſetzlichen Pfandrechte (über dieſe val. alles 
Näbere S. 400 bei Bem. 5 zu Art. 192) ift damit nerechtiertigt, daß die Ermittelung 
joldher Rechte mit erbebliben Weiterungen verfnüpit it und die Anlegung der Grund: 
bücher verzögern würde, 

Yon dem Vorbehalt ift bislang fein Gebrauch gemacht. 


4. Falls die Yandesberen von der ihnen eingeräumten Befugniß Gebrauch 
machen, bleiben auch dieje Nechte bei der Jwangsperjteigerung der Grunditüce 
unberührt, auch wenn ſie bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots nicht berückſichtigt 
find, $ 9 Einf. zum Zw. B. G. vom 24. März 1897, ef. Art. 187 Note 6. 


Erwerb, Uebertragung, Anthebung von Redten an Grundfücen 

bis zur Anlegung des Grundbuchs. 
Artifel 189. 

Der Erwerb und Werlujt des Eigentums jowie die Begründung, 
Uebertragung, Belaſtung und Aufhebung eines anderen Nechtes an einem 
Grundſtück oder eines Nechtes an einem jolchen Nechte erfolgen auch nad 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejebbuchs nach den bisherigen Geſetzen, 
bis das Grundbuch als angelegt anzweben it. Das Gleiche gilt von der 
Henderung des Inhalts und des Nanges der Nechte. Ein nach den Vor— 
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fchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs unzuläjjiges Recht fann nach dem 
Inkrafttreten de3 Bürgerlichen Gejegbuchs nicht mehr begründet werden. 

Sit zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzujehen ift, 
der Beliger als der Berechtigte im Grundbuch eingetragen, jo finden auf eine 
zu Diejer Zeit noch nicht vollendete, nach $ 900 des Bürgerlichen Gejegbuchs 
zuläſſige Erfigung die Vorjchriften des Artikel 169 entjprechende Anwendung. 

Die Aufhebung eines Rechtes, mit dem ein Grundjtüd oder ein Necht 
an einem Örundjtüde zu der Zeit belajtet ift, zu welcher das Grundbuch als 
angelegt anzujehen ijt, erfolgt auch nach diejer Zeit nach) den bisherigen 
Geſetzen, bis das Necht in das Grundbuch eingetragen wird. 

E. 1110; € DI 160; RB. 188; Mot. zu 108-110 ©. 269-273; Prot. 
S. — 9236—9238 (VI ©. 522, 523, 555, 633, 634). 

Allgemeines. Die Borihrift iſt eine Ausnahme von dem allgemeinen 
——— wie er auch für dingliche Rechte gilt, daß ſich die Begründung, 
die Uebertragung und die rebtsgeihäftlihe Aufhebung eines Rechtes 
nad den Geſetzen der Zeit richten, in welden fih diefe Rechtsthatſachen 
ereignen; vgl. Vorbem. vor Art. 180 5. 358 bei y. 

Diefe Ausnahme iſt andererfeits eine Konfequenz des in Art. 186 
ftiltfömweigend ausgejprodenen Prinzips, wonach die Vorſchriften des B.G. B. 
welche die Einrichtung eines Grundbuchs zur wejentlihen Vorausſetzung haben, erit 
mit der Anlegung eines Grundbuchs im Sinne des B.G.B. in straft treten fünnen; 
vgl. 1b zu Art. 186. 

(Die Vorſchrift ſchließt fih im Wefentlihen dem Verfahren an, welches in 
Preußen bei Sinführung des zunächſt nur für einen Theil der Monarchie geltenden 
Grundbuchgeießed vom 5. Mai 1872 auf die übrigen Yandestheile beobachtet iſt.) 

Der Zeitpunkt der Anlegung des Grundbuchs wird gemäß Art. 186 durd 
landesherrliche Verordnung beſtimmt. Gr kann mit dem 1. Januar 1900 zuſammen— 
fallen, wie in dem größten Theil Preußens, vgl. Bem. 3 zu Art. 186. Für diefe 
Rechtsgebiete erübrigt ih dann die vorliegende Lebergangsbeitimmung. 

Aus der Thatjahe, daß die vorliegende Ausnabmebeitimmung nur 
eine Konfequenz des Art. 186 ift (und nur eine Xonfequenz jener Vorſchrift), 
ergeben fich die folgenden Grundfäße: 

I, Der Artitel ſuſpendirt Die neuen Vorſchriften über die dinglichen Rechts— 
änderungen, joweit fie pofitiv ein Grundbud) neuen Rechts borausiegen, alio ins: 
bejondere die SS 873—902, 925— 928, alS sedes materise diejer Vorſchriften, des 
Weiteren aber auch jolche Vorſchriften "über die dinglichen Nechtsänderungen, die im 
Zuſammenhang mit anderen Mlaterien geregelt find, 3.8. $S 1015, 1017, 1109 Abf. 2 
914 Abi. 2, 917 Abi. 2 u. I. 

Es richtet ſich alſo in der Zwiſchenzeit nach bisherigem Recht: 

1. der Erwerb der Rechte (durch Neubegründung, Uebertragung, Belaſtung), 

a) alſo zunächſt die Frage, ob derſelbe durch Willenserklärung der Betbeiliaten 
erfolgt oder ohne Weiteres kraft Geſetzes eintritt. In denjenigen Rechtsgebieten, 
wo ſich bisher, abgeſehen von den im B.G. B. geregelten Fällen des geſetzlichen Eigen— 
thumserwerbs, der Erwerb kraft Geſetzes vollzieht, alſo z. B. in Gebieten des Pr.Örund: 
buchgeſetzes vom 5. Mai 1872 und den nachgebildeten Geſetzen bez. des Eigenthums— 
erwerbs in allen Fällen der nicht freiwilligen Veräußerung (SS 456, 471 I, 143 471 1, 
135 u. ſ. mw. NER.) bat es dabei jein VBewenden. I | 

Hiernach iſt auch die Frage nach der Zuläſſigkeit von Begründung der dem 
B.G. B. nicht befannten geſetzlichen Hypotheken für die Zwiſchenzeit unbedenflich 
zu bejahen; vgl. unten ©. 395 Bem. VIL, 5; 

b) ob die Eintragung zur Entitebung des Rechts nothwendig iſt. 
Das ift nah bisherigem Necht nicht der Fall | 

a) bezüglich des Eigenthums in den oben zu Art. 186 bervorgehobenen 

Rectögebieten des Traditionsipitems, des Regiſterſyſtems, des Pfandbuchſyſtems 

(mit Ausnahme von Weimar und Rudoljtadt, wo die Zuichreibung im Steuer: 
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buch und in „Norm einer Urkunde“ erfolgte); ferner vereinzelt in den Rechts: 

gebieten bes Grundbudinitems, fo in Meiningen, wo lediglich die Verfügungs: 

gewalt des Eigenthümers dur die Gintragung bedingt var; 

8) bezüglich der Grunddienjtbarfeiten in den meiiten Gebieten Deutich: 
lands, ef. Bem, zu Art. 187; 

z) bezünlib der verfönliden Tienftbarfeiten und Reallaiten 
ebenfalls in den meilten Gebieten. Nur galt regelmäßig der Grundſatz, daß 
diefe Rechte nur durch Eintragung dinglibe Wirfung bez. Wirkung gegen que: 
gläubige Dritte erhalten. Grfordernii der Begründung war die Fintragung der 
perſönlichen Dienstbarfeiten: in den größten Tbeilen Medlenburgs, vorm. 
Herzogtb. Naffau, Braunschweig, Anbalt, Altenburg, beide Reuß, Schaumburg: 
Yippe; — der Neallaften: in Sadien E.B.G.B. $ 506; — der Nentenpoften: 
in Hamburg und Yübed; 

d) bezüglich der Pfand und Hypothekenrechte war die Fintragung 
wur Begründung nicht erforderlib nur im wenigen Gebieten: jo in den 
Gebieten des Franzöſiſchen Hypothekenrechts, Hamburg, Yübed, Nittergüter in 
Napeburg und in gewiſſer Beziehung auch in Bremen. An allen dieien Ge: 
bieten war die Gintragung nur zur Nectswirfung gegen Dritte Erfordernik. 
e) Nach bisherigem Mecht richtet fich ferner, ob es deö Erfordernilies 

eines dingliben Vertrages (materiellen Konſenſes $ 87%) bedarf, oder ob derielbe 
nur formelles Erforderniß der Eintragung tit (ef. Sahi.B.6.B. 88 276, 277, 387, 348, 
438, 506), oder überbaupt im Fall der eimieitigen Gintragungsbewilligung entbebrt 
werden fann (vgl. $S 53 Pr. G. B.O. u. a. m.). 

d) Nach bisberigem Recht richtet ſich die Korm des dinglidben Vertrages, 
der Gintritt der rechtlichen Gebundenbeit (5873 Abi. 2, der Einfluß nad: 
träglider Berfügungsbeihränfungen S 875; m. a. W.: Alle rechtsgeſchäftlichen 
Griorderniiie, ſoweit fie im Hinblid auf die dingliben Verträge bei dieſen beionders 
indioidualiiirt find; vgl. unten ©. 395 bei 3. Hierher gehört auch die Frage, ob eine 
bedingte Gigentbumsubertragung an Grundſtücken in der Zwiſchenzeit möglich it 
(franz. Rejiliationsrecht). Tas tt, da F 925 Abi. 2 ſuſpendirt it, und da das Beiteben 
von bedingtem Gigentbum an Grundſtücken erit vom Zeitpunft der Grundbuch: 
anlegung ausgeichloilen tt, zu bejaben; vgl. unten Bem. VII 282. 

e) Nach bisberiaem Net richtet ih die Jrage, unter weldben Voraus— 
feßungen die Eintragung angefodten werden fann, 3. B. wegen Mangels 
der Erforderniſſe zu d oder wegen talicber Beurfundung der Gintragung, wegen 
Mangels der obligatorischen enusa (z. B. $ 10 Br.E,&, vom 5, Mat 1872), desgl. ob, in 
wie weit und in welcher Weile Berichtigung des Grundbuchs wegen dieſer Mängel verlangt 
werden fan. «Nicht zu verwechſeln damit it die Frage nad der Anfechtung der 
obligatorischen causa und des Dinglichen Vertrages jelbit; vgl. unten Bem. IV, 3. u. 4 
S. 395.) 

f) Bor Allem iſt das bisherige Recht aber auch maßgebend für die Grundſätze 
über den Erwerb von einem Nichtberechtigten, bezw. jur die Wirfungen des öffentlichen 
Glaubens des Srundbuchs nah feinem pofttiven und negativen Effekt; vgl. S. 386 
bei b, S. 302 u. ©. 375. — 

2, Nah bisherigem Recht richten fich (seil. in der Zwifchenzeit) die 
Norichriften über die Nenderung des Inhalts und des Rangs der Nechte, da dieie 
eine tbeilweile Nenbegründung und Auibebung der Rechte entbalten und daber den: 
jelben Geſetzen unterlienen müſſen, wie die Borichriiten über dieſe; vgl. S 877: 
Abänderung der Yegalobligation des Niehbrauders durch Vertrag, ded Anbalts des 
Pfandrechts u. dal. (wal. auch SS 1186, 1198: Umwandlung von Sicherbeitsbnpotbefen 
und Grundſchulden im Hypotheken, e, v. v., SS 1025, 1026, 1109: Einfluß der Theilung 
der berechtigten und belalteten Grundſtücke, ferner SS 879-880 B. G. B.: Prioritäts: 
cejlion u. a. m.). 

3. Nah bishberinem Recht richtet ſich endlidh in der Zwiſchenzeit 
die Aufhebung Der Rechte an einem Grundſtück. Es jind alio die SS 875, 876 
BGB, uber die Vorausſetzungen und Erforderniſſe der rechtsgeſchäftlichen Aufhebung 
einjtweilen juipendirt- «lleber die geſetzlichen Aufbebungsgründe des neuen 
Rechts val. Bem. IIl,) 

a) Nach bisherigem Necht richtet ſich allo insbelondere die Vorfrage, ob für bie 
Aufhebung dinglicher Bertrag und Löſchung im Grundbuch erforderlich iſt, ob dieſelbe 
unmittelbar kraft Geſetzes eintritt. 
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a) 68 find daher aufrechterhalten u. a. die dem B. G. B. unbekannten Erlöſchungs— 
gründe der Servituten durch Nichtgebraub (3. B. I, 22850 A.L.R.), Erſitzung der 
Freiheit des Eigenthums dur wiffentliches Dulden ftörender Anlagen (1, 228 43 
NER.) u.a.m. Es fünnen ferner auch eingetragene Rechte in der Zwiſchenzeit ent= 
gegen $ 902 B. G. B. untergeben in denjenigen NRechtögebieten, wo und ſoweit das 
bisher zuläſſig war, 3. B. in Meiningen (mit Ausnahme des Eigenthums). 

3) Nicht aber bierber gebört die Aufhebung, ſoweit fie ſich aus dem 
Inhalt des Rechts jelbjt ergiebt, 3. B. Tod des Niehbraucers, Untergang der 
Piandforderung, Gintritt einer auflölenden Bedingung x. Für diefe Aufbebungs: 
gründe greifen vielmehr diejenigen Geſetze Platz, welche für den Anhalt des Rechts 
maßgebend find. Sie richten jih biernah zwar gemäß der Regel des Sab 1 des 
Art. 1854 auch regelmäßig nad bisherigem Net, dagegen nach dem neuen Necht, ſoweit 
gemäß Art. 151, 154 oder in Folge der landeögeieklichen lleberleitungsbeitimmungen 
für den Anbalt diejer Rechte das neue Platz greift. So alio binfichtlich des Eigen— 
tbums, der Grunddienftbarfeiten, der landesgeieglich übergeleiteten Dienitbarfeiten und 
Reallaften, endlich der fämmtliben nad dem 1. Januar 1900 in der Zwiſchenzeit be- 
gründeten dinglichen Rechte; vgl. Ben. 5 zu Art. 184 ©. 375. 

b) Gemäß pojitiver Vorſchrift des Abſatz 3 joll die Aufhebung der 
im Zeitpunft der Grundbudhanlegung nod nicht eingetragenen Rechte 
(an Grundſtücken oder Rechten an Grumditüden) noch nad diejem Zeitpunft in Ge: 
mäßbeit der bisherigen Geſetze erfolgen. 

Das jchreibt der Abi. 3 deshalb vor, um die Umjtändlichfeiten zu eriparen, 
welche durch eine zur rechtsgeichäftliben Aufbebung in Gemäßheit des S 875 erforder: 
lihe vorberige Eintragung des Rechts entitcehen würden. 

Ueber jeinen eigentlichen Zweck binaus erbält aber auch der Abſatz 3 durd 
feine allgemeine Faſſung — was wohl zu beachten iſt — auch die bisherigen geſetz— 
lichen Grlöihungsgründe (Untergang durch Nichtgebrauch, Erſitzung der jreibeit des 
Eig., Konjolidation, Aufhebung in Folge Theilung ꝛc.) über den Zeitpunft der Grund: 
bucanlegung binaus aufrecht. (Nicht bierber nebört dagegen die Aufbebung in Folge 
der Sarantiewirfung des Grundbuchs zu Gunſten eines qutgläubigen Dritten. Dieje 
richtet fih gemäß Art. 186 von der Anlegung des Grundbuds an auch bezüglich der 
bisberigen nicht eintragungsbedürftigen Rechte nach neuem Recht.) 


Art. 3—85. SchwSondershauſen: Art. 56, SS 24, Neuß j.L. $ 89. 

e) Der Abſatz 3 bezieht fihb nur auf die zur Zeit der Anlegung nicht ein 
getragenen Rechte. Gin eingetragenes Recht muß daber von dielem Zeitpunft den 
ss 8575, 86 B. G. B. auch dann unterliegen, wenn es nad den Vorichriiten des B.G.R. 
unzuläſſig (vererblicher Niekbrauh) oder unbekannt it (Gmpbpteufe),. Der Art. 110 
Gntw. I ſprach in jeinem Abjag 3 Eat 2 dieies ausdrüdlib aus. Tie Beltimmung 
wurde dann als überflüſſig geitrichen, Brot. Il p. 9050, 9051, Wie fteht es aber mit 
den biäberigen geießliben Aufbebungsgründen folder eingetragenen, dem B.G.B. 
unbefannten Nechte (4. B. mit der rn der Emphnteufe im Fall der Deterio- 
ration und bez. Zinsrüditand, Windſcheid I p. 709? Someit ſolche Aufbebungss 
gründe nicht als zum „Inhalte“ des Nechts nebörend gemäß Art. 184 erhalten bleiben, 
werden dieſelben nad der Anlegung des Grundbuchs feine Berückſichtigung mehr 
finden fünnen, da $ 875 8.6.8, auf alle vom Zeitpunft der Anlequng vorbandenen 
eingetragenen Rechte Anwendung findet, „Soweit nicht das Geſetz (scil. B. G. B.) ein 
Anderes vorschreibt”. 

III, Der vorl. Artikel ſuſpendirt weiter die VBorichriften des neuen Rechts 
über die dinglichen Nehtsänderungen an Grundjtüden, ſoweit fie dieſelben im 
Gegeniag zum bisherigen Recht unabhängig don der Grundbucdeinricdtung ſich 
vollziehen Laien. 

1. Wenn alio nad bisherigen Geſetzen (io in den Nectönebieten mit der for: 
malen Rectsfraft des Grundbuchs: Sachſen, S.Altenburg, Sonderöhauien, Neuß, 
ferner Mecklenburg, Hamburg) die Eintragung unbedingtes Erforderniß für den Er: 
werb der Rechte tit, dann kann auch dort in der Zwiſchenzeit Eigenthum an (runde 
ftüden nicht gemäß dem B.G.B. im alle Erbgangs oder Gintritts einer ebelichen 
Gütergemeinſchaft kraft Geſetzes erworben werden, 
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2. Desgleihen fann, wenn nad bisherigem Recht zur Aufbebung eines ein: 
getr —* Rechts unbedingt oder regelmäßig die Gintragung diejer Aufhebung (Löſchung) 
im ndbuc nn iſt (vgl. Pr.E.E. vom 5. Mai 1872 8 12 verb. mit 
$ 511 1,9, 8 49 1,22 AN), die Aufbebung eines ſolchen Rechts in der Zwiſchen⸗ 
zeit nicht gemäß $ 901 BGB. kraft Seiehes erfolgen. A. Meinung Habidt ©. 417, 
vol. Bem. 6b4 zu Art. 184. 


3. Desgleichen kann in denjenigen Nechtögebieten, in melden die Entitehung von 
Hypotheken kraft Geſetzes ausgeihloffen ist, auch in dem einzigen Fall, in welchem 
dad B. G. B. eine geſetzliche Hypothek anerfennt $ 1257 (VBerpjändung des Anſpruchs 
auf Uebertragung des Gigentbums), eine ſolche Hypothek in der Zwiſchenzeit nicht 
entiteben. Nah Habicht ©. 448 toll in dieſem all die Möglichkeit offen ſtehen, 
wenigitend die Eintragung einer Vormerfung zu verlangen. Dem wird für folde 
Rechtsgebiete, wo die Sicherung obligatoriſcher Anſprüche im Grundbuch dur Vor: 
merfungen zuläſſig it, beizuftimmen fein. In einzelnen Rechtsgebieten, in melden 
die Möglichkeit der Entſtehung geſetzlicher Hypotheken und bez. Hypothekentitel gegeben 
tft, hat eine entiprechende Weberleitung durd die er — — vgl. 
Bavern: Ueb.G. Art. 60, 123. — Hefien: Art. 167, 214 VI; 14, i 


4. Wenn nad biöherinem Recht — entgegen dem $ 890 Abi. ? BOB. — ein 
Grundſtück nicht nur als Beitandtheil, fondern auch als Bertinenz einem anderen 
Grundſtück zugeichrieben werden fonnte — fo fann dies auch weiter in der Zwiſchen— 
zeit geicheben; Habicht a. a. O.; vgl. auch Seuff. BLF.NR. 65 ©. 357, ferner E. d 
L.G. Münden ebenda S. 459, 460. — 

IV, Der Artifel jufpendirt nicht die Borichriften des neuen Liegenſchaftsrechts, 
fomweit fie mit der Srundbuchanlegung überhaupt nicht — weder poiitiv (vgl. 
zu I) nod negativ (vgl. zu III) — zuſammenhängen: 

Es treten dDaber alsbald mit dem 1. Januar 1900 aub für die 
Zwiſchenzeit in Kraft: 

1. Die Borichriften über den Inhalt der Rechte an Grundjtüden, ſoweit der— 
felbe nicht gemäß Art. 1854 Abi. I dem bisherigen Recht unterliegt. 

a) Nach neuem Recht richtet ſich aljo der Anhalt des am 1. Januar 1900 be- 
itebenden Gigentbums (Art. 181) und theilweiſe der Anbalt der in — Zeitpunkt 
beſtehenden Grunddienſtbarkeiten und Erbbaurechte (Art. 184, Abi. 2 

Es iſt jedoch hier der zum Theil vorkommende ——— mit den ſuſpen— 
dirten Vorſchriften zu beachten. So find zwar die Nachbarrechte SS 904 ff. B.G.B. vom 
1. Januar 100 an dem neuen Recht ſofort unterworfen, allein die Vorfchriiten der 
ss 914 Abi, 2 amd BIT Abſ. 2, ſoweit fie die Cintragung der Ueberbau: und Notbweg: 
rente vorjchreiben, bleiben natürlich ſuſpendirt. Zu beachten tit ferner, daß die in 
Art. 184 Abi. 2 mit dem 1. Januar 1900 in Kraft geſetzten Vorſchriften zum Tbeil 
ſolche enthalten, welche den Erwerb und Verluſt der Rechte regeln, jo S 1025 (Unter: 
gang der Grumdaerechtigfeit durch Veriährung des Anſpruchs auf Bejeitinung der 
jtörenden Anlage, fo ferner $ 1017 Ab. 2 uber den Erwerb des Grbbauredts). Auch 
diefe Vorſchriften bleiben nach der Norm des vorliegenden Artikels fuipendirt; vol. 
S. 351 Bem. 6 zu Art. 184 Zuſatz 2. 

b) Nach neuem Necht richtet ſich ferner der Anhalt der am 1. Januar 1900 be- 
jtebenden, von der Landesgeſetzgebung (vgl. S. 379 Bem. 5 zu Art. 154) übergeleiteten 
Tienitbarfeiten und Weallaiten. Much bier ift der Zuſammenhang mit den fuipendirten 
Borichriften im Einzeliall zu beachten. 


c) Nach neuem Recht richtet ſich endlich der Inhalt aller nad dem 1. Januar 
1900 in der Zwiſchenzeit begründeten Rechte an Srundjtüden mit alleiniger Aus 
nabme der Ammobiliarpfandredte. Denn der vorl, Artifel jufpendirt nur die Vor: 
ſchriften über die Begründung und Rechtsänderung, nicht diejenigen über den Anbalt 
der jo begrümdeten Rechte. A. Mein, grundſätzlich Habicht und ibm folgend Andere: wie 
bier Neumann Z. 1471 Bem. e. Allerdings jagen die Motive ©. 271: „Tie Be: 
urtbeilung des Rechtserwerbs nad altem Recht tubrt übrigens mit Notbwendiafeit 
dazu, daß auch der Anbalt und Umfang des erworbenen Rechtes nad altem Rechte 
beurtbeilt wird.” Allein Diele Bemerkung tt aweiiellos nicht zutreffend, wie ſchon cin 
Vergleich mit dem Eigenthum amd den Grumddienitbarfeiten ergniebt. Denn wenn 
besuglich dieſer das alsbaldige Inkrafttreten des neuen Rechts aemäß Art. 181, 184 
Abi. 2 icon für die beitehenden Rechte diejer Art angeordnet wird, jo muß das neue 
Necht um fo mehr für die ſpäter bearimdeten Rechte diejer Art gelten. Es muß aber 
auch bezüglich ſämmtlicher anderen dinglichen Rechte die Negel gelten, daß fie den Geſetzen 
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der Zeit unterliegen, in welder fie begründet find, Wenn nun in dem vorliegenden 
Artikel mit Nüdficht auf die neue Grundbuceinrihtung für den Rechtsakt der Be 
rar diefer Rechte das neue Recht juipendirt wird, jo folgt doch daraus nicht mit 
Notbwendigkeit, daß der Inhalt diefer Rechte auch dem bisherigen Recht unterliegt. 
Diefe Konjequenz ift nur infoweit jtatthait, ald der Art. 186 es gebietet, d. b. in Ans 
febung der nothbwendig mit der neuen Grundbudheinridtung zuſammen— 
bängenden Redhtswirfungen. Regelmäßig aber iſt der Anhalt der neubegründeten 
dinglichen Rechte, — Nießbrauch, Grundgerechtigkeit, beſchränkte perſönl. Dienftbarfeit, 
davon, ob ihre Begründung durch Eintragung in das Grundbuch erfolgt oder nicht, 
völlig unabhängig. Iſt alſo z. B. in der Zwiſchenzeit nach dem 1. Januar 1900 eine 
perſönliche Dienſtbarkeit begründet, welche mit dem Rechte, eine bauliche Anlage auf dem 
belajteten Grunditüd zu halten, verbunden tft, jo beitimmt fich die Unterbaltungspflicht 
nicht nach bisherigem Net, jondern gemäß $ 1090 verb. mit 1022 B.G. B. Des: 
gleichen mülfen auf einen in der Zmwiichenzeit begründeten Nießbrauch die Vorjchriften 
der SS 1034— 1062, 1065, 1066, auf eine im dieſer Zeit begründete Neallaft bie 
88 11071108, auf ein Vorfaufsrecht Die SS 1098, 504—514 ohne weiteres Anwendung 
finden (ebenſo Habicht a. a. O., alio im Ergebniß mit uns ziemlich übereinstimmend). 


Für den Inhalt des Figentbums und der Grunddienftbarfeiten tft die Geltung des 
neuen Rechts — wie oben hervorgehoben — ſelbſtverſtändlich (vgl. bierzu Heilen A.G. 
Art. 150). Cine Ausnahme gilt nur für die Immobiliarpfandrecte, wie aus der Be: 
ftimmung des Art. 192 arg, e contrario zu folgern iſt. Das ift auch gerechtiertigt, 
da der Inhalt der Önpothefen und Grundichulden neuen Rechts mit der Grundbuch— 
einrichtung in untrennbarem Jufammenbang iteht (vgl. aber die Ausführungsgeſetze von 
Heilen Art. 224, S.-Weimar $ 156, Echm.:Rudolftadt Art. 105). Da der Inhalt der 
in der Zwiichenzeit begründeten Nechte dem neuen Recht unterliegt, fo müſſen fon: 
feauent auch diejenigen Aufbebungsaründe nad neuem Recht fich bejtimmen, welce 
Konſequenzen des Inhalts derielben jind, 3. B. Endigung des Nießbrauchs durch Tod, 
Zeitablauf, Eintritt einer auflölenden Bedingung 2c.; vgl. oben II 38. 


2, Nah neuem Redt richten jih auch in der Zwijchenzeit ferner die 
dDingliben Redhtsänderungen, jomweit fie ſowohl nad bisherigem Recht, 
als nad neuem Redt vom Grundbud völlig unabbängig find. — 

Sp wird ihon in der Zwiichenzeit die Ueberbau- und Nothwegrente der SS 914, 
917 B.6.B. ohne Gintragung entiteben fönnen in denjenigen Nectögebieten, welde 
die Gintragung folder Rechte zur Giltigfeit derielben nicht erfordern oder nur zur 
Wirkſamkeit gegen Tritte vertbeilen oder diejes Nectsinititut überhaupt nicht fennen. 


Der $ 901 wird Anwendung finden können in denjenigen Rechtsgebieten, welche 
die — von Rechten trotz ihrer Eintragung im Grundbuch allgemein oder für 
dieſen Fall zulaſſen u. a. m. 


3. Rad) neuem Recht richten ſich die allgemeinen rechtsgeſchäftlichen Erforderniffe 
des dinglichen Rechtsaktes, ſoweit fie nicht entweder nad neuem Recht, alio in den 
ss 873ff., oder nach bisberigem Necht für den dinglichen Nechtsaft ſpeziell individualifirt 
find. So gilt neues Net für die Fragen nab Irrthum, Betrug, Genehmigung ꝛc. 
(ebenfo Habicht ©. 434, vgl. aber Elſaß-Lothr. A.G. F 92 a.a. O.). Kine im Gebiet des 
bisberigen gemeinen Rechts in der Jwilchenzeit vorgenommene Figentbumsübertragung 
fann wegen Jrrtbums nunmehr nur im all rechtzeitiger Anfechtung (S 121) rückgängig 
nemadt werden. Der Grundbuchrichter, welcher nah den bisherigen Mechten Die 
(ntgegennabme einer Auflafiungserflärung feitens eines Minderjährigen beanjtanden 
mußte, wird der Beredtigung und Verpflichtung bierzu im Hinblick auf die Möglichkeit 
einer rechtzeitig vor der Gintragung eintreffenden Genehmigung (arg. SS 108, 155 
B.G. B. TurnausKörfter ©. 335) fchon in der Zwiſchenzeit entboben fein u. a. m, 
Dagegen wird der Einfluß einer nachträglichen Verfügungsbeſchränkung auf die Wirfs 
jamfeit der Gintragungsanträge ($ 875) nach bisherigen Recht zu beurtbeilen fein. 

Ueberhaupt wird das bisherige Recht weiter gelten müſſen für die ragen, ob 
und inwieweit auf Grund des anfechtbaren und angefochtenen Nechtsaftes die Ein: 
tragung jelbit bejeitigt werden kann, val. oben Bem. le ©. 3%, 


4. Rad neuem Nedt richtet fid Das der dinglichen Redtsänderung zu Grunde 
liegende, in der Zwiſchenzeit abgeichloffene obligatorische Kauſalgeſchäft, und zwar 


a) in Anjehbung der materiellen Gültigfeitserforderniffe (es gilt 
daflelbe wie zu 3), 


b) in Anjehbung der Form. Dieſelbe richtet ſich nach neuen echt, 
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a) jowobl in dem Wall, daß fie ungünftiger it als die — und zwar 
jelbjt für das dingliche Rechtsgeſchäft — nach bisherigem Recht vorgeichriebene 
Form. Nah Art. 513 müſſen alle Beräußerungsverträge über Grunditüde gericht: 
lih oder notariell (bez. vor einem andern Beamten Art. 142 EG.) abgeſchloſſen 
werden. Daraus folgt, daß auch in denjenigen Rechtsgebieten, wo ſelbſt der Eigen— 
tbumsübergang durch bloßen Wertrag berbeigeführt wurde (Franz. Recht), dieſer 
Vertrag ſchon in der Zwiſchenzeit in der Form des $ 313 abzufchlieken iſt. Denn 
diefer Vertrag enthält awar einerjeits die den bisherigen Geſetzen unterliegende ding: 
liche Einigung, andererieitS aber gleichzeitig das nunmehr formbedürftige Kauſal— 
geihäft. Zu beachten iſt auch bier der Zuiammenbang mit fuipendirten Vorichriften, 
1.2. $ 313 Sat 2. Nah Habicht S. 435, Oberned ©. 17ff. foll der $ 313 
Sap 2 (Heilung bes formloien Vertrages durch Auflafiung und Gintragung) in der 
Zwiſchenzeit inſoweit entiprehende Anwendung finden, als eine Berlautbarung des 
Veräußerungsgeſchäfts vor einer Bebörde, verbunden mit denmächitiger Eintragung im 
bisherigen Grundbuch, die Heilung bewirken foll, wenn von diejen Thatſachen der 
Figentbumsübergang nad bisberigem Recht abbängig iſt. Tem wird mit Rückſicht 
auf Art. 142 eit. E.G. beizutreten fein; vgl. auch E. d. O.X.G. Frankfurt R. d. O. L. G. 
1300 5, 9b. Allein gefordert werden muß in allen Fällen, daß ſtets den beiden 
oben bezeichneten Griorderniiien der folennen Willenseinigung und der Eintragung 
genügt wird. Die bloße Ginreibung des formloien Vertrages bei der Behörde, ver: 
bunden mit der Umschreibung, fann (wie Habicht a.a. DO. will) nicht genügen. 

A) Das neue Hecht greift auch Platz, wenn deſſen Formerforderniſſe leichter 
find als diejenigen des bisherigen Rechts. Kin im Gebiet des Pr. NUN. in der 
Swiichenzeit abzuichliehender Vertrag zur Begründung einer Grundgeredtigfeit bedarf 
alio nicht mebr der ichriftlichen Form (135 1,5 AL.R.); ebenjo Habidt a.a. O. Gr 
tt auch den SS 1506ff. LAN. nicht mebr unterworfen; ebenfo Turnau-Förſter ©. 3>4, 
Andererjeits it der jo formlos abaeichloiiene Vertrag feineswegs genügend, um Die 
dinglihe Nectsänderung berbeigufübren. (A. Dein. Turnau-Förſter a. a. O) Es 
fann vielmebr nur auf Grund deilelben auf Abſchluß des dinglihen Vertrages, fur 
welchen nach den imioweit mahgebenden Grundſätzen des bisherigen Rechts die ſchrift— 
lihe Form (ohne Gintragung) genügt, geflagt werden, 

V, Die Vorſchrift des vorl, Artikels tit, wie oben zu I bervorgeboben, 
nur eine Konfeauenz des im Art. 186 ftillihbweigend ausgeſprochenen 
Prinzips. Er Ichließt darum die Ziehung weiterer Koniequenzen aus dieſem Prinzip 
nicht aus, Als Folgeſat des Prinzips muß aber weiter ausgeiproden werden: 

Auch die dem Tbligationenreht und anderen NReditsmaterien angehörenden 
Vorichriften über Rechtsänderungen bleiben in der Zwiſchenzeit inſoweit fuipendirt, 
als jie Das Srundbud des B.G. B. zur nothwendigen VBorausiegung haben: 


1. Hierbin gehört Die Borichrift des S 416 B. G. B. welcher abweichend von 
der Regel des $ 415 beitimmt, daß die Schuldübernabme gegenüber dem Gläubiger 
wirffam wird, wenn der Erwerber des belalteten Grunditüds im Grundbuch ein— 
getragen iſt und der in dieſem Zeitpunkt benadrichtigte Gläubiger innerbalb 
beitimmter Friſt nicht widerſpricht. Die Eintragung des Erwerbers im Grundbuch 
bildet bier die notbiwendine Worausiekung für die dinglihe Wirfung des Schuld- 
übernabmevertrages. DTieſe Wirkung kann daber in der Zwiſchenzeit, welde ein 
Srundbuh im Sinne des BB. nit kennt, auch nicht eintreten. Es verbleibt 
vielmehr bei den Vorichriiten des bisherigen Nechts alſo bei dem $ 41 Pr. E.E. v.5. Mai 
1872, code eivil Art. 21 ff. (4103ff.); ebenio Habicht ©. 229 Bem. 3; a. Mein. 
Scherer S. 26 Wr. 36968. 

2, Dierber aebört weiter Die Vorichrift des 8 1010 8.8.8. Derielbe macht 
die dingliche Wirkung der zwischen den Diiteinentbiimern abgeichlojienen Verträge über 
die Benußzung und Berivaltung der gemeinichnitliben Zade bez. über den Ausihluß 
der Kündigung fowie die Mirkiamfeit der in SS 755, 756 bezeichneten Anſprüche genen 
Dritte von der Eintragung im Grundbuch abhängig. Er ſchränkt die gemäß SS 746, 
701, 755, 756 regelmäßig eintretende dingliche Wirkung mit Rückſicht auf die mit der 
neuen Bucheinrichtung verfnüpfite Sarantiowirfung des Grundbuhs ein. Es kann 
daher auch für dieſe Vorschrift trog Art. 173 in der SJwilchenzeit fein Raum fein; 
ebenio Habicht ©. 390. 

3. Wie ftebt es mit den gemäß Art. 172 alsbald am 1. Januar 1900 
in Kraft tretenden Vorſchriften der 33 571ff. über den Eintritt des (Frwerbers 
der Mietbiache in die Berpflichtungen des Bermietber3? Da der Eintritt dieſer Wirfungen 
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dort nicht an die Cintra u des Grwerbers im Grundbuch, jondern an die Ver— 
äußerung geknüpft ift, jo fann dort von einer Sufpenfion des neuen Rechts nur 
infoweit geiprohen werden, als der Begriff der „Veräußerung“ fih nad biäherigem 
Recht beitimmt. Die dingliben Wirkungen des Mietbverbältnifies treten daber im 
Gebiet des Franzöfiihen Rechts in der Zwiſchenzeit ſchon mit dem Abichluß des 
Bertrages, im gemeinen Necht mit der Tradition der Miethſache ein. 


4. Wie ftebt es endlih mit dem geſetzlichen Anſpruch des BG.B. auf 
Ginräumung einer Siherungsbhnpotbef, 3.8. für den Unternehmer eines Bau: 
werks im Fall des $ 648, in der Zwiſchenzeit. Auch bier wird eine Suipenfion des 
neuen Rechts nur injoweit eintreten, als an Stelle dieſes Anſpruchs der Anſpruch auf 
Beitellung einer Kautionshypothek oder einer äbnlichen, dem bisherigen Recht befannten 
Form der AImmobiliarfiherung einzutreten bat; vpl. Habicht ©. 448, Eine Aus: 
fübhrungsbeitimmung bierzu giebt Bayern: Ue.G. Art. 119. 

VI. Wbing II. 

Konſequent mit dem zu Nr. 1 ausgeiprochenen Grundſatz und konſequent mit 
Art. 169 und 185 müſſen fich die Erfordernijie der Grigung bis zur Anlegung des 
Grundbuhs nach bisherigem Recht richten (Titel, guter Glaube, Hemmung und Unter: 


bredung). 

Stach dieiem Zeitpunkt kann fih die Erſitzung, fall fie bis dabin nicht voll: 
endet iſt, nur unter der Vorausſetzung fortiegen, unter welcher fie nah dem B.G.B. 
möglich ift, d. b. gemäß $ 900 in Form der tabellariihen Erſitzung. Das jchreibt 
der Abſatz 2 ausdrüdlih vor. Es fann alio der Beſitzer eines Grunditüds, folern er 
bei der Anlegung des Grundbuchs eingetragen tit, unter Einrechnung der bisherigen 
Friſt die Erſitzung nach der Anlegung des Grundbuchs vollenden. (ES fann jedoch —9*— 
Einrechnung nur ſtattfinden, wenn ſchon nach bisherigem Recht die Vorausſetzungen der 
Erſitzung gegeben waren.) War er vor der Grundbuchanlegung noch nicht eingetragen, 
fo muß er feine Gintragung unverzüglich bei der Grundbuchanlegung betreiben. Gin 
Antrag dabin nebend, daß auch eine ſpätere Eintragung zu berüdjichtigen fei, wurde 
laut Brot. II 9051, 9238 abgelehnt, vgl. Bem. 2 zu Art. 185. Keine analoge Anz 
wendung fann der Abjat 2 besw. der von demielben in Bezug genommene Art. 169 auf 
die In 8927 B. G. B. geregelte Erfigung feitens eines nicht eingetragenen Eigenthümers 
finden. Dieje Vorſchrift bleibt zwar bis zur Anlegung des Grundbuchs juipendirt, 
greift aber dann gemäß Art. 181 mit rücwirfender Kraft ein, ſodaß auch die Ein— 
rechnung einer vor der Grundbuchanlegung abgelaufenen Friſt erfolgen muß, auch wenn 
die Yorausiekungen diefer Eriigung unter dem bisberigen Net nicht gegeben waren; 
vol. Habicht ©. 424; 425, Oberned ©. 336; a. Mein. Goſack 2 ©, 115, 

VII, Eine Ausnahme von dem Srundiag zu I madt Sat 3 des Ubi. 1, 
infofern er vorichreibt, da ein nab dem 8.6.8. unzulälfiges Recht auch in der 
Zwiſchenzeit nicht mebr begründet werden fann. 

Wann ein nab dem B.G. B. unzuläſſiges Recht vorliegt, fann vielfach zweiiel: 
baft jein. 

1. Unzuläſſig find: 

a) Solche bisherigen Rechte, deren Begründung das B.G.B. mit Rückſicht auf 
den numerus clausus jeiner dingliben echte ausichlieht; jo die dinglichen Mieth— 
und Pachtrechte des Preuß. Rechts, die vererbliben und veräuferliben Nutzungs— 
rechte mit Ausnabme des Erbbaurechts (joweit fie nicht auf den der Landesgeſetzgebung 
vorbebaltenen Gebieten Art. 59, 67, 65 ꝛc. begründet werden), das Preußiſche Recht 
zur Sade u. a. m. 

b) Solche Nechte, welche einen Inhalt haben, der nach den abiolut. gebieten: 
den Rorichrijten des BGB. unzuläſſig Üt; jo das Eondereigentbum am tig- 
num iunctum, an einzelnen Stockwerken eined Gebäudes 88 4 Cal), fo ferner ein 
fuperfiziariihes Recht, welches den Vorſchriſten der SS 19412-4014 B. G. B. wider: 
ftrebt, desgleichen auch der veräuferliche Niekbranch des Kranz. Rechts (LUD); ebenſo 
Habidt ©. 444, a. a. Ani. Schneider S. 135 Wr. 102. 

2. Unzuläflig im Sinne der Xorichriit des Abi. 1 Sat 3 find nidt: 

a) Diejenigen Rechte, welche nicht icon mit dem Inkrafttreten des B. G. B., 
fondern erit in Folge der neuen Grundbucheinrichtung, alio erit vom Zeit: 
punft der Grundbuchanlegung an als unzuläſſig erſcheinen. Hierhin gebören: 

a) Das antihretiihbe Pfandrecht. Daſſelbe ift zwar ein nach dem B.G.R, 
unzuläfiiges Recht, welches mit feinem früberen Inhalt vom Seitpunfte der Grund— 
buchanlegung nicht fortbeiteben fann, vgl. Bem. zu Art. 18-4. Allein das neue Hypothefen: 
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recht gilt eben erit gemäk Art. 192 von jenem Zeitpunft an. Bis dahin ift die Be— 

ründung des Rechts alſo zuläſſig; ebenio Habicht ©. 445; a. Mein. Scherer 
tr. 256. (Someit diejes Recht von der Landesgeſetzgebung, vgl. Heſſen Art. 225, 
Elſaß-Lothr. A.G. z. G.O. $ 23, für ein perjönlices Recht erflärt wird, kann es 
natürlih auch nur als ſolches in der Jwiichenzeit entiteben; val. Habicht a. a. O.) 

3) Das franz. rechtliche Reiiliationsrecht (widerruflihes Gigentbum: 
Art. 1153, 1184, 960 ꝛc. code eivil), Daſſelbe ift zwar auch ein nad dem B. G. B. unzu— 
läſſiges Recht, da das B.G. B. durch 8 925 Abi. 2 mit dem Verbot der bedingten Auf: 
laifung zugleich die Möglichfeit der Begründung und des Beitebens eines bedingten 
Figentbums an Grunditüden ausichließt. (gl. Bem. dayy zu Art. 184.) Allein auch 
diefe Vorſchrift gilt gemäß Art. 186 erſt vom Zeitpunft der Grundbuchanlegung. 
Bis dahin ift die Benründung zuläflig; a. Mein, Scherer No, 256, 

y) Hierher gebören aud die vom Zeitpunft der Grundbuchanlegung nicht mehr 
zuläffigen Nectspofitionen des Gigentbumes gegenüber einem im Grundbuch offen 
Eee oder freiwerdenden locus: Worbebalt einer Hypothekenſtelle, Löſchung vor 

er Linie (vgl. aber Bayern Ueb.G. Art. 55; Medlenburg: Schw. $ 122, -Strelitz 
$ 190); vgl. Habicht ©. 445, 

Und ferner muß aus gleihem Grunde auch die vom Zeitpunkt der Grundbuch— 
anlegung nicht mehr mögliche Begründung von Hypotheken an beitebenden immobiliaren 
Nießbrauchrechten des Franz. Rechts für die Jwiichenzeit als zuläſſig erachtet werden, 
(vgl. aber Heifen A.G. Art. 212); vgl. Habicht S. 446, 

b) Solche Rechtspoſitionen, die als nothwendige Folgeeriheinung der in diefem 
Artifel pofitiv aufrecdhterhaltenen Grundſätze des bisherigen Rechts über den Erwerb 
von Rechten in Gemäßheit des bisherigen Rechts auch bei ſolchen Rechten zur Ent: 
itehung gelangen, die von dem neuen Recht zugelaſſen find: jo die Publizianiſche 
Redtsitellung, der franzöſiſch-rechtliche Mobilienbefik; vgl. Art. 154 Note 3, 
2a, Art. 181 Note 2a. 

3. Unzuläffigfeit eines Rechts im Sinne dieier Vorichriit liegt 
weiter nit vor, wenn der \nbalt des Rechts nah BGB. zuläfiig, aber 
nur die Begründungsart nicht mebr zuläſſig iſt. 

Darum it unzweifelhaft in der Zwiichenzeit zuläffig 

a) die Begründung von geſetzlichen Hypotheken und Borzugäredten; 

b) der Beginn und die Rollendung der Erſitzung von nicht ein= 
getragenen Rechten, obwohl das B.G. B. mur die Tabellarerjigung fennt. Und 
war muß die Erſitzung auch ſolcher Nechte nach bisberigem Recht zugelaflen werden, 
tür welche das B. G. B. auch die Möglichkeit der Tabellarerfigung ausichlieht, jo für 
Vorfaufsrechte, beihränfte perfönliche Dienitbarfeiten, Neallaften; a. Mein. Turnau: 
Förſter ©. 39; 

ec) die unvordenklihe Verjährung — u. a. m. 

VII. Um das alte Recht fortgelten zu laſſen, muß der Erwerb in der Zwiihen- 
zeit vollzogen fein. it zu dem Grwerbe auch nach bisberigem Recht die Eintragung 
unbedingt erforderlich, jo genügt es nicht, dak der Gintragungsantrag unter der Herr: 
Ichait des alten Rechts beim Grundbuchamt eingegangen tt. Andererſeits kann diejer 
Zeitpunkt auch nicht enticheidend fein für den auten Glauben, wenn der Glaube noch 
vor der unter der Herrichaft des neuen Rechts erfolgten Eintragung feblerhait wird 
und das bisherige Recht (4. B. das Preuß. Cber:Tribunal, PBraj. Nr. 2346, Entic. 
22. p. 229) den Zeitpunkt der Eintragung enticheidend fein läßt im Gegenfaß au S 892 
Abi. 2. Dagegen wird die vorbin eriolate Verfügung feitend eines eingetragenen 
Nichteigentbiimers nach der Anlequng des Grundbucs gemäß $ 185 giltig werden 
müſſen, wenn der Berfiigende nachträglich das Kigentbum erbält, auch wenn das bis= 
berige Recht eine ſolche Monvalescenz nicht fennt. Ebenſo wird fich die Bindung der 
Vertragichliekenden für den initrumentirenden Nichter bezüglich eines vor der 
Anlenung des Grundbuchs abgeſchloſſenen dinglichen Vertrages gemäß 8 873 Abi. 2 
B.G. B. nad neuem Necht vichten müſſen, während die Bindung der Vertragſchließenden 
unter einander dem bisherigen Recht zu unteritellen ift. 

In Anſehung der geſetzlichen Hypothek ift die Entitehung in der Zwiſchen— 
zeit erfolat, wenn das Rechtsverhältniß, für welches fie begründet ift, vor oder während 
der Zwiſchenzeit entitanden iſt. Sie beitebt dann für alle in der Zwiſchenzeit und 
auch nach der Anlegung des Grundbuchs erwacienden Aniprüce fort, mag auch das 
Rechtsverhältniß jelbit kraft reihsrechtlicher Borichrift oder landesgeieglicher Ueberleitung 
dem neuen Necht unteriteben; vgl. Bem. ©. 406 zu Art. 192. 
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IX. Bezüglich der Fortgeltung des bisherigen Rechts it zu beachten, daß auch 
in denjenigen NRechtögebieten, welche einen dem B.G. B. ähnlichen Rechtszuſtand ſchon 
haben, dieler Rechtszuftand zum größten Theil von noch nicht allzulanger Dauer it. 
So wird in Preußen jetzt ein dreifaches Stadium in Betraht fommen; der Rechts— 
——— vor dem 1. Oktober 1872, derjenige vor dem 1. Januar 1900 bez. der ſpäteren 

Inlegung des Grundbuchs, und "ber neue Rechtszuſtand. 


X. Entſprechend dem vorliegenden Artikel beftimmt $ 1, 2 E.G. 3. R.3w. V. G. 
den Kortbeitand des alten Zwangsverfteigerungsrehts bis zu * — wo das 
Grundbud als angelegt anzufeben iſt. 


Ein in Gemäßbeit des bisherigen Rechts nicht den Vorfchriften über Grund: 
ftücfe unterliegendes Frbbauredht (Superfieies) unterliegt alfjo auch in der Zwiſchenzeit 
der Mobiliarzwangsvollſtreckung; vgl. Württemberg. f. Freiw. G. 1900 S. 314— 315; 
a. Mein. Scherer „Erjtes Jahr“ ©. 35, 

Ebenſo müflen die 88 830, 837, 857 Abi. 6, 866-808, 932 C. P.O. in der 
Zwiichenzeit ſuſpendirt bleiben vgl. aber Bayern A.G. z. G.O. u 3. V. G. Art. 56). 

XI. Die Ausführungsgeſetze haben zum Theil — wie an entſprechender Stelle 
mitgetbeilt — die Borichriiten des B.G.B. in einzelnen Beziehungen aud für die 
Zwiſchenzeit in Kraft geſetzt. 

Allgemein bat Elſaß-Lothringen, wo die Jwifchenzeit mit Rüdfiht auf den 
Stand der Kataftererneuerung ſich noch auf etwa 40 Jahre erftreden wird (vgl. Aron 
©. 98), die Vorihriften des B.G.B. über den Erwerb und die dinglihen Rechts— 
änderungen an Grundftüden im wejentlihen jhon in der Zwiſchenzeit für anwend— 
bar erflärt. Sufpendirt bleiben aber auch bier vor allem die Vorſchriften über die 
Rechtswirfungen des öffentliben Glaubens des Grundbuhs. An Stelle des Grunds 
buchs tritt das Eigenthumsbuch. Hypotheken, die in der Zwiſchenzeit begründet werden, 
find Sicherungshypotheken im Sinne des B.G.B. (N.G. 3. B.6.B. 85 87—116.) Die 
ein Grundbuch vorausjegenden Vorichriiten der E.P.O. u. 8.O. finden auch für die 
et Anwendung, en die VBorichriiten des neuen Zwangs. V. Geſ. (A. G. 

C.P.O. 88 19, 20, A. G. 3. 3. V. G. 88 77). 


Aneignungsrecht des Fiskus an herrenloſen Grundſtücken. 
Artikel 190. 


Das nach $ 928 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs dem Fiskus zu— 
jtehende Aneignungsrecht erjtreckt ji) auf alle Grunditüde, die zu der Zeit 
herrenlos find, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzujehen ift. Die 
Vorjchrift des Artikel 129 findet entjprechende Amvendung. 

61 161; RD. 189; Prot. S. 3658, 3663, 3664, 8550, 8551, 9052 (VI ©. 523). 


1. Der Artifel beitimmt eine in Konſequenz des Art. 189 gebotene Aus— 
nahme don dem rt, 181. 

Gemäß der Vorfchriit des S$ 925 Abi. 7 BGB. ift die das Occupationsrecht 
des Fisfus begründende Herrenlojigfeit der Grundſtücke durch die Eintragung der 
Dereliftionserflärung des letten Eigenthümers bedingt. Da nun gemäh Art. 181 
(186, 189) E. G. der Erwerb des Figentbums zwar von der Anlegung des Grundbuchs 
an nad dem neuen Recht erfolgt, andererjeitS aber der Berluft des bisherigen Eigen 
thums bis zu diefem Zeitpunft gemäß Art. 159 nad bisherigem Recht ſich richtet, jo 
entjtebt eine Yüde für alle Fälle, wo die Herrenloiigfeit eines Grunditüdfs nad bis: 
berigem Recht auch ohne Eintragung der Derelifiionserflärung erfolgt, bei. 
als uriprüngliche beiteht, Dieie Lücke füllt der vorliegende Artifel aus, 
indem er vorichreibt, daß auch ſolche herrenloſe Grundſtücke von dem Occupationsrect 
des Fiskus ergriffen werden. 

Herrenlos nad bisherigem Recht find 4. B. gemäß Art. 3 des Heil. Gel. vom 
29. Oftober 1830 ſolche Güter, die in den stopieen der Flurbücher und starten als 
berrenloie bezeichnet jind; val. Brot. IT 3057, 


2, 3u Zag 2 des Artikels: Da in Art. 129 6.6. dem reihsrechtlihen Occupations: 
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recht des Fiskus dasjenige gewiſſer anderer juriftiichen und natürlien Perſonen (Orts: 
gemeinden 2c.), welchen die Landesgeſetze dieſe Vergünftigung zuerfennen, gleichgeitellt 
ut, jo ergiebt fich, dak die vorliegende Uebergangsbeitimmung auch für dieies landes: 
geieslich privilegirte Occupationsrecht gelten muß; vgl. Bem. zu Art. 129, 


Beſchesſchuß bei Grumddienktbarkeiten und befdränkten perfönlichen 


Dienfbarkeiten. 
Artifel 191. 

Die bisherigen Gejege über den Schug im Belit einer Grunddienit- 
barfeit oder einer bejchränkten perjönlichen Dienitbarfeit finden auch nad 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejegbuchs Amwvendung, bis das Grund- 
buch für das belajtete Grundſtück als angelegt anzuſehen ilt. 

Bon der Zeit an, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzujehen 
it, finden zum Schute der Ausübung einer Grunddienitbarfeit, mit welcher 
das Halten einer dauernden Anlage verbumden ilt, die für den Beſitzſchutz 
geltenden Vorjchriften des Bürgerlichen Gejegbuchs entiprechende Anwendung, 
folange Dienjtbarfeiten diefer Art nach Artikel 128 oder Artikel 187 zur 
Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grund- 
buchs nicht der Eintragung bedürfen. Das Gleiche gilt für Grunddienſtbar— 
feiten anderer Art mit der Maßgabe, daß der Beligichug nur gewährt wird, 
wenn die Dienjtbarfeit in jedem der drei legten Jahre vor der Störung 
mindeltens einmal ausgeübt worden it, 

E. I 111; €. II 102; R.V. 190; Mot. zu 111 ©. %73; Brot. S. 3917-39, 
866 — 8568, 9052, 9236 (vi S. 523, 524, 632, 633; IV ©, 318—3%). 

Der vorliegende Wrtifel itatuirt als weitere Nonjequenz des Art. 189 eine 
Ausnahme don dem Grundſatz des Art. ISO, nach welchem letzteren das neue Geſetz 
auch auf dieje, beim Inkrafttreten des B.G. B. vorbandenen Beſitzverhältniſſe alsbald 
Anwendung finden müßte Diele Ausnahme iſt durch die in den vorbergebenden 
Art. 186 (1591, 187 gegebene Tireftive geboten. 

1. Was zunädit den Beſitzſchutz bis zur Anlegung des Grundbuchs an 

belangt, jo werden bier die bisherigen Gelege über den Beſitzſchutz, ſowohl der Grund: 
dienitbarfeiten, als der beichränften perſönlichen Dienftbarfeiten (ef. Preuß. AUNR. 
ss 50, 82, 146 ff. I, 7, Sächſ. 8.6.8. 88 552, 606, Windfcheid Ip. 210 ff.) obne 
weiteres gemäß Abi. I aufrechterbalten. Das iſt notbwendig, weil das B.6.B. gemäß 
ss 1029, 1090 Abi. 2 nur den Schub im Beſitz der eingetragenen echte dieſer 
Art fennt, dieſe Vorſchrift fonach aus den gleihen Gründen fuipendirt werden mu, 
aus welchen die in Artikel 189 bezeichneten Vorſchriften ſuſpendirt wurden, welche 
ebenfalls ein Grundbuch im Sinne des B.G. B. zur wejientliben Vorausſetzung 
baben. Gin Beſitzſchutz für andere echte als die in Abſatz 1 Erwähnten fommt bier 
nicht in Betracht, da diejenigen, welche ein Nießbrauchs-, Pfandrecht, Erbbaurecht 
ausüben, den durch den Beſitz der Sache begründeten Schutz des Sachbeſitzes genießen, 
ohne daß ſie die Eintragung ihres Rechts nachzuweiſen brauchen. Hinſichtlich der 
Reallaſten und Vorkaufsrechte aber, welche nach B. G. B. feinen Beſitzſchutz genießen, 
iſt auch für die beſtehenden Rechte dieſer Art kein Bedürfniß. 
2. Was den Beſitzſchutz nach Anlegung des Grundbuchs anbelangt, fo fällt 
ein Grund, die perjönlihen Dienitbarfeiten dur eine bejondere Beltimmung 
weiter zu ſchützen, fort, da dieſe gemäß Art. IS6 nunmehr zur Wirkſamkeit genen 
Tritte eingetragen werden müſſen, alſo icon dadurch Veranlaſſung haben, ſich den 
auch durch die Eintragung gebotenen poſſefſoriſchen Schutz des F 1090 Abi. 2 10 
zu ſichern. Dagegen beitebt eine ſolche Veranlaſſung nicht für Grundbdientt: 
barteiten, weil cbezw. forweit) dieſe gemäß der Regel des Art. 187 Abi. 1 Satz 1 aud 
ohne Eintragung gegen Tritte wirken, alio der Gintragung nicht bedürfen. 
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Diejenigen Grunddienftbarfeiten, welhe in Gemäßheit dieſes Vorrechts nicht 
eingetragen find, fünnen fich aber auf den Beiikihut des $ 1029 (da dieſer ja Ein— 
tragung im Grundbuch vorausjeßt) nad der Anlegung des Grundbuchs ebenjowenig 
berufen, wie vor der Anlequng. Es bedarf daher auch für dieje eines befonderen 
Befisichußes. Diejen gewährt der Abſatz 2 des vorliegenden Artifelö, aber nicht wie 
in Abf. 1 dadurch, daß er die bisherigen Geſetze aufrecht erhält, ſondern dadurch, daß 
er auch auf dieſe Grunddienſtbarkeiten die Vorſchriften des B.G.B. über Schuß des 
Sachbeſitzes (SS 858 ff.) ebenjo entfprechend für anwendbar erflärt, wie $ 1029 dieſe 
entiprechende Anmendung für den Befit eines eingetragenen Rechts diejer Art ausipridt. 

Wie aus Vorftebenden erfichtlich, trifft der Abſatz 2 des vorliegenden Artifels 
— was freilih die Faſſung nicht flar erfennen läßt — lediglich die zur Zeit ber An— 
legung des Grundbuchs beitehenden und nicht eingetragenen Grundbdienitbarfeiten 
(Art. 187). Denn die in diefem Zeitpunft beitebenden, in Gemäßheit des bisherigen 
Rechts (ef. Art. 187 Note) bereits eingetragenen Grunddienitbarfeiten genießen den 

Schuß des $ 1029 B.G.B. ebenfo, wie die nach der Anlequng des Grundbuds be: 
gründeten (d. h. auf dem jegt nur möglichen Wege der Gintragung $ 873 B. G. B. 
begründeten) Rechte diejer Art, 


3. Borausiegung des Beſitzſchutzes der nicht eingetragenen Grunddienjtbar- 

—53* Anlegung des Grundbuchs iſt hiernach und in Gemäßheit der Vorſchrift 
es Abſatz 2 

a) die Thatſache, daß die Grunddienſtbarkeit zur Wirkſamkeit gegen 
Dritte nicht eintragungspflidtig it, d. b. alio 

a) die Grunddienitbarfeit muß bereits zur Zeit der Anlegung des Grund: 
buchs beitanden haben — Art. 187 Abj. 1 — (oder an einem nicht buchungs= 
pflichtigen Grundſtücke — Art. 1285 E.G. — begründet fein); 

3) es dürfen feine landesgejehlichen Vorſchriften beiteben, welche die alsbaldige 
Eintragung vorichreiben, bez. es darf die landesgeſetzlich nachgelaſſene Friſt zur 
Eintragung nicht abgelaufen jein; 

b) das VBorbandenjein eines den Beſitz der Dienitbarfeit äußerlich 
dofumentirenden tbatjähliben Berbältniiies (mweldes gewiſſermaßen Die 
mangelnde Gintragung eriegen ſoll, und zwar: 

a) bei den a apparenten Servituten das Beſtehen einer dauernden 
Anlage, mit welder fie verbunden find; 

3) bei den übrigen Grunddienitbarfeiten die mindeitens einmalige 
Ausübung innerbalb jedes der letzten 3 Jahre vor der Störung; 
e) die übrigen allgemeinen Vorausiehungen des Befikesihußes SS 854 ff. B.G.B. 


ad a. Was die Vorausſetzung zu aa anbelangt, jo iſt dieſelbe jedoch 
eine rein theoretische, fie muß für die Praris entfallen, wenn man erwägt, daß die 
Grörterung der Frage, ob eine Ghrunddienitbarfeit bereits zur Zeit der Anlegung 
des Buchs beitanden bat, zuiammenjällt mit der Grörterung der Frage nach dem 
Beiteben des Nechts jelbit. Für diefe Frage iſt aber (wie auch bei den Beratbungen 
Brot. 3919 von einem Antragiteller zutreffend bervorgeboben wurde) im Beſitzprozeſſe 
fein Raum. Es würde, falls man einen ſolchen Nachweis dem stläger aufbürden 
würde, derielbe ja auch eine ungleich günitigere Stellung baben, als der Tabellar: 
beiiger des neuen Rechts, und zwar im Hinblik auf $ 891 B.G. B., felbit wenn der: 
felbe gegen den Störer petitoriich Flagen würde, — 


ann hiernach die Behauptung, daß die Grunddienjtbarfeit bereits zur Zeit der 
Anlegung des Grundbuchs beitand, zur Subitantitrung der Beſitzſtörungsklage nicht 
verlangt werden, jo ergiebt fih im Effekt, daß regelmähig — abgeſehen von den 
Rechtögebieten, wo landesgeſetzlich Buchungszwang gemäß Art. 157 Abi. 2 eingeführt 
tft — die Eintragung der Grunddienitbarfeit aub in Zukunft troß 
$ 1029 überhaupt nicht mebr Erforderniß des ey ist, jofern 
nur der Beſitz der Tienitbarfeit in der oben zu b bezeihneten Weiie 
verförpert iſt. Es wird alio auch derjenige, welcher erit nad der Anlegung 
des Grundbuchs fih den Beſitz einer angebliden Dienitbarfeit anmaßt, jelbit wenn 
diejes Recht nach der Anlegung des Buchs durch Eintragung begründet, demnädit 
aber wieder nelöicht iſt, des Beſitzesſchutzes auf dieſe Weiſe theilhaftig werden können 
(zuſtimmend Habicht ©. 363 A. 4). Die daraus ſich unzweifelhaft ergebende Gefahr 
doloſer Ausbeutung dicies Nectsmittels war bei der uriprünglicen Faſſung, welde 
der in diefem Artifel in Bezug aenommene Art. 187 im Gntw. I (Art. 10%) batte, 
geringer, namentlich in Rückſicht auf die dort vorgeiehene Beichränfung der Schußfrilt. 
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Am übrigen ericeint die gedachte Gefahr im Hinblid auf den durd die neue Prozeß— 
ordnung $ 260 in Verb. mit $ 864 Abi. 2 B.G.B. gebotenen wirffameren Schuß der 
wahren Rechtslage gemindert. 

ad b. Was die Vorausſetzung oben zu b anbelangt, jo find alio alle 
diejenigen Grunddienitbarteiten, welche weder durch eine dauernde Anlage, vgl. SS 1021, 
1022 3.6.8 ‚nod durd die dort bezeichnete Imalige Ausübung verkörpert find (eine 
malige PR genügt nicht wie in $ 1029), ohne Eintragung nicht geichükt. 

Schutzlos find demnah u. A. ſolche nicht eingetragenen unftändigen Servituten, 
welche ihrer Natur nach jährlih nicht ausgeübt werden fönnen, wie Maitgerechtigfeiten 
oder Baubolzberedhtigungen. 

4, Von den gemäß Abſ. 2 des Artikels entſprechend für anwendbar erklärten 
Vorſchriften des B.G. B. über den Beſi esſchutz kommen in erſter Linie in Betracht 
88 859, 861, 862, ferner aber die SS 854ff.; vgl. oben 3e und Biermann, Sachen— 
recht $ 1029 Anm. 3. — 

5. Einige Ausführungsgeſetze baben das dur Abſ. 1 des Artifelö aufrecht: 
erhaltene Yandesrecht infoweit dem Reichsrecht angepakt, als fie den Beſitzesſchutz des 
Abi. 2 ion * die Zwiſchenzeit bis zur Anlegung des Grundbuchs vorſchreiben. So: 

Preußen Art. 25; Bayern Ue.G. — 45, Lieg. G. Art. 22; Heſſen Art. 140; 
Medlenburg: Schw. $ 185, :Str.$ 183; © Weimar 8 129; Schw. -Rudolitadt 
Art. 82; Elſaß-Lothringen $ 86. 

(Preußen und Medlenburg jchreiben ferner vor, daß die vor der Anlegung 
bereits in den bisherigen Büchern eingetragenen Srundbienitbarfeiten auch icon in 
der Zwiichenzeit den vollen Beſitzesſchutz des B.G.B. genießen jollen.) 


Hypotheken (Artikel 192—194). 
Artifel 192. 


Ein zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzujehen 
ift, an einem Grundſtücke bejtehendes Prandrecht gilt von dieſer Zeit an als 
eine Hypothek, für welche die Ertheilung des Hypothekenbriefs ausgeichlofien 
iſt. Iſt der Betrag der Forderung, für die das Pfandrecht bejteht, nicht 
beftimmt, jo gilt das Pfandrecht als Sicherungshypothek. 

It das Pfandrecht dahin bejchränft, daß der Gläubiger Berriedigung 
aus dem Grundſtücke nur im Wege der Zwangsverwaltung juchen fann, jo 
bleibt dieſe Bejchränfung bejtehen. 

E. 1 112 Abi. 1,2; E. II 1635 RB. 191; Mot. zu 112, 113 ©. 72—274; 
Brot. ©. 9052, W53, 934-9236 (VL S. 524, 631, 639). 

I. Allgemeines. Die Art, 192-195 itatwiren eine in Konſequenz des Art. 186 
gebotene Ausnahme dom Art. 184: 

a) Sie enthalten eine Ausnabme von Art. 184 infofern, als für den 
Anbalt der Hupotbefen und Grundichulden das neue Recht (vom Zeitpunft der Grund: 
buchanlegung) alsbald in Kraft nefeßt wird. Dieje Ausnahme tft eine Konſequenz 
des Art. 186. Denn nad letterem treten alle die WVorichriften des Immobiliar— 
jachenrecht3, welche die Exiſtenz eines Grundbuches zur wejentlichen Borausiegung baben, 
mit dem Zeitpunkt der Grundbuchanlegung in Kraft (vgl. Bem. I u. 6 zu Art. 186), Die 
Vorichriiten des B.G.B. über den Inhalt der Hypothek ſtehen aber mit jenen grund— 
buchlichen PBorschriiten in jo untrennbarem SJufammenbang, daß eine abweichende Be: 
bandlung beider Normen nicht möglich ift. 

by Weil fie eine Konſequenz des Art. 186 iſt, tritt dieſe Ausnahme von Art. 184 
erſt vom Zeitpunkt der Grundbuchanlegung ein. Sie unterſcheidet ſich inſofern 
von den beiden anderen Ausnahmen des Art. 184 (Grunddienſtbarkeiten, Erbbaurecht), 
welche alsbald mit dem 1. Nanuar 1900 in Kraft treten. Der Artifel bezieht ſich 
jomit auf die vor dem 1. Januar I) und nad diefem Zeitpunft bis ur Grunde 
buchanlegung entſtandenen Pfandrechte des bisherigen Rechts; vgl. Bem. IVe zu Art, 189. 

e) Der vorliegende Artifel rar die beitebenden Hupotbefen in Buchhypo— 
thefen des neuen Rechts (S 1116 Abi. ‘ 
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Der Artikel bat bier lediglich die SS 1118 FF. im Auge, nicht die allgemeinen 
Vorſchriften der SS 373 ff. über die dinglihen Nechtsänderungen bez. die Wirkungen 
de5 guten Glaubens einerjeitS und den Nang der Rechte andererieits. 

Was die dingliben Nectsänderungen anbelangt, jo bedurite es bier nicht der 
Hervorbebung. Denn dieſe treten ja für alle dingliden Rechte, auch für die gemäß 
Art. 154 grundiäßlid den bisherigen Geſetzen unterlicgenden ohne Weiteres (vom 
I. Januar 1900 bez. dem jpäteren Zeitpunft der Grundbuhanlegung) in Kraft; vgl. 
©. 375 Bem. 3b zu Art. 154. Was aber den Rang (879, 850) der jchon vor der 
Grundbuchanlegung begründeten Biandredhte anbelangt, fo bleibt derjelbe dieſen Nechten 
gemäß der Negel des Art. 154 erhalten (natürlich unbejchadet wiederum der Wirkungen 
des Öffentlichen Glaubens des Grundbuchs). 

d) Der Artikel 192 wandelt die beitebenden Hypotheken in gewöhnliche Hupotbefen 
($ 1116 Abi. 2), und entiprechend wandelt der Art. 195 die beitehenden Grundſchulden 
in Grundichulden des neuen Rechts um. Nach Art. 193, 194, 195 Abi. 2 wird aber 
der Yandesgejeßgebung überlaflen, die Ummandlung in eine andere Hypothekenform 
des neuen Rechts vorzunehmen. 


2. Der Artikel leitet lediglich Die am 1. Januar 1900, bezw. dem fpäteren Zeitpunft 
der Grundbucdanlegung beitehenden Pfandredte über. Der Ausdrud „beitebende 
Pfandrechte“ ijt auch bier wie bei jämmtlichen anderen Webergangsnormen völli 
iynonym mit dem Ausdrud „vorher entitandene Pfandrechte” (Art. 170). Er iſt a 
bier lediglih zu dem Zweck gewählt, um damit den Gegenjaß zu den nach dem 
fritiihen Zeitpunkt entitandenen Piandredten zu marfiren. Gr bat nit die 
prägnante Bedeutung von vorher wirkſam begründeten Piandredten. Der 
Wortlaut des Artifel3 ift daber für die Entſcheidung der Frage, ob und inwieweit 
das neue Recht auch vorber zwar formell begründete, aber nicht wirkſame Pfand: 
rechte ergreift, nicht verwertbbar. Diefe Entſcheidung ift vielmehr lediglich nad 
den allgemeinen für alle Nechtsverbältnifie gleihmäßig geltenden Grundſätzen zu treffen. 
Das iſt auch bier wiederholt verfannt und bat zu febljamen Schlukfolgerungen Ver: 
anlaffung gegeben. (Vgl. Einleit. S. 292 bei VI, Borbem. zu Art. 180 ©. 355 Abſ. 4 
und die nachfolgende Ben.) 


3. Ein Piandredt iſt dor dem fritiihen Zeitpunft entitanden, wenn der 
VBegründungsaft nicht nad), fondern vor demſelben vollendet it. 

a) Die Firirung des mafgebenden Zeitpunfts muß matürlid, wenn 
Zweifel überhaupt beitehen, gemäß dem allgemeinen Prinzip der Nichtrüdwirfung nad 
den Grundſätzen des bisherigen Rechts erfolgen. Es findet Alles das bei Art. 170 
©. 324 ff. Vorgetragene bier finngemäße Anwendung. 

b) Einer beionderen Grläuterung bedarf bier nur die Frage nad dem maß: 
geblihen Zeitpunkt, wenn Pfandbeitellungsvertrag und Gintragung im 
Srundbuce zeitlih auseinanderfallen. 

Die Entiheidung wird für die verichiedenen Rechtsgebiete verichieden ausfallen: 

a) Yediglich der Zeitpunft der Gintragung iſt maßgebend einerjeits 
in den Yändern, wo das Prinzip der formellen Rechtskraft der Fintragung maßgebend 
war, alio in Sadien, zum Theil Medlenburg, Hamburg, Lübeck, ſei es, daß dort Kin: 
reden aus dem periönliben Eculdverbältnig auch dem eriten Gläubiger gegenüber 
überhaupt abgeichnitten waren (wie 3. B. in Mecdlenburg binfichtlib der nicht ges 
zablten nn jei es, daß (wie regelmäßig) nur eine Kondizirbarfeit der Gintragung 
ſtattfand. 

4) Ebenſo iſt lediglich der Zeitpunft der Eintragung maßgebend 
in den Ländern des früheren preußiſchen Grundbuchſyſtems und den Rechtsgebieten des 
Pfandbuchſyſtems, alſo in dem überwiegenden Theile Deutſchlands; vgl. Bem. 3 zu 
Art 186. Denn bier war regelmäßig Gintragung zur Begründung des Pfandrechts, 
wenn auch nicht ausreichend (vgl. Bem. 4), jo doch jedenfalls erforderlid. 

7) Dagegen wird es auf den Zeitpunft des Piandbeitellungs: 
vertrages anfommen in den Yandern, wo bisber die Gintragung überhaupt nicht 
oder nur zur Wirfiamfeit gegen Dritte ertorderlib war. So in Rechtsgebieten des 
Transifriptionsivitems (bayr. Pfalz, Baden, Rheinheſſen), fowie in allen Yändern des 
Grundbuch: und Piandbucinitens in Anjebung der älteren vor Einführung der bezüg: 
lihen Grund: und Hypothekenordnungen begründeten I iandrechte, joweit eine Um: 
wandlung derielben in Prandrechte neuen Styls nicht ſtattgefunden bat (4. B. für die 
vor dem 1. Juli 1874 errichteten Hypotheken im bisherigen Geltungsbereich des 
Geſetzes vom 24. Mai 18:73 im Appellationsgerichtsbezirf Gajiel). 

26* 
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e) Iſt nah Vorſtehendem der Zeitpunft des Begründungsaftes 
vor denjenigen ber neuen Grundbudbanlegung zu legen, jo gilt für das 
jo begründete Piandredt 

a) das bisherige Recht für die frage nad der Giltigfeit feiner Begründung 
in formeller und materieller Beziebung, desgleihen für feinen Rang; 

3) das neue Recht für die frage nad feinem Anhalt und den nad dem 
fritiihen Zeitpunkt eintretenden Nechtsänderungen, einschliehlich der Nechtöfolgen des 
öffentliben Glaubens des Grundbuds. . 

Das neue Net ergreift infoweit bie alten PBiandrechte, gleichgiltig, ob die 
Prüfung der Frage zum zu einer Bejabung oder Verneinung der Giltigfeit jener Rechte 
führt. Nur wenn auf Grund der Geltendmahung der Ungiltigfeit jene Rechte be: 
feitigt find, iſt natürlich für die Anwendung des neuen Rechts fein Raum mehr. 
Ebenſo wie ein durch Irrthum zu Stande gefommener altrechtliher Kaufvertrag nad 
dem 1. Januar 1900 den neuen Grundſätzen über die Unmöglichkeit der Erfüllung, über 
das Geilions: und Erfüllungsgeichäft unterliegt, bis durch Anfechtung des Vertrages der: 
felbe befeitigt ift, fo muß ein nicht vollwirkſam begründetes bisheriges Pfandrecht den neuen 
Vorichriiten über den Umfang der Pfandhaftung und den Grundſätzen über die Ueber: 
tragung des Pfandrechts unterliegen bis au dem Zeitpunkt, wo durch Geltendmahung 
ber Ungiltigfeit das Pfandrecht befeitigt ift. Eine andere Frage tft, ob die inzwiſchen 
eingetretenen Aenderungen Giltigfeit behalten oder nicht. Dieſe Frage iſt, fomweit nicht 
die neuen Grundſätze über den Erwerb im guten Glauben Pla greifen, natürlich 
wiederum nach bisherigem Recht zu beurtbeilen; vgl. au 4 


4. Es gilt alfo wie bei allen am 1. Januar 1900 beitebenden 
Nechtöverbältnifien, jo aud bier für die in dem fritiihen Zeitpunft des 
vorliegenden ArtifelS beitebenden Pfandrechte die Negel: — 

ie formellen und materiellen Borausiegungen der Begründung richten ſich 
nad) bisherigem Recht: 

a) Iſt nach dem bisherigen Recht das Pfandrecht ungiltig begründet, dann 
fann es auch unter dem neuem Recht — abgeieben natürlid von dem Fall des Erwerbs 
auf Grund des öffentliben Glaubens des Grundbuhs - - nicht wirffam werden. 

Die Unwirkſamkeit nach bisherigem Recht fann begründet jein wegen Ungiltigfeit 
der Eintragung (4. B. Hypothek an Miteigentbumsantbeilen in Lübeck 9.0. vom 
5. Mai 1850 8 17), oder des dinglihen Vertrages (3. B- wegen mangelnder Finigung), 
oder der unterliegenden Forderung (3. B. wegen Irrthums, Wuchers, nichtgezahlter 
Baluta). Intereſſe bietet vor Allem der lebte Fall, weil das B.G. B., abweichend 
von dem bisherigen Recht, im Fall des Nichtbeitandes der Forderung die Hypothek 
nicht untergeben und den nachitebenden Pfandgläubiger nicht nachrüden läßt, vielmehr 
die Hypothek gemäß $ 1163 in diefem Fall zur Eigenthümerhypothek ummwandelt. 

b) Ob das beitebende Pfandrecht nach den Grundſätzen des bisherigen 
Rechts in Folge Nichtbeftandes der Forderung unmwirfiam ift, muß 
wiederum für die verihiedenen bisherigen Necdtögebiete verſchieden 
beantwortet werden: 

«) Kür die Yänder mit dem Syſteme der formellen Rechtskraft der Gin: 
tragung (wie Sachſen :2c.), vgl. 3b «, it die Frage zu verneinen, 

3) Umgekehrt iſt die Frage zu bejaben für diejenigen Nechtögebiete, wo ber 
ftreng acceijoriihe Charafter der Hypothek gewahrt wurde, vgl. 3by bezw. 
in Anjebung älterer entiprebender Hupotbefen in anderen Rechtsgebieten. 

y) Zu bejaben ift aber ferner auch die Ungiltigfeit der bejtebenden Hypotheken 
beim Nichtbeitand der Forderung in allen Yändern des Grundbuch- und Pjanpd- 
buchſyſtems, alio in dem weitaus überwiegenden Theile Deutichlands, vgl. oben 3b 2. 
Denn dieje Nechtsgebiete verlangten zwar regelmäßig zur Gültigkeit der Hypotheken 
die Gintragung, ließen diefelbe aber keineswegs zur Giltigfeit der Hypotbefen ge: 
nügen. 

e) Iſt alſo im Zeitpunkt der Grundbuchanlegung in den voritebend 
‚u bau y bezeichneten Nechtägebieten, alio insbeiondere in Preußen 
(E60. 5. Mai 1872), eine Hypothek eingetragen, auf der die Valuta nit 
aezahblt iſt, To fann dieſe Hypothet aud nicht gemäh 8 1165 B.6.8. zur Gigen- 
thümerbupothet werden. Gin Nachhypothekar alio, welcher im Vertrauen auf den 
Nichtbeitand der Vorhypothek dem Gigentbiimer fein Geld gegeben bat, kann nicht 
durch eine Verfügung des Eigenthümers über den locus der eriten Hypothek um fein 
Geld gebracht werden, abgeſehen natürlich auch bier wieder von dem Fall, daß die 
Verfügung zu Gunften eines qutgläubigen Erwerbers (4 892) erfolgte. Ebenſo 
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Habidt ©. 474, 478, Entſch. d. Kammergerichts „Recht“ S. 492 Nr. 661, Cruſen— 
Müller ©. 308; a. Mein.: Scherer Das Erſte Jahr 39, Stranz=Gerbard 
E. 218, Turnau-Förſter ©. 6%. Die beiden legteren berufen fih auf $ 18 
Pr. EEG. v. 5. Mai 1872. Allein der $ 18 1. ec. bat für die Frage der Giltig- 
feit der Eintragung im Hinblid auf die unterliegende Forderung auch feine andere 
Bedeutung als der $ I l.e. für die Frage der Giltigfeit des Cigenthumsüber: 
ganges im Hinblick auch auf die unterliegende causa ($ 10 1. e.), Daß aber ein vor 
dem 1. Januar 1900 erworbenes und gemäß $ 10 1. e. anfechtbares Eigenthum aud 
nad dem 1. Januar 1900, unbeichadet gutgläubig erworbener Rechte Dritter, nad wie 
vor angefochten werden kann, wird wohl nicht geleugnet (vgl. oben zu Art. 181). 
Der weitere Einwand von Stranz-Gerhard aber, wonad im Fall der diesjeitigen 
Auffaffung fih die mißliche Koniequenz ergebe, daß eine nach den Grundiägen des 
bisherigen Rechts zum Theil validirende, zum Theil nicht validirende Hypothek (4. B. 
theilweiſe eingezablte Baugelder:Hppotbefen) in Anſehung der verichiedenen Theile auch 
verichiedenen Grundſätzen bei der Uebertragung (3. B. im Fall des $ 1154) unterliegen 
müßten, erledigt ih mit dem Hinweis darauf, daß der materiellrechtliche Nichtbejtand 
der altrechtlichen Hypothek feineswegs die Anwendung der neuen Rorjchrijten des 
B.G. B. hindert, ſoweit fie nämlich nicht die Begründung, fondern den Inhalt und die 
dinglihen Nechtsänderungen diejer Hypothek betreffen, vgl. oben zu e#. Die Frage 
aber, ob eine Hypothek im Fall des Nichtbeitands der es untergebt oder ſich 
zur Eigenthbümerbypothef ummandelt, iſt eben feine Frage aus dem Anhalt der Hypo— 
thef, jondern eine Frage nah deren Begründung. Zum mindeften ift das Die 
Auffaſſung des bisherigen Rechts. Darauf aber fommt es allein an. 


Leider hat ſich neueitens au das Reihsaeriht auf den Standpunft der bier 
befämpiten Anficht geitellt; vgl. Urtheil des V. 6.5. vom 2. März 1901 Aur. Mod. 
101 ©. 2397, mit der Begründung, daß auch die nicht valutirte Hypothek des bis: 
berigen Preuß. Rechts eine gewiſſe Selbjtändigfeit und dingliche Wirkung batte, da 
fie einerjeitö in der Hand des qutgläubigen Erwerbers, andererjeitS durch nadträg: 
liche Begründung der periönlihen Forderung validiren fonnte. Allein bier jtehen 
doch Feine jelbitändigen dinglichen Nechtöpofitionen in Frage, welde gemäh dem 
Prinzip des Art. 1854 E. G. zu ſchützen wären, jondern bloße unter dem bisherigen 
Hecht eröffnete Aussichten auf fünftigen Nectserwerb. Die bier eröffnete Ausficht des 
gutgläubigen Ceſſionars, des nachträglich valutirenden Gläubigers jind nur dann und 
nur injoweit unter dem neuen Recht eröffnet, alö altes und neues Recht in der 
Normirung ihrer VBorausiegungen und Grenzen übereinitimmen. Bor bloßen Aus- 
jichten zieht jich das neue Recht prinzipiell nicht zurücd, vgl. Einleit. S. 239 Bem. e, und 
für die bier fpeziell in Frage ftebenden Ausfichten gilt aanz daſſelbe, was oben in 
Anſehung der unter dem bisherigen Recht begründeten Ausfichten derjenigen dargelegt 
ift, welche zwar noch unter der Herrichait des alten Rechts einem veräußernden Nicht: 
eigenthümer gegenüberitanden, aber den Erwerb jelbjt wirfjam damals noch nicht 
vollzogen hatten, vgl. Bem. 3a zu Art. 181. 


Zuſatz. Eine wirkſame Gigentbümerhypothef des bisherigen Rechts verwandelt 
fih in eine Eigenthümerhypothek neuen Rechts gemäß 8 1177 Abſatz 2, Enticb. d. 
Kamm. G., R. d. O.L. G. IS, 4b; a. Mein. Habicht 3. Aufl. S. 377, welder Um: 
wanbdlung in eine Grundſchuld gemäß S 1177 Abſatz 1 annimmt, es jei denn, daß 
bem Eigenthümer eine Forderung gegen einen Dritten zuftebt. Nimmt man mit dem 
Reichsgericht in der oben reprobirten Enticheidung an, daß auch die nicht valutirte 
Hypotbef des Preuß. Nechts der Ummwandlung gemäß dem vorliegenden Art. 192 
unterliegt, jo fann jedenfalls nicht zweifelbaft fein, daß eine ſolche Hypothek ſofort 
gemäß 8 1177 Abi. 1 eit. zur Grundſchuld wird. — 


d)Derinbabereinernadvorjtebenden Grundiäßenim Augenblid der 
Grundbuhanlegung unwirfiamen Sypotbeffannaud nad dem I. Januar 
1900 (abgejeben von dem Fall gutgläubigen Erwerbs) nicht die Vermuthung 
aus 3 891 bezw, 3 1138 für jih in Anſpruch nebmen. Ebenſowenig bat er die 
Rechtöitellung des gutgläubigen Erwerbers gemäß SS 592, 11385 B.G. B, wenn der 
gutgläubige Erwerb ſich noch unter dem alten Recht vollzog. In beiden Fällen 
natürlich vorausgejeßt, daß das bisherige Net nicht gleihe Vorſchriften enthielt, 
wie fie $$ 891, 592 B. G. B. normiren. Dagegen wird der auch bösgläubige Inhaber 
einer ſolchen Hnpotbef nunmehr gemäß SS 592, 1138 B. G. B. befäbigt, die Hypotbef 
auf einen gutgläubigen Erwerber zu übertragen und dadurch den Nechtsbeitand derfelben 
herbeizuführen, vgl. Bem. 2b zu Art. 181 — Bem. 2b zu Art. 184, 
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5. Der vorliegende Artifel leitet nur die im fritiihen Zeitpunft beitebenden 

Pfandrechte über. Ob ein Pfandrecht beitebt, ift in Koniequenz des zu Bemrd Vor: 
etragenen aus dem bisherigen Recht zu beantworten. it die Frage zu verneinen, 

o greifen, je nahdem die Fnticheidung zu Gunſten eines reinen Shuldverbältniiies 
oder einer dinglichen Nedtspofition ausfällt, die Uebergangsnorm des Art. 170, oder 
diejenige deö Art. 154 (bew. Art. 181) ein. 

a) Keinen Unterichted macht es, ob das Pfandrecht nad bisherigem Recht durd 
bloßen Vertrag oder durch Eintragung au Stande fommt. Es müßten alio als 
nunmebrige Buchhypotheken auch die rechtsgeſchäftlichen Hypotheken des Transifriptions: 
ſyſtems im Gebiet des Nheiniichen Rechts bejteben bleiben. Wergleihe aber die bei 
Art. 193 mitgetbeilten Ausfübrungsgeieße, wonad die nichteingetragenen Hypothelen 
diefer Art in bloße Norderungsrecte, die Fingetragenen theils in Buch:, tbeilö in Brier: 
hypotheken des neuen Rechts umgewandelt werden. 

b) einen Unterjchied macht es weiter für die Umwandlung, ob das Piandrect 
nad dem bisherigen Recht durch rechtsgeichäftlichen Akt oder frait Geſetzes begründer 
war. Unerheblich iſt es, daß diefe Begründungsform reichsrechtlich — abgeieben von 
dem Fall des $ 1287 B.G. B., 8 E.P.O. — nicht mehr möglich iſt. 

a) Bedeutung baben die geſetzlichen Hypotheken im weſentlichen nur noch im 
Gebiet des Rheiniſchen Rechts. Dem Pr. AUR. und dem Sächſ. B.G. B. find fie 
unbefannt. In den übrigen Nechtsgebieten find fie meiſt durd die Landesgeſetzgebung 
abgeichaftt. (Much binfichtlih der Mobilten iſt den geſetzlichen Pfandrechten dur die 
Landes: Ausführungsgeiege zur K.O. v. 10, Februar 1877 aumeift die Wirfiamfeit 
abgeiproden.) Die Abſchaffung iſt theils eriaplos erfolgt, theils durch Erſatz der joa. 
geſetzlichen Gypotbefentitel (vgl, darüber zu ©. Wo fie zur Zeit noch vereinzelt 
beiteben, wird das nur in Aniebung folder Nechtsverbältniiie jein, die im ILL. Abſchnitt 
der Yandesnejekgebung vorbehalten find. Inſoweit wird die Möglichkeit der Bearündung 
ſolcher geſetzlichen Hypotheken auch für die Zukunft geaeben jein. An Art. 91 werden 
die dem Staat und den Korporationen öffentlichen Rechts zuftebenden Smpotbefentitel 
auch für die Zukunft aufrechterbalten. Zweifelhaft fann fein, ob daneben auch die 
Möglichkeit für die Neubegrundung gelenlicher Hwpotheken dieler öffentlichrechtlichen 
Perionen gegeben it, 3. B. frait des Vorbehalts des Art. 65 und Art. 80 6.6. 
Soweit ſolche geſetzlichen Hypotheken befteben, a. B. im Gebiet des Rheiniſchen Rechts 
die geſezlichen Pſandrechte des Staats und der öffentlichen Körperſchaften an den 
Grundſtücken ihrer recbnungspflichtigen Verwalter (code eivıl Art. 2121), bleiben fie aber 
jedenfalls als ſolche nach Maßgabe des vorliegenden Artikels beiteben. Bavern: 
Ueb.Geſ. Art. 121, 122 ſchreibt für die Pfalz vor, daß fie nur noch für früber entitandene 
Anſprüche beiteben bleiben und in Zukunft nicht mebr begründet werden fönnen. 

3) Als praftiichb kommen abaeleben von dieien Sonberredtsverbälmisien nur 
in Betracht die im Gebiet des Rheiniſchen Rechts beitebenden gejeglichen Hypotheken 
der Ehefrau und des Mündels am Grundvermögen des Ehemanns und des Normunds. 
(Tan Ddieje Hwotheken auch noch in der Zwiſchenzeit zwiichen dem I. Januar IK 
und dem Zeitpunkt der Anlegung des Grundbuchs entjteben fönnen, iſt bei Art. 189 
dargetban. 

Im Einzelnen iſt bier folgendes zu bemerken, 

aa) Sie bleiben aufrechterhalten, gleichgültig, ob fie eingetragen sind 
oder nicht (natürlich unbeicbadet der Grundſätze über den Erwerb im guten Glauben, 
vgl, unten Bem. 6, 9. UNS), 

Hinſichtlich der nicht eingetragenen beitimmen aber Die Ausführungsgeiege, dat 
dieielben ſich in obligatoriſche Aniprüce auf Beltellung einer Sicherungshypothek 


verwandeln jollen. Ep Preußen: Art. 3384, — Bayern Pfalz: Yieg.G. Art. 
1—5, GliaßsYotbringen: SS 149, 77 Abſ. 2. — Abweichend lajien Baden: 
Art. 40 Abſ. 3, — Heilen: Art. 214, VIL, 2385 Abſ. 2 ſolche nichteingetragenen 


Hypotheken erlöfchen, ſoſern fie nicht noch bei der Grumdbuchanlegung eingetragen 
werden. 

EM Sie bleiben aufredterbalten, wenn aud das Rechtsverhältniß, 
mitdem sie verbunden find, vom I. Januar IHM an dem neuen Nedt unter‘ 
itebt, das leßtere it der Fall binfichtlich des Mündels gemäß Art. 210, hinſicht— 
lich der Eheirau für die tbergeleiteten Eben gemäß Art. 200, 218 E. G. 

In Anſehung der übergeleiteten Wben wird jedoch von mehreren Aus— 
führungsariegen das Erlöſchen der Hypothek von einem beſtimmten Zeitpunfte an 
vorgeichrieben: So Preußen Art. 56 $ 9; Bayern WG. Art. 10, 
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yy) Sie bleiben aufredterbalten auch für diejenigen Aniprüde 
der Ehefrau und des Mündels, die erit nah dem Zeitpunft der An= 
legung des Grundbuchs erwadien. 

Das iſt zweifellos für diejenigen Nectöverbältniffe, welche nad) wie vor 
dem alten Recht unterjtehen, 3. B. für die nicht übergeleiteten Dotaleben in Preußen 
Art. 33 $ 4 (anderö Heſſen Art. 254), ſowie allgemein für die Ehen in Württem: 
berg und Baden (welche feine Ueberleitung vornehmen). 

63 muß aber aud gelten, wenn — wie für dad Vormundſchaftsverhältniß und 
die landesgejeglich übergeleiteten Ehen gemäß Art. 210, 200, 218 — alsbald das neue 
Recht gilt; ebenfo Habicht S. 565 (vgl. aber ©. 438 Widerſpruch!) Männer 
„Recht“ 1900 S. 430. Denn die gnejegliche Hypothek ift unter dem alten Recht auch 
für zufünftige Anſprüche aus den bezeichneten Nechtöverhältnifien entitanden und wird 
gemäß Art. 154 unabhängig von Art. 200, 210 aufrechterhalten. 

In Anfehung der übergeleiteten Ehen beftimmen jedoch ſämmtliche Ausführungs- 
geſetze, daß die geießliche Hypothek nur für vorber entjtandene Anfprüche gelten ſoll. 
Und zwar wirb bier alö der fritiiche Zeitpunkt nicht derjenige der Grundbuchanlegung, 
fondern der 1. Januar 1900 gewählt, da ja ſchon mit diefem Zeitpunft das Rechts— 
verhältniß unter das neue Recht tritt (vgl. Bem. VIII zu Art. 189). So Preußen 
Art. 56 89; Bayern:Pialz L.G. Art. 7; Heſſen Art. 238; Elſaß-Lothringen 
5 149 a.a. D.; desgl. Bayern: Pfalz 2.6. Art. 3 hinfichtlih der Mündelhypothek. 
Im übrigen muß es aber in Anfehung der Mündelhypothek und der nicht über 
geleiteten Ehen bei der Regel bleiben. 

dd) Soweit nach vorjtehendem die geſetzliche Hypothek für die bisher erwachſenen 
und fünftig erwachſenden Anſprüche beſtehen bleibt, werden denfelben auch ſolche 
Grundjtüde unterworfen, die nadı der Anlegung des Grundbuds in 
das verhaftete Vermögen gelangen, vgl. Entſch. d. R.G. X p. 41ff. 

ce) Keine Piandrechte jind die jogenannten Hypothekentitel des alten Rechts, 
Abgeieben von den vorbehbaltenen Gebieten des Ill. Abichnittes, wo diejelben auch 
zufünftig begründet werden fünnen (vgl. Bem. zu Art. 91 6.6.) iſt aud Die 
Neuentſtehung diefer Nechte reichörechtlih nicht mehr möglich. (Sie find erſetzt durch 
die im B.G. B. gewährten Anſprüche auf Beitellung einer Sicherheitsbnpotbef, vgl. 
ss 1005, 1051, 1067, 1391, 1668, 1844.) Praktiſch jind auch bier die Hupotbefentitel 
der Eheirau und des Mündels und zwar in allen denjenigen Nechtögebieten, wo fie als 
Erſatz der abgeichafften geſetzlichen Hypothek eingeführt worden find. Hierzu fommt auch 
der gemeinrechtliche Hnpotbefentitel der Kinder am Elternvermögen. 

Dieſe Hypothekentitel müſſen den Geſetzen folgen, welche für das Rechtsverhältniß 
maßgebend ſind, für das ſie begründet ſind. Für die nicht übergeleiteten Ehen bleibt alſo 
gemäß Art. 200 die Möglichkeit offen, dieſen Titel noch für Anſprüche geltend zu 
machen, die nad der Grundbuchanlegung entitehen. (So ausdrüdflib Bayern Ue.G. 
Art. Sl; Württemberg Art. 260.) Am übrigen muß gemäß Art. 203, 210, 200, 
218 der Titel am 1. Januar 1900 unbeichadet der vorher entitandenen Anſprüche 
erlöihen. So die Mehrzahl der Ausführungsgeſetze für den Titel der Ehefrau 
S.:Wetimar $ 1855 Abi. 2; S.-Meiningen $ 42; ae Art. 42 
8 31; Shwarzburg:Rubdolftadt Art. 145; Reuß j. %. $ 94 No. 1. 

Nach Se fen Art. 202 joll der Hypothekentitel auch für die vorber erwachſenen 
Anſprüche beiteben, nad den übrigen Ausiührungsgeiegen nur dann, wenn vor der 
Grundbuchanlegung der Antrag auf Gintragung des Pfandrechts bereits geitellt ift. 

d) Zweifelhaft (ob Pfand oder Forderungsrechte) ift die rechtliche Natur der 
geſetzlichen Vorzugsrechte (Privilegien) des Rheiniſchen Rechts. Ueberwiegend wird 
ihnen aber die Eigenſchaft als im Range bevorzugter Hypotheken vindizirt; vgl. 
Männer „Redt” 1900 S. 450, 

Einer Anregung der Motive zufolge haben Heſſen Art. 24 und Elſaß— 
Lothr. SS 77, 102 diejelben ausdrücklich als Pfandrechte deklarirt, vgl. auh Baden 
Art. 40 Abi. 2. Als ſolche Vorzugsrechte fommen in Betracht: 

a) Das Borzugsredt des Verkäufers an dem verkauften Grundjtüd wegen 
Zahlung des Kaufpreiics Art. 2103 Wr. 1 code civil; 

3) Das Vorzugsrecht der Iheilungsgenojien Art. 2103, 3; 2109 code eivil. 

+) Das Vorzugsrecht des Darleibers Art. 2103, 2 code eivil; 

Nach Preußen Art. 33 $ 4; Bayern-Pfalz Yieg.G. Art. 1; Elſ.-Lothr. 
8 77 verwandeln ſich nicht eingetragene Vorzugsrechte in Anſprüche auf Beitellung 
einer Sicherungsbupotbef. Nah Baden Art. 40 Abi. 2; Heſſen Art. 224 fommen 
die im Zeitpunft der Grundbucdanlegung nicht eingetragenen Vorzugsrechte in Wegfall. 
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Kein eigentliches Vorzugärecht ift das Vorrecht, welches Art. 211 code civil den 
Nahblakgläubigern und Bermädtnifnebmern einräumt, ebenfo Männer 
„Recht“ 1900 ©. ddl; a. Mein. Scherer ©. 1%. Nach Bayern L.G. Art. 16 joll 
es, falls im fritiihen Zeitpunkt eingetragen, als Berfügungsbeihränfung beiteben 
bleiben, andernfalls erlöjhen. Das tit gemäß Art. 169, 213 E. G. völlig Fonfequent. 
Kein eigentliches Vorzugsrecht iſt auch das Rückfallsrecht (Refiliations:, Reſolutions— 
ag nach Art. 1183, 1184, 960 code eivil; vgl. über diefes Bem. dyy zu Art. 154 
. 378. 

e) Keine Pfandrecte find die Arreſtvormerlungen in denjenigen Nechtögebieten, 
wo dieielben nur den Gharafter von VBerfügungsbeihränfungen baben, z. B. Sadien, 
58.0.8143. Kür diefe Rechte giebt (Art. 168 bez.) Art. 184 die maßgebende Leber: 
gangsnorm ab. Sm übrigen aber werden Vormerfungen, mögen fie nun auf Grund 
eines Arreſtes oder eines für vorläufig vollitredfbar erflärten Urtbeils eingetragen fein, 
zu Buchbnpothbefen des neuen Rechts. Vgl. aber Bayern: A.G. 3. Grdb. und Zw. V. G. 
Art. 22, Art. 57, Lieg. G. Art. 14; Heilen Anleg.®&.: Art. 46 und 47;3; Medlenburg= 
Schw. und :Str.: AV. 3. EB.O.820 Abi. 2; ©.:Altenburg: AG. z. C. P.O. $ 13 
Abi. 3; ©.:Ko0b.:Gotba: Art. 33 Ar. 3. 

Nah Preußen Art. 338 4 und Bayern L.G. Art. 12 follen ferner die 
gerichtlichen pupnineten des Rheinischen Rechts, joweit fie nicht eingetragen 
iind, erlöjchen; joweit fie eingetragen find, follen fie jih nah Preußen in gewöhnlice 
Buchbnpotbefen (bei. Briefhypotheken), nab Bayern in Sicherungshypotheken ver: 
wandeln. — Vgl. bierzu Habicht ©. 483. 

f) Zweiielbait kann der Charakter der Antidrefe, Art. 2070, 2085 code eivil (Bes 
fipfand) des alten Nects fein. Für Preußen wird man aber bejonders aub auf 
Grund des 8126G. B.O, diefen Rechten den Charafter alö Pfandrechte nicht abipredhen 
fönnen. (So mit Nedt Habicht ©. 730 contra Beſchluß des Kammergerichts D.J.8. 
1900 ©. 233.) Auch dieie Rechte verwandeln fich daber in Normalbvpotbefen neuen 
Rechts. Gegen die Ummandlung baben fich neuerdings ausgeiproden: Kammer— 
geribt D.J.3. 1900 ©. 322; Neumann ©. 154; Wilde D.J.3. 100 ©. 204, 
endlih auch das Reichsgericht V. ES. vom 27. Tftober 1900 Nur. Wod. 13900 
©. 821, derielbe Senat Jur. Wod. 1901 S. 273. Tagegen wie bier für die Um— 
wandlung Freudentbal D.J.3. ©. 162 und 270, Die Gegner, welde die Auf: 
rechterhaltung des bisherigen Inhalts gemäß Art. 154 rechtfertigen wollen, ver: 
fennen, daß ein dur eine bejtimmte llebergangönorm des cs umgewandeltes 
Recht nicht in einzelnen Thbeilen feines Inhalts durch eine andere entgegen= 
geſetzte Uebergangsnorm aufrechterhalten werden fann. (Das Recht auf Beſitz und 
Genuß ift aber ein folder Theil des antichretiihen Pfandinbalts, nicht eine ſelbſt— 
ſtändige Berechtigung im Verbältniß zu dem übrigen Anbalt diefes Rects.) Sie ver: 
fennen weiter, daß die Lebergangsnorm des Art. 192 als die jpeziellere derjenigen 
des Art. 154 vorgeben muß. Wergleiche bierzu ©. 379 Bem. 409 zu Art. 154 und 
Einleit. S. 214 Bem. VIII. (Ueber die Behandlung des antichretiihen Pfandrechts in 
der Jwiichenzeit vor Anlenung des Grundbuchs vgl. Bem. zu Art. 189.) 

Neuerdings bat das Reichsgericht V. ES. vom 9. März 1901 Jur. W. ©. 273 
- durch bloßen Beſitz begründeten Antichrefe die Wirffamfeit unter dem neuen Redt 
verlagt. 

Nah Hejien Art. 223, Elſ.-Lothr. A.G. z. G.O. 8 23 wird dieſes Recht 
jedoch als ein perſönliches Recht deklarirt. Tann wird ſein Fortbeſtand gemäß Art. 170, 
179 gelichert. 

Nevenüenbupotbefen des bish. Rechts werden nad Maßgabe des Abſatz? 
des vorl. Artikels mit ibrem bisherigen Anbalt erhalten; vgl. unten Bem. 8. 

e) kein Pfandrecht an einem Grundftüc it das in den Rheinifchen Nechts: 
nebieten beitebende Pfandredt an einem Nießbrauch (als einem Immobile). Für 
dieies bildet alfo Art. 184 die alleinige Uebergangsnorm, ebenjo Habicht; a. Meinung 
anicheinend StranzsWerbard S. 225. Nah Preußen Art. 53 $ 4 Abi. 2; 
Bayern L.G. Art. 13; Elſaß-Lothr. A.G. 3. G.O. $ 22 werden fie, falls eingetragen, 
zu Pfandrechten gemäß SS 1273 ff. B.G. B. umgewandelt, jalls nicht eingetragen, zu 
Anſprüchen auf Beitellung eines Prandredits. 

6. Selbſtverſtändlich erbalten ſich alle die vorstehend gedachten Pfandrechte ihre 
Wirkſamkeit gegen qutgläubige Dritte na der Anlenung des Grundbuds nur dadurd, 
daß fie im Grundbuch eingetragen werden (ef, Art. 186 in Verbindung mit $ 892 
B.G. B); vgl. aber die Ausnahme in Art. 158 Abi, I zu Gunſten der gefeßlichen 
Pſandrechte. 
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Einer befonderen reihsrehtlihen Fürforge für die Eintragung des einer Che: 
frau oder einem Mündel zuitebenden geießliben Pfandrechts (code eivil Art. 2171, 
2135 ff.) bedurfte es nicht. Das Mündel wird durch das Auffichtsrecht des Vormunde 
Ichaitsgerichtö genügend geihüst- An Anfebung der Ehefrau bleiben die Normen des 
ehelichen Güterrechts, ſoweit fie die Verpflichtung zur Gintragung vorſchreiben, gemäß 
Art. 200, reihsredhtlich in Kraft und bleibt ed gemäß Art. 218 den einzelnen Yandes= 
geſetzgebungen überlafien, wie weit jie von dem Vorbehalt Gebrauch machen wollen 
oder nicht (vgl. Mot. ©. 175). 

Nah 8 8 Einf. 3. Zw. V. G. fünnen die Yandeögeiehe für die Zwangsverſteigerung 
beitimmen, daß die vor dem 1. Januar 1900 eingetragenen Hypotheken bei der Feit:- 
ftellung des geringiten Gebots und bei der Aufftellung des Theilungsplanes nur auf 
Grund einer Anmeldung zu berüdjichtigen find. 


7. Der Inhalt der vor der Anlegung des Grundbuchs beitchenden Piand- 
redite an Grundjtüden bejtimmt ſich nad) dem B.G.B. und zwar wird vor— 
neichrieben, daß auf ſämmtliche Rechte diefer Art — mit Ausnahme der in Abi. 1 
Saß 2 und Abi. 2 bezeichneten — die Vorſchriften des B.G.B. über die Buchhypothet 
($ 1116 Abi. 2) Anwendung finden jollen, d. b. ſämmtliche Vorichriiten der SS 1118 
bis 1183, ſoweit diejelben nicht lediglih auf die alö Normalhypothek geregelte Briei: 
hypothek jich beziehen, ef. Nr. 1. Dieſe weitgreiiende Negelung der rüdwirfenden 
Kraft ift durch die Gefahren geboten, welche die Kolliiion der Hupothefen alten und 
neuen Rechts mit fih bringen würde; vgl. bierzu Schnell, Aenderung der bayriſchen 
Hypotheken, Seufferts Bl. f. Rechtsw. 62 p. 225 ff. 

a) Diefe Regelung greift tief in beitebende Rechte ein, indem fie 
theils die Gigentbümer und die übrigen Nealberedtigten ſchädigt, tbeils 
ihnen weitergehende Befugnifie als nad bishberigem Nedt giebt. 

a) So tft die den Umfang des Pfandrechts regelnde Vorichrift des $ 1118 
BB. eine Erweiterung gegenüber dem bisherigen Recht, infofern die 
ex lege Haftung nah Preuß. E. E.G. 8 30 hinfichtlich der geſetzlichen Zinſen, 
nab S. G. B. $ 418 binfichtlich der Koſten ausgeſchloſſen ift und nad code 
eivil Art. 2148, Ziff. 4, Bayr. Hypoth. 8 43, Württemb. Pfandgeſ. Art. 55, 
9 nur in beichränftem Dlake eintritt. 

Beihränft wird der Umfang der Haftung gegenüber dem Preuß. 
Recht und anderen Rechten, iniofern das Grundſtück nicht für die Koſten der 
Gintragung und nicht, wie nach Heil. Pfandgeſ. Art. 72, für Schadens— 
erſatzanſprüche baftet u. ſ. w. 

So ſtellt ſich ferner die Borichrift der SS 1120, 1123, 1127 als eine 
Erweiterung gegenüber dem bisherigen Recht dar, inſofern beiip. die 
vorherige Beichlagnahme des Bayr. Hypothek.Geſ. $ 33 und des Sächſ. B.G.R, 
$ Ald nicht mehr erforderlich it, um die getrennten und noch nidt ver: 
äußerten Früchte der Hypothek zu unterwerfen. Die nah Bayriichem, 
Badiihem, Württembergiſchem Pfandrecht ausgeichlofiene Haftung der Ber: 
fiberungsgelder (Mot. III p. 659) iſt nunmehr für das Pfand gegeben. 
Einem in Heſſen Art. 54, Württemberg Art. 49 Ziffer 4, Weimar S 85 
(Mot. III a. a. OD.) begründeten Pfandrecht find nunmehr auch die bisher 
nicht darunter fallenden, nicht fälligen Mieth- und Pachtzinſen unterworfen. 

Immerhin veritebt fich dieje erweiterte Haftung nur unbeichadet bereits 
woblerworbener Eingelaniprücde an den der Haltung unterliegenden Gegen 
ftänden, val. hierzu Entſch. d. R.G. vom 7. Juli 1900, Zur. Wochenſchr. 1900 
©. 641, Beilage ©. 27 („verleibt das neue Recht Sachen, die nach bisherigem 
Recht nicht Zubehör eines Grundſtücks waren, die Jubeböreigenicaft, fo 
treten dieſe Sachen zwar mit dem Anfrafttreten des B.G. B. in die Haftung 
für die Hnpothef ein, aber nur in dem Nechtszuftande, in weldem fie fich 
zur Zeit des Inkrafttretens des neuen Rechts befanden, Ries B. behaftet 
mit einem Piandredt, das durch eine nach dem bisherigen Recht zuläfiige 
Pfändung erworben tft”). 

Semäh $ 1119 kann nunmehr jede unverzinsliche bupotbefariiche Forde— 
rung in eine zu 5“46 verzinsliche, nemäh SS 1156, 1203, 1198 kann jede 
Sicherungshypothek in eine Hypothek, jede Hypothek in eine Grundſchuld, 
jede Grundſchuld in eine Rentenſchuld fonvertirt werden und umgefebrt, 
ohne daß die Nealberechtigten neiragt werden, auch wenn der Hypothek bez. 
Grundihuld nah bisherigem Recht dieſe Qualitäten nicht beiwohnen. 


410 Ginführungsgeieß zum B.G. B. IV. Abjchnitt. Uebergangsvoricriiten. 


3) Die im Gegenſatz zu bisherigen Rechten (cf. z. B. auch Sächſ. B.G. B. 
8 429) durch den R 1135 B. G. B. auögeiprodene Gritredung der Vorſchriften 
über die Buchlegitimation und die Grundjäge des öffentlichen Glaubens auf 
die der Hypothek zu Grunde liegende Forderung ichneiden viele nad bis: 
berigem Rechte zuläſſige Einreden aus dem perjönliben Sculdverhältnik ab. 
Auch gewiſſe andere Einreden, 3. B. der Borausflage code eivil Art. 2170, 
2171, des unentgeltlihen Erwerbs der Hypothek $ 35 Abi. 2 Preuß. E.E.G. 
vom 5. Mai 1872, find nicht mehr zuläſſig. Zum Theil tritt auch eine 
Beihränfung des Anbalts ein; 3. 8. iſt die nach $ 38 Abi. 3 Preuß. E. E. G. 
ausgeichloiiene Einrede aus dem Verfügungsrecht des eingetragenen Rechts— 
urbeber8 beim Mangel des guten Glaubens arg. $ 892 B. G. B. zuläffte. 
Beitimmt fich in dieſer Weile auch der Umfang, in welchem Ginreden aus 
dem perjönliden Sculdverhältnii gegen den Pfandinhaber geltend gemadıt 
werden fönnen, nad» dem neuen Necht, jo unterliegt andererjeits die Be 
urtbeilung des den noch zuläſſigen Einreden zu Grunde liegenden Schuld: 
verhältnisies, jofern das lettere vor Anfraittreten des B.G.B. begründet iſt, 
gemäß Art. 170 nady dem bisherigen Recht u. a. m. 

y) Als wichtig jei noch hervorgehoben, daß die Hypotheken des alten 
Rechts nunmehr auch durch das vom Geje in umfajjendem Maße durd: 
geführte Anititut der „ Eigenthümerhypothek“ eine Schwãchung erfahren 
können, ef. $$ 1143, 1163, 1168, 1177, 1199, was namentlich in denjenigen 
Rechtsgebieten Yenberungen 5 herbeigeführt bat, welche wie Bayern, Wiürttem: 
berg, Weimar (Mot. II 202) grundiäßlich wenigitens die echte Figen: 
tbümerbppotbef nicht Er Für diefe Nechtögebiete iſt es aber 
möglich, gemäß des bejonderen Vorbehalts des Art. 194 den bisherigen 
Rechtszuſtand aufrechtzuerbalten; vgl. Ausführungsgeiege dort S. 413. 

d) Sowohl den Grundſätzen diejes Artikels als auch gemäß $ 1 Einf. 
Sei. zum Zwangsverſteigerungsgeſetz tritt aud dad materielle Zwangsvoll— 
ſtreckungsrecht (ef. 3.8. $ 21) mit dem Zeitpunft der Grundbucanlegung 
auch für alle beitebenden Hypotheken in Kraft. 

b) Einenod einjhneidendere Wirkung bat das neue Geſetz, injofern 
es auf die bisherigen Hypotheken, aud auf die bisherigen Briefbypotbefen, 
die befonderen Vorſchriften der Buchiypothet zur Anwendung bringt. Der 
Grund, warum nicht die Vorſchriften der als Normalfall geregelten Briefbnpotbef auf 
die bisherigen Hypotheken angepaßt werden, liegt darin, daß der Hypothekenbrief des 
neuen Rechts injofern, als von feiner Uebergabe die ‚Entjtehung der Briefhypothel 
$ 1117 und von feiner Uebertragung die llebereignung dieſes Rechts 8 1154 abhängig 
gemacht tft, einen ganz andern Gharafter bat, als nad bisherigem Recht. So hatten 
in Bayern (GGypothek.Geſ. vom 1, Juli 1822, SS 115, 170), in Sachſen (nad dem 
Se}. vom 6. November 1543) und in den nachaebildeten Geiepen, ferner in Baden, 
Hamburg und Yüber die Hypothekenurkunden lediglib den Charafter von Beweis— 
mitteln, ebenfo die Negiiterauszüge des franzöfiichen Rechts, abgeſehen von ihrer 
Sarantiewirfung für den Erwerber 

in Preußen, G.B.O. vom 5. Mai 1872 88 29, 82—84, 86, 87, 91, 94, 1W 
bis 112, 115, 119-131 und den denielben nachgebildeten Geſehen batte der Sopotbefen: 
brief var eine größere Bedeutung, aber im Wefentlihen nur Die einer Legitimations: 
urfunde, inſofern die wirfiame Geltendmachung von dem Beſitz derjelben abhängig 
gemacht und Die Beibringung bei Sintragungen von Veränderungen im Grundbud 
erforderlich war, Weder zur Begründung noch zur Uebertragung war auch nach dieſen 
Geſetzen die Uebertragung des Briefes Erforderniß. Daraus ergiebt ſich, daß auch die 
Briefhypothek des alten Rechts derjenigen des neuen Rechts nicht ohne Weiteres an: 
gepakt werden konnte 

Zweifellos mußte jedoch in den letztgedachten Gebieten die Verfehrsjäbigfeit der 
Briefhypothek durd die Anpaſſung an die Burchbupotbef des neuen Rechts, insbeſ. durd 

das Erforderniß der Umichreibung im Grundbuche wejentlich beeinträchtigt werben. 

Daher die Borbebalte in dem folgenden Art. 193 für die Landesgeſetzgebung. 
Durch die Erklärung der bisherigen Brieibupotbefen au Buchhypotheken verlieren 
die bisherigen Briefe ibre Bedeutung. Gin Aufgebotöverfahren derielben ift nicht mebr 
zur Verfügung über die Hypothek Erſorderniß. Die Berichtigung ded Grundbuds 
gemäß SS SH, 1116 Abi. ? Sat 2 kann jederzeit verlangt werden. Nichteingetragene 
Rechtsnachfolger müſſen, um ſich die Necdtsitellung des bisherigen Rechts auch gegen: 
über gutaläubigen Dritten zu fichern, die Eintragung im Grundbuch betreiben. 
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8. Ausnahmen don dem —— des Ubi. 1 Sat 2 beſtimmen Sat 2 
des Abi. I und Abi. 2 des vorliegenden Artikels: 

a) Die Vorichriften des neuen Geſetzes über die Verkehrshypothek in Form der 
Buchhypothek finden unbeihadet des Vorbehalts des Art. 193 auch auf diejenigen Hypo— 
thefen des bisherigen Rechts Anwendung, welde lediglich zur Siherung der Er— 
füllung einer beitebenden oder zufünftigen Forderung (alö „Kaution“) bejtellt 
find, die alio den Zweck der in $ 1184 B. G. B. geregelten „Sicherheitshypothek“ erfüllen. 
Dagegen beitimmt Sat 2 Abf. 1 des vorliegenden Artikels, daß auf diejenigen Sicher: 
beitshypothefen des bisherigen Rechts, welde zur Sicherung einer ibrem Be: 
trage nad unbejtimmten — beſtellt ſind, die Vorſchriften des B.G.B, 
über die Sicherheitshypothek SS 1184 ff. Anwendung finden ſollen. Es ſollen daher 
insbeſondere auf dieje Hypotheken die Vorichriften des B.G. B., weldhe die Grundiäge 
des öffentlihen Glaubens auf die Forderung erjtreden ($ 1138), nicht Pla greifen. 
Die hiervon betroffenen Hypotheken find die fogenannten „Kautionshupothefen“ des 
bisherigen Rechts, welche regelmäßig mit einem beſtimmten Ultimatbetrage eingetragen 
werden, ef. Preuß. E. E.G. vom 5. Mai 1872 88 24, 67, Bayr. Hypoth. Geſ. 88 11, 69, 
Sächſ. B. G.B. 88 370, 359, Württemb. Pfandgei. Art. 11, Medlenb. rev. Stadtb.O. 
8 13. Wo bisher ein Recht des Gigentbümers auf Feititellung eines Marimalbetrages 
im Sinne des $ 1190 B. G. B. nicht beftand, bleibt diefer Mangel aud unter der 
Herridaft ded neuen Geſetzes beiteben. 

Der Gefahr, welche mit der Gritredung der Vorſchriften des öffentlichen 
Glaubens für diejenigen Sicherbeitshnpotbefen des bisherigen Rechts verbunden iit, 
welche nicht als ſolche aufrechterhalten werden, kann die Yandesgeießgebung gemäß 
dem Worbebalt des Art. 193 dadurd vorbeugen, dat fie aud ſolche Hypotheken als 
Sicherbeitsbypotbefen aufrecht erhält; vgl. die AUsführungsgeſetze dort. 

b) Gemäß Art. 60 E. G. in Verbindung mit Art. 57-59 E. G. können bie 
Landesgeſetze beitehende „Nevenüenhppothefen‘‘, d. b. ſolche Hypotheken, bei denen die 
Beiriedigung des Hläubigers aus dem Grundſtück im Wege der Zwangsverſteigerung 
ausgeichlojlen it, fich vielmehr ledinlihb auf die Nutzungen beichränft (gegenüber 
ss 1113, 1147 8.6.8. in Berbindung mit $ 856 E.P.O.) binfichtlih der Familien— 
verbältniffe, Leben: und Stammgüter aufrechterhalten und auch deren fünftige 
Begründung für zuläffig erflären. 

Der vorliegende Artikel balt in Abſ. 2 die beitebenden Rechte diejer Art auch 
binfichtlih des übrigen Grumdbejiges aufrecht. Zuläſſig auch bei nicht gebundenen 
Grundbeſitz konnten ſolche Rechte begründet werden in Banern und Miedlenburg, 
in Preußen gemäß AV. TI, 20 88 26, 27, 225 jedenfalls vor dem 1. Oftober 1872; 
vgl. aber $ 45 Preuß. E.E.G. vom 5. Mai 1872. 
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Durch) Landesgejeß kann beitimmt werden, daß ein PBrandrecht, welches 
nach Artikel 192 nicht als Sicherungshypothek gilt, als Sicherungshypothek 
oder als eine Hypothek gelten joll, für welche die Ertheilung des Hypotheken— 
briefs nicht ausgeichlojien it, und daß eine über das Prandrecht ertheilte 
Urfunde als Hypothekenbrief gelten joll. 

E. I 112 Abi. 3; E. II 164; RB. 192: Mot. zu 112, 113 ©. 374-275; 
Brot. S. 9052, 9053, 9234-9236 (Vl S. 524, 632). 

I. Der Artifel entbält den eriten Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung 
gegenüber der reihsrehtlihen Ueberleitung beitebender Pfandredte an 
Srunditüden in gewöhnlide Buchhypotheken (ngl. Bem. 1d zu Art. 192). 
Diefer Borbebalt rechtfertigt fih damit, daß die in einzelnen Nechtögebieten beitebenden 
Hypotheken, für welde nach der Regel des vorigen Artitels Abi. 1 Sat 1 die Vor: 
ihritten der gewöhnlichen Buchhypothek gelten, theils mehr der Sicherungsbypotbef des 
S 1184 (außergewöhnliche Buchhypothek), tbeils mehr der Briefbupotbef des $ 1116 
Abi. 1 des neuen Rechts aleichen. 

J (Ein Vorbehalt gegenüber der reichsrechtlichen Ausnahmevorſchrift des Abi. 1 
Sab 2 des Art. 192 iſt nicht eingeräumt.) 

Pe Von dem Vorbehalt hat die Mehrzahl der Austührungsgeiege Gebrauch 
gemacht. 
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* a) In eine Sicherungshypothet neuen Rechts wandeln um die Ausführungs- 
geſetze bon: 
Bayern-Pfalz: 8.G. Art. 1, Baden: Art. 40, Heilen: Gel. Anl. d. 
Grdb. Art. 21 und 53, ©.:Weimar: $ 160, Schmwarzb.:Rudolitadt: Art. 106, 
Elſ.-Lothr.: 8 77, ſowie Preuß Caſſel: Art. 33 $ 3 die älteren heſſiſchen 
Hypotheken. 

b) In eine Briefhypothet (S 1116 Abi. 1) neuen Rechts wandeln um die 
Ausführungsgeiege von: 

Preußen: Art. 35 88 1, 2, Württemberg: Art. 214, Oldenburg (für 
Dldenb.: $ 14, Lübeck: 8 14, Birkenfeld: $ 43), Braunfhmweig: 54, S.Koburg— 
Gotha: Art. 33 Nr. 2, Anhalt: Art. 51, Shw.-Sondersh.: Art. 41, Waldet: 
Art. 18, Lippe: $ 32, Bremen: 88 40, dl. 

a) Sämmtliche bier zu b erwähnten Staaten jedoch nur für den Negeliall, dab 
im Zeitpunft der Grumdbuchanlegung bereits ein Brief gebildet war. 

Einzelne Staaten: Preußen, Oldenburg, Waldef, Lippe auch für den ferneren 
Fall, dak ein Hypotbefenbrief nad den bisherigen Borfchriiten zu bilden war. 

Die Frage, wann dieje letztere Vorausſetzung gegeben ift, wird verichieden 
beantwortet. Nah Habicht S. 479, Turnaus:Föriter ©. 540 u.a. ift die 
jelbe gegeben, wenn nicht vor der Grundbuchanlegung auf die Bildung 
des Briefes verzichtet ift. (So auch auspdrüdlih Oldenburg: A.G. $ 14 bei 
Stibe. $ 43.) Nah anderer Anficht mit Nüdficht darauf, daß ja der Verzicht 
eine nachträgliche Berichtigung nicht ausschließt, allgemein aud beim Vorliegen 
eines ſolchen VBerzichtes. Nach wieder anderer Anficht, wenn der Antrag auf 
Ausfertigung des Briefes geftellt it; vgl. Stranz-Gerhard ©. 221 Ar. 3. 
Dean wird richtig dabin formuliren müſſen: Gin Hypothekenbrief war in dem 
fritiichen Zeitpunft zu bilden, wenn entweder der Berechtigte den Antrag bereits 
in diefem Zeitpunkt geftellt batte, oder wenn die Gintragung einer dinglichen 
Rechtsänderung in dieſem Zeitpunkt beantragt war, mit der fraft Geſetzes die 
Bildung eines Brieſes vorgeichrieben war. 

A) Sämmtliche bier unter b erwähnten Staaten erflären zugleich die gebildeten 
Hppothefenurfunden zu Hppotbefenbrieien neuen Styls (augen. en ss 40, il). 


3. In den Gebieten des Rheiniſchen Rechts veriteht fich die zu 2a und b er 
wähnte Ummandlung nur für die vor der Grumdbucdanlegung in den bisherigen 
Büchern bereits eingetragenen Hypotheken. 

Die nicht eingetragenen, ſei es vertragsmäßigen, fei es geſetzlichen 
Hppotbefen Sollen 

a) nah Preußen: Art. 33 $ 4, Bayern-Pfalz: EG. Art. 1 Abi. 2, Eliah: 
Rotbr.: 8 77 in obligatoriihe Anſprüche auf Beitellung einer Sicherungshypothek ſich 
ummandeln; 

b) nah Baden: Art, 40 Abi. 3, Heſſen (in den Fällen der Art. 214 VII, 
233 Abi. 2 A.G., Art. 54 Geſ., d. Anl. d. Grdb. betr.) erlöjchen, falls fie nicht bis 
zur Grundbuchanlegung eingetragen werden. 

Val. hierzu Bem. 54 und 5b # zu Art. 192, 

4. Bei der Negel des Art. 192 Abi. 1 Sab I, wonad beitebende 
Hypotheken in Buchhypotheken umzuwandeln jind, belaijen es daber 
nur: Bayern (abgei. von der Pialz), Sachſen, S.:Altenburg, ©.:Meiningen, 
Reuß a Y% und Schaumburg:Yippe, desgl. Preußen für geringe Gebietstbeile. 
(Namlich für diejenigen, wo die Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 überhaupt 
nicht eingeführt war, alſo Raſſau und Helgoland; desgleihen für diejenigen, er erit 
jpäter eingefüibrt war, in Anjebung älterer, nicht umgewandelter Hypotheken, Art. 33 
ss 1 und 2 A.G 

Hier überall aelten alfo auch frühere Hypothefenurfunden und Hypothekenbriefe 
nicht als Snpotbefenbriefe des neuen Rechts (was 5. B. Meiningen: Art. 19 S 1 aus: 
drücklich vorschreibt). 

Für Medlenburg, Hamburg, Yübed ift Art. 195 zu vergleichen. 


Artikel 194. 
Durch Yandesgefep kann beſtimmt werden, daß ein Gläubiger, dejien 
Niandrecht zu der im Artikel 192 bezeichneten Zeit beiteht, die Löichung 
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eines im Range vorgehenden oder gleichjtehenden Pfandrechts, falls diejes 
ſich mit dem Eigenthum in einer Perſon vereinigt, in gleicher Weiſe zu ver- 
langen berechtigt ift, wie wenn zur Sicherung des Nechtes auf Löjchung eine 
Bormerfung im Grundbuch eingetragen wäre. 
E. U 165; R.V. 193; Brot. S. 9052--9053, 9234—9236 (VI ©. 524). 
Vorbehalt gegen Die Eigenthämerhypothet. 


1. Der vorliegende Artifel ermöglicht der Landesgeſetzgebung, die zur Zeit der 
Anlegung des Grundbuchs bejtehenden Hnpotbefen, für welche nunmehr gemäß Art. 192 
die Vorihriiten des neuen Hypothekenrechts Platz greifen, gegen die Beinträdti- 
gungen zu ſchützen, welde jie durch die Borichriften über die Eigen: 
tbümerbnpotbef (88 1143, 1163, 1168, 1173, 1182) erleiden fönnen, indem 
nunmehr im Fall des Wegfalls des Vorhypothetars der locus deſſelben für die nach— 
folgenden Piandgläubiger nicht mehr frei wird. Der Artikel trägt nun dem Umstand 
Rechnung, dag ſolche Hypotheken vielfach unter der ausdrüdlichen oder jtillichweigenden 
Vorausjegung begründet find (. B. bei Erbesauseinanderjegungen), daß der Eigen: 
thümer die voreingetragene Hypothek zur Löſchung bringen würde (ef. Prot. 4491 ff.) 
und läßt zu, daß dieſer ſtillſchweigenden Vereinbarung des Eigenthümers und Nach— 
hypothekars durch Landesgeſetz gewiſſermaßen der Charakter eines ſtillſchweigenden 
dinglichen Vertrags beigelegt wird, welcher auch ohne Eintragung einer Vormerkung 
im Sinne des $ 1179 dem nachfiehenden Pfandgläubiger das Nachrücken (an Stelle 
bestGigenthümers) in den freiwerbenden loeus nad wie vor garantirt. 


2. Bon dieſem Vorbehalt haben Gebrauch gemacht die Austührungsgeiege 
S&.:Meiningen: Art. 19 54, Schwarzb.-Rudoljtadt: Art. 107. Deögl. aber 
mit bejtimmten Ausnahmefällen: Württemberg: Art. 215, Heilen: Geſ. b. Anl. 
.. —* 25, 28; endlich für einen beſtimmt bezeichneten Fall auch Bayern: 
Ue.G. Art. 59. 


= 


Grundfchulden. 
Wrtifel 195. 

Eine zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzujehen 
ift, beitehende Grundjchuld gilt von diejer Zeit an als Grundjchuld im Sinne 
des Bürgerlichen Gejegbuchs und eine über die Grundjchuld ertheilte Urkunde 
als Grundihuldbrief. Die Vorſchrift des Artikel 192 Abi. 2 findet ent- 
Iprechende Anwendung. 

Durch Yandesgejeg fann bejtimmt werden, daß eine zu der im Abi. 1 
bezeichneten Zeit bejtehende Grundjchuld als eine Hypothek, für welche die 
Ertheilung des Hypothenbriefs nicht ausgeſchloſſen it, oder als Sicherungs- 
hypothek gelten joll und dab eine über die Grundjchuld ertheilte Urkunde als 
Hypothefenbrief gelten joll. 


E. 1113; E. DI 166; RB. 194; Mot. zu 112, 113 S. 275; Prot. S. 9053 
(VI S. 524). 

Der vorliegende Wrtifel wandelt, entiprehend dem Wrt. 192, beitehende 
Grundicdulden in Grundſchulden neuen Rechts um. 

a) 65 fommt nicht auf den Namen an, den die umzuwandelnden Rechte nach 
den bisherigen Geſetzen geführt haben, fondern auf deren rechtlichen Sharafter. (Unab- 
hängigfeit von der perfönlihen Forderung.) So deflarirt Medlenburg:Schm. 197, 
Str. 195 feine jelbjtändigen Hypotheken (abaeieben von den Uftimaten) : zu Grund: 
fchulden, deögleihen Hamburg 8 49 feine auf den Namen des Grundeigentbiimers 
eingeichriebenen Kapitalpoften zu Grundichulden, fir welche die Ertbeilung des Grund— 
ichuldbriefes ausgeichloflen tit. 

b) Das Preuß. A.G. Art. 34 trägt dem Umftand Nehnung, dab die gemäß 
8 55 EEG. vom 5. Mai 1872 zuläffig geweſene Blanfoabtretung der Grund: 
ſchuld jetzt (vgl. $ 1192 Abſ. 1, verb. mit $ 1154 B.G.B.) nicht mehr zuläffig iſt. 
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Der Blanfoerwerber muß alio, um Rechte aus dem Brief geltend machen zu können, 
nachweiſen, daß er den Brief vor der Grundbuchanlegung (das iſt in Preußen regel- 
mäßig der 1. Januar 1900) erworben bat. Zur Grieichterung dieſes Beweiſes 
bejtimmt Art. 34 eit,, daß auf einen vor dem 1. Nanuar 1900 geitellten Antrag eine 
Beicheinigung des Zeitpunfts der erfolgten Ausfüllung durch das zuftändige Amts: 
gericht gebühren: und Foftenfrei zu ertbeilen war. 

c) Unbedenflich ift, daß der Inhaber einer vor dem Zeitpunft der Grundbuch— 
anlegung ausgefüllten Blankoceſſion von dem Gedenten bez. feinem Rechtsvorgänger 
eine den Borichriiten des $ 29 G.B. O. entiprebende Grflärung verlangen fann. 
— (Schw. $ 200, Str. 5 198) ſchreibt dies ausdrücklich vor; vgl. Habicht 

481. Die zu einem vor dem \ Januar 1900 auögegebenen Zinsquittumgsbogen 
——— Koupons (Pr.E. E.G. 8 39, 88*88. $ 125) behalten ihre Kraft als ſelbſtändige 
— * Nah Ablauf des’ 5 jährigen Zinsquittungsbogens darf aber fein 
neuer mehr ertbeilt werden; vgl. Habicht a. a. O. 

2, Der Vorbehalt des Abi. 2 ijt aus den gleihen Gründen geredtiertiat, wie 
der Vorbebalt des Art. 193. 

Bon diefem Vorbehalt haben einige Ausführungsgeiege Gebrauch gemadht. 


a) In eine Buchhypothet neuen Rechts wandeln um: Hamburg $ 45 und 
Lübeck $9%: Da nach diefen Geſetzen dur die Sintragung zugleich eine, wenn auch 
nur jubiidiäre periönliche Berbaftung des GFigenthümers begründet war, io beftinmen 
dieje Ausführungsgeiege, daß dieſe periönliche Verbindlichkeit alö die Schuld gelten 
foll, für welche das Grundſtück haftet. 

b) In Zicherungshupothefen neuen Rechts wandelt um: Medlenburg 
(Schw. 197, Str. 19) die Ultimate für Forderungen, die ihrem Beſtand ober 
Betrage nach nicht feititeben (alfo über den Rahmen der reichsrechtlichen Ausnabme 
deö Art. 192 Abi. 2 hinaus; vgl. Bem. 5b bajelbit). 

3, Grundihuldähnlihe Belaftungen, aber ibrer bisherigen Natur 
nab Reallaſten jind das in München vorfommende Ewiggeld und die in 
Hamburg und Lübeck vorfommenden Nentenpoften. TDiejelben unterliegen daber 
an fich der Uebergangsnorm des Art. 184. 

Doc wandelt Bayern: Üb.Gef. Art. 47 das Emwiggeld in eine Renteniculd 
um; und Hamburg: $ 50 läßt die Umwandlung in eine Hupothef, Grunds oder 
Nentenichuld zu- 


Vererbliche und übertragbare Unhungsrechte (Artikel 196-197). 
Artikel 196. 


Durch Landesgejeg fann bejtimmt werden, daß auf ein an einem 
Grundjtüce beitehendes vererbliches und übertragbares Nutungsrecht die ſich 
auf Grundjtüce beziehenden VBorjchriften und auf den Erwerb eines jolchen 
Nechtes die für den Erwerb des Eigenthums an einem Grundſtücke geltenden 
Borichriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung finden. 

E. 1115; E. 111675 RR. 195; Mot. zu 115 S. 276—277; Brot. S. 9054 
bis 9056 (VI ©. 525, 526), 

I. Der Artikel bezieht fih auf die vererblichen und veräußerlihen Nutzungs- 
rechte des bisherigen Rechts, welche gemäß SS 1059, 1061, 1090 Abj. 2, 1092 BG». 
nah dem 1. Januar 1900 und gemäß Art. 189 Abf. l Sap 2 auch in der Zwiſchen— 
zeit bis aur Anlegung des Grundbuchs nicht mehr begründet werden fönnen, welde 
aber, falls fie am 1. Januar 1900 bejteben, mit ihrem bisberigen Anhalt gemäk 
Art. 184 8,6. beiteben bleiben. 

Nach dem den ſämmtlichen Uebergangsvorſchriften zu Grunde liegenden Prinzip 
in Verbindung mit Art. 186 müßten auf dieſe Rechte vom Zeitpunkt der Grundbuch— 
anlegung an in Anſehung der nach dieſem Zeitpunkt eintretenden dinglichen Rechts— 
änderungen die für dingliche Rechte an Grundſtücken gegebenen Vorſchriften des B.G.B. 
Anwendung finden. (Denn nur binfichtlich des Anbalts und Ranges beſteht der 
Grundſatz der Nichtrüchvirfung gemäß Art. 154, vgl. Bem. dort.) 

Nach den Borichriiten des bisherigen Nechts werden aber die bier in Frage 
fommenden Rechte (bäufig mit dem Namen jogenannter felbitändiger Gerechtigfeiten) 
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zumeiit in Anjehung ihrer materiellen und formellen grundbuhmäßigen Behandlun 
2 — — in ähnlicher Weiſe gleichgeſtellt, wie das Erbbaurecht des B.G.B. in 


ALS Ausnahme von obigem Prinzip hält num der vorliegende Artikel die vor: 
jtehenden Vorſchriften des bisherigen Rechts mit der Maßgabe aufrecht, daß bie 
Landeögejehgebung befugt fein joll, diefe Rechte nah wie vor als jelbitändige Ge: 
den Borichriften über Grundſtücke, welche aber nunmehr diejenigen 
des B.G. B jein müſſen, zu unterwerfen. 


2. Rechte der bezeichneten Art kommen noch als vertragsmäßig begründete 
3. B. im Altentheilöverträgen, theils als geſetzlich jeit Alters ber beitehende vor, 
. B. die regelmäßig aus den alten Realgemeindeberechtigungen entwachienen 
Nubungsbeiugniiie an Wald und Weide, endlich gebört hierher die römisch:rechtliche 
Emphyteuſe u. a. m, 

Hinfichtlih der wichtigſten Berechtigungen diejer Art ift übrigens der Landes: 
geſetzgebung auch für die Zukunft die Möglichkeit der Neubegründung vorbehalten. 
So für das Erbpachtrecht, Häusler: und Büdnerreht Art. 63, vererblihe und ver: 
äußerlihe Rechte zur Gewinnung von Bodenbeftandtbeilen Art. 68, Nechte auf Kirchen— 
ftühle und Begräbnikpläge Art. 133, ef. jerner Art. 73, 64, 65, 67, 164, 181 Abf. 2, 
187 E. G. vgl. bierzu auch Turnau-Förſter ©. 406. 


3. Die Anpaflung der bier in Betracht fommenden, nicht dur jene Vor: 
behalte des III. Abichnitts gededten Nutungsrehte der bezeichneten Art 
an das Eigenthum iſt der Yandesgeiekgebung aus denjelben Gründen geftattet, 
aus welchen die gleiche Anpaifung für die beftehenden und künftigen fuperfi Farifchen 
Rechte in Art. 184 Sab 2, 1017 ſowie für die beitehenden und zufünftigen Erbpadht: 
und Abbauberechtigungen in Art. 63, 68 reichsrechtlich geregelt iſt. Die reichsrechtliche 
Anpajjung ift in dem vorliegenden Artifel lediglich deshalb unterblieben, weil fich 
die Anpafiungsfäbigfeit aller diefer Nechte nicht mit Sicherheit überſehen lieh. 

Die Anpaffung an das Eigenthum foll in derielben Weiſe erfolgen, wie in 
den hervorgebobenen Artifeln 154 Sak 2, 63, 68 und 8 1017 B. G. B. Rergleiche 
über die biernab zur Anwendung zu bringenden Borjchriften insbeſ. SS 873 --902, 
925-928 B. G. B. Der Artifel erwähnt nicht, wie $ 1017, auch „die Anſprüche aus 
dem Gigenthbum”. Allein die analoge Anwendung diefer Vorichriiten des B.G.B. 
88 895ff. auch auf die bier bezeichneten Rechte ergiebt ſich auch ohne landesgeſetz— 
lihe Anordnung aus allgemeinen Grundſätzen; ef. Art. 154 Note 2. 


An Gemäßbeit des $ 215 können übrigens die Yandesgefehe den weiteren 
Schritt thun, die in dieſem Artikel bezeichneten Rechte in Eigenthum unmittelbar um: 
zumandeln und das Recht bes bisherinen Gigentbümers unter Umfebrung der Kon: 
folidationslage zu einem das Grundſtück belaftenden Rechte zu machen, ef. Preuß. Gei. 
über das Grundbuhm. in Hannover v. 25. Dat 1873 8 7 Mot. p. 277). 


4. Als Konſequenz des 8 218 und gemäh SS G. B. O. ergiebt fih endlich, 
daß die Landesgeſetzgebung befugt iſt, äbnlih wie mSTRGB.O. für die Erbbau: 
rechte und 884 dortielbjt für die in Art. 63, 68 E. G. bezeichneten Nechte vorgeichrieben 
it, die Anlegung eines jelbjtändigen Grundbuchblatts aud fir die bier 
bezeichneten Rechte vorzuichreiben, auf dem die Fintragung ebenfo zu erfolgen bat, wie 
auf dem belafteten Grundſtück. Prot. II p. 3275 bis 3250, 3547, 3518, 


5. Die Austührungsgeiege haben zum großen Theil von der Ermächtigung des 


1899, 8 14; — Helfen: Art. 154; Medlenburg:Schmw.: $ 177, :Str.: $ 177; 
Braunihweig: S 43; — &.:Weimar: $ 128; — Schw.:Nudoljtadt: Art. 81; 
Schw.:Sondershbanjen: Art. 25; — Neuß a. Y.: 893; — Walded: Art. 21. —- 
Yübed: $ 88. 

Desgleihen haben dieſe Ausführungsgeſetze regelmäßig in Ausführung des 
8 83 G. B.O. die Anlegung eines beionderen Srundbucblatts für ſolche Gerechtigkeiten 
——— vgl. z. B. Preußen: A.G. z. G. B.O. Art. 22, Bayern: A... G. B.O. 
Art. 17. 

Die Ausführungsgeſetze haben die Aufrechterhaltung der bisherigen grundbuch— 
mäßigen Behandlung der vorliegenden Rechte meiſt im Zuſammenhang mit der gleichen 
Aufrechterhaltung, in Anſehung anderer den Vorbehalten des U. Abſchnitts unter— 
liegenden Rechten (vgl. oben Bem. 2) ausgeſprochen, ſei es dadurch, daß fie die Auf: 
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rechterhaltung aller ſelbſtändigen Gerechtigkeiten des bisherigen Rechts allgemein aus— 
ſprechen (jo Preußen Art. 40, Waldeck Art. 21 u. a.), ſei es, daß ſie die den Vor: 
behalten des III, Abſchnitts unterliegenden Gerechtigfeiten beionders aufzählen (vgl. 
Bayern A.G. Art. 157 IIL, Helfen Art. 154, Sadien a.a. ©. 88 13, 16, Medien: 
burge Schw. $S 154, 175, Str. 151, 175 u. a). 


Artifel 197. 

In Kraft bleiben die landesgejeglichen Vorſchriften, nach welchen in 
Anjehung jolcher Grundjtüce, bezüglich deren zur Zeit des Anfrafttretens 
des Bürgerlichen Gejegbuchs ein nicht unter den Artifel 63 fallendes bäuer- 
liches Nutungsrecht bejtcht, nach der Beendigung des Nutzungsrechts ein 
Necht gleicher Art neu begründet werden fann und der Gutsherr zu der Be- 
gründung verpflichtet it. 


RB. 196. 

1. Der hauptſächlich für Medlenburgiihe Verbältnijie bedeutiame 
Artifel bezieht fib auf eine fpezielle Gattung derin dem vorigen Artifel 
bezeihneten vererbliden Nutzungsrechte, nämlich Diejenigen bäuerlichen 
Nutzungsrechte, welche nicht als Erbpachtrechte bei. Häusler: und Büdnerrechte im 
Sinne des Art. 63 aufgefaht werden fünnen und deshalb dur dieſen lekteren Artikel 
nicht ſchon gededt find. Auch dieſe Nechte bleiben natürlihd gemäß der Negel des 
Art. 154, falls fie am 1. Januar 1900 befteben, mit dem ſich aus dem bisherigen 
Recht ergebenden Anbalt beiteben. 

Der Artikel jtellt nun ausdrüdlih far, daß auch die Vorichriften der Landes: 

eſetze aufrecht erbalten bleiben, weldye anordnen, daß ſolche Rechte neu zur Ent 
tebung gelangen, wenn der Gutsberr nah Beendigung folder Nubungsrechte zur 
Begründung eines Rechts gleicher Art verpflichtet iſt, wenn ſich alio die Neu: 
begründung als ein Ausfluß des Inhalts der uriprünglichen Berechtigung ergiebt. 
Dieſe Ktlaritellung iſt erforderlich, weil jonit gemäß dem Prinzip des Art. 154 (und 
gemäß Art. 189 Abi. 1 Satz 3 auch für die Jwiichenzeit) eine neue Verleihung als 
„Neubegründung“ nach dem 1. Januar 1900 nicht mehr zulällig wäre. — 

2. Spezielle Ausführungsbeitimmungen zu dem vorliegenden Artikel find 
nicht ergangen. Die Ausführungsgeſetze der beiden Medlenburg geben nur Aus: 
führungsvorichriften für Art. 184 und Art. 63, dieſe find an den bezeichneten Stellen 
als dortbin gebörig mitzutbeilen, 


Eingehung der Ehe. 
Artikel 198, 

Die Gültigkeit einer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
geichlofjenen Ehe beſtimmt ſich nach den bisherigen Geſetzen. 

Eine nach den bisherigen Geſetzen nichtige oder ungültige Ehe ijt als 
von Anfang an gültig anzujeben, wenn die Ehegatten zur Zeit des Inkraft— 
tretens des Bürgerlichen Gejegbuchs noch als Ehegatten mit einander leben 
und der Grund, auf dem die Nichtigfeit oder die Ungültigkeit beruht, nach 
den Vorschriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Nichtigfeit oder die An- 
techtbarfeit der Ehe nicht zur Folge haben vder dieje Wirkung verloren haben 
wide. Die für die Anfechtung im Bürgerlichen Gejeßbuche bejtimmte Friſt 
beginnt nicht vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 

Die nad den bisherigen Gejegen erfolgte Ungültigfeitserklärung einer 
Ehe steht der Nichtigfeitserflärung nach dem Bürgerlichen Gejegbuche gleich. 


Gingebung der Ehe (Art. 198). 417 


E. 1117; E U 168: RV. 197; Mot. zu 176% 279; Prot. S. 9057 
bis 9066, 9238--9240 (VI S. 5%—532, 634, 635, 653, 654), 


I. Berlöbniß. Die formellen und materiellen Vorausſetzungen eines 
vor dem 1. Januar IWO geſchloſſenen Verlöbniſſes find nah dem bis: 
berigen Recht zu beurtheilen. 


Was die Wirkungen anbelangt, fo wird von den Motiven p. 278 die 
analoge Anwendung des Art. 170 empfohlen. Allerdings würde aucd bier, wie 
dort, wenn auch das B.G. B. das Verlöbnig nicht als ein obligatoriihes Schuld: 
verbältwiß, jondern als ein familienrechtliches Verlöbniß konſtruirt (ef. Art. 13 
Anm. 22), das Prinzip der Nihtrüdwirfung zur Geltung kommen müſſen, da das 
Geſetz eine pofitive Ausnahme nicht madt. Es wird alſo ein unter dem alten Necht 
erfolgter Verlöbnigbrud in feinen Wirkungen nach diefem beurtbeilt-: Ebenſo Entic. 
des OL2.G. Hamburg vom 27, Februar 1900, Nectipr. des O.L.G. 1900 ©. 430. 
A. Meinung Nöldede D.J.3. 1899 ©. 151. (Allein es ift zu beachten, daß der 
Verlöbnifvertrag unmittelbare, im ae geltend zu macende Wirkungen 
nicht Außert, da ein Zwang zur — der Ehe in Uebereinſtimmung mit dem 
bisherigen Recht — 8 774 Abi. 2 alte E. P.O. — nicht eriftirt.) 


Für diejenigen Wirkungen aber, die erft unter der Herrichaft des neuen Nechts 
in Folge eines diejelben vermittelnden Ihatbeitandes (Schadenserſatzanſpruch und Bes 
reicherungsklage in Folge Nüdtritts, Verweigerung der Eheſchließung) eintreten, kann 
das Recht des Vertragsabichluffes nicht maßgebend fein. Denn der Geſichtspuntt 
einer ſtillſchweigenden Partei-Vereinbarung, welcher oben bei den Schuldverhältniſſen 
Art. 170 als Rechtfertigungsgrund für die Erſtreckung des bisherigen Rechts auf ſolche 
entfernteren Wirkungen verwerthet zu werden pflegt, trifft im Hinblick auf die beſondere 
rechtliche Natur des vorliegenden Rechtsverhältniſſes jedenfalls nicht zu, ef. Anm, 24 
zu Art. 13. — Es wird alfo 3. B. aus einem unter der Herrſchaft des Preuß. Rechts 
abgeſchloſſenen Verlöbnißvertrage, falls der Rücktritt nad dem 1. Januar 1900 erjolgt, 
dem verlajienen Verlobten der in $ 1298 normirte Schadenserſatzanſpruch zuiteben, 
auch wenn er demjelben nad Preuß. Necht nicht zufommt. — Ebenio im Ergebniß 
Habicht ©. 501. 


Anders liegt es, wenn die Folgen des Rücktritts im Verlöbnißvertrage aus: 
drüdlich geregelt find. So dürfte auch das gemäh Preuß. AR. II 1, 8 113 gültig 
jtipulirte Verſprechen einer Strafe bei einem in Preußen vor dem 1. Januar 1900 ab— 

zeſchloſſenen Verlöbniß auch nach dieſem Zeitpunkt gültig bleiben, trotzdem das B. G.B. 

1297 Abi. 2 das Verſprechen einer Konventionalſtraſe für nichtig erklärt. Der 
probibitive Gharafter dieier Vorichriit allein kann eine ſolche Rückwirkung nicht recht: 
fertigen; vgl. Finleitung zum IV. Abichnitt ©. 290 unten. 


II, Eheſchließung. Die Vorſchrift des Abi. 1 des Artikels entiprict 
BER Prinzip. Auf den Zeitpunkt der Erhebung der Nichtigfeitsflage kann es nicht 
anfommen. 


Hinfidtlicd, einer vor dem 1. Januar 1900 abgeichlofjenen Ehe richten ſich alio 
nad ee Ned: 

. Die Erforderniffe der Giltigkeit. So iſt eine unter der Herrichait des 
ſächſ. oe vom 1. November 1875 (Sächſ. B.6.B. 5 1627) mit dem Ehebrecher abgeſchloſſene 
Ehe troß B.G. B. $ 1328 giltig, eine unter der Herrichaft des code civil, Art. 201, 
202, Sächſ. B. G. B. $ 1625, 2054 abgeſchloſſene Putativehe troß 8 13:45 BER 
rechtöbeftändig, eine unter der Herricait des franzöſiſchen Nechts (eode eivil Art. 180) 
durch Betrug oder einen (über den Arrtbum binfichtlih der Perſon binausgebenden) 
Irrthum zu Stande gefommene Ehe troß SS 1332?— 1334 B. G. B. nicht anfechtbar. — Es 
bleiben ferner diejenigen Trennungsgründe, welde zwar nah B. G. B. die Nichtigkeit 
berbeiführen, nach bishberigem Rechte aber nur als private Hinderungsgründe ſich dar: 
ftellen, jo lange unberüdiichtigt, als fie nicht geltend gemacdt find. So die bigamiiche 
Ehe $ 1326 B. G. B. bei nur materieller Nichtigkeit der eriten Gbe; vgl. code eivil 
Art. 189, Bad. L.R. Sab 189; vgl. ferner Sächſ. B. G. B. SS 1625, 1624, Sächſ. Gef. 
vom 5, November 1875 S 4 mit 1325 B. G. B. u. a. m. - - Ebenio bleibt eine nad 
bisherigem Recht ungiltine Ehe, joweit nicht die Vorausſetzungen des Abſatz 2 
des Artikels vorliegen, ungiltig. Sie iſt jedoch, mag die Ungiltigfeit auf einem 
öffentlichen oder bloß privaten Trennungsgrund beruben, gemäß Abiak 3 des Artifels 
in Verb. mit SS 1329, 1543 B. G. B. als von Anfang an nichtig anzufeben, ſofern nur 
eine Ungiltigfeitserflärung erfolgt iſt. 

Niedner, Einführungsgeich zum B.G. B. 2. Aufl. 2 
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2. Auch die Folgen der Ungiltigkeit beſtimmen ſich grundſätzlich nad 
bisherigem Recht, 3. ®. die Schadenserſatze nnd Abfindungsanſprüche des gut— 
gläubigen Theils, ef. $ 1345; die Folge der Ehelichkeit der Kinder, und zwar dies 
gemäß Art. 207 auch dann, wenn die stinder nach dem 1. Januar 1900 geboren werden, 
ci. auch Anm. I zu Art. 203. (Dagenen wird für die Frage der Miederverbeiratbungö: 
möglichfeit u. U. das neue Recht enticheidend fein müſſen, 3. B. in der ‚frage, ob die 
neue Ehe troß Schwebens eines Neititutionsveriahrens gegen das Nictigfeitsurtbeil 
abaeichloifen werden darf, S 1309 Abi. 2 B. G. B) Ebenfo Habicht S. 506, 507, 
Die Aufrecterbaltung des bisherigen Nects veritebt ſich auch für den all, daß die 
(he erit unter dem neuen Nect für nichtig erflärt wird Im Verhältniß zu Dritten 
ift aber der Einfluß des neuen Verkehrsrechts auch bier bedeutiam. Der $ 1344 wird 
alio für alle Nectsgeichäfte und Klagen gelten müſſen, die nah dem I. Januar 19 
zur Entſtehung gelangen, vgl. Habicht a. a. O 


3. Von dem Grundſatz des Abi. I macht Abſatz ? eine pofitive Aus: 
nabme, jomweit es ſich um die Ingiltigfeit einer Ehe nadı bisherigem Recht 
bandelt und dieſe Ungiltigfeit auf Ebebinderniiien berubt, die als 
trennende (Nichtigfeit oder Anfechtbarfeit berbeifübrende) von dem B.G. B. nicht 
anerfannt sind. Dieſe Ausnahme iſt gerechtiertigt im Anterefje der Aufrecbterbaltung 
der Eben im öffentliben und ethiichen Intereſſe fowie in Berüdfihtigung geſetzlicher 
Vorgänge (ef. Preuß. Pat. vom 9./15. November 1816, Preuß. Gel. vom 22. Februar 
1869, Sächſ. Geſ. vom 5. November 18:5, Prot. II p. Wo61), 

Vorausietzung für die Aufrechterhaltung einer ſolch ungiltigen Ehe iſt: 


a) Daß die Ehegatten am 1. Januar 1900 noch mit einander leben, 
wenn alio 

a) eine Ehe noch beitebt, diejelbe noch nicht aufgelöſt ift durch Nichtigfeits: 
oder Ingiltigfeitserflärung, 

PB) ein Zuiammenleben vorliegt, ef. $ 1324, die Ehegatten alfo noch nit 
dauernd die eheliche Yebensgemeinichaft aufgegeben oder ſich gar andermweit verbeiratbet 
haben. ine zeitweilige Trennung, auch bei zeitweiliger Aufhebung der ebelichen Gemein: 
fchaft genügt nicht, ‘Brot. II p. A. Nah R.G. vom 20, September 1900 Jur. Woch. 
©. 725 foll ein Zulammenleben nicht mebr vorliegen, wenn vor dem 1. Januar I 
bereits die Ungiltigfeitsflage erboben iſt (9%); 

b) Daß der Ebetrennungsarund des alten Rechts nah neuem Recht 
die Nichtigfeit oder Anfechtbarfeit nicht berbeiführt. 

a) Tiefer Fall liegt vor, wenn der Trennungsgrund dem neuen Nedt 
überhaupt nit befannt iſt, ſei es, daß feine Abweienbeit überhaupt nicht als 
Griordernik der Eheſchließung aufgeitellt wird (Mentalreiervation, Simulation), ſei es, 
dak ibm nur aufichtebende Wirkung beinemeflen wird. Es fünnen bierbei formelle und 
materielle Erforderniſſe der Eheſchließung in Betracht fommen. So wird der aus der 
Beitellung des Standesbeamten bergenommene Trennungsgrund (Prot. II p. 30621, 
jo das Keblen und die Beichaftenbeit der Zeugen (SS 52, 53 R.G. vom 6. Februar 
1875) nadı jetzigem Recht die Nichtinfeit der Ehe nicht berbeitübren, $ 1324 Abi. 1. 
Die unter der Herrſchaft der bisberinen Geſeße begrimdete Ehe zwiichen Adoptiv: 
verwandten, Eheunmündigen, obne woniens Heirathenden it daber jetzt giltig, maa 
diejelbe, wie binfichtlih der Adoptivverwandten nah Sächſ. Sei. vom 5. November 
1870 83 CE G. B. 8 1614, 1621), binfichtlih der Eheunmündigen nad code eivil 
Art. 184-187, Bad. vr. S. 184-187, biniichtlich des Mangels elterliber Ein: 
willigung nach Preuß. AR. IT, 1 SS 078-987, 94 — 1000, überhaupt ungiltig ſein, 
oder mögen Diele Trennungsarinde, wie binfichtlich der Eheunmündigkeit nach Preuß. 
AUR IL, I SS 94, 970, su, 942, hinsichtlich der fehlenden Ginmwilligung der Eltern 
nad code eivil Art. 182, 183, Sächſ. Geſ. vom 5, November 1875 $ 6, nur private 
Trennungsgründe fein. 

Alte diefe Ehen Fonvaleseiren ımter den jonitigen Vorausſetzungen des Abi. ? 
mit dem Anfrafttreten des B.G. B., da ſie nach deilen Borichriften SS 1323 bis 194 
weder nichtig noch antechtbar find. 

F) Ter Kall zu b liegt auch vor, wenn — wie Abſatz ? ferner vorichreibt — 
die Trennungsarinde dem B.WR, war befannt find, aber nad deiien 
Voricriften wieder in Wegfall fommen. Zo im Fall des zehnjährigen Beitandes 
einer eingetragenen Ehe, die formell michtia iſt, S 1324 Abi. 2, im all der ipäteren 
Beitätiaung beim Weglall der Geſchäftsunfähigkeit $ 1337, der ipäteren Genehmigung 
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jeitend des geſetzlichen Vertreters $ 1337, der Beitätigung einer wegen Betrugs oder Irr— 
thums, Zwanges gemäß SS 1332—1335 anfechtbaren Ehe 8 1337 Abi. 2, des Diöpenies 
bei der Ebebruchsehe $ 1325 Abi. 2. Es iſt hierbei gleichgiltig, ob die Betätigung vor 
oder nach dem 1. Januar 1900 erfolgt iſt. Nur muß die Betätigung auch vor dem 
Anfrafttreten des B.G.B. — Sofern fie nicht ſchon nad) dem bisherigen Recht die 
Siltigfeit berbeifübrt (Abi. 1 des Artifels) — den Borichriiten des B.G. B. gerecht 
werden. Auch bei der Erſitzung der Giltigkeit ($ 1324 Abi. 2) it es gleichgiltig, 
ob diejelbe jhon vor dem 1. Januar 1900 begonnen bat oder vollendet iſt. 

c) Es tft fein Erforderniß für die Aufrechterbaltung der aus einem nicht 
mehr anerfannten Trennungsgrund nichtigen Ehe des biöberigen Nects, daß dieſe 
Ehe im übrigen den pofitiven Giltigfeitserfordernijien des neuen Rechts entipricht. 
Sp fann die nah code eivil Art. 144, 184— 187 ungiltige Ehe eines Unmiündigen 
nicht deshalb nach dem 1. Januar 1900 der Siltigfeit entrathen, weil fie durch Betrug 
zu Stande gefommen it; denn diefen Anfehtungsgrund fennt zwar das B.G.B., aber 
nicht der code eivil. 

4. Gemäß $ 1339 bat Die Friit zur Anfechtung einer Ehe (wegen Irrthums, 
Betrugs, Zwangs, beihränfter Seicäitsfäbigfeit) die furze Dauer von 6 Monaten 
vom Zeitpunft der Entdeckung des Jrrtbums ꝛc. bez. der Fingebung der Ehe. 

Die Vorſchrift des Abſatz 2 Satz 2 unferes Artikels iſt daher geboten, weil 
bei Zugrumdelegnung der Grundiage über die Ausichlußfriiten die bis zum 1. Januar 
1900 vorber abgelaujene Frift miteingerechnet werden müßte (vgl. Bem. 6 zu Art. 109), 
damit aber die Möglichkeit, eine Anfechtung berbeizuführen, vermöge der Kürze der 
neugeichaifenen Friſt leicht illuforisch werden fünnte. 

5. Hinfichtlich des Ab. 3 ef. oben zu 1. Auch die nah dem B.G.B. anfehtbare 
Ehe iſt nach erfolgter Anfechtung als nichtig anzufeben. 


Perſönliche Beziehungen der Ehegatten zu einander. 
Artifel 199. 

Die perjönlichen Rechtsbeziehungen der Ehegatten zu einander, ins— 
bejondere die gegenjeitige Unterhaltspflicht, beitimmen jich auch für die zur 
Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs bejtehenden Ehen nad 
deſſen Vorſchriften. 


E. 1118;3 E. 11169; R.V. 198; Mot. zu 118 ©. 279 -280, Prot. ©. 9066 
bis 9071, 9210-9241 (VI S. 552, 635, 636), 


1. Der Artifel entbält eine Ausnahme don dem Prinzip der Nichtrüdwirkung 
des neuen Geſetzes, injofern alser die Wirfungen eineraudb am. Januar 
1900 bereits bejtebenden Ebe in Anjebung der perſönlichen Rechts— 
beziebungen der Ehegatten vollitändig dem neuen Recht unterwirit. 
Ta dieje Wirkungen jihb an der Hand der unter dem neuen Mecht eintretenden 
Thatbeitände jtetig erneuern, anderieits das öffentliche Anterefie betbeiligt iſt und die 
Vormundicaftsbebörde jetzt vielfah zur Mitwirkung beruien iſt SS 1357 Abi. 2, 1358, 
fo iſt diefe Ausnahme geredhtiertigt- 


— — Beziehungen. Hierher gehören die Vorſchriſten der 88 1353 bis 
362, Alto 

a) die Verpflihtung zur ebelihen Lebensgemeinſchaft $ 1353. Ein 
Vertrag, der dieje partiell ausschließt, 3. B. binfichtlich der Pflicht zur Folge nach dem 
Wohnort, wenn er auch nad bisherigem Net z. B. Av. IL, 18 682 gültig iſt, 
fann daber nad dem 1. Januar 1900 feine Wirfung mebr äußern. Gine Klage auf 
Heritellung des cheliben Yebens ift, auch wenn am 1. Januar 1900 ſchon anbangig, 
nach dem neuen Recht zu erledigen. Die Nücdwirfung des neuen Nedits mact auc 
vor rechtsfräitig erledigten Sachen nicht Halt, wenn die dadurch feitgelenten periönlichen 
Beziehungen dem neuen Recht nicht entiprechen, desgleichen nicht vor diesbezüglichen 
Verträgen und Vereinbarungen der Eheleute (4. B. Ausihluß des Rechts des Ehe— 
manns, den Wohnort zu beitimmen) R.G. IV 6G. S. vom 15. Oftober 1900, „Recht“ 
1900 S. 490 Nr. 632, Gruchot ID S. 79. — Ueber den Einfluß des Art. 202 vgl. 
unten Bem. 3. 


Yu 
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b) die maßgeblidhe Stellung des Ehemanns SS 1354 — 1356 hinſichtlich 
der gemeinichaftliben Angelegenbeiten und der Namenstührung; 


e) das Recht und die Pflicht der Frau zur Yeitung des Hausweſens 
8 1356. Deögleihen die nach den Grundſätzen der SS 1353 ff. eintretende völlige 
Geſchäftsfähigleit der Ehefrau. Die bisherigen Beihränfungen fallen fort, insbeiondere 
auch diejenigen der Art. 7 und 8 Abi. 1 des alten Hand.Gei. Buchs. Dagegen bleiben 
gemäß Art. 200 die Beidwänfungen der Geſchäftsfähigkeit der Ehefrau, ſoweit fie in 
Folge des Güterſtandes und des Eheabſchluſſes nah Maßgabe der bisherigen Guter: 
rebtsvorichriiten eintreten, für beitebende Eben aufrecbterbalten, vgl. Art. 200 Bem. 
B. I Abjaß 3; 

d)_ die Schlüjielgewalt der Stau 1357, Nicht mahgebend iſt bier das 
zeitlibe Statut des Art. 200, wenn auch ein anenhens mit den Normen des 
ehelichen Güterrechts, namentlich nach den Grundſätzen vieler bisheriger Rechte nicht 
zu verfennen it. — Hat jedoch die rau vor \nfraittreten des B. G. B. derartige 
Rechtögeichäfte bereits abgeſchloſſen, ſo werden fih die Wirkungen gegenüber dem 
Dritten nah bisherigem Nedt gemäß Art. 17V richten müſſen. Tagegen ift die vor 
dem 1, Januar 1900 Dritten gegenüber giltig erfolgte Beichränfung der echte ber 
Ehefrau nad dem 1. Januar I900 nur wirfiam, wenn fie gemäß $ 1435 B. G. B. in 
das Witerrechtsregiiter eingetragen tft. Denn die Grundſätze über den öffentlichen 
Glauben des Negiiters erheiſchen aus den gleihen Gründen alsbaldige Geltung, mie 
diejenigen über den öffentlichen Glauben des Grundbuchs, ef, Art. 186; 


ec) das ehbemännlidhe Einſpruchsrecht bei Verpflichtungen der rau 
für ibre Perſon $S 1558. Das dort ftatuirte Kündigungsrecht des Mannes muß 
eintreten, gleichviel ob das Rechtsgeſchäft vor oder nah nfraittreten des B.G.B. 
abaeichloiien iit, ef. Anmerf. zu Art. 170. Es iſt dieſes ſchon deshalb nerechtiertiat, 
weil die Anfechtung ſolcher Rechtsgeſchäfte nicht zurückwirkt. Auch bier, wie zu d, fann 
nicht das zeitlibe Statut des Art. 200 in Frage fommen, ef. Anm. zu Art. 200; 


f) vie im Ebeleben zu präftirende Sorgfalt & 1559; 


e) die Unterhaltspflicdt SS 1360-1361, Dieſelbe ift bier deshalb beionders ber: 
vorgehoben, weil Zweifel darüber nicht ansgeichloilen find, ob die Unterhaltspflicht 
Ausfluß der perlönlichen Rechtsbeziehungen oder des ebelihen Güterrechts iſt. Mot. 
p. 296, 279, (Wegen des Einfluſſes des Art. 202 cf. zu 3.) — Wie ftebt es mit der 
nad) bisberigem Net, z. B. nah 8 187 11,1 Pr. AU. beitehenden Verpflichtung 
des Mannes, die Prozeijfoiten der Frau au tragen, insbeiondere jeine Vorſchuß— 

pflicht in Rrogeiien, 3. B. auch in Scheidungsprozelien der Gbeleute, wenn der An: 
ee auf Sritattung der Koſten, ber. die Vorſchußpflicht Schon vor dem 1. Januar 190 
erwadien war, und das neue Necht eine jolde Verpflichtung des Mannes nicht 
mebr anerfennt? Die Vorſchußpflicht des Ehemannes wurde nämlich nad jeßigem Recht 
von der Rechtſprechung noch bis vor Kurzem überwiegend verneint, weil fie fich weder 
aus 81360 B.G. B. noch nad Maßgabe der güterrechtlichen Beſtimmungen rechtiertigen 
laſſe; vgl. hinſichtlich des geſetzlichen Güterſtandes Beſchluß des Kamm.G. vom 11. April 
1900), „Recht“ S. 370, Wieruszowski dort S. il, hinſichtlich der Errungenſchafts— 
nemeinichait Necht“ =. u Mr, 6537, bimichtlich der Fahrnißgemeinſchaft, „echt“ 
S. 2845 vgl. auch Menerboit, Jur. Woch IH Nr, 75—79. Neuerdings bat aber das 
Neichsgericht fonitant ftir die Bejabung der Borichußpflicht entichieden, vgl. Entſch. 
vom 8, März 1901 Nur. Woch, 1901 S. 274 und Jur. Rod. 1900 S. 837, 850, 868, — 
Verneint man die Vorſchußpflicht nach neuem Recht im Gegenſatz zum bisherigen Recht, 
fo wird es für die llebergangszeit darauf anfommen, ob die Kofteneritattungs: und 
Borichunpflicht des Ehemanns nach der Aufſaſſung des bisherigen Nects eine Rechts— 
wirfung der periönlichen Beziehungen der Ehegatten oder eine güterrechtliche Rechts: 
wirfung war. Im eriteren Fall greift das Statut des Art. 199 Platz, es fann alio 
eine auch vorber begründete Verbindlichkeit nicht mehr aeltend gemacht werden, (Tas 
trifft iur das bisherige Br. AR. zu, denn der S 187 IL, 1 ftebt unter den Vorſchriften 
über die perönlichen Beziebumgen der Ehelente und iſt auch bier ftets als jachlich dort: 
bin gehörig autgelaht worden.s Im legten Fall greift das Statut des Art. 200 Par. 
Die Verpflichtung bleibt alſo beiteben. Tas trifft auch für Die von den Ausfübrungs: 
beiepen übergeleiteten Ehen zu, da Die Ausführungsgeſetze faſt ſämmtlich die vorber 
gearundeten Berbindlichkeiten von der Leberleitung ausnebmen. — And. 
Meinung Beichluß des IV, 6.2. des RS. vom 3, Mai 1900, Kur. Woc., Berlane 
105, 12, Hiernach ſoll ſtets Art. 200 ber, O0 6. G. Play greifen, weil das neue 
Necht die Koiteneritattungspflicht als eine aiiterrechtliche bez. vermögensrechtliche Frage 
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auffaſſe. Allein dieſe Auffaflung berubt auf der nicht zutreffenden Annahme, daß 
für die Frage nad der rechtlichen Natur eines unter dem bisherigen Recht begründeten 
Rechtsverhältniſſes das neue Recht und nicht das alte Recht maßgebend iſt, vgl. Ginleit. 
Bem. V 5 291,292. In jedem Fall muß aber, wenn bei einem ichwebenden Rechtäftreit 
nah dem 1. Januar 1900 für die Berufungsinitanz die VBorichußforderung der Frau 
erneuert wird, das neue Recht Platz greifen; 


h) die Bräjumtio Muctiana $ 1362. Die jofortige Geltung diefer Vor: 
ichriften wird, wenn auch die güterrechtlihen Verbältnifie der Eheleute beim Inkraft— 
treten des B.G.B. für bejtehende Ehen gemäß_Art. 200 ſich nad bisherigem Recht 
richten, feine Unzuträglichfeiten herbeiſühren. Dies aud nicht im Verhältniß zu den— 
jenigen Güterſyſtemen, bei welden die Selbjtändigfeit des eheweibliben Vermögens 
bejonders - wie im Dotalſyſtem — gewahrt it. Denn abgejeben davon, daß die 
Präjumtion auch in ſolchen Nechtsgebieten jhon überwiegend gilt, find dieje ſämmtlichen 
Shen ihon den weitergehenden Wirfungen des $ 37 R..O. für den widtigiten Fall 
der Kollifion zwiichen den Intereſſen der Gläubiger und der Ehegatten unterworfen; 
ebenio Habicht ©. 510, R.G. IV. E.S. vom 10, Mai 1900 Jur. Woch. 1900 ©. 797; 
a. Meinung Endemann (3.—5. Aufl.) 2 S. 812 Bem. 3. 


Die Vermutbung eritredt fih auch auf die vor dem 1. Nanuar 1900 er: 
worbenen Saden (im Gegegenfaß zu der Vermutbung der SS 891, 1006, vgl. zu 
Art. 151 Bem. 2b). Sie beiteht alio alsbald zu Gunſten der Gläubiger und erlifcht 
zu Gunſten des Mannes, wenn jie auch vorber mit dieſen ftärferen Wirkungen begabt 
war. U. Meinung Habicht ©. 5Il (Habicht vertritt amdererjeits für die er: 
mutbung des $ 891 den umgekehrten Standpunft wie ich). 


i) Die Beihränfungen der Ehegatten hinſichtlich der Schenfungen 
und Intercejlionen, welde das B.G.B. nicht Fennt, fallen fünftig auch bei be: 
ftebenden Ehen fort. Sind diefe Nectstbatfahen jedoh unter der Herrichaft des bis- 
berigen Rechts bereits vollzogen, jo richten ſich ihre Wirfungen vorbehaltlich der Aus— 
nabmen zu h nadı bisberigem Recht. 


3. Eine Ausnahme von dem — des Artikels ergiebt ſich daraus, 
daß gemäß Art. 202 die Wirkungen einer beſtändigen oder zeitweiligen Trennung 
von Tiic und Bett, auf welde vor dem 1. Januar 1900 erfannt iſt, nad 
bisberigem Recht ſich richten. 


Es wird aljo ein jo wirffam getrennter Ehegatte nicht gemäß $ 1353 (ef, zu a) 
die Heritellung des ebelichen Yebens verlangen können. Desgleichen wird für die 
negenfeitige Unterbaltspflidt die im Trennungsurtheil eriolgte Nenelung nicht 
(SS 1360, 1561 B.G. B. ef. zu g), eventuell das bisherige eier, 3. B. Sächſ. B.G.B. 
ss 1757—1759, Platz greifen. 


Für die periönliben Necdtsbeziehbungen geichiedener Ehen, ins— 
beijondere auc deren Unterbaltungspflict kann aber der vorliegende Artikel nicht maß— 
gebend fein, denn nad erfolgter Scheidung find „Ehegatten“ im Sinne der $S 1353 ff. 
nicht mehr vorhanden. Hier it vielmehr das zeitlihe Statut des Art. 201 mahgebend, 
wonacd alio bei einer vor dem 1. Januar 1900 erfolgten Scheidung das bisherige 
Recht maßgebend bleibt; vgl. Ben. 3aa zu Art. 201, 


Wirkungen der Ehe in Anfchung des Güterflandes. 
Artifel 200. 


Für den Güterjtand einer zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Gejegbuchs beitehenden Ehe bleiben die bisherigen Geſetze maßgebend. Dies 
gilt insbejondere auch von den Vorjchriften über die erbrechtlichen Wirkungen 
des Güterjtandes und von den Vorſchriften der Tranzöfiihen und der badijchen 
Gejege über das Verfahren bei VBermögensabjonderungen unter Ehegatten. 

Eine nach) den Vorjchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs zuläſſige 
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Negelung des Güteritandes kann durch Ehevertrag auch dann getroffen werden, 
wenn nach den bisherigen Gejegen ein Ehevertrag unzuläſſig jein würde. 

Soweit die Ehefrau nah den für den bisherigen Güterſtand maß— 
gebenden Geſetzen in ‚zolge des Güterjtandes oder der Ehe in der Gejchäfts- 
fähigkeit bejchränft iſt, bleibt diefe Beſchränkung in Kraft, jolange der bis- 
berige Güterſtand bejtebt. 


E. 1119; & II 1705 RB. 199; Mot. zu 119 S. 230-288; Prot. 5. Wit 
bis 9090 (VI S. 535—545). 


A. Allgemeines. Tas Geſetz bat fih in Erledigung der befannten ſowohl in 
der Yehre von den örtliben als derjenigen von den zeitlihen Grenzen der Geſetze 
berricenden Streitirage nad der Wandelbarfeit bez. Unmwandelbarfeit des ehelichen 
Güterrechts, entipredend dem für das nternationale Privatrebt in Art. I5 em: 
genommenen Standpunft, auch bier für die Unwandelbarkeit entichieden und iſt 
damit dem in der Finleitung S. 259 aufgeftellten Prinzip gefolgt, daß jedes bereits 
vor dem 1. Januar 1900 begründete Nechtsverbältniß mit feinen Wir: 
fungen nah dem bisherigen Recht zu beurtbeilen ift. Während alfo für 
die nad dem 1. Januar 1900 gejchloiienen Eben das B.G. B. nur den einen geſetzlichen 
Güterſtand der Verwaltung und Nutznießung fennt, bleiben nah dem Prinzip des 
Artifels für die bisherigen Shen die mehr als 100 verichiedenen, in Deutichland gelten: 
den gejeßlichen Güterſtände nad wie vor in Kraft. Daß ſich bieraus auf ein Menſchen— 
alter binaus namentlich dort, wo fortgeſetzte Gütergemeinſchaft bez. Einkindſchaft gilt, 
verwidelte und fir den Verlebr wenig erfreuliche Zuſtände ergeben müſſen, Liegt auf 
der Hand. Tie VBerichiedenbeit der Behandlung der am 1. Januar 1900 beitebenden 
und der ipäter abgeſchloöſſenen Ehen wird namentlich im Rerbältnih zu Dritten in den 
Gebieten bervortreten, wo bisher ‚die gefeßlichen Güterſtände der allgemeinen und ber. 
partifulären Gütergemeinſchaft in Kraft waren. Den Gläubigern, welche jich nad 
dem geſetzlichen Güterſtande des BG. B. grundſätzlich nur entweder an das Vermögen 
des Mannes oder dasjenige der Frau halten können, ſteht bei der allgemeinen Güter— 
gemeinſchaft grundſätzlich das geſammte Vermögen beider Eheleute, bei der Fahrniß— 
und Errungenſchaftsgemeinſchaft ein beträchtliber Theil dejielben als Befriedigungs— 
objeft zu Gebote. Sie find bei den letzteren Güterftänden auch injofern geficherter, 
als die Verſügungsbeſugniß des Ehemanns arundläglid das nanze gemeinichaitlide 
Vermögen umfaßt, während dieſelbe bei der Berwaltungsgemeinichaft grundfätzlich hin⸗ 
ſichtlich des eheweiblichen Vermögens ausgeſchloſſen iſt. Vgl. SS 1443, 1449, 1519 
Abi. 2 mit S 1375 BB, ferner $ 1410 mit SS 1459 fg., 1530 FR, 1449, B. G.B. 
Aber auch in den Gebieten der bisherigen Bermaltungsgemeinfcait werden ſolche 
Berichiedenbeiten in läſtiger Weile bervortreten, indem das neue Recht tbeils aud 
bier die Beſugniſſe der Gläubiger einſchränkt, z. B. dadurd, daß es den Gläubigen 
der Frau abweichend vom Preußiſchen Recht (ef. AR. IL, 18 329%) das ebemännlice 
Vermönen als Beirtedinungsobjeft entziebt, theils dieſelben erweitert, z. B. dadurch, 
daß es den Erwerb der Frau durch Arbeit und Thätinfeit im ſelbſtändigen Gewerbe: 
betrieb abweichend vom AP. IL, S 211 in das Vorbehaltsaut der rau fallen läßt 
und dadurch der freien Erekution unterwirit ꝛc. ıC. 


Tiefe Mißſtände bat der Geſetzgeber keineswegs verfannt und es tit die Regel— 
norm der Umwandelbarfeit in unſerem Artikel wie die Motive bervorbeben) lediglich 
deshalb ausgeiprocden, weil es reichsrechtlich nicht angängig erichien, eine paſſende 
Ueberleitungstormel für die beitebenden Güterrechte zu finden. In Frage Fonnte 
nämlich, wenn nicht im rückſichtsloſer Weile in wohlerworbene Rechte eingegriffen 
werden Sollte, nur fommen, die Norichriiten des B.G.B. vom Zeitpunkt des Anfraft: 
tretens des BB. an zur Anwendung zu bringen, und zwar entweder in der Meile, 
daß das neue geſeßliche Güterrecht gleichmäßig Uberall in dieſem Zeitpunkt in Krait 
trat, oder daß es nur dort in Geltung geſetzt wurde, wo bereits im Weſentlichen, 
wie in Norddentichland, das gleiche Güterrecht exiſtirt, daß aber im Uebrigen die bie: 
herigen geſetzlichen Güterſtände, ſei es als aeiehliche, fer es als vertragsmäßige, jedoch 
nit dem im B.G.B. geregelten Anbalt, bejteben blieben. Beide Wege ericdienen jedoch 
nicht angängia. Ter eritere deshalb nicht, weil die Einführung des geſetzlichen Güter: 
ftandes in das Webiet der allgemeinen Gütergemeinſchaft und Fahrnißgemeinſchaft 
notlnvendig die zuvorige, in vielen Fällen ſehr zur Unzeit vorzunehmende Auseinander: 
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jegung und eine damit fortwirfende communio incidens, ferner aber eine Verwirrung 
auf erbrechtlichem Gebiet zur Folge gebabt hätte, der lehtere Meg aber deshalb nicht, 
weil die pailende Angleihung der zabllofen gefeglichen Güterſtände an die wenigen 
im Geſetz geregelten eine genaue Bertrautbeit mit den zahllojen Fleinen, zum Theil 
aber Ya unweſentlichen Berichiedenbeiten zur Vorausſetzung gehabt hätte, cf. Mot. 
p. 282 8. 
Es ift Deshalb aud die Erwartung ausgeiproden, daß die Landesgeieg- 
— in Gemäßheit des allgemeinen Vorbehaltes des Art. 215 die nothwendigen 
eberleitungsbejtimmungen treffen werde, ein Wunſch, der in den Ausführungs— 
geſetzen ar meisten Staaten tbatjählih verwirklicht iſt; vgl. das Nähere 
unten zu ©, 


(ine Weberficht der feiner Zeit in Deutichland geltenden verſchiedenen Güter: 
rechtsſyſteme giebt Neubauer in feiner Zufammenjtellung der in Deutichland geltenden 
ebelihen Güterrechte, Berlin 1559.) 


B. Als Konſequenz des in Abſatz I Satz 1 des Artikels ausgeiprodenen 
Prinzips ergiebt ſich, 
1. das die Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit der Ehefrau, ſoweit fie in 
—— ——— nach bisherigem Recht eintritt, auf die gleiche Dauer 
eſtehen bleibt. 


a) Dieſe Beſchränkung bleibt beiteben, mag dieſelbe nun, wie in Sachſen, 
Sächſ. B.G.B. SS 1658, 1641, Württemberg, Bayern ꝛc. (Mot. IV p. 221), der 
Beichränfung der Geichäitsiäbigfeit überhaupt gleichfommen und Nichtigfeit der 
Verfügung zur Folge baben oder, wie nad der berrichenden Praris ded gemeinen 
Rechts, nur einer Beichränfung der Verfügungsbefugnii zu Gunsten der ebemannlichen 
Rechte nleihfommen umd die Siltigfeit des Geſchäfts nicht alteriren bez. fich, wie im 
Preuß. Net, ef. AR. IL, 1 88 188, 159, 320, R. G. 28 p. 331, 41 p. 262, äußern. 
Der Abjag 3 ſpricht dieie ſich von jelbit veritebende Konſequenz ausdrücklich aus. 

b) Derjelbe ſpricht aber weiter positiv aus, daß auch die Be: 
fhränfung der Geſchäftsfähigkeit, joweit fie nah bisherigem Recht ſchon 
in Folge des Eheabſchluffes eintritt, für die bezeichnete Zeit nach bisherigem 
Recht ſich richtet. Das tt eine Ausnahme von dem der Beitimmung des Art. 153 
zu Grunde liegenden Prinzip. Diejelbe rechtiertigt fib aus dem AJulammenbang, in 
welchem immerbin auch die die Geſchäftsfähigkeit der Ehefrau als ſolche beichränfenden 
Vorichriiten mit denen des ebelihen Güterrechts ſtehen (\ntereiie des Ehemanns an 
der Erhaltung auch des Borbebaltsqutes), und auch deshalb, weil es nad den bis— 
berigen Rechten nicht immer zweifelsfrei iſt, ob die Beichränfungen der Ehefrau eine 
Folge des Güterſtandes oder allgemein des Eheabſchluſſes it. In Betracht fommen 
bier namentlih die Borichriiten der Art. 215—225 ende eivil, Bade. Cap 215 
bis 225 (Entſch. d. R. G. XIV 55), welche die Geſchäftsfähigkeit der Ghefrau auch 
binfichtlich der nicht dem ebemännlichen Verwaltungsrecht unterworfenen Nechtsgeichäfte 
derielben beichränten; ebenio Habicht ILL. Aufl. ©. Dil, vgl. aber hiergegen Wierus— 


— 


zowsky „Gruchot 1900" S. 305—329 und unten Bem. c. 


Nicht betroffen werden vom Abi. 3 die Beichränfungen und Grweiterungen 
der Verfügungsmact der Ehefrau in Aniebung der Schlüjfelgewalt und der für 
ihre Perſon eingegangenen Berbindlichfeiten, da in beiden Fällen weder 
einerjeits eine Verfügungsbeichränfung fpeziell in Anfebung des Güterjtandes, noch 
eine Beichränfung der Geichäftsiäbigfeit im Allgemeinen vorliegt. Hier muß vielmehr 
in Gemäßbeit des Art. 199 das neue Recht (SS 1357, 1358) alsbald auch für 
beitebende Ehen gelten. 

ce) Aufrechterhalten find nur die Beichränfungen der Geſchäftsfähigkeit, Toweit 
fie nad den für den bisherigen Güteritand maigebenden Geſetzen eintreten. 
Hierunter fallen nicht diejenigen Beichränfungen, welde Art. 7 und 8 Abi. 1 des 
alten H.G.B. normiren. Die Beichränfung der Ehefrau in der Fäbigfeit, Handelsfrau 
zu_jein, wurde von dem alten H.G. B. unabbängin von den landesrechtlihen Güter: 
Initemen normirt. Dieſe Beihränfung fällt daber gemäß dem für die Ueberleitung 
vom alten zum neuen 8.6.8. analog zur Anwendung zu bringenden Art. 199 (in 
Verbindung mit den SS 1355. B. G. B. S 11 Gew.Ordn. t. d. Faſſung des Art. 36 
6.8.) alsbald mit dem 1. Januar 1900 fort; vgl. Förtſch „Recht“ 1900 S. 316; 
en Staub H.G. B. 5.37, Stranz:Gerbard ©. 275, Lehmann Gold. Ztihr. 

©. 48, 
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Aufrechterbalten bleibt dagegen als eine rein güterredtliche Vorſchrift (tür 
bejtebende Ehen) der Art. S Abi. 2 des alten H.G. B.; vgl. „Förtſch“ a. a. O.; 
a. Dein. Coſack H.R. ©. 7608. Diele Voricriit wird auch durch die landesgeieglichen 
Ueberleitungsnoricriiten nicht berubrt, da fie reichsrechtlich üt, und bleibt alio dieſe 
Borichrift fur dieſe übergeleiteten Eben maßgebend, obwohl im Uebrigen auf ibren 
Güterjtand das neue echt Anwendung findet (infoweit richtig Stranz-Gerhard 
©. 275); vgl. hierzu Bem. D. U 3e, S. 49. 


d) Ob mit der Aufrechterbaltung der güterrechtlichen Nectswirfungen auch die 
nah bisherigem Recht vieliah beitehende Koftentragungs- und Vorſchußpflicht des 
Ehemanns aufrecterhalten ift, beſtimmt fich darnach, ob nach bisherigem Recht ein 
folder Anſpruch als ein nüterrectlicher oder als ein den perſönlichen Rechtsbeziehungen 
— aufgefaßt wurde; vgl. darüber das Nähere Bem. ?g zu Art. 14%. 


Als weitere sonjequenz des in Abi. I Sag 1 ausgeiprodenen 
tue ipricht der Abi. 1 San 2 aus, daß auc die erbredtliden Wirkungen 
des Wüteritandes für beitebende Ehen dem bisherigen Recht unterlicgen, 
d. b. diejenigen, weldhe im B.G.B. im IV. Buce in den SS 1482, 1483, 1490, 1447, 
1546 als „güterrechtliche“ Wirfungen, nicht dagegen diejenigen, weiche in den 
88 1931ff. des V. Buches als „rein erbrecdtliche” geregelt find. Diele lenteren unter: 
jtehben vielmehr dem zeitlichen Statut des Art. 213 und unterliegen daber auch bei 
den am 1. Januar 1900 beitcehenden Ehen dem neuen Nect, wenn einer der Ehegatten 
nach diejem Zeitpunft ſtirbt. 


a) Was unter erbrecditliben Wirfungen des Güterſtandes zu veriteben ift, 
muß an der Hand der verichiedenen Güterſyſteme verichteden beantwortet werden, 
ef. Art. 15 Note de, In Betracht fommen bier die verichiedenen Worichriiten der 
bisherigen Geſetze über Die rechtliche Behandlung des Antbeils des vorveritorbenen Ehe— 
gatten bei gütergemeinichaftliben Eben. Nach dem bisherigen Nect wird cs ich 
enticeiden, ob beim Nichtvorbandentein von gemeinichaftliben Abkfömmlingen der 
Antbeil des WBorveriterbenden dem leberlebenden accreicirt, oder, wie nah B.G.B. 
8 1482, als eine nad allgemeinen Srundiägen ſich vererbende Nachlaßmaſſe zu be: 
bandeln it. Ferner welcden Unterichted es bierbei macht, ob außer übrigen erbredt: 
lien Berwandten noch eimieitige Rachkömmlinge des einen oder andern vorbanden 
find. Welchen Unterihied es macht, ob dieſe Abkömmlinge bereits abgefunden find 
oder nicht. Val. Preuß. HAUEN. IL 1,8369 mit SS 625, 694, Weſtphäl. Geſ. vom 
16, April 1860 SS 7, 8. Ob beim VBorbandenfein gemeinſchaftlicher Abkömmlinge eine 
Schichtung mit nur fortdanerndem Yerwaltungsrect des uberlebenden Ehegatten, wie 
nach DL... IL I SS 637639, 645 (el, auch eode eivil Art. 1407, Sächſ. B. G. B. 
8 240957), oder ein Alleinerbrecht des tiberlebenden Gbegatten, wie in Bremen, 
Hamburg u. A., oder eine Schichtung mit Beiſitz- und Niehbraudbsreht, wie z. B. 
Nürnberg, oder eine fortgeiegte Gütergemeinſchaft, wie in Wejtpbalen, eintritt, ob 
im Fall der Wiederverbeiratbung eine Einkindſchaft eintritt, jolern der Einkindſchafts— 
vertrag vor Inkrafttreten des BGN. eriolgt fit oder dieſelbe, wie im Fulda'ſchen, 
ex leg» eintritt. Ob die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft auch bei der partifulären Guter: 
gemeinschaft eintritt, oder wie in Ss 153 B.G. B. zunächſt ausgeſchloſſen ift. U. a. m. 


Wird danenen beiipielsiweiie bei der Regelung der gütergemeinichaftlichen 
Erbfolge im bisherigen Recht beitimmt, dak in Anſehung der qiütergemeinicaitlichen 
Maſſe oder eines Theils derielben die allgemeinen erbrechtlichen Grundſätze Platz 
areiten follten, fo finden insbeiondere auch in Anſehung des Umfjanges des auf den 
überlebenden Gbegatten entiallenden Grbtbeils die Borichriiten des Art. 215 jtatt. 


lleber die Behandlung der erbrechtlichen Wirkungen des Süterftandes durch die 
Ausführungsgeſetze val. unten u D. IV ©. 41, 442, 


b> Der Abſatz I Satz 2 erwähnt unter den erbrechtlichen Wirkungen des Güter: 
ſtandes noch beionders Die Borichriften des franzöſiſchen und badiihen Rechts über 
das Verfahren bei Bermönensabionderungen unter Eheleuten. Dieſe den bezeichneten 
Rechten eigenthümlichen Borichritten uber die demande en scparation de biens, 
code eivil Art. 144, eode de proe. Art. 865- 874, Bad. P.O. SS 1056 — 10001, 
Bad. v. R. Zap 1443 ff, Preußen Köln A.G. z. C. P.MO. $ 1, Bayr. Pfalz banr. 
A.G. z. E. P.O. Art. 190-197, Rheinheſſen Heſſ. A.G. z. E. P.O. SS 3--9, Elſaß⸗ 
Yotbringen A.G. z. E. P.O. SS 3—H, welche durch S 15 E. G. C. P. 8 85 aufrechte 
erbatten find, werden zwar nach dem E.G. zur neuen E. P.O. in Verbindung mit dem 
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BGB. für die Zukunft bejeitigt- Ihre Aufrechterbaltung jür beitehende Ehen ergiebt 
jih aber aus dem Prinzip des Ab. 1. Der Artikel bebt daS bejonders bervor, weil 
immerbin die Aufrechterhaltung mit Nücdjicht auf den Charakter diefer Vorſchriften als 
Verfahrensvorſchriften zweifelhaft jein fönnte; vgl. Bem. zu Art. 157, 


3. Ob die güterredtlihen Wirkungen nad den bisherigen Geſetzen 
fraft Geſetzes eintreten oder aus Eheverträgen ersichtlich find, iſt gleich: 
giltig. Immerhin muß es fi aber auch bei joldhen Verträgen um wahre güter: 
rechtliche Wirfungen handeln. So werden die 3. ®. in einem Kintindidaftspertr 
geregelten perjönlihen Beziehungen zu den Eltern vom 1. Januar 1900 an gemä 
Art. 203 nad dem neuen Nect ſich richten, ef. Mot. p- 288, 


4. Zu den dem bisberigen Recht unterliegenden Wirfungen gebört 
auch die Befugniß bez. das Berbot zum Abſchluß bon Gheverträgen und deren 
Wirkſamkeit. Hiervon macht jedoch Abſatz 2 des vorliegenden Art. eine pofitive Aus: 
nabme, injofern er bejtimmt, daß Ebeverträge vom 1. Januar 1900 


a) auch zuläſſig fein follen in den Gebieten, wo bisher der Abſchluß von 
Eheverträgen unzuläffig war, code eivil Art. 1394, 1395, bad. U.R. Satz 1394, 1395, 


b) dagegen nur wirkſam fein follen, wenn fie den Güterſtand in einer nad) 
B. G. B. zuläſſigen Weile regeln (was natürlih auch für die nah bisherigem Recht 
zuläffigen, aber nad dem 1. Jaunar 1900 abgeichlofienen Eheverträge zutrifft). 


Es fann aljo durch einen ſolchen Ehevertrag der Güterſtand nit durch Ber: 
weifung auf ein bisher geltendes Recht bejtimmt werden, vielmehr nur einer 
der vertragsmähigen Güterſtände des B.G. B. eingeführt oder der Güteritand dur 
fpezielle Negelung der Einzelheiten neu beſtimmt werden. 


Die Geftattung der vertragsmäßigen Abänderung auch in den bezeichneten 
Fällen iſt zum Zweck der rajchen Leberleitung in das neue Recht geboten. Es ent— 
ipricht die Zulaſſung bier der Vorſchrift des Art. 15 Abi. 2 Satz ? E. G. Auc die 
Form der Eheverträge muß nah dem 1. Januar 1900 gemäh SS 1432 ff. erfolgen. 
Insbeſondere ift der Regiſterzwang gemäß S 1435 geboten; ebenio Habicht LIL. Aufl. 
S. 539 Bem. 1. 


Für die Auseinanderjegung des bisherigen Güteritandes im Fall des Abſchluſſes 
eines Ehevertrages müflen da, wo das bisherige Necht (jo das franzöfiihe und badische 
Yandrect) wegen bisheriger Unzuläfftgkeit von Eheverträgen feine Beitimmung enthält, 
die Vorſchriften des bisherigen Nechts über die Auseinanderiegung in fonftigen Fällen 
analog zur Anwendung fommen, eventuell die Borichriiten des B.G.B. SS 752 ff. über 
Theilung der Gemeinichaft, alles dies natürlib nur, wenn der Vertrag ſelbſt feine 
Beitimmungen darüber enthält, Brot. II 3087, 


>. Für die Auseinanderjegung der Ehegatten bei einer am 1. Januar 1900 
bejtebenden Ehe ſind im übrigen die Borichriiten der bisherigen Necte mangebend, 
gleichgiltig, ob die Auflöofung der Ehe durch Tod, Ungiltigfeitserflärung, Scheidung 
oder Aufbebung der ebelichen Gemeinschaft erfolgt. 


Ansbeiondere fünnen auch die Vorichriften des B.G.B. gemäß Art. 201 E. G. 
im Fall einer nah dem Anfrafttreten des B.G. B. erfolgten Scheidung binfichtlich 
der Rorichriften nicht laß greifen, welche für den fchuldigen Ghegatten bei dieſer 
Auseinanderiegung bejondere Nachtbeile jeitieken. Nur wirkliche Eheſcheidungs— 
ftrafen, wie Abfindung des unjchuldigen Ehegatten, lebenslänglicher Unterbalt ꝛc., 
unterliegen dem Statut des Art. ?201. Die Unterbaltungspflict it ſchon deshalb dem 
eitlihen Statut des vorliegenden Artifels nicht unterworien, weil eine güterrechtliche 
Regelung wicht in Frage tit; vgl. Bem. 3a a des folgenden Art. 201. 


6, Auch ſonſt kann das Rechtsverhältniß zu den Kindern in vermögensrechtlicher 
Beziehung ein Ausfluß des ehelichen Güterrechts ſein. So bei den bisherigen Rechts— 
inftituten des Beiſitzes (der Leibzucht) und der Kinfindidaft. Diele vermögensrechte 
liben Wirkungen bleiben denn in Gemäßheit des vorliegenden Artikels aufrecbterbalten 
während die periönlichen Nechtsbeziebungen der Eltern zu den Kindern gemäß Art. 203 
dem neuen Recht unterliegen; vgl. Ben. 6 zu Art. 203 und die Bem. 5 zu Art. 209; 
vgl. ferner wegen der Ausführungsgefege unten Bem. D. IV ©. 442, 443, 
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C. Die Ueberleitung der ehelichen Güterrechte durd die Ausführungsgeiege 
im Allgemeinen. 


I. Allgemeines. 


Die in den Motiven zum E.G. (vgl. oben zu A) ausgeiprodhene Erwartung, 
daß die Yandesgeietgebung die Anpaſſung der beſtehenden Güterftände an das Reichs— 
recht vornehmen werde, iſt in Erfüllung gegangen. 

Die ſämmtlichen Ausführungsgeiege*) mit nur zwei Ausnahmen baben aui 
Grund der Ermädtigung des Art. 218 E.G. die beftehenden Ehen in die Güter: 
Kane des B.G.B. in mehr oder weniger umfaflender Weije übergeleitet, jo daß that: 
ächlich der reichsrechtliche Grundſatz der Nichtrüdwirfung des neuen Rechts im jein 
Gegentheil verkehrt iſt. 

Eine Ausnahme machen Württemberg und Baden. Das erſtere läßt nur 
für die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft alsbald das neue Recht gelten (Württ. A.G. vom 
28. Juni 1899 Art. 250 —264), das letztere beſeitigt nur das altrechtliche Beiſitzrecht 
und ſchreibt im Uebrigen nur die Eintragung der altrechtlichen Güterſtände vom 
1. Januar 1905 an zur Wirfjamfeit gegen Dritte vor (Bad. A.G. vom 17. Juni 1. 
Art. 40, 41). Im Uebrigen laifen es Diele beiden Ausführungägeieße bei der Negel 
des Art. 200 E. G. 

Der Umfang, in welchem die übrigen Ausführungsgejeße die Regel des Art. Zn 
durchbrechen, ift auch bei dieſen zum Theil ein ſehr verichtedener. 

Sp läßt Yipve (A.G. vom 17. November 1899 8 35) die Weberleitung nur 
eintreten, wenn die Ehegatten nicht bis zum 1. Januar 1900 erflären, das alte Recht 
beibehalten zu wollen. Derielbe Staat jowie Mecklenburg-Schw. (A.G. $ 209, 
:Str. (A.G. $ 07), Anbalt (A.G. Art. 59 $ 1) laſſen die Ueberleitung erit vom 
1. Januar 1901 an erfolgen. 

Eine Reibe von Ausführungsgeiegen fteht grundjäßlihd auf dem Standpuntt, 
nur diejenigen Shen überzuleiten, welche dem geſetzlichen Güterftand des B.G.B. ent: 
iprehen. Sp Lippe, Braunihweig und die Mebrzabl der tbüringiichen 
Staaten. Berichiedenbeiten im Umfang der Leberleitung ergeben jich endlich daraus, 
daß einige Ausführungsgeiege die vertragsmäßigen Güterſtände von der Ueberleitung 
ausſchließen (vgl. darüber das Nähere zu unten II) und daß die Geſetzgeber der 
einzelnen Yandestheile die Grenzen ihrer Yuftändigfeit im örtlicher und zeitlicher 
nesiebung zumTheil sehr verihieden bemeilen (vgl. darüber das Nähere unten zu 
D. Iu. II S. 434 ff.). 

In wie weit in den einzelnen Staaten neben den übergeleiteten Güterſtänden 
nod nicht übergeleitete Shen beiteben, ergiebt ſich theils aus den ausdrüdlichen Be: 
ftimmungen der Ausfübrungsgeiege, tbeils aus deren Schweigen. Im Zmeifel ift ſtets 
zu Gunſten des reichörectliben Grundſatzes der Nichtrückwirkung zu interpretiren. 
Sp ergiebt fich beifpielsiweiie für Preußen die Aufrechterhaltung der nad dem Henne: 
berger Güterrecht lebenden Güterſtände (Enklave Suhl, Schleufingen) daraus, daß dieie 
Güterſtände fich nicht nad einem der in Art. 45-56 Pr. A.G. übergeleiteten Güter: 
rechtsſyſteme, vielmehr nadı einem bereits vorher (Gef. vom 31. März 1865) aufge 
hobenen Güterrechtsſyſtem richten u. a. m. 


Die Ueberleitung und die NAufrebterbaltung der bisherigen Güter: 
ftände vollziebt fih überall frait Geſetzes (und grundiäßlid obne Ein— 
tragung in das Güterrechtsregiſter vol. darüber unten zu D. III ©. 440 ff). Nicht 
erforderlich iſt, daß die Eheleute zu dieſem Bebuf Eheverträge abichliegen. Umgefebrt find 
vielmebr die Fheleute, wenn jie die geſetzlichen Folgen der Ueberleitung ausichließen 
wollen, genötbigt, aber auch berechtigt, zu diefem Behuf Eheverträge abzuichliehen. 
Diefe Eheverträge bedürfen der Eintragung in das (Hüterrechtsregifter. (lim den Ab: 
ſchluß ſolcher Verträge zu erleichtern und damit den Kingriff in wohlerworbene Rechte 
möglichit zu mindern, iſt vielfach für einen angemejjenen Zeitraum Gebühren: und 
Stempelfreiheit zugeſichert.) 


II. Die Ueberleitung eritredt fi in dem weitaus größten Rechtsgebiet Deutſch— 
lands ſowohl auf die geieglichen als audı die vertragsmähigen Süteritände des 
bisherigen Rechts. 


*, Die Ausführungsgelege bezw. Güterftandsgefege find in der Tabelle ©. 428 ff, Spalte ı aufgeführt, 
(Bal. damit Einleit. 5. IX—XIX.) 
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1. Ausprüdlih jpreben dieien Grundſatz aus: Preußen: Art. 56, 58, 
— Bapern: Art. 21, H—96, 124, 136, 137. — Sadien: $ 34. — Hejjen: 
Art. 199, 243, 245, 251, 252. — Schw.:Rudoljtadt: Art. 134. — S.:Meiningen: 
SS 36, 39. — S.Koburg-Gotha: Art. 42 88%, 28. — DOldenb.: Birkenfeld: 
SS 44, 55, 56. — Elſaß-Lothringen: 88 144, 157, 158. 


Es muß der gleihe Grundia aber aud für die übrigen Ausführungsgeieße 
gelten, ſoweit fie nicht ausdrüdflid das Gegentheil bejtimmen. Dieſe Ausführungs— 
neieße geben meiltens nur über die vertragsmäßigen auswärtigen Güterftände Be— 
jtimmungen (vgl. Sondershbaufen: Art. 45 8 6. — Neuß är L.: 8 M3 u.a.) und 
tbun der einheimischen vertragsmäßigen Güterjtände überhaupt nicht Erwähnung. 
Das hat aber nur darin jeinen Grund, daß dieſe Geſetze meiſt nur einen geieglichen 
Güterſtand kennen und auch in ihren Geſetzen feinen ausführlich geregelten Güterſtand 
zur Auswahl jtellen. Allein, daß dieſe Geſetze auch den einheimischen Güterftand, wenn 
er vertragsmäßig vereinbart ijt (3. B. von Inländern oder Ausländern, die fraft Geſetzes 
nad einem auswärtigen Güterſtand leben), ebenfalls überleiten wollen, ergiebt ſich aus 
anderen Beitimmungen dieier Geſetze. Insbeſondere arg. e contr. aus der in fait 
allen diejen Geſetzen wiederkehrenden Beitimmung, daß vertragsmäßige Abänderungen 
einzelner Vorſchriften des bisherigen geſetzlichen Güterrehts unberührt bleiben, vgl. 
Schw.:Sondersbaufen: $4, — S.:Altenburg: $ 95 Abf. 3 u. a. m. (nicht zu— 
treffend iit die Daritellung Habicht's ©. 541). 


2, Eine Ausnahme don dem Grundjag mahen nur: Medlenburg:Schm.: 
‚ 210, :Str.: $ 208. — Oldenburg:Oldenb.: 8 16, Lübeck: $ 15. — Braun: 
bweia: $ 73 Abi. I (vgl. aber dort Wr. 3) und Yippe: $ 35. Dieſe laſſen alio 
die vertragsmäßigen Ghüterftände unberührt. 


3. Ein vertragsmäßiger Güterjtand, welcher der Ueberleitung unterliegt, iſt 
nur gegeben, wenn der in dem Vertrag geregelte Güterjtand ein als folder 
vom Gele durch ipezielle Regelung anerkannter it, mag er nun als alleiniger 
geſetzlicher Güteritand oder neben anderen zur Auswahl oder lediglich 
als „vertragsmähiger” im Geſeß jelbit geregelt jein. 


Kinzelne Abänderungen des geſetzlichen Güterſtandes kraft Fhevertrages find 
Dagegen nicht anders zu beurtbeilen als andere vermögensrechtliche Nectsgeichäfte der 
(Shegatten, d. b. fie bleiben, falls vor dem 1. Nanuar 1900 vorgenommen, unberührt 
(vgl. darüber das Näbere ımten bei D. II S. 436 13%. Die meiiten Ausführungss 
geſetze ſprechen diejen Grundſatz auch ausdrüdlid aus, vgl. u. a. Preußen: Art. 59 


$ 5 Abi. 1. -- S.: Meiningen: $ 36 Abi. 2. — S.:Noburg:Gotba: Art. 42 
S 26 Abi. 2. — (Habicht S. 54? Bem. 1 nimmt irrtbümlich für die leßteren beiden 


Geſetze das Gegentbeil an.) 


111. Die leberleitung der bisherigen Güterſtände erfolgt in die „entipredjenden“ 
Güteritände des B.G. B. mag dieier entiprechende Güterſtand der geiekliche des B.G. B. 
oder einer der mehreren vertragsmäßigen des B.G. B. fein. Es gilt alſo auch 
fünftig für eine Ehe mit „VBerwaltungsgemeinichaft“ die VBerwaltungsaemeinichait, für 
eine She mit „allgemeiner Gütergemeinſchaft“ die allgemeine Sütergemeinichaft, für 
eine Ehe mit „Srrungenichaftsgemeinicaft” die Errungenichaftögemeinicaft, für eine 
She mit „Kabrniigemeinichaft” die Fahrnißgemeinſchaft. — Ausnahmsweiſe erfolgt 
der Griaß durch einen anderen Güteritand des B.G.B., wenn diejer dem bisherigen 
Güterſtand ſeinem Weſen nach äbnlicher iſt als der „entiprechende” des B.G.B. (30 
wird die Errungenſchaftsgemeinſchaft in den altbeiliihen und vormals kurheſſiſchen 
Sebietstbeilen von Preußen Art. 53 nicht durch die Errungenichaftsgemeinichait des 
B. G. B. jondern durch den geſetzlichen Güteritand des B. G. B. eriekt.) 


Ausnahmen ergeben ſich auch dann, wenn für den bisherigen Güterſtand im 
B.G. B. ein „entſprechender“ nicht zur Auswahl ſteht. So wird grundſätzlich der 
Güterſtand des gemeinen Dotalrechts in den geſetzlichen Güterftand des B.G.B. um: 
gewandelt u. a. m. 


In welder Weiſe die einzelnen Staaten dieſe Umwandlung vor— 
genommen haben, iſt aus nachſtehender Tabelle erſichtlich: 
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— nenn — 












der Gütertrennung 
Sg 1497—1430 B. G. B. 





(Staaten) des geſetzlichen Ehegüterrechts 







1. Preußen. | 
4.8. z. 8.6.8. a) die bisherigen Süteritände der joge: [|Art.58| a) den vertrag: 
Urt. 4467. nannten Verwaltungsgemeinichait Abi. 2 | mäßigen Güterftan 


Art. 45 «@) Au dem Allgemeinen Yandrecht II 1 
. 4 2) nah Märfiihem Provinzialrecht 


(Joachimica), 

„ 50 y) nad dem in der Provinz Schleswig: 
Holſtein geltenden Sächſiſchen oder Lübiſchen, 
nach dem in vormals Schaumburgiſchen 
Antheile Holſteins geltenden Rechte, nach 
dem in Otterndorf, in Stade mit Bruns— 
hauſen oder in Burtehude oder nach der 
Schaumburgiſchen Polizeiordnung von 1615 
geltenden Vorſchriften, 

d) nach dem in der Provinz Pommern 
| geltenden Lübiſchen Nechte, wenn beim In— 
ı frafttreten des B. G. B. feine Gütergemein— 
ihaft in Gemäßheit diejes Nechtes einge: 
treten war. 

„4 b) das geieklihe Dotalrecht, 
„ 561 e) die vertragsmähige Nichtgemeinschait 
$6 der Art. 1530-1555 eod. eiv. im Gebiet 
der rbeiniichen Rechts, 
Art. 54 d) die Grrungenicaftsgemeinschait 
a) nach Altheſſiſchem Recht (der jogen. 
Amtsſäſſigen des ebem. Kurfüritentbums 
Heilen), 
A) nad dem in den vormals Kturbeiftichen 
Gebietstheilen des Oberlandesgerichtöbezirfs 
Caſſel geltenden Solmjer oder Diainzer Rechte, 


des gemeinen Dota! 
rechts (das vertrage 
mäßige Dotalrecht in 
Gebietdes Rheiniſche 
Rechts bleibt dagege 
aufrechterhalten, Ar 

56 8 10. 
Art.56) b) den vertrag‘ 
SS |mäßigen Güterftan 
der Gütertrennung it 
den Gebieten de 


m Franz. Nects, 


— 





2. Bayern. 
ueb.G. Art.io bis Art. 93 a) den geſetzlichen Güterſtand des Preuß. 
31, 61, 63—104, Allgem. Yandredts (hauptſfächlich in den 
— vormals fürſtbiſchöflich Eichftättiſchen, von 
Preußen durch Tauſch erworbenen Gebiets— 
theilen), 
90 b) das geſetzliche Dotalrecht, 
„ 136 ce) die vertragsmäßige Nichtgemeinichaft 
der Art. 1530— 1555 eod. eiv. in der Pialz, 
„83 d) die Errungenſchaftsgemeinſchaft nad 
Bayeriſchem Yandrect, dem Mainzer Yand: 
recht, den Rechten von Ansbach, Nürnberg, 
Solms od. der Stadt Augsburg oder nad) 
den domprobiteiliben Bambergiihen Ob: 
jervanzen. 


Art. 9) ®» den vertrag: 

Abſ. 2 | mäßigen Güterjtan 
des Dotalrechts, 

Art. b) den vertrag 

137 ‚mäßigen Güterftan 
der Gütertrennun 
nah Kranz. Med 
Pfalz), 


3. Sachſen. 
A.G. 8 3. 8 34 ‚den geießlihen Güterftand des Sächſi— 
schen B. G. B. 


Art. 34 die vertragsmäßie 
Gütertrennung Ere 
| Verfügungsgewalt 
| der Ehefrau), 
| 

4. Württemberg. | 

A.G. Art. 200-264. | 

9. Bnden. = 


Urt. 41, 42. 


Wirfungen der Ehe in Anjebung des Güterjtandes (Art. 200). 


u die Güterftände: 


ber allgemeinen Güter: 
gemeinschaft 


a) den Güteritand der 


Allgem.  Gütergemein: 
ihaft nah dem Allg. 
Landrecht (nilt in Oſt— 
preußen, Weſtpreußen, 
Bojen und Pommern als 
geiekliher Güterftand), 

b) den Güterſtand der 
Allgemeinen Güterge— 
meinjchaft, joweit er nadı 
einem der in den ‘Pro: 
vinzen Schleswig-Hol— 
ſtein, Hannover, Heilen: 
Naflau und den Hohen: 
|zollernihen Landen gel: 
tenden Güterrechte beftebt. 
l 


a 
10 


(Für Hannover ausge: 
nommen die Gben, zu 
deren Vermögen ein in 
die Höferolle eingetrage: 
ner Hof nebört.) 


e) der Güterſtand der 
8 vertragsmäßigen Güter⸗ 
gemeinſchaft in den Ge— 
bieten des Franz. Rechts, 


62) den Güterſtand der All: 
emeinen Gütergemein— 
haft nach einem der in 
den rechtsrheinifchen Yan 
destheilen geltenden (in 
den Art. 62--72 aufge: 
führten) Rechten, 


34| die vertragsmäßige All: 
gemeine Gütergemein— 
ſchaft Gortgeſetzte Güter— 
gemeinſchaft tritt aber 
nurbeißereinbarung ein), 
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Art. 53 


Art. 56 
2 


Art. 75 


Art. 
124 


ber Errungenſchafts— 





gemeinſchaft 


a) den 
Güterſtandder Errungen— 
ſchaftsgemeinſchaft nad 
den ne die in dem 
zum Oberlandesgeridhts- 
bezirf Frankfurt a. Dt. ge: 
börigen Theil der Rhein— 
provinz, ferner in den 





Provinzen Schleswig: 
Holitein und Heſſen— 
Naſſau gelten (ausge: 


nommen diein Spalte Id 
bezeichneten Güterſtände), 
b) den Güterſtand der 
| vertragsmäßigen Grrun: 
genichaitsgemeinichaft 
des Franz. Nechts, 











| 


a) den Güterſtand der 
‚ Errungenichaftsgemein: 
ſchaft nach den in den 
rechtsrheiniſchen Landes— 
theilen geltenden, in Art. 
75—89 aufgef. Rechten, 

(ausgenommen die in 
Spalte 1d bezeichneten 
‚ Süteritände), 
|  b) den Süteritand der 
 vertragsmähigen Er— 
rungenſchaftsgemein— 
ſchaft des Kranz. Rechts 
in der Pfalz, 











geſetzlichen Art. 56, 


der Fahrnißgemeinſchaft 





BR die geſetzliche Fahr⸗ 
51 a deö code 
| eivi 


Art.55° b) den gemiichten 
Güterſtand der Fabrnik- 
gemeinihaft und Gr: 
rungenichaftögemein 
caft. wie er in den zum 
Oberlandesgerichtsbezirk 
Frankfurt a. M. gehörigen 
Theilen der Rheinprovinz 
Gurköln. R.O. Kurtrier. 
Landrecht) und in Schles⸗ 
wig⸗Holſtein (Jüt. Low.) 
Geltung hat. 








Art. 


pie geſetzliche Fe 
124 


gemeinſchaft des 
‚eivil (in der Pfalz). 
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(Staaten) 






6, Heilen. 


A. G. Urt. 169 bis 
208, 230— 265. 


7. Medienburg: 


Schw. u.o. 
$$ 209—217, 263, 


:Ztrel, u.@. 
88 207215, 200, 


8. Oldenburg. 
AG. Did. $8 16, 
17. 


A.G. üb, 88 16, 
17, 


US. Virk. 85 44 
bis 62, 


9. Braunſchweig. 
A. G. 9 73—75. 


10, Weimar. 


A. G. 88183 bis 
101, 


1 


— 


S.Meinin—⸗ 
gen. 
Ge. v. 10, Aug. 
iv üb. d. Ebe» 
Gitterrecht 88 I bis 
4, 


des geſetzlichen Fhegüterrechts 








Art. 
195, a) das geſetzliche Dotalrecht, 
199, b) das vertragsmäßige Dotalrecht, 
251 | e) die vertragsmäßige Nichtgemeinichaft 
‚der Art. 1550— 1535 code eivil, 
$ 209 | a) die in einzelnen Städten Medlenb.: 
Schwerins geltende Verwaltungsgemeinſchaft 
des Yübiichen Rechts, 
Ss 211 b) das geießliche gemeine Dotalrecht, 
$ 209 | das gejehliche gemeine Dotalredt, 
S 16 a) die Vermwaltungögemeinihait im 
Herzogthum Üldenburg (nad dem Gel. vom 
‚21. April 187%), 
$15 b) den geſetzlichen Güterſtand des ge: 
meinen Sadienrehts und des Lübiſchen 
Rechts, 
8 56 e) die vertragsmäßige Nichtgemeinſchaft 
des code eivil Art. 1030- 1535, 
$ 1854| a) den Guterſtand des gemeinen Sächſ. 
Rechts, 
h) die Werwaltungsnemeinihait nad 
Preuß. AR. I, Abichn. 5, 
Ss DB, m den Siüteritand des gemeinen Sächſ. 
30 Rechts, des Henneberger und Römhilder 
Nechts und des Statutarrechts der Stadt 
| Salzungen, 
SS 5, b) die Erxrungenſchaftsgemeinſchaft in 
31, 33 den Yandesthbeilen der ehemaligen Pflege 


Koburg und nah den Ztatutarrechten der 
‚Städte Gräfenthal und Pößneck, 


S 184 


der Gütertrennung 
88 1427- 1430 B. G. B. 


Art. die 


252 


ie vertragsmäßi 
Sütertrennung d 


franz. Rechts (d 
vertragsmäß. Toro 
recht des Franzi 
Rechts bleibt aufrech 
erhalten), 








Birk. 
56 


die vertragämäßi 
Gütertrennung D 
Franzöſ. Rechts (d 
vertragsmäß. Dot: 
recht bleibt dageg 
aufrechterhalten S > 


das geſetzliche Tot 
recht ; doch nilt fur d 
Heiratbögut der Fr 
das geſetzliche Güt 
recht des B. G. B. 


den Güterſtand 
vertragsmäßigen 
Ausſchluß des € 
männlichen Verw 
tungs: und Ni 
nießungsrechts, 
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u die Güteritände: 


nn — nn — nn 








ber allgemeinen Güter der Errungenidafts= 
gemeinschaft gemeinschaft 


ber Fahrnißgemeinſchaft 





(tt. a) die Allgemeine Gü-] Art. a) die Grrungen: | Art. die geiehlihe Fahrniß— 
70 |tergemeinichaft nach dem] 186 ſchaftsgemeinſchaft, die] 231 | gemeinschaft des code 
Recht der Grafſchaft Er: ſich nad) der altheſſiſchen eivil. 
bad), des Bisthums Fulda Berordn. vom 2, März 
und der Stadt Wimpfen, 1795, dem Katzenelnbog— 
(rt. b) die geſetzmäßige ner Landrecht, dem Pfälzer 
45 Gütergemeinſchaft des Landrecht, dem Kurheſſi— 
Franz. Rechts, ſchen Recht, dem Butz— 


bacher Stadtrecht, dem 
Nauſſauiſchen Recht, der 
Frankfurter Reformation 
oder dem Württembergi— 
ſchen Landrecht beſtimmt 
(mit näherer Maßgabe 
der Art. 187 — 194), 
Art. b) die vertragsmäßige 
243 | Errungenjchaftsgemein: 
ihait in den Gebieten 
des Franz. Rechts, 


2142| a)dieallgemeine Güter: — — 
gemeinſchaft in Schwe— 
rin nach Parchimer und 

Penzliner Recht, 





200 die Gütergemeinſchaft in 
Strelitz nach Märki— 
ſchem Recht, 


irk. die vertragsmäß. Güter: | Birk. die vertragsmäßige Gr: | Birk. die geſetzliche Fahrniß— 
44 gemeinſchaft des Franz.| $ 44 rungenihaftögemein: $ 44 |gemeinihaft des code 
Rechts, ſchaft des Franz. Rechts, eivil. 

















4,2 die allgemeine Güterge— — 
meinſchaft des Fuldiſchen 
Rechts, 


a) die allgem. Güterge— — — 
meinſchaft im den zur ehe⸗ 
maligen Pflege Koburg 
aebörigen Yandeätheilen, 
2 den Güterjtand nach dem 
ftatutartihen Recht der 
Stadt Saalfeld (mit zahl: 
reihen Abänderungen). 


u. 


— 
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der Sütertrennung 
SS 1427—1490 BGB. 


(Staaten) des geſetzlichen Ehegüterrechts 






12. S.Coburg⸗ 











Gotha. 
AG. Art. a2 JArt. 42 a) den Güterſtand des gemein. Sächſ. = 
(88 1-2). S 25 Rechts in Gotba, 


Art. 42 b) die Grrungenichaftsgemeinichaft des 
55 | Herzogtbums Coburg, 


13, Anhalt. * den Güterſtand des gemeinen Sächſ. Rechts, — 


AG. Art. 59. 
14. Shw.-Nudol: 
itadt. Art. den Güterſtand deö gemeinen Sächſ. Nedts, | $ 138 | den Güterftand bi 
“0. Art. 134 134 vertransmäkigem 
15 147. 


Ausichluß des eb: 
männliben Verwa 
tungs: und Yu 





nießungsrechts, 
15. Schw.⸗Zon⸗ [rt 48 
dershauſen. Ss I den Güterſtand des gemeinen Sächſ. Rechts, den Güterſtand d 
AUG, Art. 48 Sütertrennung, 
(#8 1—10). 
16. Reuß ä. L. |S 112 | den Güteritand des gemeinen Sächſ. Rechts, — 
A.G. 88 112—117 
17. Reuß j.e.: | S 94 | den Güterftand des gemeinen Sächſ. Nedts, — 
A. 89. Nr. 1 
18, Lippe. 5319 — $ 35 | den geſetzlichen Gute 
AB. 46. ftand der Gute 
trennung, 
19. Schaumburg: 
Lippe. 82 a) den geſetzlichen Güterſtand des gem.| $ 21 bei Ausſchluß d 
A.G. 88 21-36, Dotalrechts, ehemännlichen We 
b) den Güterſtand nach der Schaum— waltungs- und Nie 
burger Polizeiordnung vom Jahre 1615, brauchsrechts, 
20. Walded. Art. 25 den geſeßlichen Güterſtand des gemeinen — 


A.G. Art. 231. Dotalrechts, 


21. Hamburg. 


Gef,, betr. ben 
Guterſtand ı. vd, 
14. 7, insu a8 1 
bis 33, 


— den Güterſtandel 
Ausſchluß der Gütı 
nemeinichaft du 
Vertrag, 


. Bremen, 


GBeſ., betr. ben 
Hirteritand 2. v. 


IH, 7,0038 1—32, 


Luͤbechk. 


U... 33 100— 108, 


rD 
I 


23. 


-- 


$ 35 das Lübeckiſche geſetzliche Güterrecht (mit — 
einigen Modiſfikationen), 


24. Elſaß⸗Lothr. 
DH. 88, 144 —ã 102 
u, Gef, betr. d. 
Witterftand ac. dv. 
29,11. 1809 Art. I. 


z 158 die Nichtgemeinichait nah code eivil| $ 157 | die  vertransmän 
Art. 130-1555, Giltertrennung (iv 
einbartes Dotalrı 
bleibt aufrech 
balten, $ 160), 








Wirkungen der Ehe in Anjehung des Güterftandes (Art. 200). 


die Güterjtände: 





der allgemeinen Güter: 





gemeinichaft 


| 


t. 42) die allgemeine Güter: 
su. | gemeinichaft im Herzog— 


ft 
1 


thum Coburg. 








das geſetzliche Güterrecht 
desHamburgiſchen Rechts. 


die Gütergemeinſchaft des 
Bremiſchen Rechts. 


155 die vertragsmäß. Güter— 


gemeinſchaft, 


Niedner, Einführungsgeſeß zum B.G. B. 


der 


Ss 144 








Errungenidafts: 
gemeinſchaft 
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der Fahrnißgemeinſchaft 








die vertragsmäßige Er: | $ 144 die geſetzliche Fahrniß— 


rungenſchaftsgemeinſchaft, 


2. Aufl. 


gemeinichait des code 
eivil. 
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D. Die Ueberleitung der Ehelihen Güterrechte durch die Ausführungsgeſetze 
der einzelnen Bundesitaaten vollzieht ſich nad) folgenden einzelnen Grundiägen: 

I. Die Anpafiung an das Reichsrecht veritebt jih grundſätzlich unter 
Bahrung der allgemeinen Regeln über die örtliche Zuitändigkeit der Gelege. 

1. Die Ueberleitung ergreift nur die Eben, welde von einem in— 
ländiihen (deutihen), Güterſtand beherrſcht werden, nicht ſolche mit aus: 
ländiihem (auferdeutihbem) Güteritand. 


Die Frage, ob und wann ein ausländiicher Güterſtand vorliegt, regeln die Aus: 
führungsgeiege ebenſowenig, wie fie VBorichriften über ſolche außerdeutihen Güteritände 
geben. Dieie frage iſt vielmehr nad allgemeinen Grundjägen zu enticeiden, val. 
Niedner „Recht“ 1300 S. 24, Stranz-Gerhard S. 265, Yesfe S. 780, ebenio wohl 
grundiäglib aub Aron Böhm. Zeitihr. S. 373. A. Meinung Habidt S. 2. 
Welche Grundiäge find nun für die Gnticheidung, ob ein deutſcher Güteritand vor: 
liegt, mahgebend? Die VBorichriiten des Art. 15 EG. oder diejenigen des bisherigen 
internationalen Privatredits? Someit das lettere mit dem neuen Reichsrecht überein: 
ftimmt, jo in Baden und Eliaf-Yotbringen, bereitet die Frage feine Scwierigfeit. Es 
hat daber Elſaß-Lothringen bezeichneter Weile allein ſich fompetent gefühlt, eine Ab: 
grenzungsnorm gegenüber dem Ausland zu geben (Gief., betr. d. Ghüterft., v. 29. November 
1899 Art. I 162 bezw. Art. 163 A.G.). Wie die Enticheidung bezüglich der übrigen 
Rechtsgebiete zu treffen ift, welche durchweg entgegen dem reichsrechtlihen Staats: 
angebörigfeitsprinzip das Wohnſitzprinziv als maßgebend ftatuiren (bier auh Sadien 
B.G. B. S 14 und die rhein. ‘Praris), iſt aus den prinzipiellen Grörterungen Ginleit. 
S. 295 Bem. IX, 1 zu entnehmen. 

Hier iſt nur folgendes zu bemerfen! Steht nach den allgemeinen Grundiäken 
feit, daß ein außerdeuticher Güterſtand vorliegt, jo kann die Unterwerfung unter die 
landesgeiegliben Ausführungsporichriften aud nicht im Wege der Analogie geredt: 
fertigt werden; vgl. Bem. unten zu 2333. 

2. Die Ueberleitung durch die einzelnen Bundesjtaaten ergreift 
rundſätzlich nur die Eben mit einem inneritaatlichen (einbeimiichen) Hüter: 
tand, nicht diejenigen mit Giüteritänden, die dem Recht eines andern Bundes 
ftaates unterworfen find (auswärtige Güteritände). Die frage, ob ein einbeimiicher 
Güterſtand vorliegt, it nach den Grundiägen des bisherigen bundesitaatlichen inter— 
nationalen Privatrechts zu beantworten. Sie iſt für ſämmtliche Bundesitaaten (mit 
Ausnahme von Baden und Elſaß-Lothringen) entiprebend dieſen Grundſätzen dabin 
u beantworten: Ein einbeimiicher Güterſtand eines Bundesitaates liegt vor, wenn 
ie Ehegatten ihr erites Ebedomizil in dieſem Bundesitaat genommen batten. Das 
wird von der Mehrzahl der Ausführungsgeſetze entweder ausdrüdlich oder ſtillſchweigend 
auch bervorgehboben und jedenfalls von jämmtlichen Ausführungsgejegen (ausgenommen 
natürlich Baden u. Elſaß-Lothringen) beachtet. —- 


a) Innerhalb der Grenzen dieies Zuſtändigkeitsbereichs wird die Weberleitung 
eregelt von folgenden Ausſührungsgeſetzen Sachſen: $34; — Oldenburg: Old. $ 16, 
üb. S 15; — Braunichweig: 830; — Anbalt: Art. 59, $1; — Lippe: 835: — 
Hamburg: $ 15; — Bremen: 8 1; — Yübed: 8 100, 

b) Die Mehrzahl der Ausführungsgeſetze weicht jedod von Diefem Zuſtändig— 
keitsbereich inſofern ab, als Diele Gefetze die Grenzen ihrer Zuitändigfeit theils 
nicht ausfüllen, theils dieſelben übericreiten: 


a) Es füllen den Zuſtändigkeitsbereich nicht aus, indem fie nur diejenigen ein— 
heimischen Süteritände überleiten, weldbe am 1. Januar 1900 in dem bezgügliden 
Bundesitaat ibren Wohnſitz baben (alio nicht die außerhalb domizilirten ein— 
heimischen Güteritände): Preußen: Art. 44; — Bapern: Art. 19; — Heſſen: Art. 169; 
— Mecklenburg-Schwe: 8209, Str. $ 07; — &.:Weimar: $ 183; — Walded: 
Art. 24; — Schaumb.stippe: $ 21. 

Abweihend nimmt Habicht ©. 529 an, daß auch die übrigen Ausfübrungs: 
geſetze ſämmtlich ſich nicht auf außerhalb domisilirte Eben eritreden wollen, auch wenn 
diefelben nadı den Grundſätzen des internationalen Privatredts ihnen unteriteben. 
Allein die in den vorerwäbnten einzelnen Ausführungsgeieken enthaltene Selbitbe: 
ſchränkung ihrer Zuftändigfeit it eine Ausnahme, welde eben darum eine analoge 
Ausdehnung nicht verträgt. 

3) Es überichreiten ihren Zuitändigfeitsbereih, indem fie auch aus: 
wärtige (seil. deutiche) Güterſtände überleiten: Preußen: Art. 57, 58, 615 — Bayern: 
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Art. 20, 21, 22, 233 — Heilen: Art. 169, 2305 — Walded: Art. 77 (alio die zu 
aa erwähnten mit Ausnahme von Medlenburg, Weimar und Schaumb.:Lippe), ferner 
D1d.:Birfenfeld: Art. 62; — S.:Altenburg: $ 98; — S.-Cob.-Gotha: Art. 42, 
8 29; — ©&.:Meiningen: $ 39; — Schw.:Rudolitadt: Art. 137; — Schw.: 
Sondershausen: Art. 48, $ 105 — Neußäa.t.: 8113; — Neuß. %.: $ NH Nr. 43 
Elſaß-Lothringen: Art. 165, 164. 

Dieſe Ueberleitung veritebt jih aber — was wohl zu beachten iſt — grund: 
fäslih nur unter Wahrung der in andern Bundesſtaaten erfolgten Ueberleitungsvor: 
ichriften bez. in Webereinjtimmung mit dielen. «(Das Territortalitätspringip wird 
alio nur formell durchgeführt, materiell wird das Perlonalitätsprinzip des eriten Ehe— 
wohnfißes gewahrt.) 


„««) Als Regel wird aljo von jänmtlichen dieſer Staaten angeordnet, daß die 
auswärtigen (deutſchen) Güterſtände im Inlande als ebenjo übergeleitet gelten jollen, 
wie fie in dem auswärtigen Bundesitaat übergeleitet find. 


Diefe Ueberleitung tritt in allen dieſen Staaten fraft Geſetzes ein; nur Preußen 
(Art. 61) und Elſaß-Lothringen (Art. 164) überlaſſen dieie Ueberleitung einer landes— 
herrlichen Verordnung, vgl. Pr. Berordn. vom 20. Dezember 1599 G.S. ©. 607 (Waldeck 
Art. 27 Täht diefe Preuß. Berordn. auch für jeine auswärtigen Güterſtände gelten). 
Tie Ueberleitung ergreift nicht blos die am 1. Januar 1900 im Inlande domizilirten, 
jondern auch die nach dieſem Zeitpunkt eingewanderten auswärtigen Güterſtände, ſoweit 
fie nicht ihon in ihrem Heimathsſtaat übergeleitet find. 


33) Nur ſoweit die auswärtigen Güterftände auch im Inland als geiekliche 
Güterſtände befannt find (ſo gilt 3. 8. das Franzöſiſche Güterrecht in Preußen, 
Bayern-Pfalz, Baden, Heilen, Old -Birkenfeld, Elſaß-Lothringen), werden Diele aus: 
wärtigen (gemeiniamen) Güterſtände ebenio wie die entiprechenden inländiichen über: 
geleitet: Rreußen: Art. 57, 585 — Bayern: Art. 20, 21, 23 Abi. 23 — Heſſen: 
Art. 169, Abi. 2, 2305 — Eliaß:Yotbringen: $ 163 (Preußen, jedoch mit Ausnahme 
der in Art. 57 nicht aufgeführten Güteritände, Bayern mit Ausnahme des Mainzer 
und Solmier Rechts, Elſaß-Lothringen mit Ausnahme des Bad. Yandredts). 


Am Einzelnen ift biergu noch zu bemerfen: a«««) Auch die Meberleitung 
zu 33 iſt in den einzelnen Bundesitaaten erfolgt unter der ſtillſchweigenden Voraus— 
jeßung, daß die übrigen Bundesitaaten eine gleiche Ueberleitung vornehmen würden. 
Tieje Vorausſetzung iſt im wejentlichen in Erfüllung gegangen. Hat jedoch in einzelnen 
Bıundesitaaten eine entiprehende Angleibung der auswärtigen Güterſtände nicht ſtatt— 
gefunden oder ift gar, wie in Baden und Württemberg, eine Ueberleitung der Güter: 
ftände (auch der inländischen) überhaupt nicht eriolgt, dann iſt die Möglichfeit von 
Konflikten gegeben. Eo wird der preußiiche Nichter eine güterrechtlice Streitirage, 
bei einer in Preußen domigilirten, am 1. Januar 1900 nah badiichem franzöſiſchem) 
Güterrecht lebenden Ehe nah den Grundfätzen der Farnißgemeinſchaft des B.G.B. (in 
welche fie übergeleitet ift) enticheiden müſſen, während der badiiche Richter dieielbe 
Etreitirage, wenn fie vor jein Korum gelangt, nach wie vor nad dem Pad. Yandrecht 
(code eivil) enticheiden muß; ebenio Aron Böhm. Zeitihr. IX S. 377; a. Mein. 
Habicht ©..5I8 Bem. 3. Die Begründung Habicht's, daß jeden Bundesitaat die 
Geſetzgebungsgewalt über die in feinem Machtbereich befindlichen Ehen zuſtehe, ift nur 
injomeit richtig, als jeder Bundesitaat feinen Nichtern anbeieblen fann, feine Geſetzes— 
normen anzuwenden. Kür den badischen Nichter gilt aber ein anderer Geſetzes-Befehl, 
als für den preuftichen! Die Geſetze weldes der beiden Konfliftitaaten bat in unſerm 
Fall der Nichter eines dritten Bundesitaats anzumenden? Nach dem böberen Grundſatz 
der Ummandelbarfeit des ehelichen Güterrechts wird auch er die preußiichen Weber: 
leitungsbeitimmungen ignoriren müjlen. — 333) Tie Ueberleitungsarundiäße der Bundes: 
jtaaten bezüglich der auswärtigen gemeinichattlichen Güterſtände (anderer Bundesitaaten) 
fönnen nicht etwa analog angewendet werden auf die ausländiichen (auferdeutichen) 
Güterſtände, ſofern auch bier, wie 3. B gegenüber Frankreich, eine Gemeinichaftlichfeit 
der Güterſtände vorliegt. Aub ein am 1. Januar 1900 in Teutichland wohnendes 
deutiches Ehepaar mit franzöſiſchem Güterſtand (fie waren bei Abſchluß der Ehe 
jranzöjiihe Staatsangebörige und wohnten damals auch in Paris) behält alio feinen 
bisherigen Güterſtand nah code eivil. Ebenſo Stranz-Gerhard S. 268. N. Mein. 
Habicht ©. 53l zu D umd E. 532 Ben. I und zwar für Preußen unter Berufung 
auf dem Wortlaut des Art. 57. Allein der Artifel 57 eit. will das Verhältniß zum 
Ausland garnicht enticheiden, vgl. oben Bem. 1 iS. 154). Die in dieſem Artifel gerenelte 
Fritrefung der preukiichen Leberleitungsvorichriiten auf diefe außerpreußiichen Güter— 

a8* 
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jtände beruht — wie bervorgeboben — auf der ftillichweigenden Vorausiegung, dak die 
andern Bundesitaaten dieſe Güterſtände ebenio überleiten werden. Diele Voraus: 
feßung entfällt aber gegenüber dem Ausland. Mafgebende Norm ift bier immer der 
Art. 15 E.G. (Gmangipirt man fich bei der Enticheidung des Verbältnifies zum Aus— 
land von der Norm des Art. 15 E.G., dann muß man folgereht auch die preußiichen 
Ueberleitungsvorichriiten für die im Inland domizilirten Ehen von Ausländern, welde 
nad ausländiihem Güterrecht leben, gelten laffen. Man kann fid dann nicht wiederum 
auf Art. 15 eit, berufen, um dieſe Konjequenz auszuschließen.) 

7) Die Mebrzabl der unter 5 erwähnten Ausführungsgeieße laſſen die für die 
einheimischen und auswärtigen Süteritände gegebenen lleberleitungsvorichriften aud für 
diejenigen Ehen gelten, welche erit nach dem 1. Januar 1900 im Inland einen Wohnſitz 
begründen, jedoch immer erſt vom Seitpunft diefer Wobnfigbegründung an und weiter 
nur unter der Vorausſetzung, daß dieſe Güterſtände nicht jchon vorher von ihrem 
Heimathsſtaat geändert find, vgl. Preußen Art. 65 u. a. 


II, Dielleberleitung verftebt jih weiter grundfäklid unter Wahrung 
der Negeln über die zeitlihe Wirfiamteit der Geſetze. 


. Wie bei allen Nectsverhältnifien, bei welden das neue Recht alsbald mit 
dem 1, — 1900 in Kraft geſetzt iſt (vgl. Art. 181, 199 u.a. E.G), bezieht ſich 
auch hier dieſe Rückwirkung nicht auf die Vorausieungen der Begründung des 
Rechtsverhältniſſes jelbit. Es iſt aljo nicht zweiielbait, daß die frage der Giltigfeit 
der Ehe i für Di i Jirfungen des Güterſtandes von 
Wichtigkeit fein kann — auc bier gemäß der reichsrectlichen Vorſchrift des Art. 195 
nach bisherigem Recht zu beurtheilen jet. 

2. Schwieriger zu beantworten ift die Frage nad dem Einfluß der Ueberleitung 
auf die noh unter dem alten Recht eingetretenen Nedtswirfungen des 
Güterſtandes, alſo insbefondere auf die unter dem alten Necht begründeten dinglichen 
Rechtsbeziehungen und obligatoriihen Berbindlichkeiten. Die Ausjührungsgeiege geben 
über dieje Frage theils gar feine, tbeils unvolljtändige, theils umgenaue, eines 
Kommentars bedürftige Antworten. Sie gelangen bierbei zum Theil zu diametral 
entgegengeießten Entſcheidungen. 

Beidiejer Sachlage iſt eine prinzipielle Erörterung geboten. 

Obne jeden verwendbaren Wertb iſt bierbei der in der Yitteratur vielfach 
(Schneider ©. 580ff.) und imsbeiondere von den Begründungen mander Aus: 
fübrungsgeiege (3. B. Preuß. zu Art. 44) bervorgebobene Begriff „der unter dem alten 
Recht vollzogenen Rechtswirkungen.“ Noch weniger Werth hat der allgemeine Begriff 
der „wohlerworbenen Rechte" (4. B. Strang:Gerbard S. 369). Mit Cinfübrung 
dieier Begriffe giebt man der Frageſtellung nur eine andere Fallung. Denn der 
Begriff der vollgogenen Rechtswirkungen und der wohlerworbenen Rechte ift eben für 
jedes Rechtsverhältniß verichteden zu beantworten. 

Es it vielmehr folgendermaken zu argumentiren: 

Fakt man das güterrechtliche Verbältnik als eine Summe von Rechtswirkungen 
auf, die jich fortdauernd aus dem geſammtrechtlichen Verbande der Ehe entwideln und 
durch dieien individualifirt werden, dann wird man folgereht mit der Aenderung des 
Güterjtandes im Ganzen auch die bereits vorher vollgogenen Bermögensveridiebungen 
in Anſehung des Aftiv: und Paſſivbeſtandes dieſes Vermögens als von der Aenderung 
mitergriffen erachten müſſen. Die Rüdwirfung des neuen Rechts würde dann — mie 
im Fall des Art. 199 — auch durch die unter dem alten Recht eingetretene rechtskräftige 
Erledigung von Streitpunften u. U. nicht aufgehalten werden. 

Faßt man dagegen das güterrechtliche Verhältniß als eine vermögensrechtliche 
Semeinihafit auf, welche in dem Rechtsakt des Gheabichluffes ihren einmaligen Be— 
gründungsaft findet, dann find auch entiprechend den Ginleit. Bem. VII ©. 202, 293 
entwidelten Grundſätzen die aus dieſem Gemeinichaftsverbältnig entwidelten dinglichen 
und obligatoriihen Necdtsbeziebungen ſolange und endgültig dem bisberigen Recht 
unterworien, als das Gemeinſchaftsverhältniß ſelbſt dem bisherigen Recht unteritebt. 

Die letztere Auffaſſung iſt diejenige des Reichsrechts in Art. 200 E.G., denn 
nur auf Grund diefer fonnte man dazu gelangen, die prinzipielle IUnwandelbarfeit des 
Güterſtandes zu jtatuiren. 

Man wird aber aud annehmen müſſen, dak die Ausführungsgeiege 
von diejer grundiäßliden Auffaſſung nicht baben abweidhen wollen, ſo— 
lange nicht das Gegentbeil (wie in Meiningen u. Gob.: Sotba, ef. unten 
S. 137 Bem. d) unzweideutig in den Geſetzen jelbit zum Ausdrud fommt. 





Wirkungen der Ehe in Aniehung des Güterftandes (Art. 200). 437 


a) a un jteben auf dieſem Standpunft die Ausführungsgeieke von 
Preußen: Art. ! 981, 3, 4, — Bayern: Art. 97, 98, 101, 127, 128, — Heilen: 
Art. 172, 173, Abi. 176, 177, 187, 198, 236, 237 (vgl. aber Art. 173 Abi. I), — 
Medlenburg: Schw.: ss 214, 215, :Str.: SS 212, 213, — S.:Weimar: $$ 184 
Jr. 2a, 155, — Altenburg: N 101, — Schw.:Rudolitadt: Art. 140, 141, 
Schw.:Sondershaujen: Art. - 8882 3, — Walded: Art. 25 88 2—5, — Reuß 
ä. L.: 8 116, — Reuß j. L.: 94 Ar. 5, — Schaumb.stippe: SS W, 26, — 
Elſaß-Lothringen: 8S3 145—148, — Old.-Birkenfeld: SS 45-47. 


Dieſe Geſetze bringen den Gedanken der Nichtrückwirkung auf die vor dem 
It. Januar 1900 erwachſenen Rechtswirkungen durch zwei Sätze zum Ausdruck: 


a) Das zur Zeit der Ueberleitung vorhandene Vermögen wird Vorbehaltsgut, 
Ze... Gut oder Gejammtgut, joweit es bisher zu einer entiprechenden Güter: 
e gehört hat, d. h. alio: Das unter dem bisherigen Net erworbene Eigenthum 
* die bisher begründeten dinglichen Rechte jedes Ehegatten an dem bisherigen (be: 
vermögen bleiben unberührt. — Kine Ausnahme tritt jedoch dann ein, wenn das neue Recht 
eine entiprechende Gütermaſſe überhaupt nicht fennt oder bei dem ipexiell übergeleiteten 
Güterſtand nicht fennt. So das Heiratbsgut (dos) und die Errungenichaftsgemeinichait 
bei der Ueberleitung der Dotalebe und der Altheſſiſchen Errungenihaitsgemeinichaitmaiie 
in das Recht des geſetzlichen Süterftandes, Preußen Art. 49 82, Art. 54 82. Auch 
ſonſt finden fich einzelne positive Ausnahmen. (Meiningen $6 u. Kobe-Gotha 
Art. 46 86 wandeln bei der lleberleitung der Grrungenichaitsgemeinichaft in den 
geſetzlichen Güterjtand die am 1, Januar 1900 vorhandene Gütermaſſe zur Hälfte in 
eingebradtes Gut der Frau und zur andern Hälfte in eingebradtes Gut des Mannes 
um! Wal. Näheres unten Bem. 3a. 


3) Die vor dem I, Januar 1900 erwadhienen Berbindlichkeiten (Anſprüche) 
der Eheleute im Verhältniß zu einander und zu Dritten bleiben mit der Wirkſamteit 
gegenüber dem Ehevermögen und in Anſehung der periönlihen Haftung unberührt; 
vgl. Näberes unten Bem. 3b, 


b) Die gleihen Grundiäge will offenbar Braunschweig 74 mit der Aufrechts 
erbaltung der auf Grund des bisherigen Güterſtandes „entitandenen Rechte” zum 
Ausdrud bringen. 


e) Die gleihen Grundſätze müſſen nah den oben entwicelten Prinzipien gelten 
für die Austührungsgeiege, melde überhaupt jchweigen, wie Sachſen, Oldenburg 
SI. u. Yüb.), Yippe, Lübeck, Bremen oder welde, wie Hamburg $ 9, Anbalt 
Art. 59 8 3, nur unvollitändige Beitimmungen enthalten. 


d) Dagegen gelten dieje Grundjäge nicht für ©: Meiningen und S.:Goburg: 
Gotha. Dieie beiden Geſetze beitimmen in S 2 bezw. Art. 42 8 2 übereinftimmend: 
„Die güterrectlichen Wirkungen der Eben find auch für die Seit vor dem Inkraft— 
treten dieſes Geſetzes jo zu beurtbeilen, als wenn der Güterſtand von der Eheſchließung 
an durch die Beitimmungen dieies Geſetzes geregelt wäre”. Beide Geſetze beitimmen 
dementiprechend für die bisherigen Güterſtände der Gütergemeinſchaft und Grrungen: 
ichaftsgemeinichaft weiter, daß der auch am 1. Januar 1900 vorbandene Beitand der 
einzelnen zum Ghevermögen gebörigen Gütermaſſen (Geſammtgut, Grrungenicafts: 
vermögen u. ſ. mw.) ſich nicht nach bisberigem Recht, jondern nad den Vorſchriften 
des B.G. B. beitimmen jolle und daß ebenmähig die Frage, für welche Verbindlichfetten 
das bisherige Errungenſchaftsvermögen hafte, nah den einſchlägigen Vorſchriften des 


— 


neuen Rechts zu beurtheilen ſei, SS 3, 6, 7 bezw. Art. 42 88 3, 6, 7. 


Beide Geſetze beſtimmen dann von dieſem Grundfak der Rückwirkung eine 
Ausnahme dabin, daß Rechtsgeſchäfte unter Yebenden, welde vor dem 1, Januar 
1900 vorgenommen find, in Folge der Ueberleitung nicht ibre Gültigkeit und Wirfiamfeit 
verlieren jollten, $ 2? Abi. 2 besw. Art. 42 8 2 Abi. 2. Sie umterwerfen alſo die 
große Maſſe der frait Geſetzes gegenüber Tritten und unter den Eheleuten fich 
entwidelnden Anfprücde, auch wenn jie vor dem 1. Januar 100 erwachſen find, 
entiprechend dem Prinzip dem neuen Necht. Cine analoge Ausdehnung der für Nects: 
geichälte gegebenen Ausnahme auf die Erait Geſetzes ſich entwickelnden Anſprüche, welde 
auf den eriten Blick nahe liegt, verbietet ſich mit Rückſicht auf das durch dieie Geſetze 
aufgeitellte Prinzip der Rückwirkung. Dagegen fann es zweitelbait fein, ob die für 
die Nechtsgeichäfte aufgeitellte Ausnabme ſich auch auf den Umfang und die Art 
der Haftung der einzelnen VRermögensmaſſen gegenüber den aus Dielen 
Rechtsgeſchäften ſich entiwicelnden Aniprücen eritredt. Man wird Diele ‚Frage troß 
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der pofitiven Bejtimmungen des 87 bezw. Art. 423 generell bejaben mütjen. Da— 
für ſpricht die Stellung der Ausnabhmebeitimmung im Tert des Geſetzes und Der 
Ausdruf „Wirfiamfeit” neben dem Ausdrud „Gültigkeit“. 


3. Bei Turdbfübrung des von der Mebrzabl der Ausführungsgeſetze 
beobadteten Grundſatzes der Aufrechterhaltung des bisherigen Aktiv— 
und Bailivbeitandes jeder einzelnen Gütermaſſe werden ib inder Praris 
vielfab Zweifel ergeben: So namentlich für den Fall, wenn die zu beurtbeilenden 
Rechtswirkungen jih an einen fortdauernden Ibatbeitand fnüpfen, der ſich tbeils unter 
dem alten, theils unter dem neuen Recht ereignet. 


a) In Anichung des Beitandes der einzelnen Bermögensmaflen: Iſt z. B. eine 
zum Zondergut der Gütergemeinſchaft des code eivil gehörige Sache nob unter dem 
alten Necht verkauft, der Erlös aber unter dem neuen Nect gezablt, jo wird ſich tragen, 
ob der Grlös gemäß den Boridriiten des B.é . B. (S 1524) zum Gingebradten oder 
nah dem bisherigen Recht (are. Art. 1434, 1455 code eivil) zum Gemeingut 
geworden üt. Tie Frage wird au Gunſten des neuen Rechts zu beantworten fein, 
vgl. Aron ©. 191. Knüpft das bisherige Recht (3. B. das Preuß. LEN. SS 256 IL 1) 
an die Verlagung des Unterhalts den Verluſt des ehemännlichen Nierbrauds und 
Verwaltungsredts, obne den Zeitpunft genau au beitimmen, in weldhem diejer Verlust 
eintritt, Jo wird ſich fragen, ob nicht der im S 1418 BER. normirte Zeitpunft des 
rechtsfräftigen Urtbeils nunmehr enticheidend jein wird, wenn auch die Verlagung des 
Unterbalts ſchon vorher erfolgt iſt. Die Frage wird aber zu verneinen fein tebenio 
Strang:Werbard ©. 382). Wie ſteht ed mit dem Finfluß des Konfuries, wenn das 
bisberige Net Wirkungen auf den Güterſtand erjt mit der Beendigung des Konkurs— 
veriabrens verband (vgl. S 261 IL, 1 Pr. AR), das BER. dieſe Wirfungen aber 
idon an den Gröffnungsbeicluß knüpfte 8 141W? Hier greift, wenn die Konkurs— 
eröffnung ſchon vor dem 1. Januar 1900 erfolgte, jedenfalls ſchon Art. V EG... 
zu Gunſten des alten Rechts ein, deſſen Wirkung auch ſonſt, z. B. für die Krane, ob 
die Nonfurseröffnung endgültigen oder nur vorübergebenden Verluſt des ebemännlichen 
Verwaltungsrechts berbeiiubrt, von Bedeutung fein wird, vgl. Stranz:Werbarda.a.dQ. 

Der Grundſatz der Nichtrückwirkung beſteht jedoch nur zu Gunſten der Integrität 
ber übernommenen Vermögensmaiien. Im Uebrigen nehmen diejelben vom 1. Januar 
1100 ab an den Schickſalen derjenigen Vermögensmaſſen, denen ſie nunmehr zugetheilt 
find, vollig theil. Wie fie einerſeits durch die kraft des neuen Rechts erfolgte Zutheilung 
von Vermögensbeitandtheilen einer anderen Maſſe eine Entlaitung gegenüber vorber 
begründeten Berbindlichfeiten eriabren fünnen, jo find ſie anmdererfeits nunmehr der 
Haltung für neubegrindete Anſprüche, die Sich bisher gegen andere Vermögensmaſſen 
richteten, unterworfen. Desgleihen eritredt fich nunmehr auch die durb das BSH. 
neugeichaffene Inventariiations:, Rechenſchafts- und Auskunftspflicht auch auf dieie 
bisherigen Maſſenbeſtandtheile. Immer kommt es aber darauf an, ob die nah dem 
jegigen Recht zu der betreffenden Maſſe gaebörigen Gegenſtände ſchon nad früherem 
Recht zu demielben gebörten, was 3. B. nicht binfichtlih des baaren, in der Verwaltung 
des Mannes befindliden Geldes der Frau nach dem Preuß. A.L.R. der Kall it, da 
dieies Geſetz dem Manne das Eigenthum an jenem Gelde zuerfannte, 

b) In Anſehung der unter dem alten Recht bereits entitandenen Berbind- 
lichkeiten greift der Grundſatz der Nichtrudwirfung durch, gleichgültig ob fie gegen— 
über Tritten oder im Verhältniß der Eheleute unter einander begründet 
jind, ob fie auf Geſeßtz oder rechtsgeſchäftlichem Aft beruben. 

e) Im degteren Fall wird die Frage nah dem ZJeitpunft, wann die Ver: 
bindlichfeit entitanden tt, vieliach Schwierigkeiten bereiten; vgl. darüber Ben. zu 
Art. 150, Hier kann namentlich die innine Wechſelbeziehung zwiichen den in Folge 
de> Güterſtandes eintretenden Berfuügungsbeichränfungen der Ehegatten und den Ans 
ſprüchen Dritter für die Ueberleitung von Bedeutung werden. Gin wegen Geſchäfts— 
umüäbigfeit oder mangelnder Verfügungsfähigkeit eines Ehegatten nah bisherigem 
Recht völlig nichtiges Geſchäſt kann auch durch nacträglibe Genehmigung vom 
I, Januar 1OO rückwärts nicht wieder gültig werden, ebeniomwenig fünnen aus ſolchen 
Geſchäften aegenuber der Frau Schadenserſatzanſprüche erwachſen. Tesaleihen aber 
kann auch die Hilfe des VBormundichoftsgerichts, welde das B.G. B. bei vermeigerter 
Genehmigung Des verſugungsberechtigten Ehegatten in vielen Fällen im Gegenſatz zum 
bisherigen Necht gewahrt (vgl. SS 1402, 1447 141 BGB), tür Nechtsafte, die noch 
unter dem bisherigen Recht eriolgt ind, nicht angerufen werden. N. Meinung Stranz— 
Werbard 2. 28.) 
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Nicht bierber gehören die VBerbindlichfeiten der Ehegatten, welde durch Aus: 
übung der Sclüfjfelgewalt der Frau ($ 1357) unter dem bisherigen Recht erwachſen 
find. Hier iſt gemäß der reichsrectlihen Vorſchrift des Art. 199 der Einfluß des 
neuen Rechts ein viel weitergehender. Insbeſondere wird bier auch der $ 1379 auch 
auf bisherige Nechtsafte anzumwenden fein. 


3) Als bemerfenswerth ift beionders hervorzuheben, daß durch die Einreibung 
der bisherigen Gütermaſſen in die entiprechenden Gütermaſſen des neuen Rechts der 
Umfang der Beiriedigungsobjefte aud für die vorher erwachſenen Verbindliche 
feiten fich erheblich erweitern fanı. An diefem Ergebniß wird auch durd die Aus— 
führungsgeſetze grundiäßlich nichts geändert. Nur vereinzelt finden jich einichränfende 
Beitimmungen; vgl: Bayern: Art. 126, Heſſen: Art. 197, 235, 

>) Vielfach abweichend regeln die Ausführungsgeieße den Cinfluß des neuen 
Rechts auf die beitebenden geiegliden Onpothefen und Hypothekentitel der Ehefrau. 
(Das Nähere hierüber ift bei Art. 192 Bem. 5ba ©. 406, 407 zur Darjtellung gelangt.) 

c) Was die Geihäfts- und Verfügungsfähigkeit dev Ehegatten anbelangt, jo 
richtet Sich diejelbe bei den übergeleiteten Gben vom 1. Januar 1960 an unbedingt 
nad dem neuen Nedht. Es ift alio die in Abi. 3 des Art. 200 ausgeiprodene aus: 
drückliche Aufrechterbaltung der altredtliben Beihränfungen für diefe Ehen aud in 
Anſehung der bisherigen Güterjtände bejeitigt. In den Ausführungsgeſetzen finden 
fih nur wenige Ausnahmen von dieier Negel; val. 3. B. Preußen: Art. 5283, 
Art. 56 8 4. 

AndererieitS wird vereinzelt auch für nicht übergeleitete Chen die bisherige 
Reihränfung der Geichäjtsjäbigfeit in Folge des Güterſtandes außer Aryvendung 

eſetzt. * Preußen zum Theil in Anſehung der Ehen nach rheiniſchem Dotalrecht 
Art. 56 8 10. 

Der weſentliche Unterſchied, den das neue Recht in Anſehung der Verfügungs— 
fähigkeit für dingliche und obligatoriſche Afte beſtimmt (SS 1396, 1399), kann tür die 
Uebergangszeit inſoweit bedeutſam werden, als dieſe auf die Begründung und Auf— 
hebung von Rechten und Verbindlichkeiten gerichteten Akte theils unter das neue, theils 
unter das alte Recht fallen. Soweit die dingliche Verfügungsgewalt der Ehefrau im 
neuen Recht erweitert ift, wird die Ehefrau in der Yage fein, die unter dem bisberigen 
Hecht von ihr abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfte, auch ſoweit fie gegenüber dem Ehemann 
ungültig waren, nunmehr mit Wirfiamfeit gegen den leßteren zu realiiiren u. a. m. 


d) Nur eine Konſequenz der Schonung altretliher Nectswirfungen ift das 
Zurüdtreten des neuen Rechts vor bereits am 1. Januar 100 redtshängigen Saden 
und die Wirfungen der bierbei ergebenden Gnticheidungen. Dieſer Grundſatz muß 
daber für jänımtliche oben 5. 437 zu ?a erwähnten Ausführungsgeiege gelten, auch wenn 
fie ihn — wie vereinzelt — nicht ausdrüdlich ausipreden. Er gilt auch nad ausdrüd: 
lichem Ausipruh von Meiningen und Coburg-Gotha S 43 bez. Art. 42 332 für 
dieie Geſetze. (Er wird aber bier wohl im Hinbli auf die oben Bem. 2d erwähnten 
weiteren Bejtimmungen diejer Geſetze auf die aus Nechtsgeihäiten bervorgebenden 
Verbindlichfeiten beichränft werden müſſen) Das Zurücktreten des neuen Rechts von 
am 1. Januar 1900 rectsbängigen Anſprüchen bedeutet insbefondere auch, daß die 
Aktiv: und Baijivlegitimation bei ſolchen Prozeſſen nach bisherigem Recht zu beurtbeilen 
tt. (Dagegen find dieje Fragen bei einem jpäter anbängigen Prozeß, auch wenn er 
eine altvechtlihe VBerbindlichfeit zum Gegenſtand bat, nach neuem Recht zu beurtbeilen, 
Strang:Gerbard ©. 3%, Habicht S. 550.) Desgleichen richtet ſich bei jolchen 
Prozeſſen die Pflicht des Ehemanns zur RKoſtentragung nach bishberigem Nedt; vgl. 
Stranz:Gerbard S. 2%, 

e) Während nad der Mehrzahl der Ausführungsgeſetze (oben zu 2a) die Voraus: 
feungen der unter dem alten Recht erwadienen Erſatzanſprüche der Eheleute unters 
einander ſich nad bisherigem Nect richten, beitimmen eine Neibe eben dieſer Geſetze, 
daß die Geltendmachung dieſer Erſatzanſprüche fich alsbald nah dem neuen Recht 
beitimmen joll. Das joll heißen, das neue Recht ſoll Platz greifen für die frage, ob 
die Erſatzanſprüche ihon während der Ehe, oder — mie fait durchgehends nad bis: 
berigem Recht — erit nah Beendigung der Ehe geltend zu machen ſind; val. 3. B.: 
Preußen Art. 59 8 du. a Soweit die Ausführungsgeſetze über dieſe Frage feine 
Beitimmungen entbalten, vgl. z. B. Shw.: Sondershausen: Art. S83, Neufä.t.: 
S 116, Neuß j. L.: 8S 9 Nr d u. a, wird auch fir dieje lediglich matertellrechtliche 
Frage das bisherige Recht Pla greifen müflen. (Ausgenommen find auch bier 
Meiningen und Coburg-Wotha. 
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II, Die Ueberleitung verftebt fih in dem weitaus größten Rechts— 
gebiet Deutihlands mit Rirffamfeit gegen Dritte grundfäglih ohne Gin- 
tragung in das Güterrechtsregiſter. 

1. Sp Preußen: Art. 59 $ 9, — Bayern: Art. 25, — Helien: Art. 201, — 
S.:Weimar: $$ 187, 188, — Oldenburg=Old.: 88 16, 17, =Birf.: $S 61, — =Yıib.: 
816, — Lippe: $35, — Schaumburg:tippe: $31, — Walded: Art. 25 89, — 
Hamburg: $ 30, — Bremen: $ 5, — Elſaß-Lothringen: $ 162. 

Das entipricht der reichsrechtlichen Regel des Art. 200. GSelbitverjtändlich iind 
in Gemäßheit diefer Regel auch die nicht übergeleiteten Ehen nach voritebenden Gelesen 
vom Gintragungszwang befreit, auch wenn das — wie in Preußen: Art. 59 8 9 und 
Waldel: Art. 25 8 9 — nicht beionders ausgeſprochen wird. 


Darum find allgemein auch vom Gintragungszwang befreit die bisberigen 
Güterftände in Württemberg (nicht aber Baden, vgl. unten). Die Ausführungs— 
geiebe beitimmen meist (für die nicht übergeleiteten Ehen gilt das aud ohne beiondere 

ormirung), daß für die Wirkungen des Güterftandes gegemüber Dritten die bisherigen 
Rorichriften weiter gelten jollen. In der Negel eriitiren ſolche Vorſchriften nicht. 
Die Abmweihungen von den geſetzlichen lofalen Güterftänden gelten vielmehr obne 
Weiteres gegen Dritte. Spezielle Vorihriften aber bejteben 3. B. nah Pr. A.Y.R. IL, 1 
88 422 8.: Deffentl. Bekanntmachung des Ausichluffes der Gütergemeinichaft frait Ber: 
trageö oder früheren Wohnfiges; nad code eivil Art. 1445: Kundmachung der Güter 
trennung; nah den Borichriften einiger Bayriicher Rechte, 3. B. Bamberger und 
Pappenheimer Recht: Oeffentl. Befanntmadung des auswärtigen Güteritandes. (Dieſe 
Borichriften follen aber wiederum nah Preußen: Art. 59 89 Abi. 1 Sap 2 und 3, 
Bayern: Art. 25 Abi. 1 Satz 2 infoweit aufgehoben jein, als fie diefe Kundmachung 
in dem Fall der Wohnſitzverlegung verlangen; vgl. bierzu den Auflag von Koppers 
im „Recht“ 1900 ©. 484, 485.) 

2. Bon dieſer Regel gelten aber folgende Ausnahmen: 


a) eine Reihe von Ausiührungsgeieken, nämlich die übrigen, voritebend nicht 
erwähnten Geſetze unterwerfen ſämmtliche bisherigen Güteritände, fomweit fie von dem 
geſetzlichen Güterſtand abweichen, dem Gintragungszwang, und zwar 

a) alsbald vom 1. Januar 1900 ab: S.:Altenburg: $S 1, — Echm.- 
Rudolitadt: Art. 136, — Schw.-Sondersbaufen: Art. 48 886,7, — Reuß ä. d.: 
8 115, — Reuß j. L.: $ Hi Nr. 3, — Lübeck: $ 106 Abi. 2, — E.:Meiningen: 
840, -- &.:&oburg:Gotha: Art. 42 829 (die lekten beiden Geſetze fallen jedod 
nicht die Abweichung von dem geſetzlichen Süteritand des B.G.D,, jondern von dem 
übergeleiteten geſetzlichen Güteritand des Wohnfiges bezw. Aufenthalt3orts enticheiden); 


3) vom 1. Januar 1901 ab: Sadien: $ 34 Abi. 2, — Medlenburg: 
Schw.: $210, :Str.: $ WS, — Braunihweig: 875, — Anhalt: Art. b9 8 2, — 
vom 1. Januar 1900 ab Baden: Art. 41. 

b) Für die fammtliben Ausfübrungsgeiege gilt (mit geringen 
Abweihbungen) der Grundſatz, dag die Eintragung in das Güterrechts— 
regiſter erforderlich tft: -—— «) für eine fpätere, alio nah dem 1. Januar 
1MO erfolgte Aenderung des Güterftands, — 3) für den Fall einer 
fpäteren Wohnſitzverlegung (vgl. die Gitate zu a und auferdem — Preußen: 
Art. 5989,61 83,63, --— Bapern: Art. 25, — Helfen: Art. 21, 207, — S.— 
Reimar: 88 187, 188, — Oldenburg-Old.: $ 16, 17, =Birf.: $ 61, Lüb.: $ 16, — 
Schaumburgstippe: $ 31, — Walded: Art. 29, — Hamburg: S 0, — 
Bremen: $ 5, — Eli.:Pothr.: 8 162. (Bei den zu a bezeichneten Ehen beſteht 
auch bier der Regiſterzwang erit vom 1. Januar 1901 an.) Abweichungen von dem 
Grundſatz find iniofern vorbanden, als Preußen, Banern und Walded nad der 
Faſſung der bezüglichen Art. 5489, Art. 25, Art. 25 889, 29 den Negifterswang bei 
Abänderungen des Güterſtandes in Anſehung der nicht übergeleiteten Ehen ausſchließen, 
und weiter infofern, als Heilen: 8 207 Abi. 1, Elſaß-Lothringen: 8 165 Abi. I, OlIp.: 
Birfenfeld und Bremen den Regiſterzwang bei der Wohnfißverlegung nur beihränft 
bez. überhaupt nicht einführen. 

(Einige Ausführungsgeſetze ſprechen den Regiſterzwang für fpätere Abänderungen 
des Güterſtandes auch in Anſehung der übergeleiteten Eben nicht beſonders aus, z. B. 
Oldenburg :O1d.: S It, Yüub.: S 16, vübeck: $ 106 Abi. 2 u.a. Allein die Anwendung 
des S 1445 verſteht ſich auch fir dieie Geſetze, da fie ſämmtlich in den geichlichen 
Güterſtand des B.G.B. uberleiten, von felbit, auch obne beiondere Normirung.) 
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ad a: Aeninerzmang beitebt alfo für eine nah dem 1. Januar 1900 
erfolgte Aenderung des Güteritandes kraft Bertrages, Urtbeils, Kon— 
furies oder aus jonjtigen Gründen. 


aa) Eine jpätere eintragungspflichtine Abänderung liegt nah den pofitiven 
Borichriiten der Ausführungsgeieke auch vor im Wall des $ 1405 Abi. 3 B. G. B., 
wenn alio nah dem 1. Januar 1900 der Ehemann gegen den jelbitändigen Betrieb 
eines Grmwerbsgeihäjts der Frau Einſpruch erhebt oder die Gimwilligung widerruft. 
Keine ſpätere Abänderung liegt vor in den übrigen Fallen, in welchen das BGB, 
beim Chegüterreht Gintragung im Güterrechtsregiſter verlangt (alſo im Fall des $ 1431: 
ſchon vorliegende Gütertrennung und im alle des $ 1371: geſetzliches Vorbehalts— 
gut). Soweit das B.G.B. für die periönlicen Beziehungen der Ehegatten Gintragungs= 
pflicht jtatuirt, alio im Fall des S 1357 (Beihränfung der Schlüijelgewalt), greift die 
Eintragungspflit auch jür die älteren Ehen ſchon gemäß der reihörechtlichen Leber: 
gangsvorichrift des Art. 199 Platz. 

33) Die entiprehende Anwendung des $ 1435 hat bei den älteren Güterftänden 
eine verichiedene Bedeutung, je nachdem die Ausführungsgeieße im den geſetzlichen 
Güterſtand des B.G.B. überleiten oder die Heberleitung in einen der vertragsmäßigen 
Güterſtände des B. G. B. vornehmen bezw, die bisherigen Güterjtände aufrechterhalten. 

Im eriteren Fall bat die Eintragung ber jpäteren Abänderung ftets bei den 
in $ 1455 fpeziell bervorgebobenen Aenderungen (Ausichluß der Verwaltung 
und Nußnießung) und nur für dieie Nenderungen zu erfolgen. 

Im lepteren Fall bat dagegen die Eintragung der Abänderungen ſtets im 
Fall der Aenderung des übergeleiteten oder aufrechterbaltenen Güteritandes 
zu erfolgen, alio auch bei Finführung des geſetzlichen Güterſtandes (ebenio Habicht 
S. 562), andererieits auch nur für dieſe Abänderungen, alſo nicht nothwendig in 
Anſehung der in $ 1435 fpeziell bervorgebobenen Aenderungen (ebenio Schneider 
S. 4132 Bem. D). 

ad 4: Der Regiſterzwang im Fall der nadı dem 1. Januar 1900 erfolgten 
Wohnſfitzverlegung tritt ein, gleihaultig, ob die Verlegung des Wohnſitzes aus einem 
anderen Staat oder innerhalb deſſelben Güterrechtsbezirks erfolgt. 

Er tritt mur ein, wenn die Eheleute nicht nach dem geieplichen Güterſtand des 
B.G. B. leben. In dieiem Fall aber ftets, alio gleichgültig, ob ibr bisheriger Güter: 
ftand ein geiekliher oder vertragsmäßiger des bisherigen Necdts war. Ausnahmen 
ergeben fih für S.:Meiningen und Goburg:Gotba, wo es auf die Abweichungen vom 
lofalen Güteritand anfommt; vgl. oben zu I, 

IV. Die Ueberleitung erfolgt arundiäglih unter Bejeitigung der 
bisherigen Vorſchriften über die erbrecdtlihen Wirkungen des Güteritandes. 
Eine Reihe von Ausführungsaeiegen, 3. B. ©.:Meiningen: S 1, — S.:Goburg: 
Gotha: Art. 42 81, — Hamburg: $1, — Bremen: SI, ipredben dies beionders 
aus. Tas gleiche gilt aber auch grundiäglih für die übrigen Ausführungsgeieke. 
Denn die erbredtliben Wirfungen des Güteritandes find nur eine beiondere Art 
der allgemeinen Wirkungen des Güteritandes. 

1. Hiervon gelten jedod nicht geringe Ausnahmen: 

a) Zwei Ausführungsgelege: Preußen: Art. 46 82, Art. 82, Art. DI SH, 
Art.52 82, Art. 53 86, Art. 54 $ 4, Art.55 $S 5 und Rudolitadt: Art. 134 halten 
die bisherigen erbrechtlichen Wirfungen des Güterſtandes ausdrücklich aufrecht. Sie 
deflariren damit zugleich die aufrechterbaltenen Beltimmungen, bei denen es nach den 
Grundſätzen des bisherigen Nechts zum Theil zweifelbait war, ob erbredtliche Wirkungen 
des GSüterjtandes vorlagen oder rein erbrechtliche Beltimmungen im eriteren 
Sinne. 

b) Andere Ausführungsgeſetze halten das bisherige Recht wenigſtens zum Theil 
aufrecht, indem fie in vielen Beſtimmungen auf daſſelbe verweilen, jo Bavern, Heſſen, 
Medlenburg. 

e) Wieder andere Ausführungsgeieke regeln zwar die erbrechtliben Wirkungen 
völlig neu, aber auch nicht völlig im Sinne des BOB, fondern in weientlichen 
Bunften unter Aufrechterbaltung der bisherigen Grundiäße, jo S.:Neiningen, S.- 
Coburg-Gotha, Ehw.:Sondershbauien, Hamburg, Bremen. 

d) Endlich laſſen einige Ausführungsaeießre zwar die Grundſätze des B. G. B. 
nelten, beitimmen aber, daß die ſpeziellen erbrechtliben Wirfungen des Güteritandes, 
fomweit site durch das B.G. B. normirt find Gortgeſetzte Gütergemeinſchafth, nur eintreten 
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jolfen, wenn fie vertragsmäßig vereinbart find, jo Sachſen, Oldenburg:Birfen= 
feld, Weimar, Elſaß-Lothringen. 

Zufag. Selbjtverjtändlich bleiben bei allen nicht übergeleiteten Ehen die erb— 
rechtliben Wirkungen des Güteritandes gemäh der reichsrectliden Boricriit des 
Art. 260 aufrecterbalten. Hier wird aber ftets unterjucht werden müſſen, ob eine 
erbrechtliche Wirkung des Güterſtandes oder eine rein erbredtlide Vorſchrift vorliegt, 
vgl. oben, Ben. B,2 ©. 44. Cine Ausnahme von voritebendem Grundiag machen 
jedoh Württemberg: Art. 261, 263, indem es den „Voraus“ des bisberigen Yandredhts 
aufbebt und die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft des B.G. B. einführt (vgl. bierzu Habicht 
3. Aufl. S. 582, 778 und Scherer, Nur. Woch. 1901 S. 114—118 beionders ©. 118), 
und desgleiben Baden in Art. 42, indem es das landrechtliche Beiſitzrecht beieitigt. 

2. Die Aufrechterbaltung des bisherigen Gütererbrechts veriteht ih nah manchen 
Ausführungsgeſetzen grundiäßlic nur foweit, als es dem Ueberlebenden günstiger iſt 
als das gewöhnliche Erbrecht. 

a) Banern: Ue.G. Art. 50, 81, 85, 86 fpricht dies ausdrücklich aus. 

b) Preußen: Art. 46 $ 3, Art. 50 83, Art. 1 84, Art. 52 82, Art.55 5 6, 
Art. 54 $4, Art. 55 85, — Heilen: Art. 179 Abi. 4, 5, — ©.:Meiningen: $ 13, 
8 15 Abi. 2, 3, — S-Coburg-Gotha: Art. 42, SS 15, 15 geben dem überlebenden 
Shegatten ein in beitimmter Form und Friſt auszuübendes Wablrect, ob er nah bis- 
berigem Güterrecht oder gemäß den rein erblichen Borichriiten der SS 1931ff. B.G.B. 
erben will. 

3. Die Aufrecbterbaltung des bisherigen Gütererbrechts versteht ſich ſowohl im 
Anſehung der Borausierumgen als auch der Wirfungen des Güterrechts, in Anjebung 
leiterer jedodh nur ſoweit jie im bisherigen Nect eine ipezifiiche, don den Grund— 
fätzen des bisherigen allgemeinen Erbredts abweidende Regelung erfiabren baben. 

a) In Anſehung der Borausieungen bedarf das feiner Ausführung, es ailt Das 
oben zu Bem. IL S. 456 Borgetragene. Es beitimmt fich hiernach insbeiondere, ob das 
Gütererbrecht ein frei entziebbares geſetzliches Erbrecht oder ein Notberbredt Pflicht— 
tbeilserbrecht) it; vgl. aber Meiningen SS 17, 11 Abi. 2, Coburg:Sotba Art. 42 
ss 15, 11 Abi. 2. Ebenmäßig beſtimmt ſich nach bisberigem Recht, wenn das eritere 
wegfällt und ob und aus welden Gründen das lehtere entiogen werden fann. 

in einem wictigen Punkte beitinmt jedoch eine Neibe von Ausführungs— 

efeßen übereinttimmend eine Ausnahme: Es jollen die SS 1933, 233h— 2357 alss 
ald auch auf ſolche altrechtlihen Gütererbredtsverbältniffe Anwendung finden. Das 
heißt, es joll das Vorliegen eined gerectiertigten Echeidungsgrundes falls die Klage 
auf Scheidung (oder Aufheb. d. eb. Shemeinich.) vor dem Tode bereits erboben war, in 
jedem Fall den Kortfall der Gütererbfolge kraft Geſetzes, im andern Fall das Nedt zur 
teftamentartichen Ausſchließung zur Folge baben, vgl. Preußen Art. DVS 7; Bayern 
Art. 104, Art. 67 Abi. 2, Art. 78; Helfen Art. 175 Abi. 2, 195 Abi. 1; ©.:Meis- 
ningen SS 17, 545 Goburg-Gotha Art. 42 SS 15, 25. Das durd entiprechende 
Anwendung der SS 2335-2337 gewährte Recht zur ntziebung des Prlichttbeils bat 
nad Boritebendem tür diejenigen Nechtsgebiete natürlich feine Bedeutung, wo die 
Gütererbſolge überbaupt frei entzicehbar war, alio nicht den Gbarafter des Frlicht- 
theils batte. Das ipricht zwar Preußen nicht ausdrüdlich aus, veritebt jih aber von 
ſelbſt. Keineswegs werden durch die Bezugnahme der SS 2355-2357 in Art. 59 8 7 
die bisherigen Gütererbrechte etwa zu Pflichttbeilsrechten erklärt. (A. Mein. Stranz- 
Serbard S. IN, vergleidye aber gegen dieſen aub Habicht S. 558.) -- Nadı bis- 
berigem echt beitimmt sich aber weiter auch, ob der überlebende Ehegatte durch den 
teitamentariichen Ausschluß des Gütererbrechts auch den Anſpruch auf den nah den 
allgemeinen erbrechtlichen Grundſätzen gebibrenden Prlichttbeil verliert oder ob nur 
die Rechtsfolge eintritt, wie fie in SS 1504, 1510 B. G. B. normirt iſt. 

b) In Anſehung der Wirkungen des Gütererbrects. 

ee) Es regelt fich alio nach bisheriaem Recht der Inhalt und der Umfang der 
dem überlebenden Ehegalten am der gemeinſchaftlichen Maſſe bezw. dent Antbeil des 
Berltorbenen suftebenden Beſugniſſe. 

Von Intereſſe iſt bier beionders das dem liberlebenden Ehegatten vielfach ein: 
geräumte Nußnießungs- und bez. Beiſitzrecht. Daſſelbe bleibt, joweit nicht die 
Ausſührungsgefetze politiv etwas anderes beitimmen, mit den auf ihnen rubenden Yalten, 
z. B. Die Ausſtattungspflicht, beiteben und gewährt andererieits die weitergebenden 
Befugniſſe, welche das bisherige Necht mit demſelben abweichend von den allgemeinen 
Lorichritten über den Nießbrauch verfmüpit, jo 3. B. das Recht zur felbitändigen Ber: 
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waltung des Nachlaſſes, die Yegitimation zur Prozeplührung für den Nachlaß obne 
Zuziehung der übrigen Erben u. j.w. Württemberg Art. 262 ſpricht das bejonders 
aus (vgl. Nieder ©. 670ff. und Habidht S. 5dda) Es mu aber aud für 
die übrigen Ausführungsgeiege gelten, ſoweit nicht ausdrückliche Neuregelung erfolgt 
7 (Vgl. hierzu Entſch. d. O. . G. Frankfurt vom 28. Juni 1900, Frankf. Rundidau 34 

. 150: „Die mit der Yeibzucht nach Naſſauiſchem Recht gebundene Anventarilations: 
pflidt it durh das B. G. B. nicht bejeitigt”.) Fine Neuregelung nehmen aber vor: 
S.:Meiningen $ 16; S.-«Coburg-Gotha Art. 42 8 14. Ste räumen dem über: 
lebenden Ehegatten an dem auf die gemeinjcaftliben Abfömmlinge vererbten Theil an 
Stelle des früheren umfangreichen Nutzungsrechts eine gleihe Nectsjtellung ein, wie 
fie während der Ehe dem Manne an eingebrachtem Gute der Frau zuftebt. (Analogon: 
$ 14187 8.6.3.) 

3) An der dem überlebenden Ehegatten in Gemäßheit des a Rechts 
gewäbrleijteten Rechtsſtellung können auch die Gru udſätze des neuen Verkehrs— 
rechts nichts ändern. Zwar beſtimmt Bayern Art. 25 ausdrücklich: daß das dem 
überlebenden Ehegatten zuſtehende Nießbrauchs- oder Beiſitzrecht in den Liegenſchafts— 
büchern (rechts des Rheins) einzutragen und in dem Erbſchein aufzunehmen iſt. Allein 
für die übrigen Nechtsgebiete wird man die Nothwendigkeit dieſer Eintragung für den 
Ausſchluß der Wirkung des guten Glaubens im Sinne der SS 892ff., 2366ff. nicht 
fordern dürfen. Denn das nad den Grundſfätzen des bisherigen Rechts dem über: 
lebenden Ehegatten eingeräumte NRutzungs-, Verwaltungs: und Beiſitzrecht iſt einerjeits 
nicht lediglich eine dingliche Berrügungsbeihränfung zu Gunſten eines bejtimmten 
Berechtigten, welche nemäß S 542 eintragungsbedürftig wäre Es ericheint vielmehr 
als eine jamilienrechtliche, im öffentlichen Intereſſe erfolgte Tispofitionsbeichränfung, 
welche ebenjowenig der Eintragung im Grundbuch bedari, wie die Dispojitions: 
beihränfung der Ehefrau gemäß S 1404. An jedem Fall muß das für die Ausführungs: 

ejege von S.:Meiningen und CoburgsGotba gelten, welde in dem $ 16 und 
ezw. dem Art. 42 S 14 den S 1404 B. G. B. ausdrüdlich in Bezug nehmen. Anderer: 

feitö fann dieſe familienrechtliche Dispofitionsbeihränfung auch nicht lediglih als ein 
das Erbrecht der Abkömmlinge beichranfendes Rechtsverhältniß aufgefaßt werden, 
welches gemäß $ 2354 in den Erbſchein aufzunehmen wäre; a. Mein. Hab icht S. bod, boe. 

yı Keine jpeziell mit dein Güterſtand zulammenbängende Wirkungen find die⸗ 
jenigen Wirkungen des Gütererbrechts, welche auch nach den Grundſätzen des bis— 
herigen Rechts lediglich nach den allgemeinen erbrechtlichen Vorſchriften geregelt ſind. 
Hierhin gehören insbeſondere die Vorſchriſten über den Erwerb, die Annahme und die 
Ausſchlagung der Erbſchaft, ſowie die Haftung gegenüber den Nachlaßgläubigern. 
(Mot. zum Preuß. A.G. bei Heymann ©. 8%, Habicht ©. 553.) 

‚Für Diele Nechtswirfungen gretit bei einem nad dem I. Nanuar 100 erfolgten 
Todesiall gemäß Art. 215 E. G. das neue Net alsbald lab. 


Ehe- Scheidung. 
Artifel 201, 

Die Scheidung und die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erfolgen 
von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejegbuchs an nach dejien Bor 
ſchriften. 

Hat ſich ein Ehegatte vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs einer Verfehlung der in dem SS 1565 bis 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs bezeichneten Art jchuldig gemacht, jo kann auf Scheidung oder 
auf Aufhebung der ehelichen Semeinichaft nur erkannt werden, wenn die 
Verfehlung auch nach den bisherigen Gejegen ein Scheidungsgrund oder ein 
Trennungsgrund war, 

E. 1120; 6. IL 1715.R.Q. 200; Mot. zu 120 ©, 285290; Prot. S. W190 bis 
W093; Reichst.Kkomm. Ber. VS. 19; Reichst.Sitz. Prot. S. 3035, 3 (VIS. 545, 546). 


1. Allgemeines. Der vorliegende Artikel enthält das maßgebliche 
zeitlihe Statut tür den Spezialfall der Auflöjung einer Ehe in Folge 
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Scheidung (bes. Aufbebung der ehelichen Gemeinihaft). Während für die Auflölung 
in Folge Nichtigkeit und bez. Anfechtbarfeit der Artifel 198 maßgebend iſt, aljo in— 
foweit das bisherige Necht für die am 1. Januar 1900 beitebenden Ehen fortbeitebt, 
jollen ſich in Gemäßheit diejes Artifels die Vorausiekungen und Wirfungen 
einer nad) dem 1. Januar 1900 vorzunchmenden Scheidung alSbald nah dem 
neuen Recht regeln. Ties entipridt den allgemeinen Grundſätzen. Tenn die 
Scheidung ift ein auf Auflöfung eines Rechtsverhältniſſes gerichteter ſelbſtändiger 
Rechtsakt, der den Geſetzen feiner Zeit unterliegt. Es fommt binzu der Zuſammen— 
bang des materiellen Sceidungsrebts mit dem prozeſſualen. Tieies aber 
unterliegt zweiiellos vom 1. Januar 1900 an dem neuen Nedıte. 


Da die Anwendung des neuen Rechts vorausiekt, dak die Eheſcheidung nach 
dem 1. Januar 1900 erfolgt it, jo ergiebt ſich einerieits, daß eine vor dieſem Zeit— 
punft erfolgte Scheidung ſowohl nad ihren Borausiekungen als ihren Wirkungen dem 
bisherigen Recht unteritebt, andererieits, daR das neue Nedt ſich auch auf die 
am 1. Januar 1900 redtshängigen Gbeiheidungsflagen eritreft. Das 
legtere it eine Abweichung von dem im internationalen Privatrecht beiolgten Grund— 
fat, wonach es (Art. 17) auf den Zeitpunft der Erhebung der Klage für das anzu— 
wendende Recht anfommt. 

Gleichgültig iſt es, ob die rechtsbängige Entſcheidung nach dem 1. Janıar 1900 
in der eriten Inſtanz oder gegenüber einem auch vor dem 1. Januar 1900 bereits 
erlalienen Urtbeil in der Berufungsinitang ſchwebt. 

Dagegen fann das Nevifionsgericht wegen Verletzung des neuen Rechts ein 
Urtbeil der Berufungsinitanz, welches vor dem I. Januar 1900 ergangen ift, nicht aufs 
beben, jondern nur prüfen, ob das Berufungsgericht das zur Zeit der Snticheidung geltende 
Geſetz richtig angewendet bat. Wird aber in ſolchem Fall das Berufungsurtbeil auf: 
gehoben und enticheidet nun entweder das Berufungsgericht im Fall der Zurückweiſung 
oder das Nevifionsgericht felbit von neuem in der Sache, fo ift wieder das neue Recht 
anzuwenden, val. Kinleit. S. 293. So RG. vom 2. Januar 10, 9. Januar 1900, 
IS, Januar 1900, Kur. Woch. S. 115, Hr, 148 u. a. m, „Recht“ 10, 62, 83, 
1901 S. 234, 

At gegen ein vor dem 1. Januar 1900 erlafienes Urtheil nur wegen der Schuld- 
frage Beruiung eingelent, jo ift für die Beurtbeilung lediglich das bisherige Recht maß: 
nebend, denn die Scheidung ſelbſt it jolchenfalls rechtskräftig bereits unter dem 
bisherigen — erfolgt, der $ 15754 B.G. B alio nicht anwendbar; vgl. R.&. IV 
6.2. vom Juni 1900, Ar. Woch. Beilage 1100 ©. 1, D.IZ. 10 S. 442, 
N. vom >. Februar N, Nur. Woch. 101 S 241; a. Mein. Scherer Nur. 
tod. — S. 246. 

2. Vorausſetzungen der Scheidung. 


„) &s fann atfo nad) dem 1. Jannar 1900 nur aus den Scheidungsgründen 
der S3 1966—1569 8.6.8. geidieden werden. Es muß 3. ®. bei einer in dieiem 
Zeitpunft anbängige Eheſcheidungsklage der nah dem Preuß A.L. R. IL, S 717 zuläſſig 
geweſene Scheidungsarund der aenemieitigen Finmwilligung zurüdgaemwielen werden. Aus 
einem Grunde, welder nad bisberigem Recht ledialib Trennungsgrund war, 
faun, ſofern das B.G. B. einen entiprecbenden Grund als Scheidungsarund nicht 
fennt, nach dem 1. Januar 19000 nichts veranlait werden. Denn die Trennung von 
Tiſch und Bert iſt als zeitweilige den BSR. unbefannt und als bejtändige nur 
in der Form der Auibebung der ebeliden Gemeinſchaft befannt. Für dieſe lekteren 
nelten aber diejelben Gründe, wie für die Scheidung (ebenfo Jacobi Periönt. 
Cherecht 2. Aufl. S. 1063 Habicht S. 510; E.ad. R. G. vom 15. Januat 1900 ,Recht“ 
E. 6 ). 

bı Regelmäßig mu auch aus jedem der im B.G. B. 383 1566—1569 erwähnten 
Scheidungsgründe qeihieden werden, wenn auc die bezüglichen Thatſachen 
einen Scheidungsgrund nad bisherigem Nedt nicht abgeben. 

Hiervon macht jedod Abſatz 2 eine pofltive Musnahme für den 

Kall, dan die Thatiache, auf die der Scheidungsgrund ſich ſtützt, 

vor dem I, Jannar lien ſich ereignet bat. In dieſem Kal ſoll cs darauf 

anfommen, ob auch das bisherige Recht den Scheidungsgrund als folden oder 
wenigitens in der Bedentung eines Trennungsgrundes anerfennt. Nur 
wenn Diele Scheidung weaen Geiſteskrankheit verlangt wird, d. b. in dem 

Fall des in dem vorliegenden Arrifel nicht in Bezug genommenen S II A. G. B. 

joll es bei der Regel der Richtberückſichtigung des bisherigen Nechts verbleiben, 
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Die Ausnahme des Abi. 2 ift aus denjelben Gründen geichaffen, wie die ent= 

iprebende Ausnahme in Art. 17 Abi. 2 für das Internationale Privatredt, 

nämlich im Intereſſe der Aufrechterbaltung der Ehen, ef. Anm. 2d dortielbit. 

(Für die Friſt des $ 1569 genügt es, daß derjelbe unter dem bisherigen Recht 

abgelaufen it, vol. Habicht S. 569.) 

Die Gleichitellung des bisherigen Trennungsgrundes mit dem neuen 
Scheidungsgrund ift auch bier deshalb erfolgt, weil ſonſt in Yändern, wie z. B. 
Bayern, wo biöher die zeitweilige Trennung Regel, die Scheidung aber nur bei 
Ehebruch ftattfand, die Möglichkeit einer Aufhebung der ebelihen Gemeinſchaft 
nad dem 1. Januar 1900 für bejtehbende Ehen regelmäßig ausgeſchloſſen wäre. 

Daß ein Trennungsgrund des bisherigen Rechts genügt, auch wenn es 
nur zur zeitweiligen Trennung von Tiſch und Bett führte, wird von der 
Rechtsſprechung überwiegend anerfannt. Bol. „Recht“ 1900 ©. 401, 462, R. G. 
vom 22, Februar 1901 Jur. W. 101 S 203; a. Mein. O.L.G. Hamb. 1, 
20, April 1900, D. J.8. ©. 364. — 

e) Die Frage, wann eine VBerfchlung vorliegt, die nad bisherigem Recht einen 
Scheidungsgrund bildet, it in der Praris vielfach jtreitig geworden, da das bisherige 
Recht zum Theil gewiſſe Verfehluugen zwar abitraft ald Scheidungsgründe anerkennt, 
ihnen aber unter gewillen fonfreten Umitänden diefe Rechtswirkung nimmt. Hierbin 
gehört der Wegfall des Scheidungsgrundes des Ehebruchs im Falle der Kompenjation. 

Mit Rückſicht auf den Zweck der Ausnahmebeitimmung des Abi. 2: „Möglichſte 
Aufrechterhaltung der Ehen“ wird man fi, da die Faſſung des Geſetzestertes feinen 
zureihenden Aufichluß giebt, dafür entſcheiden müſſen, daß nur diejenigen Eheicheidungs: 
gründe des bisherigen Rechts zu berüdiichtigen find, welche Fonfret eine Scheidung 
rechtiertigen. Hat aljo der die Scheidung wegen eines vor dem 1. Januar 1900 ftatt- 

ebabten Ehebruchs verlangende Ehegatte jelbit einen Ehebruch vor diejem Zeitpunft 
egangen, jo fann er Scheidung unter dem neuen Recht nicht verlangen und eine 
MWiderflage ded anderen Ehegatten ift abzumweiien. Val. Habicht S. 57; a. Mein. 
Jacobi a. a. O. ©. 106, Nöldefe D.J.3. 1599 ©. 408, Gerhard, Berl. Anwalts: 
verein) Heit 12 5. 31, O.L. G. Hamburg D.J.3. 1900 ©. 236; OLG. Franf: 
furt, Recht ©. 307. Wie bier dagegen zablreihe Reihsgerichtsentiheidungen, vgl. 
u.a. RG, III 6.S. vom 4. Mat und 3. Juni 1900 Jur. W. Beil. 100 S. 8, 23 
(vgl. gegen das Reichsgericht neueſtens Bragenzer ur. W. 1901 ©. 193— 19). — 
Anders liegt die Sache, wenn einer der Ehegatten den Ehebruch erit nach dem 1. Jas 
nuar 1900 begangen bat. Dann fann ein früherer Ehebruch dadurd nicht mehr gebeilt 
werden. A. Mein. OL.G. Kiel vom 9. Januar 1900; Recht S. 419. Wie bier 
O.L. G. Gelle v. 6. November 1900; Recht S. 492. 

Ein Scheidungsgrumd nad biöherigem Recht, nicht lediglich eine Vorſchrift der 
Bemweiserleichterung iſt auch der Verdacht der ehbelihen Untreue gemäß $ 673 IL 1 
ALR. vgl. Entih. des RG. VI ES. vom 28. Juni 1900 Jur. W. Zul. 2. Des: 
en it ein Scheidumgsgrund nad bisherigem Recht gegeben, wenn es im Ermeſſen 

es Richters lag, auf Grund der vorliegenden Thatbeitände auf Scheidung zu erfennen, 
3-2. im Fall des STIE IL, 1 A.L.R. O. L. G. Breslau, Rectipr. d. O.Y. 1900 ©. 256; 
a. Mein. Entih. d. K.G. vom 30. Dat 1900, ebenda S. 351) und R.G. IV 6,5. 
v. 3. Januar 1901 Jur.W. 1901 ©. 73, Wal. ferner über die nah altem Necht 
erhobene und unter dem B.G.B. fortgeiekte Klage wegen böslicher Berlaifung R.G. 
vom 12. Junt 1900 Jur.W. 1900 5. 584585, ſowie darüber, daß dieie Klage in 
eine Klage auf Heritellung des ehelichen Lebens in Gemäßheit der Lorichriften des 
B.G.B. umgewandelt werden fan, R.G. vom 2. Januar 1900 Jur.W. 100 S. 124; 
Blomener, Bl. f. Rechtspfl. i. Thür. 1900 ©. 227, vgl. endlich bier Entſch. d. 8.6. 
vom 3. November 1900 in R. d. O. L. G. 1900 ©. 473, wonach der $ 704 U, 1 A.L.R. 
einen Scheidungsgrund bildet, ſelbſt wenn die dort vorausgeſetzte Verurtheilung zu 
barter und ſchmählicher Strafe erſt nach dem 1. Januar 1900 erfolgt. 

d) Welches iit „das bisherige Grieh* im Sinne des Abi. 2, wenn die Ver: 
feblung in dem Bezirke eined anderen Rechtsgebiets begangen iſt, als dem für die 
Scheidung zuftändigem Gericht? Kür die Entiheidung diejer frage find die in Ein: 
leitung ©. 295 Bem. IX entwidelten Grundſätze über das Zuſammentreffen ber ört: 
lihen und zeitlihen Kolliſionsnormen zu verwertben. 

Im Berhältnik zum Ausland fommt alio lediglih Art. 17 auch für die 
Uebergangszeit in Frage; ebenjo bier Habicht S. 575 (im Gegenſatz zu der von 
ibm ©. 38, 39 vertretenen Auffaffung), Scherer, Zw.W. 1901 S. 248, RG. vom 
13. Dezember 1900 J.W. 1901 ©. 30, 
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Im Verbältniß zu den anderen Bundesstaaten find dagenen Die im 
Verhältniß zu denjelben geltenden Grundſätze des bisherigen internationalen Privat: 
rechts zunachit zur Anwendung zu bringen. (Fin im Jahre 1894 in Berlin begangener 
Ehebruch eines dort wohnbatten Sachſen iſt alio von dem Berliner Scheidungsrichter 
nicht nad Sächſiſchem Recht, jondern nach Pr. Yandrect zu beurtbeilen, da nad dieſem 
or der Wohnſitz zur Seit der Verſehlung enticheidet.) Ebenſo Entſch. d. RG. vom 


= 


— 1901 Jur. Woch. 10041 S. 73. 


3. Die Wirkungen der Scheidung richten ſich, falls dieſelbe vor dem l. Januar 
1900 erfolgt, nach Dem bisherigen Recht. 

a) Was unter Wirfungen der Scheidung zu veriteben ift, muß im Hinblick 
auf die mögliche Konkurrenz, welcde die Art. 199, 200, 203 für Die Anwendung bieten, 
flar geitellt werden. 

e) (8 gehören bierber zunädbit die Wirfungen, welde das #.G.B. im 
7. Titel in den SS 1577 — 1584 als ſpezielle Wirfungen der Scheidung ge 
regelt bat. So die nunmehrigen perlönlichen Beziebungen der Ebeleute zu einander, 
als das Recht der ABER EN Ss 1577 (vgl. E. d. Oberſten L.G. Wunden 
bei Scherer Jur. W. 1901 2. 217) umd der Widerruf von Schenkungen $ 154, ferner 
aber auch die gegenſeitige Unterhattspfliht SS 1DIS—1DS2, die lehtere ihon des: 
balb, weil die Unterbaltspflidt nad dem biäherigen Recht vieliah aus dem Geſichts— 
punkt der reinen Eheſcheidungsſtrafe genommen wurde, auch vielfach die Negeluna im 
Eheſcheidungsurtheil jelbit erfolgte. Die Motive laſſen den Standpunft des Geſetßes 
nicht far erfennen, el. einerjeits Mot. p. 296, andererjeits Brot. IL wid, Nicht 
anzuwenden it alio das Statut des Art. 199, wonach die Unterbaltöpflict dem neuen 
Recht unteriteben müßte. Nicht anzuwenden tt aber auch ferner das Statut des Art. ZOO, 
wonach aud im Fall der Auflöſung der Ehe nach dem 1. Januar 1900 das bisherige 
Recht gelten müßte; denn die Unterbaltspflicht iſt feine güterrechtliche Frage; val. &. 425 
Ben. 5 zu Art. 200, Note da, b zu Art. 17, ebenſo Entſch. d. O.V.G. Breslau Nipr. d. 
ey. Jen. 217, 6. d ODYS, Dresden vom 1. Juni 10 Sädi. Arch. X 
S. 631. Auch der 8323 EPO. iſt auf ein altrechtliches Scheidungsurtbeil nicht 
anwendbar; a. Mein. Scherer Jur.W. 1901 S. 246 eontra 8.8. vom 11. Auli 100, 
Ripr. d. OL.G. 1900 S. 280-281, 

3) Es gehört ferner bierber gemäß ausdrüdlicer Borichrift des Art. 206 das 
Recht und die Pilicht des geichiedenen Ehegatten, für die Berion der ge— 
meinſchaftlichen Abfömmlingne au jorgen, welche das Gele in dem Titel der 
rechtlichen Stellung chelicer sinder in S 1635 regelt. (Ansbeiondere beitimmmt ſich 
alio nach dieiem Statut das Recht des geichiedenen Gbegatten auf Herausgabe des 
Kindes, Namm.dd. vom II, Auli Km, Mechtsipr. 278.) 

Desgleichen muß aber and bierber nerechnet werden die Frage nad der Unter— 
haltspflicht hinsichtlich dieſer gemeinſchaftlichen Abfömmlinge, welche in S 1585 
ebenfalls als ipezielle Wirkung der Eheſcheidung gerenelt ift. Nicht maßgebend tit daher 
fiir Diele Nechtstolgen einer vor dem 1. Januar IM erfolgten Scheidung das neue 
Recht in Gemäßheit des Art. 204. Hinſichtlich der Unterhaltspflicht kann dies 
freilich mit Rückſicht auf den Standpunkt des Geſetzes, wie er in den Motiven 1V 
p. 622 58. zum Ausdruck kommt, und mit Rückſicht darauf, daß der Unterbaltsanipruch 
ein fich ſtets ermeuernder iſt, auch bier zweifelbait fein; vgl. Bem. dd zu Art. 17. 

y) Nicht dagenen geboren bierber die Wirfungen der Scheidung in An— 
ſehung des ebelidben Güterrechtes, SS Mel, 1471 ff. 1546, 1549, Tas muß 
auch von ſolchen Borichriiten gelten, welche bei der Auseinanderiegung auf ein Schuldig 
oder Nichtichuldig des einen geichtedenen Ehegatten abftellen, ef. F 1478 B. G. B. Mit 
Recht bemerfen die Motive p. 20, daß Toldenfalls im bisherigen Necdt vielfach von 
einer Art Eheſcheidungsſtrafe geſprochen wurde, daß es ſich aber in Wirkflichfeit ledinlich 
um ein Motiv der Negelung aebandelt babe (um die Ausbeutung des Nichtſchuldigen 
durch den Schuldigen zu verbindern), aufs welches Gewicht au legen ſich ichon Deshalb 
verbiete, weil nicht zu überſehen ſei, wiewett dieſes Motiv das enticheidende Moment 
geweſen jet. Auch bet einer nach dem 1. Januar 11m erfolgten Scheidung einer am 
I. \anuar In beitehenden Ehe iſt daber gemäß Art. 200 das bisherige Nect map: 
nebend: vl. S. 125 Ben. 5 zu Art. 200, ferner Note Je zu Art. 17. 

Mein Kolge der Weberleitung des Ehegüterrechts durch die Ausführungs— 
gelene das neue Recht maßgebend, jo enticheidet dieſes natürlib auch für die bier be= 
bandelten Wirkungen des Scheidungsurtheils. 

ine poſitive Ausnahme macen jedoch die meiften Ausführungsgeſetze für den 
den Fall, daß die Eheſcheidungsklage ſchön vor dem IF. Januar 1900 erboben war. 
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Hier soll alio auch bei übergeleiteten Eben für die Vermögensauseinanderiekung 
der geichiedenen Ghegatten lediglib das alte Recht mahgebend fein, vgl. Preußen 
Art. 59 8 6; Bayern Art. 105, 150. Gnticheidender Zeitpumft ift bierbei derjenige 
der Grbebung der Klage, nicht etwa derjenige Zeitpunkt, in welchem der Scheidungs— 
rund geltend gemacht wird, welcher ichließlich zur Scheidung führt, vgl. Stranz— 
Serbard ©. 315 Bem. 12. Dem Statut des Art. 2UO unterliegen im llebrigen auch 
die Eheſcheidungsſtrafen des biberigen Rechts, durch melde dem unichuldigen Theil 
Nedite an dem Bermögen des anderen Theils auch nach bewirfter Auseinanderjeßung 
eingeräumt werden; a. Meinung Habicht ©. 578, 

b) Die Eceidung iſt unter dem bisherigen Recht erfolgt, wenn das Scheidungss 
urtbeil vor dem 1. Januar 1900 rechtskräftig geworden it. Abweichend nehmen 
Habicht S. 576 md Stranz-Gerhard ©. 277 Wr. 4 an, daß der Zeitpunft der 
Bublifation des Urtbeils enticheidend ſei. Allein mit dem nicht rechtsfräftigen Urtbeil 
entitebt noch fein Anipruch auf die Eheſcheidungswirkungen, auch nicht ein bedingter. 
Wenn Habicht auf 8784 II, Pr. 1 AN. hinweiſt, jo it dagegen zu bemerfen, 
daß dieje Vorſchrift den Zeitpunkt der Publifation des Urtbeils lediglich jür den dort 
beſtimmten Zweck (Berebnung der Höhe des Anſpruchs) enticheidend jein läßt. (Nicht 
aber beiſpielsweiſe auch für die Vererblichkeit, denn auch nach bisherigem Recht wird 
der Unterhaltsanſpruch erit durch das fonititutive Scheidungsurtbeil geſchaffen, hängt 
aljo von deilen Rechtskraft ab.) Gnticheidend iſt vielmehr, daß bei dem Rorliegen 
eines rechtsfräftigen Urtbeils jederzeit negativ deſſen Aufbebung und pofitiv Die Herbei— 
führung eines neuen Urtbeils möglich war, deilen Wirkungen, weil unter dem neuen 
Recht erfolgt, jedenfalld nach diejem zu beurtbeilen wären. 

4. Ueber die Berechnung der BPräftufipfriiten, mwelde in den SS 1571, 
1572 für die Geltendmadhung der Sceidungsgründe vorgeihriceben find, enthält der 
Artikel feine Beitimmung. Soweit in Gemäßheit des $ 1571 Abi. 4 auf dieje Präflufiv: 
friften die Vorſchriften über die Verjährung SS 203, 20 entiprechende Anwendung 
finden, wird auch für dieſe Friſten Die lleberleitumgsbeftimmung des Art. 160 maß: 
gebend fein müjien. Es iſt daber die Geltendmachung eines Scheidungsarundes nad 
wie vor zuläjlig, wenn auch die Kenntniß von dem Scheidungägrunde bereits b Monate 
vor dem 1. Januar 19) erlangt war, jofern das bisherige Net eine längere 
Friſt oder überhaupt feine Friſt ftatuirte; ebenſo Habicht S. a — im 
„Recht“ 1900 ©. 205, E. d R.G. vom 25. Juni 1900 Jur.W. S. 636; a. Mein. 
Scherer Jur.W. 1901 ©. 244; val. bierzu auch den Aufſatz von S ronfe eier. 
f. frang. Givilrebt 15090 S. 129138, Der Yauf dieſer, Friſten beginnt andererſeits 
auch nicht erſt, wie im Fall des Art. 198 Abi. ? Zap 2, mit dem Inkrafttreten des 
B. G. B. wenn die altrechtlichen längeren Friſten (z. B. Pr. VEN. 11,18721,©. B. G. B. 
8 1719, 1720) ſchon früher ablaufen würden. 

Nicht in gleicher Weile zu behandeln find die Friſten des $ 1567 (bei der bös— 
lihen Berlaffung); auch wenn das bisherige Necht Feine Friſt fannte, ſteht daber 
nichts im Wege, den bereits vor dem 1. Januar 1900 abgelaufenen Zeitabichnitt in 
die einjährige Friſt einzurechnen, ebenſo V.L.G. Hamburg vom 14, Juli IVO Rſpr. 
d. O. V. G. 1900 S. Slöff. (Fine reine Ausichlußfrist it auch die zehnjährige Friſt des 
81571 Abi. 1 Satz 2. Denn für dieſe fchreibt der Abi. 4 des $ 1571 nicht die ent— 
jprehende Anwendung der Borichriften über die Lerjäbrung vor (jo ————— Habicht 
©. 572 Bem. 3 gegen meine abweichende Anſicht in der 1. Aufl. S. 320), vgl. hierzu 
Entih. des R.G. vom d. Juni 1900, Jur. Woch. ©. Gil. 


Trennung von Tiſch und Belt. 
Artifel 202. 

‚Für die Wirkungen einer bejtändigen oder zeitweiligen Trennung von 
Tiſch und Bett, auf welche vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs erkannt worden iſt, bleiben die bisherigen Gelege mahgebend. Dies 
gilt insbejondere auch von den Vorfchriften, nach denen eine bis zu dem 
Tode eines der Ehegatten fortbeitehende Trennung in allen oder einzelnen 
Beziehungen der Auflöjung der Ehe gleichitebt. 

E. 11 172; R. V. 201; Brot. S. Wi6- 9071, PI0— NHL (VI S. 532- 535, 635). 
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1. Der Artifel ergiebt ACH in Konſequenz des dem borhergehenden Artitel 
zu Grunde liegenden Prinzips. Der Umitand, dak das B.G. B. ein Trennung 
von Ziih und Bett nicht mehr fennt, kann nicht dahin führen, die Wirkungen einer 
unter der Herrſchaft des bisherigen Rechts erfolgten Trennung aufzubeben oder zu 
alteriren; ef. Sächſ.B. G. B. 88 1766, 1767, Sächſ. Geſ. vom 5. November 1875, ct. 
ferner $ 77 Abi. 2 des R.G. vom 6. Februar 1875. 

(5 richten fih alio genau jo wie im Fall ber Scheidung alle diejenigen Rirfungen, 
welche das bisherige Recht in Hinsicht der perjönlihen Beziebungen der Ehe— 
gatten zu einander und binfichtlih der Unterbaltspflicht ftatuirt, nach bisberigem 
Recht. Gin Antrag, auf die Unterbaltspfliht den $ 1361 B.G.B. entiprehend zur 
Anwendung zu bringen, wurde laut ‘Brot. II 9065 ausdrüdlich abgelehnt. Der Begriff 
„Wirkungen“ ift auch bier im weiteiten Sinne zu nehmen. Insbeſondere war man 
ſich bei der Berathung (Brot. II 9068) aud dahin einig, daß fich die Vermuthung der 
Ehelichkeit ober Llmebelichfeit eines während der Trennungszeit erzeugten, wenn aud 
nah dem 1. Januar 1900 geborenen Kindes nicht nah S 1591 B.G. B, ſondern nad 
bisherigem Rechte richten müffe. Hiernach muß alio beiipielsweiie ein im Elſaß (framı. 
Gef. vom 6. Dezember 1850) während der Trennungszeit empfangenes Kind auh nad 
dem 1. Januar 1900 als unebeliches gelten. 


2. Bu den Vorichriften über die Wirfungen der Trennung gebören 
auch nah ausdrücklicher Beitimmung des Zat 2 des Artikels die Vorſchriften 
bes bisherigen Rechts, welche beitimmen, daß die Trennung ebenio wie die Scheidung 
binfichtlich ihrer Wirfiamfeit — abgeieben von der Frage nach der Wiedberverbeiratbung 
— ber Auflöjung der Ehe gleich zu achten ift. Je nahdem das bisherige Recht eine 
folche Wirfung ausipridt oder nicht, wird es ſich alio enticheiden, ob im Fall der 
SS 2077 (2268, 2279) die den getrennten Ehegatten bedenfende lettwillige Verfügung 
(Teſtament, gemeinichaftliches Tejtament, Erbvertrag) nichtig ift, oder ob der Ehegatte 
troß der Zrennung das Bedachte behält; desgleihen, ob der Ehegatte als geießlicher 
Erbe gemäß SS 1931 ff. eintritt oder nicht. 


Rechtsverhältniß zwifchen Eltern und ehelichen Kindern. (Artikel 203, 204.) 
Artikel 203. 


Das Nechtsverhältnig zwiichen den Eltern und einem vor dem Inkraft- 
treten des Bürgerlichen Gejegbuchs geborenen ehelihen Kinde bejtimmt ſich 
von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejegbuch® an nach dejien Bor 
jchriften. Dies gilt insbefondere auch in Anjehung des Vermögens, welches 
das Kind vorher erworben hat. 


€. 1121; € U 173; RB. 202; Dot. zu 121 S. 21 —29; Brot. S. 9093, 
9242—9243 VI ©. 547, 656). 


Das Rechtsverhältniß zwiihen Eltern und Kindern iſt hinſichtlich Der 
— Ace feiner Entitehung nad, den zur Zeit der Begründung geltenden bis- 
herigen Geietgen zu beurtheilen, arg. Art. 198, ef. Art. 18. Es richtet ſich alio, was 
die Art. 207, 208 und 209 noch einmal pofitiv vorichreiben, die Frage der Ehe— 
Lichfeit eines Kindes, der Annabme an Kindesſtatt (MNdoption), der Yegitimation 
nah dem bisherigen Necht, wenn vor dem 1. Januar 1900 die Geburt, die Adoption 
oder die Yegitimation erfolgt. 


2. Dagegen richten fi die Wirkungen des Rechtsverhältniſſes zwiſchen 
Eltern und Kindern, wenn dajjelbe audhvordem 1. Januar 100 begründet 
ist, alsbald nad) dem neuen Nedt. Das ift eine Ausnahme von allgemeinen Örunb- 
jägen, ef. Vorbem. IV 2a ©. 244; diefelbe rechtfertigt fih im Hinblid auf das von 
dieien Rechtsverhältniſſen erbeblich "berübrte öffentliche Antereile und den Zuſammen— 
bang mit den vorwiegend im öffentlichrechtlichen Intereſſe beitebenden Inſtitutionen 
der Bormundichaftsbehörde und den für deren Thätigfeit gegebenen Verfahrens— 
vorichriiten. (Gleichgültig für die Anwendung des Art. 203 iſt, ob der Kamilien- 
verband natürlich durch Geburt oder künſtlich durch Adoption oder Yegitimation 
geſchaffen ift; vgl. Bem. 2 zu Art. 209.) 
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Das neue Recht greift alſo Plap: 

a) Hinfichtlich der perſönlichen Beziehungen zwiichen Eltern und Stindern: 

a) Hinfichtlich der Namenführung $ 1616, der Stellung im elterliben Haushalt 
5 1617— 1619, des Chefonjenies SS 13051308, der Unterhaltspfliht, der Aus: 
tattungspflicht $ 1626, Die Ausitattungspflicht natürlich nur, wenn die Verheirathung 
nad dem 1. Januar 1900 eintritt. Erfolgte fie vorber, fo verbleibt es beim alten 
Recht, O.L.G. Frankfurt. Rechtſpr. d. O.X.G. 1900 S. 176 (vgl. unten Bem. 3). Auf 
die Verjährung ſolcher altrechtliher Ansprüche findet jedoch der $ 1623 Satz 2 B.G.B. 
gemäß Art. 169 6.8. Anwendung; 

3) Hinſichtlich der elterlichen Gewalt SS 1625— 1637, 1684-1686 B. G. B. Die 
unter der Herrichaft des bisherigen Rechts eriolgte Gewaltentlaffung durch Emanzipation, 
Heirath oder separata oeconomia hat beim Mangel der Vorausfegungen unter der 
Herricaft des neuen Nechts in Wegfall zu kommen. Poſitiv fhreibt indeß Art. 154 
E.G. oben vor, daß die nah franzöfiihem und badiſchem Recht Emanzi— 
pirten, jojern fie am 1. Januar 1900 bereits 18 Jahre alt find, den Boll: 
jährigen des B.G. B. gleihiteben follen. Ebenſo lebt eine vor dem 1. Januar 
1909 durch Verzicht untergegangene elterlihe Gewalt wieder auf, vgl. u. a, Entfcheid. 
„Recht“ 1900 ©. 419 Nr. 402, 392, 

y) Sind Thatiahen gegeben, welche die Begründung, das Ruben oder die Auf: 
bebung der elterliben Gewalt rechtfertigen, jo iſt es gleichgiltig, ob dieſe Thatjachen 
(ef. 85 1679-1680, 1697) unter der Herricait des bisherigen Rechts oder des neuen 
Rechts ſich ereignet haben. Die Vormundichaft über einen vaterlofen Minderjährigen 
erübrigt ich umd it aufzuheben, wenn mit dem Inkrafttreten des B.G.B. $ 1654 die 
elterlihe Gewalt der Mutter eintritt. 

b) Hinfichtlic der vermögensrechtlichen Beziehungen SS 1638 — 1683, 1687 — 1698, 

«) und zwar ſowohl hinsichtlich der Verwaltung als auch hinsichtlich der Nutz— 
nießung des Kindesvermögens. Die Unmwandelbarfeit des Güterſtandes ift bier nicht 
(wie in Art. 200 beim ehelichen Güterrecht) anerfannt. Das rechtiertigt ſich, abgeieben 
von dem oben zu 2 Gejaaten, damit, daß das Nutznießungsrecht ſowie das elterliche 
Verwaltungsrecht ein Ausfluß der elterlihen Gewalt ift und mit den periönlichen 
Nectöbeziebungen daber in einem untrennbaren Zuſammenhang ſteht. 

Es iſt jedoch bier das Gingreifen des Art. 210 E. G. zu beachten: Wenn alio 
die unter dem bisberigen Nect, 3. B. dem Pr. LEN., in Kolge stonfurseröffnung be: 
feitigte elterlihe Gewalt des Waters frait des vorliegenden Artifels in Verbindung 
mit $ 1647 8.6.8. wieder auflebt, jo bleibt doch gemäß Art. 210 E. G. in Verbindung 
mit $ 1647 eit. die vorber eingeleitete Pflegſchaft beſtehen. Entſch. d. 8.6. vom 
18. April 1900 „Net“ S. 491 Nr. 648. 

3) Das unter der Herrichaft des bisherigen Rechts, 3. B. des Preuß. Nechts 
an dem Vermögen der großjährigen Minder beitebende Nutznießungsrecht ceilirt gemäß 
8 1626 8.6.8. mit deilen Anfraittreten,. Die Gegenftände, weldhe bisher unfreies, 
dem väterliben Nupnießungsrecht unteritebendes Vermögen waren, werden, wenn die 
Vorausſetzungen der SS 1650, 1651 gegeben jind, von nun an jreies Vermögen. So 
wird der nad dem Sächſ. G.B. 88 1806, 1810, 1811 bisher dem väterlichen Nießbrauch 
unterliegende jelbitändige Arbeitsverdienit des Kindes gemäß S 1651 Abi. I von dieſem 
Nießbrauch frei. Umgekehrt fann eine, 3. B. nah dem bisherigen Recht in Folge 
Eheſcheidung, entzogene Nußnießung wieder aufleben. Sur wseititellung, ob die 
Vorausiegungen des B.G.B. geneben find, wird freilih u. U. gleichwohl das bis— 
berige Recht maßgebend jein müſſen, z. B. wenn die Zuwendung in 8 1001 Nr. 2, 
1635 auf die Seftaltung der elterliben Bermwaltung des bisherigen Rechts berechnet 
it. Fraglich kann ericheinen, ob der dem B.G. B. unbefannte Erlöſchungsgrund der 
elterlihen Gewalt durch Verzicht oder Gmanzipation nicht wenigitens in Anſehung 
fpeziell der elterlihen Nutznießung auch nach dem 1. Nanuar 1900 Bedeutung bebält. 
Man wird die Frage im Hinblick auf S 1662 B.G. B. bejaben Dürfen; val. Fuchs 
S. 41, Habicht II. Aufl. S.650, a. Mein. Scherer, „Tas erite Jahr“ ©. 44. 

y) Auch partielle altrechtlibe Beihränfungen des Verwaltungs: oder Nuß: 
nießungsrechbts fommen am 1. Januar 1900 in Wegfall, wenn das B. G. B. jolde 
Beihränfungen nicht mebr kennt. So ceilirt mit diefem Zeitpunft die Verfügungs— 
beichränfung des Waters binfichtlih des bei feiner Wiederverbeiratbung zu Gunſten 
der Kinder aus der Vorehe Imporbefartich eingetragenen Muttererbes (als eines ihnen 
nr Sicherheit befonders verichricbenen Kapitals gemäß SS 187, 169, 170 IL, 2 Preuß. 

IR). — Entſch. d. 8.6. vom 9, April 10H Joh. Jahrb. 1900 5.27. — Tie nad 
Niedner, Einführungsneich zum B.G. B. 2, Aufl. 29 
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früherem Recht erlaubte und eriolgte pe der Ausübung der Nußniefung an 
einem Theil des Kindesvermögens it vom 1. Januar 1900 an für wirfungslos zu 
erflären. Heſſ.Rechtſpr. 1400 ©. 84. 

Fine gegen den Gewalthaber vor dem 1. Januar 1900 erfolgte Zwangsvoll— 
ftredung in fein Nutznießungsrecht, 3. B. die Pfändung der erit am oder nad dem 
1. Januar 1900 fällig werdenden Mierbzinfen aus einem dem Kinde gebörigen Haufe, 
wird am 1. Januar 1900 binfällig; vgl. Habicht ©. 630 u. a. m. 

d) Sehr ftreitig iſt es in der Yitteratur und Praris geworden, ob zu den alsbald 
mit dem 1, Januar 1900 eingetretenen Obliegenbeiten der elterlihen Gewalt auch die 
in $ 1640 vorgeichriebene Anventurpflicht gebört, für den Fall nämlich, dak der Tod 
der Mutter ihon vor dem 1, Januar 1900 eingetreten iſt und das bisherige Necht 
ſolche Anventurpflicht überhaupt nicht kennt oder erit im Fall der Wiederverbeiratbung 
vorichreibt; vgl. u. a. Habicht bei Gruchot 42 &. 435— 457, Weißweiler in Zeitichr. 
d. Rhein. Amts. V. 1900 S. 109, Scherer Nur. Rod, 1900 5,846, ferner „Recht“ 1900 
©. 292,492, D.J. Zeit. 1900 S. 115, 162, 166, 338, 304. Man wird ſich für Bejabung der 
Frage enticheiden, die Anventurpflicht aber auf das am 1. Januar 1900 noch vorhandene 
Vermögen beichränfen müſſen, da frühere Verfügungen in Kraft bleiben. Es iſt alio 
aub Sache der Vormundichaftsbebörden, die Väter alsbald zur Nachbringung des 
fehlenden Inventars anzubalten; vgl. Entſch. d. O.Y.G. Köln in Nedtipr. d. O.X.G. 190m 
S. 208. Auch eine frübere leßtwillige Verfügung der Mutter, welche den Vater von 
der nventurpflicht befreit, kann u. E. gegenüber S 1640 B. G. B. nicht wirfiam bleiben. 
A. Diein. bier Habicht a. a. O. — Iſt die zweite Ehe dagegen jchon vor dem 1. Nanuar 
1900 geſchloſſen worden, fo greifen bey. der Inventur- und Auseinanderiehungspflicht 
die bisherigen Geſetze Play; vgl. „Recht“ 1900 S. 462, 517 und Bem. ?. 

3. Nicht zu den von dem I. Kanuar 1900 an ſich entwidelnden Wirfungen 
des Rechtsverhältniſſes zwiſchen Eltern und Kindern gebören die bereits vor dieſem 
Zeitpunft aus dieſem Rechtsverhältniß allein oder unter Hinzutritt anderer Thatſachen er- 
wachjenen einzelnen Anfprüde auf Unterhalt, Ausfteuer, Rechnungslegung, Sicherung zc-, 
ebenio u. a. Entſch. d. L.G. Düſſeldorf in Zeitichr. d. Rhein. Amts. V. 1900 ©. 132. 
(3 muß bier eben dajjelbe gelten, was zu Art. 200 ©, 437, 438 in Anſehung des nad 
den Yandesausführungsgeiegen alsbald dem neuen Recht interworfenen Guͤterrechts⸗ 
verhältniſſes bemerkt iſt. 

Ebenſo bleiben auch bier die vor dem 1. Januar 1900 begründeten geſetzlichen 
Pfandrechte beiteben, und zwar ſowohl in Aniehung der vor dem 1. Januar 1900, 
als auch der ipäter erworbenen, und ferner zur Sicherung ſowohl der vorber oder der erit 
ipäter erwachienen Aniprüce; vgl. Bem. zu Art. 192 und die dort mitgetbeilten, dieien 
Rechtsgrundſatz zum Theil durchbrechenden Beitimmungen der Ausjührungsgeieße. 

4. Eomweit das Nectsverbältnig zu den Kindern ein Ausfluß Des ehelichen 
Güterrechts it, 3. B. Die fortaeiette Gütergemeinſchaft mit den darin enthaltenen 
Necten am tindervermönen Beiſitz, Yerbzucht), greift auch bier gemäk rt. 200 das 
bisherige Recht Platz. Tie periönlichen Beztebungen der Eltern und Kinder richten 
fih aber much dieienfalls nah dem neuen Recht; vgl. Bem. zu Art. 200 ©. 425, 443. 

5, steine Uebergangsbeſtimmung beitebt Tür das Rechtsverhältniß der entiernteren 
Verwandten zu einander, insbeiondere tur die nenenieitige Unterbaltspfliht. Dieſelbe 
beſtimmt ſich, da dieſe Verbindlichkeiten ſich itetig erneuern, gemäß Art. 170 vom 
I. Januar 1900 nad dem 8.6.8, auch wenn die anfängliben Borausickungen ſchon 
vorber eingetreten waren. Die im Gebiet des code eivil beitandene Unterbaltungs- 
pflicht der Echwiegerfinder den Schwiegereltern genenüber fällt daber von dem Anfraft: 
treten des B.G.B. an weg; val. Heſſ.echtſpr. 1000 S. 41, 

6. Wengen der altrechtlichen Anititute der Eintindichaft und des ge 
ihaftsperhältnilles vgl. Ben. du. 5 zu Art. 200 &. 425, fowie Bem. B. 6 u. D. IV, 


— 


au Art. M S. 442. 


. Ueber das Rechtsverhältniß au den Kindern bei geſchiedenen Ehen und bei 
ungültigen Shen beitimmen Art. Zn und 207, 
Mbrigkeitliche Geſchraukung der Eltern. 
Artikel 204, 
Sit der Vater oder die Mutter zur Zeit des Infrafttreteng des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs in der Sorge für die Perſon oder für das Vermögen des 
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Kindes durch eine Anordnung der zultändigen Behörde bejchräntt, jo bleibt 
die Bejchränfung in Kraft. Das Vormundjchaftsgericht fann die Anordnung 
nach $ 1671 des Bürgerlichen Gejegbuchs aufheben. 

Sit dem Vater oder der Mutter die Nutznießung an dem Bermögen 
des Kindes durch Anordnung der zujtändigen Behörde entzogen, jo hat das 
Vormundichaftsgericht die Anordnung auf Antrag aufzuheben, es jei dem, 
dal die Entziehung der Nutznießung nach $ 1666 Abi. 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs gerechtfertigt it. 

6. 1122; E. II 174; RB. 03; Mot. zu 122 ©. 293—294; Prot. S. 9093 
bis 9005 (VI S. 547, 548), 

1. Der Artifel jtatuirt eine Ausnahme don dem vorhergehenden Artikel 
203. Nah jenem Grundiag find Beichränfungen der elterliben Gewalt, mögen fie 
auf Sejeg oder Bejtimmung dritter Berionen beruben, mag diejer Dritte eine Privatperion 
oder Behörde fein, nur aufrechtzuerbalten, wenn ſie den Vorichriften des B.G. B. ent— 
ipreden. Der vorliegende Artikel läßt nun die Beihränfung jeitens 
einer Bebörde aud dann fortwirfen, wenn fiedem 8.6.8. nicht entipricht. 
Dieje Ausnahme, welde mit Rückſicht auf die Autorität der einmal erfolgten behörd⸗ 
lichen Regelungen geboten erſcheint, konnte inſofern ohne erhebliche Gefährdung des 
Prinzips getroffen werden, als nach $ 1671 B. G. B. das Vormundſchaſtsgericht es 
jeder Zeit in der Hand bat, die getroffenen behördlichen Anordnungen wieder aufs 
zubeben. Daß der S 1671 auch für die beim nfraittreten des B.G.B. beitebenden 
behördlichen Beihränfungen Anwendung zu finden bat, fchreibt der Satz 2 Des 
Abſatz 2, um jeden Zweifel auszuſchließen, ausdrüdlich vor. 

2. Jm Intereſſe der Aufrehterbaltung des Prinzips jchreibt der 
Abſatz 2 weiter vor, dak in den Fällen, wo nad bisberigem Recht die Beſchränkung 
der elterlichen Gewalt in der Aufhebung der Nutznießung am Kindesvermögen 
beitand, das Vormundſchaftsgericht nicht nur (wie nach Satz ? des Abi. 1) nach jeinem 
Ermeſſen zu beitimmen bat, ob die dem neuen Hecht zumiderlaufende Nectslage aufs 
recht zu erhalten jei, daß ibm vielmehr jolbenfalls auf einen dahin gebenden Antrag 
die Pflicht zur Aufhebung zuſteht. Dieſe Vorſchrift rechtiertigt fich damit, daß das 
BGB. außer in dem Kalle des S 1666 Abi. 2 (alſo im Fall der Verlegung und 
erbebliben Gefährdung des findlichen Unterbaltsrects) eine behördliche Entziehung der 
elterliben Nutznießung nicht Fennt, vielmehr in den übrigen Fällen des Mißbrauchs 
der elterliben Gewalt, in welden nad dem bisherigen Recht (ef. code eivil Art. GOL, 
618, Württemb. UN. IV II 82, Bayr. UN. I19 SS No. 6) die Intziebung der 
Nutznießung eintrat, gemäß SS 1666 Abi. 1, 1667 B.G. B. nur eine Beichränfung der 
Bermögensverwaltung unter Aufrechterbaltung des väterliben Nießbrauchs zuläßt. 

Bon ſelbſt versteht es ſich, daß S 1671 B.G. B, unbeichadet der Vorichriit des 
Abſatz 2 des Artifels, auch auf die beitebenden Beichränfungen der Nutznießung 
jtattfindet. 

3. Neine behördlihe Beihränfung im Zinne des Abi. I Zar I liegt 
vor im Fall der Beichränfung ber. Entziehung der elterliben Gewalt im Fall eines 
stonfurjes. Hier it alio gemäh der Negel des Art. 203 die alsbaldige Geltung des 
8 1647 B. G. B. geboten, Mot. E.G. p. 294, val. jedoch bierzu Bem. 2b4 zu Art. 205. 


Fbenfowenig liegt eine durch die Behörde erfolgte Beichränfung vor, 
wenn, nachdem der Vater frait Geſetzes, z. B. in Folge ftrafgerichtlicher Berurtbeilung, 
die elterlibe Gewalt verloren batte, von der VBormundicaitsbehörde ein Vormund 
beitellt worden iſt. — Bgl. Entſch. d. Kamm, G. vom 25. Dezember 189% Job. Jabrb. 19 
S. 51. 4 Meinung Habicht ©. 632 mit dem Hinweis darauf, daß die Inter: 
vormundicaftsitellung ja eine bebördlibe Schranfe der elterlichen Gewalt bilde. Allein 
diefe Beichränfung war ihon vor dem Gingreiten der Behörde vorhanden, fie it alio 
nicht erjt dur dieſelbe bewirft. 

Von einer Beihränfung der Zorge fur die Perion oder das Vermögen durch 
die VBormundicaitsbebörde kann endlich da überall nicht die Nede fein, wo nach bis— 
herigem Recht das Recht oder die Pflicht einer ſolchen Fürſorge nach den bisherigen 
Geſetzen gar nicht eriftent geworden iſt. Kine nad bisherigem Recht erfolgte Bes 
fchränfung der Mutter kann daber, joweit nad bisherigem Recht der Mutter eine elters 
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lihe Gewalt nicht zuftebt, regelmäßig nur in frage fommen, wenn die Mutter zur 
Vormünderin beitellt und demnächſt durch Beſchluß der Vormundichaitsbebörde oder 
des Familienraths (vgl. 3. B. code eivil Art. 444) als ungeeignet entlaiien ift, over 
wenn es ſich um Beihränfungen des Erziehungsrechts der Mutter handelt (vgl. 3. 8. 
; 28 Preuß. VBorm.Ordn.). Wenn daber „Habicht“ III. Aufl. S. 633 (entgegen jeinem 
früberen Etandpunft Gruchot i2 E. 437) annimmt, daß icon die Uebergehung der 
zunädit als Vormünderin beruienen Mutter und die Beitellung eines andern Xor- 
mundes ſtatt ihrer eine bebördlidhe Beichränfung im Zinne des vorliegenden Artifels 
bedeute, jo fann ibm darin nicht beigepflichtet werden. Gin folder Vormund iſt daber 
gemäß Art. 210 E.G. am 1. Januar 1900 alsbald zu entlajfen, desgleihen ein etwa 
beitellter Gegenvormund. 


d. Hat ein Elterntheil vor dem 1. Januar 1900 eine Enticheiduug der auitändigen 
Behörde im Wege der Klage — dort wo joldes zuläſſig (Code eivil Art. 444) — 
rechtzeitig angefochten, fo tit die lage nunmehr für erledigt zu erklären (und zwar auf 
feine often), da die Entſcheidung über die Beihränfung der elterlichen Gewalt jest 
lediglich der Bormundichaitsbebörde auftebt. Gntich. d. R.G. vom 12. November 140, 
ur. Wodh. 1900 5. Son, 

Bei einer Beichwerde gegen einen vor dem 1. Januar IM ergangenen, die 
elterlie Gewalt beichränfenden Beſchluß der Lormundicaftsbehörde iſt zu prüfen, 
ſowohl ob die Fnticheidung vor dem 1. Januar 1900 begründet geweien it, als auch 
ob ſie nach den Beitimmungen des B.G.B. aufrecht erhalten werden kann. Kür die 
(nticheidung der Frage, ob eine Entziebung des Grziebungsredts nab S 1666 B. G.B. 
gerechtfertigt ilt, fann auch das vor dem 1. Januar 1900 betbätigte Verbalten maß: 
geblich fein. E. d. 8.6. v. 29, Januar 1900, Gent. }. fr. ©. 1900 S. MH. 


Beſchränkung der Alutter durch den Vater. 
Artifel 205. 

Hat der Vater vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejegbuchs auf 
Grund der bisherigen Gejege die Mutter von der Bormundichaft über das 
Kind ausgeichlofien oder der Mutter einen Beiltand zugeordnet, jo gilt die 
Anordnung des Vaters von dem Infrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
an als Anordnung der Beltellung eines Beiltandes für die Mutter im Zinne 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 

61123; E. 11175; RR. 204; Mot. zu 123.194; Prot. S. 9095 (VI S. 548. 


I. Ter Artifel entbält eine weitere Ausnahme von dem Art. 203. käme 
der Artikel 203 zur Anwendung, jo würde, da das B. G. B. den Ausichluß der Mutter 
als Vormünderin nicht fennt (arg. SS 1684 ff.), im ‚all einer folden jetzt unzuläſſigen 
Anordnung, gemäß S 168 B.G«e.B. ohne weiteres die elterlibe Gewalt der Mutter 
und zwar unbeichränft eintreten. Iſt der joldhergeitalt verfüigende Vater erit nach dem 
1. Januar 1264 geſtorben, fo würde ſich das Gleiche ſchon aus Art. 213 Einf. Geſ. 
ergeben, wonach der Anbalt eines Teſtaments im Fall des Todes des Erblaſſers nad 
dem 1. Januar FW gemäß dem neuen echt zu beurtbeilen tt. 

Tiefe Konſequenzen würden der Tendenz des B.G. B. inſoſern wideriprecen, 
als daſſelbe im S 1687 Die seitens des Waters lentwillig angeordnete Beſchränkung 
der elterlichen Gewalt der Mutter, ſoweit fie durch Beſtellung eines Beiltandes er: 
folat, fur wirfiam erflärt. Es it daher in dielem Artifel beitimmt, daß jene lekt: 
willigen Anordnungen wenigitens diefe vom BOB. als zuläſſig befundene Wirfiamfeit 
äußern Tollen. 

Ter Vormund wird bierbei jedoch nicht ohne weiteres zum „Beiſtand“ im Zinne 
des AR Er tt vielmehr vom Vormundſchäaftsgericht feiner bisherigen Stellung 
zu entbeben. Er kann dann entweder Velbit oder an feiner Ztelle eine andere Perſon 
als Beiitand beitellt und verpflichtet werden, vgl. Rußbaum D.N.3. 1899 S. 4124144. 

2. Boransgeietst ift jedoch bierbei, daR, wenn der Vater nach dem 1. Nanuar 
1900 irbe, die allgemeinen Erforderniſſe der SS 1777 (1687 Nr. I) für eine gültige 
Verfügung gegeben fein müſſen. Not, p. 294, 
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3. Der Artifel bat gegenüber ber Mehrzahl der bisherigen Rechte 
Bedeutung. Zuläſſig ift der Ausschluß der Dutter ald Vormünderin gemäß der 
Preuß. VBorm.Ordg. vom 5. Juli 1875 $ 17 Nr. 2, Sächſ. B. G. B. 88 1586, 1887, 
180, Windicheid II p. 649. Zuordnung eines Beiltandes ift zuläflig nad code 
eivil an 3, Bad. ER. Sat 391. 

4. In Kraft bleibt aud eine altrechtliche giltige Anordnung, wodurd der Vater 
oder die Dlutter von der Nutznießung des Kindesvermögens ausgeſchloſſen iſt. 
Immerhin muß ein poſitiver Ausſchluß vorliegen, was z. B. hinſichtlich der Mutter, 
der nach bisherigem Recht feine Nutznießung zuſtand, nicht vorliegen würde, wenn 
bei einer Zumendung die Nutznießung des Vaters zwar Teen die der Mutter 
aber gar nicht erwähnt wäre, vgl. Habicht ©. 637 und Entſch. d. R.G. v. 19. November 
1900 Jur. W. 1900 5. 870, 


Kinder aus geſchiedener Ehe. 
Artikel 206, 

Sit auf Grund der bisherigen Gejege eine Ehe gejchieden oder in Folge 
der Todeserflärung eines der Ehegatten aufgelöjt oder it auf Trennung der 
Ehegatten von Tiich und Bett erfannt worden, jo bejtimmen fich das Necht 
und die Pflicht der Eltern, für die Perſon der gemeinichaftlichen Kinder zu 
jorgen, nach den bisherigen Gejegen; die Vorichriften des $ 1635 Abi. 1 
Sat 2, Abi. 2 und des $ 1636 des Bürgerlichen Gejegbuchs finden jedoch 
Anwendung. 

E. I 124; E. II 176; RB. 05; Mot. zu 124 ©. 294 -295; Prot. ©. 90% 
(VI ©. 518), 

1. Bat. ss 1635 ff. BGB. Auch diejer Artifel enthält eine weitere 
Ausnahme von dem SGrundiat, des Art. 203, und awar zu Gunſten des fih aus 
Art. 201, 202 ergebenden Prinzips, wonach ſich die Wirkungen einer vor dem 
1. Januar 1900 erfolgten Scheidung nah dem bisherigen Recht richten müſſen, ef. 
Note 3b zu Art. 201. 

Die vorjtehende Ausnahme rechtfertigt ſich Schon damit, daß der ſtets das 
Vorliegen eines Verichuldens vorausjegende S 1635 B. G. B. nicht durchführbar jein 
würde in den Fällen, wo nach bisherigem Necht, 3 B. in Sadıjen in dem Scheidungs: 


oder Trennungsurtbeil, ein Ausipruc über die Schuld des einen oder andern Che: 
gatten nicht enthalten ift. Mtot. p. 14. 


Erfolgt die Ehejcheidung nad dem 1. Januar 1900, jo greift allein das neue 
Hecht ein. Haben aber die Ehegatten im Hinblik auf die bevoritchende Eheſcheidung 
unter dem alten Hecht eine nach dieſem zulällige Vereinbarung über die Erziehung 
getroffen, jo bleibt dieſe Vereinbarung wirkſam. E. d. 8.8. in pr. d. O.L. G. 1300 
©. 218. 


2. Das bisherige Net kommt natürlib nur infoweit in Amwendung, als 
die Frage zu enticheiden ift, wen von beiden Elterntheilen die Sorge für 
die Perſon der Kinder anzuvertrauen iſt, 8 1035 3.6.8. Der Inhalt der 
biernab dem berechtigten Elterntheil obliegenden Berpflichtung beitimmt ſich nad dem 
neuen Recht, und zwar gemäß SS 1631ff. BOB; ebenio Entſch. OX.G. Braunichweig 
Eädi. Ard. 25 S. 295. 

3. Das bisherige Recht fommt auch gemäß ausdrücklicher Vorſchrift des 
Satzes 2 des Mrtilels nur mit der Mahgabe zur Anwendung, daR das Vormund— 
ſchaftsgericht gemäßz S 1655 Abſatz 1 Sar 2? und S 1656 Satz 2 jeder Zeit in der 
Yage ut, im Bedürtninfall eine Abänderung der uripringlichen Anordnung zu 
treffen und den periönlicen Verkehr mit den Kindern des Näberen zu regeln, ef. 
Art. 17 Yo. d. 

4, Das dem einen Elterntheil nah 8 1635 zuitebende Erzichungsrecht fann 
auch nah dem 1. Januar 1900 im Klagewege gegen den andern Elterntheil verfolgt 
werden. Ebenſo fann aber auch im Prozeß darüber entichieden werden, ob dem Gltern: 
theil, welchem nach bisherigem Necht die Erziehung zuitand, dieles Recht im Intereſſe 
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des Kindes zu nehmen iſt; val. Entſch. d. R.G. vom 3, Juli 1900 Nur. Woch. 10 
©. 612, Gntid. d. O.. G. Braunſchweig vom 16. Februar 1900 Seuff. A. 55 Ir. 146, 
a. Ani. Habicht IL Aufl. ©. 639 u. Entſch. d. O..G. Hamburg v. 27. März 10m, 
Die zu Bem. 3 erwähnten Befugniſſe des Vormundſchaftsgerichts bleiben jedoch aud 
nach rechtskräftiger Entibeidung ſtets unberührt. 

5. Val. bierzu Austführnngsgeieg von Schaumburg:Yippe $ 40, meldes 
den SS 1635 und 1636 rüdwirfende Kraft auch für die vor dem 1. Januar 1400 
geihiedenen Ehen beilegt. 


Kinder ans ungültigen Ehen. 
Artikel 207. 

Inwieweit Die Kinder aus einer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs geſchloſſenen nichtigen oder ungültigen Ehe als ebeliche Kinder 
anzujehen find und inwieweit der Bater und die Mutter die Pilichten und 
Nechte ehelicher Eltern haben, bejtimmt jich mach den bisherigen Gejetzen. 

G 1125; & 1 1775 0.2. 206; Dlot. zu 125 S. 2% — 296; Prot. S. WU 
(VI S. 548), 

1. Die Vorſchrift iſt eine Konſequenz des Art. 198 Abi. 1 (ef. Note 1 zu 
Art. 205). Diejelbe auszuſprechen erichien deshalb geboten, weil fih Zweifel bezüglich 
der abweichenden Behandlung der in ſolchen Ehen nad Inkrafttreten des B. G.B. 
geborenen Kinder ergeben könnten. Gine ſolche abweichende Behandlung würde aber 
zu großen Unzuträglichkeiten ſühren können in den Fällen, wo in derſelben Ehe theils 
Kinder aus der Zeit vor dem I. Januar 1900, theils ſolche aus jpäterer Zeit vor: 
handen jein würden; vgl. 3. B. Sächſ. Geſ. vom 5. November 1875 83, Sidi. B. G B. 
SS old, 1621 mit SS 1699 (datt, 1771) BSH, ef. auch Art. 198 Note II 2, 

2. Eine nichtige oder ungiltige Ehe im Sinne des Artifels Liegt nicht 
vor, wenn die Ehe zwar nah bisherigem Recht nichtig oder ungiltig, mit dem 
1. Januar 1900 aber gemäß der Borichriit des Art. 198 Abi. ? rüdwärts ailtig 
geworden war. Die Kinder aud die vor dem 1. Januar 1900 geborenen — gelten 
in dieſem Fall ſämmtlich als ehelich. 

Im Uebrigen macht es jür die Anwendung des vorliegenden Artikels keinen 
Unterſchied, ob die nichtige bez. ungiltige Ehe noch nah dem 1. Januar 1900 weiter 
beitcht oder nicht, und ob Die Kinder vor oder nad dem 1, Januar 100 geboren find; 
vgl. Habicht III. Aufl, S. 645, anders Fuchs ©. it. 

” > Der Inhalt des Rechtsverhältniſſes zwiſchen den Eltern und Kindern be- 
ſtimmt jich bei Annahme der Ehelichkeit gemäß Art. 203 in allen Källen vom 1. Januar 
It an nah dem B. G. B. 

i. Ausführungsgeiege. S.-Weimar: S 197 und Neuß ä. %.: 8 123 laſſen 
die Borichriiten des B.G. B. auch für die vor dem I. Januar 1900 gejchlojienen 
Shen alsbald gelten. Nur für die erbrectlicen Verhältniſſe bleibt es bei den bis: 
berigen Borschritten. 


Unehelidye Kinder. 
Artikel 208, 

Die rechtliche Stellung eines vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs geborenen unehelichen Kindes bejtimmt jich von dem Inkrafttreten 
des Birrgerlichen Geſetzbuchs an nach deſſen Borjchriften; für die Erforjchung 
der Baterichart, für das Recht des Nindes, den Familiennamen des Vaters 
zu führen, ſowie für die Unterhaltspflicht Des Vaters bleiben jedoch die bis- 
berigen Geſetze maßgebend. 

Inwieweit einem vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
außerehelich erzeugten Ninde aus einem befonderen Grunde, inbejondere wegen 
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Erzeugung im Brautjtande, die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes 
zufommt und immieweit der Water und die Mutter eines jolchen Kindes Die 
Pflichten und Nechte ebelicher Eltern haben, bejtimmt jich nach den bisherigen 
Geſetzen. 

Die Vorſchriften des Abſ. 1 gelten auch für ein nach dem franzöſiſchen 
oder den badischen Gejegen anerfanntes Kind, 

E. 1126; €. II 178; RB. 207; Mot. zu 126 S. 2%6—301; Prot. S. 90% 
bis 9101 (VI S. 548—552). 

1. Entiprebend dem Prinzip des Art. 1098 Abi. 1, 207, 209 (ef. 
Anm. 1 zu Art. 203) müſſen ſich die Vorausiegungen des Nedtsverhältnifies 
zwiſchen dem unehelichen Kinde einerjeits und deſſen Eltern andererfeits nach 
dem bisherigen Nedt richten, fofern nur die Geburt vor dem 1. Januar 
1900 erfolgt. 

Es beitimmt demgemäß Abſatz 2 des Artikels, daß die Vorjchriften des bis: 
berigen Rechts, wonach ſolchen Kindern, troßdem fie unehelich geboren, dennoch die 
rechtliche Stellung von ehelichen Kindern aus einem beſonderen Grunde beigelegt 
werden soll, in straft bleiben. Aus Billigfeitsrüdiihten gebt aber der 
Abjak 2 nodb weiter und bält das bisherige Recht infoweit auch für die 
vor dem 1. Januar 1900 erzeugten Kinder aufrecht. Der Artikel bat bier in 
eriter Yinie die Brautfinder im Auge, welbe im BG.B. den übrigen unebelichen 
Kindern gleichgeitellt find, aber in vielen bisherigen Geſetzen die Nechte ehelicher Kinder 
mehr oder weniger genoſſen: vol. Sächſ. B. G. B. 88 1575, 1661, 1809, 1837, 2018, 2025, 
2059, 2265; Altenb. Geſ. von 13. Januar 1869; Weimar Gel. vom 6. April 1833 SS Ib, 
26 und vom 27. März 1872 SS 1, 25 Gef. für Neuß j. Y. vom 10, Dezember 1853 
SS 17, 235 Anbalt.Ger. vom 10. Mai 1897 8 8 Abi. 5. Im Gebiet des gemeinen 
Rechts iſt die rechtliche Stellung der Brautfinder im llebrigen beitritten. Im Preußiſchen 
Recht, ſowie nach den Gelesen von Coburg-Gotha und Meiningen wird ein Unterſchied 
zwiſchen Brautfindern und unebelihen Kindern nicht gemacht. 

Die Borausiegungen der Erzeugung im Brautitande richten ſich nach bisberigem 
Recht. Bei Berichiedenbeit des alten und neuen Rechts in der Berechnung der 
Empfängnißzeit gilt für die vor dem 1. Januar 1900 zurückliegende Zeit das alte 
Recht. Habicht III, Aufl. S. 666, a. Meinung Scherer ©. 23; vgl. bierzu die 
Ausführungsgeſetze von Sadien: $ 36. — S.: Weimar: $ 19. — DS. Alten: 
burg: S 122. 

Fälle, in denen unebeliche Kinder „aus einem andern Grunde” die rechtliche 
Stellung von ehelichen haben, fommen wohl nur jelten vor. An Betracht kommen 
vielleicht die im Preuß. AXR. IL 2 88 502 ff. verb. mit IL, 1 88 1035-—1037, 1115 
vorgelebenen Fälle (stinder einer Geſchwächten, welder die Ehe vorgeipiegelt oder 
welcher Gewalt angetban it), ſoweit ſolche Fälle fih vor dem Gefeg vom 4, April 
1854 ereignet haben, ef, Mot. E.G. p. 301. 

2. Entipredjend ferner dem Standpunkt des Geſetzes in Art, 203 find gemäß 
Abſatz I Halbiatz, I unferes Artikels auch die Wirkungen des hier in Frage fommenden 
Rechtsverhältniſſes grundſätzlich ſowohl in Anichung der periönlichen als aud) der 
vermögensrechtlichen Redtsbezichungen dem neuen Recht unterworfen, aud wenn 
der Geburtsfall vor dem I. Januar 1900 ſich ereignet bat. Die Gründe der aus: 
nahmsweiſen Rückwirkung des Geſetzes find bier diefelben wie dort im Art. 203 
(Mitwirkung des Bormundicaitsgerichts). 

a) Was das Nedtsverhältnii; zur Mutter und zu deren Verwandten anbelanat, 
fo greifen biernac die Beftimmungen der SS 17051707 B. G. B. alsbald Platz. Ein 
ind, welches umter der Herrſchaft des Preußiſchen Rechts oder des code civil geboren 
ist und nach dieſen Rechten feine oder nur eine beichränfte Zugehörigkeit zu feiner 
mütterliben Familie batte (ef, Preuß. A.L. R. II, 2 SS 630, 631, 637-634, 606, 657, 
660, 661, II, 3 SS 6, 8, Preuß. Geſ. vom 24. April 18548 20; code eivil Art. 334 
bis 342, 158, 383, 756— 767; Bayr. A.R. III, 12 8 2 9er. 12; Coburg. Geſ. vom 28. Juli 
1858 Art. 39, 40. Mot. IV p. 854), gewinnt von nun an dieſe ibm bisher verjagte 
ramilienangebörigfeit. 

b) Was das Verhältnis; zum Bater anbelangt, fo findet alio der Grundſatz 
des B. G. B, wonach ein unebeliches Mind und deſſen Vater nicht als verwandt gelten, 
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auf alle zur Zeit des Anfrafttretens des B.G. B. vorhandenen umebelihen sinder 
Anwendung. 

a) Es entfällt alſo der nad bisherigem Recht zum Theil bejtebende Aniprud 
des Baters gegenüber dem Kinde, desgleihen die Unterhaltspflicht und der 
Unterbaltsaniprud im Berbältniß zu den Verwandten des Vaters; vgl. Preuß. AR. 
U, 28625, Bayr CR. 145 7 Ar 1. 

Der unter der Herrichaft des alten Rechts zur Alimentation verurtbeilte Aſcendent 
fann nunmehr mit der Klage aus $ 767 E.P.O. Aufbebung des früberen Urtbeils 
für die Zufunit erwirfen; val. Habicht ©. 663, Scherer ©. 253, 

Insbeſondere fällt aber auch fort das bisher vielfach beitebende gegenseitige 
neieglihe Erbredt. Soweit der Erblaiier nah dem 1. Januar 1900 jtirbt, ergiebt 
fib dies ſchon aus Art. 2153. Das Erbrecht cellirt au dann, wenn es in einem 
früheren Urtbeil — wie das in Preußen Praris war — ausdrüdlich vorbebalten ift. 

3) Sind jedoh nach den bisherigen Geſetzen Rechte erworben, welche mit dem 
Fortbeſtande des Verwandtichaftsverbältnifies an ſich nichts zu thun baben, fo bleiben 
dieje beiteben. Das Geſetz bebt als einen folben Fall in Abjag 1 Halbiak I? das 
Recht des indes, den gamiliennamen des Vaters zu führen, hervor, ef. Württemberg. 
Geſ. vom 5. September 1539 Art. 25 Nr. 5, Meeining.Gef. vom 9. September 1544, 
Coburg.Geſ. vom 25. Auli 1855 Art. 36. Hierher redinet das Geſetz auch die für 
das Rechtsverhältniß der unebelichen Kinder wictigite Beziehung, nämlich die Unter: 
baltspfliht des Erzeugers, da weniaftens nah den Grundſätzen des bisherigen 
Rechts vielfach dieſe Verbindlichkeit als auf Delift bey. ex lege berubend angeieben wurde. 

3. Die Unterhaltspflidt des Vaters richtet fih alio gemäh Zat 2 des Wbi. 1 
bei einem vor dem I. Januar 1) geborenen Minde nah wie vor nad bisherigem 
echt, Sowohl nah ihren VBorausiegungen (binfichtlid der Erferihung der 
Raterichaft, exceptio plurium ete.) als auch binfihtlih ihres Anbaltes. Die 
Beitimmungen der SS 1708—44718 B. G. B. greifen nicht Platz. Der mahgebende 
Zeitpunkt für die Kortgeltung des bisherigen Nedts ift im Uebrigen auch bier der 
Beitpunft der Geburt, nicht derjenige der Zeugung. Ws Vater im Sinne des 
vorliegenden Artikels gilt derjenige, weldber nah Maßgabe des bis: 
berigen Rechts als Vater in Anſpruch genommen werden fonnte Auch 
die exceptio plurium ijt daber gegenüber Mindern aus Gebieten, welche bisher dieſe 
Einrede nicht fannten, auch jet nicht zuläſſig; vgl. Serftlauer in Seuff. BL. f. 
Rechtsanw. 64 S. 20288. 

Mit der Unterhaltspflicht regelt ſich nach bisherigem Recht das mit derſelben 
zuſammenhängende Recht des Vaters, an Stelle der Alimentationszahlung das Kind 
nach Zurücklegung der erſten Lebensjahre ſelbſt in Pflege zu nehmen, 
eh, Preuß. AR, IL, 88 622-025, Sächſ. G. B. F 1870, ebenſo Habicht S. 664, 
Fuchs S. 4 . E. d. K. Gvom 10, Dezember 1900. R. d. OX.G. Bd. IS. 89. A. Mein. 
Scherer J.W. 1900 S. 820. Daneben beſtehen jedoch gemäß Abſ. 41 Sat 1 unieres 
Artikels die Rechte der Mutter gemäß SS 1707, 1631, 1632 B. G. B. Macht fie aber 
von Dielen Beſugniſſen Gebrauch, ſo enthebt fie damit den Water von ſeiner 
Unterbaltspflicht, jo lange fie das ind grundlos feiner Verpflegung vorentbält; vgl. 
Habicht S. vu), 

Tesgleihen richtet es ſich nach bisberigem Nect, ob eine Verpflichtung des 
Baters beftebt, der Mutter aus deren eigenem Nect einen Beitrag zur Erziehung 
und Pflege des Kindes zu geben, et. Maſſ.Edikt vom 21. September 18516 84. Someit 
dagegen nach bisberigem echt der Wiutter der Unterbaltsanfpruch lediglib in Ber: 
tretung ihres Mindes zuſtand, ef. Sächſ. BR. 88 1805-— 1866, fällt dies gemäß 
dem Grundſatz des Abſ. 1 Sat künftig weg. Nach dem neuen Nect it auch Die 
bisher ſtreitig geweſene Frage zu beantworten, ob die Mutter fraft ibrer ſuſidiären 
Unterbaltsprlicht beſugt ift, genen den Bater auf Grfüllung der Unterbaltspflicht zu 
fügen J.G. V Pp. 101). 

4, Der Abſ. 3 Des Art. hebt beſonders hervor, daß auch die nach franzöſiſchem 
und badiſchem Recht (Art, 3I0 code eivil, Bad.L. R. Satz 340, 340a) „anerfannten 
Kinder“ den unehelichen Kindern im Sinne des Abi, 1 dieſes Artikels gleichſtehen 
ſollen. Dieſe Hervorhebung iſt geboten, weil die „Anerkennung“ des franzöſiſchen 
Rechts nicht den Eharakter eines Geſtändniſſes, ſondern eines rechtsgeſchäftlichen Aktes 
hat. Die Gleichſtellung hat im Weſentlichen die Bedeutung, daß im Verhältniß zu 
dieſen Kindern künſtig das Erziehungsrecht und der Unterhaltsanſpruch des Vaters, 
ſowie das gegenſeitige geſetzliche Erbrecht wegſallen. 
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5. Was das Rechtsverhältnißß des Erzengers zur Mutter anbelangt, jo unter: 
liegt dieſes, jall3 die Entbindung vor dem 1. Januar 1900 erfolgte, ſchon gemäß 
Art. 170 dem bisherigen Recht, nicht den SS 1710ff. A.G.B. Nach dem bisherigen 
Recht richtet ſich daher insbeſondere aud, ob der Geſchwächten ein weitergebender 
fogen. Deflorationsaniprud, bez. ein Anſpruch auf Zuerkennung der Rechte einer 
Ebeirau zuitebt. 

Für dieje leßteren Anſprüche muß übrigens, da fie Nechtsfolgen der „Schwächung“ 
find, der Zeitpunft der Zeugung für das anzuwendende Hecht enticheidend fein, vgl. 
Entid. d. OLG. Hamburg Rechtſpr. d. O.L. G. 1900 ©. 32, 

6, Iſt die Alimentationskflage gegen den außercehelihen Vater, welder vor 
Dem |. Januar 1900 in das rheiniſche Rechtsgebiet verzogen iſt, vom 1. Januar 
1900 ab zuläſſig? Die Frage iſt in Theorie und Praris lebhaft beitritten; vgl. die 
Litteratur bei Scherer, — Jahr“ 101 S. 47 und neueſtens Brogſitter im 
„Recht“ 1901 S. 2W2. Die Frage iſt an der Hand der allgemeinen Grundſätze über 
das Zuſammentreffen der örtlichen und zeitlichen Kolliſionen zu beantworten, vgl. das 
Nähere Einleitung zum IV. Abjchnitt S. 295 Bem. IX, 1, und ift dahin zu enticheiden, 
daß die Alimentationsflage nach wie vor unzuläflig iſt; ebenjo im Ergebniß Habicht 
III. Aufl. ©. 662, Brogfittera.a. O.u.a.; a. Dein. Scherera.a.O. u.a. Anders 
iſt die Frage zu beantworten, wenn dieſelbe Frage im Verhältniß zu franzöſiſchrecht— 
lichen Gebieten des Auslands zu löſen ift. Hier greift alsbald Art. 21 E. G. Platz, und 
die Klage der deutihen Mutter iit vom I. Januar 1900 an zuläffig. 


Legitimirte und adoptirte Kinder. 
Artikel 209, 


Inwieweit ein vor dem nfrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
legitimirtes oder an Kindesitatt angenommenes Kind die rechtliche Stellung 
eines ehelichen Kindes hat und inwieweit der Water und die Mutter die 
Pflichten und Nechte ehelicher Eltern baben, beſtimmt jich mach den bis- 
berigen Gejegen. 

E. 1127; E. I 179; RB. 05; Pot. zu 127 ©. 302-303; Prot. S. 9108 
(VIE. 556). 

1, Die Vorschrift iſt — wie Art. 207 — eine Konſequenz des dem Art. 198 zu 
Grunde liegenden Prinzips (val. Bem. 1 zu Art. 203, Bem. II, 2 zu Art. 108). 
Sie verbält jihb über die Borausichungen des durch die Yegitimation 
und Adoption künſthich geſchaffenen kamilienverbandes und zwar ſowohl 
über die Borausjegung dieier Bearündungsafte jelbit als auch über die 
Wirfung diejer Begrüundungsafte in Anſehung des zu ſchaffenden 
Samilienverbandes, 

Es richten ſich alio nach bisherinem Recht: 

a) Die Vorausiegungen des WBegründungsaftes, ſoweit derſelbe vor dem 
1. Nanuar 1900 Liegt. Tas bisherige Recht enticheidet alfo über die Gültigkeits— 
erforderniife der legitimatio per subsequens matrimonium, der legitimatio per reseriptum 
prineipis, der adoptio plena und minus plena und der arrogatio, und zwar ſowohl in 
Anjehung: 

a) Der formellen Vorausſetzungen. Es genügt alſo 3. B. bei einem im 
Gebiet des bisherigen Franzöſiſchen Rechts eriolaten Lenitimationsiall zur 
leritimatio per subsequens matrimonium nicht Die Eheſchließung, jondern es 
bedarf noch der Anerkennung dur den Ehemann vor der Ehe oder in der 
Heiratbsurfunde. Es tt Itreitin geworden, ob das am I. Januar LVO mangelnde 
Anerkenntniß dur ein Anerkenntniß gemäß Ss 1720 B. G. B. nah dem 1. Januar 
1900 erjegt werden kann. Die Frage it deshalb von erbeblidher Bedeutung, 
weil die unbeichränfte legitimatio per reseriptum des früheren Rechts beſeitigt 
ift und die neue Ehelichkeitserklärung des B.G.B. nur dem Vater gegenüber 
(Fhelichfeit Schafft, und jomit im all, daß die Anerkennung bei der Ehe— 
ichließung verabſäumt tit, dieſes Berichen im Fall der Berneinung unierer 
Frage nicht mehr wie früher wieder gut gemact werden fünnte. Trotz der 
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mißlichen Konſequenz wird man die frage verneinen müſſen, da der S 1720 
nur eine nach dem 1. Januar 1900 geichloiiene Ehe im Auge bat; vgl. 
Habicht 111. Aufl. ©. 647, E. d. 8.©. v. 1. Mai 1900 (E. in Ana. d. 
jreim. ©. S. 41), Scherer J.W. 1W0 S. 8%, Grüninger Bad. Kipr. 
100 8.58. A. Meinung Brementbal in „Recht“ 1900 S. 417. 

Die Frage bat für die franzöſiſchen Gebietstbeile von Bavern und Helen 
feine Bedeutung, da die bezüglichen Austührungsgeiege der Anerfennung des 
5 1720 8.0.8. ausdrücklich die Wirkung aud für frühere Eheſchließungen 
beilegen, vgl. Bayern 16.8. Art. 141, Heſſen Gef. v. 7. Juli 1900 CR. BL. 
S. 429. Anders in Preußen A.G. Art. 71 $ 1, weldes nur einer vor 
dem I. Januar 190% erfolgten Anerkennung (in einer öffentlichen Urkunde) 
die Wirfung der bei der Eheſchließung erfolgten Anerfennung beilegt, ſowie 
in Baden und Oldenburg: Birfenfeld, welde, joweit erſichtlich, überhaupt 
feine Ausfübrungsbeitimmungen geben; 

A) Ter materiellen Vorausießungen, 3. B. ob incestuosi oder adulterini 
legitimationstäbig find. Wal. hierzu Bayern Ueb.G. Art. 105, welches be 
jtimmt, dar auch ein nad bisherigen Vorichriiten (Bayer. ER. I5S 1 nidt 
legitimationstäbiges Mind mit dem 1. Nanuar 1900 (unbeichadet erworbener 
echte Dritter) rückwärts als ebelich gelten joll, wenn der Vater die Mutter 
vor dem 1. Januar 1900 heiratbet. 

Der Begrüundungsaft muR unter dem alten Recht vollzogen jein, 
um diefem zu umterfteben. Welches tft der enticheidende Zeitpunft? Iſt der Adoptions: 
vertrag vor dem 1. Januar 1900 geichloifen, jo wird man für die Beitätigung 
(vgl. SS 1741, Id. BOB) noch die alten Borichriiten gelten laſſen müſſen. 
Habicht ©. 648 Bem. 1; vgl. aber bierzu Sächſ. Verordn. vom 24. Juli 1809 8 127 
und Elſ.Lothr. A.G. 3. Freiw.G. G. 8 74, 

Der Grundſatz, daß für die Vorausſetzungen der Yegitimation oder Adoption die 
bisherigen Geſetze maßgebend find, erleidet eine Durchbrechung, wenn der Begrimdungs: 
aft in einer vor dem 1. Januar 1900 errichteten letztwilligen Verfügung erfolgt (vgl. 
Windicheid S 22 Note d, eode eivil Art, 336) und der Teitator nad dem 1. Januar 
106 ftirbt. In dieiem Fall kommt gemäß Art. 213 das neue Recht zur Anwendung, 
welches die Gültigkeit ſolcher Rechtsakte ausſchließt (lot. S. 302). 

b) Rach bisherigem Recht richten ſich weiter Die Wirkungen der vor dem 
1. Januar 1900 erfolgten Adoption und Legitimation in Anſehung Des zu 
ihaffenden Kamilienverbandes. Tas beikt, es richtet ſich nad bishberigem Recht, 
ob der zu Legitimirende und der zu Ndoptirende in das Verhältniß eines ebelichen Kindes 
lediglich zu dem Yegitimirenden bez. Adoptirenden oder auch zu deilen Fbegatten tritt, 
jerner, ob er in den Familienverband lediglich mit Dielen Perſonen oder auch den 
Verwändten derielben tritt; m. a. W. ob und immwieweit die Wirfungen eintreten, 
welche bez. der Legitimation in den SS 1736 bis 1740, bez. der Adoption in den SS 1758 bis 
1767 B. G. B. geregelt find. Der Anbalt des sich hiernach ergebenden Rechtsverhält— 
niſſes ſelbſt folgt jedoch vom I. Jamtar 19200 an dem neuen Necht, val. unten zu 2.) 
Ter Umſang, in welchem die rechtliche Stellung der Yegitimirten und Aboptirten als 
eines ehelichen Mindes in der vorgedacten Weile im bisherigen Recht anerfannt war, 
it gegenuber den bezeichneten Bortchriiten des B.G. B. tbeils ein erweiterter, theils ein 
beichränfterer, val. binfichtlich der Yenitimatton Pr. AR. TI, 2 88 6035-008, Sächſ. 
BB. SS 178, 1808, I8ÄT, 2021-2024, Bayer. UR. 1589 Wr. 3; IT 12 $ 2 
Wr. Il u. a., binsichtlih der Adoption Pr. MEN. IL 2 SS 081 ff. TOT, Windſcheid LI 
SH. 6, Sächſ. BOB, SS 1709, 2045, code eivil Art. 347—352 u. a. 

2. Steht auf Grund des biernadı mahneblichen bisherigen Rechts feit, dak der 
Yegimitirte oder der Adoptirte ganz oder zum Theil in einen ehelichen Kamilienverband 
au dem Legitimirenden oder Adoptirenden getreten it, To richtet jich der Juhalt und 
die Wirkungen dieſes Aumilienverbandes jelbit in Gemäßheit des Artifels 203 vom 
1. Januar 1900 an nad dem neuen Recht, alio nah den SS 1616ff. B. G. B. 

5 erbält demgemäß u, A. auch nach dem 1, Januar 1900 der pater adoptans 
gemäß S EDER, die elterlibe Rutznießung und Verwaltung, auch wenn er fie 
nach bisheriaem Recht a. B. Preuß. HUN. II, 2 SS 694-700, 716, Sächſ. B. G. B. 
ss 1797, 1811, 1818) nicht batte. So völlig zutreffend Motive z. E.G. S. 302, 
v. Staudinger (Wagner) Art. 209 Note, Ztranz:Werbard 5.30. A. Meinung 
Habicht IH, Aust, S. 652ff.,, derielbe bi Gruchot 42 S. 123-477, Ed OL.GG. 
Dresden vom 77, Februar 1900, Scherer J.W. 1900 ©. 820, Kuhlenbeck E.G. 


— 


S. 26. Tie abweichende Ansicht differenzirt nicht zwiſchen den unmittelbaren und 
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mittelbaren Wirkungen der Adoption und Yegitimation und beruht auf dem Kardinal: 
irrtbum (vgl. 3. B. Habidt ©. 654 oben), daß der Art. 203 nur das Berhältnik 
zwiſchen leiblihen Eltern und Kindern im Auge babe. Es fommen bier aber ganz 
analog dielelben Grundiäge zur Anwendung, wie fte oben im nternationalen Privat: 
recht bei Art. 22 zur Darstellung gelangt find; vgl. auch die mit unſern dortigen Aus: 
führungen übereinitinnmenden Bemerkungen von Bland Kom. 3. E.G. Art. 22 Ben. 3b,c 
und Bem. 6 zu Art. 19. Die Motive zum vorliegenden Artikel (S. 302) nehmen 
daher auch feinen Anjtand, die bier vertretene Auffaſſung als „ſelbſtverſtändlich“ 
binzuitellen. 


3. Während die Anfechtung einer vor dem 1. Januar 1900 erjolgten Yegitimation 
oder Adoption auch nach dem 1. Januar 1900 prinzipgemäß (ef. zu 1) nad bisherigem 
Recht ſich richten muR, wird fiir die nach dem 1. Januar 1900 in Frage kommende 
Aufhebung dieier Nechtsverbältniiie das neue Recht Plab greifen müſſen, vol. Habicht 
S.656, Nechtsfonjequenter wäre es freilich geweien, auch dieie dem alten Recht zu unters 
ftellen. Die Faſſung unſers Artifels verbietet aber eine diesbezügliche Ausdehnung. 


4. Der Artifel ichweigt über das einigen bisherigen Necten (ef. Preuß. A.L.R. Il 
ss zn ff. code eivil Art, 361— 370, Bad. UÜR. Sat 361- -370) befannte „Pilegichafts- 
verhältniß“, wonach den Prlegeeltern elterlihe und vormundichaftlice Befugniiie und 
den Kindern ein Interhaltsanipruch zuitebt. Da das B.G. B. dieſes Verhältniß nicht 
fennt, iſt es mit allen jeinen Wirkungen vom 1. Januar 1900 an beieitigt. Mot. 
S. 302. Nah Habicht ©. 657 soll die Vermögensverwaltung des flegevaters 
(code eivil Art. 365) gemäß Art. 210 als Lormundichait oder Pflegſchaft im Sinne 
des BGH, fortdauern und der Pflegvater obne weiteres als Pfleger im Sinne des 
B. G.B. weiter fungiren. M.E. bedarf es einer erneuten Bejtellung. 


5. Der Artikel übergebt weiter das dem bisherigen Recht zum Theil befannte 
Anjtitut der Cinfindichaft, d. b. den Vertrag, durch welchen zwiichen den Kindern eriter 
Ehe und deren parens einerjeits und dem 2, Ehegatten andrerfeits die Sleichitellung 
der Kinder beider Ehen vereinbart wird. Da das B.G.B. dieſes Inſtitut nicht fennt, 
tit es ebenfalls als ſolches mit dem 1. Januar 1900 bejeitigt und kann nur 
noch als Grbvertrag in Anſehung der über das aegenfeitige Erbrecht getroffenen Ber: 
einbarungen nab Maßgabe des Art. 214 (217) oder als Rechtsfolge des ehelichen 
Güterrechts gemäß Art. 200 Yirfung äußern. Die verjönlichen, dem Glternrect an: 
gebörigen Wirkungen fallen, wie die Motive S. 25° mit Necht bemerfen, gemäß Art. 203 
mit dem Anfraittreten des BGB. fort. Die abweichende Anfiht Habicht's ©. 654 
(mit ibm übereinitimmend auch Wagner Art: 209 Ben, V. Kublenbed S. 2 
Ben. 3) hängt mit einer micht richtigen Aufſaſſung des Art. 203 zuſammen; vgl. oben 
Bem. 25 vgl. hierzu auch Meyer, Einkindſchaft, Jnaug. Diſſert, Breslau 1100, S. 107 ff. 


Vormundfchaft und Pflegſchaft. 
Artifel 210. 


Auf eine zur Seit des Infrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs be 
jtchende Vormundſchaft oder Pflegichaft finden von diejer Zeit an die Vor 
ichriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs Amvendung. Dit die VBormundjchaft 
wegen eines fürperlichen Gebrechens angeordnet, jo gilt ſie als eine nad 
$ 1910 Abi. 1 des Bürgerlichen Gejegbuchs angeordnete Pflegichart. Dit 
die Vormundſchaft wegen Geiltesichwäche angeordnet, ohne daß eine Ent- 
mündigung erfolgt it, jo gilt fie als eine nach $ 1910 Abi. 2 des Bürger- 
lichen Sejegbuchs für die Bermögensangelegenbeiten des Geiſtesſchwachen an- 
geordnete Prlegichaft. 

Die bisherigen Vormünder und Pfleger bleiben im Aınte. Das Gleiche 
gilt im Geltungsbereiche der preußiſchen Bormundichartsordnung vom 5. Juli 
1875 für den Familienrath und deſſen Mitglieder. Ein Gegenvormund it 


460 Einführungsgeieß zum B.G. B. IV. Abſchnitt. Mebergangsvoricriften. 


zu entlafjen, wenn nach den Vorichriften des Bürgerlichen Gejebuchs ein 
Gegenvormund nicht zu bejtellen jein würde. 

E. 199, 128; E. II 180; RB. 209; Mot. zu 99 ©. 248 — 249, zu 123 &. 303 
bis 305; Prot. 8991, 8992, 92169242 (VI S. 489, 557, 620—522, 636), 

1. Die Vorschrift des Abi. 1 Zap 1 iſt eine Ausnahme bon dem Prinzip 
der Nidtrüdwirtung. Sie it im Rückſicht auf den öffentlichrechtlichen 
Gharafter des Bormundicaftsrechts, insbeiondere auch im Hinblid auf den uns 
trennbaren Jujammenbang des materiellen und des formellen Bormund: 
ſchaftsrechts, gerectiertigt. Das leitere, welches, abgeieben von feiner bereits im 
BGB. vielfah erfolgten Bebandlung (vgl. die Vorſchriften über den yamilienratb), in 
dem RG. vom 17. Mai 1898 über die Angel. der freiw. Ger. SS 35—64 geregelt ift, 
tritt aber von jelbit am 1. Januar 100 in Krait. 

Zu den Bormundicaften im Sinne des vorl. Artifels gehören aud die geſetz— 
lihen VBormundichaiten des bisherigen Rechts, 3. B. diejenige des Vaters der unehelichen 
Mutter; ebenſo O,Y.S. Nena, Ripr. 1900 S. 119, R.G. vom 12, Februar 1901, Nur. 
Koch. 101 S. 183. 

2. Die alsbaldige Anwendung des neuen Bormundicdaftsrehts hat eine drei— 
fadye Bedeutung: 

a) Die am 1. Januar 1900 beftebenden Vormundſchaften und Pileg: 
haften, welde den Borausiekungen des BGB nicht entipreden, 
gelten als beendigt. 

a) (55 gilt dies u. A. von Vormundicaften über Minderjährige, welche nad 
den Vorichriiten des B.G. B. 88 1626, 1684— 1686 unter die elterliche Gewalt der Mutter 
treten, ferner von Bormundicaften über förperlib Gebredlide (Taube, Stumme, 
Blinde 2c.) und Geiitesidnvace, jofern lettere nicht entmündigt find, da das B. G. B. 
eine Vormundſchaft über Gebrechliche nicht mehr kennt; vgl. aber Bem. 3. 

Die durch das neue Necht erfolgte Beendiaung der Bormundichaft verpflichtet den 
bisheriaen Bormund zur Legung einer Schlußrechnung in Semäßbeit der Beltimmungen 
des bisherigen Rechts; vgl. aber Preußen A.G. Art. 69 8 3, weldes vorichreibt, daß 
im Wall des Erſatzes der mütterliben Vormundichaft durd die elterlihe Gewalt des 
BSR. die Schlußrechnung nit zu legen it, daß die Mutter vielmehr erit beim 
Aufbören der Bermögensverwaltung auch für die Zeit der früheren Vormundicafts: 
verwaltung Rechenſchaft abzulegen verpflichtet it. 

3 Als eine Pilegichait, die den SS 1904914 B. G. B. nicht entipricht umd 
daher mit dem Anfrafttreten des B.G. B. obne weiteres endigt, ift ungweifelbait auch 
diejenige Pflegſchaft anzuſehen, welche nad bisherigem Necht (mo übrigens die Zuläſſig— 
feit auch Schon beitritten war) über eine großjährige Perſon lediglih aus dem Grunde 
angeordnet war, weil dieler Perſon durch letzwillige Bertügung die Verwaltung des 
zugemwendeten Bermögnens entzogen war. Jedoch wird man im Hinblid darauf, daR 
das BSR. dem bier bervortretenden Bedürniftall durch Einrichtung des Inſtituts der 
Teſtamentsvollſtrecker (SI 2200 1. 3...) gerecht geworden tft, wohl annehmen fünnen, 
daft der bisber ernannte Pfleger als Teitamentsvollitrefer im Sinne des neuen Nects 
weiter zu gelten bat, und dar, falls ein beitimmter ‘Pfleger im Teftament nicht ernannt 
it, das Gericht als ſtillſchweigend beauftragt gelten fann, einen geeigneten Vertreter 
in Seitalt eines Teſtamentsvollſtreckers einzuſetzen; vgl. Habicht III. Aufl. S. 671 ff, 
Entſcheid. d. Kamm. G. in ob. Jahrb. 1100 S. 21 ff. 

zy) Außer Mrait tritt mir dem 1. Januar 1900 des weiteren die beſondere Bei— 
ſtandſchaft des Franzöſiſchen und des Preußiſchen Necdts. Der emangipirte Minder— 
jährige (eode eisal Art. 446— 478 gilt gemäß Art. 154 E. G. falls er am 1. Januar 1900 
achtzehn Aabr alt iſt, als volljährig, andernfalls gleich einem Minderjährigen im Einne 
des B.c. B. Im lenten Fall üt ibm alio ein Bormund neu zu beitellen. Der ver: 
beiitandete Verſchwender (Art, D13 core eivil) gilt gemäß Art. 196 E.G. vom I. Januar 
WO an als ein entmündigter Berichwender im Sinne des B.G.B,, auch dielem iſt 
ein Vormund nen zu beitellen. Der verbeiitandete Geiſtesſchwache (Art. 499 code eivil) 
gilt arg. Art. 155 6.8. vom 1. Januar 1900 gleich einem nicht entmündigten Geiſtes— 
ſchwachen im Sinne des B.G. B, welder alio, bevor nicht feine Entmündigung eriolat 
oder feine Fürſorgebedürftigkeit im einzelnen Kalle bervortritt, überbaupt feinen vor: 
mundſchaftlichen Eduß, im Fall des Eintritts diefer Thatiachen aber denjenigen des 
B.G. B. genießt. Bergaleiche bierzu die lebergangsbeitimmung des folgenden 
Artifel 211. Der gemäß SS 51-55 IL 18 AAN. Verbeiftandete gilt arg. Art. 153ff. E. G. 
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vom 1. Januar 1900 ohne weiteres als voll neihäftsfähig, bis jeine Fürſorgebedürftigkeit 
für einzelne Angelegenheiten im einzelnen Fall hervortritt. Er genieht alsdann den 
vormundihaftliden Schuß des $ 1910 B. G. B. 

Alle dieſe Thatſachen ergeben ſich, wie hervorgehoben, als Konſequenz der an— 
gegogenen vorangehenden Artifel des E.G. und beduriten daber im vorliegenden Artikel 

einer beionderen Normirung. 

b) Solde Perſonen, welche nah dem bisherigen Recht nicht zu be: 
vormundenwaren, wohl aber nah dem B.G. B, jind nunmebr unter Vor— 
mundichait zu ftellen. Das gilt beiſpielsweiſe von den unehelichen Kindern, weldye 
nach bisherigen Necten entweder unter die elterlibe Gewalt der Mutter (cf, Weimar. 
Geſetz vom 27. März 1872 8552, 4, 15, 16) oder wenigſtens unter der geſetzlichen 
Rormundicait derielben (wie in "Baden, : Medlenburg, Neuß ä. L., Walde und zum 
Theil nah franzöſiſchem Recht, Mot. IV p. 560) ftanden, welche aber nunmehr gemäß 
& 1707 B.G.B, dieſer geieglichen Vertretung entratben. Das Gleiche gilt für Kinder 
eines Wiederverbeiratbeten aus eriter Ehe und für eingefindichajtete kinder 
& 1697; vgl. Bem. 5 zu Art. 209, 

e) Auf die hiernach zuläfiiger Weile am 1. Januar 1900 beitebenden 
Bormundichaiten findet das neue Recht unbeihbränft Anwendung. 

a) Hervorzubeben iſt insbelondere: 

Es fällt hinweg die nad bisherigem Recht beitebende geſetzliche Beireiung des 
Vaters als geiegliben VBormunds von der Inventarpflicht; desgleichen aber auch die 
Zuläffigfeit der Ginreihung eines verſchloſſenen Inventars. Der Vormund bat nun— 
mehr das \nventar öffnen zu laflen oder ein neues einzureihen; vgl. Habicht ©. 677; 

a. Meinung Nußbaum D.J.3. 1599 S. 314, aber mit dem nicht zutreffenden Hinweis 
Ber 8 1865 B. G. B. 

Die Anlegung der Mündelgelder hat jortan nach den SS 1807 ff. B. G. B. zu 
erfolgen, und das Vormundſchaftsgericht kann den Bormund anhalten, einer früberen 
Anleaung nachträglich die in $ 1844 vorgeichriebene Rum Zudeen ebenſo 
Habicht a. a. O., E. d. K. G. vom 29. Oktober 1900, R. d. O.L. G. IIS. 39; vgl. bier 
jedoch die Yusnabme des folgenden Art. 212. 

Die Pflicht zur Sicerheitsleiftung liegt dem Vormund nur noch gemäß S 1514 
B.G.B. ob. Hinweggefallen ift mit dem 1. Januar 190 der geſetzliche Pfandrechts— 
titel des bisherigen Nects, vgl. Sächſ. B.G.B. S 192 Nr 4, Bayr. Geſ. v. 1. Juni 
1822 88 12, 22. Anders die geſetzlichen Piandredte jelbit, vgl. unten zu 4. 

3) Ein Nechtsitreit, welcher unter dem bisherigen Nedht anbängig geworden iſt, 
wird unterbroden, wenn dem Vormund oder Segenvormund die Yegitimation zur Ver: 
tretung des Mündels in Aniebung des Frogenegenitandes nach den Veftimmungen 
des neuen Rechts mangelt (S Hl EPB.O.) So in Ice des Wegfalls der 
Vertretungsbedürfnig des Gegenvormumds auf Grund des Art. 420 code civil; v. G. 
Kolmar vom 11. Mat 1900 „Recht“ 1900 S. 284. 

y) Zu beadten iſt der Einfluß der Art. 170 und 12 E. G. — 
aa) Gemäß Art. 170 bleiben die früher im Verhältniß von Bormund zum Mündel 
und im Verhältniß zu Dritten begründeten Scdhuldverbältniiie von dem neuen Necht 
unberührt. Cine Verfügung, melde aut Grund einer ſolchen altreditlichen Ber: 

pflichtung der Vormund über ein Vermögensſtück des Mündels unter dem neuen Necht 
vornimmt, bedarf aber gleichwohl zu ihrer Gültigkeit der gemäß 8 1521 3.8.8. vor: 
eichriebenen Genehmigung, auch wenn fie diejelbe vor dem 1. Aanuar 1900 nicht 
raucdte. — FD Gemäß Art. 192 E. G. eit. bleibt das in Semänbeit des bisherigen 
Rechts begründete neieklihe Jlandrecht an dem unbeweglichen Bermögen des Mündels 
— eode eivil Art. 2135 Nr 1, 2157, 2141-2145 — beiteben (anders der bloße Pfand— 
rechtstitel, vgl. oben zu «@); vgl. &. d. Oberit. vV. G. Minden vom 10, Dez. 1300 „Recht“ 
1901 5.44. ES ergreift auch jpäter erworbene Grundſtücke, vgl. darüber das Nähere 
zu Art, 192 8. 406, 407 und die Ausführungsgeſetze von Bayern v. G. 1. d. Pfalz 
Art. 3—5; Heſſen Art. 214, VIL; Elſaß-Lothringen A.G. 3. Freiw. G. G. FF 08 — 11. 


3. Bon dem Srundiat 2a macht Satz 2 und 3 des Abjat I eine Ausnahme, 
infofern er die „Vormundichaft über Gebrechliche“ des bisherigen Rechts in 
eine Pflegſchaft über Gebrechliche, S 1910, des neuen Rechts umwandelt, und zwar: 

a) binfichtlih der förperlib Gebrechlichen (Taube, Stumme, Blinde ic.) 
unbedingt. Das hat Bedeutung 3. B. gegenüber dem gemeinen Net, Preuß. Vorm. 
Ordn. vom 5. Juli 1875 8 81 Nr. 3 Sächſ. Sei. vom 20, Februar 1882 SS 4,7, 
Weimar. Gef. vom 27. März 1872 8 86, vübeck. Vorm.O. SS 91, 93; 
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b) hinsichtlich der Seiftesibwaden nur, fofern fie nit entmündigt 
find Sind fie nämlich unter dem bisherigen Recht entmündigt, fo bleibt die Vor— 
mundichait des bisherigen Rechts als Vormundſchaft aub nah dem 1. Januar 1irn 
beiteben. Denn die entmündigten Geiſtesſchwachen gelten gemäß Art. 155 als ent: 
mündigte Seiftesfranfe im Einne des B.G.B., el. Bem. dort. 


Fine Vormundſchaft über nicht entmündigte Geiſteskranke ift im bisbertgen 
Recht jeltener als über förperlih Gebrechliche. Dieſelbe fennt 3. B. nicht die Preuß 
Vorm.Ordn. vom 5. Juli 1875 8 81 Nr. 3, fowie die Hamb. V.O. Art. 76, >4, So— 
weit nad dieiem Rechte eine Speztalpflegichaft (ef. Preuß. V.O. SW) angeordnet it, 
bleibt dieje wiederum gemäß Sap I Abi. 1 erbalten. Außer Kraft tritt dagenen, was 
der folgende Artifel 211 noch beionders vorschreibt, die nah Kranzöfiichem und ad. 
Recht (code eivil Art. 49! über einen ſolchen Weiitesihwachen angeordnete Beiitands: 
ſchaft. Mach der uriprünglicen Regelung des Geſetzes in Entw. I jollte die bisberiae 
Vormundſchaft über förperlib Gebrechliche — Taube, Stumme, Blinde — in dem 
nah dem Entw. I zuläſſigen Kalle der Untervormundicaftsitellung im Bedürtnikfalle 
erbalten bleiben, Art. I, dagegen diejenige über nicht entmündigte Geiſtesſchwache 
gänzlich in Wegfall kommen, Art. 97, 128.) 

Zuſatz. Die Beitimmungen des Sat ? und Sat 3 des Abi. 1, wonach die 
altrecbtliben VBormundichaiten ohne Weiteres in die neurechtlichen Pflegſchaften uber: 
neleitet werden, bilden zwar, wie bervorgeboben, eine Ausnahme von dem (rundiar 
des Sat 1 des Abi. I. Man wird aber die gleiche Ueberleitung obne Weiteres fur die 
Fälle annehmen fönnen, wo die VBormundicaften des bisherigen Rechts nad ihrem 
Weſen und auch nac der ſachlichen Bebandlung im bisherigen Necht bereits den Gharafter 
von Spezialpflegicbaiten im Sinne des neuen Rechts haben. Das gilt 3. B. von der 
Abweienbeitsvormundicaft des Preußiſchen Nects, val- SS2 Pr.Borm.Ordn. mit S 191 
3.6.8. Es wird alſo auch in dieſem Fall der bisberige Bormund obne Meiteres 
zum Pileger im Sinne des neuen Rechts. 


Habicht III. Aufl. S. 6:5 will auch entiprebend die Beiftandichait des bis: 
berigen Franzöſiſchen und Preußiſchen Rechts in eine Vormundſchaft des neuen Rechts 
(abaeieben von dem Fall des Art. 211) übergeleitet willen, und zwar in Anwendung des 
vorliegenden Artifels. Tem ift nicht beizujtimmen. Der vorliegende Artifel bat auf die 
Verbeiitandung des bisherigen Rechts überbaupt feinen Berug, vgl. oben Bem. Zar. 
Der bisherige Beiltand it alſo zu entlaffen und entweder jelbit oder ein Anderer als 
Bormund neu zu verpflichten. 


4. Bon dem Grundſatz oben zu 2e macht der Artikel in Abi. 2 inſofern 
eine Ausnahme, als er: 

a) die bisherinen Vormünder und Pileger im Amte beläßt. Tas 
gilt auch von den geieglichen Vormündern des bisherigen Nects, vgl. E. d. O. v. G 
Jena X, Nechtsipr. IS. 119, Kurtz, Verfahren des Vormundichaitägerichts bei der 
Ueberleitung 1599 &.5. A. Meinung Schultetus, VBorm.R. ©. 236, 40, Bon 
jelbit veritebt es sich aber, da auch ſolche Vormünder nicht mehr fungiren fönnen, 
wenn in Anſehung derielben das Amt mit Inkrafttreten des B.G. B. beendigt it, mag 
auch der Grund der Beendigung, 3. B. die eingetretene Seichäftsunfäbigfeit, vor dem 
I. Januar It vorgeiallen jein. Mot. E.G. p. 608, ef, auch Art. 160. An dieſem 
Sinne muß das Amt des bisherigen Yormunds auch als endgültig mit dem |. \anuar 
1100 beendigt gelten, wenn an Stelle der altredtliden Vormundſchaft eine 
Pflegſchaft des neuen Rechts tritt, vgl. E. d. O.L.G. Jena, Bl. f. Rechtspfl. in 
Thür. 27 2. 36, 

Auch inſofern findet das neue Geſetz auf die bisherigen VBormünder Anwendung, 
als die gemah dem bisherigen Recht angeordneten „Befreiungen“ der VBormünder, ſoweit 
fie nach SS IN? ln, 1417 B.G. B. nicht mehr zuläſſig find, in Wegfall fommen 
tabweidend von dem Standpunkt der Preuß. Vorm.Ordn. 8 4); ebenſo Kamm.G. 
N.nd. OL. G. II S. 539 Tas muß aud gelten, wenn eine ſolche Anordnung im einer 
lentiwilligen Verfügung erlaſſen it umd daher in Gemäßheit des Art. 2153 (ur den 
all, dan der Erblaſſer vor dem 1. Januar 100 veritirbt) das bisherige Recht gelten 
würde. Im Uebrigen iſt für die Zuläſſigkeit einer ſolchen leßtwilligen Anordnung 
jelbitveritändlich der vorgedachte Art. 213 maßgebend. Wenn alio beipielsweite die 
Mutter des Mündels eine ſolche Anordnung getroffen bat, wird dielelbe im Fall, daR 
fie nach dem 1, Januar Im ſtirbt, gemäß Art. 215 nur gültig ſein, wenn ibr bıs 
zum Todestage die elterliche Gewalt zugeitanden bat, 8 1856 verb. mit SIT R.S.B. 
(Mot. Sun, 
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b) Eine weitere Ausnabme macht Abi. 2, alö er die im Geltungs— 

ebiet der Preuß. Vormundihaftsordnung vom 5. Juli 1875 beitellten 
samilienrätbe und deſſen Mitglieder im Amte beläßt. Dies um deswillen, 
weil das dort geregelte \nititut dem Familienratb des B.G.R. im Weientlihen ähnelt. 
Die Aufrechterhaltung bat zur Folge, daß u. a. aud die nad dem ged. Preuß. Geſetz 
zuläjlig gewejene, aber jeßt nad $ 1905 nicht mehr zuläffige Uebertragung der Ober: 
vormundicajt über Sroßjährige auf den Familienrath bejtchen bleibt, Mot. a. a. O. 
Beſeitigt ift aber vor allem biernah mit dem 1. Januar 1900 die vormund— 
fchaftlihe Thätigkeit des Kamilienratbs im Gebiet des franzöſiſchen und badiſchen Rechts. 
Eine am 1. Januar 1900 anbängige Anfechtungsklage der in der Minderbeit gebliebenen 
Mitglieder des Familienraths iſt nunmehr gegenitandslos und muß zurückgewieſen 
werden; Heli. Nechtipr. 1900 S. 114, Die Zurückweiſung erfolgt auf Koſten deö 
stlägers (Y. G. 12. November 1900 Jur. Wocd. 1900 ©. 869). — Desgleichen cejlirt 
dort, wo jie befteht, die Vormundſchaft der Gemeinden, ef. aber Art. 147 Bem. zu 3, 


5. Prinzipgemäß ift es, wenn Abſatz 2 Eat 2 weiter bejtimmt, daß 
das Amt eines Gegenvormundes erliiht, wenn feine Vorausſetzungen nad 
dem B.G.B. nicht mebr gegeben jind. Sehr häufig wird diefer Fall nicht ein: 
treten. Denn gemäß $ 1792 Abi. 1 BG PR. ift die Beſugniß zur Beitellung eines 
Gegenvormundes jederzeit, auch wenn eine Vermögensverwaltung nicht vorliegt, 
gegeben. in Betracht kommt bier hauptſächlich der nah Art. 420, 450 code civil im 
Fall eines follidirenden Intereſſes beitellte Gegenvormund. Derfelbe muß jeßt gemäß 
R 1909 B. G. B. durch einen Pfleger erſetzt werden. 


6. Hinfichtlih der Walfenräthe it die Einrichtung den Landesgeſetzen überlaſſen, 
da ein öffentlichrechtliches Anftitut vorliegt, vgl. Preuß. Ausf.Geſ. Entw. Art. 76. 


7. Dinfihtlib der Nachlaßpflegſchaft iſt das Gingreifen der Uebergangs— 
bejtimmung des Art. 213 (Erbrecht) zu beachten. Denn die Nachlaßpflegſchaft iſt zwar 
eine Pflegſchaft im Sinne des $ 1913 B.G.B. und unterliegt daber in Gemäßheit des 
vorliegenden Artifels_ alsbald vom 1. Januar 1900 den Beſtimmungen der SS 1913 
und 1915 B.G. B. Sie iſt aber andererſeits den Borichriften über die Pflegſchaft nur 
infoweit unterworfen, als nicht die erbrechtlichen Borichriften der SS 2061— 2066 
ein Anderes bejtimmen. 

Dieſe erbredtliben Borfchriiten können aber, sofern der Grbfall vor dem 
1. Januar 1900 eingetreten ift, auf die unter dem neuen Recht beitebende Nachlah: 
pflegichait (mag Diefelbe vor oder nach dem 1. Januar 1900 en jein) feine 
Anwendung finden, vol. Habicht ©. 684, en Vorm.R. S. 240, Entſch. d. 
Kamm. G. vom 8. Oftober 1900 in Rechtſpr. d. O.L. G. ITS. IS 


Verbeilandung eines Geiſtesſchwachen nad franz. Kecht. 
Artikel 211. 


Die nach den franzöfiichen oder den badilchen Gejegen für einen 
Geiſtesſchwachen angeordnete Beitellung eines Beiltandes verliert mit dem 
Ablaufe von jechs Monaten nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejep- 
buchs ihre Wirkung. 


197 Abi. 2; E. II 181; RR. 210; Mot. zu 97° ©. 2i6--247; Prot. 
©. 89878081 (VI S. 486-489, 60, TAN). 


1. Der in dem vorliegenden Artikel angeordnete Kortiall der Beiltandichaft 
des franzöfiihen und badischen Rechts für Geinesichwace, code eivil Art. 499, 
Bad. EUR. Satz IW, E. G. z. C. P.O. S 10, it eine Noniequenz des Art. 155 E.G. 
wonach nur der unter dem bisherigen Recht wegen Geiſteskrankheit Entmündigte dem 
nah den Worichriiten des B.G. B. wegen Geiftesfranfbeit Entmündigten galeichgeitellt 
ist, wonach alſo die Beiltandichaft, welche nur beawirfte, daß der Verbeiftandete an Die 
Mitwirkung des Beiſtandes bei gewiſſen Rechtsgeſchäften nebunden war, als eine 
beichränfte Entmündigung wegen Geiſtesſchwäche mit dem 1. Januar 1900 in Wegfall 
ar vgl. Art. 155 Bem. Ib, jowie insbelondere Art. 210 Bem. ?ay und Bem. 3bz 
Zuſatz. 
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Der Artikel, welcher wegen dieſes Zufammenbangs mit Art. 155 nad dem 
Entw. I au dort feine Stelle batte, it lediglich aus geſetztechniſchen Gründen bier 
eingereibt worden, vgl. zu 2. 

2. Der Artifel jufpendirt jedoch (anders Entw. I Art. 97) die Geltung bes 
neuen Rechts noch auf einen angemejjenen Zeitraum, um die Möglichkeit zu gewähren, 
rechtzeitig eine anderweite Fürſorge in Gemäßheit des neuen Rechts zu treffen. 


3. Die Beiſtandſchaft des franzöftichen und badiichen Rechts in den übriaen 
Fällen, code eivil Art. — 8, 513, ſowie die Beiſtandſchaft des preußiſchen Rechts, 
A.v. R. UI, 18 88 1155 treten alsbald mit dem 1. Januar 1900 außer Kraft, vgl. 
Art. 210 Bem. 2ay u '2b8 Zuſatz. 


Mündelſicherheit von Werthpapieren. 
Artikel 212. 
In Kraft bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen gewiſſe 
Werthpapiere zur Anlegung von Mündelgeld für geeignet erklärt ſind. 


RB. 211. 


1. Der Artifel entbält eine weitere Ausnahme von dem Grundiat des 
Art. 210 Ubi. 1, indem er die am 1. Januar 1900 beftebenden Ianbeögeieh: 
lichen Vorſchriften aufredbterbält, welche auch andere als die ins IWT 
Ar. 4 bezeichneten Wertbpapiere ald zur Anlegung von Mündelaeld für 
geeignet erflären. Nah S 1807 Nr. 4 B. G. B. gelten Wertbpapiere (Anbaberz, 
Ordre-, Neftapapiere jeder Art) nur dann als mündeliicher, wenn ſie vom Bundesratb 
als zur Anlegung von Mündelgeld geeignet erflärt find. 

Die Ausnahme it damit gerechtiertigt, daß die einzelnen Bundesitaaten, beiier 
wohl als der Bundesrath, die Sicherheit ibrer Kreditinstitute beurtbeilen können, und 
weil es unbillig wäre, Dielen Inſtituten die ihnen bisher zugefloiienen Wründelgelder 
zu entzieben, Mot. IV p. 1115. Es bezieht fich der Artifel bauptiächlich auf die land- 
ſchaftlichen und ritterichaitliben Piandbrieie, 

2. Der Vorbehalt bezieht jich nicht auf Die Zukunft. Die Yandesaeiete können 
daher nicht etwa nach dem 1. Januar 1000 noch in die Kompetenz des HBundesratbs 
eingreiien (arg. „erflärt find“). Sie können mur gemäß Art. 218 denjenigen Werth— 
papieren, welche bisher für mimdeliicher erflärt find, dieſe Gigenichait wieder nebmen. 
Die landesgejeglihe Erklärung gilt felbitverständlich nur für den betreffenden Bundesitaat. 

3. Yusführungsgeiege: 

Preußen: Art. 4: Zur Anlenung von Mündelgeld find außer den im $ 1807 
des BSR. bezeichneten KRorderungen und Werthpapieren geeignet: 

a) Die Nentenbriefe der zur Bermittelung der Ablöfung von Renten in Preußen 
beitebenden Mentenbanfen; b) die Schuldverichreibungen, welche von einer beutichen 
fommumalen Ktörperichait oder von der Nreditanftalt einer ſolchen Ktörperichait oder 
mit Genehmigung der ftaatlichen Aufſichtsbehörde von einer Kirchengemeinde oder 
einem firchlichen Berbande ausaeitellt und entiveder von Seiten der Anbaber unfündbar 
jind oder einer regelmäßigen Tilgung unterliegen; e) die mit ftaatliber Senebmiqung 
ausuegebenen Pfandbrieſe und gleidartigen Echuldverichreibungen einer Preußiichen 
streditanitalt, welche durch Vereinigung von Grundbeſitzern gebildet iſt und durd 
ſtaatliche Verleihung Rechtsfähigkeit erlangt bat, oder einer Preußiichen provinzial: 
(kommunal- ſtändiſchen öffentlichen Grundkreditanſtalt. 

Der Artikel ſteht in Zuſammengang mit den Art. 73, 75 und 76 dort, welche 
letsteren ſich damit beichäftinen, die ubrigen in dem B.G.B. felbit (S 1507 Abi. 2, 
Abſ. 1 Nr. 5, S IS0O8) nachgelaſſenen Ergänzungen Dur das Landesrecht vorzunehmen, 
vgl. auch Art, VE. — Der mit den neuen Borichriiten in vielen Beziebungen über: 
einitimmende $ 54 Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 18575 kommt mit der jormellen 
Aufhebung dieſes Oeiches (Art. 87 Nr. 20) in MWenfall. Damit feine Kompetens: 
überichreitung jeitens der Landesgeſetzgebung ftattfindet (ef, Bern. 2), find endlich die 
gedachten Art, 7 umd dd nod vor dem I. Januar IMHO in Kraft getreten (Art. 30 Adi. 2ı. 

Baäyern: leb.Geſ. Art. 432, J.M.Bek. vom 9. September 1849 (DER. 
©. 383 --384), Sachſen: Berordi. vom 6. Inli 1890 8 36, Sei. vom 22. Texember 
159981. — Württemberg: Art 0, MER. vom 2. Oktober 1849. — Baden: 
Art. 33 Nr. 4, R.Pol VKerordn 8. Mecklenburg-Schwe: SS 227, 391 Abi. 3; 
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-Str.: SS 225, 348 Abſ. 3, — Oldenburg: Oldenb.: $ 21; Birfenf.: $ 16; 
Lüb.: S 20, — draunfmeig: s 101, — ©.:Weimar: $ 212, — ©.:Meiningen: 
Art. 2888 3,4, — S.:Altenburg: $ 123, — S.Koburg— Gotha: Art. 50 $ 2, 
— Schw. -Rudolitadt: Art. 166, — Schw.: Sondershauſen: Art. 56 $ 3, — 
Schaumburg:tippe: SH, — Neuß ä. £.: 85 137 und 139, — Reuß j. ®.: 8116, 
— Walded: Art. 37, — Bremen: Sei. vom 24. Januar 1899, — Gliaß: 
Lothringen: $ 141. — (Die von Kublenbed E.G. — Art. 212° S. 299 hier 
mitgetheilten Beitimmungen der Ausführungsgeiege, 3. B. Heijen: Art. 124—126, 
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Erbrechtliche Verhältnife. 
Artifel 213. 


Für die erbrechtlichen Verhältnifje bleiben, wenn der Erblafier vor dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejegbuchs gejtorben iſt, die bisherigen Geſetze 
maßgebend. Dies gilt insbejondere auch von den VBorjchriften über das 
erbichaftliche Liquidationsverfahren. 

E. I 129 Abi. 1; E. II 182; R.V. 212; Mot. zu 129 ©. 305-307, 311, 314; 
Brot. S. 9103—9109 AI ©. 557). 

1. Allgemeines: Die Art. 213—217 enthalten die Grundſätze über die 
zeitliche Wirkſamkeit der auf das Erbrecht bezüglichen Normen. 


Art. 213 bringt in Anwendung der allgemeinen Grundſätze (ef. 
oben Vorbem. IV ©. 245) zum Ausdrud, daß ſowohl die Borausiegungen als 
aud) Die Wirkungen eines dor dem Infraittreten des 8.6.9. begründeten erbredt= 
lichen Berhältuines nad) den bisherigen Geſetzen ſich zu richten haben, und 
beitimmt ferner pojitiv, daß als Zeitpunkt der Vegründung Des erbredhtlichen 
Berbältnilies Der Zeitpunft des Todes des Erblaifers zu gelten hat. Daß nicht 
ein früberer Zeitpunkt entjcheidend iſt, entipricht den allgemeinen Grundſätzen und 
dem Standpunfte der bisherigen Wiſſenſchaft, wonach bloße Erwartungen und 
Hoffnungen nicht zu berückſichtigen ſind. Daß auch kein ſpäterer Zeitpunkt ent— 
ſcheidend iſt, z. B. der thatſächliche Erbanfall bei Erledigung der früheren Berufung 
oder der Zeitpunkt des Erbichaitsantritis, hängt damit zuſammen, daß nach den Grund— 
fägen des B. G. B. „Erbfall” und „Erbanfall“ zujanımenjallen, da auch bei einer 
nachträglichen Entfräftung der Erbeseinjeßung angenommen wird, daß der tbatlächlich 
fpätere Anfall mit dem Tode des Grblaffers erfolgt ſei, ef. Sg 1953, 2344, 2346, 
1942 B.G. B., und hängt weiter damit zulammen, daß die Erbſchaft mit dem Tode 
ipso iure erworben wird. Der Standpunft des B.G. B. entipricht im MWeientlichen 
den Grundjägen des Preußiſchen und Sächſiſchen Nechts, el. Publ.P. zum A.L.R. 
8 XII, PL. zum Sächſ.B.G.B. 8 22, weicht aber ab von der nemeinrechtlichen 
Theorie, — * Zeitpunkt des Erbanfalls entſcheidend war, ef. auch Einf. Ed. zum 
Bad.L.R. Art. X 

Sind die — Geſetze hiernach auch maßgebend, wenn die frühere Be— 
rufung binter einem vor dem 1. Januar 1900 geſtorbenen Grblaiier erſt nach dieſem 
Zeitpunft fich erledigt, oder die nach dem bisherigen Recht erforderliche Antrittserflärun 
in jenem 3eitpunft noch ausjtebt, jo iſt es jerner auch jolgerecht, wenn bie Rechte un 
Pflichten eines Nacherben (S 2100 B. G. B.), weldem eine unter der Herrichaft des 
früberen Rechts für den VBorerben eröffnete Erbicait nad dem 1. Januar 1100 zufällt, 
nad dem früheren Recht zu beurtbeilen find. 

2. Der Begriff der erbrechtlichen Verhältniſſe iſt im mweiteiten Zinne zu 
nehmen (cl. aber über die erbrechtlihen Wirkungen des Güterſtandes Art. 200 
E.G., über die dDeutichrechtlihe Sondernadiolge Art. 64 E. G.). 

Es richten ſich alſo nad) dem Zeitpunkt des Todes des Erblailers: 

a) Die Borausiegungen Der Erbfolge. So die Frage, ob jemandes Yeben oder 
Tod rechtlih vermuthet wird, über die Todeserflärung ef. Anm. zu Art. 158, die 
Fähigkeit, überhaupt beerbt zu werden, die Erbfähigkeit, insbeſ. der Berichollenen, ef. 

Niedner, Einführungsgeſeß zum B.G.B. 2. Aufl. 30 
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oben Bem. zu Art. 24. Zu den Vorausjegungen der Erbrechtsverhältniſſe aebören 
nicht mehr die Vorausickungen der diejelben bedingenden jelbitändigen Rechtsverhält— 
niſſe. Für die Fragen des Familienverbandes, der unehelichen Geburt ꝛc. ſind die 
für dieſe Rechtsverhältniſſe maßgebenden zeitlichen Normen entſcheidend. So iſt auch 
der Begriff der Verlaſſenſchaft nach denjenigen Geſetzen zu beurtheilen, welche zur Zeit 
der Begründung der einzelnen, zu denſelben gehörigen Rechtsverhältniſſen gegolten 
hatten, cf. Pfaff und Hofmann Ip. 223. — Ueber die Vorausſetzungen der Ver— 
fügungen von Todeswegen ef. zu 3a; 


b) Die Wirkungen, bez. der Inhalt der erbrechtlichen Verhältnifſe im weiteſten 
Sinne. Das zur Zeit des Todes des Erblaſſers geltende Geſetz entſcheidet 
über die Rechtsſtellung der Erben, ſowohl gegenüber dem Nachlaß, als 
gegenüber den am Nachlaß berechtigten dritten Perſonen. Dieſes Geſetz 
enticheidet, wie die Motive ausdrücklich hervorheben, über die Erbunwürdigkeit, die 
Wirkungen des Grbichaitserwerbs, die Anwachſung, Transmiſſion, den Erbſchafts— 
aniprud, das Verhältniß der Mliterben zu einander, den “Pilichttheilsberectiaten, 
Vermächtnißnehmern, Naclafgläubigern, die Auseinanderießung der Miterben, die 
Fürſorge des Naclafgerichts, die GFrbeslegitimation u. ſ. w. Insbeſondere gehört 
bierbin aud die Kollationspflicht binfichtlich der frage: jowohl ob als aud wieviel 
zu konferiren tft. 

Die Unterordnung aller diefer zum Theil entfernteren Wirkungen unter das 
zur Zeit des Grbialls geltende Geſetz it freilich den allgemeinen Grundjägen nur 
injoweit fonform, als es ſich um den eigentlihen Anbalt des erbrechtlichen Verbältniiies 
handelt. Mit Rüchjicht auf den untrennbaren Zufammenbang, in welchem alle dieie 
Wirkungen ſtehen, iſt aber die Behandlung nah einem einbeitlihen Statut geboten. 
Es entipricht dies aud dem Standpunkt des bisherigen Nects, vgl. Gierke Ip. 205. 
Die Streitiragen der bisherigen Wiſſenſchaft, welche jich im Wefentlichen in Folge der 
mebr oder minder ſcharfen Umgrenzung der Begriffe „Anbalt und Wirfung“ der erb- 
rechtlichen Verhältniſſe entwickelt baben, io beifpielsweile die Fragen nad) der Ktollations= 
prlict (ef. Pfaff und Hofmann Erfurie I p. 247: der Zeitpunft der Zuwendung 
unter Yebenden ſoll enticheiden), icheinen uns durch die allgemeine Faſſung des 
Artifels, der nicht, wie beiipielsweile Art. 184 6.8., auf den „Inhalt“ des Rechts— 
verhältntiies abitellt, bejeitigt. 

a) Die Anwendung des bisherigen Rechts bei einem vor dem 1. Januar 
1900 erfolgten Tode des Erblaſſers wird nad einigem Schwanken in der Praris jest 
übereinitimmend bejaht, u. a. in Aniebung: «a) der Erbeslegitimation. Es 
gelten alſo nicht die Rorichriiten der SS 2353-2370 ber den Erbicein, val. u. a. 
Entſch. d. O.L. G. Roſtock i. Nedtsipr. d. O.L. G. IE. 53, Entſch. im „Recht“ 1900 
S. 127, 128, 1901 ©. 47, Jur. W. 1900 ©. 307, 304: — 33) der Rechtsſtellung 
des Teitamentsvollitreders. Es richtet fich alio der Anbalt und Umfang der 
Befugniſſe des Tejtamentsvollitreders, die Notbwendigfeit einer Ergänzung feiner 
Bertretungsmadt, die Zuläſſigkeit einer Ernennung oder Entlaſſung durch die Auf— 
fihtsbehörde nach bisherigem Necht, vgl. Entſch. d. OY.G. Stettin vom 30. Junt 1300, 
R.d. O.v. G. 100 S. 347. Für die Entlaſſung eines Teſtamentsvollſtreckers aus 
einer alien Erbſchaft it in Preußen nad wie vor das Prozeßgericht und nicht 
auf Grund des SIT BANN. das Nachlangericht zuſtändig. Vgl. Entſch. d. R.G. vom 
26. April 1900 „Recht“ 1100 &. 284, val. ebenda 1901 S. 74. Jur. Woch. S. 466 
Ar. 52,55. A. Mein. E. d. K. G. in Bl. f. R. i. B. d. K. 1900 S. 25; — y7) der 
Eröffnung und Verkündung letztwilliger Verfügungen Es kommen alſo 
die SS 2259 2204, alſo insbei. die Borichriiten über die Ablieferungspflicht an das 
Nachlaßgericht, nicht zur Anwendung, val. u. a. Gntid. d. K. G. von 30. April 100, 
‘ob. Jahrb. 1900 ©. 156, O. . G. Roſtock vom 28. Juli 1900, R. d. 01.8. 1. .47, 
C. f. ſ. G. 1000 S. 144. — Es muß die Anwendung des neuen Rechts auc in An: 
En ſolcher — ausgeſchloſſen gelten, die an ſich in keinem 
erfichtlichen inneren Zuſammenhang mit den erbrechtlichen Vorſchriften des B. G.B. 
ſtehen und deren Regelung deshalb paſſender im R.Freiw.G. G. hätte erfolgen müſſen. 
Denn auch die einſchlägigen Borichriiten des RFreiw.G.G. finden auf altrechtliche 
Erbverhältniſſe feine Anwendung, val. unten Bem. © Es wird deshalb auch 3. B. 
der 5?74 B.G. B. über die Eröffnung eines gemeinſchaftlichen ehe auf eine 
aftrechtliche Urfunde Dieter Art, falls nur der Erblaſſer vor dem Januar Im) 
neitorben iſt, feine Anwendung finden fonnen (entgenen meiner Frühere Anſicht im 
„Recht“ 1900, Streiſfzüge III S. 155); ebenſo H. Körner „Recht“ 1901 ©. 95. 
(Wenn der Teſtator nad dem 1. Januar 1900 ſtirbt, kommen jedoch, auch wenn das 
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Teltament vor dem 1. Januar 1900 errichtet it, die neuen Vorſchriſten zur Anwendung, 
vgl. unten Bem. 4d); — 85) die Art der bebördlicden Fürjorge für den Nachlaß. 
Eine Nachlaßpflegſchaft aus 8 1961 kann deshalb für den Nachlaß eines vor dem 
1. Januar 1900 geitnrbenen Erblaſſers nicht eingeleitet werden, Entich. d. Kammer-G. 
vom 8. Oftober 1900, Rechtſpr. d. O.. G. 1900 ©. 385, 


8) Zweifelhaft ift die Anwendung des bisherigen Nechts bei einem vor dem 
1. Januar 1900 jtattfindenden Erbfall jener in Anfebung folgender Grbredtsverhält: 
nilie geworden: — aa) der Erbengemeinichaft. Nach Habicht (III. Aufl. ©. 170) 
ſoll für die Erbengemeinihaft auch aus einem altredtlihen Nachlaß, jomweit fie nad 
bisberigem Recht (nämlib dem Gemeinen und Sächſiſchen Recht) Feine geſammt— 
bänderishe Gemeinichaft wie im B.G. B, jondern eine Gemeinihaft nach Bruchtbeilen 
ist, alsbald das neue Recht Play greifen, da die Semeinichait nach Bruchtbeilen gemäß 
Art. 173 EG. alsbald dem neuen Recht unterliegt. Allein dieſer Ansicht kann nicht 
beigepflichtet werden. Denn die lex generalis des Art. 173 wird durch die lex specialis 
des vorliegenden Artikels ausgeichloiien; vgl. oben Bem. zu Art. 173, — ebenjo wie 
bier: Scherer 6.8. Wr. 226, Rublenbed E.G. ©. 301; — 25) in Anſehung des 
Grbihaftsfaufs. Man bat für diefes Nectsinititut, da es im Weſentlichen fein 
rein erbrectlices, fondern ein obligatoriiches Verhältniß ei, die für Schuldverhältiſſe 
maßgebliche Kollifionsnorm als maßgeblich behauptet. (So wenigitens Pland Bem. zu 
Art. 24 ©. 79) Es müßten alſo bei einem nad dem 1. Januar 1900 abgeichlojienen 
Erbſchaftskauf, auch wenn derjelbe eine altrechtliche Erbſchaft zum Gegenſtand bat, 
immer die Borichriiten des I. Abſchnitts bes V. Budes des B. G. B. mahgebend jein. 
Auch das ericeint nicht zutreffend; vgl. ©. 72 Bem. be zu Art. 24, ebenio Habicht 
S. 7165 — y7) in Anjebung der durch den altrechtlichen Erbfall begründeten Rechte an 
Grundſtücken, insbeſ. des Eigenthums an denſelben. Der Art. 186 E.G. (wonach 
der Erwerb von Rechten an Grundſtücken ſich vom 1. Januar 1900 nach neuem Recht 
richtet) kann bier nicht als maßgebliche Kolliſionsnorm gelten. Denn dieſe Beſtimmung 
wird durch die Uebergangsbeſtimmung, des vorliegenden Artikels eben wiederum 
modifizirt ſogl. unten Bem. 546). Es bedarf alſo 3. B. bei einem Vindikationslegat 
des bisherigen Rechts, ſofern der Erbſall vor dem 1. Januar 1900 eingetreten war, 
nicht der Auflaſſung gemäß SS 92 B. G. B, 20 RG. RO. Will der Legatar feine 
Gintragung im Grundbuch — * genügt die Zuſtimmung des Erben und der 
Antrag des Legatars gemäß SS 19, 22 Abi, 2 BO. 


y) Was ipeziell die RAN Schuldverhältniſſe anbelangt, jo war derielben 
im Entw. I Art. 129 im Gejekestert bejonderer Grwäbnung getban, Nur aus 
redaftionellen Gründen mit Rückſicht nämlih auf die Faſſung des Art. 24 6.8, iſt 
diejelbe wieder geitriben, Brot. 9110. Auch bier findet alio das zur Zeit des Todes 
des Erblaſſers geltende Geier Anwendung, nicht etwa gemäß Art. 170 E. G. der jpätere 
Seitpunft der Begründung durch Handlungen oder Unterlaſſungen des Erben (oder 
falls der Tod nadı dem 1. Jannar 10 erfolgt, der frühere Zeitpunft der Bearündung 
zu Vebzeiten des Srblailers), vgl. ©. 324 Bem. HI 1 zu Art. 170 und unten Ben. dyy. 

Auch bier erjtredt fich bei einem altrectlichen Erbfall die Fortgeltung des bis— 
berigen Rechts nicht bloß auf das materichle Erbrecht, fondern auch auf die einichlänigen 
Verſahrensvorſchriften. Das gilt nach der ausdrücklichen Rorichriit des Satz 2 Des 
Artifels, insbeiondere in Anſehung des erbichajtliben Yiquidationsverfabrens. 
Dieje beiondere Hervorhebung war nad dem Grundſatz des Abjap I überflüiiig. Sie 
it auch lediglich deshalb erfolgt, um etiwaigen Mißverſtändniſſen im Hinblick auf die 
Faſſung des Art. WO Abi. 1 Satz 2 (vgl. auch Art. 157 6.6.) vorzubeugen. Leber 
die Verfabrensvorichriften der Nebengeieke vgl. unten Bem. &. Weber das durd die 
PflichttbeilSaniprüche begrümdete erbrechtliche Schuldverhältniß vgl. unten Bem. 3. 

d) Nicht zu den erbrectlichen Vorichriiten im Sinne des vorlienenden Artikels 
gehören diejenigen, welde zwar in das Erbrecht eingreiten, aber tbattächlich einem 
anderen Theil des Rechtsſyſtems angebören. Hierhin aebören: 

aa) Die Vorichriiten über die Willensmängel CArrtbum, Betrug, x.) und 
über die Form der Nectsafte. 

Auch dieſe Rorichriiten gehören aber dann zu den erbrectliden, wenn fie 
eine (abweidend von denen des Allgemeinen Theils bejonders individualifirte 
Regelung erfabren baben. So die Vorichriiten über den Ginfluß des Irrthums ꝛc. 
bei der Annahme oder Ausichlagung der Erbſchaft SS 14-17 B. G. B., die Vor: 
ichriften über die Form der Grbichaftsentiagung. Hinſichtlich der letteren folgt dies 
ſchon arg. e contr. aus Art. 214 Abi. 1, welche lediglich für die Tejtamentstorm ab— 
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weichend von dem Grundſatz unſeres Artikels den Zeitpunkt der Errichtung als maß— 
geblichen hinſtellt: 

33) Die Vorſchriften über die beſondere Rechtsſtellung der Minderjäbrigen 
und anderer Bevormundeter in Anſehung des Erbſchaftsantritts (vgl. Windſcheid 
Pand. 8 596 Note 4), der Wahrung der Rechtswohlthat des Inventars (vgl. 8 50 
Preuß.Borm.Ordn.), der Notbwendigfeit gerichtliber Auseinanderiegung (vgl. S 2348 
Eädhi.B.G.B., Art. 855 code eivil), Diele, ben Borfchriiten des Allgemeinen Teils 
über die Geichäftsfähigfeit angebörinen Beitimmungen fommen gemäß dem Grundiak 
des Art. 153 auch bei altrechtliben Erbihaften mit dem 1. Januar 1900 in Wegfall. 
ALS eine erbrechtliche und ſomit für altredtlice Erbſchaften aufrechterbaltene Vorſchrift 
wird man aber die gemeinrechtlibe Beitimmung anieben müſſen, wonab der Yormund 
des Wahnfinnigen nicht zur Stellvertretung im Grbicaftsantritt zugelaſſen wird, jondern 
nur zum vorläufigen Erwerb der Erbichaft bis zur Wiedergenefung des Geijtesfranfen; 
vgl. Habicht III. Aufl. S. 697, 698, 711; 

yr) Die Vorſchriften über die durch Handlungen der Erben oder von Dritten 
begründeten Schuldverbältniiie, jomweit jie nicht als erbredtlide im Sinne 
oben zu 7 bejonders individualifirt find. Mit Recht bemerfen die Motive 
©. 307: „Bon felbit versteht es fich, dak, wenn eine Nachlaßverbindlichkeit erit nad 
dem Grbfall durd andere Thatiahen, 3. B. dur eine Geſchäftsführung obne Auftrag 
zur Gntitebung fommt, die Frage, ob und in wieweit durch ſolche Thatſachen ein 
Schuldverbältnik begründet ſei, nadı denjenigen Geſetzen beurtbeilt werden muß, unter 
deren Herrſchaft die betreffende Thatſache fich ereignet hat. Nur in erbrechtlicher Hinſicht 
ift in einem folden Falle das Schuldverhältniß nah dem zur Zeit des Grbfalls 
geltenden Recht u beurtbeilen“. 

e) Verhältniß zu den einschlägigen Berfahrensporicriften der Nebengeiete. 
Auch dieje bleiben, ſoweit fie auf erbrechtliche Verbältnifje Bezug baben, in Antebung 
eines vor dem 1. Januar 1900 ftattgehabten Erbfalls aud nah dem 1. Januar 1300 
fuipendirt; vgl. 

aa) Art. 189 R.Freiw.G.: Es fommen 3. B. alſo nicht zur Anwendung bie 
Vorſchriften des Freiw.G. über die Erbicheine, Tejtamentsvollitredungen und die— 
ENORM RI STAR RUNG: vgl. die oben zu « mitgetheilte Judifatar und „Hecht“ 1900 
S. 127, 128; 

BB) 8 83 R.Grund. B.Drdn.: Es fommen alſo nicht zur Anwendung die Vor: 
jchriften der &.B.D. über die Legitimationsführung und Prüfung, 4. B. nicht der 
$ 36le. Es genügt alio für den Nachweis der Erbfolge nad einem vor dem 
1. Januar 1900 Reritorbenen zum Zweck von Gintragungen oder Löſchungen im 
Grundbuch derjenige Nachweis, der bisher zur Umichreibung in den bisherigen Büchern 
zu führen war, ogl. du Chesne bei Gruchot Bd. 45 ©. 49 ff. 

Es kommen nicht zur Anwendung die Voricriften der 88 52, 3 G.BO,, 
wonach das Necht des Nacerben und die Ernennung des Teitamentsvollitreders von 
Amtswegen einzutragen jind. Es verbleibt vielmebr bei einem vor dem 1. Januar 
100 eingetretenen Erbfall, wenn auch die Nacherbfolge erit nah dem 1. Januar 1900 
eintritt, bet den bezüglichen Berfabrensvorichriften des bisherigen Rechts, alſo 3. B. des 
$ 54 der Preuß. Grundb. Ordn. A. Meinung freilib Entic. d. Kamm. G. vom 9. April 
1900 in Rechtsſpr. d. OV.G. TS. 21 ımd Habicht LI S. 403, aber mit dem nicht 
zutreffenden Hinweis auf Art. 186 E.G. Art. 156 eit, wird durch den vorliegenden 
Art. 213 moditizirt; val. oben Bem. Ayy; 

zr) 8 2 Einf.Geſ. zum R.Zw. Verſt. Geſ.: Es verbleibt alio bei altrechtlichen 
Grbichaiten bei den bisherigen Vorſchriften über die Subbaftation zum Zwed der Aus: 
einanderießung von Miterben und über die Swangsverfteigerung auf Antrag eines 
Benefizialerben; 

d), Art. VI E. G. betr. Aend. der Konk.Ordn.: Es kommen aljo bei einem 
Konkurs uber eine altrecbtliche Srbichaft die Norichriiten der bisherigen Konfursordnnung 
vom It. Februar 1877 nad wie vor zur Anwendung. 

Zuſatz zu pp und dd, Iſt das Zwangsverſteigerungs- und bez. tonfursver: 
fahren schon vor dem 1. Januar 1900 eröffnet, jo folgt die Kortgeltung des alten 
Rechts ſchon aus S15 E. G. 3. Zw. V. G. und bey. Art. VE. G. 3. G., betr. Aend. d. K.O. 

S; Musführungsgeiege: Die Ausführungsgeſetze haben zum Theil die Anwendung 
der neuen Verfahrensvorichriiten auch für altrechtlide Erbverhältniſſe vorgeichrieben. 

Bayern: Uebel. Art. 35.  Bindifationslegate find entiprechend dem S 51 
R.G. B.O. von Amtswegen einzutragen (vgl. oben zu 833). — Art. 36: Die Erbes: 
auseinanderiekung nad den Xorichriiten der SS 56- -99 d. R.Freiw. G. G. kann be 
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antragt werden (vgl. oben zu Zaa), vgl. auch Art. 114, 115 e die Pfalz. — Art. 143 

bis 146 (für die Pfalz), theilweife Anwendung der neuen Vorſchriſten in Anjehung 

der Zuftändigfeit der Behörden, der Pflegicaften und Siegelungen, der Verfügungen 

über Naclafgegenitände, der Sicherheitäleiftung durd den Benefizialerben (vgl. oben 

” ba). — J. M. Bek. vom 12. Februar 1900, Anwendung der neuen Vorſchriften in 
njehung der Eröffnung von Teftamenten. 

Württemberg: Art. 92, Bei nicht „eremten Berjonen“ treten bei Auseinander: 
feßungen an Stelle der bisherigen Theilungsbebörden die ordentlichen Naclaßgerichte 
und Inventurbehörden. 

Sachſen: Berordn. 3. A. d. B.G.B. vom 24. Juli 1899 $ 126. Nur für die 
Erbtheilung in eriter Inſtanz bleiben die bisherigen Vorſchriften maßgebend. 

Hamburg: $S 82—89 bringen die neuen Vorjchriften zum Theil zur Anwendung 
in Anjehung der Zuitändigfeit der Behörden, des Tejtamentsvollitreders, der Erbicheine 
und der Gröffnung von Tejtamenten. 

Eljaß Lothringen: A.G. 3. RFreiw.G. $ 76 bringt grundfäßlich bei der 
Erbesauseinanderjegung die Vorichriften der SS 752-754 B. G. B und der 88 86—99 
R.Freiw. G. zur Anwendung. 

Vergleihe ferner Bayern: Ueb.Gef. Art. 52, 2,8. f. d. Pfalz Art. 16. — 
Baden: A.G. 3. G. B.O. 88 36, 37. — Heifen: Art. 213, 214, 229, — S.:Weimar: 
ss 120, 121. — Elſaß-Lothringen: A.G. 5. G. B.O. $ 24 Abi. 3. 


3. Keinen Unterſchied macht das Geſetz in dem vorliegenden Artikel zwiſchen 
der geſetzlichen Erbfolge und der teſtamentariſchen bez. vertraglihen Erbfolge. Es 
ribten ſich alſo audb die VBorausiegungen und Wirfungen eines bor dem 
1. Januar 1900 errichteten Teſtaments, Erbeiniegungsvertrages nad 
dem Bürg.Gejeßbud, wenn der Teitator, Erblajier nadı dem 1. Januar 
1900 ftirbt. (Nur die Vorausfeßungen in Anfebung der Tejtirfähinfeit und der 
Form dieſer rechtsgeſchäftlichen Akte richten fih dann nad dem bisherigen Recht, 
Art 214, ef. Bem. 4a,) 

Die Beurtbeilungen der übrigen materiellen Borausjekungen und Wirfungen 
der leßtwilligen Verfügung nad den Gejegen zur Zeit des Todes iſt nicht prinzip— 
widrig, da nicht nur die Wirfungen des rechtsgeſchäftlichen Aftes felbit, vielmehr 
in eriter Linie die Wirkungen des „Erbialles” in Frage ſtehen, auf weldes That 
beitandsmoment bez. zeitliche Ereigniß der Wille des Grblafiers abgestellt hat. Hinz 
fihtlih der Teſtamente entipricht dies auch mit Nüdjicht auf deren MWiderruflichfeit 
bis zum Tode dem Standpunft der bisherigen Willenichait, während ber. der Erb— 
einjeßungsverträge vieliah der Zeitpunft der Errichtung aud binfichtlich der materiellen 
Vorausjegungen und Wirkungen für maßgebend erachtet wurde. So auc die Mehrzahl 
der bisherigen Gelege. In Dejterreih dagegen find auch Teitamente durchgehends 
nad dem Zeitpunft ihrer Errichtung zu beurtbeilen (ef. Mot. p. 305, Gierfea. a. O.). 

a) Nah den Vorichriiten des B.G.B. alfo richten fihb vom 1. Januar 1900 an 
die Fragen nad dem Vorbandenjein und den Wirfungen eines Irrthums der 
zwangsweiſen Beeinflujiung des Tejtators. Es areiien ebenfalls von diefem 
Zeitpunft an die Borichriiten des B.G.B. über die Enterbungsaründe und das Prlicht: 
theilsrecht Pla. Der in einem unter der Herrichait des Preußischen Nechts errichteten 
Teitament fih findende Enterbungsgrund der „groben Schmähung des Frblaflers“ 
A.L.R. I, 28 403 wird alio, falls das Teitament nach dem 1. Januar 190 eröffnet 
wird, nicht berüdjichtigt werden fünnen, es jei denn, daß der all des $ 2333 Wr. 3 
B.G. B. vorliegt. Umgekehrt ift eine bisher ungültige Entstehung gültig, wenn fte nur 
aus einem der Gründe der SS 2333—2335 B. G. B. erfolgte. 

Nah Habicht III. Aufl. S. 754 und Scherer Wr. 356 ©. 241 foll die Ver: 
pflihtung des Beihenften auf Herausgabe des Geſchenks an den Pflicht: 
theilsberehtigten (S 23294 BGB.) wenn nur die Echenfung unter dem alten Necht 
eriolgte, auch nad altem Recht beurtbeilt werden und zwar mit Rückſicht auf die Ver: 
tragseigenichait der Schenfung, arg. Art. 170. Dem fann nicht beinepflichtet werden. 
Gnticheidend iſt vielmehr, dak nach der Auffaſſung des B.G.B. der Anipruch, welcher 
in Folge der ihn beeinträchtigenden Schenkungen erwädit, fich prinzipiell nicht als ein 
Aniehtungsanipruch gegenüber dem Beichenften (wie nad Gemeinem und Preußiſchem 
Recht), jondern als ein in eriter Linie gegen den Nachlaß gerichteter Ergänzungs— 
anſpruch carakterilirt (vgl. Frommbold Erbrecht ©. 295). Der Umitand, daß 
gemäß $ 2329 aub nah dem B.8.B. der Beichenfte als der ſubſidiär Verpflichtete 
diefem Grgänzungsaniprud gegemübertritt, fann an dem Gharafter diejes Schuld: 
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verhältniſſes als eines erbrechtlichen durchaus nichts ändern. Die erbrechtlichen 
Schuldverhältniſſe aber unterliegen dem Statut unſeres Artikels, vgl. oben Bem. 2by. 

b) Smweifelbaft fann im Einzelnen oft jein, wasaudem „Anbaltund 
den Wirkungen“ einer lestwilligen Verfügung zu zäblen iſt. Nach Piait 
und Hoimann Grfurie I p. 241 follen, als nicht dazu gebörig, die Änterpretations: 
regeln des neuen Geſetzes feine Anwendung finden. Dem wird nicht beisuftimmen 
fein. So wird beijpielsweiie $ 2049 B. G. B. auch auf vor dem 1. Januar 1m 
errichtete Teitamente Anwendung finden müſſen, falls der Teftator nad diejem Zeitpunft 
ftirbt. Michtig it mur, daß der Sprachgebrauch und die Anichauungen des Zeitpunfts 
der Grrichtung bei der nterpretation zu berüdfichtigen find. A. Meinung Wagner 
6.8. S. 209 und Kuhlenbeck S.302. Des legteren Bemerfung: „das enticheidende 
Prinzip iſt lediglich die Erforſchung des wahren Willens“, enthält für die bier zu 
beantwortende frage die petitio prineipii. Das enticheidende Prinzip iſt vielmehr, 
daß der Wille des Teftators auf den Zeitpunft des Erbfalls gerichtet iſt oder 
wenigitens — da ein Widerruf bis zum Zeitpunft des Erbfalls nicht erfolgte — als 
unter den Verbältnifien des neuen Rechts fortbeitebend geltend muß. Es erfolgt ja 
auch die Beurtbeilung der Willensmängel bei Abfaſſung des altrebtliben Tejtaments 
lediglih in Semäßbeit der Borichriiten des neuen Rechts. Am Grgebnik tie bier 
Habicht UI. Aufl. S. TAtff., 746 Bem. 3. Etwas anderes ift es natürlich, wenn das 
Teitament ausdrüdlich oder font ungweideutig ergiebt, daß der Teitator die Verbält: 
niſſe des alten Rechts bei der Abfaſſung des Teſtaments vor Augen batte. Denn 
ſolchen Falls würde ja nicht bloß für die eigentlihen Anslegungsregeln, fondern aud 
für ſämmtliche Borichriften des neuen Rechts — ſoweit fie nicht zwingender Natur 
find — fein Raum ſein. 

Wie jtebt es, wenn der Teftator im Teftament auf die geieklice Erbfolge ver: 
wiejen bat? Auch bier wird, wenn nicht ein anderer Wille des Teitators ausdrücklich 
oder Fonfludent erklärt it, die geiegliche Erbfolge des neuen Rechts Platz greifen 
müſſen. A. Meinung Pfaff und Hofmann a. a. O. Das Gleiche gilt, wenn der 
Erblaſſer nur über einen Bruchtbeil teftirt, im Uebrigen es aber bei der geſetzlichen 
Erbfolge belalien bat. Hat aber im lekteren all der Grblafler jemanden in dem 
Teſtament bedacht, welcher nach bisherigem Necht fein geiehlicher Erbe war (4.8. Ebegatte), 
und bat er dieiem einen geringen Theil zugedacht, jo kann dieſer Erbtbeil nicht etwa 
auf die aeieklice Portion des B.G. B. ergänzt werden. Denn gegenüber dem aus: 
drüdlich erflärten Willen veriagt die Möglichkeit der Erforſchung eines anderweiten 
Willens im Wege der Auslegung. Die Beſtimmung des Heſſiſchen Ausführungs— 
geſeßes Art. 155, welche das Gegentheil poſitiv vorſchreibt, muß daher als gegen 
Reichsrecht verſtoßend bezeichnet werden und ihre Anwendung würde die Reviſion 
begründen. (Anders Medlenburg:Schmw.: $ 264, Str: S 361); jo zutreffend 
Habicht S. dir ff. und (gegen Scherer Wr. 345) ©. TDI ff. 

Das neue Recht muß weiterhin gelten, wenn der Grblafler in einem altredt: 
lien Teftament jemanden auf den Pflichttbeil berufen bat, Der Plichttbeil iſt 
nah dem B.G. B. zu bemeilen, mag derielbe größer oder geringer als nach dem bis: 
berigen Recht ſein. A. Meinung tür den lesteren Fall Habicht ©. «52, vgl. aber 
Zeitſchr. 1. Notar. in Rheinpreußen I897 S. 55. Desgleichen muß die Ausleaungs: 
vorichriit des S 2304, wonach die Zuwendung des Prlichttbeils nicht als Erbeiniegung 
anzusehen tt, auf altrechtliche Teitamente zur Anwendung fommen, desgleihen die 
Beſtimmung des S 2052, wenn der Teitator unter der Herrichaft des abweichenden 
Semeinen Rechts (Nov. 18 e. 6.) ein Teitament errichtet bat, obne der Kollations: 
pflicht zu gedenfen u. a. m. 

Wie ſteht es mit der Auslegung altrechtlicher She: und Erbverträge (mit 
Rückſicht auf deren Nichtwiderrufſlichkeit?? Hier wird die Beurtbeilung nad bis: 
berigem Recht geboten jein; val. &.d. O.L. G. Köln, R. d. O.L. G. II S. 116, 

e) 3weifel können ſich auch ergeben, in wie weit und in welchem 
Umfange eine nab dem bisherigen Recht zuläfiige lestwillige Verfügung 
nac dem jetzigen Recht unzuläſſig ericeint Iſt eine unter der Herrichaft des 
Semeinen oder des Preuſt. Rechts CAM. IL, 2 88 521-554) errichtete PBupillar: 
jubjtitution bei Eröffnung des Teitaments unter der Herrſchaft des B.G. B. welches 
eine ſolche Sübſtitution nicht Fennt, als völlia unwirkſam zu behandeln oder nicht viel: 
mehr als Einſetzung einer Nacerbichait im Sinne der 88 210078. B. G. B. hinſichtlich 
der Verlaflenichaft des Teſtators ſelbſt aufzufaſſen? 

d) Wie die matertellrechtlichen Wirkungen einer altrechtlichen Verfügung von 
Todeswegen, unterliegen auch die Damit zuſammenhängenden Verfahrensvorſchriften 


Form der Zeitamente und Erbverträge — Teitirfähigfeit (Art. 214). 471 


alsbald dem neuen Nect, wenn der Erblafier nah dem 1. Januar 1900 ftirbt. So 
insbeiondere auch die Rorichriiten über die Eröffnung von Teſtamenten, vgl. mein. 
Aufſ. „Recht“ 1900 ©. 185, Koerner 1901 S. 9. Daber beurtbeilt fich insbejonbere 
aud) die Ablieferungspflicht nach dem neuen Recht, vgl. E. d. K.G. R. d. O. L. G. UI 
S. 12. (Ueber den Fall, wenn der Erblaſſer vor dem 1. Januar 1300 ftirbt, vgl. 
oben Bem. 2byy.) 


4. Bon dem Grundſatz, daß die letztwilligen Berfügungen nad) den Geſetzen 
— Zeit des Todes des Erbläſſers zu beurthellen find, macht das Geſetz in den 

genden Artikeln zwei Ausnahmen: 

a) in Anjehung der Borausjegungen, infoiern gemäß dem folgenden Art. 214 
die Teitirfähigfeit und die Form der legtwilligen Berfügungen nah dem Zeit: 
ee — der Verfügung zu beurtheilen find. Vgl. oben zu 3 und Bem. 
zu Art. 

b) in Anjehung des Inhalts und bez. der Wirkungen 

injofern: 

a) Die Frage der Gebundenbeit des Erblafjers bei einem gemein: 
ſchaftlichen Teftament oder Erbvertrage iſt nah dem Zeitpunft der Er— 
richtung der bez. Rechtsakte zu beurtbeilen, Art. 214 Abi. 2, 

A) Erbverzihtäverträge find ſowohl binfihtlib ihrer Voraus: 
feßungen als auch hinſichtlich ihres Inhalts und ihrer Wirfungen nad 
dem Zeitpunft der Erridtung des Rechtsakts zu beurtbeilen, Art. 217. 

ec) ES wird noch eine weitere Ausnahme anzuerkennen fein, die freilich im 
Geieh feinen Ausdrud gefunden bat. Es betrifft dieje den Kal, wenn ein Grbvertrag 
ſchon zu Lebzeiten des Erblaſſers von dieſem in Frage —— iſt. Auch hier wird es 
auf den Zeitpunkt der Errichtung ankommen müſſen; el. Art. 24 Anm. Ge. 
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Die vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejegbuchs erfolgte Er- 
richtung oder Aufhebung einer Verfügung von Todesiwegen wird nach den 
bisherigen Geſetzen beurtbeilt, auch wenn der Erblafler nach dem Inkraft— 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuchs jtirbt. 

Das Gleiche gilt für die Bindung des Erblajfers bei einem Erbvertrag 
oder einem gemeinjchaftlichen Teſtamente, jofern der Erbvertrag oder das 
Tejtament vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejegbuchs errichtet 
worden ilt. 


E. 1129 Abi. 2; E. 11 183; RB. 213; Mot. zu 129 ©. 307-310, 311, 313 
bis 314: Prot. ©. 108, 9109, 9242 (VI S. 557, 558, 636). 

1. Allgemeines. Der Artikel enthält in Abſ. 1 und 2 zwei Ausnahmen von 
dem Grundſätz des Art. 213, indem er in den bezeichneten Fällen nicht die Zeit 
des Todes, ſondern den früberen Zeitpunft der Erridtung der letztwilligen 
Verfügung für das anzumendende Geſetz enticheiden läßt. Die Ausnahme des Abi. 1 
ift jedoh im Grunde genommen nur eine icheinbare, Ihatlählich enthält er die Ans 
wendung des für alle Rechtsgeſchäfte gültigen Prinzips, daß die Vorausſetzungen eines 
Rechtsgeſchäftes nach dem zur Zeit der Vornahme des Rechtsgeſchäftes beitehenden 
Rechte zu beurtbeilen find, el. P.V. zum Sächſ.G.B. S 6 


Die Beitimmung des Abi. 1 verftebt ſich nur nad) den beiden Richtungen der 
ZTejtirfähigfeit und der Form der letztwilligen Verfügung, nicht au in Anſehung 
der übrigen materiellen Borausjeßungen und der Wirfungen der left: 
willigen Berjügungen. 

Hinfichtlih der Wirkungen iſt dieies im Hinblid auf Art. 213, der zwiichen 
ejetliber und tejtamentariicher Erbfolge nicht untericheidet, ohne Weiteres klar. — 
infichtlih der materiellen Vorausſetzungen, alſo der Fragen nah dem Borbandeniein 

eines Irrthums, Zwangs x. ergiebt ſich dies a) aus dem Umstand, daß das vor: 
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edachte, für Rechtsgeſchäfte allgemein gültige Prinzip, deſſen Ausfluß die vorliegende 

eitimmung tit, ſich ebenjalld nur in Anjehung der Geichäftsiäbigfeit und der Form 
der Rechtsakte verſteht (ef. die Ausführungen der Motive zu Art. 170 p. 255); b) aus 
dem Umftand, daß gerade bei leßtwilligen Verfügungen die materiellen Yorausiegungen 
mit der Geſammtheit der übrigen rechtliben Wirkungen in untrennbarem Zuſammen— 
bang ſtehen (ef, Reinh. Schmid, Herridaft der Geieße, Jena 1863 p. 144); c) aus 
dem Gebraud der Worte „Errichtung und Aufhebung“ im Geſetz, welche Worte mit 
der Ueberichriit des VII. Titels des V. Buches, in welchem Titel lediglich von der 
Teftirfäbigfeit und der Form der lektwilligen Verfügung die Rede iſt, forreipondiren; 
d) endlih aus den Motiven zu dem vorliegenden Artifel, welche ſich unter der Nubrif 
„Errichtung“ lediglich mit der Form und der Tejtirfäbigfeit beihäftigen (Mot. p- 308 ff.). 
Vol. auch % m. dd zu Art. 24. 


2, Teitirfähigfeit. 

a) Diefelbe verjteht fih nad ihren drei Nichtungen: der Handlungstäbigfeit, 
der TeitamentSmündigfeit und der Rechtsfähigkeit. Die Teitamente alio, welde 
ein unter der Herrſchaft des bisherigen Rechts wegen Geiftesfranfheit Entmündigter, 
ein unter der Herridaft des Hamburger Rechts im 17. Lebensjahr, alio nah jenen 
Nechten Tejtamentsunmündiger, ein Möncd unter der Herridait des Preuß. Hechts 
(ALR. U, 11 88 1199, 1206 ff), ein Hausfind binfichtlih der Adventicien im Gebiet 
des Gemeinen Rechts, vor dem 1. Januar 1900 errichtet haben, bleiben ungültig, 
auch wenn die Aufhebung der Entmündigung nad dem 1. Januar 100 erfolgt, und 
obwohl das B.G.B. die Teitamentsmündigfeit mit dem 16. Yebensjabr eintreten läßt 
und bez. Beichränfungen der zum Tejtiren nötbigen Nectsfäbigfeit nicht fennt. Eben: 
mäßig fann beiipielsweile die Gültigkeit eines vor dem 1. Januar 1900 im Gebiet 
des Preuß. AL.R. in einem Alter von 14 Jahren, im Gebiete des code eivil Art. 513 
von einen Verichwender errichteten Teſtaments gemäß S 2229 Abi. 2 und 3 BGB, 
nicht in Frage gejtellt werden. 

Das von der Wiſſenſchaft bislang aufgeitellte Requiſit, daß die Teitirfäbiafeit, 
fomweit jie ein Ausfluß der „Nechtsiäbignfeit”, auch in dem Zeitpunft des Todes vor: 
banden fein müſſe (Pfaff und Hofmann a. a. DO. p. 231), bedarf im Geſetz feiner 
Hervorhebung, da das B.G. B., wie gelagt, derartige Beihränfungen der Tejtirräbigfeit 
(ef. Mot. V p. 252) nicht fennt. 

b) Ausnahmen don der Norm des dorliegenden Artikels ergeben ſich nad 
zwei Richtungen: 

a) gemäß Art. 215 Abi. I ift die nach dem 1. Januar 1900 von einem nad 
den Vorſchriften des B.G. B. Teftirunmiündigen erfolgte Grridtung bei. Auibebung 
einer letztwilligen Verfügung dennoch ailtia, wenn der Teitator vor dem 1. Januar 
1900 unter der Herrſchaft des bisherigen Nechts die Teftamentsmündigfeit ſchon er: 
reicht und in dieſem Zuſtande eine letztwillige Verfügung bereits errichtet batte; 

A) aemäk Art. 215 Abi. 2 ift das von einem Entmimdigten vor dem 1. Januar 
1900 errichtete Teftament unter den gleichen Vorausſetzungen dennoch als giltig zu 
bebandeln, unter denen eine folhe Behandlung gemäß $ 2230 B. G. B. eintreten würde, 
wenn die Errichtung nah dem 1. Januar 1900 erfolgt wäre. 


3. Form der letztwilligen Berfünung. Auch dieie richtet fich alio entiprebend 
den Grundiägen der bisherigen Wiſſenſchaft (ef, aber die Preuß. Batente vom 
9. September 1814 8 7 und vom 9. November 1816 8 9) nah dem Zeitpunft der 
Errichtung. Auch bier iſt ledialih von der außeren Form, alio deu Vorichriften 
88 2281 ff. B.G. B. die Rede. Die VBorichriften über die vielfach fogenannte „innere 
Form“ cef, Neinb. Schmid a. a. O. p. 144), alſo 4. B. die Frage nach der Fäbigfeit 
des Honorirten, unteriteben dem Art. 213. Der Zeitpunft der Errichtung ift für jegliche 
Art letitwilliger Anordnung mahacbend. Es iſt daher auch beiipielsweile im Preußiſchen 
Nechtsgebiet die vor dem 1, Januar 1900 in einem Grbvertrag erfolgte (jet gemäß 
$ 219: nicht mebr zuläſſige) Beltellung eines Teitamentsvollftreders gemäß $ 55; 1:32 
APR. als gültig zu bebandeln, vgl. Entſch. d. R.G. vom 7. März 1901 „Recht“ 
1901 S. 20%, 

steinen Einfluß bat es, ob eine ſolche lektwillige Anordnung, 3. B. ein Kodizill, 
in einem früher errichteten Tejtament vorbehalten it. Gine Formvorſchrift ift auch die 
Vorschrift, ob Teftamente in „aemeinichaitlichen Urkunden“ errictet werden können. 
Hiermit nicht au verwechieln iſt jedoch die Krane über die Zuläſſigkeit wechielfeitiger, 
d. b. materiell forreipondirender Tejtamente, ef. zu Wr. 5, ef, auch Art. 11 Wr. 4. 
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4. Daß die Aufhebung einer lettwilligen Verfügung nach den Geſetzen be: 
urtbeilt wird, unter deren Herrichaft fie erfolgt, bedurfte nicht der beionderen Hervor— 
hbebung. Das gilt ſowohl von den formellen, als den materiellen VBorausiegungen 
des auf die Aufbebung gerichteten Aftes. 

Unter Aufbebung iſt nur die formelle Entfräitung durd den Erblaſſer zu 
verfteben, nit eine Gntfräftung des Inhalts durch dazwiichentretende Greigniffe 
ohne den Willen des Tejtators, 3. B. testamentum ruptum wegen nadgeborener Kinder 
(ALR. II, 2 88 450 ff). Hier greift das Statut des Art. 213 Abſ. 1 Plab; ebenio 
Habidt ©. 727 Scherer ©, 143, 

5. Die Vorſchrift des Abſatz 2, wonad die „Bindung“, d. h. die „Frage der 
Gebundenheit“ des Erblafiers an einen Erbvertrag und bez. an ein ge 
meinſchaftliches Teitament ebenfalls nah dem Zeitpunft der Erridtung 
Diejer Rechtsakte beurtbeilt werden joll, iſt eine AUsnahme von dem 
Grundſatz des vorbergebenden Artifel 213. Denn die Trage, inwieweit dem 
Erblaifer ein freies Widerrufsrecht gegenüber feinen legtwilligen Anordnungen 
zuſteht, ift eine range nach den „Wirfungen“ diejer Anordnungen, müßte alfo prinzips 
gemäß * den Geſetzen zur Zeit ſeines Todes beurtheilt werden, ef. Note IV ba 
zu Art. 213. 

Die Ausnahme ericheint nothwendig, weil die Härten, welde das Eingreifen 
der Vorichriiten des neuen Geſetzes auf die jrüber errichteten letztwilligen Anord- 
nungen unleugbar mit fih bringt, nur dadurch gemildert werden fünnen, daß dem 
Erblafler das ibm in Gemäßheit der bisherigen Geſetze zuitehende freie Widerrufs: 
recht ungeichmälert erhalten bleibt, um ihm zu ermöglichen, durch Errichtung einer 
neuen Verſügung nicht nur den veränderten Berbältniiien, jondern auch den ver: 
änderten Geſetzen Rechnung zu tragen. Die Ausnabme iſt um jo nothwendiger, als 
das B.G.B. die vertragsmäßige Gebundenheit des Erblaſſers bei den bezeichneten 
— Dee. gegenüber der Wichrzabl der bisherigen Rechte nicht unerbeblih ver: 

ärft bat. 

a) Was zunächſt die vor dem 1. Januar 1900 erridteten Erbverträge 
anbelangt, fo fönnen alſo bezüglich dieſer nicht berüdiichtigt werden: 

a) diejenigen Borichriiten des neuen Geſetzes, welche die Zuläſſigkeit 
von Erbverträgen gegenüber dem bisherigen Recht überhaupt erweitern. 
Ein im Gebiet des framzöfiihen Nects, welches nur Erbverträge in Eheſtiftungen 
fennt (code eivil Art. 893, 895, 1082, 1093, 1389), zwiichen zwei Fremden er: 
richteter Grbvertrag fann alio als folder audh nah dem 1. Januar 1900 gemäß 
8 1941 B. G. B. nicht aufrechterhalten werden. Iſt die darin enthaltene Anordnung 
ſchon wegen mangelnder Form nad bisberigem Recht als ungiltia anzuſehen, jo ergiebt 
ich * Nichtanwendung des neuen Geſetzes ſchon gemäß Abi. 1 des vorliegenden 
Artifels. 

A) Des Weiteren fönnen nicht berücjichtigt werden ſolche Vorſchriften des 
neuen Gejeßes, die beitimmen, welche Anordnungen in einem Erbvertrag 
alsvertragömäßige, d.b.mitbindender Wirfung erlafien werden fönnen. 

Eine nah den bisherigen Necdte in einen Srbvertrag zugemwendete „Auflage“ 
wird alio nach den Grundſätzen des bisherigen Rechts, welches renelmäßia die Zu— 
läſſigkeit folder Verfügungen in bindender Korm für den Erblaſſer verneint (Miot. 
5 p. 336), frei widerrufen werden, und nidt gemäß 8 2278 Abi. 2 B. G. B. als 
bindend behandelt werden fünnen. Andrerieits wird die Ernennung eines Teſtaments— 
vollitreders durh einen im Gebiet des Preußiſchen Nechts errichteten Erbvertrag 
gemäß den Grundſätzen diejes Nects, (ef. Dernburg Preuß. Priv. III p. 475) als 

indend aufrecht zu erbalten fein umd nicht gemäß SS 2275 Abi. 2, 2299 Abi. 2B. G. B. 
frei widerruien werden können. 

y) Endlih fünnen nicht berückſichtigt werden diejenigen Vorſchriſten des neuen 
Geſetzes, weldbe das Maß der Gebundenbeit im Einzelnen, insbejondere 
bei vertragSmäßigen Feitiegungen zu Gunſten Dritter regeln. Das in 
einem in Preußen vor dem 1, Januar 1900 in einem Erbvertrag zugewendete Ver: 
mächtniß fann nach den Grundſätzen des Preuß, Nects (ef. Dernburg III p. 508), 
fofern der Dritte noch nicht beigetreten iſt, frei widerrufen werden. Nicht kann die 
Zujtimmung des andern Bertragichließenden gemäß 8 2291 B.G.B. eriordert 
werden u. a. m. 

b) Was des Weiteren die vor dem 1. Januar 1900 errichteten gemein 
fhaftlihen Teitamente anbelangt, jo find alio ebenmäßig wie oben bei den 
Erbverträgen von der Anwendung auf dieſelben ausgeichlojien: 
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a) Diejenigen Borichriiten des B.G.B. weldhe die Zuläſſigkeit jolder 
Anordnungen gegenüber dem bisherigen Recht erweitern oder beichränfen. 
Bezüglich der Vorichriiten eriterer Art iſt die Nichtanwendung im Uebrigen ſchon durd 
Abi. 1 des vorliegenden Artifeld garantirt, infoweit das in einem, die gemeinichaft 
lichen Teftamente verbietenden Nechtsgebiete (ef. code eivil Art. 965, 10497) errichtete 
Teitament diefer Art ſchon wegen mangelnder Form ungiltig ift, vgl. Bem. 3. Be: 
ihränft wird die Zuläfligfeit inSsbejondere gegenüber dem gemeinen Net, weldes 
nicht, wie das B.G. B. S 2265, ein gemeinicaftliches Tejtament nur zwiichen (be 

atten, jondern allgemein zuläkt. Gin dort zwiſchen zwei Fremden errichtetes gemein: 
baitliches Teſtament bleibt daher auch nad dem 1. Januar 1300 nicht nur formell, 
fondern auch binfichtlich der Frage nach der Gebundenbeit des Erblaſſers giltig. 

3) Des Weiteren it das neue Geſetz von der Anwendung injoweit ausge: 
Ichloiien, als es beitimmt, welde Verfügungen in einem folben Teitament 
als forreipeftive und damit „bindende”, el. SS 2270 Abi. 3 ATI B. G. B. 
getroffen werden fönnen. 

y) Tas Gleiche gilt endlih von denjenigen Vorichriiten des neuen Geſetzes, 
weldhe das Maß der Sebundenbeit des Erblajjers im Einzelnen, in“ 
beiondere bei Jeitießungen gu Gunſten Dritter, regeln. Das B.G. B. bat 
beionders bier gegenüber dem bisherigen Recht jtrengere Grundſätze auigeftellt, indem 
es das forreipeftive Teitament weientlich dem Erbvertrag angenäbert bat. 

aa) So ſchließt es in S 2271 Abi. 1 Sat 2 den Widerruf folder Teſtamente 
infoweit völlig aus, als derielbe durch eine neue Verfügung von Todeswegen aud 
bei Yebzeiten beider Ehegatten eriolgt. Gin im Gebict des Preußiſchen A.L.R. errichtetes 
gegenſeitiges Teſtament wird trotz dieſer ee da das Yandredt den einjeitigen 
Widerruf au durch Teitament zuläßt (ef. AL. IL 1 $ 455, Derndburg a. a. O. 
p- >22 Anm. 4), aub nah dem 1. Januar 1900 bis zum Tode eines der Fhegatten 
frei widerrufen werden können, unbeichadet natürlich der Wirfungen dieſes Widerrufs 
in Anjebung der forreipeftiven Beitimmungen. 

38) Gemäß Abi. 2 des S 2271 erliicht das Recht des Widerrufs mit dem Tode 
deö einen Ehegatten obne Weiteres, Sofern der Leberlebende die Jumwendung annimmt, 
oder jofern nicht ein Aufbebungsarund gemäß SI 2294, 2336 B. G. B. vorliegt. Nach 
der Ansicht hervorragender Schriftſteller it dieſer Örundiat für das Gebiet des gemeinen 
Rechts nicht anerfannt, ef. Windicheid Bd. IIL p. 568 Anm. 7. An jedem all wird, 
inioweit dem Ueberlebenden biernab nach bisberigem Recht ein freies Widerrufsrecht 
zuitcht, dieles auch nach dem 1. Januar 1900 erbalten bleiben. 

6, Die Worte „gemeinſchaftliches Teitament“ und „Erbvertrag“ find in Dem 
techniſchen Zinne zu nehmen, in weldiem das B.G. B. Diefe Begriffe braucht. Alſo 
„nemeinichaitliches Teſtament“ nur ein Teſtament (forreipeftives Tejtament), welches 
in einer gemeinichaftlihen Urfunde errichtet ift, SS 2267, 2231 3.8.82. 
xorreipeftive, resiprofe, wechjelieitine Teſtamente des früberen Rechts welche in 
getrennten Urkunden errichtet wurden (ef. Sächſ. G.B. SI 2199 -2202, 2214), unter: 
ſtehen daber auch binfichrlih der Frage nad 2. Sebundenbeit der Verfügenden. 
ſoſern nur einer der Verfügenden nach dem Januar 1900 ſtirbt, gemäß dem 
Grundſatz des Art. 213 dem neuen Recht. Im — I Art. 129 ſtanden an Stelle 
der Worte: „gemeinichaftliches Teſtament“ die Worte: „wechieljeitige legtwillige er: 
fügung“. Unter Grbverträgen find Erbeinjegungsperträge im Sinne der 
88 2% if, nicht Grbverzichtsperträne (Frbentianungsvertrage) im Sinne der 
ss 2346ff. zu verſtehen, Letztere unterliegen binfichtlich ihrer gelfammten Wirkungen, 
nicht nur binfichtlich der Frage der Gebundenbeit, fall8 vor dem 1. Januar 1900 
errichtet, Dem alten Recht — Art. 217 —. 

7, Der vorliegende Artifel fpridbt nur von der Bindung des Erb- 
laſſers besw. Bertragserblaiiers, nidıt auch von derjenigen des „Bertragderben”. So: 
weit in Richtung der Sebundenbeit des VBertragserben abweichende Beitimmungen im 
bisherigen Necht beiteben, wird ihnen die gleiche Berückſichtigung daher nicht zu Tbeil. 


Tellirfähigkeit. 
Artifel 215. 
Wer vor dem Infrafttreten des Bürgerlichen Gejegbuchs die Fähigkeit 
zur Grrichtung einer Verfügung von Todeswegen erlangt und eine jolche 
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Verfügung errichtet hat, behält die ‚Fähigkeit, auch wenn er das nach dem 
Bürgerlichen Gejetbuch erforderliche Alter noch nicht erreicht hat. 

Die Vorjchriften des $ 2230 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden 
auf ein Tejtament Amvendung, das ein nach dem Inkrafttreten des Bürger: 
lichen Geſetzbuchs geitorbener Erblajjer vor dieſem Zeitpunkt errichtet hat. 


E. 1129 Abf. 1; E. I 184; RB. 214; Mot. zu 129; Prot. S. 9108-9112 
(VI S. 557—559). 

Der vorliegende Artikel enthält zwei Ausnahmen von dem Grundiag 
des Urt. 214 Abi. 1 (nach welchem die Fähigkeit zur Errichtung und Aufhebung einer 
Berfügung von Todeswegen ſich nach den Gejeken zur Zeit der Errichtung beurtheilt), 
und zwar Abi. 1 infofern, als er die Grenzen des bisherigen Rechts, Ab}. 2 injofern, 
als er die Grenzen des neuen Rechts erweitert, ef. Anm. 2b zu Art. 214. 

1. Die Ausnahme des Abi. I ift zu dem Zwede geihaffen, um denjenigen, 
welche unter der Herrſchaft des bisherigen Rechts vor erreichtem 16. Lebensjahre gültig 
teitirt haben, die Möglichkeit des Widerrufs und der Abänderung ihrer Anordnungen 
auch nach dem 1. Januar 1900 zu verichaffen. Sie verfteht ſich daher auch nur für 
den Fall einer bereits erfolgten Errichtung einer lettwilligen Verfügung Am 
Uebrigen ift die unter der Herrichaft des bisherigen Rechts erlangte Teitirmündigfeit 
fein erworbenes Recht, ef. Art. 153 Anm. — Vgl. über den gleihen Grundſatz im 
internationalen Privatrecht Art. 24 Abſ. 3 Sat 2 und Bem. dazu. 

2. Die Ausnahme des Abi. 2 überträgt den Grundfaß des neuen Rechts, 
wonach gemäß 5 2230 B. G. B. unter Umſtänden das von einem bereit3 „Entmündigten“ 
errichtete Teitament dennoh als gültig aufreditzuerhalten iſt, auch auf die vor An: 
des B.G. B. errichteten Tejtamente, wenn der Erblafier nad dieiem Zeit: 
punkt jtirbt- 

War alſo zur Zeit des Todes des Erblafjers die Entmündigung bereits wieder 
aufgehoben oder wenigitens noch anfechtbar, jo joll das Tejtament gemäß $ 2230 
B.G. B. gültig fein, folern nur die Entmündigung im Zeitpunft der Teſtaments— 
errichtung als anfechtbar noch in Frage ftand, bezw. dur einen Antrag auf Wieder: 
aufbebung bereits in Frage geitellt war. 

Rab Endemann BR. III S. 111 Bem. 30 foll eine auödehnende Inter— 
pretation des Abj. 2, welche auch den anicheinend aus Verfeben nicht mitzitirten $ 2229 
Abi. 3 Sat 2 heranziebe, geboten fein. Allein es bandelt ſich bier um eine im Intereſſe 
der Billigfeit gebotene Ausnahme von dem Prinzip der Nichtrüdwirfung, melde 
feine Ausdehnung leidet, jo mit Recht Habicht ©. 724 Bem. 2. 

Verfebentlih beihränfen Fiſcher und Henle I. Aufl. Anm. 1 die Beitimmung 
auf den Fall der Entmündigung wegen Geiftesfranfheit. In anderer Beziehung 
irreleitend ift die Wiedergabe der zum Theil nicht mehr zutreffenden Motive bei 
Haidlen IV. p. 615 oben. 


Erweiterte Tefirfühigkeit ritterfchaftlicher Familien. 
Urtifel 216. 


Die landesgejeglichen Vorjchriften, nach welchen Mitglieder gewiſſer 
ritterjchaftlicher familien bei der Ordnung der Erbfolge in ihren Nachlaß 
durch das Plichttheilsrecht nicht bejchränft jind, bleiben in Anjehung der- 
jenigen Familien in Kraft, welchen dieſes Necht zur Zeit des Inkraft— 
tretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs zuſteht. 

R.V. 215. 


Der vorliegende Artifel enthält in jeinem Wejen feine Leber: 
BERFBBET LEN, jondern einen Vorbebalt im Sinne des III. Abſchnitts. 
r tft vom Bundesrath eingeichaltet und bält namentlich die Privilegien aufrecht, 
welche den rbeiniichen und weitphäliichen ritterichaftlihen Geſchlechtern in Gemäßheit 
der Preußiſchen stabinetsordre vom 16. Januar 1836 und bezw. 21. Januar 1837 
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yufteben, ef. Dernburg, Preuß. Priv.R. I. p. 31 Anm. 4. Es ſteht bier nicht ein 
utonomterecht, jondern eine privilegirte Teſtirbeſugniß in frage. Deshalb iſt dieſes 
Norbehalts auch nicht ihon in Art. 58 Grwähnung getban (vgl. B.R.T.K. 159, 
Nr. 44V d der Druckſachen IV. 95/96 p. 1517). 


Erbverzichtsverträge. 
Artifel 217. 


Die vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejegbuchs erfolgte Er— 
richtung eines Erbverzichtsvertrags jowie die Wirkungen eines jolchen Ver— 
trags bejtimmen ſich nach den bisherigen Gejegen. 

Das Gleiche gilt von einem vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Gejegbuchs geichlojienen Vertrage, durch den ein Erbverzichtövertrag auf- 
gehoben worden iſt. 

E. 1 129 Abf. 2; E. IT 185; RB. 216; Mot. zu 129 S. 313; Brot. S. 108 
bi3 9110, 9242 (VI ©. 557, 558, 636). 

1. Der vorliegende Artikel enthält in Abj. 1 eine Ausnahme don dem Grund- 
fat, des Art. 213, nach weldem, im Fall der Grblaffer nad dem 1. Januar 1900 
veriterben würde, das B.G.B. Anwendung finden müßte, ef. Art. 214 Anm. 6. Die 
Ausnahme ift damit gerechtfertigt, daß der Schwerpunkt dieſes Rechtsaktes nicht im 
der durch denſelben getroffenen Verfügung von Todeswegen, ſondern in dem dadurch 
geſchaffenen obli a Verhältniß zwiſchen dem Grblaifer und dem Verzichtenden 
zu finden iſt, Prot. II 9110. Es ftellt fich biernab Art. 217 lediglich als eine 
fonfequente Anwendung des in Art. 170 E. G. ausgeiprodenen Grundfaßes dar, wo— 
nah für ein vor dem I. Januar 1900 entitandenes Schuldverhältniß die bisherigen 
Geſetze mahgebend find. Der Entw. I, welder der umgekehrten Auffaſſung buldigte, 
enthielt dieje Ausnahme nicht. 

Die Ausnabme veritebt ſich ſowohl in Richtung der Voraus— 
feßungen, als aud der Wirkungen des Erbverzichts, SS 2346-2352 B. G. B. 
Eie iſt namentlib von Bedeutung aegemüber denjenigen Gebieten des bisherigen 
Rechts, in welden der in $ 2449 B. G. B. ausgeiprocdene Grundſatz (dat die Wirkungen 
des Berzichts ‚ud auf die Abkömmlinge des Verzichtenden ſich erftreden) nit p% 
(cf. Stobbe $ 314 Nr. 5) oder nur beichränfte Geltung bat (ef. Preuß. ALR. 1 
$ 308), auf entierntere T ejcendenten nur, wenn fie Erben des Verzichtenden wurden. — 
Die Bejtimmung des Art. 217 Abi. I entipricht im Wefentliben dem Standpunft der 
bisherigen Theorie, ef. Sierfelp. 206, Stobbe Ip. 216, ef. aber R.G. VIII p. 1:8. 

2. Die Beſtimmung des Abſ. 2 ericheint uns in Rückſicht auf Art. 170 EG. 
felbitverftändlich, um jo mehr, als ſelbſt die Aufbebung eines Teftaments und Erb— 
einſetzungsvertrages nad der Borichrift des Art. 214 Abi. 1 — falld vor dem 
1. Jannar 1900 erfolgt — ſich nach den bisherigen Geſetzen zu richten bat. 


Tragweite der Formel „Landesgeſehe bleiben in Kraft (maßgebend)“. 
Artifel 218. 

Soweit nach den Vorschriften dieſes Abjchnitts die bisherigen Landes: 
gefege maßgebend bleiben, fünnen jie nach dem Inkrafttreten des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs durch Landesgeſetz auch geändert werden. 

(1 105 Abi. 5; 116, 119 Abi. 1 Sah 3; — II 186; RT N, 217; Mot. zu 105 
S. 24; zu 116 — 277: u 119 S. 286, 3s2 je: Prot. S. 8405, OB, 9027, 9056, 
— wiss (VI S. 497, 509, 526, hab, 544, Br 6, 557, 627, 8 651. 

Der Art. enthält eine Wiederholung des bereits in Art. 3 für —— 
—— des Einf.Geſf. ausgeſprochenen Grundſatzes. Val. Bem. 4 zu Art. 3 
Er verſteht ſich hier, wo es ſich um Uebergangsbeſtimmungen bandelt, 
natürlic nur für die am 1. Januar 1900 bereits beſtehenden Nedtsverhältnifie. 
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63 fann alſo beiſpielsweiſe die Landesgeſetzgebung für eine nah dem 1. Januar 1900 
geſchloſſene Ehe feine neuen Vorſchriften erlafien. 

Im Gntw. I war die VBorjchrift des Artikels nur für einzelne beftimmte Rechts— 
verhältniiie auögeiproden, nämlich für die dinglihen Rechte (Art. 116 Entw. 1), das 
ebelihe Güterrecht (Art. 119 Entw. I) und die Anhaberpapiere (Art. 105 Entw. D. 
Nunmehr iſt fie für fämmtliche Uebergangsbeitimmungen eingeführt, was inäbejondere 
binfichtlih der in den SS 164-167 enthaltenen Webergangsbejtimmungen für bie 
juriftiiben Perjonen des biäherigen Rechts von Werth iſt. 

2. Der Artifel enthält eine Ausnahme gegenüber den, den Uebergangsbeſtim— 
mungen zu Grunde liegenden Prinzipien (ef. Art. 3 a. a. D©.). 

Die Beitimmung ift geredbtiertigt aus JwedmäßigfeitsSerwägungen, 
um der Landesgejeßgebung die Möglichkeit zu geben, die beitebenden Rechtsverhältniſſe 
möglichſt an die Voricriften des B.G.B. anzupaflen und Veraltetes zu bejeitigen. 

Nah Habicht II. Aufl. ©. 24 und ihm folgend Anderen foll die Landes— 
geiebarbung nicht befugt jein, ein einmal von ihr in das B.G.B. Übergeleitetes 

echtsverhaltniß demnächſt dieier Ueberleitung wieder zu entziehen. Dem 
tft nicht beiguftimmen; vgl. oben Einleitung zum IV. Abfchnitt S. 297, 298 bei 3e. 

3. Soweit ein dur das B.G.B. beieitigtes bezw. geändertes, aber gemäß den 
Grundiägen des vorhergehenden Artikels fortwirfendes Reichsgeſetz in Frage ſteht 
(man denfe an die beitebenden Schuldverbältniiie aus dem früheren Reichshafipflicht— 
geich Art. 170, verb. mit Art. 42 E. G.), folgt die dem Art. 215 entſprechende Befugniß 

er Reichsgeſetzgebung jhon aus Art. 32. 


Urkundlih unter Unjerer Höchjteigenhändigen Unterjchrift und bei— 
gedructem Kaiſerlichem Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais den 18. Auguſt 1896." 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 
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1. Zu S. 17 Mitte der Seite: In dem Satze „Wenn Niemeyer dieſe Zuſtändigkeits— 
vertheilung damit rechtfertigt 2c.” iſt an Stelle des Namens „Niemeyer“ der Name 
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in Handb. f. Staatswiji. III, 1900 insbei. ©. 1277 ff. bei e. 

3. Zu S. 51 Abi. 3 (Art. 17): Das Oberlandesgericht Nena bat in einer Entiheidung 
vom 28, November 1900 BL, f. Rechtöpfl. t. Tbür. S. 5977 die ZJuläfiigfeit einer 
ausländiiben Trennungsflage im Anlande allgemein anerfannt,. Gbenio das 
DOberlandesgeriht Dresden (v. 2. Februar 1901) Nectsip. d. O.L.G. 1901 S. 413 
und ER auch das Neichsgericht 11T. E.S. v. 30. April 1901 Jur.Woch. 1901 
S. 378, 379. 

. Zu S. 297 Zeile 14 von oben: An Stelle des Citats „Bem. C 1,1 zu Art. 200° 
ift zu leſen: „Bem. D I, 1 zu Art. 200“, 

. Zu ©. 367 Zeile 12: Val. auch R.G. db S. 143ff. 

. Zu ©. 409 Bem. Ta Abi. 4: Val. auch RS. du ©. 172 FF. 

. Zu ©. 434 bei DI: Val. neuerdings den Auflak von Franz Hahn ,‚Kolliſionen 
und Kompetenzüberichreitungen der deutichen Ausführungsgeſetze zum ebelichen 
Süterreht” in Ihering Jahrbuch 1901 (Bd. 49) ©. 309ff. 

8. Zu S. 444 Bem. 1 Abi. 5 zu Art. O1: Vgl. RG. 46 S. 147 ff. 

9. Zu ©. 447 Bem. 4: Vgl. auch R.G. 46 ©. 156ff. 

0. Zu ©. 453 Bem. 4: Vgl. auch RG. i6 ©. 168ff. 
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loſer Grundſtücke durch andere Berionen 
als durch den Fisfus 247. 

Aneignungsredt des Fiskus an berren: 
loien Grundſtücken, Webergangsvor: 
ichritten 3UU . 

Anerfennung der Entmündigung eines 
Ausländers im Ausland 26 Nr. 2. — 








Alpbabetiihes Sachregiſter. 


A. der Necdtsiähigfeit ausländischer 
Vereine durch den Bundesratb 31 ff. 
— MA. der ausländiichen Urtbeile auf 
Nichtigkeit der Ehe 40 Nr. 8. — N. 
ausländiiher Sceidungsurtheile 54 
Nr. 6. — N eines ausländiichen Urtheils 
betr. der Ghelichfeit 56 Nr. 6. — A. 
eines ausländischen Urtheils iiber Adop— 
tion oder Legitimation 63 Nr. 7. 

Anfall des Vermögens eines aufgelöften 
— landesgeſetzliche Borichriiten 
76. 

Anfechtung eines vor dem 1. Januar 1900 
eſchloſſenen Vertrages 3278. — A. einer 

16 Friſt dafür, Lebergangsvorichriiten 
6 

nfehtungenrtheit, Anerkennung eines 
ausländiichen A. binfichtlich der Ehelich— 
feit 56 Wr. 6. 

Anlegung von Weündelgeld, landesgeießliche 
Vorichriiten 271, 272 Nr. 4. — N. von 
Grundbüchern, Uebergangsvoricriften 
382 ff. 

Anhängiges Verfahren bei 
erfläarungen von Schuldverichreibungen 


an den Inhaber, Hebergangsvoricriften | 


356, 

. Aufhebung der Landesgeſetze 130 

Nr. 2. 

Anlagen auf Grunditücden, die dem öffent: 
lien Gebraud dienen 211. — Landes— 
geſetzliche Vorjchriiten über Errichtung 
von A. in beitimmter Entfernung von 
der Grenze 241, 242 Nr. 2e. 

Anlandungen 147. 

Annahmederzug bei einer vor dem 1.Nanuar 
1900 entitandenen Forderung 331. 


— aus unerlaubten Handlungen | 


37. — U, die am 1. Januar 1900 
noch nicht verjährt find 318. — N. des 
— — Uebergangsvorſchriften 
68 

Anſtalt des öffentlichen Rechts, Anfall 
des Vermögens eines aufgelöſten Ver— 
eins an eine A. 176. — 
Hypothekentitel einer A. 186 ff. — Aus- 
ftellung von Schuldverichreibungen auf 
den Inhaber dur eine A. 201 ff. — 
Erſatzanſpruch des Staates und öffent: 


straitlos- | 





Geſetzliche 


lichen Anſtalten wegen Gewährung von | 
Unterhalt, landesrechtliche Vorſchriften 
205 ff. — Landesgeſetzliche Vorſchriften 
über die dem öffentlichen Glauben des 


Grundbuchs gegenuber nicht eriorder- 
liche Eintragung der einer Anftalt zu— 
ftebenden Ablöjungsrente 225. — Ge: 
jegliches Erbrecht einer I. 
des Fiskus HH ff, 


den A. 2557, 
Untichreie 408. 


an Stelle 
Aufrehterhaltung einer nac bisherigem 
Anſtaltsvorſtand, Bevormundung durd 
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Antichretiſches Pfandrecht — — 
Uebergangsvorſchriften 379 Wr. : 

Antrag auf deitrafung, eriorberliches Alter 
dazu 94, 96 IL. U. einer Ehefrau 
auf Eintragung im NReihsihuldbud 119. 

Anmwendungsnorm der Kolliiionsnormen 
des internationalen Privatrechts 12 IIL 

Anweſenheit, landesgeſetzliche Vorſchriften 
über die Zuläſſigkeit der gleichzeitigen 
A. beider Theile, wenn die Auflaſſung 
noch im — — ſtatt⸗ 
findet 269, 269 4 

Aufenthalt des Ausländers im Inland, 
Entmündigung 24. 

Aufenthaltsort, Bedeutung im 
nationalen Privatrebt 20 Nr. 3. 

Aufgebot vor der Eheſchließung 115. 

Aufhebung des Geſetzes, betreffend bie 
vertragsmäßigen Zinſen vom 14. No— 
vember 1867 104. — A. des Geſetzes, 
betreffend die Nechtsverhältniffe der 
Reihsbeamten, vom 31, März 1873 
114. — A. des $ 45 Abi. 2 Satz 2 
des Neihsmilitärgelekes vom 2. Mlat 
1874 115. — X. der Vorichriften des 
Preußiſchen Allgemeinen Landrechts 
129 Nr. 1. — A. der Vorſchriften des 
Rheiniſchen bürgerlichen Geſetzbuchs 
130b. — A. oder Minderung der Er: 
werbsjäbigfeit eines im Betriebe der 
Eiſenbahnen ꝛc. Berlebten, Schadens 
eriapflicht 107. A. der ebelichen 
Gemeinſchaft 115. — A. von Rechten 
an Grundstücken 222, — 4. jubjektiv 
dinglicher Rechte bei Beräußernug eines 
Srunditüctbeils 236, 235 Nr. 8. 
A.vonTDienitbarfeiten annicht buchungs= 
pflichtigen Grundftüden 246 f. — N. 
von Rechten an Grundſtücken bis zur 
Anlegung des Grundbuchs, Uebergangs— 
vorichritten 390ff. — A. der ehelichen 
Semeinschait von dem 1. Januar 1900 
an 443. A. der Gntziebung der 
Sorge für das Vermögen des Kindes, 
Uebergangsvorſchriften ddl f.— N. einer 
Verfügung von Todesmwegen, Weber: 
gangsporichriften FTL FF. 

Auflaſſung vor anderen Behörden als 
dem Grundbuchamt 208 ff. 

Auflauf. Haltung für den daraus ent: 
ftebenden Schaden 212 ff. 

Auflöſung der Ehe 40 Nr. 6. — N. der 
Ehe vor dem Tode des Ehegatten 115. 

Aufrechnung, Uebertragung der Aufrechnung 
von Gehaltsanſprüchen, landesgeſetzliche 
Vorſchriften 169, — A. einer vor dem 
I. Januar 1000 entjtandenen Forderung 


330, 332, 


inter 


Recht ungültigen Ehe 416, 418 Nr. 2, 
Aufruhr, Haftung Für den daraus ent 
ftebenden Schaden 212 HF. 
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Aufruhrgeſetze 212 ff. 

Aufwendungen des Staats xc. für den 
Unterhalt einer Berfon, Erſatz durd 
den Unterhaltspflichtigen 205 ff. 

Auseinanderjegung geſchiedener Ehegatten 
in vermögensrechtlicher Beziehung dte. 

A. der Ghegatten bei einer am 
£ a 1900 beitebenden Ehe 425 
Nr. 

Ausfüllung der Lücen des internationalen 
Privatrehts 13 IV. 

Ausland, Ablehnung der Uebernahme der 
Vormundſchaft über Ausländer durch 
das A. 63, 64 Nr. 3b. — Aenderung 
deö Vundẽesgeſehes über Eheſchließung 
Deutſcher im A. 105f. 

Auslünder, Eee eines A. im 
Inland 27. — Anerkennung der Todes: 


erklärung eines 4. im Ausland für das 


Inland 29 Nr. 2. — A., die im In: 
lande eine Ehe — wollen 37. — 
Anordnung der Vormundſchaft und 
nr egiheit über A. im Inlande 63, 64 
Nr. 3. Beerbung von N. im In⸗ 
lande 73ff, — Erwerbsbeſchrͤnkung 
N landesgeſetzliche Borichriiten 
182, 
Auständiicheßeiege, Berbältnig des®.®.®. 
zu den a. ©. 10ff. — N. Grundſtücke 
in dem Rechtsverhältniß zwiſchen dem 
Vater und dem ehelichen stinde 57 Wr. 3a. 
— Nechtsgeichäfte über a. Örunditüde?t. 
— A. Scheidungsurtbeile, Anerfennung 
derjelben 54 Nr. 6. — A. Bereine, 
Rechtsfähigkeit a. V. fl — A 
jurtitiiche Perſonen, Erwerbsbeichrän: 
fungen 175 Wr. 3d., 1821. 
Ausländiicher Ehemann, Todeserflärung 
eines a. E. 27 
Ausländiſches Net bei der Eheſcheidung 
0, De. — A. Urtbeil, Anertennung 
eines a. U. über Adoption oder Ye: 
gitimation 63 Nr. 7. — A. Anfechbtungs: 
urtbeil, Anerkennung eines a. A. bins 
fichtlich der Ehelichkeit 00 Wr. 6. 
Ausnahmebeitimmungen von vollitändigen 
Kollifionsnormen 18 Wr. 2, 
Ausnahmeitatuten 13 IL. 
Ausiclichlichfeit des Rechts der belegenen 
Sache Sf, 
Ausſchluß der Zuſtändigkeit des Nachlak: 
nerichts für Anventaraufnabme 280f. 
Ausidhtußfriiten, Geſetzliche A. einer am 
I, Januar 1500 laufenden Verjährung 
321 N. 6, 


Außerkrafttreten der privatrechtlichen Vor- 


ſchriften der Landesgeſetze 125ff. 
Außerkursſetzung der vor dem 1. Jannar 
1!) ausgettellten Zchuldverichreibungen 
auf den Anbaber 351 Wr. db. — N. 
von Zculdverichreibungen auf den 
Inhaber, Lebergangsvorichriften 353 f. 














Alphabetiihes Sachregiſter. 


Ausübung der Privatpfändung 184 Nr. 4e 

Auszugsvertrag 195. 

Autonomie des hohen und gleichgeitellten 
Adels 135 ff. 

Autonomiihe Satzungen der regierenden 
und jouveränen Häufer, der Kirche ꝛc. 
find — im ande des B. G. B. und 
des EG. 4 Nr. 3 


B. 


Br Aufbebung der Yandesgeiehe 130 

Nr. 2. 

Bahneinheit, landesgeſetzliche Vorschriften 
über eine B. 220 ff. 

Bannrechte jiche Zwangsrechte. 

Bäume, Wildſchaden an einzelnſtehenden 
B. 155. — Entfernung der B. von der 
Grenze des Nachbargrundſtücks 241, 
242 Nr. 2Ze. — Sondereigenthum an 
Erzeugniſſen von Bäumen 361 ff. — 
Baumſchulen, Wildſchaden an B. 155. 

Baupolizeiliche Beihränfungen 2 220 Ar. 2. 

aa Aufhebung der Yandesgeiege 130 


Baperiiche Vereine, Lebergangsvoricriften 

15f. 

Beamte, Haftung des Staates für Beamte, 
Iandesgejegliche Vorſchriften 162ff. — 
Haltung der B. für Stellvertreter 
und Gehülfen, landes ögeiehlihe Vor: 
ichriiten 164 ff. — B. Geiſtliche, Yebrer 
an öffentlichen Unterricbtsanitalten, Der: 
mögensrectlihe Anſprüche der Be: 
amten 2c. landesgeſetzliche Vorichriften 
165 ff. — Begri sbeitimmung des B. 
166 Nr. 1a. — 8, Kaution gemäß 
der Lanbeögefeßlichen Roririften 185. 

Beurfundung durch andere B. als 
Gerichte und Notare bei Grunditüds: 
Veräuferungen 266 ff. — Auflaſſung 
vor anderen B. als dem Grundbuch: 
amt 268 ff, 

— juriſtiſcher Perſonen 169 
Nr. 1. 


Bedingung, Begründung eines Schuld: 
verbältnifies vor dem 1. Januar 1900 
unter einer B. 326, 

Bedürfniſſe, Vermehrung der B. eines im 
Betriebe der Eifenbabnen ꝛc. Verletzten, 
Schadeneriaßpflicht 107. 

Beendigung der elterliben Gewalt im 
alle der Verheirathung des Kindes 
585 Wr. db. — B. des Mietbverbält: 
nilies, Frift zur Näumung 15%, 

Beerbung von Deutihen im Auslande 
6, — B. von Ausländern im In— 
lande 7 ff. 

Brerdigungskoſten eines im Betriebe der 
Eiſenbahnen ꝛc. Getödteten 107, 

Befreiung eines Theils eines Grundſtücks 


Alphabetiihes Sadregiiter. 


von den Belaftungen des Grundftücs 
bei —— Unſchädlichkeitsatteſt 
236, 237 Wr. 1. 

Befriſtung. — eines Sculdver: 
hältniſſes vor den 1. Januar 1900 unter 
einer B. 326. 

Beginn einer am 1. Januar 1900 laufenden 
Verjährung 319 Wr. 3. 

Begräbnigpläge, Net auf B. 2507. 

Begründung von Erbpachtrechten unters 
jagt 141 Nr. 1b; geitattet 142 Nr. 5. 

» von Rechten an Grundſtücken 

. —- B. eines Rechts an einem 
Srunditüc, Uebergangsvorſchriften 
390 ff, B. von Dienftbarfeiten von 
nicht buchungspflichtigen Grundſtücken 
2467. — B. eines Schuldverbältnijfes 
vor dem 1. Januar 1900 327. 

Behörden, Beurkundung durh andere 
B. als Gerichte und Notare bei Grund: 
ſtücksveräußerungen 266 ff. Auf: 
lafiung von anderen B. als dem 
Grundbuchamt 268 ff. 

Briitand der Mutter, 
schriften 452 F. 

Beiitand nach franzöfiich:badiichem Recht 
wegen Verſchwendung 306, 306 Wr. 2 

Belaitung, Erwerb eines ran 
dejien B. unzuläſſig iſt 138f. — B. 
eines Grundſtücks mit dem vererblichen 
und veräußerlichen Rechte zur Ge— 
winnung eines den 
Vorſchriſten nicht 
Materials 1505. — mitgewiſſen Grund— 
dienſtbarkeiten ac. 227ff. — über eine 
gewiſſe Werthgrenze, Unterſagung der 
B. 2315f. — B. einer Staatsſchuld— 
buchforderung 197. — 8. einer Bahn: 
einheit 22056. — B. eines Necdts an 
einem Grundſtück, 
ichriften 390 ff. 

Belegene Zadır, 
Nects der b. ©. Of. 

Benutzung einer Sache im öffentlichen 
Iniereſſe 120, 21-4 ff. — B. eines dem 
öffentlichen Gebrauch dienenden Grund: 
ftüds 211. 

Berechtigungen, öffentliche B. 226 Wr. 3 e. 

Bereicherung ſiehe ungerechtiertiate B. 

Bereicherungsanſprüche desEigenthümers, 
Uebergangsvorſchriften 36%. 

Bergbau, Entſchädigung wegen Be— 
ſchädigung eines Grundſtücks durch B. 
148f. 

Bergrecht, landesgeſetzliche Vorſchriften über 
B. 148ff. 


Uebergangsvor— 


Bergrechtliche Abbaugerechtigkeiten, lan- 


desgeſetzliche Vorſchriften über b. A. 
150f. — B. Vorſchriften, 
eines Grundſtücks mit dem vererblichen 
und veräußerlichen Rechte zur Ge— 


Niedner, Einführungägeieh zum B.G. B. 


Belaſtung 


bergrechtlichen 
unterliegenden 


Uebergangsvor— 


Ausſchließlichkeit des 





Beſtehen 


| Beſtimmungen, 
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winnung eines den b. V. nicht unter: 
liegenden Materials 150f, 

Bergregal 159 II. 

Bergwerfe, Schadeneriahpfliht im alle 
der Tödtung, im Betriebe vom B. 109. 

Berichtigung des Grundbuchs a 
Uebergangsvorſchriften 386 Nr. 5 

Berniteinregal 159 IL 

Beſatzung eines in Dienst geitellten Schiffes 
der Kailerlihen Marine 114, 

Beſchädigung einer Sache im öffentlichen 
Intereſſe 120, 214 ff. — B. eines Grund: 
jtüds durch Bergbau 148f. 

Beſchlagnahme der Akten, Dienitfiegel 2c. 
der Beamten 169 Wr. 3, 

Beſchränkte perſönliche Dienitbarfeiten, 
Belaſtung eines Grundſtücks mit 
b. p. D. 227 ff. — Uebergangsvorſchriften 
379. — Beſitzesſchutz bei Grundbdienft: 
barfeiten und b. p. D., Uebergangs— 
vorſchriften 400ff. 

Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit einer 
ausländiſchen Ehefrau 23 Nr. 2. — B. 
des Eigenthums im öffentlichen Jutereffe 
120, 24ff. — B. des Grundeigen— 
thums in der Nähe von Feſtungen 124. 

- B. des Erwerbs von Rechten durch 
Auriftiiche Perſonen 177 ff. ». 
der Belajtung eines Srunbitücs mit 
gewiſſen Srumddienitbarfeiten 227 ff. — 
B. von Grundſtücksveräußerungen, lanz 
desgeſetzliche Vorſchriften über #. 233, — 
B. des öffentlichen Glaubens des 
Srundbucds gegenüber Grunddienſt— 
barfeiten, Uebergangsvorichriften 307 ff. 
— 8. des öffentlihen Glaubens des 
Grundbuhs gegenüber geſeßtzlichen 
Pfandrechten, Mieth- und Pachtredten, 
Uebergangsvorichriften 339 f. — B. der 
Mutter durch den Vater, lebergangs: 
vorichriiten 52f. 

Beſitzesſchutz bei Grunddienſtbarkeiten und 
beichränften periönliben Dienſtbar— 
feiten, Webergangsvorichriiten JO FF. 

Befitzuerhältnißßz, Uebergangsvorſchriſten 
309ff. 

Beſoldung der Beamten ꝛc. 166 Wr. la, 169. 

Beſondere Verjährung 322b, 

Beſſerungsanſtalt 255. 

Beſtandtheile einer Babneinbeit, Belastung. 
220 FF. 

Veitändige Trennung von Tiich 
Bett 51. 

eines Schuldverhältniſſes am 

1. Januar 1900 324. 
inftruftionelle Beſtim— 
mungen der Behörden jind nicht Geſetz 

im Sinne des B.G. B. 4 Nr. 2. — Vor— 

bereitung eines allgemeinen el 

nalen “Privatrebts durch poſitive 


geſetzliche B. ded In- umd Auslands 
11 Mr. 2 


und 


2, Aufl. 31 
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Betriebe aui Grundſtücke, die dem öffentz | 
liben Gebrauch dienen 211. 

Betriebsunternehmer, landesgeſetzliche 
Borichriften über Haltung von B. 2U9 ff. 

Bevormundung durch den Anſtaltsvorſſand 
ht, 

Bewällerung der Grundſtücke 147. 

Beweis des ausländischen Rechts IS Nr. V. | 

Beweistraft des S 501. B. G. B, Ueber: 
gangsvorichriiten 38: e. 

Bewegliche Sachen, ebergangsvorichriiten 
über b. ©. 382. 

Beurkundung nur dur Gericht oder 
nur durb Notar WW. — B. durd 
andere Bebörden als Gerichte und 
Notare bei Grundſtücksveräußerungen 
266 ff. 

Bienentörbe 242 Wr. 2e. 

Brautfinder 60 Wr. Yd. — Uebergangs: 
vorichriften 454, 55 Nr. 1. 

——— Amßſingen davon z. 3. des 

Januar 1900 313 FF. 

—— Auſhebung 
geſetze 130 Wr. 2. 

Bremen, Muibebung der Yandesgeiehe 
10 Nr. 2, 

Bruchtheile, Gemeinſchaft nach Bruchtheilen 
Uebergangsvorſchriſten Adff. — Eigen— 
thum mehrerer an einer Sade, nicht an 
Br, Uebergangsvorſchriften 301, 

Buchhiypothek, Uebergangsvorſchriſten 








der Landes— 





401. 
Büdnerrehte,Yandesgeiehliche Borichriiten | 
über B. 4ff. 
Bundestonfulatsgeieg 102 ff. 
Bundesrath, Anerkennung der Rechts— 





fähigfeit ausländischer Vereine 31 ff. 
Zuſtimmung aur Anwendung des Ber: 
geltungsrechtes 4. 

Bundesitant, Staaisverträge eines B. mit 
einemausländiichen Staate vor Inkraft- 
treten des B.6.B. 131. - - Autbebung 
der unter B. geſchloſſenen Staats: 
verträge 131. B. landesaelekliche 
Vorſchriften ennber Schuldverichreibungen 
eines B. ZUR FF. 





Bürgidaft, Fingehung einer B. durch 
Beamte 168, 
Bürgerliches Geſetzbuch, Inkraäſttreten 


desſelben I ff. 


C. 


Ceſſion einer vor dem 1. Januar 
entitandenen Cbligation 330, 351,332, 
Civilprozezordnung, Inkraſttteſen des 
Geſetzes, betr. die Aenderungen der G. 1 
Amvendung der Boricriiten des 

B. G. B. uber VBerwandtichatt ac. auf die 
C.P.O. 92 fi. — Eintritt der Rechts— 
bängiafeit, die nicht nach den Bor: 
ihrüiten der E.P.X. 220, 286, Nr 4, 


1900 


Ehe, 





Sachregiſter. 


Cura hereditatis jacentis, und cura ven- 


tris nomine für Ausländer bi Wr. 2. 
D. 
Dampfſchiffahrtsunternehmungen. Ab: 


weichende Regelung des Nachbarrechts 
bei D. 2438. 

Darlehen, Geldrente ıc. des Staats wegen 
eines zur Verbeſſerung des belatteten 
Grundſtücks gewährten T. 2321. 

Deelaration d’absence 30% Ir. 2. 

Deflorationsaniprüde HU Nr. Se. 

Deich- und Zielredt, Yandesgeickliche 
Vorſchriften über D. 148. 

Delittstähigfeit der Ausländer 2 
ausländiicher Vereine El hi. 

Depoticeine 204 Nr. 


- Tr 


T. 


Terogatoriihed Striche sgewohnheitsrecht 


> Wr. > 
Deuticher, Cobeiertlärug eines D. 27. — 
im Ausland 29 Nr. 2. — Aniprüce 
gegen D. aus einer im Ausland be: 
nangenen unerlaubten Handluna 37. — 
Beerbung von D. im Auslande HH ff. 
Dienitbarteit, landesgeſetzliche Torichritten 
über Ablöfung, Umwandlung von D. 
222 58. — Yandesgelenlibe Borichriften 
über nicht eriorderliche Sintragung der 
dem Staat ꝛc. für Ablöjung von D. 
zuſtehenden Ablöfungsrente 225. — 
Begründung und Aufbebung von D. 
an nicht buchungspflichtiaen Gr. iv. 
ae Zuchtigungsrecht des 
192 


Dienſtverhältnißz, Uebergangsvorſchriften 
3 In ff. 


Dienſtwohnungen der Beamten ıc. 16 
Nr. ia. 

Dingliche Rechte (aufer dem Eigenthum) 
if 


Diplomatiihe Vertreter des Deutſchen 
Reiches, Eheſchließung vor den T. V. 39. 

Dividendenicheine, lebergangsvorichriiten 
3») 





‘ Dotationspfliht des unebelichen Baters #0. 


in die 
einen 


Dritter, Einwilligung eines Dr. 
Adoption des Kindes durch 
Ausländer bl, BI Nr. 3a. Recht 
eines Dr. an einer im öffentlichen 
Intereſſe ensjogenen rc. Sade 120. — 
Aniprüce Dr. bei Veräußerung des 
Theils eines belafteten Grundſtücks 
236. 238 Ar. * 

Düngergruben 22 Nr. 





E. 


Eingang der Ehe, Uebergangsvor— 
ſchrijſten Uhff. — Wirkungen der €. 
in Anichung des Güterſtandes, Leber: 
gangsporichriiten AI ff. 


Alphabetiihes Sachregiſter. 


Ehefrau, Beihränfung der ausländiichen 
E. infolge der ebemännlihen Gewalt 
23. — 6, eines für todt erflärten Aus: 
länders 37. -- Selbitändiger Gewerbes 
betrieb bei ausländifchen Guůterſtande 
9, Anträge einer E. auf Gin: 


fragung im Reichsſchuldbuch 119. —. 





Selbitändiger Antrag über Einfragung 
ins Staatsſchuldbuch 197, 195 Nr, 4. 
— Gejegliche fan eu 406 
Mr 5. 

Ehegatte, Wiederverbeirathbung des E. eines 
vor dem 1. Januar 1900 für todt Er: 
flärten 309, — Berfönliche Beziebumgen 
der &. zu einander, Uebergangsvor— 
ſchriften 19 FF. 

Eheliche Abſtammung, internationalrecht: 
liche Vorſchriften DSf. — E. Gemein: 
ſchaft, Auſhebung der e. G. 115, — 
E. Kinder, Wirkung der Staatsange: 
hörigkeit der e. K. auf das Rechtsver— 
hältniß zu Vater oder Mutter bu, 57 
Nr. 2b. — Internationalrechtliche Bor: 
ſchriften über das Rechtsverhältniß 
zwiſchen Eltern und e. x. Duff, 
Rechtsverhältniß zwiſchen Eltern und 
e. K., Uebergangsvorichriften ASff. 

Ehemann, Todeserflärung eines auslandi: 
ihen Ehemannes 27. — Mafgeblic: 
feit der Geſetze des Staates, dem der 
E. zur Zeit der Klage auf Eheicbeidung 
angebört 50, 50 Nr. 1. Antrags: 
recht des 7, bei Beleidigung der Ehe— 
jrau 94, 
angebörigfeit an den G. eritredt sich 
auf die Ehefrau und die minderjährigen 
stinder 6ff. — Zuſtimmung des E. 
zur Gintranung im NeichSichuldbuch 
au ſeinen Gunſten auf Antrag der 
Ehefrau 119, 

Eheſcheidung, Internationalrechtlihe Be— 
ſtimmungen DU FF. Ueberaangspor: 
ichriften dis ff. 

rate Zuſtändigkeit des E. 


Eheſchließung, materielle und formelle 
Vorausſetzungen der E. But. — E. 
Deutſcher im Auslande, Vundesgeſetz 
darüber 1095. — Maßgeblichkeit des 
3.8.3. für die E. 115. — Erlaubniß 
wur E. für Beamte 167 Wr. 2b. 

Ehevertrag der Ghegatten, Zuläſſigkeit 
nah dem I. Januar 1900 22, 
Nr. 3-ÿ4. 

Eigenthum, Uebertragung des Eigenthums 
ſtaatlicher Grundſtücke auf einen Kom— 
munalverband id. -—- E. des Fiskus 
an den binterlegten Sacıen sc. 2:2, 
74 Nr. 4 — Uebergangsvorichriften 
36T. — E. an einer 





der Erfißung 382, — &,, 


425 | 


beweglichen | 
Sadıe, ea betreifs | 
das Mehreren 





- Verleibung der Staats: | 


Giienbahnbetriebsunternehmer, 


| Eifendanmmmternehmen, 
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nicht nach Bruchtbeilen zuftebt. Weber: 
gangsvoricriiten 370 Wr. Da, 

Eigenthümerhypothel D Nr. de, 405, 
Uebergangsvoricriiten 413. 

Eigenthumsbeſchränkung im öffentlichen 
griereiie, landesgeieglihe Vorichriften 
21917 

Eigenthumsübertragung nicht buchungs— 
pflichtiger Grundſtücke Zidrf, 

Einführungsgeie zum B. FB, Zeitpunft 
des Anfraittretens 3 Wr. 3. 

der Ehe, Uebergangsvorichriften 

hr 

Einkindſchaft 423b, 469 Nr. 5. 

Einſchräünkung, einer D Dienitbarfeit; landes= 
geſetzliche Borichriiten 222 fr. 

Ginjeitige Nolliiionsnormen 12 Nr. 5, 

Giniprudsredte des Ehemanns bei ke 
pflibtung der ‚frau, lWebergangsvor: 
vorichriiten 420 €, 

Eintragung in Reichsſchuldbuch, Antrag 
einer Ebejrau auf E. 119, — in das 
Staatsihuldbuch 197 ff. — €, der dem 
Staat x. für Ablofung von Dienjt: 
barfeiten zuſtehenden Ablöfungsrente 
gegenüber dem öffentliben Glauben 
des Grundbuchs nicht erforderlich, 
landesgeſetzliche Beſtimmungen 225, 

Einweiſung des mutbmaßlicen Erben in 
den Belt ꝛc. eines Verſchollenen 310f. 

Einwilligung des Kindes in die Adoption 
durch einen Ausländer 61, 62 Wr. 3a. 

Ginziehung dev Akten, Diemſſiegel sc. der 
Beamten Ib Wr. 3 

Eiſenbahnen, Schadeneriaßpflicht im Falle 
der Tödtung im Betriebe von E. 109, 
— Yandesrechtliche Borjchriiten über 
Notbiwege zu den E. Hl, 

Gijenbahnbetriedsreglements find nicht 
Geſetz im inne des B. G. B. und des 
6,8. 4 Nr. 2, 

Eiſenbahnrecht, internationale Gleichbeit 
der materiellen Vorſchriften über E. 
10 Nr. 1 





Haftung 

der E. Mif. 

Grundſtücke, die 
einem E. gewidmet ſind UF. — Ab— 
weichende Negelung des Wahhbarrehts 
bei &. uf. 

Elterlihe Gewalt 56 Nr. 1. — Beendis 
nung der e. 9. im alle der Ber: 
heiratbung des Kindes 58 Wr. db. - 
Entlaſſung eines unter €. ©, oder Vor: 
mundicajtitebendenZtaatsangebörigen 
Ir. E. G. des vor dem 1. Januar 
ſ900 Für todt Srflärten 309. — E. ©, 
über ein vor dem I. Januar 100 ge: 
borenes wind Jdta. 

Eltern, internationalrechtliche Vorichriiten 
über das Rechtsverhältniß zwischen E. 
und ehelichen Kindern bil. - Obrig: 

31* 
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feitlibe Beihränfung der E., Ueber: 
gangsvoricriiten 4500ff. — Rechtsver— 
hältniß zwiſchen ©. und ebelichen 
Kindern, Uebergangsvorichriften 448 ff. 
Elſaß-Lothringen it Bundesſtaat im 
Sinne des B.G.B. und E.8. 9. — 
Aufbebung der Landesgeſetze 130 Ar. 2. 
Emanzipation,  llebergangsvoricriiten 
303 . 
— der Zahlungen aus öffent— 
lichen Kaſſen 187, 
Empfangsberechtigung, Nachweis der E. 





Alphabetiſches 


bei der Hinterlegung, Innbeögeiehliihe | 


Regelung 272, 274 Wr. : 

Entbindungsfoite en der —— Mutter 
59, KO Nr. 3. 

Enteignung frait Reichsgeſetzes 120 ff. 

Endgültige Einweiſung des muthmaß— 
lihben Grben in den Beſitz eines 
Verichollenen 311. 

Entlaliung eines unter elterlicher Gewalt 
oder Bormundicait ftebenden Staats: 
angebörigen 107. — E. aus der Staatö: 
angebörigfeit eritredt sich auf Die 


Ehefrau und die geleklih von dem | 


Entlaſſenen kraſt elterlicher Gewalt 
vertretenen Kinder 17. 


Entmündigung eines Auständers 22, 24ff 


1, 64 Nr. 3. — E. eines im Aus: 
fd ı wohnenden bezw. auibältlicen 
Deutiben 26 Nr. 2. E. wegen 
Seiitesfranfheit 3047. — E. wegen 
Verſchwendung BOHT. 

Entihädigung für “ Entziebung ꝛc. einer 
Sache im öffentlichen Intereife 120. 


- &. wegen Beſchädigung eines Grund— 
ftücts durch Bergbau IHst. - &. Sal 
Zwangsenteignung 213, 216 Nr. 5. 

Entwällerung der Girunditüde 147. 

Entzichung einer Zadıe im öffentlichen 
Anterefie 120, 214 3F, 
für die Perfon oder das Vermögen 
* Kindes, Uebergangsvorſchriften 

WMff. 

Erbbaurecht, Uebergangsvorſchriften 34. 

Erbe, Einweiſung des muthmaßlichen En 
den Beſitz ꝛc. eines Verſchollenen 310f. 

Erbfähigfeit 71. 

Erbpädter it wahrer Eigenthümer 141 
Nr. la. 

Erbpachtrechte. landesgeſetzliche Vorſchriften 
uber E. Ulff. 

Erbrechtliche Anſprüche unehelicher Kinder 
ni Mir, 306. E, Nechtsgeichätte der 
Ausländer 21.-- E. —— eines 
vor dem 1. Fa annar m begründeten 


Güterſtanſes, Uebergangsvorſderiften 
2, 12392 — EGE. Verhaͤttniiſe, 
Nebergangsvorichritten nor, E. 


Verhältniſſe, internattonalrecbtlicheor: 
ſchriſten Mif. 


GE. der Sorge | 


Sachregiſter. 


Erbrechtliches Liquidationsverfahren, 
Uebergangsvorſchriften 465 ff. 

Grbichaftstauf 72. 

Erbverträge, internationalredtlibe Bor: 
ichriften 66 ff. — Form der E,, lleber: 
gangsporihriiten 471 ff. 

Groderzichtsperträge, lebergangävor: 
Ichriften 416 

Grlöihen der Neichsangebörigfeit des 
Vaters sc. 56ff. — E. des Nüd: 
eritattungsanipruces bei ‚Hinterlegung 
binnen beitimmter Früit 272, 274 Nr. 6, 
— €. einer vor dem 1. Januar 1900 
entjtandenen Obligation 328, 330. 

Erneuerungsſcheine der vor dem 1. Januar 
J J rg jtellten Schuldverichre eibungen 

Wr. La. 

Griorihung der Yaterichaft, Uebergangs— 
vorichritten 44 ff. 

Ergänzende VBorihriften der Landesgeſetze 
über die Grridtung von Teitamenten xc. 
28ätf. 

Ergänzendes Neihsgewohnheitsreht 5 
ir. 5 

Ergänzung des Reichs: und Landesſpezial— 
rechts durch das B. G. B. Tff. 

Errichtung von Verfügungen von Todes: 
wegen dur Konſuln 10275. — Ueber: 
gangsporichriiten 471 FF. — Zuziehung 
anderer Urfundsperlonen bei G. von 
Teftamenten ꝛc. 217. 

Erſatz der Koiten der Schwangericaft ıc. 
der unebelihen Mutter 59/7. — E. des 
an Grundſtücken verurſachten Schadens, 
landesrechtlihe Vorſchriften über E. 
212. E. des durch den Aufrubr 
verurſachten Schadens, landesgeierliche 
Vorſchriften 212 FF. 

Griaganiprud des Staates und öffent: 
liber Anstalten wegen Gewäbrung von 
Unterbalt, landesgeießliche Worichriften 
FAR? 

Griaggeld wegen Beſchädigung ꝛc. 
Grundſtücken 183 ff. 

Griigung eines Grunditüds, zu der Zeit, 
zu welcer das Grundbuch als angelegt 
anzuſehen it, laufende E. 391. — Ueber— 
gangsvorſchriften 382, 

Gtageneigenthum 245 Nr. 2. 

Griragswerth, Feititellung des E. eines 
Landgutes zur Ermittelung des Nrlicht: 
theils 257 ff. 

Erwählter Wohnfig des franzöſiſchen 
Rechts, Uebergangsvorſchriſten Sunt, 








von 





Erweiterte Geſchäftsfähigkeit nach bis— 
herigem Recht 304 Nr. 2. — E. Teſtir⸗ 
fähigkeit  rittericha cher Familien, 


Uebergangsvorſchriften 45f. 
Erwerb der Staatdangebörigfeit nach inter: 
nationalem  Privatrebt 49 VILL 
E. eines Gegenftandes, deilen Ver: 
äußerung 2c. unzuläſſig iſt 1581. E. 


Alphabetiiches 


von Todeswegen durch juriſtiſche Per: 
tonen 177 ff. 
durh Mitglieder religiöfer Orden ꝛc. 
150. — E. des Eigenthums an Grund: 
ftüden 222. — &., Uebertragung, Auf: 
bebung von Rechten an Grundjtüden 
bis zur Anlegung des Grumdbuchs, 
Uebergangsvorichriiten 390 ff. 
Erwerbs: und Wirthſchaftsgeſellſchaften 
in Bayern, Hebergangsvorichriiten 315f. 
Erwerbsbeihränfungen der todten Hand, 
landesgeſetzliche Vorſchriften 177 if. — 
Yandesgeieglihe Vorſchriften ber E. 
der Religiofen 1805. — €. der Aus: 
aupen, landesgeſetzliche Borichriiten 





— E. von Todeswegen 








Grwerbötähigfeit Aufbebung oder Mindes | 


rung der E. eines im Betriebe der Eiſen— 
bahnen 2c. Verletzten, Schadenseriaß: 
pflicht 107. 
Erzeugniffe,Sondereigentbum an itebenden 
Grzeugnifien eines Grundſtücks, Leber: 
gangsvorichriiten 361. 
Erziehung der Ben aus geichiedenen 
hen 53 Nr. d 
GErziehungsanitalt * 53. 
durch den VBoritand der E. 
Gilen 242 Nr. 2e. 


F. 


Fähigkeit geſchiedener Eheleute zur Wieder— 
verheirathung Die. 


255 ff. 


Familie, Zwangserziebung Minderjähriger | 


in einer F. 2521. 
Famitienfideifommifie, 
Rorichriften über F. 135 


Familienname des Vaters, Führung dur 


das unebelihe Kind 44. 
Familienredtliche Rechtsgeſchäfte der Aus: 
länder 21. 
Famitienitiftungen 135 Nr. 2. 
Feld» und Baldgrumdjtüde 2 Ay Nr. 2 
Feniterredt 242 Jr. Id. 


Feitungen, Feihränfungen des Grund: 
eigentbums in der NRähe von 8. 124, 
Feititellung des Wildichadens, landesge: 
ſetzliche Vorſchriften 153. — F. des 
Werths eines Grundſtuicks, Haftung 


der zur F. amtlich beſtellten Sachver- 


ſtändigen 165. — F. des Ertrags— 
werthes eines Landgutes zur Gr: 
mittelung des Prlichttbeits 2: ff. 
Fiskus, Anfall des Vermögens eines auf: 
gelöiten Vereins an den F. 176 — 
Aneignung  berrenloier Grundſtücke 
. andere Berionen als durch den 
247. Geſeßliches Erbrecht einer 
Sin ntTichen Körverſchaft an Stelle des 
N: 2595. — Geſetzliches Erbrecht des 
F. ꝛc. an dem Nachlaß einer verpflegten 
Perion 200, Figentbum des F. an 





landesgeſetzliche 
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den hinterlegten Sachen ꝛc. 2. 274 
Nr. 4. Aneignungsrecht des N. an 
berrenlofen Srunditüden, Uebergangs: 
vorichriften 399 7. 

Flihereiregat DI LU. 


Fiſchereigeſetz ſiehe Jagd- und Fiſchereigeſ. 
Flötrecht, landesgeſetzliche Vorſchriften 147. 


Flö Daum, landesgeiepliche VBorichriften 


Flußbetten, landesgeſetzliche Vorſchriften 
über verlaſſene Slußbetten 147. 

Form der Rechtsgeſchäfte, international: 
rechtliche Vorſchriften 33 ff. F. der 
im Anlande au Schließenden Ehe 37 ff. 

F. der Anfebtung und Anerfenmung 
der ehelichen Abjtammung 55, Nr. 2. 
F. der Yegitimation ım nd Adoption 
63e. — F. der Tejtamente, lleber: 
gangsvorſchriften 471 ff. 

Vorausfegungen (he: 
ihließung 37 ff. 

Forſtgenoſſenſchaften 72 Nr. 2. 

Forſtrecht 172 Nr. 1. 

Foritferpituten 229 Nr. 3b. 


der 


Forſtwirthſchaftſliche Srunditüde, j.a. land: 


- Bevormundung | 


wirtbichaftlide ©. 144, 
Forum Domieilii, f. Joel aetus 11 Nr. 4. 


: Forum rei sitae S0f. 





Franzöſiſches Recht, erwäblter Wohnſitz 
des f. R., Uebergangsvorſchriften Sun f. 

Freiwillige Gerichtsbarkeitsgeſetz, Inkraft— 
treten 1. 

Freizügigkeitsgeſetz, Aenderung d. 8. 102, 

Friſt für Geltendmachung des Schadens: 
erſatzanſpruchs wegen Wildſchadens 
134f. Fr. zur Räumung bei Be: 
endigung des Mietbverbältniiies 189. — 
Fr. für die Berjäbrung am ]. Januar 
1900 mod) nicht verjäbrter Aniprüche 
318, 320 Nr. 4 Ar. für die Ans 
fehtung einer Ehe, Uebergangsvor— 
ichrirten die if, 





| Früdte, Entziebung sc. von Fr. im öffent: 


liben Intereſſe 

Fürſorge, Vorläufige F. für Ausländer 
63, 66 Nr. 5. — Nenderung des Ge: 
Tenes betreffend die F. ſür Witwen u. 
Watien I18. - > 8. des Nachlahgnerichts 
23T. 


6. 


Gärten, Arildichaden an 6. 155. 
Geburt, Zeitpunkt der ©, bei uns 
der ehelichen Abitammung DD, 55 Ar. 2, 

Gebrauch, ſiehe öffentlicher — 

Gebräuche ſind nicht Geſetz im Sinne des 
B. G. B. und des 6. G. 6 Nr. 5. 

Gegenvormund, bei Kevormundung Durch 
den Anſtaltsvorſtand nicht zu beſtellen 


Yo 20 Kr. 40, 
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Gehalt der Beamten ꝛc. Nr. 1a. 
6. der Geiftlihen 166 Ar. Ja. 
Gehaltsanſprüche, Uebertragung der Auf: 
rechnung vonGebaltsaniprücen,landess 
geſetzliche Borichriiten 10H. 

Gehege, Haftung des Figenthümers hir 
den durch den Austritt eincs Thieres 


Alpbabetiiches 


aus dem G. veruriachten Wildichaden | 


Gehülfen, Haftung der Beamten für Stell: 
vertreter und G. landesgeſetzliche Vor: 
ichriften 164}, 

Geißeln 114. 

Geiltestranfheit, 
G. susf, 

Geiſtesſchwäche, Uebergangsvorichriiten be: 
ee der Bormundicait x. wegen ©. 

EHNA 

Geiitesihwader, Berbeiitandung eines ©. 
nach dem franzöfiicben echt, Ueber: 
gangsvorichriiten AUT. 


Entmündigung wegen 


Geiſtliche, Vornahme einer Eheſchließung 


ohne Aufgebot Ub Ir Ill 
Geiſtliche Geſellſchaften, landesgeſetzliche 
Vorſchriſten über g. G. 2. 

Geld, Eigenthum des Fisfus an dem 
binterlegten Geld 272, 274 Ar. 4. 
Geldrente für den im Betriebe der Fiſen— 

babnen ꝛc. Berleßten 108, — G. für 
den Ucherbau und den Notbweg 2307. 
—G. des Staates wegen eines zur 
Verbejlerung des belaiteten (Srund: 
ſtücks gewährten Darlebens 2327. 
Gemeinden, autonomiiche Sasumgen der 
G. find Geſetz im zus ves B.G. B. 
und des E.G. 4 Nr. 3. — Erſatz des 
2Bldidabeng durd die G. 155. 
Landesgeſetzliche Vorschriften über Hai: 
tung des Staates Für Beamte v2 ff. 
— G.als Wald⸗ Forſt⸗ Genoſſenſchaſten 
172 Nr. 24. Haſtung der G. für 
den durch Aufruhr verurſachten Schaden 
213 Nr. 2b 
Gemeine Yaiten 225 Nr. De. 
Gemeines Recht als partifuläres Gewohn— 
beitsredit vom 1. Jannar 1900 befeitigt 
b ir. 8. zlujerfrajtreien der Bor: 
Ichriiten des g. 126 Ar. 1. 
Gemeingefährliche —— Haftung der 
Unternehmer g. B. Mff. 
Gemeinheitstheilung, landesrechtliche Vor— 
ſchriſten Wif. 
GemeinſchaftnachBruchtheilen, Uebergangs— 
N Si Am 1, Januar 
Inn beitebende G. Her b, 
Semeinidnitlihe Kinder, Nechtsverbält: 
hältniſſe der geſchiedenen Shegatten zu 
ven gt. Hd. GTeſtamente, 
Uebergangsvorſchriften Fl rt. 








Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 


zur Entlaſſung eines unter elterlicher 


Sachregiſter. 


Gewalt ꝛc. ſtehenden Staatsangehörigen 
107. 

Gericht, Beurkundung nur durch G. oder 
nur durchNotare ff. — Beurkundung 
durch andere Behörden als G. und 
Notare bei Grundſtücksveräußerungen 
— 

Gerichtliche oder notarielle Beurkundung, 
landesgeſetzliche Vorſchriften über Zu— 
läſſigkeit einer dieſer B. Mff. 6. 
Urkunden, Landesgejepliche Yoricriiten 
über g. U. 253ff. 

Gerichtsverfaſſungsgeſetz, \nfraittreten des 
Geſetzes, betr. die Henderungen des 8. 1. 
— Anwendung der Xoricriiten uͤber 
Verwandticait zc. auf das G. V. G. 2 1. 

Gelammte Daud, Ditcigrntium ur 9. Du 
Ueberaangsvoricriften 371. 

Geſchäftsfähigkeit im internationalen 
Privatrecht 20 ff. — Beihränfung der 
Auslander in der G,, Vornahme von 
Ntechtsbandlungen im Inland 21. 
G. der Ausländer 21 Ar. — ©. 
eines im Ausland entmünbigten © eut: 
ihen und Ausländers 26 Wr. — 
G. ausländiſcher Vereine S1 Nr. — 
G. vor Inkrafttreten des B.G.B. cr: 
worbene 302 Ar. Ic. — Beihränfung 
der Ehefrau in der G. nad den fur 
den bisherigen Güterſtand maßgeben: 
den Geſetzen 422, 4230. 





2 
1. 





Geſchäftsunfähigkeit ber Ausländer, Vor: 


MUNG von Nechtsgeicäften im 
laud 21, 

er Anwendung der Vorichriften 
über die G. auf nicht anerfannte aus: 
ländiiche Vereine 31. — Regiſtrirte G. 
in Bayern, Hebergangsvorichriften 3151. 

Gejellichaftsvertrag, am 1. Januar 1 
beitebender ©. >i7Te. 

Geier im Sinne des B.G.B. umd des 
Einführungsgeſetzes Aff. — ©., betr. 
die Anfechtung von echts handiungen 
des Schuldners im Konkurſe, An— 
wendung der VBorichriiten des RG.B. 
über Verwandtichait ꝛc. darauf Wr. — 

Geſetzentwürfe auf internationalen stonfe: 
renzen, Vorbereitung eines allgemeinen 
internationalen Privatrechts durch ©. 
11 Ar. 

Geſetzliche Snpothetentitel des Fiskus, 
landesgeiekliche Vorſchriften 186ff. 
Geſetzliches Erbrecht einer öffentlichen 
örperjhaft an Stelle des Fiskus 
27, G. E des Fiskus ꝛc. an dem 
Nachlaß einer verpflegten Ferion u, 

Geſinderecht, landesgeſetzliche Voriehriiten 
über G. 1027, 

Getreidediemen, 212 Wr. 2e. 

Getrennte Veräußerung von Grundſtücken, 
die zuſammen bewirtbichaftet ſind 2331, 


An: 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


Gewaltentlaffungnach franzöſiſch-badiſchem 
Recht 303. 

Gewerbebetrieb, ſelbſtändiger G. der Ehe— 
frau bei ausländiſchem Güterſtand 99. 

& der gewerblichen Piandleiber 
und Pfandleihanftalten 184 ff. 

Gewerbeordnung, Aenderung der &. 99 ff. 

Gewinnantheili einedervordem 1. Januar 
1% MausgeitelltenS@chuldverihreibungen 
auf den Inhaber 348, 350 Nr. d. — G., 
Lebergangsvorichriiten 303. 

Gewinnung, Belajtung eines Grundſtücks 
mit dem vererblichen und veräußerlichen 


Rechte zur G. eines den bergrectlichen | 
Vorſchriften nicht unterliegenden Mas | 


terials 150f. 
Gewohnheitsrecht it Se im Sinne des 
B.G. B. und des E.G. 5 Wr. 5. 
Gewohnheiten find nicht eich im Sinne 
des BGN, und des E.G. 6 Wr. 5, 
Gleichheit, internationale GI. des ma: 
teriellen Privatrebts 10 Wr. 1. 


Gottesdienit, Net auf Benutzung eines | 


Platzes in einem dem öffentlichen G. 
gewidmeten Gebäude 20f. 

Grenzmauer, Miteigentbum der Nachbarn 
an der Örenzmauer 371. 


Großjährigfeitserflärung eines Ausläns | 


ders 22, 


Grundbuch, lebertragung des Figentbums | 


an einem nicht im Gr. eintragungs: 
pflichtigen Grundſtück 245 f. De: 


gründung und Aufhebung von Dienit: 
Beichränfung des 


barfeiten 2ibf. — 
öffentlichen Glaubens des G. gegenüber 
Srunddicnjtbarfeiten, Webergangsvor: 
ſchriften 357 ff. — Beichränfung des 


öffentlichen Glaubens des Gr. gegen: | 


über geießlihen Pfandrechten, Mieth— 
und Pachtrechten, Uebergangsvorſchriften 
389f. — Anlegung von G. Leber: 
gangsvorſchriften 382 FF. 


Grundbuchamt, Auflaflung vor anderen | 


Bebörden ald dem Gr. Zus ff. 


Grundbuchmäßige Behandlung des Erb: | 


pachtrechts, Häuslerrehts ꝛc. 145 V. 
Grundbuchordnung, Inkraſttreten J 
Grundbuchſachen, he des Staates 

in Gr, 163 Wr. 
Srunddienftbartelten, Belaſtung eines 

Grundſtücks mit gewiſſen &. 227 ff. — 

Uebergangsporichritten 375. 


des Grundbuchs gegenüber G., Ueber: 
gangsvorichriiten 357 ff. 


Grundeigenthum, Beihränfung des ©. in | 


der Näbe von Feſtungen 124. 
Grundſchuld, Unzuläſſigkeit der Beitellung 

einer Gr. 135, — Gr. an einem ent: 

eigneten 2c. Grundftüd 122. -— Unter: 





fagung der Belaftung eines Grunde | 


ſtücks mit einer unfündbaren Hwpothek 


Bes | 
Ihränfung des öffentliben Glaubens | 
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oder G. 231. — Gr. des Staates 
wegen eines zur Verbeilerung des be: 
lafteten Grundſtücks gewährten Dar: 
Trage 2327. — Uebergangsvorſchriften 
15 

Grundſchuldbrief, eine vor der Anlegung 
des Grundbuchs ertheilte Urkunde über 

| eine ertheilte Grundichuld gilt als Gr. 
Alöff. 

Grunditeuern 226 Nr. 3e. 
| Grumdjtüde, Nehtsgeidäite der Ausländer 


über ausländiiche ©. 21.— Beihädigun 
eines Gr. durch Bergbau JASf. — Be: 
laftung eines &. mit dem vererblichen 
und veräußerliden Rechte zur Ge: 
winnung eines den bergrectlichen 
Vorſchriften nicht unterliegenden Mate: 
rials 1505. — Feſtſtellung des Werths 
eines G. Haftung der zur Feititellung 
amtlich beftellten Sadverjtändigen 165. 
— Erwerb von Gr. durd Beamte 
— Erwerb von Gr. dur Ausländer 
1825. — Landesgeſetzliche Vorſchriften 
| über Erſatz des an Gr. verurfachten 
Schadens 212. — Gr., die einem Eiſen— 








bahnunternehmen gewidmet find 220 ff. 
Yandesgeieklihe Borichriften über 
Zufammenlegung von Gr. 222. — Be: 
lajtung eines Gr. mit gewiſſen Grund⸗ 
| dienitbarfeiten 227 ff. — Yandesgejeb: 
lihe Borichriiten über Theilung der 
| mit Ablöfungsrenten behafteten Gr. 
233 ff. — MUebertragung des Eigen: 
ums itaatliher Gr. auf einen Kom— 
munalverband 2i4. — Gigenthums: 
—— bı ichungspflichtiger G. 
2. — 
Gr. 
 Grumditüdstheite, Ne von Gr. 
236, 237 Nr. 3 238 Nr. 
| Grunditüdsberäußerung, Landeögefehliche 
Vorſchriften über Beihränfung von 
Sr. 235 ff. Beurkundung durch 
andere Bebörden ald Gerichte und 
Notare bei &. 206 ff. 
| Gültigfeit einer vor dem \nfraittreten des 
B.G. G. geichlofienen Ehe 416. 
Gute Sitten, Verſtoß eines ausländiſchen 
Geſetzes gegen die g. S. 23 Nr. 3. 
Ausländiſche Geſetze, Die gegen die g. 
| S. verſtoßen dd ff. — NRüdwirfung des 
B.G. B. wenn die Anwendung des big: 
berigen Geſetzes gegen die g. ©. vers 
| jtoßen wide 20, 
Guter Glaube, Erwerb im g. GI. bei 
Swangsenteignung 217 Nr. 6. — Bei 
den am ]. Jannar T900 beitebenden 
Verfügungsbejhränfungen 317 Wr. 3. 
Bei Erwerb des Figenthums, Ueber: 
gangsporichriiten bla, 
Sutsherrlih-bäuerlihe Verhältniffe, lan: 
desgeſetzliche Vorichriften 222 ff. — Ab: 


a. ausländiiche, berrenlofe 
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Alpbabetiihed Sadıregiiter. 


löfungsrenten in Kolge der Ordnung der | Hinterlegung anderer Saden als Geld, 
g.:b.B. fürden Staat xc., landesgeießliche | 


Beitimmungen über nicht erforderliche 
Eintragung 225. 

Güterſtand, Wirkungen der Ehe in An: 
ſehung des G. Uebergangsvorichriften 
At ff. 

Gutsüberlaflungsvertrag 15 Nr. 1. 


H. 


Haftung fürNachlaßverbindlichkeiten, inter 


nationalrechtliche Vorſchriften 66ff. — 

H. des Eigenthümers für den durch 

den Austritt eines Thieres aus dem 

Gehege verurſachten Wildſchaden 155.— 

. des Staates für Beamte, landes— 
geſetzliche Vorſchriften 102ff. — H. der 

Beamten für Stellvertreter und Ge: 

bülfen, landesgeſetzliche 

164$. 9. für Swpotbefenichäger, 

landesgeſetzliche Borichriiten 165. 

9. von Betriebsunternehmern, Tandes: 

geſetzliche Borichriiten über H. v. 8. 

209. — H.e des Kisfus fir hinter— 

Tegte Sachen ꝛc. 275 Ar. 7. 

HSammerihlagsreht 772 Yir. Ta, 

Handels: und Seerecht, Kolliſionsnormen 
11 Nr. 3. 

Dnndels- und Wechſelrecht, Entſtehen der 
internationalen Gleichheit des D. u. W. 
40 Wr. 1. 

Handelsverträge 10 Wr. 2. 

Handiungstähigkeitder Ausländer 21 Nr. 2. 


Hannoverſches Königshaus, Aufonomie ı 


des He K. 1325. 
Hänuslerrechte, Landesgeſetzliche Vorſchriften 
über 5. 1ilff. 


Hausgeſetze der Yandesherren ıc. 133 NT. 6. | 


Hausderfajflungen der landesherrlichen 


Familien sc. 1327. 





Hausweien, Yeitung des Hausweſens durch | 


die Frau, Lebergangsporichriften 420 e, 
Heimathloſigkeit 52 Yir. 2. J 
Hemmung der Verſährung am Januar 

1900 noch nicht verſährter Anſprüche 

318, 319 Wr. Sb. 

Herfommen it nicht Geſetz im Zinne des 

BGB. und des ES. b Nr. & 
Herrenloie Srunditüde, Recht des Staates 

an 5.8. 159 1. - - Aneigmung b. Gr. 

durch andere Berionen als dur den 

Fiskus 47, Aneianumgsreht des 

Fiskus an b. &, Sn. 
Herbergsrecht 8 Nr. 2. 

Helien, Auibebimg 

20 Ar. 2 
Hinterbliebene der Beamten, Geiſtlichen, 

Yebrer an öffentlichen Unterrichts— 

anſtalten, vermögensrechtliche Anſprüche 

166. 


der Landesgeſetze 


Werthpapiere ꝛe. 206f. — H bei einer 
vor dem 1. Januar 1900 entſtandenen 
Obligation 332. 


| Hinterlegungsweſen 271 ff. 


Borichriiten | 











Hohenzollern, Autonomie der Fürſtlichen 
Familie H. 132. 
Hoher Adel, Autonomie des b. A. 133 Ff. 


| Hypothek an einem enteigneten x. Grund: 


ſtück 122. — Unzuläffigkeit der Be— 
itellung einer 9. 138. — Kündbarkeit 
der Hypotheken, landesgeſetzliche Vor: 
ichriften 231 f. Unterſagung der 
Belaltung eines Grundſtücks mit 
einer unfündbaren 9. 2311. — D. des 
Staats wegen eines zur Verbeiterung 
des belajteten Grunditüds gewährten 


Darlebens 232. — Uebergangsvor- 
ichriiten 402 ff, 
Sppothefendriet für eine Sicherungs— 


bypotbef, Uebergangsvorſchriften 411 f. 
Hupothefenihäger landesaeieplihe Wr— 
jchriften über Haftung für 5. 165. 
Hnpothefentitel, Landesgeieklihe Tor: 
Ichriften über ©. des Fiskus 186 ff, 


J. 
Jagdanſchlüſſe 56 Nr. 3. 
Iagdeinihlüfle T56 Nr. 3. 


‚ Jagdpädter, Erſaß des Wildihadens 155, 
Jagdregal 15U II. 


Jagd: und Fſſchereirecht, landesgeiegliche 
Vorſchrift über J. u. F. 151. 

Inhaberichutdverichreibungen, Ausſtel— 
une ohne ftaatlihe Genehmigung 94. 
96 IV. J 


Inhaberpapiere, Umwandlung verzins— 


licher Staatsſchulden, jür die J. aus: 
gegeben find 199. 


. Inhalt der vor dem 1. Januar 1900 ent: 


ſtandenen Obligatioren 3b. — J. 
eines Rechts an einem Grundſtück, 
Uebergangsvorſchriften betreffs Aende— 
rung X. des 390, 310 Nr. 2. 
Iufraftbleiben der Landesgeſetze neben 
dem B.G. B. 6 Nr. L 
Inkrafttreten des Bürgerlichen 
buces If. 
Inländiſches Vermögen, Todeserflärung 
eines Ausländers in Bezug auf das 
i. ®. desielben 30 Nr. 5. 
Inseln, landesgeiekliche VBorschriiten über 
entitchende Anfeln 147, 
Initruftionelle Beitimmmmaen der Be: 
börden find nicht Geſetz im Sinne des 
BR.G.B. und des ES, d Ar % 
Internationales Privatreht 10 if. 
Juternationalrechtliche Beſtimmungen, 
poſitive i. B. 19 VIL 
Internationalprivatrechtliche Vorſchriften 
der Staatsverträge 131 Ar. 1. 


Geſeßz— 


Alpbabetiiches 


Interejie, Gigentbumsbeihränfungen im 
öffentliben J., landesgeießlihe Vor— 
jchriften 219 }f. 

Inventar, Ausihluß des Nachlakgerichts 
zur Aufnahme des Anventars 2807. 
Zurijtiihe Perionen, Grwerböbeihränfun: 
nen j. P. 177 ff. — Geſetzliches Erbrecht 
ij. P. an den Nachlaß einer verpflegten 
Perſon 260 5. — Uebergangsvorſchriften 
str. — S. a. öffentlich-rechtliche j- P. 


K. 


Kaiſerliche Verordnung (mit Zuſtimmung 
des Bundesraths) als Geſetz im Sinne 
des B.G. B. und des E.G. 4 Nr. 2, 

Kaminfegerzwang 160 ILL. 

Kaflen, Zahlungen aus öffentlichen K., 
landesgeießliche Vorichriiten 1597. 

„Kauf bricht nicht Miethe“, Rückwirkung 


dieies Satzes, Nebergangsvoricriiten | 


342f. 


Haution der Beamten und Gewerbe: 





treibenden, landesgeleglihe Vorſchriften 


185f. 


——— des bisherigen Rechts 


411 Nr. 8 


Ninder aus geftätebenen (ben, Erztebung | 


derielben 58 Wr. 

vorichriften A537. - 

Eben, Uebergangsvoricriften 454. 

E. a. gemeinichaftliche, eheliche, Mehe— 

liche K. 
Kindererziehung, veligiöie &. 


ja, — Üebergangs 


23. 





N. aus ungültigen | 


Kirche, autonomiihe Sasungen der Kt. | 


find Deich, im Sn des B.G. B. und 
des ES. 4 Nr. 
Kirchenrecht 128 vi. a. 
Kirhenitühle, Necht auf Kirchenſtühle 250 f. 
Kirchen- und Schutbaulaſt 20. 
Alageerhebung. Wirkung der At. 
2855 Nr. 2: 
aleinbahnunternehmen, Srundftüde, 
einer Kl. gereibinet find 220 ff. 
Klonfen 242 Ar. 
— — ol Satzun— 
gen der Kn. 4 Wr. 3. 
Kohlenabbaugeredhtigkeiten 151 Nr. 
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' Korporationen, 


Sachregiſter. 489 


wendung der Vorſchriften des B.G. B. 
über Verwandtſchaft ꝛc. auf die K.O. 
92. 

Kongreggtionen, Erwerbsbeſchränkungen 
der Mitglieder ordensähnlicher K. 180. 

Konſulargerichtsbezirke, Inkrafttreten des 
B.G. B. in den K. 2 Nr. 2. 

Konſulariſche Vertreter des Deutſchen 
Reiches, Eheſchließung vor ihnen 30. 

Nonfularberträge betreffo Vormumdichaftc 

6 Nr 

Körperſchaft, Anfall des Vermögens eines 
aufgelöften Vereins an eine K. 176, — 
Geſetzliche Önpotbefentitel einer K. des 
öffentlichen Rechts 186 ff. — Schuld 
verichreibung auf den Inhaber durd 
eine 8. 201 ff. 





 Nörperverleßung im Betriebe der Eiſen— 


babnen 2c. 107. 

Körperliche Gebrechen, 
ſchriften betreffs der 
wegen f. G. 40f. 

autonomiihe Satzungen 
der öffentlich: rechtlichen K. find Geſetz 
> ie des B.G. B. und des E.G. 
4 Wr. 

Koften — Verfahrens, Rückerſtattung 
zu Unrecht erhobener K. Miff. — K. 
der auf den Namen umgeichriebenen 
Schuldverichreibungen auf den Inhaber 
eines Bundesitaats 203 Ar. 3. — von 
Yenimationspapieren landesgejeliche 
Vorichriiten 2047. Uebergangs— 
vorſchriften A 

Kreditanſtalten, ſandesgeſetzliche K. 316F. 

striegsgefangene I 14. 

Kriegsverihollenheit 305 Nr. 4. 


Uebergangsvor— 
Vormundſchaft 


Kündbarkeit von Hypotheken und Renten, 


landesgeſetzliche Vorſchriften über K. 
2317, 


Kündigung eines am 1. Januar 1900 
beitehbenden Mieth-xX. Verhältniſſes 
BRIMI? 


NAündigungsrecht des Gigentbümers von 


Kommunaldverbände, autonomifche Sahins 


gen der K. find Geſetz im 
des B.G. B. und des E.G. 

Landesgeſetzliche Vorſchriften 
Haftung der It. für Beamte 162 ff. 


t Wr. i 





fiher Grundſtücke auf einen K. >. 


— 


er 


Hypothekenforderungen, zeitliche Be: 
ſchränkung der Ausubung des st. 231 f. 

Nuratel, Zuitändigfeit für Einleitung der 
x, über Ausländer 65 Ar. Le, 


L. 


Land- und forſtwirthſchaftliche Grund— 
Uebertragung des Gigentbums — 


Konkurs über das Vermögen eines Mit- 


eigenthümers bei Stockwerkseigenthum, 
Verſagung des Rechts des Konkurs— 


verwalters, Aufhebung der Gemein⸗— 


249 Nr. De. 
die Aemnde— 
An— 


ſchaft zu verlangen 28, 
Konkursorduung, Deich, Betr. 
rungen der K. Inkrafttreten 1. - 


jtüde, Anerbenrecht in Anjebung L. u. 
f. Gr. ERER — Nutungen daran 3. 3. 
des 1. Nanuar 1900 315 FF. 


Landesipesialrenit, Ergänzung des L. durch 
das RAW». if. 

Landesgeiete, Tragweite der Vorbehalte 
au Gunſten der Y. 6. — Verhältniß 
au dem BG. B. 124. — Anfraitbleiben 
der Y. in Aniebung der Yandesberren 2c. 
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1325. — „X. bleiben in 
— dieſer Formel 6f. 

Landesgewohnheitsrecht iſt Geſetz im 
Sinne des B.G. B. uud des E.G. 5 
Nr. .. 

Landesgeſetzliche Vorſchriften über Spar: 
kaſſen 199 5. — L. Kreditanſtalten 316f. 

Landesherrn, Autonomie der Y. 132. 

... Familien, Autonomie der 
L 3%. 1L32i. 

inter ARINDONENRTBIEN bezgl. des 

41 Ar. 

Bandeäiirthicatttige Kreditanitalten, 
Uebergangsvorichriiten 3167. 

La recherche de la paternite est inter- 
dite KO Wr. & 

Landſäſſiger Adel, Autonomie des vor: 
maligen dem Neichsadel gleichneftellten 
. a. 133 ff. 

Lebensgeführliche Erkrankung eines Ber: 
lobten 115. 

Lebensgemeinichaft, Verpflichtung der Ehe— 
gatten zur ebelichen Y., Uebergangsvor: 
ſchriften Nr. 2a. 

Legitimation unebelicher Kinder, inter: 
nationalrechtliche Vorſchriften Hi ff. 
deg—rer Uebergangsvorſchrif— 

ten 352 Nr. Ib. 

Legitimationspapiere,landesgeiehlihelor: 
ſchriften über Krastloserflärung der Y. 
2041, — Uebergangsvorſchriſten 4. 

Legitimirte Kinder, Lebergangsvoricritten 
EHE? 

Lehen, landesgeſetzliche Vorſchriften über 
L. 135ff. 

Leibgedingsvertrag 105. 

Leibzuchtspertrag ID. 

Leihhausſcheine — 2. 

geiterredt 242 Mr. 


rast”, 


Letztwillige © Serfigung, Uebergangsvor: | 
4. 


ichriiten 412 Wr. 3, 474 Nr, 

Lex — anschfiehliche Geltung 
der Le. >» Nr. LA 

Lichtrecht Ar. 2d. 

Litteratur, Vorbereitung eines internatio: 
nalen Brivatrechts durch die Y. des In— 
und Auslandes IV Nr. 2. 

Lũbeck, Auibebuna der Yandesgeieke 130 





Ar. 2. > Entſtehung des Erbpacht— 
rechts in v. 
M. 


Mangelnde Staatsangehörigkeit >1 ff. 
Material, Belaſtung eines Grumdſtücks 


mit den vererblichen und veräußerlichen 


Alpbabetiiches 
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Mecklenburg, Erbpachtrecht in M. 142. — 
Entſtehung des Erbpachtrechts in Me. 
143 VIIE 

Medienburg: Schwerin, Auibebung der 
Yandesgelege 130 Nr. 2. 

Melivrationsdarichn, Vorrang für M., 
landesgeieglihe Vorſchriften 2327. 


Miethverhältnißß, Lebergangsvoricriften 





Wff. 

Militärfondentionen I! Nr. 4 

Wilitärreht 125 VIb, 

Wiinderjährige, Oeffentliche Zwangser— 
ziehung M. ff. 

Minderung der Frwerbsfähigkeit eines im 
Betriebe der Giienbabnen ꝛc. Berlesten, 
Schadenserlaßpflicht 107. 

Miteigenthum der Nachbarn an der Giren;: 
mauer Sl 

Mitoyennete 371. 


| Mobiliar: Piandredte 38060. 


Mühlen, Nutzungen daran 3. 3. des |. 
mar OO 314ff. 

Mühlenrecdt, landesgeſetzliche Vorſchriften 
147. 

Müblenregal 159 Nr. 7 

Mündel, , neieblide öypöthefen des M. 6 
Nr. 

Mündeigeib, landesgeiehliche Vorſchriften 
über Anlegung von M. 271, 272 Ar. 4, 
Ib, — Vandesrechtliche Workhriiten 
über Anlegung von M. bei öffentlichen 
Sparfafien 199ff., 200 Nr. 2b. 


Mündelſicherheit vonWerſhpapieren, Ueber— 





Rechte zur Gewinnung eines den berg: | 


rechtlichen Borichrirten nicht unterliegen 
den M. Lats, 
Materielle —— 
ſchließung Miff. 
Mehrfache Ztaatsangebörigkeit SI Nr. >. 


der (be: 


gangsvorſchriften 4f. 

Mutter, Staatsangehörſgkeit der M. Wir: 
kung auf das Rechtsverhältniß zu dem 
ebelihen Kinde 56, Nr. 2a. 
Koſten der Schwangerichaft ꝛc. der un: 
ehelichen Mutter 59, 0 Nr. 3. — Inter: 
nationalrechtlihe Vorſchriften über das 
Rechtsverhältniß zwiſchen dem unebe: 
lichen Kinde und der M. 59. 


N. 


Nachbarrecht an Obitbäumen, landesgeieh- 
liche Borichriften über abweichendeitege: 
lung des N. Ad0f. — leberganas: 
vorichriiten 366, 367. — M. in Bezug 
auf Waldbäume, Uebergangsvorichriiten 
— 

Nachlaß, im Auslande eröffneter N. 75. 

Geſetzliches Erbrecht des Fiskus x. 
an den R. einer verpflegten Perſon ?60. 
— Eicherung des N. auch beim Kir: 
vorliegen ar Torausiegungen des 
Ss two Abi. I BG.B. 202 262 . I; 

Radıtafaericht, 7 "Sürforge Hs. mein 
Ausſchluß der Zuſtändigkeit ER; für 
Anventaraninabme I>0f. 

Nachlaßpflegſchaft, Zuſtändigkeit jur Fin 
leitung der. bei Tod eines Ausländers 


Alphabetiiches 


6b Nr. dd. — Yandesgejeglihe Bor: 

ſchriften betreffs Anordnung der N. 

von Amtswegen 26? Wr. 1. 
Nachlaßſachen, jiche Vormundſchaftsſachen. 


Nachlaßverbindlichteiten, Haftung für N. | 


en im Auslande wohnbaiten Deutichen 

Gh ff. 

Nachlaßverzeichniß, landesgeſetzliche Vor— 
ſchriften betr. Anfertigung des N. von 
Amtswegen 262, 252 Ar. 1, 2. 

Nachweis der Neihsangehörigfeit bei In— 
anſpruchnahme der ſich aus derſelben 
ergebenden Befugniſſe 102. — N. der 
Empfangsberechtigung bei der Hinter: 
legung, landesgeſetzliche Negelung 272, 
24 Wr. 3. u 

Amen Fürſtenhaus, Autonomie des 
N. F. 1327. 

NaturaleinfünftederBeantenze 15H Nr.la. 

a der Erbpachtverhältniſſe 
141 Nr. 3, 

Nichtbeſtehen der Che 115. 





Nichtigkeit einer Ehe nach bisherigen Ges | 


jeßen 416f. 

Richtigkeitserflärung der Ehe 115. 

Nießbrauch an einer beweglichen Sadıe, 
Uebergangsvorichriften betreffs der Er— 
ſitzung 351. — Piandredt an einen 
R., Uebergangsvoricriiten 4088. 

Normirung, beionderer Arten von Nachbar: 
rechte, landesrechtliche Vorſchriften Ziff. 

Notar, Beurkundung nur durch Gericht 
oder nur durh N. 263ff. — Beur— 
fundung durch andere Behörden als 
Gerichte und N. bei Grundſtücksver— 
äußerungen 266 ff. 

Kotarielle Urkunden, landesgeſetzliche Vor— 
ichriiten über Erridtung n. N. 285 ff. 

Nothteitament, Zujtändigkeit beißrrihtung 
eines N. 28%, 

Nothweg zuEiſenbahnen undWaſſerſtraßen, 
landesgeſetzliche Vorſchriſten über N. 
241. — Uebergangsvorſchriften 366. 

Nothwegrente 2265 Wr. 3a. 

Nutznießung des Taters an dem Bermögen 
eines vor den 1. Januar 1900 gebore: 
nen indes, Entziehung derielben dal, 

Nutzungen an land: und foritwirtbichait: 
lichen Grundſtücken 3. 3. des I. Januar 
1900 313 ff. 

Nutzungsrecht, Wildichadenseriakpflicht bei 


| 
| 
| 
i 
| 
| 
I 
I 








Beiteben eines zeitlich begrenzten N. | 


an dem Grundſtück 158, 


O. 

Obereigenthum bei der Erbpacht HI Nr. 1, 
142 Nr. 5, u 
Oberlehnsherrlichkeit, Landesgeiehliche Bes 
ftimmungen tiber nicht 


erforderliche , 
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Eintragung der dem Staat ꝛc. für Ab— 
löjung der TO. zuftebenden Ablölungs: 
rente 225. 

Shrigfeitlihe Beſchränkung der Gltern, 
Uebergangsvorichriiten 450ff. 

Obſervanzen, uneigentlibe O. find nicht 
Geſetz im Sinne des B.G.B. und des 
6.8, 6 Nr. >. 

Obſtbäume, landesgeſetzliche VBorichriften 
über abweichende Regelung des Nachbar— 
rechts bei O. 2407. 


Obſtgärten, Wildſchaden an O. 155. 


Oefen 242 Nr. 2e. 

Offenbarungseid in Nachlaßſachen, landes— 
geſetzliche Vorichriiten über Abnahme 
des O. durch das Amtsgericht 277 ff. 

Oeffentliche Naffen, Zahlungen aus ö. K., 
landesgeiegliche Vorſchriften 188f. — De. 
Piandleihanſtalten 190, 191 Nr. 6. — 
De. Abgaben, Nüderftaftung, landes: 
geſetzliche Vorichriften über R. 207 ff. 
-- De. »wangserziebung Minder— 
jähriger 22 ff. De. xörpericait, 
neiepliches Erbrecht einer ö. K. an 
Stelle des Fisfus 257, 

Oeffentlicher Gebrauch, Grundſtücke, die 
demſelben dienen 211. — Oe. Glaube 
des Grundbuchs bei JZwangsenteignung 
217 Nr. b. Landesgeſetzliche Vor— 
ichriiten Tber die dem ö. GI. gegen— 


über nicht erforderliche Gintragung 
der dem Staat x. zuſtehenden Ab⸗ 
löjungsrenten 225. — Bet den am 


1. Januar 1900 beitebenden Berfügungss 

beichränfungen 317 Ar. 3. lleber: 
gangsporicriiten IS Nr. 6. — Be: 
ſchränkung des d. SIT. gegenüber Grund: 
dienftbarfeiten, Uebergangsvorichriiten 
387 4. — Veihränfung d. ö. Gl. gegen 
über gejeglihen Pfandrechten, Mietb: 
und WBachtrecbten, Uebergangsvor— 
ichritten 389f. 

Oeffentliches Intereile, Entziehung ıc. einer 
-Sade im ö. J. ZH ff. Entziehung, 
Beſchädigung einer Sache im ö. J. 
Recht eines Dritten daran 120, 
Ginentbumsbeibränfung im 5. S., 
landesgeießliche Borichriiten 2197. 

Oeffentrechtliche Vorſchriften der Yandes= 
geſetze, Außerfrafttreten I25 Nr. 1 — 
Te. juriſtiſche Berfonen, Anfall” des 
Nermögens eines aufgelöſten Vereins 
an dieſe an Stelle des Fiskus 176, 
176 Ar. 3 

Öfferten, vor dem 1. Jannar 1900 ans 
getragene rectsgültige DO. 324 Nr. 2. 

Offupation, nab dem BGB. unrecht: 
mäßine OD. darf nicht landesgeſetzlich 
geitattet werden 152 Nr. 3. 

Oldenburg, Aufhebung der Dindesgeſetze 
130 Sir, 2, 
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Ordnung der gutöherrlich-bäuerlichen Ver: 
bältniffe, landesgeieglihe Vorſchriften 


Organijation der am 1. Januar 1900 bes 
ſtehenden juriftifchen I Berion nach diejem 
Termin 312 Wr. 2b. 

Ort der Vornahme eines Rechtsgeſchäſts 
20 Nr. 4. — DO. der belegenen Sadıe 
II Nr. T— D. der Vornahme des 
Rechtsgeſchäfts 33ff. 3 Nr. 6. — O. 
der Yeiltung bei einen vor dem 1. Ja— 
nuar 1900 geſchloſſenen Vertrag 327 b. 

Ortsüblichkeit iit nicht Geſetz im Sinne des 
3.6.3. und des E.G. 6 Nr. D, 

Ortszulage der Beamten ıc. 166 Wr. la 


P. 

Pachtung, Uebernahme von 
Beamte 168, 

Padıtverhältniß, 
336 ff, 

Vartelfähigtei ausländischer Vereine 31 

Ar. 1. 

Partifuläres Gewohnheitsrecht iſt Geſetz 
im u des B. G. B. und des E.G. 
5 N) r 

Benfton der Beamten 166 Wr. la. 

Perionalitätsprinzip bei Regelung der 
Staatsangehörigkeit im internationalen 
Privatrecht 19 VIII 

Perionen, die zur Beſatzung eines in 
Dienſt geitellten Schiffes der Kaiſerlichen 
Marine nebören IH. 

Perionenjtandsgeieg, Nenderung des P. 
tlöff. 

Berionendereine in Sachſen, Lebergangs: 
vorichriften 31%. 

Perſönliche Rechtsbeziehungenzwiſchen dem 
Later ꝛc. und dem ehelichen Kinde 
Hr. — P. Beziehungen der Ehe— 
gatten zu einander, Uebergangs— 
vorichriiten 10. — Nach der Ehe— 
ſcheidung 53 Nr. Ib. 

Piandgeld wegen Weſchädigung 
Srunditüden 183 ff. 

Pfandleihanſtalten, Geſchäftsbetrieb ber 
gewerblichen Pf. Inu sr, 

Pfandleiher, Seihaftsbetrieb der Bi. 189 ff. 

Pfandleihgewerbe, landesgeſetzliche Nor: 
ſchriften 10ff 

Pfandrechte bei einem am L. 
beitebenden 
Pf. an 
vorichriiten 
I, Januar 


P. durd 


Uebergangsvorichriften 


Dom 








Januar 1900 
INtetbverbaltniiie 33%, 
Srumditiiden, Lebernangs 
8e It, die am 
1900 beiteben, Eintragung 
im das Grundbuch 03 Ir. 9 
u Nr. d ſ. a. antichretiihes PH. 
Prändung von Ba n zum Schuttze der 
Grundſtücke 185 
Bilenicait, infernationalrechtlihe Nor 
schriften aber die Bil. uff. 


102 


Su: 








Alpbabetiihes Sadregiüiter. 


ftändigfeit für Einleitung der Bil. 
über Ausländer 65 Nr. Ib. - - Bl. 
eines vor dem TI. Nanuar 1900 Für 
todt Erflärten 30T. Pfl., Uebergangs: 
vorſchriſten Aff. 

Pflichttheil, Feititellung des Ertragswertbs 
eines Yandgutes zur Grmittelung des 
Bl. 257 . 

Pflichtthellsrecht des Fiskus ꝛc. an dem 
Nachlaß einer verpfleaten Perſon 
2005. — Pl. gewiſſer ritterichaftlicher 
Familien 475, 

Pfrundenrechte der Geiftlihen 166 Nr. 1a. 

Poſtordnungen find nicht Geſeß im Sinne 
des BGB. und des E.G. 4 Wr. 

Praesumptio Muciana 421. 

Prescription particuliere 322 b. 

Privatgeieggebungsporichläge, Vorbe— 
reitung eines internationalen Privat: 
rechts durh Pr. 10 Nr. 2. 

Privatreht, \nternationales Br. 10 if. 

Privatrechtliche Vorſchriften der Landes— 
geſetze, Außerkrafttreten 125. — P. V. 
der Staatsverträge 131 Ar. 1. 

Privatpfändung, landesgeieliche 
ichriiten der Pr. 183 ff. 

Provinzialverbände, landesgeiekliche Vor— 
ichrirten über Haftung des Staates für 
Beamte 102 FF, 

Prozeßfähigteſt 
3l Ar. 1. 

Prozeineiege, Außerfraittreten der privat: 
rechtlichen Vorichriften der P. 126 Nr. 2. 

Prozehfoiten der rau, Uebergangsvor: 
ichriften 428. 

Prozche und Nonfursredt, Kolliſions— 
normen 11 Wr. 3. 


O. 


Qualificirte Legitimationspapiere, Kraft— 
loserklärung Mf. 

Qualificirte Yegimationsurfunden, Ueber— 
gangsvorichriiten 352 Ar. Te. 


"or: 


ausländiicher Vereine 





NR. 


Nang eines Rechts an einem Grundſtück, 
llebergangsvorichriften betreffs Aende— 
rung des NR. 390, 390 Nr. 2, 

Räumliche Serridhaft des 8.6.9. 2 Nr. 2. 

Näumungsfriiten bei der MWodnunge: 
mietbe, landesgeſetzliche Vorſchriften über 
R. 

Näumungstermin bei einem am 1. Januar 
19300 beitebenden Mieth- x. Werbält: 
nille 337, 340, 

Nealgemeinden, 
slörr, 

Nealgewerbeberedtigungen, landeösgeiek- 
liche Borichriften über R. 159ff. 


Uebergangsvorſchriften 


ed by ( 00gl4 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


Healtait an einem enteigneten ꝛc. Grund— 
jtüd 122. — Yandesgejeglihe Bor: 
ichriften tiber Ablöfung, Umwandlung 
ıc. von R. 2227 Yandesgefeßliche 
Vorichriften er nicht erforderliche 
Gintragung der dem Staat für Ab: 
löſung von R. zuftebenden Ablöfungs: 
rente 225. — Belaftung eines Grunde 
ſtücks mit — Grunddienſtbar— 
keiten, R. 227ff. — Landesgeſetz⸗ 
liche Koricrifien über R. 227. — 
Theilung eines mit einer RBelafteten | 
Grundſtücks 236 55. — Theilung eines 
für den Staat oder eine öffentliche 
Anstalt mit einer R. belaiteten Grund— 





ſtücks 2397. — Vebergangsvorichriften 
3s0b. 
Nedite, Erwerb jtreitiger NR. durch Bes 


amte, die bei dem zuitändigen Gericht 

angejtellt iind 168. — Entziehung x. 

von R. im öffentlichen Antereiie 214 ff. 

Redtstähigkeit der Ausländer 21 Ar. 1. 
R. ansländiiher Vereine Al ff. - 

R. der Meligions: und geiftlichen 

Geiellichaiten, Grlangung der R. 175, 
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— Autonomie des vormaligen R. 

Reichsangehörigkeit, Volljährigkeit bei Er— 
werb der R. 20. — Erlöſchen der N. 
bed Ehemanns zur Zeit der Erhebung 
der Scheidungsklage 20, e. R. 
des ehelichen Kindes bei Eroſchen der 
R. des Vaters oder der Mutter 56 ff. 
— R. des unebelihen Kindes bei Er: 
löfchen der R. der Mutter 59. — N. 
des Adoptirenden ꝛc. Eff. — NR, An: 
anipruchnabme der aus der N, folgen: 
den Befugniſſe 102, 

WETARCRUREN EIER: A TLEERNG des N. 


—— Zuſtändigkeit des R. für alle 
Rectsitreitigfeiten aus dem B.G. B. If. 

Reichsgeſetze, Berbältniß des B.G.B. zu 
% ff. — Enteignung kraft R. 
20FF, 





Reichsgewohnheitsrecht iſt Geier im Sinne 


des B.G. B. und des E. G. 5 Nr. 3. 


| Neihshaitpflihtgeieg 109 if. 


Rehtsgeichäfte der Ausländer im Inland | 


rim Internationalrechtliche Nor: 
ichriften über die Form der N. 33 ff. 
— Uebergangsvorſchriften 300f. 

Rechtshängige Anſprüche, Rückwirkung 
des B.G. B. auf ſchon r. A. 205, 
R. Eheſcheidungsklagen am 1. Januar 
1200 dd, 

Rechtshäugigkeit, Wirkungen der R.Wof. 

Rechtsſtreitigleiten, Zuſtändigkeit des 
Reichsgerichts für alle R. aus dem 
B.G. B. If. 

Rechtsverhäſtniß zwiſchen Eltern und Kin— 
dern, internationalrechtliche Vorſchriften 
ft, — R. des unehelichen Kindes zu 
feinem Vater, internationalrechtliche 
Beſtimmungen 59 FF. R. zwiſchen 
einem unehelichen Kinde und deſſen 
Mutter, internationalrechtliche Vor— 
ichriften 59. - - R. zwiſchen Eltern und 
ehelichen ii — Uebergangsvorichrifz 
ten 4480ff. — N. der geihiedenen Ebe: 





gatten zu den ngemeinfchaitlihen sindern | 


Did._ 
Rechtswirkung einer vor dem 1. Nanuar 


1900 entitandenen Obligation 322, 


R. 159, . 
RegierendeHäuſer, AutonomiſcheSatzungen 


der r. 9. ſind Geſetz im Sinne des 
BGB. und des E. G. 4 Ar. 4 


Regreßanſprüche des Staates ı. 
die Beamten 1653 Wr, A. 

Regulirung der Wege, landesgeiekliche 
Vorſchriften 222 77. 


DZ 


gegen 


Reichsjuſtizgeſetze, Verhältniß derſelben 
zum B.G. B. Mff. 

Neihstanzler, Anordnung des Vergeltungs— 
rechts 5% 

Reihsmilitärgeiet, Aenderung des R. 114. 


— Aenderung desſelben 
—— Aenderung des N. 
13937, 


Reihsipezialreht, Ergänzung des R. durch 
das B.G. B. 7 ff. 

Neichsitantsperträge 11 Wir. 3. 

Neihsitändiice Häufer, ie der 
vormals r. 9. 133 HF. 

Neihswucergeieg 117. 

Neligionsdiener, Vornahme einer (She: 
ſchließung ohne Aufgebot 115, 117 LI. 

Religionsgeſellſchaften, landedgefehliche 
Vorſchriften über R. 175. 





Religioſe, landesgeſetzliche V Vorſchriften über 


Erwerbsbeſchränlungen der R. 180f. 
Religioſe Erziehung der Kinder S Ir. 3b, 
hl. 


Religiöſe Orden, Erwerbsbeichränfungen 





der Mitglieder r. O. I, 





| PERICHBNIEL. Janbeßgefenliche Vorſchriften 


über R. 


| Pe er ni Schuldverſchreibungen 
Regalien, landesgeſetzliche Vorſchriſſen über | 


eines Bundesſtaats MUj. N. ber 
vor dem 1. Januar 1900 ausgeitellten 
Schuldverſchreibungen auf den Inhaber 


348. NT. 4. Uebergangsvor— 
ihriiten / 353. 
MRentenſchuld aı an „einem enteigneten ꝛc. 


Reich, Anfraftbleiben der vom RN. abge: | 


ſchloſſenen Staatsverträgne 131 Wr. >. 


Grundſtück 12 Unzuläſſigkeit der 
Beitellung = R. 138. — R. des 
Staats wegen eines jur Verbeſſerung 
des belaſteten Grundſtücks gewährten 
Darlehens 2327. 
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Nemuneration der Beamten 166 Wr. la. | 

Kepräientationsgelder der Keamten ıc. 
bb Wr, la. 

Retorſion Sur. 

Ban j. Ne, AuIDe bung der Yandesgejehe 
30 Nr. 3. 

Reuß ä. L., Auibebung der Landesgeſetze 
130 Ar. >. 

Revenñenhypotheken, landesgeſetzliche Vor— 
Schriften über R. 138. — N. des bis: 
berigen Rechtes AI1 Ar. 8. 

Rheinſches bürgerlihes Geſetzbuch, Auf: 





130 b. 

Nitterichaftlihe familien, ErweiterteTeitir: 
fäbigfeit vr. W., Uebergangsporichriften 
49]. 

Ritterſchaftliche NKreditanitalten, Ueber: 
gangsvorichriiten 316f. 

Ruhegehalt der Beamten 10%. 

Nüderitattung mit Unrecht erbobener 
öffentlicher Abgaben 20: ff. — Landes— 
geſetzliche Vorſchriſten über R. öffent: 
liber Abgaben 207 ff. 

Nüderitattungsanipruch, Erlöſchen des N. 
binnen beitimmter Friſt bei Hinter: 
legung 272, 274 Nr. db. 

Nüdtallsreht, Uebergangsvorſchriften be: 
treffs des franzöſiſchen R. 3:31. 

Nüdverweiiung 25 Ar. 3. — RM. in be: | 
fheidungsiahen 50 Nr. 2a. — Ausz | 
ſchluß der R. beit. des Nechtsverbälts | 
niſſes des Vaters zu dem ımebelichen 
Rinde HU NT, 2. — Anternationalredhts | 
liche Worichriften TH ff. 

Nüdwirfung des Saßes „Nauf bricht nicht | 
Miethe“, Uebergangsvorſchriften 342f. 

Nüdzahlung von Staatsichulden, landes— 
geſetzliche Borichriiten über Rt. 194. 








S. 

Sachen, Pfändung von S. zum Schutze von 
Grundſtücken 183ff. — Entziehung ꝛc. 
einer ©. im öffemtlichen Intereſſe ff. 

Sachenrechtliche Uebergangsnorm Tff. 

Sachſen, Aufhebung der Yandesgeiehe TV 
Ar. 4 

Sachſen-Koburg-Gotha, Aufhebung der 
Landesgeſetze 0 Nr. 2. 

Sachſen-Meiningen, Aufhebung derLandes— 
geſetze 130 Ar. 2. 

Sachſen-Weſmar, Anſhebung der Landes— 
geieße 130 Wr. 3. 

Sächſiſche Vereine, TTebergangsvorichritten 
th, 

Sachverſtändiger, Keititellung des Werths 
eines Grundſtücks, Haftung der ur 
Feſtitellung amtlich beitellten S. 165, 


bebung der Vorſchriften des r. b. ©. 





Zatzungen, autonomiſches der regierenden 
und ſonveränen Mauer, der Kirche ꝛe. 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


find Geſetz im Sinne des B.G. B. und 
des E.G. 4 Nr. 3. 

Schadenserſatz, landesrechtliche Vorſchriſten 
über Sch. wegen des an Grundſtücken 
veruriacten Schadens 212. 

Shadensceriaganiprüde gegen den delifs 
tiichen Beſitzer, Uebergangsvoricriiten 
3685. — Sch. des Eigenthümers, Ueber: 
gangsvorichriften 369. 

Schadenseriagpfliht des Staats xc. für 
den von feinen Beamten in Ausubung 
der öffentliben Gewalt verurſachten 
Schaden 162ff. — Sch. wegen Ver: 
leitung zum Werlajien des Tienites 
1925. — Sch. wegen Zunviderbandeln 
gegen ein zum Schutze eines Grund— 
ſtücks erlaſſenes Straigeieß 212. 

Schadenserſatzverbindlichteit des unehe— 
lichen Vaters für den Schaden, der in 
Folge Herbeiführung der Beiwohnung 
durch Hinterliſt ꝛc. entitebt 40 Ar. De. 

Schaufelſchlagsrecht 242 Nr. Ze. 

Schaumburg-Lippe, Aufhebung der Yandese 
geſetze 130 Nr. 3. 

Scheidung der Ehe, internationalrechtliche 
Beitimmungen DO ff. leberaangs: 
vorſchriften 45ff. — Nach dem 1. Ja: 
nuar 1900 373, 444 Nr. 2. — 

Scheidungsarund, Geltendmachung einer 
Thatſache als Sch., die ſich während 
anderer Etaatsangebörigfeit des Che: 
manns ereignet hat 50, DI d. — Ueber: 
gangsvorichriiten JIDe. 

Scheidungsurtheile, Anerfennung aus: 
ländiiher Sch. D4 Wr. 6. 

ee an Mitglieder religiöierürden 

su, 

Echiffahrtsperträge 0 Nr. 2. 

Schlüſſelgewalt der rau, Mebergangs: 
vorichriften 420d. 

Schmiedezwang 160 IIL 

Schulbaulaſt 

Schuldübernahme bei einer vor dem 

1. Januar 1900 enftandenen Übligation 
30, 32 333 334. 

Schuldverhältniite im Allgemeinen, Leber: 
gangsvorihriiten 323 FT. 

Schuldverſchrelbung auf 
eines Bundesitaats, landesgeſeßzliche 
Vorſchriften über Sc. 201 ff. — Außer— 
fursießung finder nicht mehr ſtatt DAT. 
— Außerfursiegung von Sch. Ueber: 
gangsvorichriiten 331. 

Schutzgebiete, Ankraittreten des BB. 
in den Sch. 2 Nr. 2. 

Schutzvorrichtungen an Gärien, Obitaärten, 
Wildſchaden bei nicht erfolgter Her— 
ſtellung einer Ed. 15. 

Schwägerſchaft, Anwendung der Vor— 
ſchriſten des B.G.B. über Schw. auf 
Reichsgeſetze 





den Inhaber 





Alpbabetiiches 


<Shwangerichaftstoiten der umebelichen 
Mutter 59, 60 Nr. 3. 
Schwarzburg- And olitadt, nl der 
Yandesgeieße 130 Nr. 3. 
Schwarzburg- Zondershaufe en, Auibebung 
der Yandesgeleke 150 Wr. 3, 
Seetejtament 114 Nr. Tff. 
—— 10 Nr. 2. 
Selbſthülfe 155 Wr. Ta 
Separatio a mensa et thoro 51. 
Servituten, landesgeiehlihe Vorſchriften 
über Ablöſung von S. 222, 223 Wr. Id. 


Yandesgeieglihe Vorſchriſten über 





ce) 


Sicherheitsleiſtung jür die Geldrente für 
den im Betriebe der Gilenbabnen ze. 
Verleßten 108. -- 2. der Beamten 
und Gewerbetreibenden 185 r. 

Sicherung gewiſſer Forderungen durch 
Körperichaften:c. des öffentlichen Nechts 
186 ff. - S. des Nadlaiies auch bei 
Nichtvorliegen der Borausießungen 
des S 1960 Abi. 1 B.G. B. 202, 202 
Nr. 1 

Siche rungshyypothel für wörperichaften des 
öffentlichen Rechts 187, 155 Wr, A 
Uebergangsvorichriften -ITTr. u 

Siherungsrehte bei einem am 1. Nanuar 
ri ik Mietb: ꝛc. Rerbältnisie 

39 

Siegelung des Naclaſſes, landesgeſetzliche 

Vorſchriften . 


— ſandesgefebliche Vorichriſten über | 


©. 
Simlihes Verderben, Zwangserziehung 
Minderjähriger zur Verhütung des | 


völligen ſ. B. 252 ff. 

Soldatenteitament, Ausdehnung auf Die 
Katierlibe Marine I14r. 

Sondereigenthum anstehenden &rzeuaniiien 
eines Grundſtücks, Uebergangsvor: 
ichristen 361. 

Sonderredit der jouveränen und gleich— 
geitellten Häuſer 132 17. 

Sorge für die Berion der Kinder geichiedener 
Eheleute Did. 

Souderänedänfer, AutonomiſcheSatzungen 
der |. H. find Geier im Sinne des 
B.6.B. und des EG. Ad Ar. 3 
Sonderrechte der ſ. 9. MR. 

Sparfafienbüdher 205 Nr. 2, ZU5 Nr. 

— Rectliche Natur der Ep. 3. 200 Nr, 
— Auherfursießung der vor en 

Januar 1900 ausgeltellten Ep. 305 
Si 

Staat, Rndesgeletzliche Vorſchriften über 
Haltung des St. für Beamte ULff. 
— Yandeägeieglibe Lorichriiten uber 
die dem öffentlichen Glauben Des 
Grundbuchs gegenüber nicht erforder: 
lihe Eintragung der dem Zt. ıc. au: 
jtebenden Ablöjungsrenten 225. 





ab, 


Sachregiſter. 495 


Stagtlich konzeſſionirte Vereinc, landes— 











geſetzliche Vorſchriſten 169 ff. 

Staatsangehörigkeit im internationalen 
Brivatredt 19 VI. St. ber 
Nerlobten jür Die ——— der Ehe 
enticheidend 37,58 Nr. 2. — Mangelnde 
St. SLif. — Mehr inde St. 82 Nr. 3. 

- Verleihung der St. erjtredt ſich auf 

bie Ehefrau und die minderjährigen 
stinder 106ff. — Entlaſſung aus der 
St. erftredt jih auf die Ehefrau und 
die geieglich von dem Entlaſſenen fraft 
ns Gewalt vertretenen Kinder 
07. 

Staatsangehörigfeitsgeieg 106 ff. 


Ztaatsihuldbud, landesgeſetzliche Bor: 
schriften über das St. 197 ff. 
Staatsſchulden, landesgeſeßliche Bor: 


ſchriften über Rückzahlung von St. 199, 

Stanatsverträge 10 Nr. 2. -— St. fin 
Seien im — des SGB. und des 
6.8.5 Ar St. eines Bundes: 
ſtaats mit ——— Staaten vor 
Anfrafttreten des B.G.B. 151. 

Stadtgemeinden, Recht der St. an berren= 
loſen Grunditüden 159 Nr. 6. 

Stammgüter, landesgeienliche Vorſchriften 
über St. löbff. 

Standesbeamter, Zuitändigfeit fiir das 
Aufgebot 115. 

Stellvertreter, Haftung der Beamten für 
St. und Gebülien, landesgeießliche 
Vorichriiten Ind. 

Stiftung, Aniall des Vermögens eines 
aufgelöiten Vereins an eine St. 176, 
— Geſetzliche Hppotbefentitel einer St. 
des öffentlichen Nechts 186 ff. - - Schuld: 
verichreibungen auf den Anbaber dur 
eine St. 2UL ff. — Geſetzliches Erbrecht 
einer St. au Stelle des Fiskus 259f, 

Ztodwerfseigenthum SiS ft. lleber: 
gangsvorichriften FT. 

Ztörung des Eigenthimis, 
vorichritten Surf. 

Strafgeſetzbuch, Aenderung des St. 93 ff. 

Strafprozeßordnung, Anwendung der Vor: 
schriften über Berwandtichatt sc. auf 
BR Str. 92. -—- Aenderung der Str. 


Straftentliche Verfolgung, Aenderung des 
verantivortliden Alters 9, II. 
Strafrichter, Anordnung der Zwangs⸗ 

erziehung — Nr. Ib. 
Sträucher ſiehe Bäume. 
Strohdiemen 219 Ar. 20. 
Succeſſionsredſt beisrbpactgütern 143 VL 


Uebergangs: 





T. 


Talons der vor dem 1. Januar LVO aus: 
aertellten Schuldoerfihreibungen aut den 
Subaber 552 Nr. La, 
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Tauben, Aneignung von T. 246f. 

Teitament, internationalrechtſiche Bor: 
ichriiten 66ff. — Zuziehung anderer 
Urfundsperlonen bei Grrictung von T. 
281. — T., das vor dem 1. Jannar 
T900 errichtet it 471. — her ber 
T., Uebergangsvoricriiten af. 

Zeitirfähigfeit der Ausländer 77. 22, — T 
der Ausländer im Inlande 70, 72, 
— T., Uebergangsvorichriiten 17T, 17Z, 


— bei Belaſtung 
einer Bahneinheit 220 ff. 

Theillung von Grimditüden, landes— 
geſetzliche Vorſchriften über Beſchränkung 
der Th. 233 ff. — Th. der mit Ablöſungs— 

renten bebaiteten Grundſtücke, landes— 
neietliche Vorichriften über Th. 233 ff. 
— Tb. eines mit einer Neallaft be: 
laiteten Grundſtücks 23% ff. 

Thiere, Eriat des durch jagdbare Thiere 
anderer als der m SS BON. 
bezeichneten veruriachten Schadens, 
landesgeſetzliche Vorſchriften 155. 

Todesertlärung, internationale Vor— 
ſchriften über die T. Zr if. — Ueber— 
nangsvorichriften 307. — Ein 3. 3. 
des I. Januar ITO anbängiges Ver: 
fahren 3101. 

Todeswegen, Errichtung von Verfügungen 
von T. durch Konſuln 1024. — Ber: 
fügungen von T. über dad dem An— 
erbinrecht unterliegende Srunditüd 144 
145. — Grwerb von T. durch juriitifche 
erionen 175. Durch Mitglieder 
religiöſer Orden ꝛc. 180. 

Tödtung, Schadenserſaßpfſicht im Falle 
der T. im Betriebe von Eiſenbahnen, 
Bergwerken ꝛe. 

Todte Hand, landesßeſetzliche Vorſchriften 
über Erwerbsbeſchränkungen der t. H. 
111 ir, 

Trennung wirtbichaitliber Einbeiten 235, 


23h Wr. 2b. 
Trennung von Tiſch und Vett, zeitweilige 
Tr. unitattbait „O0 Wr. 2b. die 


vor dem 1, Januar 1900 ausgeiprocen 
iſt — Nr. 3. — lebergangsvorichriiten 
dir, 


Trennungsgrund nach bisherigen Recht 52. 


u. 


Ueberbaurente 226 Mir. a. 

Uebereinfommen auf internationalen Kon— 
jerenzen, Borbereitung eines allgemeinen 
internationalen Privatrechts durch lie. 


11 Nr. 2, 
Uebergangsvorſchriften, bezügl. Abſchnitt 
Aff. 


Ueberſaſſung eines Grundſtücks in Ver: 


| 








| 


Alphabetiihes Sachregiſter. 


bindung mit einem Altentbeilsvertrag 
195 ff. 


Ueberleitung der Ehe in den neuen 
Güterſtand 426 ff. . 
Uebertragung der Aufrechnung von 


Gehaltsanſprüchen, landesgeſetzliche Vor⸗ 
ſchriften 169. — We. einer Staats: 
jhuldbuchforderung 197. — le. des 
Gigenthums staatlicher Grundſtüde auf 


einen Kommunalverband 244, — le. 
einer vor dem 1. Januar 1900 ent= 
ftandenen Shlination 325. — We. von 


Rechten an Grundſtücken bis zur Ans 
lenung des Grundbuchs. Uebergangs— 
vorichriiten 390 ff. 

Unehelicher Ninder, internationalrechtliche 
Vorſchriften über das Nectsverbältnig 
zwiſchen u. K. und der Mutter 59, — 
Internationalrechtliche Borichritten über 
das Rechtsverhãlmiß u. K. zu ihrem 
Vater DU. — Internationalrechtliche 
Vorichriiten über Yegitimation und 
Adoption u. K. HL ff. -- Bevormundung 
durch den die Auflicht ausubenden 
Anitaltsvoritand oder Beamten bei 
Erziehung in der mütterlichen Familie 
255 ff. — Uebergangsvorſchriften 454 ff. 

Umfang der Privatpiändung 154 Wr. Id, 

Umschreibung der auf den Anbaber 
lautenden Schuldvericreibungen eines 
Bunbesitaats x. auf den Namen 
2027. 

Ummandlung verzinslicer Staatsichulden 
199, — U. einer Tienitbarfeit, landes— 
geſeßliche Vorſchriften über die U. 
PErT 

Ummende: (PBilug)- recht 242 Wr. 

Uneiprntiic« Juhnberpapfere.liebergangs- 
vorſchriften 352 Wr. 7. 

Unerlaubte Sandlungen, intermational- 
rechtliche Borichriiten über Anſprüche 
aus u. 8. 3%. — Eniſtehen eines 
Schuldverbältnifies ver dem 1. Januar 
1100 aus einer u. H. 326, 

Ungerechtfertigte Bereicherung, Entſtehen 
ne Sculdverbältnifies vor dem 

Januar 1900 aus u. B. 32%. 

Nnaltieret einer Ehe nad bisherigen 
Geſehßen 416 8, 

Ungültigkeitserklärung einer Ehe nad 
bisheriaem Recht 41%. 

Unkündbare Hppothef, Unterſagung der 
Belaſtung eines Grundſtücks mit einer 
u. 5. oder Grundſchuld u 

Unmönlichteit eines vor dem 1. Januar 
100 geichloiienen Vertrags 3 327 a. — 
U. einer vor dem . Januar 1900 ent: 
itandenen SO bligation 338, 333. 

Unrichtiges Dienitzeugwiß,  Gribeilung 
eines foldien 192. 

Unihädtichkeitsatteit, landesgeſetzliche Vor: 
icriiten 236 ff. 
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Unterbredjung der Verjährung am 1. an. 
1900 noch nicht verjährter Anfprüce 
318, 319 Nr. 3b. 

Unterhalt der unehelichen Mutter 59, 
60 Nr. 3. 

Unterhaltspflicht beiEheſcheidung H3NT.4a, 
— U. geichiedener Eheleute binfichtlich 
der finder 54d. — U. des Waters 
gegenüber dem ehelihen Ktinded8 Nr. de, 
— U. bes umehelihen Vaters 59, 60 
Nr. 3. — U. eines im Betriebe von 
Eifenbabnen ꝛc. Getödteten gegenüber 
Dritten 109 — U. der Ehegatten einer 


am 1. Januar 1900 beitehenden Che | 


419, — U. bei Eheiheidungen, Ueber: 
gangsvoridhriiten 446 Nr. 3. 
Unterbaltspflidtiger, Aufwendung des 
Staats ꝛc. für den Unterhalt einer 
Perſon, Erſatz durch den U, 205 ff. 


Unterfagung der Belaftung eines Grunde | 


937 


DZ 


ſtücks mit Dienjtbarfeiten ıc. ff. — 
U. der Belaftung eines Grundjtüds 
über eine bejtimmte Wertbarenze 231 f. 
as der Theilung eines Grundſtücks 
DIIEE 

Unterzeichnung der durch einen Bundes: 
ftaat 20. ausgeſtellten Sculdver: 
jhreibungen auf den Inhaber 201 ff. 

Unvoilitändigfeit der Ktollifionsnormen 
des internationalen Privatrechts 12111. 

Unzuläffige Redte, Eintragung bis zur 
Anlegung bes Grundbuches 391,397 VII. 

Urheberredt 10 Ir. 1. 

Urkunden, straftloserflärung 354 ff. 

Urfundsperfonen, Zuziehung anderer U. 
bei Errichtung von Teitamenten ac. 281. 

Urtheil, Anerfennung eines ausländischen 
U. über Adoption oder Yegitimation 
63 Nr. 7, 

Uſancen find nicht Geſetz im Sinne des 
B.G. B. und des E. G. 6 Wr. 5, 


V. 








Bater, internationalrechtliche Vorſchriften ji 
Vergeltungsrecht S9f. 


über das Nechtsverhältnik des V. zu 
dem unebelihen Kinde DU FF. 
Beränderungen einer vor den J. 
1900 entſtandenen Obligation 328. 
Veräußerliche Rechte, Belaſtung 
Grundſtücks mit dem vererblichen und 
v. R. zur Gewinnung eines den berg: 
rechtliben Borichriften nicht unter: 
liegenden Materials 150f. 
Beränferung eines Segenitandes, Erwerb 
des Gegenstandes, wenn die B. unzu— 
Läffig it 1388. — V. 
beit 2207. — 3. von Grundſtücks— 
theilen 236, 237 Nr. 1, 238 Nr. 7. 


Verhältniß des 
Nanuar | 


eines 


einer Babhneinz | 


Verbeiſtandung nach franzöſiſch-badiſchem 


Recht 306, 306 Wr. 2. 
Niedner, Einführungsgeieh zum B.6.8, 


V. eines 


2. Aufl. 
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Geiſtesſchwachen nachfranzöſiſchemRecht, 
Uebergangsvorſchriften 463f. 

Verbeiferung des belaſteten Grundſtücks, 
Geldrente 2c. wegen eines dazu ge: 
währten Darlehns 232. 

Verbindung eines Grundftüds mit einer 
Waſſerſtraße oder Eiſenbahn 241 
Verbot der Anöjtellung von Inhaber— 

Seen, ohne ftaatlihe Gerehmigung 

Berfaffung der auf rund ſtaatlicher Ver: 
leihung rechtsfähigen Bereine 169, 

Verfehlung eines Ehegatten vor dem 1. Ya 
nıtar 1900 4d4de. 

Verfügungen von Todeswegen, Errichtung 
oder Aufbebung durch Ausländer 66, 

Errichtung durch Konfuln 102 ff. 
über dad dem Anerbenrecht unter: 
liegende Grundſtück 144 ff. — Zuziehung 
anderer Urfundsperionen bei Errichtung 
einer V. v. T. 281f. — Verſtoß genen 
landeögeieglihe Borichriften über Er— 
richtung gericdhtlicher oder notarieller 
Urkunden ohne Einfluß auf die Gültig: 
feit der V. 283 ff. — Uebergangsvor: 
Ichriften betreffs Errichtung oder Auf: 
bebung ®. v. T. 471 ff. 

BVerfügungsbeichränfungen, Uebergangs: 
vorſchriften 317f. 

Bereine, Rechtsfähigkeit ausländiſcher V. 
3lff. — Staatlich konzeſſionirte V., 
landesgeſetzliche Vorſchriften 169 ff. — 
Baperiihe Vereine, Uebergangsvor— 
ichriften 3155. — Sächſiſche Vereine, 
Uebergangsvorichriiten 316. 

Bereinigung, landesgeiehliche Borichriften 
über Beihränfung der B. von Grund— 
ſtücken 233 ff. 

Vererbliche Rechte, Belastung eines Grund: 
ſtücks mit dem v. und veräußerlichen 
R. zur Gewinnung eines den berg: 
rechtlichen Worfchriiten nicht unters 
liegenden Materials 1507. — N. und 
übertragbare Mutzungsrechte, Leber: 
gangsvorichriften 4145. 


B.G.B. zu 
ländiichen Geſetzen 10 FF. V. 
BGB. zu den Reichsgeſetzen Wir, 
V. des BGB. zu den Yandesgeleßen 
125 fr. 

Verheirathung des Kindes, Beendigung 
der elterliben Gewalt durch V. d. K 
58 Wr. Ab. 

Verjährung der Schadenserjakaniprüche 
ber Verlekung im  Gilenbabnbetrieb 
108, — Webergangasvorichriften 315 ff. 
— 3, der Aniprüce aus den vor dem 
I. Januar 1900 ausgeitellten Schuld— 
verichreibungen auf den Anbaber is, 
349 Nr. 3. 


den aus— 


Deo 


32 
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Verjährungsfriiten der vor dem 1. Januar 


1900 ausgeitellten Schuldverichreibuns | 


gen auf den Inhaber 351, 

Verkauf der hinterlegten Sachen von Amtss 
wegen 274 Nr. 5. 

Verfehrsiitte iſt nicht Geſetz im Sinne 
des BGB. und des E.G. 6 Wr. 5. 

Berfehrsunternehmungen, landesgeienliche 
Vorſchriften über abweichende Regelung 
bei 8. 31. 

Verlagsrecht, landesgeſetzliche Vorſchriften 
über V. 161. 

Verleihung der Staatsangebörigfeit an 
den Ehemann erftredt ſich auf die 
Me und die minderjährigen Kinder 
106 ff. 

Berleitung zum widerrechtlichen Verlaſſen 
des Dienftes IN. 

Verlöbniß, Borausießungen eines vor dem 
1. Nanuar 1900 geſchloſſenen V. 417 J. 

Verluſt der Staatsangehörigkeit im inter— 
nationalen Privatrecht 19 VILL, 
V. der Staatsangebörigfeit erſtreckt ich 
auf die Ehefrau und die geleglich Fraft 
elterliber Gewalt von dem Ausgetvete: 
nen vertretenen Kinder 107. — 8. des 
Gigentbums an einem&rundjtüd, Weber: 
gangsvorjchriiten 30 FF. 

Vermehrung der Bedürfniſſe eines im 
Betriebe der Eiſenbahnen ⁊c. Verletzten, 
Schadenserſatzpflicht 107. 

Vermögen, Todeserklärung eines Aus— 
länders in Bezug auf das inländiſche 
Vermögen desſelben 30 Nr. d. — Anz 
fall des V. eines aufgelöſten Vereins, 
landesgeſetzliche Vorſchriften 176. — 
V. eines vor dem 1. Januar 1900 ge: 
borenen ehelichen Mindes 448, 449b. 

Vermögensabionderungen der Ghegatten 
nach franzöſiſch-badiſchem Recht 421, 
424 Wr, 2b. 

Vermögensrechtliche Beziehungen zwischen 
dem Vater ıc. und dem ehelichen Mind 
55 Nr. 1. — 8, Aniprüche der Bes 
amten, Geiſtlichen, Lehrer an öffent: 
lichen Unterrichtsanſtalten, landesgeſetz— 
liche Vorſchriften 165 ff. 

Verordnungen der Berwaltungsorgane als 
Geſetz im Einne des B.G. B. und des 
E.G. 4 Nr 2 


Verpflegte Perſon, Geſetzliches Erbrecht | 


des Fiskus ꝛc. an dem Nachlaß einer 
v. P. 200, 

Verpflegungsanſtalt, Bevormundung durch 
den Vorſtand der V. Woff. 


Verpflichtung zur Uebernahme der Bor: 


mundſchaft uber Ausländer 64 Wr. Le. 

Verſagung der Anerkennung der Rechts— 
täbinfeit eines ausländischen Vereins 
1, 32 Nr. 5. 


Verſchollenheit 29 Wr. 3, 


| 


— — — — — — — — 
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Verſchollenheitserklaͤrung 305 Ar. 5, 4310 
Nr. 2. — B., ein 3. 3. des 1. Nanuar 
1900 anbängiges Verfahren 3107. 

Verſchuldungsgrenze, landesgeſetzliche Vor⸗ 
ſchriften 231f. 

———— Entmündigung wegen ®. 
305 f. 

Verfiherungspolizen 204 Nr. 2. 

Verſicherungsrecht, landesgeießliche Bor: 
ichriften über V. 161. 

Vertrag unter Abweienden, international: 
rechtliche Vorſchriften 36 Nr.9. — V. 
über Aufbebung eines Erbverzichtsver— 
trage, EN 476, 

Vertragsmäßiger Güterſtand, welcer der 
Ueberleitung unterliegt 326 ff. 

Vertragsnormen, als Verordnung erlafiene 
V. find nicht Geſetz im Sinne des 
BGB. und des E.G. 4 Nr. 2. 

BVertheilungsperfahren, Gröffnung des ®. 
nab den Vorichriiten des Zwangsver— 
ſteigerungsgeſetzes bei Wideriprud eines 
Berechtigten gegen Zablung an den 
Gigentbümer des enteigneten Grund: 
jtüds 122. 

Verwandte, Lnterbaltspfliht unter 8. 
58 Nr. 6. — Verbältniß des unebe: 
lichen Kindes zu den ®. des Vaters 
60 Nr. 3b. 

Verwandtſchaft, 
ſchriften des B.G.B. über 
Reichsgeſetze 921. 

Verwaltung der Vormundſchafts- und Nach— 
laßſachen durch andere Behörden als 
die Gerichte TI ft. — V. ſtaatlich kon— 
zeſſionirter Vereine, landesgeſetzliche 
Vorſchriften 171 Nr. 5. 

Berwaltungsredt 125 Vle. 

VBerwaltungsperordnungen find nicht Ge— 
je im Sinne des B.G. B. und des 
6.8. 4 Nr. 2. 

Berwahrloiung Ninderjähriger, Zwang: 
erziehbung zur Verbütung 254 Nr. 4. 

Verweilungen in Neichs: und Yandes- 
geſetzen auf Vorichriiten, die durch das 
BW.B. oder das E.G. außer Kraft 
geſetzt werden T ff. 

Verzug bei einer am 1. Januar 1900 ent: 
itandenen Obligation 325, 

VBerzugszinien einer vor dem 1. Januar 
1900 entitandenen Obligation 329. 

Vollendung einer am 1. Januar 1900 
laufenden Verjährung 321 Nr. 5. 

Volljährigkeit bei Erwerb der Reichsan— 
nebörigfeit 20, — Uebergangsvoricrif- 
ten 3OL FF, 

Voll ährigkeitserklärung vor Inkrafttreten 
des BG.B. 301, 303 Nr. 3. 

Vorausſetzungen, formelle und materielle 
V. der Entmündigung eines Aus— 
länders im Inland W. — V. der Ehe 
ſchließung, materielle und formelle V. 


Anwendung * Vor⸗ 
V. auf 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


nm a. 


37H — V. der Legitimation und 
Adoption 62 Wr. Ada. 

Borbehalte zu Gunſten der Landesgeſetze 
127 1V,V. — V. zu Gunſten der 
Landesgeſetze, Tragweite derſelben 6. 

— Fürſorge für Ausländer 653, 
bb Nr. 7. 

Borlegungsfriiten der vor dem 1. Januar 
1900 ausgeſtellten Sculdvericrei: 
bungen auf den Inhaber 351. 

Bormundidaft, internationalrechtliche Bor: 
ichriften über die V. 63ff. — Ent: 
laſſung eines unter elterlicher Gemalt 
oder V. ftehenden Staatdangebörigen 
107. — Grlaubniß für Beamte zur 
Uebernabme der B. 167 Wr. 2b. — 
V. eines vor dem 1. Januar 1900 für 
todt Grflärten 309. — Uebergangsvor: 
ichriften 459ff. 

Bormundichaftseröffnung über Ausländer, 
Auftändigfeit 65 Wr. da. 

Bormundihaitsgeridht, Zujtändigfeit des 
V. für Vormundſchaft über Ausländer 
65 Nr. 4. — Genehmigung des ®. zur 
Entlaſſung eines unter elterliher Ge: 
walt ꝛc. ſtehenden Staatsangebörigen 
107, 

Bormundichaftsrichter, 
Zwangserziehung 253 Nr. 1b. 

Bormundicalts- und Nachlaßſachen, Ber: 
mwaltung der B.: und N. durd andere 
Behörden als die Gerichte 277 ff. 

Vorrang für Meliorationsdarleben, landes: 
geſetzliche Vorichriften 2327. 

Borichriften, Belaſtung eines Grunditüds 
mit dem vererblichen und veräußerlichen 
Rechte zur Gewinnung eines den berg: 
rechtlichen V. nicht unterliegenden Ma— 
terialö 1505, 

Vorihußpflict des Ehemanns in Prozeiien 
F Ehefrau, Uebergangsvorſchriften 
2g. 


W. 


Wahlkonſul, Zuſtändigkeit der W. zur 
Errichtung einer Verfügung von Todes— 
wegen 102ff. 

Waldbäume, Nachbarrechte in Bezug auf 
W. Hebergangsvorichriften 374. 

BWaldgrunditüde 240 Ir. 2, — ſ. a. Feld: 
grunditüde. 


Waldgenojjenihaften, landesgeſetzlichevor⸗ 


jchritten der W. 172. 
Wald-Zwangsgenofienihaiten 1Tie. 
Wartegeld der Beamten ıc. 166 Nr. Ia., 

169, 

Waſſergenoſſenſchaften, autonomiſche 

Satzungen der W. 4 Nr. 3. 
Wuſſerrecht, landesgeſetzliche Vorſchriften 

über W. 147f. 


Anordnung ber | 
Widerrechtliches Verlaſſen des Dienites, 
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Waſſerſtraßen, landesgeſetzliche Vorſchriften 
über W. 241. 

Wechſelrecht, Kolliſionsnormen 11 Nr. 3, 

Wege, Negulirung der W., landesgeſetz— 
lihe Vorſchriften 222 ff. 

Wegnahme einer Sache zum Schuße von 
Srunditüden 183 Wr. 1a. 

Weideiervituten 229 Nr, 3b. 

Weinberge, Wildſchaden an W. 155. 

Weitergehende Uniprüde der unebelichen 
Mutter 59, 60 Wr. 3d. 

Weltpoftvertrag 10 Wr. 1. 

Werth, Feititellung des W, eines Grund— 
ſtücks, Haftung der dazu amtlich be: 
jtellten Sachverständigen 165. 

Werthpapiere, Gigentbum bes Fiskus an 
den binterlegten W. 272, 274 Wr. 4. 

- Münpdeljicherbeit von W., Leber: 
gangsvorichriften 464f. 

Wiederheritellung der ebelihen Gemein: 
ichaft nach vorbergehender Aufhebung 
115. — W. zeritörter Gebäude 215F. 

Wiederverheirathung geichiedener Ehe— 
gatten Die. — W. des Ehegatten eines 
vor dem 1. Januar 1900 für todt Er: 
flärten 309. — W. des Ehegatten eines 
nah frangöftich-badiihem Recht für 
verichollen Erflärten 311. 


Schadenserjab wegen Verleitung dazu 
192, 

Widerruf der Anerkennung der Rechts: 
eg eined ausländiichen Bereins 
32 Nr. 5. 

Widerſpruch gegen die Zahlung an den 
Eigenthümer bei Enteignung, 122. 
Widerſtreiteudes Reichsgewohnheitsrecht 

5 Nr. 5. 

Wildſchaden, Erſatz des W. 151, 152 
Ar. 3b., 153ff. Landesgeſetzliche 
Vorſchriften über W. 153ff. 

Wirfungen der Entmündigung eines Aus— 
länders im Inland 25. W. der 
Legitimation und Adoption 63b. 
W. der PBrivatpfändung 184 Ir. de. 
— W. der Rectshbängiafeit 285 f. 
RW, einer am 1, Januar laufenden 
Verjährung 321 Wr. 5. W. der 
She in Anſehung des Güterſtandes, 
lebergangsvorichriiten I21 ff. 

Wittwen und Waiſen, Menderung des Ge: 
ſetzes betreffend die Fürforge für Wittiwen 
und Waifen 118. 

Wittwen- und Waiſengeld für die Hinter: 
bliebenen der Beamten 2c. 169. 

Wohnſitz des Vaters, Anwendungsbereich 
des Geſetzes nach dem W. des Baters 
It Wr. 4. — Erwerb und Rerluft des 
W. nah internationalem Privatrecht 
20 Nr. 2. — W. eines Ausländers im 
Anland, Gntmündigung bei deilen 
Vorbandenfein 24 ff. — Mehrfacher W, 


32% 
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83, — Beſtimmung der Hauptitabt des 
Heimatbsitaats zum W. bei Ermanges 
lung eines W. 98, Grmwäblter MW. 
des franzöfiihen Rechts, Uebergangs: 
vorichriften 306 f. 

Wohnfigprinzip bei Regelung der Staats: 
angebörigfeit im internationalen Privat: 
rebt 19 VIUI 

Bohnungsgeld der Beamten ıc. 166 Wr. 1a. 

"Wohnungsmiethe, landesgeſetzliche Vor— 
ante über Räumungsfriiten bei W. 

9 

Wuchergeſetz, Aenderung des W. 117f. 

ee Aufhebung der Landesgeſetze 
150 Wr. 2, 


2. 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


ZuſammenlegungvonGrundſtücken, landes— 
geſetzliche Vorichriiten über die 3. 222 

Bujammenrottung, Haftung für den daraus 
entitehenden Schaden 212 ff. 

Zuſchreibungen von Grundſtücken, Unter: 
jagung oder Beichränfung der 
233 ff. 235 Nr. 3. 


Zuſtändigkeit des Neichögerichts für alle 





Zahlung der Entihädigung an den Eigen- 


thümer des enteigneten Grundſtücks, 
Widerſpruch eines Berechtigten 122. — 
3. aus öffentlihen Kaſſen, landes- 
geſetzliche Borichriiten 1887. 

Zahlungsiperre bei den vor dem 1. Jan, 
10 ausgeſtellten 
ungen 350, 350 Nr. d. — 3. über 
a cren auf den Inhaber 
356, 

Zeit der Peiftung eines vor dem 1. Januar 
1900 geichlofienen Bertrags 327 b. 
Zeitpunft der Entitebung des Scheidungs: 
arundes 53d. — 3. der Geburt bei 
Entiheidung der ehelichen Abjtammung 

55, 55 Wr. 

Zeitliche Serraf des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs 2 Nr. 2. — 3. Wirffamfeit 
der Geſetze 287 ff. — 

Zeitweilige Trennung von Tiih und Bett 


1 Wr. 26. — Uebergangsvorſchriften 

47f 

gerſoͤrle Gebäude, Wiederherſtellung 
z. G. 218, 


Zinsfreiheitsgeſetz Aenderung des 3. 104. 


Redtsitreitigfeiten aus dem B.G.B. 
9, 3. zur Eheſchließung 39. - 
3. in Eheiheidungsiadhen 54 Nr. 5. — 
3. in Sadhen der Anerkennung und 
Anfechtung der ebeliben Abitammıuma 
56 Nr. 5. — 3. in Rectäftreitigfeiten 
über Feſtſtellung 2c. des Eltern: und 
Kindesverhältnifies 58 Nr. 5. — 3%. 
für WBormundicaft über Ausländer 
65 Mr. 4. — 3. für das Aufgebot 
vor der Ebheſchließung 115. — 
landesgeſetzliche Worichriften über 
örtliche oder jahlihe 3. der Hinter: 
legungsitellen 271, 271 Nr. 2,273 Nr. 3, 


| DRPRS IE ENTER BERR N im internatio- 


Schuldverichreib: | 





Zinsſcheine der Schuldverihreibungeneines | 
Bundesftaats 201 f. — 3. der vor dem 


Il. Januar 1900 ausgeitellten Schuld: 
verichreibungen auf den Anbaber 345, 
30 Nr, 4. — Uebergangsvorſchriften 
353, 

Zubehör land= und foritwirtbichaftlicher 
Grundſtücke, Anerbenredt in Anfebung 
desselben 144ff. 146b. 

Zubehörſtücke, Entziehung ꝛc. 
öffentlichen Intereſſe 122. 

Züchtigungsrecht des Dienitberechtigten 192. 

Zulagen, perjönliche 3. für Beamte 166 
Yr. la. 


von 3. im | 


nalen ‘Privatrecht 13 
Zuftimmung des Ehemanns zu Anträgen 
der Ehefrau betr. Gintragungen im 
Staatsihuldbuh 197, 198 Nr. 5. 
Zumwiderhandeln gegen ein zum Schutze 
erlaffenes Strafgeſetz 212. 


Zuziehung anderer Urfundsperionen bei 


Grridtung von Teſtamenten ıc. 2811. 


' Bimangsenteignung, landesgejeßliche Vor: 


fchriften 214 ff 


 Biwangserziehung der Kinder 58 Nr. 3b 


— Deffentlihde Zw. 
252 ff. 

Zwangs- und Bannrechte, landesgeſetzliche 
Vorſchriften über Zw. u. B. 159 ff. 
Zwangsverwaltung eines Grundſtücks, das 
nicht mit einer Hypothek ꝛc. belaſtet 

werden darf 138. 

Zwangsverſteigerungsgeſetz, Inkrafttreten 
1. — Analoge Anwendung des Zw. 
bet Entziehung x. einer Sache im 
öffentliben Intereſſe und Befteben 
eined Rechts eines Dritten an ber 
Sache 120, 121 Nr. 3, 

Zweck eines deutichen Geſetzes, Verſtoß 
eines ausländiſchen Geſetzes dagegen 
23 Nr. 3 85ff. — Zw. eines neuen 
Geſetzes, Rückwirkung des BGB, 
wenn die Anwendung der bisherigen 
Geſetze gegen den Zw. e.n. Gef. ver: 
ſtoßen würde 290, 

—— Kollifionsnormen 12 Nr. 


Minderjäbhriger 


— und GEN internatio: 
nales Privatrecht 19 \ 


- — —— — 
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